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Hauptbureau:  59,  Rue  Claude  Bernard,  Paris 


Üm  die  Ziele  des  Bundes  zu  konkreter  Veranschaulichung  zu  bringen,  seien 
im  nachstehenden  einige  jener  Bestrebungen  genannt,  welche  er  als  An- 
wendungen seines  Grundgedankens  organischen  Menschheitsfortschritts  betrachtet, 
welche  er  mit  allen  ihm  zu  Gebote  stehenden  Aktionsmitteln  fördern  will: 

1.  Planmäßige  Fürsorge  für  Gesundheit  und  Veredelung  der 
Rasse.  — Bau  billiger  und  gesunder  Volkswohnungen  —  Gartenstadtbewegung.  — 
Tuberkulosebekämpfung.  —  Gesetzgebung  zur  Bekämpfung  der  Trunksucht  durch 
Verbot  besonders  schädlicher  alkoholischer  Getränke  (nach  dem  Beispiel  des 
Schweizer  Absinthverbotes).  —  Pflege  gesundheitsfördernder  Sportsübung  inner- 
halb entsprechender  Grenzen.  —  Bekämpfung  der  Rauch-  und  Staubplage.  — 
Arbeiterschutzgesetzgebung,  um  die  Gesundheitsgefährdung  der  Arbeiter,  besonders 
auch  der  Frauen  und  der  Kinder,  durch  überlange  Arbeitszeit,  Gebrauch  gesund- 
heitsschädlicher Substanzen  (Phosphor  usw.)  zu  verhindern. 

2.  Fürsorge  für  geistige  Heranbildung  der  Massen.  —  Un- 
entgeltlichkeit des  Unterrichts,  unentgeltliche  Verabreichung  der  Lehrmittel, 
warmes  Frühstück,  warme  Beschuhung  und  Bekleidung  an  bedürftige  Kinder 
(wie  in  Frankreich).  —  Stipendienerteilung  an  alle  begabten  Volksschüler,  um 
ihnen  den  Besuch  höherer  Schulen  zu  ermöglichen  (wie  in  Neuseeland).  — 
Volkshochschulen  (wie  in  Norwegen  und  Dänemark). 

3.  Verbesserung  der  sozialen  Konstitution  der  Völker  durch 
eine  von  wissenschaftlichen  Gesichtspunkten  geleitete  Politik  sozialer  Reformen, 
durch  planvolle  Verstaatlichung  undVcrstadtlichung  der  hierfür  reifen  Produktions- 
zweige. —  Förderung  der  Genossenschaftsbewegung. 

4.  Bewegung  für  Ersatz  des  Faustrechtszustands  zwischen  den  Völkern 
durch  ein  Rechtssystem,  analog  der  Uberwindung  des  Faustrechtszustandes  zwischen 
den  Individuen  durch  Ausbildung  eines  Zivil-  und  Strafrechts,  wie  sie  die  ver- 
gangenen Jahrhunderte  gebracht  haben;  Förderung  der  Bewegung  zur  Schaffung 
internationaler  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Gerichtsbarkeit 

5.  Heranziehung  aller  Talente  in  der  Frauenwelt  durch  Erweiterung  der 
Frauenbildung  und  Wegräumung  aller  Kindernisse,  welche  der  Berufsbetätigung 
der  Frau  auch  auf  höchsten  geistigen  Stufen  entgegenstehen;  Heranziehung 
der  Frauen  als  Wählerinnen  und  Gewählte  zum  politischen  Leben,  um 
dieses  so  durch  ihre  spezifische  Kompetenz  für  pädagogische  und  humanitäre 
Fragen,  ihre  Betonung  altruistischer  Gesichtspunkte  zu  bereichern. 

6.  Forschungs-Institute  zum  Zwecke  systematischer  Erweiterung 
menschlicher  Erkenntnis;  Förderung  des  technischen  Fortschritts  auf  jede,  den 
öffentlichen  Körperschaften  mögliche  Weise. 

7.  Heranziehung  moderner  wissenschaftlicher  Gesichtspunkte  zur  Refor- 
mation des  Straf  rechts  (Jugendgerichte,  bedingte  Verurteilung,  lebens- 
längliche Anhaltung  von  Gewohnheitsverbrechern. 


Wer  diese  Ziele  fördern,  wer  eine  zentrale  Kraftstelle  für  inter- 
nationale Kulturpolitik  schaffen  will,  trete  unserem  Bunde  bei! 
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Der  Verlag  hat  auch  für  den  I.  Halbband  (Heft  1—6) 
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UMSCHLAG  UND  AUSSTATTUNG  ZEICHNETE 
LUCIAN  BERNHARD,  BERLIN. 


ALFRED  H.  FRIED,  WIEN:  DIE  INTERNATIONALE 
VERWALTUNG  UND  DIE  ANSÄTZE  ZU  EINER 
INTERNATIONALEN  GESETZGEBUNG. 

S  ist  die  Aufgabe  der  noch  jungen  Wissenschaft  des  Internationalis- 
mus, das  Gemeinschaftsleben  der  Staatengesellschaft  darzulegen. 
Ihr  liegt  es  ob,  die  Gesetze  der  zwischenstaatlichen  Verbindungen 
zu  ergründen,  ihre  Tendenzen  zu  erforschen  und  die  Richtung  ihrer 
Entwicklung  erkennbar  zu  machen.  Schon  in  der  kurzen  Zeit  seines  Be- 
standes ist  es  diesem  neuen  Wissenszweig  gelungen,  das  wesentliche  des 
Internationalen  von  der  Utopie  zu  scheiden  und  den  Begriff  des  Internationa- 
lismus von  den  Schlacken  zu  befreien,  die  mißverstehender  Eifer  um  ihn  an- 
gesammelt hat. 

Der  moderne  Techniker  des  Internationalismus  unterscheidet  sich  von 
dem  Menschheitsträumer  der  Vergangenheit  dadurch,  daß  er  erkannt  hat, 
die  internationale  Gemeinschaft  kann  nicht  durch  eine  mechanische  Zu- 
sammenwerfung der  Staaten  erreicht  werden,  nicht  durch  ein  Addieren  der 
Quadratkilometer,  sondern  lediglich  durch  eine  Verbindung  der  Bedürfnisse, 
durch  ein  Organisieren  der  Interessen  im  übrigen  selbständig  bleibender 
Teile.  Eine  solche  Gemeinschaft  kann  nicht  willkürlich  konstruiert  werden 
wie  eine  Maschine,  die  einem  vorbedachten  Zweck  dienen  soll;  sie  muß  auf 
Grund  vorhandener  lebender  Keime  erzogen  und  entwickelt  werden.  Dank 
der  auf  solcher  Erkenntnis  beruhenden  Betätigung,  erscheint  dem  Klarsehen- 
den das  Internationale  nicht  mehr  gleichbedeutend  mit  antinational,  mit 
vaterlandfeindlich,  mit  Hemmung  der  staatlichen  Entwicklung;  er  erkennt 
im  Internationalismus  vielmehr  die  Möglichkeit  zur  höchsten  Entwicklung 
und  Sicherung  des  nationalen  Lebens,  eine  wechselseitige  Befruchtung  der 
nationalen  Kulturen,  ein  Zusammenwirken  zur  Erreichung  höherer,  dem 
einzelnen  Staate  nicht  erreichbarer  Aufgaben.  Internationalismus  in  diesem 
Sinne  ist  Ausgleich  und  Organisation  der  Kräfte ;  heißt  nicht  Schwächung  der 
staatlichen  Macht,  sondern  Austausch  der  eigenen,  sonst  unverwertbaren 
Macht  gegen  fremde  verwertbare  Pflichten.  International  ist  daher  gleich- 
bedeutend mit  höchstnational. 

Diese  aus  dem  Bedürfnis  erwachsene  zwischenstaatliche  Organisation 
der  Interessen  hat  eine  große  Zahl  von  Erscheinungen  gezeitigt,  die  im  ein- 
zelnen wenig  zu  bedeuten  scheinen,  die  aber,  in  ihrer  Gesamtheit  ins  Auge 
gefaßt,  einen  überraschenden  Einblick  in  die  Höherentwicklung  und  in  den 
Organisationsprozeß  der  Menschheit  gewähren.  Um  so  überraschender  als 
die  Handlungen  der  internationalen  Politik  mit  ihren  noch  überwiegend 
anarchistischen  Allüren,  bei  ihrer  Betonung  und  Übertreibung  des  Gewalt - 
momentes  eine  derartige  Gemeinschaftsentwicklung  der  Staatenwelt  gar  nicht 
vermuten  lassen.  Aber  die  Politik  hinkt  der  gesellschaftlichen  Entwicklung 
immer  eine  Zeit  lang  nach,  und  erst  die  Wissenschaft  vermag  sie  durch  ihre 
aufklärende  Arbeit  mit  dem  Zeitbedürfnis  in  Einklang  zu  bringen. 

Zu  diesen  die  Umwälzung  der  Staatengesellschaft  kennzeichnenden  Er- 
scheinungen gehört  in  erster  Linie  die  internationale  Verwal- 
tung ,  die  sich  in  den  letzten  Jahrzehnten  neben,  auch  über  der  staatlichen 
Verwaltung  entwickelt  hat.  Hier  handelt  es  sich  nicht  um  zukünftige  Er- 
füllungen und  Pläne,  sondern  um  Tatsachen,  die  bereits  erkennbar  sind. 
Tatsachen,  die  auch  nicht  einem  frommen  Wunsch  oder  einer  menschen- 
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freundlichen  Agitation  ihr  Dasein  verdanken,  sondern  einem  realen  Bedürfnis 
entsprungen  sind.  Längst  hat  es  sich  gezeigt,  daß  die  wirklich  großen  Auf- 
gaben über  den  Rahmen  des  Staates  hinausgewachsen  sind  und  nur  durch 
ein  zwischenstaatliches  Zusammenwirken  der  Erfüllung  zugeführt  werden 
können.  Und  dieses  zwingende  Bedürfnis  hat  allmählich  dazu  geführt,  daß 
immer  mehr  internationale  Zweckverbände  zu  wirkungsvoller  Erledigung 
bestimmter  Aufgaben  gebildet  wurden,  in  deren  Zusammenfassung  man  klar 
und  deutlich  die  Institution  einer  über  den  Staaten  stehenden,  von  der  Ge- 
meinschaft der  Staaten  bewirkten  internationalen  Verwaltung  erkennen 
kann. 

Das  Wesen  der  internationalen  Verwaltung  definiert  Prof.  v.  M  a  r  t  e  n  s 
in  seinem  „Völkerrecht"  als  die  innerhalb  der  durch  das  Völkerrecht  gezogenen 
Schranken  geübte  freie  Tätigkeit  der  Staaten  im  Bereich  der  internationalen 
Gemeinschaft  zum  Zwecke  der  Erfüllung  ihrer  Lebens- 
aufgaben. Den  Gegenstand  der  internationalen  Verwaltung  bildet  nach 
ihm  die  Gesamtheit  aller  staatlichen  Aufgaben  und 
Rechtsverhältnisse,  die  die  Landesgrenzen  der 
Staaten  überschreiten. 

Nicht  so  weit  geht  der  deutsche  Völkerrechtsjurist  v.  L  i  s  z  t ,  der  die 
internationalen  Verwaltungsgemeinschaften  als  „dauernde  Vereinigungen 
einer  nicht  geschlossenen  Staatengruppe  zur  gemeinsamen  Förderung  abge- 
grenzter gemeinsamer  Interessen"  erklärt.  Ihm  erscheint  also  das  kenn- 
zeichnende Merkmal  der  internationalen  Verwaltung  in  der  Gruppierung 
mehrerer  Staaten  zu  einem  bestimmten  nichtpolitischen  Zweck  zu  liegen, 
während  v.  Martens  in  jedem  die  staatlichen  Grenzen  überschreitenden  Ab- 
kommen dieser  Art,  wenn  es  auch  nur  zwischen  zwei  Staaten  abgeschlossen 
ist,  dieses  Merkmal  erblickt.  Ich  glaube,  daß  Martens  hier  im  Recht  ist. 
Denn  nicht  die  Zahl  der  Vertragsteilnehmer  kann  das  Wesen  eines  Vertrags 
kennzeichnen,  sondern  lediglich  dessen  Inhalt.  Ein  Vertrag  ist  allerdings 
noch  nicht  international  in  dem  weltumfassenden  Sinn  jenes  Wortes,  wenn 
er  nur  zwischen  zwei  Staaten  abgeschlossen  wird.  Er  kann  es  aber  dennoch 
seinem  Wesen  nach  sein,  wenn  der  Zutritt  zu  einem  solchen  Zweier-Abkommen 
jedem  anderen  Staat  freigestellt  wird,  oder  wenn  zahlreiche  solche  Abkommen 
doch  ein  gemeinsames  Netz  über  eine  große  Anzahl  von  Staaten  schlingen. 

Indem  ich  mich  der  von  Martensschen  Ansicht  anschließe,  teile  ich  die 
Erscheinungsformen  der  internationalen  Verwaltung  in  drei  Stufen,  die  ledig- 
lich verschiedene  Grade  der  Vervollkommnung  kennzeichnen. 

Ich  unterscheide  demgemäß  drei  Stufen  der  internationalen  Ver- 
waltung, die  in  der  ersten  den  primitivsten  Zustand,  in  den  beiden  anderen 
Stufen  dessen  Höherentwicklung  darstellen.  Als  erste  Stufe  erscheint 
mir  das  einfache  Vertragsabkommen  über  Verwaltungsangelegenheiten  zwi- 
schen je  zwei  oder  mehreren  Staaten,  wobei  die  Durchführung  der  Vertrags- 
bestimmungen den  Vollzugsorganen  eines  jeden  Staates  allein  zusteht.  Hier- 
her gehört  die  Mehrzahl  der  sogenannten  Verkehrs  Verträge,  der  Handels-, 
Münz-,  Maß-,  und  Gewichtsabkommen,  der  Privatrechts-,  Auslieferungs-, 
Sanitäts-,  Niederlassungs-,  wie  der  Eisenbahn-,  Post-  und  Telegraphenver- 
träge, der  Verträge  zum  Schutz  materieller  und  ideeller  Interessen  usw. 

Die  zweite  Stufe  kennzeichnet  sich  durch  die  Errichtung  inter- 
nationaler Zentralstellen,  denen  die  vertraglich  festgelegte  Durchführung  und 
Regelung  gemeinsamer  Angelegenheiten  obliegt.  Es  sind  dies  die  soge- 
nannten internationalen  Ämter,  die  ihrer  Wirkung  nach  bereits  internationale 
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Verwaltungsorgane  bilden,  indem  sie  im  Auftrage  der  Staatengemeinschaft 
und  in  deren  Interesse  wirken,  auch  von  ihr  bezahlt  werden.  Sie  stehen  in  der 
Regel  unter  der  Kontrolle  eines  der  Vertragsstaaten.  Die  Bureaus  in  Bern 
und  Brüssel,  der  Schiedshof  im  Haag,  die  geodätische  Zentrale  in  Potsdam, 
das  seismographische  Institut  in  Straßburg,  das  Maß-  und  Gewichtsinstitut 
in  Sevres  sind  Einrichtungen  dieser  Art. 

In  der  dritten  Stufe  sind  die  Einrichtungen  der  internationalen 
Verwaltung  nicht  nur  ihrer  Wirkung,  sondern  auch  ihrem  Wesen  nach  inter- 
national. Sie  stehen  nicht  mehr  unter  der  Kontrolle  eines  Vertragsstaates, 
genießen  vielmehr  eine  gewisse  Selbständigkeit  und  die  ihnen  angehörenden 
Mitglieder  oder  Beamten  sind  in  gewissem  Sinne  international.  Sie  sind  Be- 
auftragte der  Staatengemeinschaft.  Es  gibt  noch  nicht  viele  solcher  Ein- 
richtungen; doch  sind  deren  schon  vorhanden.  Es  sind  dies  die  inter- 
nationalen Fluß-  und  Sanitätskommissionen,  zum  Teil  auch  die  internationale 
Kommission  zur  Überwachung  der  Finanzverwaltung  einzelner  Staaten, 
v.  Liszt  sagt*)  kennzeichnend:  „Der  Schiffskapitän,  der  durch  den 
Suezkanal  fährt  oder  der  von  der  Sulinamündung  donauaufwärts  dampft, 
steht  unmittelbar  unter  dem  Imperium,  unter  der  Befehl-  und  Zwangsgewalt 
nicht  etwa  der  Uferstaaten,  sondern  des  Staatenverbandes,  der  die  Freiheit 
der  Schiffahrt  für  die  Schiffe  aller  Flaggen  sichern  oder  die  Häfen  des  Mittel- 
meeres von  der  Einschleppung  der  Pest  und  Cholera  schützen  will."  So 
bildet  auch  die  durch  den  Pariser  Vertrag  vom  30.  März  1856  eingesetzte 
europäische  Donaukommission  ein  wesentlich  internationales  Organ.  Sie 
besitzt  eigene  Fahnen  und  Abzeichen,  erläßt  eigene  Verordnungen,  sie  hat  ein 
eigenes  Straf-  und  Zivilgesetzbuch,  verhängt  Strafen  und  hat  sogar  die  Macht, 
ihre  Sprüche  durchzusetzen.  Sie  erläßt  internationale  Gesetze  und  fällt  Ur- 
teile im  Namen  der  Staatengemeinschaft. 

Wenn  man  diese  Unterscheidungen,  die  lediglich  die  verschiedenen  Ent- 
wicklungsgrade der  getroffenen  Maßnahmen  kennzeichnen,  dauernd  im  Auge 
behält,  erkennt  man  die  gewaltige  Tendenz  der  Gemeinschaftsarbeit,  die  sich 
hier  zeigt,  den  Riesenumfang  und  die  Mannigfaltigkeit  des  großen  Organisa- 
tionsvorganges, der  sich  deutlich  erkennbar  vor  uns  abspielt.  Es  lohnt  sich 
deshalb,  hier  einen  nach  Materien  geordneten  Überblick  über  die  mehr  oder 
weniger  entwickelten  Ansätze  der  internationalen  Verwaltung  zu  geben. 

Vorher  sei  aber  nochmals  betont,  daß  es  sich  bei  der  internationalen 
Verwaltung  nur  um  Maßnahmen  handelt,  die  die  Regierungen 
selbst  getroffen  haben  und  durchführen,  nicht  um  jene 
ungeheure  Menge  internationaler  Organisationen  privater  Natur.  Hervor- 
gehoben muß  jedoch  werden,  daß  dieser  offizielle  Internationalismus  in  der 
Mehrzahl  der  Fälle  der  privaten  Initiative  zu  danken  ist  und  sich  auf  den 
Vorarbeiten  der  privaten  internationalen  Organisationen  aufbaut**). 


*)  ,.Das  Wesen  des  völkerrechtlichen  Staatenverbandes  usw."  Breslau  1910. 
**)  Wer  sich  über  den  Umfang  der  gesamten  internationalen  Organisation  der 
Gegenwart  unterrichten  will,  den  verweise  ich  auf  das  von  mir  1905  begründete  „An- 
nuaire  de  la  vie  internationale",  und  namentlich  auf  dessen  letzten  Band:  „Annuaire 
de  la  vie  internationale.  Unions  Associations,  Instituts,  Commissions,  Bureaux, 
Offices,  Conferences,  Congres,  Expositions,  Publications.  Publie  par  TUnion  des  As- 
sociations internationales  avec  le  concours  de  la  Fondation  Carnegie  pour  la  paix 
internationale  et  $e  l'Institut  international  de  la  Paix.  Second  Serie.  Vol.  II.  1910 — 1911 
Comite  de  Redaction:  Henri  Lafontaine,  Paul  Otlet,  Alfred  H.  Fried.  Lex. 
8°  Bruxelles.  1913.    Office  central  des  Associations  Internationales.   Rue  de  la  Regence 
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Daß  hier  in  erster  Linie  das  weite  Gebiet  des  Verkehrs  in  Betracht 
kommt,  wird  zur  Verwunderung  kaum  Anlaß  geben,  da  man  weiß,  daß  gerade 
die  Entwicklung  des  Verkehrs  den  Antrieb  des  gesamten  modernen  Inter- 
nationalismus bildet.  Der  Verkehr  der  Nachrichten,  Personen  und  Güter 
strebte  naturgemäß  und  zu  allererst  über  die  Grenzen  des  einzelnen  Staats- 
gebietes hinaus  und  führte  aus  der  Natur  der  Sache  heraus  zu  einer  zwischen- 
staatlichen Regelung.  Der  Nachrichtenverkehr  hat  die  im  Jahre 
1874  begründete,  heute  fast  alle  Staaten  der  Kulturwelt  umfassende  „Welt- 
postunion"  gezeitigt,  deren  Zentralamt  sich  in  Bern  befindet.  Dort  haben 
auch  die  Zentralstellen  der  „Internationalen  Union  der  Telegraphenverwaltun- 
gen", der  „Radiotelegraphischen  Union"  und  der  Abmachungen  über  den 
„Schutz  überseeischer  Kabel"  ihren  Sitz.  Der  Personen  -  und  Güter- 
verkehr hat  folgende  Verwaltungsgemeinschaften  gezeitigt:  Das  „Über- 
einkommen über  den  internationalen  Eisenbahnfrachtverkehr"  mit  Zentral - 
amt  in  Bern;  das  „Abkommen  über  die  technische  Vereinheitlichung  der 
Eisenbahnmaterialien";  das  „int.  Reglement  der  Seerouten",  die  „int.  Ver- 
ständigung über  die  Schaffung  und  Anwendung  eines  einheitlichen  Kodes  für 
Seesignale",  die  „int.  Verständigung  über  die  Errichtung  und  Erhaltung 
eines  Leuchtturms  am  Kap  Spartel",  die  bereits  im  Jahre  1865  getroffen  wurde. 
Ferner  die  int.  Abkommen  über  die  Seefischerei,  über  den  Verkehr  der  Auto- 
mobile und  die  int.  Regelung  des  Verkehrs  auf  internationalen  Kanälen  und 
Flüssen,  wie  sie  in  dem  Suezkanalabkommen,  den  Rhein-,  Donau-,  Schelde- 
und  Kongo-Schiffahrtsakten  zum  Ausdruck  gelangten.  Das  Abkommen  über 
die  Schiffahrt  am  Panamakanal  dürfte  alsbald  zu  einem  internationalen  aus- 
gestaltet werden;  ebenso  ist  eine  internationale  Regelung  über  den  Luftver- 
kehr bereits  in  Angriff  genommen. 

Auf  dem  Gebiete  des  Handels-  und  Finanzwesens  besitzen 
wir  die  „int.  Union  für  die  Veröffentlichung  der  Zolltarife"  mit  einem  Zentral- 
amt in  Brüssel.  Dort  befindet  sich  auch  die  ständige  Kommission  und  das 
ständige  Bureau  der  „internationalen  Zuckerkonvention",  deren  Aufgabe  es 
ist,  Produktion  und  Absatz  bei  einem  der  wichtigsten  Welthandelsartikel 
international  zu  regeln.  Das  Münz-,  Maß-  und  Gewichtswesen  ist  geregelt 
durch  die  „int.  Meterkonvention",  deren  Zentralamt  das  „int.  Maß-  und 
Gewichtsbureau"  in  Sevres  bildet,  wie  durch  die  partiell  internationalen 
Münzkonventionen,  denen  bei  der  „lateinischen  Münzkonvention"  fünf,  bei 
der  skandinavischen  Münzkonvention  nur  drei  Staaten  angehören.  Die  Finanz - 
Verhältnisse  gewisser  europäischer  Schuldnerstaaten  haben  zu  der  Einrichtung 
verschiedener  internationaler  Kontrollkommissionen  geführt.  So  in  der 
„int.  Kommission  für  Verwaltung  der  ottomanischen  Staatsschuld"  in  Kon- 
stantinopel, der  „int.  Kommission  für  die  Überwachung  der  Finanz  Verwaltung 
von  Ägypten"  und  der  „int.  Finanzkommission  in  Athen". 

Das  Wesen  der  internationalen  Verwaltung  tritt  am  deutlichsten  zutage 
in  jenen  Abkommen  und  Einrichtungen,  die  tatsächlich  eine  interna- 
tionale Polizei  begründen,  der  zahlreiche  Aufgaben  sittlicher  und 
sanitärer  Natur  obliegen. 

Die  internationale  Sittenpolizei  betätigt  sich  auf  Grund 
der  zahlreichen  internationalen  Abkommen  zur  Bekämpfung  des  Mädchen- 

3  bis.  2652  SS.  Frcs.  40. — .*  Dieses  „Annuaire"  orientiert  in  dokumentierten  Einzel- 
darstellungen über  510  gegenwärtig  vorhandene  Internationale  Organisationen. 

Eine  Ubersicht  in  deutscher  Sprache  findet  man  in  meiner  Schrift  rDas  inter- 
nationale Leben  der  Gegenwart".  Leipzig  B.  G.  Teubner,  1908.  111  SS.  M.  1.— . 
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handels,  des  Handels  mit  pornographischen  Schriften  und  Abbildungen,  zur 
Durchführung  des  Verbotes  des  Waffenhandels  in  Afrika,  des  Alkoholhandels 
dort  wie  in  der  Nordsee,  des  Opiumhandels  usw.  Auch  gewisse  Maßnahmen 
ethisch-zivilisatorischer  Natur  sind  Aufgabe  dieser  internationalen  Polizei. 
So  jenes  große  Abkommen  zur  Bekämpfung  des  Sklavenhandels,  das  Zentral - 
ämter  in  Brüssel  und  Zanzibar  unterhält  und  jene  Schutzabkommen  gegen  die 
Ausrottung  der  Robben  und  Seehunde,  wie  der  wilden  Tierwelt  Afrikas. 

Die  internationale  Sanitätspolizei  ist  begründet  durch 
zahlreiche  Sanitätsabkommen  und  wird  durch  Sanitätsstationen  und  Gesund- 
heitszentralen usw.  ausgeübt.  Dazu  sind  in  erster  Linie  die  bereits  1866  ins 
Leben  gerufene  Internationale  Sanitäts-Union  mit  einem  obersten  int.  Ge- 
sundheitsrat in  Konstantinopel  und  int.  Sanitätsstationen  in  Alexandrien, 
am  Roten  Meer,  und  am  Persischen  Golf  zu  nennen.  Es  bestehen  ferner 
ein  int.  Sanitätsrat  in  Paris  und  Gesundheitszentralen  in  Bukarest  und 
Tanger. 

In  das  Gebiet  der  internationalen  Gesundheitspolizei  gehören  noch  die 
Abkommen  über  die  Vereinheitlichung  der  Formeln  aktiver  Medikamente, 
über  die  Verwendung  des  Saccharins  und  die  Nomenklatur  der  Todesursachen. 

Auch  zur  Aufrechterhaltung  der  Sicherheit  und  Ordnung  sind  inter- 
nationale Polizeimaßnahmen  zu  verzeichnen.  Die  internationale  Gendarmerie 
auf  Kreta  in  Mazedonien,  die  Aktion  der  vereinigten  Heere  der  Kulturwelt 
aus  Anlaß  des  Boxeraufstandes  in  China  und  in  jüngster  Zeit  die  gemeinsame 
Aktion  der  europäischen  Flotte  vor  Antivari  und  die  internationale  Besetzung 
Skutaris  bekunden  unverkennbare  Merkmale  einer  internationalen  Ordnungs- 
und Sicherheitspolizei. 

Die  Erfordernisse  der  Rechtspflege  haben  eine  ganze  Reihe  hoch- 
wichtiger internationaler  Abkommen  und  Einrichtungen  gezeitigt.  Da  sind 
in  erster  Linie  die  Haager  Privatrechtsabkommen  aus  den  Jahren  1896 — 1904, 
die  eine  internationale  Verständigung  herbeigeführt  haben  über  die  gegenseitige 
Rechtshilfe,  über  Eheschließung,  Ehescheidung  und  Vormundschaft,  über 
Erbfolge,  eheliches  Güterrecht  und  den  Konkurs.  Da  sind  die  großen  Ab- 
kommen für  den  Schutz  des  Urheberrechts  an  industriellem,  künstlerischem 
und  literarischem  Eigentum  mit  den  Zentralämtern  in  Bern.  Da  ist  ferner 
das  erst  im  Vorjahre  abgeschlossene  Abkommen  zur  internationalen  Regelung 
des  Wechselrechts  und  schließlich  die  internationalen  gemischten  Gerichts- 
höfe in  der  Türkei  und  Ägypten. 

Die  Haager  Abkommen  zur  friedlichen  Beilegung  zwischenstaatlicher 
Streitigkeiten  von  1899  und  1907  haben  die  Schiedsgerichtsbarkeit  und  die 
internationalen  Untersuchungskommissionen  gezeitigt,  den  ständigen  Schieds- 
hof in  Haag  geschaffen  und  ein  Prozeßverfahren  für  die  internationale  Schieds- 
gerichtsbarkeit ausgearbeitet.  Sie  haben  ferner  die  Grundlage  für  einen 
internationalen  Prisengerichtshof  geschaffen,  der  der  erste  übernationale 
Gerichtshof  sein  wird,  da  ihm  das  Recht  eingeräumt  wurde,  nationale  Gerichts- 
urteile aufzuheben  und  namens  der  internationalen  Gemeinschaft  inter- 
nationales Recht  an  ihre  Stelle  zu  setzen. 

Die  internationale  Verwaltung  eilt  der  Landwirtschaft  zu  Hilfe 
durch  die  Abkommen  zum  Schutze  gegen  die  Phylloxera  und  zum  Schutz 
der  für  den  Ackerbau  nützlichen  Vögel,  wie  durch  die  Errichtung  eines  int. 
Landwirtschaftsinstituts  in  Rom.  Sie  unterstützt  die  Wissenschaft 
durch  die  Abkommen  zum  Austausch  offizieller  Dokumente  durch  die  ,,int. 
Union  für  Erdbebenforschung"  mit  der  seismographischen  Zentrale  in  Straß- 
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bürg,  durch  die  „Union  für  Erdmessung"  mit  dem  geodätischen  Bureau  in 
Potsdam,  mit  dem  Abkommen  für  Meeresforschung  und  durch  das  Komitee 
für  die  int.  Herstellung  einer  Mondkarte  mit  dem  Sitz  in  London.  Auch 
soziale  Aufgaben  hat  sie  in  den  Bereich  ihrer  Tätigkeit  gezogen  durch 
die  beiden  Arbeiter-Schutz-Übereinkommen,  die  die  Nachtarbeit  der  Frauen 
in  Fabriken  und  die  Anwendung  des  weißen  Phosphors  bei  der  Streichholz- 
industrie verbieten. 

Eine  eigenartige  Erscheinung  ist  es,  daß  die  internationale  Verwaltung 
gerade  auf  einem  Gebiete  zu  umfangreicher  Regelung  gekommen  ist,  wo  man 
es  am  allerwenigsten  erwarten  würde.  Nämlich  auf  dem  Gebiete  des 
Krieges.  Das  altrömische  Wort,  wonach  unter  den  Waffen  die  Gesetze 
schweigen  müssen,  trifft  auf  unsere  moderne  Zeit  nicht  mehr  zu.  Die  Not- 
wendigkeit einer  gesetzmäßigen  Ordnung  äußert  sich  bereits  dort,  wo  die 
noch  vorhandene  Staatenanarchie  ihre  akute  Form  annimmt.  Die  Konven- 
tionen von  St.  Petersburg  von  1868,  die  Genfer  Konventionen  von  1864  und 
1906,  die  Haager  kriegsgerichtlichen  Abkommen  von  1899  und  1907  bekunden 
den  W7illen  der  Kulturvölker,  auch  der  Anwendung  der  rohen  Gewalt  im 
zwischenstaatlichen  Verkehr  rechtliche  Schranken  zu  setzen,  und  gewisse 
durch  die  Menschlichkeit  gebotenen  Maßnahmen  durchzuführen.  Der  Krieg 
wird  in  diesem  Sinne  beeinflußt  durch  die  als  , ,  Rotes  -  Kreuz"  -Abkommen 
bekannte  „Vereinbarung  zur  Linderung  des  Loses  der  in  Felddienst  verwun- 
deten Militärpersonen",  durch  die  int.  Abkommen  „betreffend  die  Gesetze 
und  Gebräuche  des  Landkrieges",  „über  den  Beginn  der  Feindseligkeiten", 
über  „Die  Rechte  und  Pflichten  der  neutralen  Mächte  und  Personen  im  Falle 
eines  Landkrieges",  über  „die  Behandlung  der  Handelsschiffe  bei  Ausbruch 
der  Feindseligkeiten",  über  gewisse  Beschränkungen  beim  Legen  von  See- 
minen, beim  Bombardement  und  bei  der  Ausübung  des  Beuterechts  im  Seekrieg. 
Neuerdings  hat  die  Londoner  Deklaration  von  1909  wichtige  Materien  des  See- 
kriegsrechtes, namentlich  bezüglich  der  Blockade  und  der  Kontrebande  einer 
Regelung  unterzogen.  Der  Charakter  von  Verwaltungsmaßnahmen  kann 
auch  diesen  für  den  Kriegsfall  bestimmten  Vereinbarungen  nicht  abge- 
sprochen werden.  Handelt  es  sich  doch  auch  hier  gewissermaßen  um  Polizei - 
bestimmungen  zwecks  Aufrechterhaltung  einer  bestimmten  Ordnung  und 
Sicherheit  für  einen  Zeitpunkt,  wo  die  gesittete  Gesellschaft  gewisse  Garan- 
tien dafür  am  dringendsten  benötigt. 

Eine  besondere  Würdigung  benötigt  ein  internationales  Verwaltungs- 
system,  das  sich  auf  einen  bestimmten  Erdteil  beschränkt.  Seit  dem  Jahre 
1889  haben  sich  die  19  amerikanischen  Republiken  zu  einer  Pan-Ameri- 
kanischen  Union  vereinigt,  deren  Aufgabe  es  ist,  die  wirtschaftlichen 
und  wissenschaftlichen  Beziehungen  aller  unabhängigen  Staaten  der  Erd- 
hälfte durch  gemeinsame  Maßnahmen  und  Einrichtungen  zu  fördern.  Die 
Pan-Amerikanische  Union,  die  in  Washington  ein  Zentralamt  der  ameri- 
kanischen Republiken  unterhält,  hat  auf  den  vier  seit  1889  abgehaltenen 
pan-amerikanischen  Konferenzen  bereits  schöne  Erfolge  gezeitigt.  Das 
Washingtoner  Zentralamt  selbst  hat  sich  in  den  24  Jahren  seines  Bestandes 
zu  einer  Art  Ministerium  des  Innern  für  den  Zweckverband  Ameri- 
k  a  entwickelt.  Die  bereits  geschlossenen  oder  in  Angriff  genommenen  Ab- 
kommen beziehen  sich  auf  den  Ausbau  eines  besonderen  interamerikanischen 
Schiedswesens,  auf  die  Herstellung  einer  internationalen  See-  und  Flußschiff- 
fahrt, auf  die  Vereinheitlichung,  Regulierung  und  Vereinfachung  des  Zoll-, 
Konsular-,  Sanitäts-,  Auslieferungs-  und  Fremdenwesens,  auf  die  Kodifika- 
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tion  des  amerikanischen  öffentlichen  und  Privatrechts,  auf  den  Schutz  des 
geistigen  Eigentums  und  der  Naturreichtümer,  auf  den  Austausch  von  Pro- 
fessoren und  Studenten,  auf  die  gemeinsame  Förderung  der  Wissenschaft  und 
zahlreiche  andere  Materien  *). 

Eine  internationale  Verwaltung  auf  kleinem  Gebiet  wurde  zwischen  den 
fünf  zentralamerikanischen  Republiken  errichtet,  die  in  der  Abhaltung  be- 
sonderer zentralamerikanischer  Kongresse,  der  Errichtung  eines  zentral- 
amerikanischen  Bureaus  und  eines  zentralamerikanischen  Staatengerichts- 
hofes zum  Ausdruck  kommt. 

Der  große  Aufschwung  der  pan-amerikanischen  Bewegung  hat  den  Ge- 
danken erweckt,  auch  für  Europa  eine  ähnliche  Einrichtung,  einen  „Zweck- 
verband  Europa"  **),  zu  begründen  und  diesen  in  einem  „  p  a  n  - 
europäischen  Bureau"  ***)  zu  zentralisieren.  Nebenher  laufen  die 
Bestrebungen  zur  Organisierung  der  gesamten  internationalen  Organisationen, 
der  offiziellen  sowohl  wie  der  privaten,  auf  mondialer  Grundlage.  Diese  Be- 
strebungen verfolgen  den  Zweck,  die  gesamte  internationale  Praxis,  wie  sie 
in  den  verschiedenen  internationalen  Verwaltungseinrichtungen  der  Re- 
gierungen und  in  den  noch  viel  umfangreicheren  privaten  internationalen 
Organisationen  und  Einrichtungen  zum  Ausdruck  kommt,  zum  Zwecke  einer 
höheren  Wirkung  der  Teile  zusammenzufassen,  und  dadurch  auch  die  Inter- 
dependenz  des  modernen  Lebens  deutlicher  erkennbar  zu  machen.  Der 
Internationalismus  im  geläuterten  Sinne  bildet  die  Grundlage  unserer  Kultur. 
Eine  Tatsache,  die  nur  noch  zu  wenig  erkannt  wird,  um  ihren  vollen  nützlichen 
Einfluß  auf  den  Ablauf  der  zwischenstaatlichen  Beziehungen  geltend  zu 
machen.  Die  Ansätze  zu  einer  solchen  Zentralstelle  des  gesamten  Inter- 
nationalismus sind  bereits  in  der  vor  einigen  Jahren  begründeten  Brüsseler 
„Union  des  Associations  Internationales"  zu  erblicken. 
Diese  Union,  der  bereits  zahlreiche  internationale  Organisationen  angehören, 
unterhält  in  Brüssel  das  „Zentralamt  der  internationalen  Assoziationen",  es 
veranstaltet  den  „Congres  Mondial  des  Associations  internationales",  dessen 
zweiter  eben  in  den  Junitagen  des  Jahres  1913  in  Brüssel  abgehalten  wird, 
und  dient  der  internationalen  Organisation  durch  die  Veröffentlichung  des 
„Annuaire  de  la  Vie  Internationale"  und  der  Halbmonatsschrift  „La  Vie 
Internationale". 

*       *  * 

Die  Lebensfähigkeit  eines  Organismus  erweist  sich  am  besten  dadurch, 
daß  er  über  die  ihm  zunächst  gestellten  Aufgaben  hinaus  in  der  von 
ihnen  gewiesenen  Richtung,  weiterwirkt.  Es  ist  eine  von  mir  oft  gemachte 
Beobachtung,  daß  auf  dem  Gebiete  internationaler  Zusammenarbeit 
weitere,  nicht  in  der  Absicht  der  Urheber  gelegene  Wirkungen  zutage 
treten,  die  von  der  gleichen  Tendenz  beeinflußt  sind,  in  der  sich  jene  Zu- 
sammenarbeit betätigt.  Diese  unbeabsichtigten  Nebenwirkungen,  die  ich 
einmal  als  die  X-Strahlen  sozialer  Gemeinschaftsarbeit  bezeichnete,  stellen 
immer  eine  Höherentwicklung  dar. 


*)  Siehe  mein  Buch:  „Pan- Amerika.  Entwicklung,  Umfang  und  Bedeutung  der 
pan-amerikanischen  Bewegung  (1810—1910).    Berlin  1910. 

**)  Siehe  meinen  Artikel  „Zweckverband  Europa"  in  der  „Friedens-Warte"  1911. 
S.  81.  u.  f. 

***)  Siehe  darüber  meine  Denkschrift  an  den  „Congres  Mondial  des  Associations 
internationales"  (Brüssel  1910)  in  dem  1911  erschienen  Bericht,  Bd.  I.  S.  273  u.  f. 
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Die  internationale  Verwaltung  führt  dementsprechend  nicht  bloß  zu  einer 
durch  Energieersparnis  geforderten  Zweckbetätigung,  nicht  bloß  zu  prakti- 
scheren, sicheren  und  reichlicheren  Ergebnissen  als  es  die  isolierte  Arbeit  der 
einzelnen  Staaten  auf  den  verschiedenen  Gebieten  zu  ermöglichen  imstande 
wäre  (vorausgesetzt,  daß  eine  solche  Einzelarbeit  überhaupt  die  Fähigkeit 
besäße,  die  großen  und  durch  die  gegenseitige  Abhängigkeit  der  Völker  beein- 
flußten Fragen  zu  lösen),  sondern  auch  zu  einer  Festigung  und  organischen 
Höherentwicklung  der  Staatengemeinschaft  selbst.  So  erfordern  die  viel- 
fachen durch  die  internationale  Verwaltung  aufgestellten  Aufgaben  eine  feste 
dauernde  Kooperation  der  staatlichen  Organe.  Die  meisten  der  oben  ange- 
führten Organisationen  und  Abkommen  benötigten  zu  ihrer  Begründung 
und  benötigen  dauernd  zu  ihrer  Fortbildung  internationale  Regierungs  - 
konferenzen,die  heute  beinahe  zu  einer  ständigen  Einrichtung  geworden 
sind.  Während  in  der  ersten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts  nur  10  solcher 
Konferenzen  stattfanden,  wurden  bereits  in  der  zweiten  Hälfte  99  abgehalten. 
Und  in  dem  Jahrzehnt  von  1901 — 1910  bereits  49,  d.  i.  mehr  als  die  doppelte 
Anzahl  der  in  den  beiden  vorhergehenden  Jahrzehnten  (1880 — 1900)  statt- 
gefundenen Beratungen.  Aber  nicht  nur  der  Zahl  nach,  sondern  auch  ihrem 
Wesen  nach  haben  sich  diese  Versammlungen  der  Regierungsvertreter  völlig 
geändert ;  während  sie  früher  nur  zusammentraten,  um  eine  durch  einen  Krieg 
geschaffene  Lage  zu  erledigen,  dienen  sie  heute  mit  verschwindenden  Aus- 
nahmen der  gemeinsamen  Regelung  von  wirtschaftlichen,  sozialen  und  wissen- 
schaftlichen Fragen.  Es  ist  dies  eine  Art  W'eltparlament,  eine  Art  ständiger 
internationaler  Rat,  den  die  Einrichtung  der  internationalen  Verwaltung 
gezeitigt  hat. 

Eine  andere  Ausstrahlung  dieser  Einrichtung  sehen  wir  in  den  Tendenz 
zur  Ausbildung  einer  internationalen  Gesetzgebung.  Gewiß  ist  diese 
Tendenz  noch  wenig  durchgedrungen,  doch  kommt  es  hier  nicht  darauf  an,  ihre 
Stärke  zu  beweisen  als  vielmehr  ihr  Vorhandensein,  das  an  und  für  sich  schon 
als  ein  großer  kultureller  Erfolg  zu  begrüßen  ist.  Dies  um  so  mehr,  als  Recht 
nicht  erst  durch  die  Kodifikation  zum  Recht  gestempelt  wird,  eine  Erfahrung 
die  bereits  in  der  innerstaatlichen  Rechtsentwicklung  ihre  jahrhundertelange 
Bestätigung  gefunden  hat.  Man  weiß,  daß  das  englische  Recht  niemals 
kodifiziert  wurde  und  sich  dennoch  zu  einem  klaren,  bestimmten  System 
ausgebildet  hat;  man  weiß,  welche  Rolle  das  Gewohnheitsrecht  vor  dem 
Inkrafttreten  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  für  das  Deutsche  Reich  gespielt 
hat.  Und  noch  in  viel  höherem  Maße  als  im  innerstaatlichen  Recht  übt  das 
Gewohnheitsrecht  im  internationalen  Verkehr  seine  Wirkung  aus.  Das  ganze 
Völkerrecht  ist  ja  zu  seinem  größten  Teile  nichts  anderes  als  Gewohnheits- 
recht, und  man  kann  sich  vorstellen,  welche  Stärkung  dieses  Gewohnheitsrecht 
durch  die  Ausbildung  des  völkerrechtlichen  Vertragswesens  erhalten  hat, 
dessen  rapide  Zunahme  ein  Merkmal  der  letzten  Jahrzehnte  bildet.  Um  so 
höher  wird  man  es  einzuschätzen  wissen,  wenn  sich  trotz  dieser  Nebensäch- 
lichkeit der  Kodifikation  des  internationalen  Rechts  bereits  Ansätze  einer 
solchen  Festlegung  entwickelt  haben.  Verschiedene  Abkommen  der  letzten 
Jahre  sind  nichts  weiter  als  Kodifikationen  internationaler  Rechtsregeln.  Die 
oben  angeführten  Haager  Privatrechtsabkommen  stellen  die  Anfänge  eines 
internationalen  bürgerlichen  Gesetzbuches  dar.  In  den  Strafsanktionen  der 
Anordnungen  der  internationalen  Schiffahrts-  und  Sanitäts-Kommissionen 
erblickt  v.  Liszt  ein  „in  den  ersten  Anfängen  stehendes  int.  Strafrecht"  und 
das  Übereinkommen  für  den  internationalen  Eisenbahnfrachtverkehr  „ent- 
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hält  die  ersten  Ansätze  zu  einem  internationalen  Handelsgesetzbuch  nebst  den 
einschlagenden  zivilprozessualen  Bestimmungen".  Eine  Ausbildung  dieses 
internationalen  Handelsgesetzes  dürfte  durch  das  oben  erwähnte  Abkommen 
über  eine  internationale  Wechselordnung  zu  erwarten  sein.  Das  Verfahren 
für  die  internationale  Schiedsgerichtsbarkeit,  das  die  Haager  Friedens- 
konferenzen festgelegt  haben,  sowie  der  Entwurf  für  einen  wirklich  ständigen 
Schiedshof  im  Haag,  wie  der  für  den  geplanten  Oberprisenhof  sind  Doku- 
mente einer  internationalen  Gesetzgebung.  In  den  Bestimmungen  für-  den 
Oberprisenhof  wurde  in  Artikel  7  der  Mangel  eines  internationalen  Seerechts 
offen  zugegeben  und  den  Richtern  anheimgestellt,  „nach  den  allgemeinen 
Grundsätzen  der  Gerechtigkeit  und  der  Billigkeit  zu  urteilen".  Um  aber 
diesem  Mangel  abzuhelfen,  wurde  die  Londoner  Seerechtskonferenz  einberufen, 
deren  Ergebnis  eine  nach  den  allgemein  anerkannten  Grundsätzen  erfolgte 
Kodifizierung  des  Seekriegsrechtes  bildet.  Auf  dem  Gebiet  des  Kriegsrechtes 
sind  in  den  oben  angeführten  Abkommen  die  Ansätze  der  kodifizierten  Gesetz- 
gebung bereits  am  deutlichsten  zum  Ausdruck  gelangt.  Ich  erblicke  in  diesem 
seltsamen  Widerspruch  nichts  anderes  als  das  mißverstandene  Verlangen  der 
Zeit  nach  Organisation,  nach  Ordnung  der  großen  nationalen  Gebilde.  Aus 
ihr  spricht  einfach  der  Wille  zum  Recht,  der  Lebenswille  der  werdenden 
Organisation,  der  sich,  vorläufig  noch  vom  Unterbewußtsein  geleitet,  in  den 
Bestrebungen  äußert,  das  Recht  innerhalb  der  Gewaltanwendung  selbst  zu 
verwenden.  Es  spricht  daraus  die  tröstliche  Zuversicht,  daß  man  durch  diese 
Bestrebungen  immer  mehr  zur  bewußten  Festigung  des  internationalen 
Rechtes  übergehen  wird,  denn  einer  Erscheinung,  der  man  soviel  Kraft  zu- 
traut, daß  sie  den  Kanonen  Mäßigung  und  Richtung  weist,  muß  man  folge- 
richtig auch  die  Kraft  zutrauen,  die  Kanonen  schweigend  zu  erhalten.  Von 
diesem  Gesichtspunkt  aus  ist  auch  die  Kodifikation  des  Kriegsrechts,  wie  sie 
die  oben  erwähnten  Abmachungen  zeigen,  als  ein  Fortschritt  zu  begrüßen. 

So  werden  wir  die  Bedeutung  der  internationalen  Verwaltung  am  besten 
zu  würdigen  wissen,  wenn  wir  erkennen,  wie  sie  immer  fruchtbringend  weitere 
Bande  um  die  Menschheit  schlingt.  Ein  internationales  Abkommen  zum 
Schutze  der  insektenfressenden  Vögel  oder  für  die  Erhaltung  irgendeines 
Leuchtturmes  oder  für  die  Rechtsverfolgung  bei  irgendeinem  Konkurs  mag 
ja,  jedes  für  sich  betrachtet,  nichts  Wrelterschütterndes  bedeuten.  Wenn  man 
aber  den  Ursprung  dieser  großen  Anzahl  von  internationalen  Regungen  dieser 
Art  verfolgt,  ihre  gemeinsame  Tendenz  und  ihre,  neue  Werte  schaffende,  Kraft 
erkennt,  so  kommt  man  zu  der  Überzeugung,  die  heute  die  moderne  Völker - 
rechtswissenschaft  beherrscht,  daß  alle  diese  Erscheinungen  nur  die  Lebens - 
Symptome  einer  mächtig  sich  entwickelnden  Organisation  des  völkerrecht- 
lichen Staatenverbandes,  des  Überstaates,  bedeuten,  in  der  die  großen  Teile 
eines  noch  größeren  Ganzen  erst  ihre  volle  Lebenskraft,  ihre  volle  Sicherheit 
und  vor  allen  Dingen  die  Erfüllung  ihrer  höchsten  Aufgabe,  d.  i.  die  höchste 
Glückgewährung  für  das  Individuum,  finden  werden. 
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DR.  EUGEN  LANSKE,  WIEN:  IDEEN  ZU  EINER 
INTERNATIONALEN  GELDREFORM. 

IE  wissenschaftlichen  Untersuchungen,  welche  sich  das  Wesen 
des  Geldes  und  seine  volkswirtschaftliche  Bedeutung  zum  Gegen- 
stande gesetzt  haben,  sind  zu  Ergebnissen  gelangt,  welche  in  nicht 
allzu  ferner  Zeit  eine  vollständige  Umwälzung  des  Begriffes  „Geld"  und 
seiner  Funktionen  voraussehen  lassen.  Bekanntlich  war  es  in  erster  Linie 
der  Straßburger  Nationalökonom  Georg  Friedrich  Knapp,  welcher  an  Stelle 
der  metallistischen  Theorie  die  staatspolitische  Theorie  des  Geldes  setzte 
und  den  Wert  des  Geldes  nicht  aus  seinem  Stoffe,  sondern  aus  der  „staat- 
lichen Proklamation' '  ableitete. 

Die  Ideen  der  Knappschen  Theorie,  welche  von  wissenschaftlichen 
Kapazitäten,  wie  Lexis,  und  von  Praktikern,  wie  Bendixen,  vollkommen 
geteilt  werden,  gehen  von  der  Konstatierung  aus,  daß  im  Geldwesen  nicht 
mehr  Edelmetall  und  Kredit,  sondern  der  Staatsbefehl  der  maßgebende 
Faktor  geworden  sei.  Von  der  Richtigkeit  dieser  Konstatierung  überzeugt 
schon  jeder  tiefere  Einblick  in  unser  modernes  Wirtschaftsgetriebe;  sie  steht 
keineswegs  in  einem  prinzipiellen  Widerspruche  mit  der  metallistischen 
Theorie  vom  Gelde;  sie  konstatiert  nur,  daß  diese  der  heutigen  Wirtschafts- 
lage unseres  Kontinents  nicht  mehr  entspricht,  daß  es  überflüssig,  wenn  nicht 
schädlich  ist,  in  einer  Periode  der  inneren  Konsolidierung  der  europäischen 
Staaten  den  Geldbegriff  an  das  Edelmetall  und  den  Kredit  an  das  Kapital 
zu  binden.  Es  erscheint  deplaziert,  das  in  den  neunziger  Jahren  des  ver- 
gangenen Jahrhunderts  in  Europa  allgemein  angeführte  Institut  der  Gold- 
deckung in  einer  Zeit  aufrecht  zu  erhalten,  da  man  dieses  Garanten  nicht 
nur  nicht  mehr  bedarf,  sondern  dieser  in  volkswirtschaftlicher  und  sozial- 
politischer Beziehung  eine  Quelle  arger  Störungen  werden  kann.  Grund- 
legende Reformen  des  Währungswesens  könnten  bei  der  engen  wirtschafts- 
politischen Verkettung  der  Staaten  untereinander  natürlich  nur  auf  Grund 
internationaler  Übereinkommen  zur  Einführung  gelangen.  Und  die  Ent- 
wicklung der  Dinge  wird  über  Nacht  Probleme  heranreifen  lassen,  welche 
die  Tagesordnung  internationaler  Währungskonferenzen 
bilden  werden,  als  deren  Vorläufer  heute  schon  die  internationalen  Giro- 
konferenzen  oder  internationalen  Wechselrechtskonferenzen  zu  betrachten 
sind. 

Zunächst  einige  Bemerkungen  theoretischer  Natur.  Als  Hauptfunktion 
des  Geldes  gilt  die  Vermittlung  zwischen  Produktion  und  Konsumption. 
Die  Geldzeichen  sind  Legitimationsdokumente,  die  ihren  Inhaber  als  Produ- 
zenten einer  bestimmten  Gütermenge  deklarieren  und  ihm  zugleich  den 
Anspruch  auf  den  Erwerb  einer  gleichwertigen  Gütermenge  garantieren. 
Volkswirtschaftspolitisch  ist  hierbei  das  Hauptgewicht  auf  die  Gleichartigkeit 
der  erarbeiteten  und  erworbenen  Gütermengen  während  einer  nicht  zu  kurzen 
Zeitperiode  zu  legen;  diese  Gleichwertigkeit  ist  nur  dann  ermöglicht,  wenn 
den  Geldzeichen  —  wenigstens  auf  absehbare  Zeit  hinaus  —  Wert- 
konstanz zukommt.  Erwägungen  dieser  Art  beschleunigten  bekanntlich 
nach  dem  Sturze  der  Silberpreise  die  Einführung  der  Goldwährung,  da  man 
eben  von  der  WTertbeständigekit  des  Goldes  die  Ausschaltungen  derartiger 
Preisschwankungen  erhoffte. 

Diese  Hoffnung  hat  die  Goldwährung,  wie  die  Wirtschaftsgeschichte 
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der  letzten  Dezennien  beweist,  keineswegs  erfüllt.  Von  illegitimen  Eingriffen, 
von  Falschmünzerei  u.  dgl.  abgesehen,  haben  die  Devisenspekulation,  der 
Goldhandel  an  den  Börsen,  vor  allem  aber  die  schwankenden  Produktions- 
verhältnisse auf  dem  Goldmarkte  selbst  eine  durch  die  Golddeckung  garantierte 
Wertkonstanz  zu  einer  Illusion  gemacht.  Heute  muß  es  fast  als  eine  Unbegreif- 
lichkeit anmuten,  daß  man  in  den  Zeiten,  als  das  Silber  demonetisiert 
wurde,  eben  durch  dieses  Ereignis  sich  nicht  abschrecken  ließ,  wieder  ein 
Edelmetall  als  Fundament  der  neuen  Währungen  zu  erwählen.  Es  mußte 
ja  schon  damals  klar  sein,  daß  nicht  nur  die  bereits  oben  angeführten  Gründe, 
weiter  die  Nachfrage  nach  Gold  für  industrielle  Verarbeitungen  die  Wert- 
konstanz der  Geldzeichen  schwer  beeinträchtigen  müßten,  sondern  daß  der, 
die  primärste  Voraussetzung  für  die  Wertbeständigkeit  der  Geldzeichen 
bildende  Parallelismus  zwischen  diesen  und  den  umlaufenden 
Waren,  den  Konsumptibilien,  bei  einem  Metallgeld  überhaupt  niemals 
zu  erreichen  sein  kann. 

Die  Wertbeständigkeit  des  Geldes  ist  die  wesentlichste  Voraussetzung 
für  jede  soziale  und  politische  Reformarbeit;  diese  muß  solange  ausgeschaltet 
bleiben,  als  durch  die  Preisschwankungen  in  unser  gesamtes  Kulturleben 
ein  Moment  der  Unruhe  gebracht  wird,  da  durch  das  Sinken  und  Steigen 
des  Geldwertes  die  ökonomische  Lage  der  einzelnen  Gesellschaftsklassen 
in  verschiedener  Weise  beeinflußt  wird,  bis  eben  durch  neue  wirtschaftliche 
Kämpfe  die  alte  Einkommensverteilung  annähernd  wieder  hergestellt,  zu- 
gleich aber  neuen  wirtschaftlichen  Angriffen  ausgesetzt  ist.  Jede  Änderung 
des  Geldwertes  hat  eine  Verschiebung  der  Vermögens-  und  Einkommens  - 
Verhältnisse  zur  Folge.  Diese  Schwankungen  sind  für  die  Volkswirtschaft 
um  so  bedauerlicher,  als  sie  keinen  sozialpolitischen  Gesichtspunkten  unter- 
stellt werden  können.  Denn  durch  das  Sinken  des  Geldwertes  werden  während 
einer  gewissen  Übergangszeit  die  verpachtenden  Grund-  und  Hauseigentümer 
sowie  die  Kapitalbesitzer  geschädigt,  die  Produktionsunternehmer  jedoch 
begünstigt;  es  werden  zugleich  aber  auch  — und  hier  ist  die  Schattenseite  — 
alle  Festangestellten,  die  Beamten,  die  Arbeiter  usw.  geschädigt,  da  infolge 
der  sinkenden  Kaufkraft  des  Geldes  sich  ihr  Realeinkommen  vermindert. 

Die  wichtigste  Voraussetzung  für  den  Eintritt  eines  wirtschaftlichen 
Friedenszustandes  bildet  also  ein  wertbeständiges  Geld;  diese  Eigenschaft 
aber  kann  einem  Gelde,  das  seinen  Wert  in  sich,  in  dem  Stoffe,  aus  dem  es 
hergestellt  ist,  niemals  zukommen.  Es  erscheint  also  eine  grundlegende 
Neufundierung  unseres  Geldwesens  als  unausweichbar  und  dringlich. 

Die  Geldreform  muß  einem  Ziele  zustreben,  bei  welchem  eine  Wert- 
beständigkeit der  Geldzeichen  erreicht  ist,  die  weder  von  den  bereits  ge- 
schilderten Geldwertstörungen  und  deren  zufälligen  und  menschlich-will- 
kürlichen Ursachen,  noch  auch  von  den  Geschäftsvermehrungen,  den  Pro- 
duktionsschwankungen, der  Kreditkaufkraft,  kurz  von  der  wirtschaftlichen 
Konjunktur  beeinträchtigt  werden  kann.  Auch  der  Ausbau  der  metallistischen 
Geldsysteme  durch  das  Banknotenwesen  konnte  dieser  Forderung  nicht 
gerecht  werden.  Weder  die  absolute,  noch  die  relative  Kontingentierung 
der  Notenmenge  vermochte  es  zu  verhindern,  daß  zu  den  großen  Umschlag- 
terminen im  Frühjahr  und  Herbst  regelmäßig  Geldmangel  und  Kredit- 
anspannungen eintreten,  die  eine,  wenn  auch  vorübergehende,  für  die  Pro- 
duktion immerhin  empfindliche  Störung  der  Wertkonstanz  nach  sich  ziehen. 

Eine  Modifikation  des  Banknotenwesens  bzw.  eine  Abänderung  oder 
gar  Abschaffung  des  Kontingentierungsprinzips,  etwa  nach  französischem 
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Muster,  wäre,  das  Gelingen  an  sich  vorausgesetzt,  wegen  der  völligen  Hintan- 
setzung sozialpolitischer  Gesichtspunkte  nur  halbe  Arbeit.  Bei  der  Bank 
von  Frankreich  ist  das  Maximum  der  Notenausgabe  überhaupt  nicht  be- 
stimmt; die  Bankleitung  kann  nach  eigenem  Ermessen  die  Höhe  der  Bar- 
deckung festsetzen.  In  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  müssen 
die  Banken  Staatsschuldverschreibungen  bei  den  Staatskassen  deponieren 
und  haben  das  Recht,  für  90%  des  Wertes  jener  Schuldverschreibungen  I 
Noten  auszugeben.  Man  sieht  hier  bereits  ganz  deutlich  die  beginnende 
Lostrennung  des  Geldes  vom  Gold,  des  Kredites  vom  Kapital.  Hierbei  mag 
es  nur  von  sekundärem  Interesse  sein,  daß  die  „Fundierung"  der  amerikani- 
schen Noten  auf  Staatsschuldverschreibungen  eigentlich  nicht  den  geringsten 
ökonomischen  Wert  besitzt,  sondern  tatsächlich  nur  auf  der  „staatlichen 
Proklamation"  beruht.  Wichtiger,  aber  keineswegs  vorbildlich  ist  die  Er- 
scheinung, daß  in  jenen  Staaten  die  Lostrennung  der  Geldzeichen  vom  Metall- 
stoffe sich  im  Geleise  des  privaten  Notenbanksystems  vollzieht,  was  zur  Folge 
hat,  daß  die  daraus  resultierenden  unermeßlichen  Gewinne  den  Bank- 
aktionären, statt  der  Allgemeinheit  zugute  kommen. 

Die  Banknoten  leiten  ihren  „inneren  Wert"  nicht  von  der  Autorität 
ihres  Emissärs  her,  sondern  vom  Zahlungsbefehl  des  Staates.  In  Öster- 
reich beispielsweise  hat  der  Staat  seinen  Zahlungsbefehl  an  die  Öster- 
reichisch-ungarische Bank  verpachtet;  zu  dem  letzten  Pachtvertrag  hat 
das  österreichisch-ungarische  Abgeordnetenhaus  am  28.  Juli  1911  (7.  Sitzung 
der  XXI.  Session)  seine  Zustimmung  erteilt.  Gesichtspunkte  staatsrecht- 
licher Natur,  namentlich  das  Verhältnis  zu  Ungarn,  standen  bei  der  Debatte 
über  die  Privilegiumserneuerung  zur  teilweise  neugedeckten  Notenausgabe 
an  die  österreichisch -ungarische  Bank  im  Vordergrunde  des  Interesses; 
dies  und  die  kurze  Befristung  der  parlamentarischen  Beratung  der  Bank- 
novelle  ließen  deren  volkswirtschaftspolitische  Seite  mehr  in  den  Hinter- 
grund treten,  obwohl  gerade  auf  diesem  Gebiete  einschneidende  Neuerungen 
getroffen  werden.  So  wurde  durch  die  Neuredigierung  des  Art.  84  des  Bank- 
statuts  das  steuerfreie  Notenkontingent  von  400  auf  600  Kronen  erhöht: 
„Wenn  der  Betrag  der  umlaufenden  Banknoten  den  Barvorrat  um  mehr  als 
600  Millionen  Kronen  übersteigt,  so  hat  die  Bank  von  dem  Überschusse 
eine  Steuer  von  jährlich  fünf  von  Hundert  an  die  beiden  Staatsverwaltungen, 
und  zwar  in  demselben  Verhältnisse  und  demselben  Zeitpunkte  zu  entrichten, 
in  welchem  jeder  der  beiden  Staatsverwaltungen  der  Anteil  am  Gewinne  der 
Bank  auszubezahlen  ist." 

Kaum  war  das  Bankgesetz  sanktioniert,  traten  wieder  die  Klagen  über 
den  Mangel  an  Geldzeichen  auf  und  die  Stimmen  derer  mehrten  sich,  welche 
dringlich  eine  weitere  Erhöhung  des  steuerfreien  Notenkontingents  forderten. 
Dies  bewies  wohl  zur  Genüge,  daß  auch  heute  in  Österreich  der  so  notwendige 
Parallelismus  zwischen  Geld  und  Ware  nicht  erreicht  ist,  daß  er  zur  Not 
durch  Manöver  mit  der  Diskontschraube  erreicht  werden  könnte,  was  aber 
Zinsfußschwankungen  und  Störungen  des  volkswirtschaftlichen  Lebens  zur  i 
Folge  hätte.  " 

Der  Art.  84  des  Bankstatuts  beweist  ferner,  daß  sich  der  Staat  im  Prinzip 
für  verpflichtet  hält,  von  dem  aus  dem  Privilegium  der  neugedeckten  Noten- 
ausgabe resultierenden  Reingewinn  der  Bank  für  sich  einen  Teil  in  Anspruch 
zu  nehmen.  Wrürde  der  Staat  die  geschäftliche  Exploitation  seines  Zahlungs- 
befehles  in  eigene  Regie  übernehmen,  dann  würde  eben  der  ganze  auf  diese 
Weise  erzielte  Reingewinn  der  Allgemeinheit  zugute  kommen.   Man  könnte 
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dann  unbedenklich  noch  weitergehende  Erhöhungen  des  Notenkontingentes, 
die  an  sich  ja  im  Interesse  der  Produzenten  gelegen  sind,  vornehmen,  ohne 
damit  zugleich  ein  Millionengeschenk  an  eine  private  Notenbank  zu  machen. 

Für  den  inneren  Verkehr  bedeutet  heute  die  Deckung  der  aus  Papier 
hergestellten  Geldzeichen  einen  Anachronismus.  Dem  Inlande  gehöriges 
Gold,  das  im  Inlande  zu  einer  „bankmäßigen  Deckung"  herangezogen  wird, 
liegt  brach.  Ein  privates  Noteninstitut,  welches  Goldschätze  in  seinen  Kellern 
gesammelt  hält,  um  auf  diesen  fundierte  Noten  auszugeben,  rennt  offene 
Türen  ein.  Nicht  die  Goldschätze  der  Bank  sind  es,  welche  im  Inlande  die 
Integrität  ihrer  Noten  garantieren,  sondern  der  Zahlungsbefehl  des  Staates; 
nicht  die  Goldschätze  der  Bank  sind  es,  nach  deren  Vermehrung  und  Ver- 
minderung der  Notenumlauf  willkürlich  gesteigert  oder  verringert  werden 
kann,  sondern  die  geschäftliche  Konjunktur,  die  Intensität  des  Waren- 
umschlages ist  es,  welche  die  Variabilität  des  Notenumlaufes  reguliert.  Das 
Bedürfnis  nach  Geldzeichen  ist  das  Primäre,  nach  diesem  muß  sich  die  Noten- 
zirkulation richten,  soll  die  Wertkonstanz  des  Geldes  aufrechterhalten  bleiben. 
Wird  diese  aber  durch  irgendwelche  banktechnische  Vorkehrungen  gestört, 
so  ist  dies  sozialpolitisch  verdammenswert  und  auf  die  gleiche  Stufe  mit  der 
Falschmünzerei  zu  stellen. 

Eine  zweckmäßige  Währungsreform  wird  also  die  Kreierung  von  Geld- 
zeichen erstreben  müssen,  welche  von  einer  Verbindung  mit  einem  „inneren 
Werte"  einem  Stoffwerte,  vollkommen  losgelöst  sind.  Die  technische  Aus- 
gestaltung des  Geldes  ist  weder  eine  juristische,  noch  eine  ökonomische, 
sondern  eben  eine  technische  Frage.  Man  wird  höher-  und  niederwertige 
Papiernoten  schaffen  und  als  Repräsentanten  kleinerer  Beträge  Silber-  und 
Kupfermünzen  in  den  zweckmäßigsten  Legierungen  beibehalten.  Hier  ist 
zu  erwähnen,  daß  heute  diese  Münzen  ebenfalls  keinen  inneren  Wert  besitzen. 
Denn  heute  schon  beträgt  ihr  Metallwert  kaum  1/4  bis  xjz  ihres  Nominalwertes  ; 
maßgebend  ist  eben  einzig  und  allein  der  durch  den  Prägestempel  symboli- 
sierte Zahlungsbefehl  des  Staates.  Gerade  die  gelegentlich  der  Umprägungen 
der  Scheidemünzen  zutage  getretenen  Verminderungen  des  Metallwertes 
sind  ein  Beweis  dafür,  daß  der  Staat  eine  stoffliche  Fundierung  des  Geldes 
im  Inlande  selbst  für  überflüssig  hält,  eine  Überzeugung,  die  sich  bei  ihm 
um  so  rascher  festigte,  als  ja  für  ihn  aus  den  daraus  gezogenen  Konsequenzen 
die  periodischen  „Münzgewinne"  abfielen. 

Eine  dritte  Art  von  Geldzeichen,  nicht  etwa  ein  bloßes  Surrogat  von 
solchen,  wird  durch  das  Giralgeld  repräsentiert  sein.  Hierbei  ist  nicht 
zu  übersehen,  daß  die  Noten-  und  Bargeldzirkulation  zu  den  Notenguthaben 
in  einem  korrekten  Verhältnis  stehen  wird,  daß  bei  einem  Ansteigen  des 
Notenumlaufes  das  Guthaben  des  Clearingverkehrs  sinken  wird  und  um- 
gekehrt, und  daß  dergestalt  alle  drei  Arten  von  Geldzeichen  (Staatsnoten, 
Scheidemünzen  und  Giroguthaben)  bezüglich  des  Umlaufes  ein  einheit- 
liches Ganzes  darstellen. 

Die  Hauptaufgabe  der  Verwaltung  eines  solchen  Währungswesens  er- 
scheint naturgemäß  in  einer  richtigen  Regulierung  der  Umlaufsmenge  der 
Geldzeichen  gelegen.  Die  einzige  Richtlinie  hiefür  bildet  den  Parallelismus 
des  Geldumlaufes  zum  Warenumsatz.  Das  Geld  ist  eben  Tauschmittel,  nicht 
Selbstzweck.  Es  muß  also  einerseits  sorgfältig  jede  Überausgabe  von  Geld- 
zeichen vermieden  werden;  denn  dies  hätte  eine  Preissteigerung  der  Waren 
mit  all  den,  bereits  oben  geschilderten  Nachteilen  zur  Folge.  Ebenso  wird 
einer  Unterausgabe  von  Geldzeichen  auszuweichen  sein,  will  man  Kredit- 
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Spannungen,  Erhöhung  der  Diskontsätze  und  derlei  Produktionsstörungen 
vermeiden.  Die  Geldzirkulation  muß  in  feinfühligster  Weise  dem  Waren- 
umsatz angepaßt  sein.  Hierin  ist  das  Um  und  Auf  der  Bonität  eines  Geldes 
gelegen. 

Die  Geschichte  aller  Währungen  beweist,  daß  Geldwertverminderungen 
auf  zwei  Ursachen  zurückzuführen  waren:  Entweder  auf  eine  Überproduktion 
an  Edelmetall  oder  an  Papiergeld.  Die  auf  diesen  Konstatierungen  beruhende 
„Quantitätstheorie"  hat  trotz  aller  Anfechtungen  bis  heute  ihre  Richtigkeit 
bewahrt,  da  sie  eben  auf  einfachen  und  natürlichen  Prämissen  beruht.  Im 
16.  Jahrhundert  mußte  selbst  ein  vollgültig  ausgeprägtes  Metallgeld  infolge 
der  damals  eingetretenen  Überproduktion  an  Edelmetall  eine  gewisse  Einbuße 
in  seinem  Wertverhältnis  zu  den  Waren  erleiden.  Diese  Überproduktion, 
die  mit  der  Entdeckung  Westindiens  im  Zusammenhang  stand,  war  damals 
so  stark,  daß  mit  ihr  die  damals  ebenfalls  rasch  ansteigende  Geschäfts- 
konjunktur, die  Entwicklung  des  Warenumschlages  nicht  gleichen  Schritt 
halten  konnte.  In  den  zwei  letztvergangenen  Jahrzehnten  ist  eine  nicht 
minder  rapide  Zunahme  des  Goldvorrates  zu  konstatieren,  die  mit  der  Er- 
schließung der  Goldfelder  Transvaals  im  Zusammenhang  steht.  1891 
betrug  der  Goldvorrat  der  Welt  14  Millionen  Mark,  1910  bereits  30  Millionen 
Mark.  Die  allgemeinen  Klagen  über  die  Teuerung,  aber  auch  die  nüchternen 
„Indexziffern"  deuten  auf  ein  ziemlich  starkes  absolutes  und  relatives  An- 
ziehen der  Warenpreise  hin,  dessen  Zusammenhang  mit  der  vermehrten 
Goldproduktion  allerdings  vielfach  bestritten  wird,  indem  man  behauptet, 
letztere  sei  gleichzeitig  durch  die  enorm  angeschwollene,  auf  den  Markt 
wirkende  Kaufkraft  paralysiert  worden,  so  daß  man  für  die  Teuerung  andere 
Ursachen  verantwortlich  machen  müsse.  Die  Entscheidung  hierüber  sei 
hier  offen  gelassen;  jedenfalls  ist  aber  aus  all  dem  die  äußerst  labile  Fundierung 
der  Geldzeichen  durch  die  Golddecke  zu  erkennen,  so  daß  eine  Loslösung 
von  derartigen  Zufallsmomenten  als  ein  hervorragender  Vorteil  einer  Währung 
bezeichnet  werden  muß. 

Die  Kautelen  einer  in  diesem  Sinne  durchgeführten  Geldreform  brauchen 
sich  lediglich  die  Vermeidung  einer  Überproduktion  oder  Unterproduktion 
von  Geldzeichen  zum  Ziele  setzen,  welche  die  Geldzirkulation  aus  der  Parallel- 
bewegung zur  Warenzirkulation  ablenken  müßte.  Die  vollkommene  Ver- 
staatlichung des  Geldwesens  vorausgesetzt,  ist  psychologisch  dieses  Gefahren - 
moment  nur  bei  der  Überproduktion  von  Geldzeichen  vorhanden.  Die  Er- 
innerung an  die  Assignaten  und  an  das  „Zwangspapiergeld"  scheint  hier 
die  Stimmung  zu  trüben.  Der  Wertsturz  dieser  Zahlungsmittel  und  seine 
Ursachen  beweisen  nur  aufs  neue,  daß  die  Bonität  eines  Geldes  nicht  von 
seiner  Fundierung,  sondern  einzig  und  allein  von  seinem  Verhältnis  zum 
Warenumlauf  bzw.  von  der  volkswirtschaftlichen  Kaufkraft  abhängig  ist. 
Die  Assignaten  waren  genau  so  gut,  oder  besser  gesagt,  genau  so  schlecht 
fundiert,  wie  heute  die  nordamerikanischen  Banknoten;  dort  waren  die 
Kirchengüter  das  Fundament,  hier  sind  es  Staatsschuldverschreibungen 
bzw.  die  öffentlichen  Güter,  welche  jene  garantieren.  Im  Grunde  genommen 
ist  und  war  in  beiden  Fällen  keine  Fundierung  vorhanden,  da  eben  das  Geld 
ein  Symbol  für  sofort  fällige  Verbindlichkeiten  ist,  und  diese  nur  durch  Kon- 
sumptibilien,  durch  „gängige",  für  jedermann  sofort  brauchbare  Güter, 
nicht  aber  durch  individualisierte,  in  jeder  Beziehung  fest  verankerte  Güter 
erfüllt  werden  können,  mögen  letztere  auch  noch  so  gute  Anlagewerte  dar- 
stellen.  Trotz  dieser  Konformität  mit  den  Assignaten  war  von  einer  Wert- 
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erschütterung  der  Dollarnoten  niemals  die  Rede,  da  ihre  Ausgabe  streng 
dem  Warenumsatz  angepaßt  wird. 

In  der  Anpassung  an  den  Warenumsatz  wird  der  Kernpunkt  der  zu 
übenden  Kontrolle  über  die  Verwaltung  des  Geldwesens  gelegen  sein.  Bei 
fortschreitender  Produktion  müssen  die  Geldzeichen  in  reichlicherem  Maße 
ausgegeben  werden,  um  bei  einem  Rückschlag  in  der  Konjunktur  entsprechend 
eingezogen  zu  werden.  Eine  zentrale  Staatsbank  wird  leicht  mit  den  nötigen 
Mitteln  ausgestattet  werden  können,  um  sich  rasch  über  das  aus  Scheide- 
münzen, Staatspapiergeld  und  Scheckguthaben  bestehende  gesamte  Geld- 
vermögen des  Volkes  zu  orientieren,  um  die  Verteilung  desselben  auf  dauernde 
und  feste  Anlagewerte,  auf  eine  Bereitschaft  zur  Kreditgewähr,  auf  eine 
Verankerung  desselben  in  Sicherheitsreserven  zu  konstatieren  und  unter 
Berücksichtigung  dieser  und  ähnlicher  Geldverwendungsgelegenheiten  die 
den  verkaufsreifen  Konsumgütern  der  Volkswirtschaft  adäquate  Menge 
von  Geldzeichen  zu  erheben  und  in  Zirkulation  zu  setzen.  Nur  auf  diese 
W7eise  wird  es  ermöglicht,  den,  die  Produktion  so  wesentlich  störenden  Ände- 
rungen in  den  Diskontsätzen  auszuweichen. 

Wie  schon  angedeutet,  besteht  ein  Mittel  zur  Durchführung  des  volks- 
wirtschaftspolitischen Prinzips  möglichst  niedriger  Diskontsätze  in  einer 
möglichsten  Ausbreitung  und  Ausreifung  des  Giralgeldes.  Hier  zeigen  sich 
die  Verhältnisse  Großbritanniens  ungemein  lehrreich.  1912  betrug  dortselbst 
die  Summe  der  Scheckdepositen  mindestens  500  Millionen  Pfund  Sterling, 
während  der  Goldvorrat  des  Landes  nur  auf  etwa  130  Millionen  Pfund  zu 
schätzen  ist.  Der  Ausbau  des  Giralgeldwesens  in  England  hat  bereits  solche 
Fortschritte  gemacht,  daß  man  daselbst  im  Jahre  1912  das  sonderbare 
Phänomen  der  Überdeckung  von  Banknoten  beobachten 
konnte.  Heute  hat  die  Bank  von  England  etwas  über  40  Millionen  Pfund 
Sterling  Barvorrat;  der  zunehmende  Scheckverkehr  ließ  nun  das  Banknoten- 
kontingent immer  mehr  zusammenschmelzen,  so  daß  schon  1893  die  ungedeckten 
Noten  aus  dem  Verkehr  verschwanden ;  auch  die  gedeckten  Noten  verminderten 
sich  immer  mehr,  so  daß  der  Gesamtbetrag  der  heute  noch  zirkulierenden 
Noten  sich  auf  etwa  12  Millionen  Pfund  Sterling  beläuft,  also  bereits  mehrfach 
überdeckt  ist.  Demgegenüber  mag  nur  erwähnt  werden,  daß  sich  in  den  zwei 
Dezennien  von  1891  bis  1911  die  Summe  der  Abrechnungen  im  Londoner 
Clearinghause  von  6,8  Millionen  auf  14,6  Millionen  Pfund  Sterling  gehoben  hat. 

Der  Scheckverkehr  ist  das  gewichtigste  Werkzeug  der  V  e  r  - 
billig  ung  des  Geldes  und  zugleich  der  Stabilisierung  des 
Geldwertes.  Er  erhöht  automatisch  den  Barvorrat,  er  gewährt  eine 
große  finanzpolitische  Übersichtlichkeit,  beides  Umstände,  welche  die  Wahr- 
scheinlichkeit einer  nötigen  Diskontsatzänderung  auf  ein  Minimum  redu- 
zieren.   Und  nun  zur  internationalen  Seite  des  Währungsproblems.  — 

Der  Zahlungsbefehl  des  Staates  hört  an  den  Grenzen  auf;  hinter  diesen 
fängt  im  internationalen  Geldverkehr  der  Kredit  an.  Dieser  bedarf  bei  dem 
heutigen  Mangel  einer  Exekutivgewalt  einer  Stütze.  Man  glaubte  diese  in 
der  Golddeckung  gefunden  zu  haben,  und  derartige  Erwägungen  waren  auch 
die  maßgebende  Ursache  für  die  Einführung  der  Goldwährung,  welche,  nach- 
dem das  Projekt  eines  internationalen  Doppelwährungsvertrages  gescheitert 
war,  von  den  europäischen  Staaten  sukzessive  eingeführt  wurde. 

De  facto  ist  die  Goldwährung  wohl  eingeführt,  nicht  aber  durchgeführt 
worden;  zumindest  nicht  bei  den  internationalen  Schuldnerländern.  Diese 
haben  unter  großen  Anstrengungen  Goldschätze  gesammelt,  welche  sie  nun 
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gegen  die  internationale  Arbitrage  und  wirtschaftspolitische  Angriffe  des 
Auslandes  mit  allen  Mitteln  zu  verteidigen  bestrebt  sind,  insbesondere  durch 
eine  Devisenpolitik  der  Zentralbank  und  eine  darauf  basierte 
Suspendierung  der  Barzahlungen.  Die  für  diese  Verhinderung 
des  Goldabflusses  gebundenen  volkswirtschaftlichen  Energien  wären  aber 
mit  einem  Schlage  für  produktivere  Zwecke  verfügbar,  wenn  man  sich  auf  einen 
internationalen  Ausbau  des  in  der  Devisenzirkulation  gelegenen  Prinzips 
der  gegenseitigen  Abrechnung  verständigen  könnte,  insbesondere  in  der 
Richtung  des  internationalen  Giroverkehres. 

Bevor  auf  diesen  näher  eingegangen  werden  soll,  möge  noch  auf  eine 
Erscheinung  hingewiesen  werden,  welche  einer  Verbesserung  des  internationalen 
Abrechnungswesens  in  einer  sehr  günstigen  Weise  präludiert:  Die  Verein- 
heitlichung des  Wechselrechts.  Vielleicht  werden  die  Ergebnisse  der  H  a  a  g  e  r 
Wechselrechtskonferenz  von  1912  nicht  in  allen  Teilen  be- 
friedigt haben.  England  und  Nordamerika  bleiben  ja  der  Haager  Wechsel- 
rechtskonvention noch  immer  fern;  auch  will  es  bezüglich  einer  Vereinheit- 
lichung der  Stempelgesetzgebung  für  Wechsel  nicht  recht  klappen.  Doch 
trat  in  materiell -rechtlicher  Beziehung  vielfach  eine  Ausdehnung  einheit- 
licher Rechtsgrundsätze  ein,  so  bezüglich  der  Gültigkeit  der  Wechsel- 
erklärungen, der  force  majeure  u.  a.  Auch  ist  nicht  zu  übersehen,  daß  das 
Gebiet  des  reinen  Priyatrechts  schwerer  international -einheitlichen  Gesichts- 
punkten unterzuordnen  ist,  als  das  hier  viel  zugänglichere  Währungsrecht. 

Bei  den  Konferenzen  der  „Mitteleuropäischen  Wirt- 
sc h  a  f  t  s  v  e  r  e  i  n  e  "  1906  und  1912  erwies  sich  insbesondere  das  Thema 
„Internationaler  Giroverkehr' 1  als  ein  überaus  zugkräftiges  und  realisierbares, 
wobei  zugleich  auch  die  Bedeutung  des  Postsparkasse  nwesens 
auch  für  das  internationale  Geldwesen  hervorleuchtete. 

Die  Etablierung  eines  internationalen  oder  vorerst  mitteleuropäischen 
Giroverkehrs  bedeutet  lediglich  einen  Fortschritt  vom  kleineren  zum  größeren. 
Bildet  Mitteleuropa  ein  einheitliches  Wirkungsfeld  für  das  Scheck-  und 
Clearingwesen  und  für  die  Giroüberweisungen,  dann  wird  der  Ausgleich 
zwischen  Geldangebot  und  Nachfrage  ein  bedeutend  übersichtlicherer.  Die 
infolge  der  Devisenpolitik  erforderliche  Bargeldzirkulation  wird  so  ziemlich 
vollständig  verschwinden.  Störungen  im  internationalen  Umlaufe  der  Geld- 
zeichen, Geldknappheit  sind  um  so  weniger  zu  befürchten,  je  größer  das 
internationale  Zentralgeldreservoir  bzw.  die  dasselbe  ersetzende  technische 
Zirkulationserleichterung  zwischen  den  einzelnen  nationalen  Zentral-Geld- 
instituten  ist.  Wrelch  enorme  Umwälzungen  auf  diesem  Gebiet  speziell  eine 
weitergehende  Demokratisierung  des  Clearingverkehres 
zur  Folge  hätte,  mögen  einige  Daten  beweisen.  Im  Jahre  1909  betrug  zwischen 
Österreich  und  Ungarn  der  Postanweisungsverkehr  350  000  000  Kronen, 
der  Postsparkassenverkehr  177  000  000  Kronen,  der  Bargeldverkehr  jedoch 
1  241  000  Kronen  !  Noch  umfangreicher  gestaltet  sich  das  Reisen  des  Geldes 
im  Verkehr  zwischen  Österreich  und  anderen  mitteleuropäischen  Staaten 
und  diesen  untereinander.  Man  verfügt  hierüber  zwar  über  keine  statistischen 
Daten;  eine  beiläufige  Vorstellung  davon  ermöglicht  der  Hinweis  darauf, 
daß  im  Jahre  1905  der  Warenverkehr  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und 
Österreich-Ungarn  insgesamt  1  877  000  000  Kronen  betrug  sowie  daß  der 
Besitz  des  gesamten  Auslandes  an  Wertpapieren  aller  Art  aus  Österreich, 
Ungarn  und  den  Annexionsländern  im  Jahre  1910  insgesamt  9809  Millionen 
Kronen  betrug,  wovon  auf  Deutschland  allein  4653  Millionen  Kronen  ent- 
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fielen.  Kein  Wunder,  daß  man  schon  vor  längerer  Zeit  das  Problem  des 
internationalen  Giroverkehrs  anschnitt.  Konkretere  Vorschläge  in  dieser 
Richtung  brachte  die  Brüsseler  Währungskonferenz  von  1892;  man  dachte 
hier  nicht  bloß  an  die  Schaffung  einer  internationalen  Girostelle,  sondern 
auch  an  die  eines  internationalen  Edelmetallclearings, 
um  eben  die  Goldsendungen  von  Land  zu  Land  zu  vermeiden,  ja  sogar  an 
die  Schaffung  einer  internationalen  Banknote  mit  einer, 
durch  völkerrechtliche  Bestimmungen  neutralisierten  Fundierung. 

Diese  Ideen  wurden  nicht  realisiert;  inzwischen  gelangte  man  jedoch 
auf  einem  anderen  Gebiete  zu  einer  internationalen  Geldabrechnung,  nämlich 
im  Postanweisungsverkehr.  Die  Entwicklung  des  internationalen 
Postanweisungsverkehres  in  den  letzten  Dezennien  ist  wohl  der  handgreif- 
lichste Beweis  dafür,  daß  die  staatsrechtlichen  und  ökonomischen  Voraus- 
setzungen für  die  Einführung  des  internationalen  Giroverkehrs  längst  als 
gegeben  erachtet  werden  müssen.  Es  mag  weiter  erwähnt  werden,  daß 
man  in  Deutschland  seit  1889,  in  der  Schweiz  seit  1906,  in  Frankreich  seit 
1905,  in  Belgien  seit  1896,  angeregt  durch  das  Beispiel  der  österreichischen 
Postsparkasse,  den  Clearingverkehr  der  kleinen  Zahler  besser  ausbaut,  sowie 
daß  zwischen  der  österreichischen  Postsparkasse  und  mehreren  ausländischen 
Bankinstituten,  weiter  zwischen  den  Reichsbanken  von  Dänemark  und 
Norwegen  Vereinbarungen  bestehen,  welche  man  mit  Fug  und  Recht  als 
Ansätze  zu  einem  internationalen  Giroverkehr  auffaßt.  So  steht  die  k.  k. 
Postsparkasse  im  ausländischen  Überweisungsverkehr  mit  der  Deutschen 
Bank,  der  Banca  Gommerciale  in  Rom,  der  Länderbank  in  England,  der 
Schweizer  Kreditanstalt,  seit  1910  überdies  im  Postscheckverkehr  mit  Deutsch- 
land, Belgien  und  der  Schweiz.  Der  Auslandsumsatz  erreichte  in  diesem 
Jahre  den  Betrag  von  170  Millionen  Kronen,  wovon  130  auf  den  Bankverkehr, 
40  Millionen  Kronen  auf  den  Postscheckverkehr  entfielen. 

Eine  Erörterung  der  technischen  Einrichtung  des  gedachten  inter- 
nationalen Giroverkehrs  gehört  nicht  hierher.  Nur  ökonomische  Seiten  der 
gedachten  Einrichtung  mögen  hier  kurz  gestreift  werden.  Die  Bedeutung 
der  Kursvariationen  wird  auf  ein  Minimum  verringert,  wenn  man  bedenkt, 
daß  der  wechselseitige  Zahlungsverkehr  zwischen  den  mitteleuropäischen 
Großstaaten  sich  bis  auf  kaum  nennenswerte  Differenzen  ausgleicht.  Bei- 
spielsweise wird  die  Differenz  zwischen  der  Einfuhr  von  Österreich-Ungarn 
nach  Deutschland  und  der  im  umgekehrten  Wege,  die  im  Durchschnitt  zwei- 
bis  dreimal  hundert  Millionen  Kronen  beträgt,  durch  Zinsenzahlungen  aus 
Österreich  und  Deutschland  so  ziemlich  auf  die  Hälfte  reduziert.  Dieser  im 
Vergleich  zur  gesamten  Zahlungsbilanz  in  der  Höhe  von  rund  zwei  Milliarden 
geringe  Differenzbetrag  deutet  darauf  hin,  daß  bei  der  Regelmäßigkeit  der 
Geld-  und  Warenzirkulation  die  Differenz  zwischen  den  beiderseitigen  Gut- 
haben sich  innerhalb  kurzer  Termine  automatisch  auf  das  durchschnittliche 
Minimum  reduziert.  Aber  selbst  dieses  kann  zur  Vermeidung  von  Kurs- 
verlusten völlig  verschwinden,  da  ja  das  beeinträchtigte  Geldinstitut  es 
jederzeit  in  seiner  Macht  hat,  durch  zeitweilige  Abhebungen  seines  Gut- 
habens bei  dem  ausländischen  Geldinstitut  die  Kurschancen  zu  eliminieren. 
Ja  gerade  diese  Abhebbarkeit  der  Guthaben  im  internationalen  Giroverkehr 
bietet  ein  ganz  ausgezeichnetes  Werkzeug  zu  Regulierungsoperationen  im 
Devisenhandel  und  dergestalt  zu  einer  Stabilisierung  der  Kurse,  die  dann  auf 
die  kurspolitische  Sicherheit  des  internationalen  Giroverkehres  selbst  günstig 
zurückwirken  muß.     Diese  leichte  Verschiebbarkeit  des  Devisenvorrates 
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auf  Guthaben  im  Ausland  gewährt  den  internationalen  Zahlungsmitteln 
dieselbe  Elastizität  und  Anpassungsfähigkeit  an  die  kommerziellen  Bedürf- 
nisse, wie  im  Inland  die  leichte  Verschiebbarkeit  zwischen  dem  Giralgeld- 
betrag  und  dem  Notenumlauf. 

Die  Unterhaltung  eines  Guthabens  bei  ausländischen  Bankinstituten 
ist  kein  Novum;  sie  ist  eine  Angelegenheit  der  Sicherheit  und  des  gegen- 
seitigen Vertrauens  im  internationalen  Geld-  und  Kreditverkehr  und  erhält 
mit  der  zunehmenden  wirtschaftlichen  Konsolidierung  der  mitteleuropäischen 
Staaten  eine  immer  zuverlässigere  Basis.  Heute  schon  unterhalten  die  Öster- 
reichisch-Ungarische und  die  Deutsche  Reichsbank  an  ausländischen  Plätzen 
Guthaben,  die  bald  die  Ziffer  100  000  000  erreicht  haben  werden.  Dasselbe 
gilt  auch  von  den  Reichsbanken  in  Dänemark  und  Norwegen,  deren  fremd- 
ländische Guthaben  sogar  in  den  Goldschatz  eingerechnet  werden. 

In  diesem  Zusammenhange  drängt  sich  auch  die  Frage  auf,  ob  es  denn 
nicht  an  der  Zeit  wäre,  den  Handel  mit  fremdländischen  Zahlungsmitteln 
im  eigenen  Lande  und  umgekehrt  mit  inländischen  Zahlungsmitteln  in  fremden 
Lande  durch  internationale  Fixierungen  der  Münz- 
paritäten ganz  aufzuheben.  Damit  wäre  der  Spekulation  auf  die  Kurs- 
variationen das  Feld  entzogen  und  zugleich  der  Goldschatz  von  seiner  Funktion 
der  Vertrauensdeckung  emanzipiert. 

Will  man  aber  nicht  so  weit  gehen,  dann  liegt  noch  immer  die  Möglichkeit 
offen,  das  nervöse  Element,  das  die  Kurschancen  dem  internationalen  Giro- 
verkehr einimpfen  könnten,  durch  Schaffung  eines  aus  den  Kursgewinnen 
gebildeten,  gemeinsamen  Ausgleichsfonds  zu  eliminieren. 

Im  internationalen  Giroverkehr  der  k.  k.  Postsparkasse  ist  dieses  Problem 
in  der  Praxis  so  gelöst,  daß  die  Überweisungen  zum  Warenkurs  der  deutschen 
Reichsbanknoten,  bzw.  der  Devisen  auf  ausländische  Plätze  berechnet  werden, 
und  zwar  nach  dem  Kursstand  an  der  Wiener  Börse  am  Vortage  der  Geld- 
transaktion. 

Die  Anbahnung  einer  internationalen  Geldreform  im  vorgedachten 
Sinne  würde  also  vom  Standpunkt  des  ökonomischen  Fortschrittes  wohl 
nicht  zu  bedauern  sein.  Hungersnöte  entstehen  nicht,  weil  die  Erde  zu  wenig 
Früchte  trägt,  sondern  weil  die  lokale  Nachfrage  durch  das  lokale  Angebot 
nicht  gedeckt  werden  kann.  Die  Geldnot,  worüber  unsere  unmittelbar  pro- 
duktiven Stände  mit  zunehmender  Heftigkeit  Klage  führen,  wäre  an  sich 
undenkbar,  hätte  sich  nicht  unser  Geldwesen  begrifflich  und  technisch  seiner 
ursprünglichen  Bestimmung  entfremdet  und  wäre  nicht  durch  künstliche 
Schranken  juristischer  und  ökonomischer  Natur  eine  Unterbindung  in  der 
Zirkulation  eingetreten,  die  eben  zu  lokalen  und  temporären  Geldnöten  führt. 
Und  wenn  es  gelungen  ist,  einen  Weltpostvertrag  zu  schaffen,  so  darf  für  das 
Geldwesen,  dessen  Lebensnerv  nicht  minder  der  Verkehr  ist,  ein  inter- 
nationales Währungsübereinkommen  im  vorstehend  skiz- 
zierten Sinne  nicht  länger  mehr  Utopie  bleiben. 
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DR.  PHIL.  DORA  LANDE,  BERLIN:  DIE  ÖKONO- 
MISIERUNG DES  UNIVERSITÄTSBETRIEBES. 

^""1  ELTEN  ist  wohl  eine  Idee  mit  spontanerem  Verständnis  von  den 
führenden  Geistern  aller  Nationen  begrüßt  worden  als  der  von 
Wilhelm  Ostwald  und  seinen  Mitarbeitern  zum  ersten  Male  in 
J  erschöpfender  Weise  entwickelte  Plan  der  sogenannten  „Brücke". 
In  einem  Zeitalter,  da  man  auf  allen  Arbeitsgebieten  mehr  und  mehr  zu 
Organisationen  drängt,  die  durch  Arbeitsteilung  einerseits,  durch  Arbeits- 
vereinigung andererseits  eine  Energieersparnis  herbeiführen  wollen,  ist  es 
natürlich,  daß  auf  dem  Gebiete  der  Wissenschaft,  als  dem  höchsten  und 
zugleich  neutralsten  Betätigungsfelde  der  Menschheit,  zuerst  der  Versuch 
gemacht  wird,  alle  trennenden  Schranken  zu  beseitigen,  um  zu  einer  voll- 
kommenen Vereinigung  der  gesamten  intellektuellen  Kräfte  der  Kulturwelt 
zu  gelangen.    Das  bezweckt  die  „Brücke".    Durch  Nutzbarmachung  aller 
großen  Bibliotheken,  aller  wissenschaftlichen  Institutionen,  durch  Anlegung 
eines  eigenen  Archivs  will  sie  die  geistigen  Arbeiter  der  verschiedenen  Nationen, 
von  denen  heutzutage  jeder  einzelne  planlos  und  gewissermaßen  auf  einer 
Insel  abgesondert  schafft,  in  eine  möglichst  vollständige  sachliche  Beziehung 
zu  der  intellektuellen  Produktion  der  Vergangenheit  und  Gegenwart  bringen 
und  zugleich  einen  persönlichen  Gedankenaustausch  zwischen  den  lebenden 
Forschern  herbeiführen.  Augenblicklich  sieht  sich  jeder  auf  geistigem  Gebiet 
Schaffende  vor  Beginn  aller  eigentlich  schöpferischen  Tätigkeit  durch  eine 
immer  höher  anschwellende  Flut  halbmechanischer  Vorarbeit  gehemmt, 
die  er  nur  noch  auf  Kosten  eines  ungeheuren  Kraftaufwands  überwältigen 
kann.    Denn  in  welchem  Maße  auch  eine  Schöpfung  Original  genannt  zu 
werden  verdient,  immer  ist  sie  doch  in  gewissem  Sinne  ein  Sammelprodukt 
aus  den  Errungenschaften  zahlloser  vorhergegangener  Geister.  Und  der  isoliert 
Produzierende  ist  gezwungen,  die  gesamte  Forschungsarbeit  seiner  Vorgänger 
auf  ganz  individuelle,  oft  mühsame,  dem  Zufall  preisgegebene  Art  und  Weise 
herbeizuschaffen  und  auf  die  umständlichste  Art  durchzuarbeiten.  Obendrein 
aber  wird  er  während  seiner  Tätigkeit  die  peinliche  und  sehr  begründete 
Ungewißheit  nicht  los,  ob  und  in  welchem  Maße  vielleicht  von  anderen  ihm 
unbekannten  Forschern  seine  Arbeit  zu  gleicher  Zeit  getan  wird  und  seine 
eigene  Mühe  dadurch  zur  Nutzlosigkeit  verdammt  ist.   Auf  der  einen  Seite 
also  eine  Hemmung  des  schöpferischen  Geistes  durch  mechanische  Vorarbeit, 
die  besser  und  vollständiger  von  einer  kollektivierenden  Zentralinstanz 
geleistet  und  jedem  geistigen  Arbeiter  zur  Verfügung  gestellt  werden  könnte, 
auf  der  anderen  Seite  eine  wahre  Anarchie  der  Produktion,  die  durch  eine 
Sozialisierung  der  geistigen  Energien  vermieden  werden  würde. 

Immerhin,  wenn  wir  im  Augenblick  selbst  noch  kaum  ermessen  können, 
welch  ungeheure  Perspektiven  schon  durch  die  geplante  rein  technische 
Reformtätigkeit  für  eine  Befreiung  der  geistigen  Kräfte  aus  den  Banden 
veralteter  Formen  für  den  Betrieb  der  Wissenschaft  sich  öffnen,  eines  können 
wir  trotzdem  schon  vorhersagen:  Daß  die  Ziele  der  „Brücke"  aller  Wahr- 
scheinlichkeit nach  sich  in  der  äußeren  Organisation  der  geistigen  Arbeit 
kaum  erschöpfen  werden.  Welche  Mission  ihr  darüber  hinaus  für  die  Kultur 
des  Internationalismus  noch  blühen  mag,  das  läßt  uns  eine  großartige 
Schöpfung  ahnen,  die  in  den  Vereinigten  Staaten  auf  einem  örtlich  begrenzten 
Gebiet  schon  seit  Jahren  gedeiht  und  von  Haus  aus  eine  der  „Brücke"  ähnliche 
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organisatorische  Aufgabe  zu  erfüllen  gedachte,  nun  aber  ihr  Tätigkeitsfeld 
mehr  und  mehr  zu  erweitern  und  zu  vertiefen  beginnt. 

Die  Universität  Madison  *)  im  Staate  Wisconsin,  dessen  Territorium 
allerdings  V«  bis  7a  der  Ausdehnung  des  Deutschen  Reiches  besitzt,  verfolgt 
in  kleinem  Maßstabe  durch  die  Einrichtungen  ihrer  Hochschulausdehnung 
(University  Extension)  nicht  nur  das  Ziel,  die  vorhandenen  geistigen  Kräfte 
des  Staates  von  einer  Zentralstelle  aus  zu  organisieren,  sondern  auch  alle 
noch  schlummernden  intellektuellen  Fähigkeiten  des  Volkes  ans  Licht  zu 
fördern,  um  sie  dem  Wohle  der  Allgemeinheit  dienstbar  zu  machen.  Hier 
ist  innerhalb  eines  verhältnismäßig  kleinen  Raumes  all  das  verwirklicht, 
was  einerseits  die  „Brücke"  für  die  ganze  Kulturwelt,  andererseits  die  gesamte 
Hochschulausdehnung  für  die  einzelnen  Nationen  zum  Ziele  hat. 

Zu  diesem  Zweck  bestehen  vier  getrennte  Departements:  das  erste  für 
die  sogenannte  Vorlesungsausdehnung,  ein  zweites  für  die  weitere  Ökono- 
misierung des  Universitätsbetriebs  durch  das  sogenannte  Korrespondenz- 
studium, drittens  eine  Abteilung  für  alle  Arten  wissenschaftlicher  Auskünfte 
und  Anleitung  zu  öffentlichen  Debatten  und  Diskussionen,  endlich  eine  vierte 
Abteilung  für  allgemeine  Informationen,  im  besonderen  aber  für  solche  zur 
Förderung  der  Volkswohlfahrt.  Um  die  Wirksamkeit  aller  dieser  Einrich- 
tungen zu  beschleunigen  und  möglichst  fruchtbar  zu  gestalten,  ist  der  Staat 
Wisconsin  in  Distrikte  mit  Distriktshauptstädten  eingeteilt,  die  die  In- 
stitutionen der  Hochschulausdehnung  über  den  ganzen  Staat  hin  dezentrali- 
sieren. Bei  alledem  sind  die  einzelnen  wissenschaftlichen  Sammlungen,  aus 
denen  man  schöpft,  gar  nicht  so  gewaltig  große.  Aber  durch  das  einmütige 
und  zielbewußte  Zusammenarbeiten  vieler  Instanzen,  die  sich  bei  uns  zum  Teil 
befehden  oder  gar  feindlich  gegenüberstehen  —  ich  brauche  hier  nur  Staat 
und  Gemeinden  oder  Staat  und  Volksbildungsvereine  zu  nennen  — ,  wird 
eine  ganz  ungeheure  Wirksamkeit  ermöglicht. 

Was  Hochschulausdehnung  bedeutet,  wissen  und  kennen  wir,  wenigstens 
in  der  Art,  wie  sie  in  Deutschland  gehandhabt  wird.  Erfreulicherweise  nehmen 
diese  Bestrebungen  auch  bei  uns  mehr  und  mehr  an  Ausdehnung  zu;  aber 
die  Bewohner  der  kleinen  Städte,  das  Land  sind  noch  so  gut  wie  ausgeschlossen 
davon.  Ja  —  je  mehr  man  bemüht  ist,  die  Volkshochschuleinrichtungen 
in  die  tieferen  Schichten  hineinzutragen  und  auch  auf  dem  Lande  einzu- 
bürgern, desto  mißtrauischer  stehen  die  Regierungen  ihnen  gegenüber.  Anders 
in  den  klassischen  Ländern  der  Hochschulausdehnung,  in  England  und  vor 
allem  in  den  skandinavischen  Staaten.  Die  Ausdehnung  der  Hochschul- 
wirksamkeit in  diesen  Ländern  erscheint  uns  schon  sehr  großartig.  Aber 
sie  wird  noch  weit  übertroffen  von  der  Tätigkeit,  die  der  Staat  Wisconsin 
auf  diesem  Gebiet  entfaltet.  Denn  neben  der  eigentlichen  Nutzbarmachung 
der  Universitätseinrichtungen  durch  Vorlesungen  und  Unterrichtskurse  im 
ganzen  Staate,  deren  Beteiligungsziffern  eine  ganz  enorme  Höhe  aufweisen, 
vermittelt  die  Universität  Madison,  wie  schon  angedeutet,  auch  Unterricht 
und  wissenschaftliche  Anregung  durch  eine  umfangreiche  Korrespondenz 
mit  Studierenden  aller  Distrikte.  Sie  sendet  ihnen  Studienpläne,  sie  leiht 
ihnen  das  wissenschaftliche  Arbeitsmaterial  systematisch  geordnet,  sie  erteilt 
Rat  in  allen  Fragen  des  Studiums.  So  studierten  auf  diese  Art  z.  B.  am 
1.  Februar  1911  3931  einzelne  Personen  des  Landes,  ohne  die  Universität 


*)  Das  Material  zu  dieser  Skizze  verdanke  ich  Herrn  Prof.  Dr.  Wilbrandt,  Tübingen, 
der  es  von  seiner  Studienreise  heimgebracht  hat. 
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selbst  zu  besuchen.  In  den  verschiedenen  Distrikten  des  Staates  gab  es 
zu  derselben  Zeit  insgesamt  63  studierende  Klassen,  und  87  Professoren 
und  sogenannte  Instruktoren  der  Universität  erteilten  dort  Unterricht  oder 
hatten  das  Amt  übernommen,  ihn  zu  leiten  und  zu  überwachen.  In  kleineren 
Städten,  auf  dem  Lande,  ist  dadurch  unendlich  vielen  die  Möglichkeit  gegeben, 
systematische  Studien  zum  Zweck  einer  späteren  wissenschaftlichen  Tätigkeit 
oder  auch  zur  praktischen  Verwertung  ihrer  Kenntnisse  in  Verwaltungs- 
angelegenheiten  ihrer  engeren  Heimat  zu  betreiben.  . 

Dieses  letztere  Ziel  der  Förderung  wissenschaftlicher  Bildung  verfolgt 
vor  allem  das  Departement  zur  Belebung  von  öffentlichen  Debatten  und 
Diskussionen.  Dieses  Departement  steht  allen  Vereinen,  allen  einzelnen 
Bürgern  des  Staats,  sei  es  zum  Zweck  wissenschaftlicher  Studien,  Diskussionen, 
sei  es  zur  Gründung  und  Fortführung  von  Unterrichtsanstalten  und  -kursen 
mit  Rat  zur  Seite,  besonders  aber  denen,  die  sich  dem  Studium  auf  dem 
Gebiete  der  Volkswohlfahrt  widmen  wollen.  Wo  sich  überhaupt  eine  Gruppe 
von  Wissensdurstigen  zu  Studien  oder  Diskussionen  zusammenfindet,  da 
ist  dies  Departement  bereit  und  durch  systematisch  geordnetes  Material 
wohl  gerüstet,  ihnen  zu  helfen.  Es  bezweckt  unter  der  Jugend  des  Landes 
das  Interesse  für  öffentliche  Angelegenheiten  wachzurufen  und  planvoll  durch 
Aussendung  von  Lehrern  der  Rhetorik,  durch  wissenschaftliches  Material 
aller  Art  zu  unterstützen.  Nichts  könne,  so  meint  man,  die  jugendlichen 
Staatsbürger  und  Staatsbürgerinnen  wirksamer  zur  Anteilnahme  an  kommu- 
nalen und  staatlichen  Angelegenheiten  erziehen  als  eine  große  Zahl  über  den 
ganzen  Staat  verbreiteter  Debattierklubs  und  -gesellschaften.  Denn  hier 
würde  die  Jugend  nicht  nur  zur  Selbstbeherrschung,  zu  tieferem  Nachdenken, 
zur  korrekten  Wiedergabe  des  Gedankens,  sondern  vor  allem  zu  einem  ob- 
jektiven Erwägen  von  Gründen  und  Gegengründen,  zu  einem  gesunden,  auf 
positiven  Kenntnissen  beruhenden  Urteil  über  öffentliche  Angelegenheiten 
erzogen.  Das  sei  in  einem  vollkommen  demokratischen  Staat,  wo  jeder  be- 
ständig seine  Stimme  in  die  Wagschale  zu  werfen  habe,  der  beste  Schutz 
gegen  das  Überhandnehmen  des  politischen  Radikalismus,  gegen  alle  Leicht- 
gläubigkeit und  Leichtfertigkeit  in  politischen  und  wissenschaftlichen 
Angelegenheiten.  Zur  Unterstützung  und  Förderung  dieser  Aufklärungs- 
arbeit gehen  nun  die  verschiedensten  Institute  des  Staates  Hand  in  Hand. 
Neben  dem  Büchervorrat  aller  Bibliotheken,  aller  Staats-  und  Bundes- 
behörden besteht  das  herzuleihende  Material  auch  aus  Berichten,  Adressen, 
Flugblättern,  Artikeln  aus  Zeitungen  und  Zeitschriften.  Derartig  aktuelles 
Material,  das  oft  eine  wichtigere  Fundgrube  bildet  als  umfangreiche  Bücher, 
ist  meist  schwer  oder  gar  nicht  von  dem  einzelnen  zu  beschaffen.  Aus  dieser 
Erwägung  heraus  hat  das  Departement  eine  eigene  Einrichtung  dafür  ins 
Leben  gerufen,  wie  sie  übrigens  auch  die  ,, Brücke"  zu  gründen  beabsichtigt 
und  wie  sie  jeder  geistige  Arbeiter  bisher  im  kleinen  für  sich  anzulegen  ge- 
zwungen war:  Alle  wichtigen  Äußerungen  der  Presse  werden  nämlich  einzeln 
ausgeschnitten,  sorgfältig  aufgezogen  und,  nach  bestimmten  Materien  ge- 
ordnet, zusammengebunden.  Das  sind  dann  die  sogenannten  ,,Package 
Libraries". 

Zur  ferneren  gründlichen  Information  über  öffentliche  Angelegenheiten, 
zur  Hilfe  aller  Privatpersonen  und  Vereine,  die  sich  darüber  unterrichten 
wollen,  gibt  das  Departement  sogenannte  „Bulletins"  heraus.  In  jedem 
dieser  Schriftchen,  die  etwa  10 — 30  Seiten  lang  sind,  ist  ein  bestimmtes 
Thema,  meist  von  aktuellem  politischen  oder  sozialen  Interesse,  durch  Ge- 
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lehrte  oder  andere  Sachverständige  gedanklich  zergliedert,  alle  Gesichts- 
punkte nach  dem  Für  und  Wider  geordnet  und  zum  Schluß  die  gesamte 
Literatur  angegeben,  vermöge  deren  man  sich  gründlicher  über  das  Thema 
unterrichten  kann.  Vor  mir  liegen  mehrere  derartige  ,, Bulletins",  die  z.  B. 
die  Frage  der  „Vergrößerung  der  amerikanischen  Seemacht",  der  „Erb- 
schaftssteuer", der  „Landwirtschaftlichen  Schulen",  der  „Tarife  für  Stahl- 
waren des  Stahltrusts",  der  „Einwanderungsbeschränkung",  der  „Post- 
sparkassen" usw.  behandeln.  Bei  der  Abfassung  dieser  Schriftchen  geht 
man,  abgesehen  von  dem  Prinzip  der  Energieersparnis,  von  dem  Gesichts- 
punkt aus,  schlecht  vorbereitete  und  daher  unfruchtbare  Diskussionen  zu 
verhindern,  indem  man  es  Rednern  und  Zuhörern  nahelegt  und  ihnen  so 
bequem  wie  möglich  macht,  die  Fragen,  die  zur  Debatte  stehen,  erst  einmal 
gründlich  durchzudenken  und  zu  studieren,  die  Gründe  und  Gegengründe 
gleich  sorgsam  zu  erwägen  und  die  einschlägige  Literatur  kennen  zu  lernen. 

Dieses  Departement  entfaltet  schon  jetzt  eine  ungeheure  Tätigkeit  und 
dehnt  sie  von  Tag  zu  Tag  mehr  aus.  In  19  Monaten  der  Jahre  1909 — 1911 
hat  es  nicht  weniger  als  91  800  Artikel  geliehen,  über  508  Themata  zu  Dis- 
kussionen wissenschaftliche  Anleitung  erteilt  und  2295  „Package  Libraries" 
versendet. 

Aber  mit  der  bisher  geschilderten  Wirksamkeit  will  die  Universität 
Madison  noch  keineswegs  die  Grenzen  der  Nutzbarmachung  ihrer  Einrich- 
tungen abgesteckt  haben.  In  den  letzten  zwei  Jahren  hat  sie  weitere  In- 
stitutionen ins  Leben  gerufen  und  Gesetze  in  allen  Staaten  der  Union  an- 
geregt, die  besonders  auf  eine  Förderung  kommunaler  Bestrebungen  hin- 
zielen. So  ist  neuerdings  in  Milwaukee  eine  Unterrichtsanstalt  für  kommunal- 
soziale Betätigung  entstanden.  Hier  werden  von  Sachverständigen  Abend- 
und  Nachmittagskurse  über  Verwaltungsprobleme,  über  alle  Arten  philan- 
thropischer Bestrebungen  und  sozialer  Reformen  abgehalten.  Sodann  hat 
man  Abendkurse  für  technische  Fortbildung  eingerichtet,  für  die  wiederum 
die  Universität  alles  wissenschaftliche  Arbeitsmaterial  sowohl  als  auch  die 
Lehrkräfte  liefert.  > 

Die  letzte  Gründung  besteht  in  einem  Departement  „zur  Förderung 
kommunal-sozialer  Zentren".  Man  versteht  darunter  das  Bestreben,  alle  im 
Besitz  einer  Gemeinde  befindlichen  Gebäude,  Ländereien,  Parkanlagen, 
ja  Straßen  und  Plätze  in  der  ergiebigsten  und  liberalsten  Weise  dem  Wohl 
der  Bürgerschaft  dienstbar  zu  machen,  als  Versammlungsplätze  zu  politischen 
und  wissenschaftlichen  Zwecken,  zu  geselligem  Verkehr,  zu  gesunder  Er- 
holung und  erzieherischer  Wirksamkeit  — kurz  als  Stätten  der  Volksbildung  — 
und  Gesundheit.  In  Amerika  ist  diese  Bewegung  nicht  neu  und  hat  wohl 
ihre  erste  Blütezeit  in  jenen  Tagen  erlebt,  da  die  Neuankömmlinge  sich  auf 
jungfräulichem  Boden  zur  Gründung  von  Gemeinden  zusammenfanden 
und  mehr  als  die  Bewohner  alter  Kulturzentren  darauf  bedacht  waren,  den 
Verkehr  und  Gedankenaustausch  mit  ihren  Nebenmenschen  zu  fördern. 
Die  neuerliche  Anregung  der  Universität  Wisconsin  ist  nur  der  moderne 
Ausdruck  für  die  gleiche  Sehnsucht  nach  engerem  Zusammenschluß,  wie 
sie  in  den  großen  Townmeetings  der  älteren  Neuengland -Staaten  sich  kundgab. 

Wir  wissen  ja,  daß  auch  bei  uns  eine  ähnliche  Bewegung  im  Gange  ist, 
die  alle  öffentlichen  Schulen,  die  Schulhöfe  und  alle  Freiflächen  wenigstens 
der  Jugend  zu  ihrer  Erholung  und  ihren  Spielen  zur  Verfügung  stellen  will. 
Aber  von  den  Zukunftsplänen,  wie  sie  die  Universität  von  Wisconsin  für 
die  gesamte  Bewohnerschaft  aller  Gemeinden  der  Union  nicht  nur  im  Sinne 


DIE  ÖKONOMISIER  UN  G  DES  UNIVERSITÄTSBETRIEBES 


413 


hat,  sondern  auch  hie  und  da  schon  in  *fJieB  Wirklichkeit  umzusetzen  beginnt, 
sind  wir  bei  uns  noch  himmelweit  entfernt.  Da  heißt  es  noch  einen  Berg  von 
Engherzigkeit  und  Vorurteil,  von  MiOt):auen,  U;Dd  Haß^zu  überwinden.  Und 
deshalb  dürfte  es  interessant  un/i  Tehrfceici)  seijr,  dies  ZüliUnftsbild  der  Ent- 
faltung kommunalen  Lebens  in  seiner  ,  ganzen- Buntheit  und  Regsamkeit 
vor  unseren  Augen  zu  entrollen.  ;    *.V«K  " 

Für  die  Großstädte,  in  denen  ja  'unzählige  Organisationen,  jede  für  ihre 
eigensten  Zwecke,  Gebäude  mit  Versammlungssälen  und  Klubräumen  er- 
richtet, sind  diese  Bestrebungen  allerdings  nicht  so  dringend  wie  für  die 
kleineren  Städte  und  das  Land.  Hier  aber  könnten  sie,  auch  bei  uns,  zu 
einem  mächtigen  Aufschwung  des  öffentlichen  Lebens,  des  politischen  und 
sozialen  Wirkens,  der  Volksgesundheit  und  Volkskultur  werden. 

Einmal  will  man  alle  öffentlichen  Gebäude,  die  Rathäuser,  die  Schulen 
des  Ortes  und  ihre  Spielplätze  zu  geselligen  Mittelpunkten  der  ganzen  Ge- 
meinde erweitern.  Man  plant  die  Errichtung  von  öffentlichen  Bibliotheken, 
Parkanlagen,  Schwimmbädern  usw.  Hier  soll  jeder  Bürger  allabendlich 
Gelegenheit  zu  anregendem  geselligen  Verkehr  mit  seinen  Mitbürgern  und 
zu  leiblicher  Erholung  finden  können.  Ebenso  plant  man  überhaupt  alle 
Gemeinde-  und  Staatsbauten  in  den  Stunden,  da  sie  nicht  ihrem  ursprüng- 
lichen Zweck  zu  dienen  haben,  den  Einwohnern  für  Spiele  und  Tänze,  für 
große  Volksfeste  und  für  gymnastische  Wettkämpfe,  für  Konzerte  und 
theatralische  Aufführungen  zu  öffnen.  Auf  diesen  Gedanken  kam  man  zum 
ersten  Male  in  den  Vereinigten  Staaten,  als  bei  einer  großen  Festlichkeit 
der  Play ground -Association,  an  der  Tausende  von  Kindern  teilnahmen, 
ein  Regenguß  die  ganze  Veranstaltung  zu  verhindern  drohte.  Kurz  ent- 
schlossen, stellte  man  der  Volksmenge  ein  Arsenal  zur  Verfügung,  und  es 
erwies  sich  als  vortrefflicher  Ersatz  für  die  Parkanlagen.  Seitdem  hat  der 
Gedanke,  die  öffentlichen  Gebäude  aller  Art  zur  Abhaltung  von  Volksfesten, 
zu  regelmäßigen  geselligen  Zusammenkünften  zu  benutzen,  immer  mehr 
Anklang  gefunden  und  zu  gesetzlicher  Festlegung  der  Rechte  der  Gemeinden 
geführt. 

Aber  die  Bewegung  geht  noch  weiter:  Sie  will  nicht  nur  die  öffentlichen 
Parkanlagen,  auch  alle  Straßen,  alle  Marktplätze  in  den  Stunden,  während 
deren  der  allgemeine  Verkehr  nachläßt,  zu  Volksspielen  und  Belustigungen, 
zu  Konzerten  und  Tänzen  der  Benutzung  erschließen.  Das  Volksleben  der 
alten  W^elt,  wie  es  in  Rom,  in  Jerusalem  sich  in  den  Straßen  abspielte,  soll 
wieder  neu  erstehen.  In  den  W7eihnachtstagen  des  vorigen  Jahres  sang  z.  B. 
in  S.  Francisco  eine  berühmte  italienische  Sängerin  auf  einem  öffentlichen 
Platz  vor  einer  nach  Hunderttausenden  zählenden  Volksmenge.  In  Milwaukee 
fand  auf  dem  Marktplatz  ein  großes  Volksfest  statt.  Und  in 
der  Union  ist  man  bestrebt,  diese  vorläufig  noch  vereinzelten  Versuche  zur 
Belebung  öffentlicher  Volksunterhaltungen  nachzuahmen.  Auch  weist  die 
Universität  Madison  in  einem  ihrer  „Bulletins",  das  dieser  Frage  gewidmet 
ist,  darauf  hin,  daß  derartige  Ziele  ganz  systematisch  gefördert  werden  müßten. 
Der  Kongreß  solle  eine  Kommission  ernennen,  die  nicht  nur  alle  Probleme 
der  Nutzbarmachung  öffentlicher  Lokalitäten,  Gelände  usw.  studiert  und 
die  nötigen  gesetzlichen  Bestimmungen  erläßt,  sondern  auch  überall  dafür 
Propaganda  macht,  daß  die  Gemeinden  ihre  so  erworbenen  Rechte  wahr- 
nehmen. Chicago  z.  B.  besitzt  schon  spezielle  Direktoren  für  die  Spielplätze 
und  Parkanlagen  der  Stadt,  die  den  Bewohnern  zur  Benutzung  dieser  Er- 
holungsstätten Anleitung  erteilen,  Volksfeste  und  -spiele  veranstalten  usw. 
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Es  sind  herrliche  Perspektiven*;  die  sich  da,  angeregt  von  einem  Kreise  auf- 
geklärter, lebensfreudiger  und  "volksfreundlicher  Männer,  vor  unseren  Blicken 
öffnen.  Und  die^nÄri^1^^  «W'eft«rJÄit  ß®r$r  Energie  und  ihrer  Lebens- 
bejahung wird  nicht  lange  ä&gbm,  diese  Gedanken  in  die  Tat  umzusetzen 
und  damit  ihrem  Volke  neue  -Quellen*  geistigen  Genusses  und  körperlicher 
Gesundung  erschließen,  j  €**/c«       6J :  \ 


LEOPOLD  KATSCHER:  EINE  RIESEN  WELTPETI- 
TION. 

^■^U  den  willens-  und  tatkräftigsten  Frauen  unserer  Zeit  gehört 
die  deutsche  Lehrerin  Anna  B.  Eckstein  aus  Koburg. 
Dieses  wahrhaft  international  gesinnte  Mädchen  hat  ihre  Stellung 
J  als  Leiterin  einer  Schule  in  Boston  vor  einigen  Jahren  aufgegeben, 
um  sich  einem  Werk  zu  widmen,  für  das  sie  den  Nobelpreis  hundertmal  ver- 
dient hätte.  Es  handelt  sich  um  Friedenssicherung  vor  dem  Beginn  blutiger 
Kämpfe. 

Das  in  Rede  stehende  Werk  ist  eine  Weltpetition  um  Erweiterung  der 
Befugnisse  des  Haager  Schiedsgerichts,  also  um  eine  echt  internationale 
Tat  im  Interesse  der  internationalsten  aller  Bewegungen  —  der  Friedens- 
bewegung. Ich  erinnere  mich  noch  lebhaft  des  großen  Erstaunens,  das  sich 
des  Vorsitzenden  der  zweiten  Haager  Konferenz  bemächtigte,  als  ihm  Fräulein 
Eckstein  eine  mit  zwei  Millionen  Unterschriften  bedeckte  Petition  aus  Amerika, 
England  und  Deutschland  zugunsten  der  Ausdehnung  des  Prinzips  der  Völker - 
Schiedsgerichtsbarkeit  überreichte.  Die  Idee  zu  dieser  Petition  war  von  der 
genannten  Dame  ausgegangen,  und  das  Sammeln  der  Unterschriften  war 
ihr  Werk  gewesen.  Von  ihrem  beispiellosen  Erfolg  ermuntert,  kündigte  sie 
auf  dem  Londoner  Weltfriedenskongreß  (Juli  1908)  an,  für  eine  ähnliche 
Petition  an  die  dritte  Haager  Konferenz  (1915)  eine  ganz  unerhört  große 
Anzahl  von  Unterschriften  zu  sammeln.  In  ihrem  hoffnungsvollen  Optimismus 
rechnete  sie  mit  der  Möglichkeit:  100  Millionen.  Aber  auf  20  Millionen  kann 
sie  bestimmt  zählen,  wenn  sie  in  ihrer  verblüffenden  Tatkraft  nicht  erlahmt ; 
schon  jetzt  sind  etwa  7%  Millionen  Unterschriften  beisammen  ! 

Die  kühne  Koburgerin  nahm  im  Oktober  1909  an  der  großen  Brüsseler 
Versammlung  der  „Vereinigung  des  Internationalen  Friedensbureaus  zu  Bern" 
teil,  um  ihrer  guten  Sache  einen  kräftigen  Anstoß  zu  geben.  In  kurzer  aber 
kerniger  Rede  begründete  sie  dort  den  folgenden  Antrag: 

„Von  der  Überzeugung  geleitet,  daß  die  Sicherung  aller  internationaler  Interessen 
durch  Abmachung  und  Vertrage  und  nötigenfalls  durch  Schiedsspruch  das  Rüstungs- 
bedürfnis verringern  und  infolgedessen  von  selbst  eine  allmäliche  Rüstungsverminderung 
und  demgemäß  eine  Besserung  der  Staatsfinanzen  herbeiführen  würde  unter- 
breiten die  Generalversammlung  und  der  Ausschuß  des  Internationalen  Friedensbureaus 
den  Regierungen  den  dringenden  Wunsch,  die  Regierungen  möchten  den  folgenden,  durch 
eine  im  Umlauf  befindliche  Weltpetition  unterstützten  Vorschlag  auf  die  Tagesordnung 
der  dritten  Haager  Konferenz  setzen:  Es  möge  eine  Konvention  abgeschlossen  werden, 
kraft  deren  alle  Haager  Signatarmächte  sich  freiwillig  verpflichten,  diejenigen  inter- 
nationalen Interessen,  welche  die  Gefahr  ernster  Konflikte  in  sich  schließen,  ehe  solche 
Konflikte  zum  Ausbruch  kommen,  durch  Abmachungen  und  Verträge  nach  Maßgabe 
der  Solidarität  und  gerechten  Entwicklung  aller  Staaten  zu  sichern,  b  eziehungsweise 
ausnahmslos  alle  Streitigkeiten,  die  durch  derartige  diplomatische  Unterhandlungen  nicht 
verhütet  oder  geschlichtet  werden,  unter  wechselseitiger  Garantie  der  Unabhängigkeit 
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und  territorialen  Unversehrtheit  einem  zur  Wahrung  dieser  Bürgschaft  verpflichteten 
inf ernationalen  Schiedsgericht  zu  unterbreiten." 

Dieser  nichts  weniger  als  utopische  Antrag  (im  Gegenteil:  angesichts 
der  starken  Annäherung  der  zweiten  Haager  Konferenz  an  diesem  Stand- 
punkt kann  man  geradezu  von  einem  Kolumbusei  sprechen)  wurde  von  der 
Brüsseler  Tagung  angenommen.  Dadurch  erhielt  das  Schiedsgerichtsprinzip 
einerseits  und  die  erwähnte  Ecksteinsche  Weltpetition  zu  dessen  Gunsten, 
andererseits  die  maßgebende  offizielle  Förderung  der  organisierten  Friedens- 
bewegung, deren  Zentralamt  das  Berner  Internationale  Bureau  ja  ist.  Noch 
mehr:  Die  Versammlung  beschloß,  Antrag  und  Petition  auf  die  Tagesordnung 
des  nächsten  Weltfriedenskongresses  zu  setzen. 

Dieser  fand  im  August  1910  zu  Stockholm  statt  und  nahm  nach  einem 
trefflichen,  den  Antrag  begründeten  Referat  des  Fräulein  Eckstein  die  folgende 
Resolution  an: 

„Der  Kongreß  erneuert  den  Ausdruck  seiner  Sympathie  für  die  im  Umlauf  be- 
findliche Weltpetition  und  ladet  alle  Friedensfreunde  ein,  sich  diesem  Unternehmen  an- 
zuschließen. Er  lenkt  die  Aufmerksamkeit  aller  Regierungen  auf  die  Bedeutung  dieser 
internationalen  Kundgebung,  die  beweist,  daß  die  Völker  von  der  dritten  Haager 
Konferenz  greifbare  Fortschritte  in  der  Richtung  der  ständigen  obligatorischen  Schieds- 
gerichtsbarkeit erwarten." 

Diese  offizielle  Gesamtfunktion  machte  die  Ecksteinsche  Bittschrift 
zu  einem  der  wichtigsten  Marksteine  der  Friedensbewegung.  Vor  der  unent- 
wegt tapferen  deutschen  Frau,  die  derartiges  zustande  zu  bringen  vermag, 
muß  man  Achtung  empfinden.  Möge  die  großartigste  aller  je  dagewesenen 
Petitionen,  zu  deren  Förderung  ihre  Urheberin  in  Europa  schon  viele  Hunderte 
von  Vorträgen  gehalten  hat,  von  möglichst  vielen  unterschrieben  werden  *). 

GEZA  VON  HOFFMANN,  K.  U.  K.  ÖSTERR.-UNGAR. 
VIZEKONSUL,  CHICAGO:  DAS  ERSTE  STAAT- 
LICHE AMT  FÜR  RASSENHYGIENE. 

\i  _  'flN  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  ist  bereits  nicht  nur 
I  A f^e  Öffentlichkeit  für  die  rassenhygienischen  Ideen  gewonnen,  in 
|v  VI  welchen  sie  eine  Art  moderner  Vaterlandsliebe  erblickt,  sondern 
B  lp»»~i>  (iie  Behörden  trachten  in  Regierungsmaßnahmen  rassenhy- 

gienische Grundsätze  zu  befolgen,  wovon  in  erster  Reihe  die  amtlich  meist 
warm  unterstützten  Maßnahmen  zur  Verhinderung  der  Fortpflanzung  Minder- 
wertiger Zeugnis  ablegen.  Bekanntlich  bestehen  in  neun  Staaten  der  Union 
Gesetze  für  die  Sterilisierung  sozial  untauglicher  Individuen  und  in  neun 
Staaten  ist  auch  ihre  Eheschließung  verboten.  In  weiteren  fünf  Staaten 
sind  jetzt  Sterilisierungsvorlagen  eingebracht  worden,  deren  Schicksal  zur- 
zeit noch  nicht  entschieden  ist  **). 

*)  Adresse  für  den  Gratis-Bezug  von  Formularen:  Fritz  Decker,  Düsseldorf, 
Münsterstr.  83.  Dorthin  sind  auch  die  mit  Unterschriften  gefüllten  Bogen  zurückzu- 
senden. 

**)  Demnächst  erscheint  bei  J.  F.  Lehmann,  München  mein  Buch:  Rassenhygiene 
in  den  Vereinigten  [Staaten,  [wo  ich  die  einschlägigen  Maßnahmen  und  ihre  Durch- 
führung schüdere. 
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Im  Staate  New  York  besteht  nun  ein  eigenes  Amt  für  Rassenhygiene, 
die  erste  Behörde  dieser  Art  auf  der  Welt.  Sie  führt  den  Titel  „Bureau  of 
Analysis  and  Investigation",  wird  aber  kurz  „Eugenics  Bureau"  genannt 
und  verfolgt  in  erster  Reihe  den  Zweck,  rassenhygienische  Kenntnisse  amtlich 
zu  verbreiten.  Die  erste  Kundmachung  (The  Bureau  of  Analysis  and  In- 
vestigation: Its  Purpose  and  Field,  Eugenics  and  Social  Weifare,  State 
Board  of  Charities,  Albany,  N.  Y.  1912,  5  Seiten)  soll  als  historisch  bedeut- 
same Urkunde  teilweise  wiedergegeben  werden. 

„Um  den  Ursprung  gewisser,  für  unsere  geistigen  und  sittlichen  Eigen- 
schaften so  verhängnisvoller  Übel  besser  zu  verstehen,  ferner  um  ihre  Rolle 
zu  erkennen,  die  sie  in  der  Entwicklung  der  Rasse  spielen,  schließlich  um 
entsprechende  Gegenmaßregeln  ausfindig  machen  zu  können,  ist  es  unum- 
gänglich notwendig,  die  Daten  der  menschlichen  Vererbung,  wie  sie  in  den 
Aufzeichnungen  der  Wohltätigkeits-  und  Besserungsanstalten  enthalten  sind, 
zu  analysieren,  zu  ordnen  und  zu  erläutern  .  .  . 

Am  12.  Juli  1911  beschloß  die  staatliche  Wohltätigkeitsbehörde  in  ihrer 
Vierteljahrssitzung  die  Gründung  eines  Analysierungs-  und  Untersuchungs- 
bureaus,  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Rassenhygiene. 

Die  Aufgaben  dieses  Bureaus  sind  die  folgenden: 

1.  Die  Einholung  von  Auskünften  über  die  Insassen  der  staatlichen 
Anstalten  für  defekte  Personen  und  über  Individuen,  welche  in  diesen  An- 
stalten Aufnahme  finden  sollten,  damit  den  Anstaltsleitern  solche  Angaben 
zur  Verfügung  stehen,  welche  die  entsprechende  Behandlung  und  Ausbildung 
der  betreffenden  Insassen  erleichtern.  Ferner  soll  hiedurch  ermöglicht  wer- 
den, daß  für  solche  Familien  oder  Individuen  sofort  etwas  veranlaßt  werde, 
welche  zwar  nicht  in  öffentlicher  Anstaltsverwahrung  stehen,  deren  Umgebung 
und  Zustand  jedoch  für  die  Sitten  und  die  Zukunft  des  Staates  eine  Gefahr 
bedeutet. 

2.  Den  Zusammenhang  zwischen  den  verschiedenen  Erscheinungsformen 
der  Minderwertigkeit  und  dem  Problem  der  Armut  zu  untersuchen;  Angaben 
über  Epilepsie,  geistige  Defekte  und  andere  Entartungserscheinungen  zu 
sammeln  und  entsprechende  Maßnahmen  zu  empfehlen 

3.  Den  Lokalbehörden  und  auch  den  betroffenen  Familien  selbst  in  der 
Ausübung  ihrer  Pflichten  defekten  Unterstützungsbedürftigen  gegenüber  bei- 
zustehen und  ihnen  mit  Anregungen  zu  dienen. 

4.  Die  Ursachen  der  Minderwertigkeit  im  Zusammenhange  mit  der  Ver- 
erbung und  Umgebung  zu  untersuchen,  um  festzustellen,  in  welchen  Familien 
die  Defekte  vererbbar  und  in  welchen  Gegenden  solche  Familien  am  zahl- 
reichsten vertreten  sind. 

5.  Eine  genaue  Zählung  der  Schwachsinnigen  und  Epileptiker  vorzu- 
nehmen und  einen  ständigen  Ausweis  der  defekten  Familien  im  Staate  New 
York  zu  führen. 

6.  Von  Zeit  zu  Zeit  statistische  Arbeiten  über  Armut  und  andere  Fragen 
der  Öffentlichkeit  zu  übergeben,  um  die  Notwendigkeit  weiterer  Gesetzes - 
maßnahmen  und  der  Schaffung  von  weiteren  Anstalten  für  die  unterstützungs- 
bedürftigen, defekten  und  verbrecherischen  Klassen  zu  beweisen. 

Die  Gesamtausgaben  der  öffentlichen  und  privaten  Wohltätigkeit  im 
Staate  New  York,  soweit  dem  staatlichen  Wohltätigkeitsamte  untergeordnet, 
überstiegen  im  vergangenen  Jahre  den  Betrag  von  vierundzwanzig  Millionen 
Dollar  und  die  Auslagen  nehmen  jährlich  über  eine  Million  Dollar  zu.  Für 
ungefähr  2  %  der  Bevölkerung  des  Staates  wird  in  Anstalten  gesorgt,  während 
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weitere  2  %  aus  öffentlichen  Geldern  unterstützt  werden.  Es  ist  keinem 
Zweifel  unterworfen,  daß  ein  großer  Teil  der  öffentlichen  und  privaten  Wohl- 
tätigkeitsgelder  für  die  Erhaltung  der  defekten  Klassen  und  der  hereditiven 
Unterstützungsbedürftigen  benötigt  wird,  nachdem  laut  Erklärung  der 
besten  Autoritäten  über  ein  Drittel  der  auf  eine  Unterstützung  angewiesenen 
Klasse  geistig  defekt  ist  und  25  %  der  Insassen  in  den  verschiedenen  Besse- 
rungsanstalten erblich  schwachsinnig  sind. 

Eine  leistungsfähige  Regierung  betrachtet  nicht  nur  das  unmittelbare 
Glück  des  Volkes,  sondern  nimmt  auch  auf  ihre  zukünftigen  Bürger  Rück- 
sicht und  strebt  deshalb  eine  Verbesserung  der  Rasse  an.  Das  öffentliche 
Wohl  fordert  die  Verhütung  der  Fortpflanzung  bei  den  Entarteten.  Die  Ge- 
sellschaft mag  für  den  Schwachsinn  in  der  ersten  Generation  nicht  verant- 
wortlich sein,  aber  mit  Rücksicht  darauf,  daß  beiläufig  75  %  der  Schwach- 
sinnigen ihren  Defekt  ererbt  haben,  muß  die  Gesellschaft  für  die  große  Zahl 
der  jährlich  zur  Welt  kommenden  geistig  defekten  Personen  wohl  verantwort- 
lich gemacht  werden. 

Jedes  menschliche  Wesen  hat  ein  Recht,  „wohlgeboren"  zu  sein,  mit 
anderen  Worten,  einen  gesunden  Verstand  in  einem  gesunden  Körper  zu  erben. 
Beide  sind  durch  eine  gute  Erbschaftsmasse  bedingt  und  benötigen  eine 
günstige  Umgebung  zur  Entwicklung.  Es  ist  bekannt,  daß  die  Kinder  der 
geistig  Defekten  dank  ihrer  ererbten  Mängel  zu  Unterstützungsbedürftigen, 
zu  Verbrechern,  Prostituierten  und  Trinkern  werden.  Um  die  Rasse  zu  ver- 
edeln und  den  Staat  von  einer  überflüssigen  Steuerlast  zu  befreien,  müssen 
die  minderwertigen  Bevölkerungszweige  von  der  Fortpflanzung  ausgeschaltet 
und  die  Grundsätze  der  Rassenhygiene  angewendet  werden,  um  kräftige, 
gesunde  und  tüchtige  Männer  und  Frauen  heranzuziehen.  Dies  wird  zum 
wahren  WTohlstand  führen  und  zur  Wohlfahrt  zukünftiger  Bürger. 

In  England  wurde  gezeigt,  daß  die  Schwachsinnigen  fast  zweimal  so 
rasch  zunehmen,  wie  die  Bevölkerung  im  allgemeinen  und  ähnliche  Zustände 
herrschen  auch  in  den  Vereinigten  Staaten.  Die  Schwachsinnigen  sind  von 
Natur  aus  fruchtbar  und  sollen  zur  Verhütung  der  Fortpflanzung  isoliert 
werden."  Nach  Anführung  einiger  Vererbungsbeispiele  mit  zwei  Tafeln, 
schließt  die  Kundmachung  folgendermaßen:  „Nachdem  das  neue  Amt  zu 
dem  Zwecke  gegründet  worden  ist,  um  dem  Staate  zu  dienen  und  jenen  bei- 
zustehen, die  für  den  sozialen  Fortschritt  arbeiten,  werden  den  Interessenten 
Auskünfte  über  Rassenhygiene  bereitwilligst  erteilt. 
Capitol,  Albany,  N.  Y.,  25.  April  1912." 

Seither  ist  auch  eine  Schrift  dieses  Amtes  über  die  Bedeutung  der  An- 
staltsverwahrung der  Minderwertigen  erschienen. 

In  den  Staaten  New  Jersey  und  Utah  ist  die  Schaffung  ähnlicher  Ämter 
in  Aussicht  genommen.  In  Kalifornien  arbeitete  die  Gesundheitsbehörde  eine 
Vorlage  aus,  um  sie  der  gesetzgebenden  Versammlung  vorzulegen,  „obzwar 
es  fraglich  ist,  ob  Kalifornien  im  Jahre  1913  hiezu  oder  für  ein  ähnliches  Gesetz 
reif  sein  wird."  Diese  Vorlage  will  die  Eheschließung  von  einer  ärztlichen 
Untersuchung  abhängig  machen  und  jeder,  dem  auf  Grund  eines  eingeholten 
ärztlichen  Gutachtens  die  Ehebewilligung  verweigert  werden  würde,  könnte 
beim  zu  schaffenden  Amt  für  Rassenhygiene  um  eine  neuerliche  Überprüfung 
des  Gesundheitszustandes  ansuchen  *). 

*)  California  State  Board  of  Health,  Bulletin  for  April,  1911,  S.  618. 
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N  den  letzten  Monaten  ist  zweifelsohne  ein  gewisses  Wiederaufleben 
militärischen  Geistes  in  Frankreich  in  Erscheinung  getreten,  und 
es  mag  angebracht  sein,    die  psychologischen  Wurzeln  dieses 
Phänomens  zu  erforschen  und  so  Klarheit  über  seine  mögliche 
Weiterentfaltung  zu  gewinnen. 

Der  Revanchegedanke  hatte  sich  im  Laufe  der  letzten  10  Jahre  des 
19.  und  der  ersten  5  Jahre  des  20.  Jahrhunderts  mehr  und  mehr  abgekühlt. 
Eine  neue  Generation  war  herangewachsen,  welcher  die  Schrecken  des  Krieges 
von  1870  nicht  mehr  persönlich  in  Erinnerung  standen,  und  welche  die  ver- 
klungenen  Kämpfe  nicht  wieder  beleben  wollte.  Die  Friedensbewegung  und 
sozialistischen  Ideen  waren  mächtig  erstarkt,  auf  der  Haager  Konferenz 
trat  Frankreich  mit  Entschiedenheit  für  das  obligatorische  Schiedsgericht 
zwischen  den  Nationen  ein  und  soweit  es  an  ihm  gelegen  wäre,  besäße  heute 
die  Welt  diese  Garantie  des  Völkerfriedens. 

Die  erste  Wendung  in  dieser  Entwicklung  kam  im  Jahre  1905  mit  dem 
Besuche  des  Deutschen  Kaisers  in  Tanger,  der  vielfach  als  bewußte  und  ab- 
sichtliche Durchkreuzung  einer  seit  langem  systematisch  vorbereiteten 
marokkanischen  Politik  Frankreichs  aufgefaßt  wurde.  Die  Wirren,  die  zur 
Algeciras- Konferenz  führten,  taten  ein  übriges,  um  die  latente  Feindschaft 
gegen  Deutschland  neu  zu  beleben. 

Schlimmer  ward  all  dies  seit  der  bekannten  Entsendung  eines  deutschen 
Kriegsschiffes  nach  Agadir.  Nunmehr  hatte  die  nationalistische  Partei  einen 
prachtvollen  Agitationsstoff  und  sie  verfehlte  nicht,  ihn  bei  der  Propaganda 
unter  den  breiten  Volksschichten  auf  das  intensivste  auszunützen. 

Zu  bemerken  ist  jedoch,  daß  es  keineswegs  die  materiellen  Werte,  welche 
Deutschland  aus  der  Reise  zuflössen,  die  Abtretung  eines  Teils  von  Fran- 
zösisch-Kongo,  die  Einräumung  gewisser  Berechtigungen  in  Marokko  waren, 
welche  in  dieser  Weise  das  französische  Gemütsleben  erhitzten;  mit  alldem 
hat  man  sich  rasch  abgefunden,  dauernden  Eindruck  übte  bloß  die  „Geste" 
von  Agadir;  nicht  das  Ziel,  noch  das  Wesen  der  Sache,  ausschließlich  deren 
Form.  Hätte  Deutschland  eben  jene  Forderungen,  die  es  einige  Wochen 
nach  Entsendung  des  Schiffes  nach  Agadir  erhob,  ohne  Hinzufügung  einer 
speziellen  Drohung  erhoben  und  ohne  die  Bedrohung  von  deutschen  Staats- 
angehörigen im  Susgebiete  als  Motiv  einer  Handlung  anzuführen,  die  ja  offen- 
bar nun  als  Einleitung  für  allgemeine  Verhandlungen  über  Marokko  und  den 
Kongo  dienen  sollte,  so  hätte  die  Angelegenheit  sich  ohne  jede  Anstachelung 
des  chauvinistischen  Empfindens  ordnen  lassen.  So  aber  ist  es  für  Jahre 
hinaus  schwer,  wenn  nicht  unmöglich  geworden,  aufrichtige  Freundschaft 
mit  Deutschland  und  kulturelle  Solidarität  zu  empfehlen. 

Diese  Grundstimmung  wurde  dann  durch  Preßkampagnen,  die  mit  ihr 
als  gutem  Reklamefaktor  für  den  Absatz  rechneten,  verstärkt.  So  leitete 
besonders  die  Pariser  Tageszeitung  „Le  Matin"  eine  Kampagne  gegen  den 
Import  deutscher  W  aren  nach  Frankreich  ein  und  suchte  den  breiten  Volks- 
schichten Frankreichs  vorzutäuschen,  daß  die  französische  Industrie  durch 
solchen  deutschen  Import  gefährdet  sei,  während  man  darüber  hinwegglitt, 


*)  Dieses  interessante  psychologische  Dokument  dürfte  für  einen  großen  Teil 
unserer  Leser  von  besonderem  Interesse  sein.   D.  Redaktion. 
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wie  bedeutend  anderseits  der  französische  Export  nach  Deutschland  sei. 
Erst  die  Selbstermannung  der  kommerziellen  Kreise,  welche  auf  die  schweren 
Gefahren  eines  handelspolitischen  Zerwürfnisses  mit  Deutschland  für  die 
französische  Exportindustrie  hinwiesen,  machte  dem  Spuk  ein  Ende. 

Eine  zweite  Agitationsmethode  der  chauvinistischen  Presse  lag  darin, 
auf  die  große  Anzahl  der  in  Frankreich,  speziell  in  Paris  lebenden  Deutschen 
hinzuweisen.  Man  suchte  die  Pariser  Bevölkerung  davor  ängstlich  zu  machen, 
daß  die  2 — 300  000  in  Paris  lebenden  Deutschen  im  Falle  einer  Belagerung 
die  Übergabe  der  Stadt  erzwingen  könnten. 

Eine  Preisfrage  wurde  aufgestellt:  „Was  ist  im  Kriegsfalle  mit  den  in 
Paris  lebenden  Deutschen  zu  tun?" 

Wieder  erhoben  sich  Stimmen  von  besonnener  Seite,  um  dieser  Volks- 
vergiftung Einhalt  zu  tun,  und  dieser  Agitationsstoff  wurde  nicht  weiter  aus- 
gebeutet. 

Zu  alldem  traten  auch  gewisse  tiefer  liegende  Ursachen  einer  neuen 
Orientierung  des  Nationalgefühls  hinzu.  Gewisse  Erfolge  der  französischen 
Flugzeuge  führten  dem  Nationalstolz  neue  Nahrung  zu,  und  das  französische 
Volk,  das  einige  Jahrzehnte  hindurch  sich  mit  einer  bescheideneren  Rolle  im 
Rate  der  Völker  zu  begnügen  schien,  fühlte  sich  aufs  neue  zu  einer  führenden 
Rolle  unter  den  Völkern  der  Erde  berufen. 

Das  Interesse  speziell  der  Jugend  kehrte  damit  zu  den  Möglichkeiten 
einer  militärischen  und  kriegerischen  Renaissance  zurück. 

Zu  alldem  trat  dann  in  den  letzten  Wochen  der  Balkankrieg,  welcher 
allseits  neue  Empfindung  für  Möglichkeiten  kriegerischer  Konflikte  und  die 
Bedeutung  militärischer  Macht  für  das  Ergehen  der  Völker  geweckt  hat,  vor 
allem  aber  die  Ankündigung  der  neuen  deutschen  Militärvorlagen.  Es  gilt 
nun  einmal  bei  der  Mehrzahl  der  Franzosen  als  eine  nationale  Notwendigkeit, 
daß  die  französische  Armee  an  Zahl  und  Waffenausrüstung  der  deutschen 
gleich  oder  doch  nahezu  gleich  sein  müsse.  Durch  Jahrzehnte  hindurch  hat 
man  das  trotz  der  sinkenden  Volkszahl  aufrecht  erhalten,  da  eben  die  allge- 
meine Wehrpflicht  in  Frankreich  weitaus  strenger  durchgeführt  wird  als  in 
Deutschland:  jedermann,  der  nur  irgendwie  diensttauglich  ist,  auch  wirk- 
lich zum  Dienste  herangezogen  wird.  Der  Militärvorlage  gegenüber  flammte 
darum  der  Volkswille,  durch  eine  neue  Anstrengung  das  Gleichgewicht  zu 
halten,  elementar  empor,  und  auch  jene  Kreise,  welche  an  sich  für  die  Ver- 
ständigung mit  Deutschland  gestimmt  und  an  jedem  Versuch  einer  freund- 
schaftlichen Annäherung  beider  Länder  mitzuarbeiten  bereit  sind,  der  Idee 
des  internationalen  Schiedsgerichts  huldigen,  wagten  es  nicht,  dem  als  Forde- 
rung einer  Erhaltung  bestehenden  Gleichgewichtes  auftretenden  Verlangen 
nach  Wiedereinführung  der  dreijährigen  Dienstpflicht  zu  begegnen.  Da  die 
französische  Volkszahl  stets  weiter  hinter  der  deutschen  zurückbleibt,  erblickte 
man  in  dieser  Ausdehnung  der  Präsenzdienstpflicht  das  einzige  Mittel,  um 
das  stehende  Heer  ungefähr  in  der  Ziffernhöhe  des  deutschen  zu  erhalten  und 
anderseits  durch  intensivere  Ausbildung  und  größere  Schlagfertigkeit  der 
Truppen  der  nun  einmal  unvermeidlichen  zahlenmäßigen  Minderbedeutung 
der  französischen  Reserven  doch  ein  Gegengewicht  zu  bieten. 

Für  den  deutschen  Leser  mag  aus  alledem  festgehalten  werden,  daß 
wohl  weite  Schichten  des  französischen  Volkes  scharf  nationalistisch  gesinnt 
sind,  daß  diese  Schichten  jedoch  an  sich  nicht  die  Mehrheit  im  Parlamente 
und  nur  wenig  Einfluß  auf  die  Regierung  besitzen.  Dieser  Einfluß  liegt  nach 
wie  vor  in  den  Händen  jener  demokratischen  Parteien,  welche  eine  Ver- 
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ständigung  mit  Deutschland  begrüßen  würden  und  jede  Forderung  nach  er- 
schwerter Dienstpflicht  und  neuen  Rüstungen  unbedingt  abgelehnt  hätten, 
wenn  nicht  die  deutsche  Militärvorlage  sie  zur  Wandlung  ihrer  Haltung  ge- 
zwungen hätte.  Gewiß  bedauern  sie  es,  daß  nunmehr  durch  verstärkte 
Rüstung  diesseits  und  jenseits  des  Rheins  schwere  persönliche  und  finanzielle 
Lasten  auf  die  Schultern  beider  Völker  gebürdet  werden  sollen,  ohne  daß 
sich  am  Kräfteverhältnis  irgend  etwas  ändern  wird.  Aber  eben  diese  Ent- 
wicklung scheint  ihnen  noch  unvergleichlich  wünschenswerter,  als  die  bei 
einseitiger  Rüstung  in  Deutschland  ohne  entsprechende  neue  Rüstungen  in 
Frankreich  unvermeidlich  eintretende  Störung  des  Gleichgewichtes. 

Diese  Kreise  sind  nach  wie  vor  bereit,  jeden  möglichen  Schiedsgerichts- 
vertrag mit  Deutschland  und  anderen  Mächten  zu  schließen.  Sie  haben  die 
Berner  Verständigungskonferenz  in  starker  Anzahl  beschickt,  es  waren 
sechsmal  mehr  französische  Parlamentarier  als  deutsche  anwesend,  eben  weil 
dieser  Gedanke,  die  eigene  Rüstungsvermehrung  fallen  zu  lassen,  wenn  sie 
auch  der  Nachbar  fallen  ließe,  auf  der  Linken  des  französischen  Volkes  so 
machtvoll  vertreten  ist. 

Für  die  nationalistischen  Parteien  Frankreichs  ist  die  deutsche  Rüstung 
ein  großer  agitatorischer  Gewinn,  für  die  Deutschland  freundlicher  gesinnte 
Linke  ein  schwerer  Schlag,  und  wenn  der  Traum  einer  Verständigung  zwischen 
den  beiden  Völkern,  sei  es  auch  nur  in  den  aktuellen  Fragen,  sich  doch  ver- 
wirklichen ließe,  so  wäre  der  Jubel  in  diesen  Kreisen  allgemein  und  eine  ent- 
sprechende Erleichterung  der  französischen  Militärrüstungen  wäre  die  sofortige 
Folge. 


MICHAEL  VAJDA:  DIE  NATIONALITÄTENFRAGE 
IN  UNGARN. 


Ursachen  abgelenkt.  Andererseits  verbindet  die  Ungarn  eine  weitgehende 
Interessensolidarität  mit  ihren  nicht  ungarischen  Mitbürgern.  Ebenso  wie 
wir  der  Gefahr  ausgesetzt  sind,  von  Seuchen  heimgesucht  zu  werden,  die 
in  den  fremdrassigen  und  kulturell  zurückgebliebenen  Gebieten  ausbrechen, 
müssen  wir  auch  befürchten,  daß  ihre  schweren  wirtschaftlichen  Krank- 
heiten auf  unser  entwickelteres  Wirtschaftsleben  zurückgreifen  werden; 
daß  die  Konkurrenz  ihrer  am  kulturellen  Emporsteigen  verhinderten  Elemente 
auf  die  Entwicklung  des  Lebensstandarts  der  ungarischen  Arbeiter  hemmend 
einwirken  werde;  daß  die  Vertreter  der  von  uns  verdrängten  retrograden 
Bestrebungen  ihre  Unwissenheit  und  ihren  abergläubischen  Fanatismus 
ausnützen  werden.  Wir  müssen  ferner  in  Betracht  ziehen,  daß  die  ungarische 
Nation  eine  große  Mission  im  Osten  zu  erfüllen  hat,  diese  aber  nicht  erfüllen 
kann,  wenn  sie  durch  die  fast  gleichgroße  andere  Hälfte  der  Bevölkerung 
ihres  Landes  auf  Schritt  und  Tritt  in  ihrer  wirtschaftlichen  und  kulturellen 
Entwicklung  gehindert  wird.  Die  wirtschaftliche  und  kulturelle  Expansion 
nach  Osten  ist  eine  Grundbedingung  der  zukünftigen  Entwicklung  des  Ungarn- 
tums.    Und  wenn  einmal  der  große  internationale  Konflikt  kommen  wird» 


IE  Nationalitätenfrage  hat  für  die  Entwicklung  Ungarns  eine 
zentrale  Bedeutung.  Einerseits  wird  ßie  von  der  ungarischen 
Oligarchie  als  Sündenbock  für  alle  sozialen  Mißstände  vorgeschützt 
und  dadurch  die  Aufmerksamkeit  der  Massen  von  deren  wahren 
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dann  wird  es  eben  für  uns  nicht  gleichgültig  sein,  ob  uns  ein  Ring  treuer 
Freunde  oder  einer  von  Todfeinden  umgibt. 

Diese  Erwägungen  sind  noch  bei  weitem  nicht  allgemein  verbreitet. 
Befangenheit,  Leidenschaften,  Vorurteile  herrschen  auf  diesem  wichtigsten 
Gebiete  unseres  politischen  Lebens.  Die  Mehrzahl  der  ungarischen  Staats- 
männer und  Schriftsteller  bildet  leider  keine  Ausnahme.  Man  will  für  die 
Beschwerden  der  fremden  Nationalitäten  kein  Verständnis  aufbringen.  Ein 
Urwald  von  Vorurteilen  und  Mißverständnissen  muß  hier  ausgerottet  werden. 
Eine  ungeheure  Kraftanstrengung  der  Aufklärenden  ist  dazu  notwendig. 

Das  Buch  von  Professor  Oskar  Jaszi  — „Die  Entstehung  der  nationalen 
Staaten  und  die  Nationalitätenfrage"  — ,  Budapest  1912  *)  —  bedeutet 
ein  neues  Kapitel  in  der  Literatur  der  Nationalitätenprobleme  Ungarns. 

Eine  ausführliche  Besprechung  desselben  ist  hier  nicht  mein  Zweck. 
Ich  will  es  nur  aus  dem  Gesichtspunkte  der  Nationalitätenfrage  Ungarns 
heraus  würdigen  und  einige  der  wesentlichsten  Anschauungen  hervorheben. 

Zuerst  wird  folgende  Frage  aufgeworfen:  Wie  entsteht  die  Nationalitäten- 
frage, und  inwieweit  hat  sie  Bedeutung?  Dr.  Jaszi  antwortet:  „Die 
Nationalitätenfrage  erscheint  mit  physischer  Notwendigkeit  überall  dort, 
wo  der  Übergang  vom  feudalen  zum  modernen,  bürgerlichen  und  demo- 
kratischen Staate  erfolgt,  wobei  es  sich,  statt  um  eine  homogene  Volksmasse, 
um  verschiedensprachige  Menschengruppen  —  Nationalitäten  —  handelt, 
welche  keine  überlegene  Kultur  in  einer  entfernten  Vergangenheit  miteinander 
verschmolzen  hat.  Wenn  wir  nun  diesen  Satz  auf  Ungarn  anwenden,  sehen 
wir,  daß  die  Entwicklung  zum  modernen  bürgerlichen,  industriellen  Staate 
hier  erst  im  XIX.  Jahrhundert  einen  stärkeren  Anstoß  erhalten  hat.  Damals 
trat  also  die  erstgenannte  Bedingung  für  Entstehung  der  Nationalitäten- 
frage auf.  Und  auch  die  zweitgenannte  war  vorhanden:  Ungarn  war  seit 
den  frühesten  Zeiten  von  mehreren  Nationalitäten  bewohnt.  Gesteigert 
wurde  noch  diese  Buntheit  durch  die  lange  Reihe  von  Ansiedelungen  und 
Einwanderungen  fremder  Völker  insbesondere  nach  Abschüttelung  des 
Türkenjoches,  wo  Ungarn  der  Schauplatz  einer  wahren  Völkerwanderung 
war.  Und  endlich  war  auch  die  dritte  Bedingung  der  Entstehung  der  Nationali- 
tätenfrage gegeben:  Den  Ungarn  mangelte  es  an  einer  überlegenen  Kultur 
und  teilweise  auch  an  der  notwendigen  Zeit  und  numerischen  Kraft,  um  diese 
fremden  Massen  zu  assimilieren.  —  Eine  auf  den  Trümmern  des  Feudalismus 
entstehende  und  auf  die  Tauschwirtschaft  sich  stützende  Zivilisation  löste 
nun  aus  dem  Ungarntum  das  Bestreben  nach  einem  sprachlich,  rechtlich, 
wirtschaftlich  und  kulturell  geeinigten  Ungarn  aus.  Aber  der  gleiche  Grund 
bewog  auch  alle  anderen  erbgesessenen  Nationalitäten,  ihre  eigene  Kultur 
ausbauen  zu  wollen.  Das  führte  eben  zum  Zusammenstoße,  woraus  die 
Nationalitätenfrage  entstand. 

Welchen  Standpunkt  hat  der  ungarische  Staat  in  diesem  Konflikte 
eingenommen  ?  Behandelte  er  auf  gleiche  Weise  alle  Staatsbürger  oder  gab 
die  Nationalität  den  Ausschlag?  Nach  der  Meinung  Dr.  Jaszis  ist 
letzteres  richtig.  Man  pflegt  als  Gegenbeweis  anzuführen,  daß  der  ungarische 
Staat  ein  Klassenstaat  ist,  welcher  in  erster  Linie  die  Interessen  der  Groß- 
grundbesitzer und  Großkapitalisten  verteidigt  und  um  ihretwillen  die  übrige 
Bevölkerung  ausbeutet,  die  Ungarn  so  gut,  wie  die  übrigen  Nationalitäten. 
Daß  die  große  Masse  des  ungarischen  Volkes  unterdrückt  und  ausgebeutet 


*)  Wird  auch  deutsch  erscheinen. 
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werde,  das  will  Professor  Jaszi  nicht  bestreiten.  Die  Unterdrückung  ist 
allgemein,  aber  ungleich.  Die  Nichtungarn  sind  davon  gewiß  noch  stärker 
betroffen,  und  auf  dieser  Ungleichheit  ruht  eben  der  Schwerpunkt  der 
Nationalitätenfrage.  Die  Nichtungarn  haben  erstens  kaum  einen  Anteil  an 
der  Staatsgewalt.  Im  Parlamente  sind  sie  kaum  vertreten,  die  Regierungs-, 
Verwaltungs-  und  Richterstellen  werden  fast  ausschließlich  von  Magyaren  be- 
kleidet. Mit  dieser  Hintansetzung  steht  die  Unterdrückung  der  Mittelklassen 
im  Zusammenhang,  die  durch  das  Boykott  der  ungarischen  herrschenden 
Klassen  im  öffentlichen  Leben,  aber  auch  gesellschaftlich  fast  gar  nicht  zur 
Geltung  gelangen  können.  Dieser  Mißstand  wird  noch  gesteigert  durch  die 
magyarisierende  Schule.  Um  der  fremdsprachigen  Jugend  einige  ungarische 
Wörter  und  Ausdrücke  beizubringen,  wird  die  Volksbildung  vernachlässigt; 
die  Nichtungarn  werden  so  auf  einer  niedrigeren  Kulturstufe  festgehalten 
und  infolgedessen  in  gesteigertem  Maße  der  Ausbeutung,  dem  Wucher,  der 
Unterdrückung  und  dem  Klerikalismus  ausgeliefert;  sie  sind  die  Stiefkinder 
des  ungarischen  Staates. 

Die  Zurücksetzung  der  fremden  Nationalitäten  ist  also  eine  Wahrheit, 
die  mit  keiner  Rabulistik  abgeleugnet  werden  kann.  Ist  nun  diese  Politik 
zu  entschuldigen?  Aus  dem  Buche  Dr.  Jaszis  müssen  wir  die  Über- 
zeugung schöpfen,  daß  diese  Politik  sogar  aus  chauvinistischem  Gesichts- 
punkte unhaltbar  erscheint.  Die  alte  chauvinistische  Folgerung,  daß  durch 
diese  Politik  das  einheitliche  Ungarn  zu  erzielen  sei,  gilt  heute  schon  als  Utopie, 
aber  nur  in  engen,  wirklich  aufgeklärten  Kreisen.  Professor  Jaszi  legt  ein 
großes  Gewicht  auf  die  Widerlegung  dieses  alten  Axioms  der  Chauvinisten 
und  beweist  ausführlich  und  überzeugend,  daß  die  Politik  der  Zwangs- 
assimilation auch  in  Ungarn  mißlingen  wird,  wie  das  bisher  überall  und 
immer  geschehen  ist. 

Hat  diese  gefährliche  Politik  überhaupt  einen  Sinn  ?  Die  Vertreter 
des  Chauvinismus  haben  ein  moralisch  nicht  hochstehendes,  aber  dem  Egois- 
mus vernünftig  scheinendes  Argument.  Indes  die  wirtschaftliche  und  kulturelle 
Entwicklung  der  anderen  Nationalitäten  gehemmt  wird,  steigert  sich  immer 
mehr  die  Überlegenheit  des  Ungarntums;  so  wird  der  Endzweck  —  die  voll- 
kommene Magyarisierung  des  Landes  — ■  wenn  auch  nicht  ganz,  doch  an- 
nähernd erreicht.  Das  seit  Jahrzehnten  sich  vollziehende  Vordringen  des 
Ungarntums  beweist  —  nach  ihrer  Meinung  —  die  Richtigkeit  dieser  Politik. 

Beim  Durchlesen  dieses  Buches  bekam  ich  den  Eindruck,  daß  es  Professor 
Jaszi  gelungen  ist,  auch  diese  letzte  Festung  des  chauvinistischen  Gedanken- 
kreises zu  zerstören.  Mit  einer  Fülle  von  Daten  und  den  schlagendsten 
Argumenten  beweist  uns  Jaszi,  daß  im  Vordringen  des  Ungarntums 
die  Politik  der  gewaltsamen  Assimilation  keine  Rolle  gespielt  und  daß  die 
magyarische  Suprematie  diese  Politik  überhaupt  nicht  nötig  habe.  Die 
Hauptursache,  derzufolge  die  Entwicklung  des  Ungarntums  in  den  letzten 
Jahrhunderten  um  so  viel  rascher  vor  sich  ging  als  die  der  fremdsprachigen 
Volksteile,  war  folgende:  Jener  Teil  des  Landes,  welcher  von  der  Hauptmasse 
des  Ungarntums  bewohnt  wird,  ist  der  fruchtbarste,  hat  eine  zentrale  Lage 
und  konnte  am  leichtesten  mit  dem  benachbarten  wirtschaftlich  und  kulturell 
entwickelteren  Westen  verkehren.  So  entstand  zuerst  in  den  von  Magyaren 
bewohnten  Gebieten  eine  verhältnismäßig  intensive  Landwirtschaft  und 
brachte  die  Bevölkerung  auf  eine  höhere  Stufe  der  wirtschaftlichen  Kultur, 
als  die,  welche  die  anderssprachigen  Volksschichten  einnahmen.  Dergestalt 
hatte  auch  beim  Verfall  der  Naturalwirtschaft  und  des  Feudalismus  und 
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dem  Beginn  von  Tauschwirtschaft  und  städtischem  Leben  die  neue  Ent- 
wicklung beim  Ungarntum  einen  fruchtbareren  Boden  gefunden.  Die  Ungarn 
strömten  in  großen  Massen  in  die  damals  noch  überwiegend  deutschen  Städte, 
deren  größten  Teil  sie  magyarisierten.  Die  Assimilationskraft  der  Majoritäten 
ist  in  den  Städten  viel  größer  als  auf  dem  Lande.  —  Die  wirtschaftliche 
Entwicklung  ergriff  später  auch  die  anderen  Nationalitäten  und  auch  sie 
drängten  nun  —  wenn  auch  in  bescheidenerem  Maße  —  nach  den  Städten. 
Hier  fanden  sie  schon  kompakte  magyarische  Majoritäten  vor  und  wurden 
von  ihnen  aufgesogen.  Ein  immer  wachsender  Teil  der  Stadtbewohner  wird 
magyarisch,  und  ein  immer  größerer  Teil  der  Bevölkerung  wohnt  in  den 
Städten  —  in  diesem  Satze  kann  man  diesen  —  aus  ungarischen  Gesichts- 
punkten so  wichtigen  Prozeß  zusammenfassen.  Aber  auch  in  der  Provinz 
entwickelt  sich  das  Ungarntum  rascher  als  die  fremden  Nationalitäten,  kraft 
jener  engen  Verbindung,  die  zwischen  den  Städten  und  intensivem  Ackerbau 
besteht.  Endlich  ist  es  den  ungarischen  Städten  zu  verdanken,  daß  der  über- 
wiegende Teil  des  im  Lande  entstandenen  wirtschaftlichen  und  geistigen 
Kapitals  sich  in  den  Händen  der  Ungarn  konzentriert. 

Die  ungarische  Suprematie  hat  also  die  Politik  der  gewaltsamen  Assi- 
milation nicht  nötig  und  darf  diese  Politik  daher  nicht  länger  geduldet  werden. 
Vor  allem  muß  die  berechnete  Zurücksetzung  unserer  andersrassigen  Lands- 
leute aufhören;  gute  Schulen,  gute  Verwaltung  usw.  in  der  Sprache 
des  Volkes  und  völlige  Rechtsgleichheit  muß  ihnen  zugesichert  werden. 

<§» 
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OSTEN  eines  europäischen 
Krieges:  Wäre  ein  solcher 
Krieg  überhaupt  möglich?  Es 
gibt  Menschen,  die  behaupten,  daß 
eine  solche  Katastrophe  nicht  statt- 
finden könne,  weil  bei  allem 
Wahnsinn  der  Menschen  doch  niemand 
einen  Ochsen  umbringt,  um  ein  Ei 
zu  bekommen,  und  man,  wenn  der 
Einsatz  zu  groß  ist,  lieber  aufs  Spiel 
verzichtet. 

Tatsächlich  hat  kein  Krieg  der 
Revolution  oder  des  ersten  Kaiser- 
reichs mehr  als  eine  Million  Menschen 
unter  die  Waffen  gerufen,  d.  h.  im 
Höchstfalle  1  600  000  Mann.  Heute 
aber  würden  Deutschland,  Frankreich 
England,  Rußland,  Österreich-Un- 
garn, Italien  22—24  Millionen  Sol- 
daten ins  Feld  schicken;  außerdem 


würden  Belgien,  Holland,  die 
Schweiz,  Dänemark  und  die  Balkan- 
länder 2 — 2y2  weitere  Millionen 
stellen.  Der  Ausbruch  eines  so  ent- 
setzlichen Konfliktes  würde  die  Ver- 
heerungen eines  Generalstreiks,  der 
sich  über  einen  ungeheuren  Teil  des 
Erdballs  ausbreitete,  aufwiegen. 
Diese  vielen  Millionen  Menschen, 
die  da  plötzlich  unter  die  Waffen 
gerufen  würden  in  der  Vollkraft 
ihrer  Jahre,  sie,  die  schöpferische 
Auslese  von  sechs,  von  zehn,  von 
zwölf  Nationen,  ließen  alles  im  Stich: 
die  Landwirtschaft,  den  Handel,  die 
Fabriken.  Das  ganze  Leben  wäre 
paralysiert. 

Die  Summe  der  täglichen  Ein- 
kommen in  den  sechs  Großmächten 
beträgt  87  Millionen  Franks,  Fach- 
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männer  haben  ausgerechnet,  daß  im 
Falle  eines  allgemeinen  Krieges  diese 
selben  sechs  Mächte  täglich  224  Mil- 
lionen, davon  63  Millionen  für  Fou- 
rage,  21  Millionen  für  Soldatensold, 
21  für  den  Transport  der  Munitionen 
und  Provisionen,  29  für  verbrauchtes 
Pulver,  Granaten  usw.,  34  Millionen 
für  Verpflegung  der  Verwundeten 
usw.  verbrauchen  würden. 

Wo  sollte  das  Geld  herkommen? 
wo  die  Lebensmittel?  Der  euro- 
päische Ackerbau  wäre  vernichtet, 
das  Unkraut  würde  die  Erde  über- 
wuchern, das  Vieh  würde  aus  Mangel 
an  Wartung  sterben. 

Wir  wiederholen:  die  Gefahren 
der  Hungersnot  wären  schrecklicher 
in  einem  allüberall  in  Waffen  starren- 
den Europa  als  jemals  in  der  Ver- 
gangenheit. 

Die  lahmgelegte  Industrie  würde 
dem  unhielbaren  Ruin  verfallen. 
Gerade  hierin  offenbart  sich  der 
Fluch,  den  vor  allem  die  besitzende 
Klasse  aller  der  in  den  Konflikt  ver- 
wickelten Staaten  gar  bald  mit 
Grauen  an  sich  erfüllt  sähe. 

Die  Eröffnung  des  Kampfes  end- 
lich würde  auf  allen  finanziellen 
Märkten  zu  gleicher  Zeit  eine  Panik 
auslösen,  denn  alle  sind  sie  mitein- 
ander aufs  engste  verknüpft.  Sieger 
und  Besiegte  litten  den  gleichen 
Vernichtungsschlag.  Der  vollkom- 
mene Zusammenbruch  des  Groß- 
kapitals wäre  von  unerhörter  Kredit - 
einschränkung  begleitet,  von  der 
Erstickung  des  Kleinbetriebes,  und 
da  auch  die  Massen  des  Proletariats 
arbeitslos  geworden  wären,  so  sähen 
die  Städte  Europas  alle  Elemente 
einer  sozialen  Krise  in  sich  vereinigt. 

Dies  Bild  ist  dunkel,  so  dunkel, 
daß  es  wohl  auch  die  härtesten  Seelen 
der  Kriegsfanatiker  schaudern  macht. 
Und  diese  Hoffnung  bleibt  uns  eben. 

Georges  Costes, 
Paris. 


Internationaler  Theosophischer 
Friedenskongreß  Visingsö,  Wetter- 
see, Schweden:  Der  Kongreß  wird 
unter  den  Auspizien  der  Universalen 
Bruderschaft  und  Theosophischen 
Gesellschaft  (deren  Führer  und  offi- 
zielles Haupt  Katherine  Tingley  ist) 
abgehalten  werden;  er  ist  deshalb 
von  streng  internationalem  Charakter, 
denn,  wenn  auch  das  Zentraiamt  der 
Organisation  in  den  Vereinigten  Staa- 
ten gelegen  ist,  so  bilden  doch  die 
Mitarbeiter  dieser  Organisation  eine 
wahrhaft  internationale  Körperschaft. 

Der  Sitz  des  Kongresses  ist  die 
Insel  Visingsö  im  Wettersee,  ein 
Platz,  welcher  mit  interessanten 
historischen  Erinnerungen  verknüpft 
ist,  der  Lieblingsaufenthalt  des  schwe- 
dischen Volkes  während  der  Feier 
seines  Sommersonnenwendfestes.  Fer- 
ner ist  Schweden  in  besonderer 
Weise  mit  der  Sache  des  Friedens 
verbunden,  und  zwar  durch  die  Er- 
innerung an  König  Oscar,  der  den 
Nationen  als  der  „große  Friedens- 
schlichter" bekannt  ist. 

Die  Universale  Bruderschaft  und 
Theosophische  Gesellschaft  bilden 
einen  Teil  einer  großen  und  univer- 
salen Bewegung,  welche  zu  allen 
Zeitaltern  tätig  gewesen  ist.  Sie 
erklärt,  daß  Bruderschaft  eine  Tat- 
sache in  der  Natur  ist,  und  ihr  haupt- 
sächlicher Zweck  ist,  Bruderschaft 
zu  lehren,  sie  als  eine  Tatsache  in  der 
Natur  zu  beweisen  und  sie  zu  einer 
lebendigen  Kraft  im  Leben  der 
Menschheit  zu  machen.  Als  Theo- 
sophen  halten  sie  daran  fest,  daß 
alle  Menschen,  soweit  es  ihre  bessere 
Natur  betrifft,  tatsächlich  Brüder 
sind,  und  daß  durch  die  Erkenntnis 
dieser  Tatsache  Solidarität  bewirkt 
wird.  Mißverständnisse  und  Streit 
sind  auf  die  Hervorhebung  der  nie- 
deren und  persönlichen  Natur  des 
Menschen  zurückzuführen;  aber  in 
dem  Verhältnis,  als  es  jedem  einzelnen 
gelingt,  sich  über  seine  persönliche 
Natur  zu  erheben  und  das,  was  das 
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Beste  in  ihm  ist,  zu  verwirklichen, 
wird  er  sich  seiner  fundamentalen 
Einheit  mit  seinen  Mitmenschen  be- 
wußt. Und  wie  es  sich  mit  den  Men- 
schen verhält,  so  liegt  es  auch  bei 
den  Nationen,  welche  dadurch,  daß 
sie  darnach  trachten,  das  Edelste 
und  Beste  im  Nationalcharakter  zu 
verwirklichen,  sich  über  die  Ebene 
nationaler  Vorurteile  erheben  und 
die  Höhe  erreichen  können,  von  wo 
aus  die  zugrunde  liegende  Einheit 
erkennbar  wird. 

Auf  diese  Weise  legt  Theosophie 
Nachdruck  auf  den  Punkt,  daß  Soli- 
darität nicht  ein  äußerlicher  Zustand, 
welcher  der  Menschheit  auferlegt 
oder  aufgepfropft  werden  muß,  son- 
dern ein  bereits  innewohnender  Zu- 
stand ist,  der  nur  herausgebracht  zu 
werden  braucht;  daß  Solidarität  in 
der  Tat  der  normale  und  natürliche 
Zustand  der  Menschen  ist,  weil  er 
aus  der  Tatsache  ihrer  spirituellen 
Einheit  hervorgeht,  und  daß  der  Zu- 
stand gegenseitigen  Mißtrauens  ein 
abnormer  und  der  übermäßigen  Be- 
tonung der  tierischen  Seite  der 
Menschennatur  zuzuschreiben  ist. 

Theosophie  berührt  das  mensch- 
liche Leben  an  allen  Punkten;  das 
Ziel  und  die  Arbeitsweise  der  Theo- 
sophie  sind  hervorragend  praktisch. 
Der  Hinweis  auf  die  Göttlichkeit  des 
Menschen,  auf  welcher  Tatsache 
Theosophie  besteht,  hat  ihrem  Rufe 
an  die  Menschheit  stets  Kraft  ver- 
liehen und  sie  befähigt,  den  Pro- 
blemen des  Tages  in  einer  neuen  und 
wirkungsvollen  Weise  näher  zu  treten. 
Ihre  Errungenschaften  auf  dem  Ge- 
biete der  Erziehung  sind  ebenso 
wohlbekannt  wie  ihre  Macht,  Leute, 
die  sich  durch  stark  hervortretende 
Individualität  auszeichnen,  zu  einem 
gemeinsamen  Zweck  zu  vereinigen, 
indem  sie  in  jedem  die  besten  Cha- 
raktereigentümlichkeiten wachruft. 
Kurz,  Theosophie  verleiht  allem, 
mit  dem  sie  in  Berührung  kommt, 
neues  Leben.  Der  Grund  hiervon  ist, 


daß  sie  die  Haupttriebfeder  im 
menschlichen  Charakter  erreicht  und 
auf  diese  Weise  in  jedem  Menschen 
die  Stärke  seiner  eigenen  höheren 
Natur  hervorruft. 

Theosophie  darf  daher  die  Fähig- 
keit beanspruchen,  der  Frage  des 
internationalen  Friedens  von  einem 
neuen  Standpunkt  nahezukommen 
und  ihr  eine  neue  und  wirkungsvolle 
Kraft  zu  übertragen.  Sie  will  nicht 
dahin  zielen,  Einförmigkeit  in  das 
zu  bringen,  was  von  Natur  aus  ver- 
schiedenartig ist;  sie  will  vielmehr 
darnach  trachten,  die  allem  zugrunde 
liegende  Harmonie  zu  enthüllen. 
Harmonie  schließt  nicht  Einklang 
in  sich  ein;  sie  ist  der  Zustand,  unter 
welchem  Einzelwesen  oder  Nationen 
ihre  sie  auszeichnenden  Eigenschaften 
bewahren  und  doch  in  ein  gemein- 
sames Verständnis  miteinander  über- 
gehen können. 

Die  Theosophen  schätzen  und 
erkennen  die  vielen  und  machtvollen 
Anstrengungen,  welche  in  der  Sache 
des  internationalen  Friedens  gemacht 
worden  sind,  in  ihrem  vollen  Werte 
an.  Wir  betrachten  dieselben  als 
einen  Appell,  auf  welchen  wir  er- 
widern müssen,  indem  wir  solche 
Hilfe  geben,  wie  sie  innerhalb  unserer 
Macht  liegt.  Die  schiedsrichterliche 
Entscheidung  hat  in  den  letzten 
Jahren  bemerkenswerte  Erfolge  ge- 
zeitigt; aber  unser  Glaube  an  die 
Theosophie  erfüllt  uns  mit  der  Über- 
zeugung, daß  die  Grundsätze  der 
Theosophie  den  Schlüssel  zu  weit 
größerem  Erfolg  in  der  Zukunft 
bieten.  Durch  diesen  Kongreß 
suchen  wir  eine  erklärende  Beweis- 
führung für  die  Wirkungskraft  theo- 
sophischer  Prinzipien  und  Methoden 
zu  erbringen;  wir  fühlen  sicher,  daß 
die  ernsthafte  Aufmerksamkeit  all 
jener,  welche  der  Sache  des  Friedens 
ergeben  sind,  nicht  vergebens  in 
Anspruch  genommen  sein  wird. 

Krieg  ist  die  besondere  Mani- 
festation eines  Zustandes,  der  auch 
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in  Friedenszeiten  vorhanden  ist;  da- 
her sollten  Heilung  bezweckende 
Maßnahmen  nicht  auf  die  Symptome 
allein  angewandt  werden.  Im  gegen- 
wärtigen Zeitalter  haben  die  Erfin- 
dungen der  Wissenschaft  die  Welt 
aufs  innigste  verknüpft  und  Bedin- 
gungen geschaffen,  die  allzu  ver- 
wickelter Natur  sind,  als  daß  sie  mit 
hergebrachten  Regeln  und  Glaubens  - 
ansichten  bekämpft  werden  könnten. 
Überall  suchen  die  Menschen  nach 
einem  neuen  Glauben,  nach  einer 
Grundlage  für  gemeinsame  Verstän- 
digung, nach  einem  Etwas,  das  den 
Menschen  eine  moralische  Solidari- 
tät zu  geben  vermag,  die  ihrer  ma- 
teriellen Solidarität  angemessen  ist. 
Da  wir  glauben,  daß  die  Theosophie 
diesem  Bedürfnis  nachzukommen 
vermag,  lenken  wir  ihre  ernste  Be- 
rücksichtigung wiederholt  auf  den 
herankommenden  Kongreß  als  eine 
beweisende  Darlegung  des  Lichtes 
und  der  Hilfe,  welche  die  Theosophie 
den  heutigen  Problemen  bieten  kann. 

Die  Bestrebung  der  Theosophie 
geht  darauf  hinaus,  in  jeder  Nation 
den  wahren  Geist  dieser  Nation  zu 
erwecken,  in  der  Überzeugung,  daß 
jede  einzelne,  in  dem  Maße  als  sie 
sich  zu  ihren  besten  Idealen  erhebt, 
die  Ebene  erreichen  wird,  in  der 
Solidarität  an  Stelle  von  Spaltung 
tritt.  Der  gemeinsame  Faktor  in 
der  menschlichen  Natur  (abgesehen 
vom  rein  physiologischen  Stand- 
punkt) ist  die  allem  zugrunde  lie- 
gende spirituelle  Einheit.  Laßt  uns 
unseren  Ruf  an  diesen  gemeinsamen 
Faktor  in  Einzelwesen  und  Nationen 
richten,  laßt  uns  Vereinigung  suchen, 
weniger  dadurch,  daß  wir  einander 
gegenseitig  umarmen,  als  vielmehr 
dadurch,  daß  wir  ein  gemeinsames 
hohes  Ideal  umschließen  l 
J.  Th.  Heller, 
Vorsitzend,  f.  Deutschi.,  Nürnberg  *). 

*)  Vestnertorgraben  13. 


Eine  Organisation  zur  Bekämp- 
fung der  Kriegsseuchen  in  der  öster- 
reichischen Armee:  Daß  die  syste- 
matische Seuchenbekämpfung  im 
Kriegsfall  bisher  nur  in  ganz  wenigen 
Kulturstaaten  vorgesehen  war,  er- 
scheint um  so  unbegreiflicher,  als 
doch  seit  Pasteur  und  Koch  Hygiene 
und  Antisepsis  im  friedlichen  Leben 
der  Völker  als  selbstverständliche 
Notwendigkeiten  angesehen  werden, 
während  andererseits  die  chirurgische 
Behandlung  der  Verwundeten  nahe- 
zu überall  die  moderne  Höhe  er- 
reicht hat. 

Wie  schwer  gerade  der  Mangel 
einer  wirksamen  Seuchenbekämpfung 
sich  im  Kriege  fühlbar  macht,  das 
sah  man  neuerdings  im  bulgarisch - 
türkischen  Feldzug  —  wenn  nicht 
die  Zahlen  der  Geschichte  allein  eine 
genug  beredte  Sprache  sprechen  *). 

Wenn  man  die  Verluste  durch 
Wunden  mit  1  bezeichnet,  waren  die- 
jenigen durch  Krankheit  bei  den 
Deutschen  1870/71  0.5;  bei  den 
Russen  1877/78  an  der  Donau  2.7; 
bei  den  Franzosen  in  Mexiko  1862/66 
2,8;  im  Krimkriege  1853/56  3.7;  bei 
den  Engländern  in  Ägypten  5.2. 

Die  niedrigste  Ziffer  hat  Deutsch- 
land, weil  es  eben  unter  allen  euro- 
päischen Staaten  als  erster  die  Kriegs- 
seuchenbekämpfung wissenschaftlich 
organisierte.  Es  konkurriert  in  die- 
ser Hinsicht  nur  mit  Japan,  das 
seine   großartigen   Siege   über  die 

*)  Die  attische  Seuche,  welche  430  bis 
425  v.  Chr.  während  des  Peloponnesischen 
Krieges  in  Athen  herrschte,  hat  durch  ihre 
Verheerungen  den  Fall  der  athenischen 
Hegemonie  verursacht.  In  den  Jahren 
1853 — 56  gingen  im  Krimkrieg  an  Fleck- 
typhus 16  000  Engländer,  80  000  Franzosen 
und  80  000  Russen  zugrunde.  Im  ameri- 
kanischen Sezessionskrieg  erkrankten  von 
431237  Mann  75368  an  Typhus  und  starben 
20076.  An  Blattern  verloren  die  Franzosen 
1870/71  23000  Mann.  An  Ruhr  erkrankten 
im  nordamerikanischen  Sezessionskrieg 
287  526  Mann  und  starben  9431;  im 
deutsch -französischen  Krieg  erkrankten 
38  663  und  starben  2380 
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russische  Armee  seiner  rationellen 
Seuchenbekämpfung  verdankte,  die 
ja  auch  jede  weitere  Verschleppung 
der  Seuchen  nach  beendetem  Kriege 
ins  Innere  des  Landes  verhinderte 
(Quarantäne  für  alle  aus  dem  Feld 
Heimkehrenden  und  Schutzimpfun- 
gen). 

In  einem  Zeitalter,  wo,  dem  Frie- 
densgedanken zum  Trotz,  alle  Hilfs- 
mittel herbeigezogen  werden,  um 
das  Gespenst  der  Kriegsfurie  noch 
gräßlicher,  noch  unerbittlich  blutiger 
zu  gestalten,  muß  es  mit  Dank  be- 
grüßt werden,  daß  großherzige  Men- 
schenfreunde sich  fanden,  Vorkeh- 
rungen zu  treffen,  die  diesem  Ge- 
spenst die  allerzahlreichsten,  frucht- 
losesten Opfer  entreißen  sollen. 
Durch  einen  von  Dr.  Jos.  Winter 
(Wien)  gewidmeten  Betrag  wurde 
die  österreichische  Aktion  zur  Be- 
kämpfung der  Kriegsseuchen,  die 
Professor  R.  Kraus*)  einleitete,  ma- 
teriell gesichert;  im  Kriegsfalle  steht 
sie  der  Heeresverwaltung  zur  Ver- 
fügung, im  Frieden  den  zivilen  Be- 
hörden, da  es  sich  hier  ja  auch  um 
eine  durchgreifende  organisatorische 
Friedensvorarbeit  handelt 
und  das  edle  Werk  in  Nichtkriegs- 
zeiten  zur  Sanierung  von  epidemisch 
heimgesuchten  Gegenden  Anwendung 
finden  soll. 

Die  Aktion  gliedert  sich  in  drei 
Abschnitte : 

1.  Bildung  hygienischer  Fach- 
gruppen. 

2.  Aufstellung  mobiler  Epidemie- 
laboratorien. 

3.  Ausbildung  besonderer  Kriegs - 
Seuchenpflegerinnen. 

Am  10.  März  d.  J.  konnte  bereits 
mit  dem  ersten  Ausbildungskursus 
für  Kriegsseuchenpflegerinnen  be- 
gonnen werden,  an  welchem  33  aus- 
gebildete   Pflegerinnen  teilnahmen, 

*)  Prof.  Kraus  führte  auf  dem  Balkan 
im  Auftrag  König  Ferdinands  von  Bulgarien 
mit  Erfolg  die  Bekämpfung  der  Cholera 
durch. 


während  eine  Anzahl  Damen  der 
Gesellschaft,  die  im  Ernstfall  als 
Kriegsseuchenpflegerinnen  zu  dienen 
wünschen,  hospitierten. 

In  einer  von  R.  Kraus  und  Jos. 
Winter  herausgegebenen  Broschüre 
wird  ausgeführt: 

„Es  liegt  nur  an  uns  —  und  ein- 
mal erkannt,  wird  die  Pflicht  unab- 
weislich  — ,  das  Problem  der  Kriegs- 
seuchenbekämpfung wissenschaft- 
lich zu  erfassen  wie  das  der  Verwun- 
detenpflege. Stehen  wir  doch  dank 
den  wohlbegründeten  Resultaten  der 
bakteriologischen  und  epidemiolo- 
gischen Forschung  unserer  Aufgabe 
vollgerüstet  gegenüber.  Zuverlässige, 
erprobte  Methoden  ermöglichen  uns 
die  rasche  Diagnose  der  „ersten 
Fälle",  von  der  sowohl  die  Möglich- 
keit der  Lokalisierung  einer  Seuche 
abhängt  als  auch  die  Therapie, 
welche  verschieden  ist  bei  Cholera, 
Pest,  Typhus,  Ruhr,  hierdurch  so- 
gleich determiniert  wird.  Wir  ver- 
mögen durch  Schutzimpfung  vor 
Seuchenerkrankung  zu  bewahren, 
durch  Serumbehandlung  die  Erkrank- 
ten zu  heilen;  wir  vermögen  die  Herde 
der  Infektion  aufzudecken  und  un- 
schädlich zu  machen." 

12  große  mobile  Epidemielabora- 
torien wurden  zunächst  neu  aufge- 
stellt und  nach  allen  von  Prof. 
Kraus  gemachten  Erfahrungen  aus- 
gestattet. Sie  wurden  auf  die  öster- 
reichischen Universitätsstädte  ver- 
teilt. Ein  solches  Laboratorium 
besteht  aus  je  4  Kisten  im  Ausmaß 
von  120  :  60  :  60  cm  und  im  Ge- 
samtgewicht von  600  kg.  Sie  sind 
nach  Art  der  amerikanischen  Koffer 
so  konstruiert,  daß  nach  ihrer  Auf- 
stellung die  sämtlichen  Apparate  und 
Utensilien  sich  übersichtlich  geordnet 
vorfinden. 

In  die  Obliegenheiten  der  Epi- 
demielaboratorien fallen  alle  ein- 
schlägigen Arbeiten,  welche  sich  auf 
Hygiene,  ätiologische  Prophylaxe  und 
Therapie  im  Felde  und  in  den  In- 
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fektionsspitälern  beziehen,  als  da 
sind:  Wasseruntersuchungen,  Des- 
infektion der  Wässer,  der  Ubikatio- 
nen,  bakteriologische  Untersuchun- 
gen an  Kranken  und  Gesunden, 
Schutzimpfungen*),  Desinfektion  von 
Wäsche  und  Kleider  usw.  usw. 

Die  Gründer  der  neuen  öster- 
reichischen Organisation  beschlossen 
ferner  auch  auf  eine  Erweiterung  der 
Genfer  Konvention  in  dem  Sinne 
hinzuwirken,  als  es  allen  Staaten  zur 
Pflicht  gemacht  werden  soll,  eine 
rationelle  Kriegsseuchenbekämpfung 
vorzubereiten  und  ohne  eine  solche 
Vorbereitung  keinen  Krieg  zu  er- 
klären. Ist  eine  kriegführende  Nation 
aber  von  Epidemien  bedroht,  so  soll 
ihr  das  Recht  zustehen,  sich  an  die 
Nachbarstaaten  um  Hilfe  durch  Bak- 
teriologen und  Laboratorien  zu  wen- 
den. 

Auch  bei  Epidemien  im  Frieden, 
die  in  Grenzländern  ausbrechen,  läge 
es  nahe,  daß  der  Nachbarstaat  — 
schon  aus  egoistischen  Gründen  — 
bei  den  Eindämmungsbemühungen 
mit  Hand  anlegte. 

G.  B. 

Das  Deutsch- Südamerikanische  In- 
stitut in  Bonn:  Zur  planmäßigen 
Förderung  der  geistigen  Beziehungen 
zwischen  Deutschland  und  den  süd- 
amerikanischen Staaten  ist  vor  we- 
nigen Wochen  durch  hervorragende 
Persönlichkeiten  und  Körperschaften 
der  Wissenschaft,  der  Industrie  und 
des  Handels  ein  Deutsch-Südameri- 
kanisches Institut  mit  dem  Sitz  in 
Bonn  gegründet  worden.  An  der 
Gründung  haben  sich  auch  die  bereits 

*)  Die  Schutzimpfungen  gegen  Typhus 
haben  in  der  amerikanischen  Armee  so 
gute  Resultate  geliefert,  daß  sie  daselbst 
obligatorisch  eingeführt  wurden. 


bestehenden  —  wirtschaftlichen 
Zwecken  dienenden  —  deutsch-süd- 
amerikanischen Vereine  in  Berlin,  wie 
die  Deutsch-Südamerikanische  Gesell- 
schaft, der  Deutsch -Argentinische 
Zentralverband  und  der  Deutsch- 
Brasilianische  Handelsverband  be- 
teiligt. Das  Programm  des  Instituts 
umfaßt  namentlich  die  Herausgabe 
regelmäßig  erscheinender  Mitteilungen 
über  Deutschland  in  spanischer  und 
portugiesischer  Sprache  und  eines 
nach  Ländern  und  Fachgebieten  syste- 
matisch geordneten  Adreßbuches ;  den 
Schriftenaustausch  zwischen  wissen- 
schaftlichen usw.  Anstalten  in  Deutsch- 
land und  in  Südamerika;  die  Heraus- 
gabe von  spanischen  bzw.  portu- 
giesischen Übersetzungen  geeigneter 
deutschen  Werke  und  Abhandlungen, 
Erteilung  undVermittlung  von  wissen- 
schaftlichen usw.  Auskünften  und  die 
Heranziehung  junger  Südamerikaner 
an  die  deutschen  Bildungsanstalten. 
Das  Institut  will  also  ähnlichen 
Zwecken  dienen,  wie  das  im  Herbst 
1910  gegründete  Amerika-In- 
stitut in  Berlin  (im  Gebäude 
der  Königl.  Bibliothek),  das  die  plan- 
mäßige Förderung  aller  Kulturbe- 
ziehungen  zwischen  Deutschland  und 
Nordamerika  zur  Aufgabe  hat,  die  es 
schon  jetzt,  nach  kaum  zweijährigem 
Bestehen  mit  so  großem  Erfolge 
verfolgt. 

Die  Errichtung  solcher  Auslands - 
institute  ist  sehr  zu  begrüßen,  und 
sicherlich  können  und  werden  sie, 
wenn  einmal  ein  ganzes  Netz  dieser 
Institute  zur  Förderung  der  Be- 
ziehungen zwischen  den  Kultur- 
ländern besteht,  wesentlich  beitragen 
zu  der  Erreichung  des  großen  Zieles 
einer  allgemeinen  internationalen  Ver- 
ständigung zwischen  allen  Nationen 
des  Erdballs  ! 

Dr.  J.  M. 
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VI.  Die  Schaffung  eines  Rechtszustandes  zwischen 

den  Völkern. 

Phantasie  und  Empfindungsleben  der  Männer  und  Frauen  von  heut 
werden  stets  aufs  neue  durch  Vorstellung  von  den  Greueln  des  Krieges,  vor 
allem  des  modernen  Massenkrieges,  erschüttert.  Wohl  lebt  auch  die  alte 
Idee  vom  Heroismus  der  Schlacht  in  vielen  Köpfen  fort,  aber  in  der 
Mehrzahl  überwiegt  die  Erkenntnis  vom  wahren  Wesen  der  Schlacht,  von  den 
Zerfleischungen  und  Verstümmelungen,  von  den  Verbrechen,  die  an  Un- 
beteiligten begangen  werden,  von  den  Seuchen,  die  die  Überlebenden  ver- 
nichten. Mehr  und  mehr  sieht  man  das  Kriegsproblem  mit  den  Augen  eines 
Wereschtschagin  und  die  Popularität  eines  Kriegsausbruches  schränkt  sich 
auf  Angehörige  jener  Berufe  ein,  welche  im  Kriege  Erfüllung  ihrer  Lebens - 
möglichkeiten  erblicken  und  auf  gewisse  leidenschaftliche,  rechthaberische 
Volksgruppen. 

Von  sozialistischer  Seite  ist  oft  betont  worden,  daß  nur  die  Kapitalisten 
ein  Interesse  am  Kriege  besäßen,  die  breiten  Volksmassen  jedoch  Unrecht 
täten,  sich  für  fremde  Interessen  hinopfern  zu  lassen.  Der  Nachsatz  ist  ge- 
wiß wahr,  der  Vordersatz  in  der  überwiegenden  Zahl  der  Fälle  unrichtig, 
denn  auch  die  überwiegenden  Interessen  des  Kapitals  werden  im  Frieden 
weitaus  besser  gewahrt  als  im  Kriege,  nur  ein  gewisser  Bruchteil  desselben, 
welcher  den  Rüstungsindustrien  dient,  fühlt  seine  Interessen  mit  der  Auf- 
rechterhaltung der  Kriegs  g  e  f  a  h  r  mehr  noch  als  mit  dem  tatsächlichen 
Ausbruch  eines  Krieges  verknüpft;  die  überwiegende  Mehrzahl  aller  Indu- 
striellen muß  unter  jeder  kriegerischen  Erschütterung  leiden  und  das  mobile 
Kapital,  wie  es  an  der  Börse  vertreten  ist,  sieht  in  jedem  Kriege,  so  entfernt 
er  auch  ausgefochten  wird,  seinen  direktesten  Feind,  antwortet,  wie  wir  gerade 
in  der  letzten  Krise  gesehen  haben,  auf  jedes  Symptom  näherrückender 
Kriegsgefahr  mit  Sinken  der  Kurse,  was  wieder  unmittelbarste  persönliche 
Schädigung  für  alle  Beteiligten  bedeutet. 

Daß  alle  Kulturwerte  im  Kriege  schwer  leiden  würden,  darüber  ist  sich 
jeder  unbefangene  Beobachter  klar  und  der  Verfasser  dieser  Zeilen  z.  B. 
hat  sich  niemals  einer  Illusion  darüber  hingegeben,  daß  der  Ausbruch  eines 
europäischen  Krieges  schwerste  Gefährdung  für  den  Bestand  jedweder  inter- 
nationalen Vereinigung,  inbegriffen  diejenige,  welcher  diese  Zeitschrift  als 
Organ  dient,  bedeuten  würde. 

In  diesen  Spalten  hat  Professor  Riebet  vor  einigen  Monaten  darauf  hin- 
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gewiesen  *),  daß  die  Kosten  eines  europäischen  Krieges  an  160  Millionen 
Mark  pro  Tag  betragen  würden,  unvergleichlich  mehr  bereits  im  ersten  Monate, 
als  der  Wert  jedes  nur  möglichen  Streitobjektes  sein  könnte.  Daß  also  der 
moderne  Krieg  für  den  weitaus  größten  Teil  aller  ideellen  und  materiellen 
Interessen  des  Erdteils  eine  schwere  Schädigung  bedeute,  darüber  ist  sich 
jeder,  den  nicht  Leidenschaft  blendet,  jeder,  der  sich  unparteiisch  abwägen- 
des Urteil  bewahrt  hat,  klar. 

Weniger  Einmütigkeit  herrscht  bezüglich  der  Frage,  ob  die  bloße  Kriegs  - 
r  ü  s  t  u  n  g  eminent  schädigend  wirke.  Immerhin  hat  man  doch  z.  B. 
in  der  Frage  des  Rüstungswettlaufs  zwischen  England  und  Deutschland  mehr 
und  mehr  begriffen,  daß  der  gleichzeitige  Bau  von  Dreadnoughts  zu  beiden 
Seiten  der  Nordsee  das  deutsche  und  britische  Budget  schwer  belaste,  die 
für  Kulturzwecke  verfügbaren  Summen  wesentlich  einschränke,  ohne 
daß  bei  Beibehaltung  der  entsprechenden  Proportion  in  den  Neubauten 
irgendwelche  Stärkung  der  relativen  Macht  des  einen  der  beiden  mit  einander 
konkurrierenden  Staaten  eintreten  könnte.  Tatsächlich  ist  ja  Deutschland 
in  den  letzten  Monaten  zu  einer  ruhigeren  Fortführung  seiner  Rüstungs- 
politik  zu  Wasser  übergegangen. 

Zu  Lande  allerdings  hat  man  umgekehrt  gehandelt,  aber  auch  in  der 
Frage  des  Rüstungswettlaufs  mit  Frankreich  erkennen  müssen,  daß  die  Ver- 
mehrung der  deutschen  Präsenzdienststärke  mit  der  Wiedereinführung  der 
dreijährigen  Dienstpflicht  in  Frankreich  beantwortet  wurde,  daß  somit  das 
Kräfteverhältnis  im  wesentlichen  das  gleiche  geblieben  ist,  während  beide 
Völker  nunmehr  schwerer  wie  früher  an  der  Rüstung  zu  tragen  haben:  also 
wieder  eine  unleugbare  Schädigung  der  moralischen  und  materiellen  Volks - 
interessen,  ohne  daß  die  erhoffte  Stärkung  der  Macht  der  eigenen 
Nation  gegenüber  der  konkurrierenden  Nation  eingetreten  wäre. 

Diese  beiden  Erwägungen,  Abscheu  vor  dem  Kriege  selbst  und  vernunft- 
mäßige Erkenntnis  der  schweren  Opfer  jeder  kriegerischen  Rüstung,  welcher 
bei  gleichzeitigem  Vorgehen  von  allen  Seiten  irgendwelche  Vorteile  nicht 
gegenüberstehen,  haben  allseits  in  Europa,  bei  jenen  Personenkreisen,  die  sich 
über  das  Althergebrachte  geistig  zu  erheben  vermögen,  den  Wunsch  wach 
werden  lassen,  Mittel  und  Wege  für  eine  Sicherung  des  Völkerfriedens  und  für 
eine  Verminderung  der  Rüstungslasten  zu  finden. 

Ihnen  hat  man,  insoweit  man  sich  nicht  mit  Spott  oder  allgemeinen 
Redensarten  begnügte,  die  Tatsache  entgegengehalten,  daß  der  Kampf 
ums  Dasein  eine  allgemeine  Naturerscheinung  sei,  und  daß  Krieg  und 
Rüstung  sich  mit  Notwendigkeit  in  die  ganze  Linie  der  organischen  Entwick- 
lung einfüge.  Man  hat  in  dieser  Beweisführung  vergessen,  daß  der  Kampf 
ums  Dasein  eben  seine  Form  stetig  wandelt,  daß  im  Wirtschaftsleben  der 
ökonomische  Konkurrenzkampf  an  Stelle  der  physischen  Gewalt  getreten  ist, 
und  daß  darum  sehr  wohl  neue  Formen  des  Wettstreites  der  Völker  sich  ent- 
wickeln mögen,  ohne  daß  die  Allgemeinheit  des  Gesetzes  vom  Kampf  ums 
Dasein  dadurch  beeinträchtigt  wird. 

Man  hat  ferner  die  geschichtliche  Tatsache  übersehen,  daß  sich  eine  un- 
verkennbare Entwicklungstendenz  für  Erweiterung  der  Rechts- 
sphäre ,  für  die  Zurückdrängung  jener  Verhältnisse,  über  welche  noch  die 
physische  Gewalt  gebietet,  im  Völkergeschehen  nachweisen  läßt.  In  ferner 
Urzeit  kämpfte  jede  Familie,  jede  Sippe  gegen  die  andere,  und  noch  heute 


*)  Siehe  die  Dezember-Nummer  1912. 
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gibt  es  zurückgebliebene  Völker  wie  die  Afridis  an  der  Nordwestgrenze  In- 
diens, die  nur  innerhalb  der  Sippe  einen  Rechtszustand  anerkennen,  in  jedem 
der  Sippe  nicht  Angehörigen  einen  vogelfreien  Feind  ei'bRcken  und  für  die 
Regelung  der  Beziehungen  zwischen  den  Sippen,  für  die  Lösung  aller  Probleme, 
die  sich  zwischen  ihnen  ergeben  mögen,  a^issehließHch"  die '  ptaysfcche*  Gewalt 
als  entscheidenden  Faktor  anerkennen. 

Später  weitete  sich  die  Rechtssphäre  zum  Stamm'imd'zurn^Volk,  jedoch 
vielfach  nur  in  unvollkommener  Weise.  Nochern*  deutschen' Mittelalter  galt 
es  als  Utopie,  eine  Treuga  dei  zu  fordern,  die  unterschiedslose  Erledigung 
aller  Konfliktsfälle  zwischen  Privatpersonen  durch  staatliche  Gerichte  anzu- 
streben. Noch  zu  jener  Zeit  galt  das  Faustrecht  als  unausrottbar.  Und  doch, 
wenige  Jahrhunderte  haben  genügt,  um  einem  Zustand  vieler  Jahrtausende 
ein  Ende  zu  bereiten,  den  Gewaltwillen  des  einzelnen  niederzuzwingen,  die 
Rechte  des  Individuums  gegenüber  dem  Individuum  scharf  zu  umschreiben 
und  die  Interpretierung  der  individuellen  Konfliktsfälle  auf  Grund  allge- 
meiner Übereinkommen  staatlichen  Gerichten  zu  überweisen. 

Die  Staaten,  innerhalb  denen  ein  konsolidierter  Rechtszustand  herrscht, 
haben  sich  dann  geweitet.  Noch  bis  ins  19.  Jahrhundert  galt  es  als  Utopie, 
einen  ständigen  Friedens-  und  Rechtszustand  zwischen  den  deutschen 
Stämmen  und  Staaten  herzustellen,  und  doch  ist  auch  dies  gelungen.  Bundes- 
rat und  Reichsgericht  anerkennen  keine  Berechtigung  des  deutschen  Bürgers 
oder  des  deutschen  Bundesstaates  auf  Selbsthilfe.  Der  Krieg,  der  auch  in 
dieser  Sphäre  als  allein  möglich  gegolten  hat,  ist  ausgeschlossen,  der  Rechts- 
zustand an  seine  Stelle  getreten. 

Auch  im  Leben  der  europäischen  Völker  setzt  sich  die  gleiche  Entwicklung 
unverkennbar  durch  und  in  der  letzten  Balkankrise  haben  wir  ja  wieder  ge- 
sehen, wie  sich  die  vom  Kollektivwillen  Europas  festgestellten  Entscheidungen 
allen  Beteiligten  aufgedrängt  haben,  und  wie  wichtige  Konflikte  zwischen  den 
Großmächten  sowie  einzelnen  derselben  und  den  balkanischen  Kleinstaaten 
ohne  Zuhilfenahme  der  Waffen  durch  den  Spruch  einer  neuen  europäischen 
Exekutivinstanz,  der  Londoner  Botschaf terreunion,  geregelt  wurden. 

Man  hat  in  den  letzten  Monaten  viel  über  sie  gespottet,  und  in  manchen 
chauvinistischen  Kreisen,  besonders  Österreichs,  ist  man  soweit  gegangen, 
in  ihr  einen  bloßen  Betrugs-  und  Verschleppungsversuch  gewisser  Groß- 
mächte, einen  Inbegriff  aller  möglichen  schlechten  Gedanken  zu  finden.  All- 
dem gegenüber  scheint  es  vielleicht  angebracht,  die  Tatsachen  sprechen  zu 
lassen. 

Im  Herbste  1912  hatte  die  österreichische  Forderung  nach  Räumung 
albanischen  Gebietes  durch  die  Serben  bis  hart  an  die  Schwelle  eines  Welt- 
krieges geführt.  Die  Erbitterung  auf  allen  Seiten  wuchs,  und  eine  entsprechend 
rasche  Verständigung  war  kaum  tunlich.  In  dieser  schwierigen  Lage  veran- 
laßte  Sir  Edward  Grey  bekanntlich  die  Vereinigung  der  in  London  akkredi- 
tierten Botschafter  der  Großmächte  zu  ständigen  Beratungen. 

Schon  zu  Beginn  derselben  gelang  es  tatsächlich,  eine  Verständigung 
über  die  serbische  Forderung  eines  Adriahafens  zu  erzielen,  indem  Österreich 
einen  kommerziellen  Hafen  gewährte,  Rußland  auf  die  Forderung  serbischen 
Territorialbesitzes  am  Adriatischen  Meere  verzichtete.  Sofort  nachdem  die 
Entscheidung  der  Londoner  Konferenz  gefallen,  unterwarf  sich  Serbien  dem 
Spruche  der  europäischen  Exekutivgewalt. 

Einige  Monate  später  stellte  die  Botschafterreunion  die  Nord-  und  Ost- 
grenze  Albaniens  fest  und  Montenegro  weigerte  sich,  den  Beschluß  anzuer- 
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kennen.  Ätzende  Lauge  des  Spottes  wurde  allseits  auf  die  Londoner  Ver- 
handlungen ausgegossen,  die  österreichischen  Blätter  speziell  wußten  sich  in 
Ausdrücken  der  Verachtung  nicht  genug  zu  tun  und  gegenüber  dem  ohn- 
mächtigen Buropa  die  Schärfe  des  eigenen  Schwertes  zu  preisen.  Wenige 
Tage  spätem  erk^ar^e  Moatea^gro^isich  dem  Spruche  Europas  zu  unterwerfen. 
Wieder  hatte  die  neue  Exekutivgewalt  ihren  Willen  durchgesetzt,  die  von 
ihr  beorderten.  Tcuppen  .besetzten  Skutari. 

Vorher  schon  hatte  Europa  der  Türkei  und  den  Balkanstaaten  seine 
guten  Dienste  zur  Herstellung  des  Friedens  angeboten  und  tatsächlich  bereits 
im  Winter  einen  Präliminarfrieden  festgestellt,  der  sowohl  von  den  Balkan- 
staaten, als  auch  von  der  damaligen  türkischen  Regierung  anerkannt  wurde. 
Demgegenüber  leidenschaftliche  Erbitterung  der  jungtürkischen  Kriegspartei, 
Militärrevolution  in  Konstantinopel,  Verhöhnung  des  europäischen  Beschlusses. 
Wenige  Wochen  später  mußten  die  Empörer  von  Konstantinopel  die  Schwere 
ihres  Irrtums  begreifen  und  sich  demütig  an  eben  jenes  Europa  wenden,  das 
man  der  Parteilichkeit  und  Niedertracht  beschuldigt  hatte.  Aus  den  Händen 
Europas  nahm  die  Türkei  den  Frieden  entgegen,  und  eben  jener  vielge- 
schmähten Exekutivinstanz  in  London  wurde  die  Lösung  der  wichtigsten 
Probleme  des  Friedensschlusses  übertragen. 

Andere  Fragen  wurden  einer  zweiten  Behörde  der  gleichen  Exekutiv- 
instanz überwiesen,  nämlich  der  europäischen  Finanzkommission  in  Paris. 

All  das  muß  dem  unbefangenen  Beobachter  klar  zeigen: 

1.  Wie  notwendig  gegenüber  all  den  Konflikten  und  Konfliktsmöglich- 
keiten der  aufgeregten  Epoche  die  Schaffung  eines  Organs  für  Äußerung  des 
europäischen  Kollektivwillens  geworden  ist. 

2.  Wie  sehr  wohl  es  möglich  gewesen  ist,  den  Beschlüssen  Europas  tat- 
sächlich Geltung  zu  verschaffen,  wie  sehr  wohl  es  in  Zukunft  möglich  sein 
wird,  die  Entscheidung  wichtiger  Streitfragen  einer  solchen  internationalen 
Instanz  zu  überweisen. 

Man  hat  gegen  das  Haager  Schiedsgericht  vielfach  eingewendet,  daß  sich 
nicht  alle  Fragen  für  schiedsgerichtliche  Entscheidung  eignen,  daß  ein  Ver- 
trag oder  zu  mindestens  irgendeine  Rechtsgrundlage  vorliegen  müsse,  über 
deren  strittige  Auslegung  dann  ein  Schiedsgericht  entscheiden  könne. . .  Gewiß, 
Interessen-  und  Machtfragen  sind  einer  richterlichen  Entscheidung  nicht 
fähig.  Wohl  aber  können  sie  einer  übergeordneten  Mach  tinstanz  zur  souveränen 
Entscheidung  zugewiesen  werden,  und  ist  dieselbe  weise  und  stark  genug,  so  kann 
sie  ihren  Willen  auch  gegenüber  den  widerstrebendsten  Einzelinteressen 
durchsetzen,  das  Gesamtinteresse  des  Erdteils  und  indirekt  auch  die  Summe 
aller  Einzelinteressen  wahren. 


Wie  also  mag  im  Lichte  dieser  praktischen  Erkenntnisse  die  endgültige 
Lösung  des  Problems  sich  gestalten? 

1.  Einerseits  wird  die  Haager  Schiedsgerichtsbarkeit  stets  weiter 
und  weiter  ausgebaut  werden,  stets  allgemeinere  Verträge  werden  die  einzelnen 
Kulturstaaten  aneinander  binden  und  an  der  Austragung  von  Konflikten  durch 
Waffengewalt  verhindern.  In  dieser  Richtung  ist  auch  der  jüngste  Vorschlag 
der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  wie  ihn  Präsident  Wilson  und  Staats- 
sekretär Bryan  ausgearbeitet  haben,  überaus  wichtig.  Er  knüpft  an  eine 
Erfahrung  an,  die  man  im  Nachbarlande  Kanada  bei  Austragung  von  gewerb- 
lichen Konflikten  gemacht  hat,  wie  ja  überhaupt  die  beiden  Probleme  fried- 
licher Austragung  von  Konflikten  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern 
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an  Stelle  ihrer  Austragung  durch  Streiks  und  friedliche  Beilegung 
der  Konflikte  zwischen  den  Staaten  an  Stelle  ihrer  Austragung  durch  den 
Krieg  methodisch  und  ihrem  Wesen  nach  sehr  nahe  Verwandtschaft  auf- 
weisen. *)  In  Kanada  darf  in  gewissen  öffentlichen  Betrieben,  deren  Unter- 
brechung die  Interessen  Unbeteiligter  gefährdet,  vor  allem  in  Bahnen,  Berg- 
werken, elektrischen  Kraftwerken,  ein  Streik  nicht  erklärt  werden,  sofern 
nicht  vorher  eine  Untersuchungskommission  ihr  Votum  abgegeben  und  auf 
Grund  eingehender  Prüfung  des  Streitfalles  die  öffentliche  Meinung  über 
denselben  orientiert  hat.  Nach  Fällung  des  Urteils  wäre  allerdings  Streik 
oder  Aussperrung  gesetzlich  gestattet,  aber  die  öffentliche  Meinung,  gestützt 
auf  das  Gutachten  der  Kommission  würde  ihre  entscheidende  Macht  derart 
gewichtig  gegen  jene  Partei  wenden,  welche  nach  Ansicht  der  Kommission 
im  Unrechte  ist,  daß  deren  Kampfchancen  von  vornherein  auf  Null  fielen. 
Tatsächlich  ist  auch  in  fast  allen  Fällen  der  Spruch  der  Kommission  von  den 
streitenden  Parteien  gern  angenommen  und  ein  Streik  vermieden  worden. 

Wilson  und  Bryan  nehmen  an,  daß  auch  bei  Regelung  von  Konflikten 
zwischen  den  Völkern  der  Zeitgewinn  alles  bedeuten  würde,  ja,  daß  die 
Methode  sogar  noch  mehr  Erfolg  verspräche  als  für  die  Regelung  gewerblicher 
Konflikte,  weil  eben  bei  den  letzteren  immerhin  wahre  Interessengegensätze 
vorhanden  sind,  welche  auch  im  Laufe  eines  halben  Jahres  ihre  volle  Schärfe 
bewahren,  während  es  sich  bei  Konflikten  zwischen  den  Völkern  sehr  häufig 
um  bloße  Fragen  des  Nationalstolzes,  der  Volksempfindlichkeit  handelt, 
welche  durchaus  nicht  wesentliche  Interessen  in  sich  schließen  und  durch 
den  Spruch  einer  unparteiischen  Kommission  in  durchaus  zufriedenstellender 
Weise  geregelt  werden  könnten.  Außerdem  wird  naturgemäß  der  Einfluß 
aller  übrigen  Nationen  sich  für  jene  aussprechen,  welche  durch  den  Spruch 
der  Kommission  als  im  Recht  befindlich  bezeichnet  wurde,  und  ohne  daß 
irgendeine  formell  -  obligatorische  Kraft  der  Schiedsgerichtssprüche  fest- 
gelegt wird,  würden  dieselben  doch  tatsächlich  für  jedermann  bindend  sein. 

Die  Idee  ist  gewiß  sehr  ingeniös,  mögen  auch  manche  praktische  Gegen- 
gründe zu  verzeichnen  sein,  wie  die  begreifliche  Scheu  eines  kriegsgerüsteten 
Staates,  durch  Aufschub  der  Entscheidung  dem  Gegner  Zeit  zu  gleicher  Rü- 
stung zu  lassen.  Jedenfalls  dürfte  der  amerikanische  Vorschlag  nur  als  eine 
Etappe  zum  wirklichen  obligatorischen  Schiedsgericht  für  alle  jene  Fragen, 
welche  rechtlicher  Auslegung  fähig  sind,  aufzufassen  sein. 

2.  Für  die  reinen  Interessengegensätze  wird  ein  Ausbau  jener  Instanzen 
einer  internationalen  Exekutivgewalt  in  Frage  kommen,  welche 
den  Kollektivwillen  der  Großmächte  zum  Ausdruck  bringen,  analog  der 
Rolle,  welche  die  Londoner  Botschafterreunion  in  der  letzten  Krise  gespielt 
hat,  und  jener,  welche  den  Großmächten  aus  Anlaß  des  chinesischen  Boxer- 
aufstandes zugefallen  war. 

3.  Im  weiteren  Felde  liegen  die  Möglichkeiten  zu  einer  internationalen 
Gesetzgebung**).  Immerhin  sind  die  interparlamentarischen  Konferenzen, 
sind  die  zahlreichen  internationalen  Kongresse  bereits  ebenso  viele  Ansätze 
von  Organen,  welche  solche  Materien,  welche  den  Völkern  gemeinsam  sind, 
einheitlich  zu  regeln  haben.  Vor  allem  müssen  die  Haager  Konferenzen  selbst 
als  Ansatz  zu  einem  Weltparlament  aufgefaßt  werden,  wenn  auch  zunächst 
bloß  in  jener  Form,  wie  sie  dem  Deutschen  Bundesrate  eigen  ist,  also  nicht 

*)  Siehe  meine  Einleitung  zur  Enquete  über  „die  Rolle  der  Gewalt  in  den  Kon- 
flikten des  modernen  Lebens"  in  der  Dezembernummer  1912  dieser  Zeitschrift. 
**)  Siehe  den  Aufsatz  von  Alfred  H.  Fried. 
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als  Vertretung  der  Völker  selbst,  sondern  der  Regierungen,  als  ein  auf  eigen- 
artiger indirekter  Wahl  beruhendes  Weltparlament.  Immerbin  hat  dasselbe 
eine  Reihe  von  legislativen  Arbeiten  geleistet,  welche  den  üblichen  legislativen 
Arbeiten  der  Staatsparlamente  durchaus  analog  sind;  gehört  es  doch  zu  den 
zentralsten  Aufgaben  der  letzteren,  ein  einzelstaatliches  Privat-  oder  Straf- 
recht zu  schaffen,  während  anderseits  die  Haager  Konferenzen  ein  in  genaue 
Formen  gekleidetes  Völkerrecht  mit  Bestimmungen  für  eine  große  Anzahl 
bisher  kontroverser  Fälle  tatsächlich  geschaffen  haben. 


Die  Befriedigung  der  großen  Menschheitssehnsucht  nach  dauerndem 
Frieden  —  vermöge  der  Herstellung  eines  Rechtszustandes  zwischen  den  Völ- 
kern, welcher  den  Krieg  ausschließt  —  ist  also  keine  Utopie  mehr,  ihre  Er- 
füllung ist  auf  dem  Wege,  die  Kämpfe  um  die  Lösung  dieses  Problems  sind 
die  wichtigsten,  die  wir  im  neuen  Jahrhundert  zu  führen  haben. 


KORRESPONDENZEN 


ÖKONOMISCHE  EhfTMCKIjüNQ 

DR.  PHIL.  RICHARD  HENNIG,  BERLIN:  STAND  UND 
ZUKUNFTSAUSSICHTEN  DER  BAGDADBAHN. 

ip~=~=*lAS  Ende  des  Jahres  1912  hat  dem  vielgenannten  deutschen  Bagdad- 
Ii  AM  II  unternehmen  eine  recht  bedeutende  Erweiterung  gebracht,  so 
gl  W  IJ  II  daß  man,  eigentlich  zum  erstenmal  seit  über  8  Jahren,  einen  merk- 
lt  Ji  liehen  Fortschritt  in  dem  so  viel  angefeindeten  Bauwerk  deutlich 
bemerken  kann.  Von  Konia  in  Kleinasien,  dem  Endpunkt  der  Anatolischen 
Bahn,  wo  die  eigentliche  Strecke  der  Bagdadbahn  ihren  Anfang  nimmt, 
läuft  die  Linie  jetzt,  freilich  einstweilen  noch  mit  zwei  Unterbrechungen, 
bis  an  den  Euphrat  und  schickt  sich  somit  an,  in  naher  Zukunft  in  Meso- 
potamien einzudringen.  Es  sind  bisher  folgende  Strecken  dem  Betriebe 
übergeben  worden: 


Bezeichnung  der  Strecke 

Konia — Bulgurlu   

Bulgurlu — Ulukischla   .  

Ulukischla — Karapunar  

Dorak — Adana — Deirmen  Odjak 
Radjun — Aleppo — Djerablus  . . . 


Länge  in  km  Zeitpunkt   der  Er- 
öffnung 
200   25.  Oktober  1904 
37     1.  Juli  1911 
.    etwa     50   21.  Dezember  1912 

140    27.  April  1912 
.  207    15.  Dezember  1912 

etwa  634 


Von  der  gesamten  Linie  Konia — Bagdad  ist  zwar  erst  etwa  der  dritte 
Teil  fertiggestellt  und  dem  Betriebe  übergeben  worden,  aber  man  merkt 
doch  jetzt,  daß  es  rüstig  vorwärts  geht,  trotz  der  politisch  schwierigen  Zu- 
stände in  der  Türkei,  und  daß  die  schlimme  Zeit  des  Hangens  und  Bangens, 
des  vergeblichen  Kampfes  gegen  offene  und  heimliche  politische  Intriguen 
und  Fallstricke,  endgültig  vorüber  ist.  Auf  den  sehr  bescheidenen  Anfang 
(200  km  in  5  Jahren,  1899 — 1904  1),  auf  das  vollkommene  Stocken  des  Bahn- 
baus in  den  Jahren  1904  bis  1909  ist  ein  kräftiger  Aufschwung  gefolgt,  und 
obige  Tabelle  zeigt  uns,  daß  allein  im  Jahre  1912  eine  größere  Kilometerzahl 
dem  Verkehr  übergeben  werden  konnte  als  in  den  12  voraufgegangenen 
Jahren ! 

Wenn  zwischen  Karapunar  und  Dorak  einerseits,  zwischen  Odjak  und 
Radjun  andererseits  noch  zwei  Lücken  vorhanden  sind,  so  ist  die  Tatsache 
daran  schuld,  daß  an  diesen  beiden  Stellen  zwei  recht  schwierige  Gebirgs- 
strecken  gebaut  werden  müssen.  Jenseits  von  Bulgurlu  hat  die  Bahn  den 
Cilicischen  Taurus  betreten,  in  dem  sie,  der  uralten  Verkehrsstraße  über  die 
Cilicische  Pforte  folgend,  bis  in  eine  Meereshöhe  von  1465  km  hinaufsteigen 
muß,  um  dann  auf  eine  Entfernung  von  wenigen  Dutzend  Kilometern  in  der 


436  DOKUMENTE  DES  FORTSCHRITTS  JUNI  1913 


Ebene  von  Adana  wieder  bis  auf  24  m  Meereshöhe  zu  fallen.  Diese  Strecke 
ist  reich  an  Kunstbauten  aller  Art,  an  Viadukten  und  Tunnels  und  obwohl 
zwischen  Karapunar  und  Dorak  nur  noch  etwa  30  km  Bahn  zu  bauen  sind, 
dürfte  das  Jahr  1916  herankommen,  bevor  diese  erste,  heut  noch  vorhandene 
Lücke  ausgefüllt  sein  wird.  Der  östliche  Teil  der  Ebene  von  Adana  hingegen 
wird  vom  Amanusgebirge  begrenzt,  das  von  der  Bahn  ebenfalls  durchquert 
werden  muß,  da  die  Türkei  aus  strategischen  Gründen  auf  die  bequemere, 
aus  mancherlei  Gründen  auch  vorteilhaftere,  aber  fremden  Kriegsschiffen 
nur  allzu  leicht  preisgegebene  Küstenführung  der  Linie  verzichtet  hat.  In 
diesem  Gebirge  findet  die  Bahn,  die  hier  abermals  eine  Meereshöhe  von  874  m 
zu  überwinden  gezwungen  ist,  ihre  zweite,  vorläufige  Unterbrechung.  Die 
Schwierigkeiten  sind  hier  freilich  nicht  ebenso  groß  wie  im  Taunus,  doch  muß 
ein  bedeutender  Tunnel  durch  das  Gebirge  gebrochen  werden.  Kadschou,  der 
Anfangspunkt  des  dritten  Bahnstücks,  liegt  bereits  im  Amanusgebirge. 
Von  hier  läuft  die  Bahn  freilich  nicht  unmittelbar  zum  Euphrat,  sondern 
sie  macht  einen  nicht  unbedeutenden  südlichen  Umweg,  um  Aleppo 
(Haleb)  zu  erreichen  und  einen  bequemen  Anschluß  an  die  meist 
im  französischen  Besitz  befindlichen  syrischen  Linien  zu  erlangen  und  durch 
deren  Vermittlung  auch  an  die  Hedschas-  oder  Mekkabahn.  Der  Anschluß 
wird  in  der  Station  Muslimije  erreicht.  Alexandrette,  das  zum  wichtigsten 
nordsyrischen  Hafen  ausgebaut  wird,  läßt  die  auf  Mesopotamien  zustrebende 
Bagdadbahn  rechts  liegen.  Es  könnte  dies  verwunderlich  scheinen,  wenn 
man  sich  nicht  erinnerte,  daß  das  Herantreten  des  Hauptschienenstranges 
an  die  Küste  der  strategischen  Sicherung  wegen  vermieden  werden  mußte. 
Trotzdem  wird  man  den  wertvollen  Anschluß  an  den  Hafen  von  Alexandrette 
nicht  ganz  zu  vermissen  brauchen:  eine  Zweigbahn  dorthin  von  Osmanije 
wird  bereits  gebaut.  Ein  zweiter  Anschluß  ans  Mittelmeer,  der  durch  die 
seit  längerer  Zeit  bestehende  kurze  englische  Bahn  Adana — Mersina  erzielt 
wird,  ist  kaum  als  mehr  denn  als  ein  dürftiger  Notbehelf  einzuschätzen, 
denn  die  Bahn  selbst  steht  keineswegs  auf  der  Höhe,  und  Mersina  ist  ein 
nichts  weniger  als  guter  und  bequemer  Hafen  und  vermag  mit  dem  künftigen 
Alexandrette  unmöglich  zu  wetteifern. 

Wenn  man  von  den  beiden  kurzen  Lücken  im  Taurus-  und  Amanus- 
gebirge absieht,  so  kann  man  behaupten,  daß  die  Bagdadbahn  schon  heut 
bis  an  den  Euphrat  reicht.  Der  Verkehr  zwischen  Bagdad  und  dem  Mittel- 
meer ist  schon  dadurch  bedeutend  verbessert  worden.  Man  verläßt  heut, 
um  nach  Bagdad  zu  kommen,  das  Schiff  in  Beirut  odar  im  syrischen  Tripolis, 
fährt  mit  der  Bahn  in  2  Tagen  über  Aleppo  nach  Djerablus  und  gelangt 
alsdann  in  6  tägiger  Fahrt  im  Motorschiff  von  dort  auf  dem  Euphrat  nach 
Kalaat  Feludja,  von  wo  man  Bagdad  in  10  stündiger  Wagenfahrt  zu  er- 
reichen vermag.  Auf  diese  Weise  dauert  die  Reise  vom  Mittelmeer  nach 
Bagdad  heut  nur  noch  8%  Tage,  während  bis  in  die  jüngste  Zeit  die  schnellste 
Reise  noch  17  Tage  beanspruchte.  An  einer  kriegs-  und  kulturgeschichtlich 
bedeutsamen  Stelle  wird  der  Fluß  künftig  überschritten,  nicht  allzufern  von 
der  uralten  Fähre  von  Biredjik  und  in  nur  geringer  Entfernung  des  durch 
Moltke  berühmt  gewordenen  Schlachtfeldes  von  Nisib,  wo  Mehemmed  Ali 
am  24.  Juni  1839  die  Türken  schlug. 

Der  Weiterbau  der  Bahn  quer  durch  das  nördliche  Mesopotamien  wird 
keine  größeren  Schwierigkeiten  mehr  verursachen,  und  sobald  nur  erst  die 
große  Euphratbrücke  bei  Djerablus  vollendet  sein  wird,  werden  weitere 
Eröffnungen  großer  Teilstrecken  nicht  lange  auf  sich  warten  lassen.  Das 
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Land  ist  überwiegend  flach,  und  der  Bau  dürfte  hier  um  so  rascher  vorwärts 
schreiten,  als  auch  vom  entgegengesetzten  Ende  aus  an  der  Linie  gearbeitet 
wird.  Die  Strecke  zwischen  den  beiden  Strömen  hat  zwar  wirtschaftlich 
der  Bahn  nur  sehr  wenig  zu  bieten,  ist  aber  für  den  Durchgangsverkehr 
zwischen  dem  Mittelmeer  und  den  Handelsstädten  des  Tigris  unentbehrlich. 
Von  Bedeutung  dürfte  in  diesem  Teile  des  Bahnbaus  nur  die  Zugänglich- 
machung  des  etwas  nördlicher  im  Gebirge  gelegenen  und  voraussichtlich 
durch  eine  Zweiglinie  zu  erreichenden  Ortes  Mardin  sein,  der  als  gesündester 
Ort  der  ganzen  asiatischen  Türkei  eine  beliebte,  vielbesuchte  Sommerfrische 
darstellt.  Auch  soll  der  Bahngesellschaft  soeben  der  Bau  einer  nach  Armenien 
hineinführenden  Zweigstrecke  Ras-el-Ain — Diarbekr  konzessioniert  worden 
sein,  ebenso  wie  in  Kleinasien  die  wichtige  Strecke  Angora — Sivas.  Der 
Tigris  wird  von  der  Bahn  bei  Mossul  erreicht  werden;  dann  wendet  sie  sich 
in  scharfem  Knick  gen  Südosten  und  folgt  dem  Laufe  des  Flusses  bis  nach 
Bagdad.  In  der  Stadt  Harun  al  Raschids  wird  bereits  lebhaft  an  der  Strecke 
gebaut;  im  Oktober  1912  sah  das  Märchenreich  der  Tausend  und  Einen 
Nacht  die  erste  Arbeitslokomotive  in  Tätigkeit,  die  grenzenloses  Erstaunen 
bei  der  eingeborenen  Bevölkerung  hervorrief. 

Es  ist  heut  so  gut  wie  sicher,  daß  die  Bagdadbahn  spätestens  im  Jahr 
1917  ihr  vorläufiges  Endziel  Bagdad  erreichen  und  ununterbrochen  vom 
Bosporus  bis  Bagdad  im  Betriebe  sein  wird. 

Anders  sieht  es  aus  mit  der  Fortführung  des  Hauptstranges  bis  zum 
Persischen  Golf.  In  der  ursprünglich  erteilten  Konzession  an  die  Bagdad- 
bahngesellschaft war  auch  das  Schlußstück  jenseits  von  Bagdad  enthalten. 
Es  schien  dies  beinahe  selbstverständlich,  denn  ohne  den  Ausweg  zum  Golf, 
kann  der  hohe  Wert  der  Bahn  nicht  recht  zur  Geltung  kommen.  Die  Schiff- 
barkeit des  Tigris  und  Euphrat  ist  für  die  Anforderungen  des  20.  Jahrhunderts 
nur  als  bescheiden  zu  bezeichnen;  sie  hat  dereinst,  im  Altertum  und  Mittel- 
alter, ihre  Rolle  mit  Erfolg  gespielt,  sie  hat  auch  nach  dem  zweimaligen 
Niedergang  der  mesopotamischen  Herrlichkeit  bis  zur  Gegenwart  in  Er- 
mangelung vollwertiger  Verkehrswege  stets  eine  mäßige  Bedeutung  be- 
hauptet —  heut  aber  muß  eine  vom  Bosporus  bis  Bagdad  laufende  Bahn 
unter  allen  Umständen,  unter  Verzicht  auf  die  unzuverlässige  Schiffbarkeit 
des  Tigris,  eine  „eiserne  Mündung"  in  den  Persischen  Golf  erhalten.  Es  ist 
dies  um  so  notwendiger,  als  gerade  im  Süden  von  Bagdad,  im  sogenannten 
Irak,  die  Hauptarbeit  der  britischen  Wasserbauingenieure  unter  Sir  William 
Willcock's  Oberleitung  stattfinden  soll,  mit  deren  Hilfe  die  versunkene  Herr- 
lichkeit des  von  Natur  aus  so  reich  begünstigten,  heut  fast  zur  Wüste  ge- 
wordenen Zweistromlandes  zu  neuem  Leben  erweckt  werden  soll.  Der  deutsche 
Plan  sah  ursprünglich  im  Süden  von  Bagdad  im  wesentlichen  eine  dem  Euphrat  - 
lauf  folgende  Führung  der  Golfbahn  vor;  die  Engländer  wünschten  hingegen, 
daß  die  Bahn  die  hauptsächlichsten  Bewässerungsgebiete  durchschneidet. 
Selbstverständlich  wird  die  letztere  Führung  in  jeder  Hinsicht  zweckmäßiger 
sein,  sobald  die  Bewässerungsarbeiten  erst  einmal  ernstlich  in  Angriff  ge- 
nommen sind,  was  aber  nur  noch  eine  Frage  kurzer  Zeit  sein  kann.  Da  die 
Deutschen  im  Vertrage  vom  21.  März  1911  auf  ihre  Baukonzession  für  die 
Strecke  Bagdad — Persischer  Golf  verzichtet  haben,  ist  hier  der  Weg  frei 
für  neue  Vereinbarungen  über  die  zweckmäßigste  Bahnlinie,  und  es  ist 
durchaus  nicht  einzusehen,  warum  irgend  jemand  sich  auf  die  ursprüng- 
lich in  der  deutschen  Baukonzession  vorgesehene  Bahnführung  versteifen 
sollte,  wenn  der  englische  Vorschlag  sich,    infolge    einer  Änderung  des 
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Gesamtbildes,  jetzt  als  der  für  alle  Teile  entschieden  zweckmäßigere 
erweist. 

Nicht  in  der  an  Bedeutung  nur  ganz  geringfügigen  und  ohne  weiteres 
auszugleichenden  Differenz  zwischen  dem  deutschen  und  dem  englischen 
Projekt  der  vorteilhaftesten  Bahnführung  selbst  liegen  Keime  neuer  Schwierig- 
keiten und  Verwicklungen,  auch  nicht  mehr  in  der  Frage,  welche  Nation 
die  Strecke  Bagdad — Golf  bauen  soll,  sondern  ausschließlich  in  dem  Problem, 
an  welcher  Stelle  die  Bagdadbahn  dereinst  an  den  Persischen  Meerbusen 
herantreten  soll.  Wie  die  Deutschen  auf  ihr  vertragsmäßiges  Recht,  die 
Bagdadbahn  bis  zum  Golf  als  deutsches  Unternehmen  fortzuführen,  ver- 
zichtet haben,  als  es  sich  zeigte,  daß  ein  Bestehen  auf  dieser  Forderung  schwere 
Konflikte  mit  England  unvermeidlich  im  Gefolge  gehabt  hätte,  so  haben 
auch  die  Briten  von  ihren  aus  eigener  Machtvollkommenheit  aufgestellten, 
ursprünglichen  Ansprüchen  einen  erklecklichen  Teil  fallen  lassen.  Einst 
hieß  es,  von  Bagdad  bis  zum  Golf  werde  keine  andere  Bahn  als  eine  rein- 
britische  geduldet  werden,  und  selbst  der  vermittelnde  Vorschlag,  in  diesen 
Landesteilen  von  nationalen  Bahnen  ganz  abzusehen  und  eine  Internationali- 
sierung  der  Golfstrecke  anzustreben,  erschien  manchen  maßgeblichen  Stellen 
in  England  nicht  weitgehend  genug  und  unannehmbar.  Da  aber  England 
in  dieser  Frage  ganz  isoliert  stand  und  nicht  nur  Deutschland,  sondern  auch 
die  anderen  führenden  Kulturnationen  im  Lager  der  Gegner  fand,  da  ferner 
vor  allem  die  Türkei  sich  mit  Händen  und  Füßen  sträubte,  den  Engländern 
irgendeine  wirtschaftliche  Monopolstellung  im  südlichen  Mesopotamien 
einzuräumen,  die  ohne  weiteres,  nach  berühmten  Mustern,  als  erstes  Stadium 
zu  einer  politischen  Losreißung  der  betreffenden  Gebietsteile  hätte  ange- 
sprochen werden  müssen,  so  verzichtete  auch  England  auf  die  Ausführung 
der  ganzen  Südstrecke  als  eines  rein-britischen  Unternehmens  und  hat  in- 
zwischen einer  Internationalisierung  der  Linie  zugestimmt,  so  daß  zum 
wenigsten  der  größte  Teil  der  Golfbahn  zwischen  Bagdad  und  Basra  im 
Mündungsgebiet,  unter  gleichmäßiger  Heranziehung  von  englischem,  deut- 
schem und  französischem  Kapital  und  unter  Führung  türkischen  Kapitals 
ziemlich  zuverlässig  ausgeführt  werden  wird.  Damit  wäre  also  fast  die  ge- 
samte Bahnstrecke  bis  in  die  unmittelbare  Nähe  des  Golfs  als  gesichert  zu 
betrachten. 

Aber  Basra  ist  noch  nicht  der  Golf  selbst.  Kleinere  Seeschiffe  können 
zwar  durch  den  Schatt-el-Arab  bis  Basra  hinauffahren;  größere  Fahrzeuge 
aber  sind  von  der  Erreichung  dieser  Stadt  ausgeschlossen,  und  selbst  solchen 
von  geringerem  Tiefgang  ist  die  Zufahrt  durch  eine  dem  Mündungsgebiet 
vorgelagerte  Barre  erschwert.  Das  alte  Basra,  das  stolze  Baisora  des  Mittel- 
alters, konnte  vor  nunmehr  1000  Jahren  neben  Konstantinopel  der  wichtigste 
Seehafen  der  Welt  sein  —  den  Ansprüchen,  die  das  20  Jahrhundert  an 
einen  erstklassigen  Seehafen  stellen  muß,  vermag  der  Ort  auch  nach 
ausgiebigen  Regulierungsarbeiten  nicht  mehr  zu  genügen.  Soll  also  die 
Bagdadbahn  an  einem  Punkt  enden,  wo  sie  in  unmittelbaren  Güter- 
austausch mit  den  modernen  Ozeanriesen  treten  kann,  so  muß  sie  not- 
wendig über  Basra  hinauslaufen  und  wirklich  an  den  Golf  selbst  herange- 
führt werden. 

Der  einzige  ohne  weiteres  vollwertige  Hafen  im  nördlichen  Teil  des 
Persischen  Golfs  ist  aber  Kadhima  im  Gebiet  des  Sultans  von  Koweit.  Nach 
Koweit  sollte  deshalb  die  Bagdadbahn  schon  eigentlich  von  Anfang  an  aus- 
münden, und  auch  die  deutsche  Konzession  für  die  Golfstrecke  rechnete 
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mit  dem  Endpunkt  im  Hafen  Kadhima.  Auch  heut  noch  könnte,  rein  technisch 
und  wirtschaftlich  betrachtet,  gar  keine  günstigere  Wahl  des  Endpunktes 
getroffen  werden,  als  der  Koweithafen.  Aber  ein  gewichtiges  Bedenken 
besteht  dagegen,  an  das  ursprünglich  kein  Mensch  gedacht  und  das  sich  erst 
mit  dem  Augenblick  herausgestellt  hat,  da  die  Fertigstellung  der  Bagdad - 
bahn  in  ganzem  Umfang  ein  sicher  zu  erwartendes  Ereignis  war:  England 
bestritt  die  Zugehörigkeit  Koweits  und  damit  auch  des  Hafens  Kadhima 
zum  türkischen  Reich  ! 

Der  Beweggrund  von  dem  die  englische  Regierung  bei  diesem  ihrem 
Vorgehen  geleitet  wird,  war  durchsichtig  genug.  Sie  wollte  sich  einen  (nebenbei 
bemerkt:  durchaus  vollwertigen)  Ersatz  für  ihren  Verzicht  auf  den  national- 
britischen  Charakter  der  Golfstrecke  schaffen,  indem  sie  wenigstens  den 
Endhafen  unter  ihre  ausschließliche  Kontrolle  nimmt.  Es  ist  ihr  zwar  beim 
besten  Willen  unmöglich,  das  Gebiet  von  Koweit  als  einen  von  jeher  britischen 
Besitz  anzusprechen,  nachdem  sie  sich  bis  in  die  letzten  Jahre  hinein  um 
dieses  scheinbar  ziemlich  wertlose  Stück  Erde  nicht  im  mindesten  gekümmert 
hat.  Wenigstens  aber  sollte  Koweit  unabhängig  von  der  Türkei  sein,  damit 
England  leichtes  Spiel  bei  der  angestrebten  politischen  Umgestaltung  da- 
selbst hatte.  So  hat  man  denn  in  London  und  Bombay  das  Vorhandensein 
eines  bisher  noch  vollkommen  unabhängigen  arabischen  Sultanats  Koweit 
entdeckt,  von  dessen  Existenz  bisher  kein  geographisches  Lehrbuch,  kein 
Atlas,  kein  Staatshandbuch  irgend  etwas  gewußt  hat.  Den  historischen 
Tatsachen  schlägt  die  plötzlich  für  zweckmäßig  befundene  Proklamierung 
eines  bisher  unabhängigen  Staates  Koweit  geradezu  ins  Gesicht,  denn  wenn 
das  Sultanat  Koweit  auch  vor  rund  einem  halben  Jahrhundert  in  der  Tat 
die  Oberhoheit  des  türkischen  Sultans  noch  nicht  offiziell  anerkannt  hatte, 
so  ist  doch  schon  vor  mehr  als  40  Jahren  durch  den  vortrefflichen  türkischen 
Staatsmann  Midhat  Pascha  der  Herrscher  von  Koweit  halb  mit  Güte  halb 
mit  Gewalt  veranlaßt  worden,  sich  unter  die  Botmäßigkeit  der  Regierung 
in  Konstantinopel  zu  stellen  und  sogar  die  türkische  Flagge  anzunehmen, 
die  seither  ununterbrochen  und  unangefochten  über  Kadhima  wehte,  bis 
es  jetzt  den  Engländern  mit  einem  Male  zweckmäßig  erschien,  eine  vier 
Jahrzehnte  alte  Tatsache  zu  ignorieren  und  der  Türkei  das  Recht  zu  be- 
streiten, über  Koweit  und  Kadhima  zu  verfügen. 

England  hat  sich  aber  mit  der  bloßen  Fiktion  der  Unabhängigkeit  Koweits 
durchaus  nicht  begnügt,  sondern  Maßnahmen  getroffen,  um  seine  Forderung 
auch  in  die  Wirklichkeit  umzusetzen.  Schon  im  Frühjahr  1912  erschienen 
zwei  britische  Kriegsschiffe  in  Koweit  und  landeten  dort  Truppen,  deren 
führender  Offizier  dem  „unabhängigen"  Sultan  einen  hohen  indischen  Orden 
unter  großer  Feierlichkeit  umhängte  und  nebenbei  den  dortigen  türkischen 
Beamten  unter  der  Hand  mehr  oder  weniger  freundschaftlich  mitteilen  ließ, 
daß  sie  in  Koweit  nichts  zu  suchen  oder  gar  zu  sagen  hätten.  Die  in  un- 
gezählte innere  und  äußere  Verwicklungen  und  Schwierigkeiten  verwickelte 
Türkei  war  gegenüber  einem  derartigen  brutalen  Vorgehen  natürlich  voll- 
kommen wehrlos.  1906  konnte  die  türkische  Regierung  noch  einen  von 
englischen  Hintermännern  angezettelten  und  von  Indien  aus  offen  unter- 
stützten Aufstandsversuch  des  bis  dahin  durchaus  loyal  gebliebenen  Sultans 
von  Koweit  mit  Waffengewalt  erfolgreich  niederschlagen;  heut  ist  sie  dazu 
nicht  mehr  in  der  Lage,  und  diesen  Umstand  macht  sich  Albion  wieder  einmal 
zunutze  und  streckt  seine  schon  von  Schiller  besungenen  „Polypenarme" 
nach  einem  neuen  Stück  Erde  aus,  das  bisher  unwichtig  und  verächtlich 
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schien  und  das  nun  plötzlich  durch  die  nach  dem  Golf  vorschreitende  Bagdad - 
bahn  einen  ungeahnten  Wert  zu  erhalten  sich  anschickt*). 

Was  es  mit  der  Proklamierung  der  „Unabhängigkeit"  von  Koweit  für 
eine  Bewandtnis  hat,  darüber  konnte  sich  kein  Einsichtiger  von  vornherein 
dem  leisesten  Zweifel  hingeben,  und  der  nächste  Schritt,  der  auf  den  ent- 
scheidenden ersten  wie  eine  Naturnotwendigkeit  folgen  muß,  ist  inzwischen 
erfolgt:  das  türkisch -englische  Koweit-Abkommen  vom  Mai  1913  hat  nicht 
nur  Koweit,  sondern  die  ganze  türkische  Golfküste  und  anscheinend  oben- 
drein auch  noch  Arabien  in  dieselbe  Zwitterstellung  wie  Ägypten  gebracht 
und  hat  außerdem  den  Engländern  den  Bau  der  Bahn  Koweit-Basra  und 
den  Ausbau  des  Hafens  Basra  zugesichert.  Dann  ist  die  Welt  wieder  um 
eine  englische  Kolonie  reicher  und  —  der  beste  Endpunkt  für  die  kommende 
Bagdadbahn  endgültig  in  englischer  Hand. 

Sowohl  in  der  Türkei  wie  in  Deutschland  hatte  man  sich  mit  diesem 
unvermeidlich  scheinenden  Gang  der  Dinge  schon  1912  einigermaßen  vertraut 
gemacht  und  trug  ihm  Rechnung,  indem  man  erwog,  ob  man  nicht  zur  Not 
auch  mit  einem  anderen  Endpunkt  der  Bagdadbahn  am  Persischen  Golf 
würde  auskommen  können.  Insbesondere  war  vorgeschlagen  worden,  den  Khor 
Abdallah  als  Endpunkt  in  Aussicht  zu  nehmen,  eine  der  Flußmündung  benach- 
barte und  teilweise  durch  Sinkstoffe  geschützte  natürliche  Meeresbucht, 
die  sich  zwar  mit  Kadhima  in  keiner  Hinsicht  messen  kann,  die  aber  trotzdem 
mit  verhältnismäßig  geringer  künstlicher  Nachhilfe  zu  einem  recht  brauch- 
baren und  genügend  tiefen  Seehafen  ausgestaltet  werden  könnte.  Der  Plan 
hatte  manches  für  sich;  nur  scheiterte  er  leider  auch  daran,  daß  alsbald 
nach  seiner  Bekanntgabe  durch  England  erklärt  wurde,  nach  seiner  Auf- 
fassung gehöre  der  größte  Teil  des  Khor  Abdallah  ebenfalls  zu  dem  „unab- 
hängigen" Sultanat  Koweit.  Auch  dem  naheliegenden  Gedanken,  die  Bagdad- 
bahn nicht  in  einem  der  türkischen  Häfen  am  Persischen  Golf  enden  zu 
lassen  sondern  im  persischen  Hafen  Mohammera,  ist  England  zuvorgekommen, 
indem  sich  kürzlich  ein  britisches  Syndikat  von  der  persischen  Regierung 
eine  Konzession  für  eine  Bahn  Mohammera — Ghorremabad  hat  konzessio- 
nieren lassen.  Diese  Festlegung  englischen  Kapitals  in  Mohammera  ist  nach 
früheren  Erfahrungen  als  ziemlich  gleichwertig  mit  einer  politischen  Annek- 
tierung des  Hafens  zu  betrachten.  Der  Persische  Golf  ist  heut  de  facto  nichts 
mehr  und  nichts  weniger  als  ein  britisches  Meer.  1906  konnte  noch  ein  deutsches 
Kriegsschiff  den  Persischen  Meerbusen  aufsuchen;  heut  wäre  es  rundweg 
ausgeschlossen,  daß  ein  nicht-britisches  Kriegsschiff  ohne  Englands  aus- 
drückliche Erlaubnis  sich  in  diesen  Meeren  sehen  läßt,  wenn  es  nicht  einen 
feindlichen  Akt  heraufbeschwören  will  ! 

Wie  die  Dinge  nunmehr  liegen,  muß  die  Türkei  also  in  den  sauren  Apfel 
beißen,  die  Bagdadbahn  dereinst  in  dem  bis  fortan  britischen  Koweithafen 
enden  zu  lassen.  Noch  ist  die  Frage  des  schließlichen  Endpunktes  am  Golf  zwar 
nicht  geradezu  akut,  aber  entschieden  ist  sie  schon  heut :  England  hat  in  dem 
12  Jahre  alten  Bagdadbahn-Schachspiel  den  deutsch -türkischen  Gegner  im 
vollen  Umfang  mattgesetzt:  der  Persische  Meerbusen  ist  fortan  ein  britisches 
Meer,  und  wie  alle  Hochstraßen  des  heutigen  Weltverkehrs  außer  dem  Panama- 
kanal steht  auch  die  künftige  Bagdadbahn  unter  britischer  Oberkontrolle  ! 

*)  Nähere  hochinteressante  Einzelheiten  über  diese  britischen  Fischzüge  im 
Trüben,  hat  Dr.  Roh rb ach  in  einem  Aufsatz:  „Das  Südstück  der  Bagdadbahn"  im 
letzten  Juliheft  der  Monatsschrift  „Weltverkehr  und  Weltwirtschaft"  der  Öffentlich- 
keit bekannt  gemacht. 
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LANDRICHTER  DR.  ERNST  SONTAG,  BERLIN: 
DIE  BUCKETSHOPS  IN  DEUTSCHLAND. 

IN  neuer  internationaler  Verbrechertypus  ist  der  „Bucketshop". 
An  amerikanischen  Weizenbörsen  gewachsen,  ist  er  von  dort 
nach  England  importiert  und  hat  sich  von  da  aus  gleicherweise 
nach  Frankreich,  Deutschland  und  anderen  Kulturstaaten  des 
Festlandes  verpflanzt.  Er  ist  auch  in  der  Weise  international,  daß,  als  z.  B. 
dem  „Pariser  Börsen-Herold",  einem  der  gefährlichsten  Animierblättchen 
der  Bucketshops,  das  Erscheinen  untersagt  worden  war,  sich  in  London 
ein  Blatt  unter  einem  anderen  Namen  auftat,  welches  so  wörtlich  dieselben 
Wendungen  wie  der  Pariser  „Börsen-Herold"  gebrauchte,  daß  der  Schluß 
berechtigt  ist,  die  Redaktion  sei  einfach  von  Paris  nach  London  verlegt 
worden. 

Die  Bucketshops  in  Deutschland  treten  hier  nur  als  Bankiers 
auf,  welche  das  Effektengeschäft  betreiben  und  daneben  Ölgruben  in  Galizien 
und  Rumänien  finanzieren,  während  sie  in  Amerika  z.  B.  vielfach  auch  als 
Händler  und  Spekulanten  an  der  Getreidebörse  erscheinen.  Der  deutsche 
Bucketshop  macht  seinen  Laden  selbstverständlich  nur  an  einem  größeren 
Börsenplatze  auf.  Wir  finden  deshalb  diese  Schwindelbankiers  nur  in  Berlin, 
Hamburg,  Köln,  München,  Dresden.  Er  hat  zwar  meist  ein  ganz  kleines 
Betriebskapital,  legt  aber  Wert  darauf,  mit  eleganter  Aufmachung,  einem 
Laden  in  der  Gegend,  in  welcher  sich  die  besseren  Bankgeschäfte  befinden, 
guter  Inneneinrichtung,  zahlreichem  Personal,  Briefbogen  mit  mehreren 
Abteilungen,  mehreren  Telephonanschlüssen,  besonderem  Börsenanschluß 
u.  dgl.  das  Publikum  zu  blenden.  Dann  engagiert  er  eine  Anzahl  Reisende, 
welche  womöglich  ganz  Deutschland,  am  liebsten  aber  die  kleineren  und 
abgelegeneren  Orte,  in  denen  die  Leute  noch  argloser  und  leichter  zu  bereden 
sind,  bereisen.  Er  gibt,  wenn  er  es  sich  irgend  leisten  kann,  eine  eigene  Zeit- 
schrift heraus,  in  der  er  börsenwirtschaftliche  Aufsätze  aus  unseren  größeren 
Handelszeitungen  mit  mehr  oder  minder  erheblichen  Änderungen  abschreibt, 
im  Briefkasten  Anfragen  über  die  Aussichten  einzelner  Wertpapiere  und 
Danksagungen  an  seine  Firma  für  gute  Beratung  veröffentlicht  und  am 
Schluß  die  Prämienofferten  seiner  Firma  für  einzelne  Spekulationspapiere 
abdruckt.  Diese  Zeitschrift  wird  nun  an  alle  möglichen  Leute  versandt, 
deren  Adresse  ihm  aus  der  Adressenliste  irgendeines  anderen  Bucketshop 
(es  besteht  ein  Austausch  und  schwunghafter  Handel  der  Adressenlisten) 
oder  sonstwie  bekannt  geworden  ist.  Häufig  gerät  er  aber  an  den  Unrechten 
und  muß  sich,  wie  die  beschlagnahmten  Briefschaften  manches  Bucketshop 
ergeben  haben,  grobe  Briefe  gefallen  lassen,  in  denen  sich  die  mit  Zusendungen 
allzuoft  Bedachten  die  weitere  Belästigung  durch  solche  Zusendungen 
verbitten.  Neben  der  Zeitung  verschickt  er  noch  besondere  Berichte,  in 
denen  ein  angeblich  nur  ihm  bekanntes  in  irgend  einem  Industrieunternehmen 
bevorstehendes  Ereignis  vertraulich  den  Kunden  oder  denen,  die  es  werden 
sollen,  mitgeteilt  wird,  und  sie  zum  Kauf  in  den  Papieren  des  betreffenden 
Unternehmens  aufgefordert  werden.  So  hat  ein  Bucketshop  die  Nachricht 
von  der  Verstaatlichung  der  Lübeck- Büchener -Eisenbahn,  ein  anderer  von 
der  Ersetzung  Ballins  in  der  Leitung  der  Hamburg-Amerika-Linie  durch 
Exzellenz  Dernburg  unter  seiner  Kundschaft  verbreitet  und  daran  an- 
knüpfend eine  enorme  Hausse  in  den  betreffenden  Papieren  prophezeit. 
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Auf  alle  diese  Aufforderungen,  besonders  wenn  sie  in  rascher  Folge  wochen- 
und  monatelang  nacheinander  kamen,  wenn  zum  Schluß  dringliche  Depeschen 
mit  bezahlter  Rückantwort  sich  folgten,  die  dem  Empfänger  nur  wenige 
Stunden  Zeit  zur  Überlegung  ließen,  sind  zahlreiche  solide  Sparer  in  Deutsch- 
land, die  sich  sonst  von  Spekulationsgeschäften  ferngehalten  haben,  herein- 
gefallen und  haben  sich  zum  Kauf  der  empfohlenen  Papiere  entschlossen. 

Der  Bucketshop  empfiehlt  nun  nicht  den  Kauf  fester  Stücke,  bei  welchen 
er  nur  die  Tradition  lukrieren  und  bei  der  Anschaffung  womöglich  schon 
für  einen  großen  Prozentsatz  der  Kaufordre  aus  eigenen  Mitteln  in  Vor- 
schuß geben  müßte,  sondern  er  empfiehlt  fast  durchgängig  Vorprämien- 
geschäfte.   Dies  hat  verschiedene  Vorteile  für  ihn. 

Einmal  besteht  das  Wesen  des  Vorprämiengeschäftes  darin,  daß  der 
Käufer  der  Vorprämie  ein  Wahlrecht  erwirbt,  ob  er  am  Stichtage  Lieferung 
der  gekauften  Stücke  fordern  oder  vom  Vertrage  zurücktreten  will.  Letztere 
Möglichkeit  wählt  er  natürlich,  wenn  die  Kurse  gesunken  sind,  so  daß  er  bei 
dem  Geschäfte  verlieren  würde.  Tritt  er  alsdann  zurück,  so  besteht  sein 
Verlust  einzig  in  dem  Betrage  der  Prämie,  die  er,  wie  der  Kunstausdruck 
lautet,  abandonniert.  Die  Prämie  beläuft  sich  in  der  Regel  auf  2 — 3  %  des 
Nominalwertes  der  gekauften  Papiere,  übersteigt  also  meist  nicht  wenige 
tausend  Mark.  Das  Risiko  des  Spekulanten  beim  Vorprämiengeschäft  ist 
also  ein  begrenztes.  Darauf  weist  der  Bucketshop  die  Kunden  hin  und  macht 
dadurch  gerade  vorsichtige  Leute,  welche  noch  eine  instinktive  Angst  vor 
dem  Spekulieren  haben,  sicher.  Er  verschweigt  dabei  freilich,  daß  dem  ge- 
minderten Risiko  auch  eine  geminderte  Gewinnchance  entspricht;  (denn 
da  der  Prämienbetrag  unter  allen  Umständen  an  den  Bankier  zu  entrichten 
ist,  so  beginnt  der  Gewinn  des  Kunden  beim  Prämiengeschäft  immer  erst 
dann,  wenn  der  Kurs  den  Einkaufskurs  des  Kunden  plus  Prämie  über- 
schritten hat. 

Der  solide  Bankier  macht  nun,  wenn  er  (was  nur  ausnahmsweise  ge- 
schieht) ein  Vorprämiengeschäft  abgeschlossen  hat,  ein  Deckungsgeschäft, 
indem  er,  da  mit  der  Vorprämie  ä  la  hausse  spekuliert  ist,  an  der  Börse  ein 
entsprechendes  Geschäft  ä  la  baisse  abschließt,  oder  falls  sich  dies  nicht  so 
einrichten  läßt,  wenigstens  die  Hälfte  äla  baisse  kontrahiert  und  zur  anderen 
Hälfte  eine  Stellage  nimmt.  Er  kann  bei  den  starken  Kursschwankungen,  die 
er  in  den  beliebten  Spekulationspapieren  gewärtigen  muß,  es  nicht  riskieren, 
den  eventuell  dem  Kunden  zufallenden  Gewinn  aus  eigener  Tasche  zu  zahlen, 
sondern  muß  sehen,  ihn  aus  der  Tasche  seines  anderen  Gegenkontrahenten 
zu  begleichen.  Solche  Deckungsgeschäfte  —  und  das  ist  das  Hauptcharakte- 
ristikum  des  Bucketshop  —  unterläßt  dieser.  Das  bedeutet,  daß  er  die  vielen 
zehn-  ja  bisweilen  hunderttausende  Mark  an  Prämien,  die  er  einnimmt,  ohne 
Abzüge  für  seinen  Geschäftsbetrieb  und  seinen  Privatverbrauch  benutzen 
kann,  daß  sein  (freilich  unlauterer)  Gewinn  in  den  ganzen  Prämien  besteht, 
während  der  reelle  Bankier  als  Gewinn  nur  die  vielleicht  ebenso  viele  hundert 
Mark  betragenden  Provisionen  buchen  kann.  Es  ist  einzelnen  Bucketshops 
nachgewiesen  worden,  daß  sie  bis  y2  Million  Mark  in  einem  halben  Jahre 
vereinnahmt  haben. 

Kommen  nun  die  Stichtage  der  Prämiengeschäfte,  dann  müßte  man 
denken,  würde  die  Situation  für  den  Bucketshop,  der  ja  doch  die  Millionen 
nicht  besitzt,  um  eventuelle  Gewinne  auszuzahlen,  kritisch.  Dem  ist  jedoch 
nicht  so,  wenigstens  nicht  für  die  erste  Zeit  seines  Betriebes,  manchesmal 
sogar  auf  einige  Jahre  hinaus  nicht.   Sind  die  Kurse  bis  zum  Stichtage  ge- 
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fallen,  so  abandonniert  der  Kunde  die  Prämie,  es  ist  alsdann  kein  Gewinn  aus- 
zuzahlen, und  er  erfährt  deshalb  auch  nie,  daß  der  Animierbankier  nicht  in  der 
Lage  gewesen  wäre,  einen  solchen  auszuzahlen.  Steigt  aber  der  Kurs,  dann  weiß 
der  Bucketshop  sich  auch  Rat.  Er  veranlaßt  entweder  den  Kunden,  das 
Geschäft  zu  prolongieren,  und  zwar  möglichst  auf  3  oder  4  Monate  hinaus 
(bis  dahin  können  die  Kurse  ja  gefallen  sein  und  es  liegt  wieder  die  günstige 
Eventualität  für  ihn  vor)  oder  er  verleitet  den  Kunden  zu  weiteren  Speku- 
lationen und  nimmt  den  buchmäßigen  Gewinn  als  Vorschuß  auf  die  neuen 
Geschäfte.  In  diesem  Falle  haben  die  Bucketshops  es  verstanden,  kleine  Leute, 
deren  ganzes  Vermögen  vielleicht  in  5000 — 10000  Mark  bestand,  in  10,  12 
Engagements  über  30  000 — 60  000  Mark  zu  verwickeln,  so  daß  nicht  etwa 
nur  ein  Gewinn  aus  den  ersten  Geschäften  völlig  verbraucht,  sondern 
der  letzte  Sparpfennig  diesen  Kunden  herausgezogen  wurde.  Bleibt 
ein  Kunde  aber  trotz  aller  Bemühungen  des  Buckethops  im  Gewinn  und 
verlangt  Lösung  seines  Engagements,  so  hilft  sich  der  Bucketshop  noch 
damit,  daß  er  dessen  Ordre  mißverstanden  oder  bereits  vor  ihrem  Eingange 
das  Geschäft  prolongiert  habe  und  was  dergleichen  Ausflüchte  mehr  sind. 
Im  Notfalle  läßt  er  es  auf  einen  Prozeß  ankommen  und  erhebt  dann  noch 
in  diesem  den  Differenzeinwand. 

Erst  im  Jahre  1912  hat  die  Berliner  Strafjustiz  gegen  dieses  Treiben 
Front  gemacht  und  hat  zwei  Bucketshops,  einen  jeden  zu  5  Jahren  Gefängnis, 
3000  Mark  Geldstrafe  und  5  Jahren  Ehrverlust  wegen  Betruges  und  Ver- 
gehens gegen  §  94des  Börsengesetzes,  und  einen  weiteren  Bucketshop  wegen 
dergleichen  Delikte  zu  3  Jahren  Gefängnis  und  Ehrverlust  verurteilt.  Die 
Aburteilung  einiger  weiterer  Winkelbankiers  steht  bevor. 

Bestätigt,  wie  zu  erwarten  ist,  das  Reichsgericht  diese  Urteile,  so  werden 
die  Bucketshops  in  kurzem  aus  Deutschland  verschwinden,  und  es  wird 
der  in  der  Kriminalistik  immerhin  seltene  Erfolg  erreicht  sein,  eine  ganze 
Verbrecherzunft  völlig  ausgerottet  zu  haben. 

SOZIALE  ENTWIOaUNGs. 

J.  L.  BERTON,  MITGLIED  DER  FRANZÖSISCHEN 
DEPUTIERTENKAMMER,  PRÄSIDENT  DER  KOM- 
MISSION FÜR  SOZIALVERSICHERUNG  (PARIS): 
DIE  FRAGE  DER  ENTVÖLKERUNG. 

Ii  ^^.-jl  RANK  REICHS  „Entvölkerung"  geht  ausschließlich  auf  ein  Sinken 

I  lfr8l  PC*cr  Geburtenziffer  zurück;  sie  kann  nicht  mehr  durch  bloße  Herab- 
jP^JpF  {Minderung   der   Sterblichkeit    (durch   die    Hygiene)  paralysiert 

II  Jgwerden.  Während  die  Zahl  der  Geburten  im  Jahre  1872  sich  noch 
auf  966  000  belief,  erreichte  sie  1902  nur  mehr  845  000  und  blieb  1911  gar 
bei  742  000  stehen. 
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Überhaupt  nehmen  wir  in  bezug  auf  Natalität  unter  allen  Nationen  den 
letzten  Platz  ein.  So  geschah  es,  daß  in  der  Periode  von  1900  bis  1909  die 
mittlere  Geburtsziffer  auf  10  000  Einwohner  sich  in  Frankreich  nur  auf  207 
belief,  während  sie  in  England  275,  in  Italien  325,  in  Deutschland  335,  in 
Spanien  341,  in  Österreich  350  und  in  Rußland  486  betrug. 

Auch  hat  viermal  schon,  in  den  Jahren  1895,  1900,  1907  und  1911,  die 
Zahl  der  Todesfälle  bei  uns  die  der  Geburten  überstiegen,  und  dreimal:  1907, 
1909  und  1911  war  die  Volkszahl  der  Franzosen  eine  geringere  als  im  vorher- 
gehenden Jahre. 

Durch  die  verminderte  Fortpflanzung  ist  der  Prozentsatz  der  Greise  in 
Frankreich  ein  auffallend  großer:  127  von  1000  Einwohnern  sind  über  60  Jahre 
alt;  in  Deutschland  sind  es  nur  78,  in  England  74  und  in  Rußland  70. 

Wenn  dies  so  fortgeht,  würden  nach  sechs  Generationen  aus  den  39  Milli- 
onen Franzosen  10  Millionen  werden,  und  wo  jetzt  schon  die  Mehrzahl  unseres 
Volkes  aus  Männern  und  Frauen  von  über  40  Jahren  besteht,  würde  es  mit  der 
Zeit  ganz  ins  Greisenhafte  übergehen.  Wir  können  noch  heute  wie  gestern 
und  morgen  wie  heute  im  Kriegsfall  ungefähr  die  gleiche  Anzahl  Leute  ins 
Feld  stellen,  aber  es  wären  nicht  mehr  Männer  des  gleichen  Lebensalters: 
waren  es  gestern  die  Glieder  der  aktiven  Armee,  sind  es  heute  zum  großen 
Teil  schon  nur  mehr  Reservisten,  und  morgen  werden  es  die  kleinen  Landguts- 
besitzer sein,  zu  denen  alle  unsere  sparsamen  Bürger  an  ihrem  Lebensabend 
werden. 

Ein  halbes  Jahrhundert  hat  genügt,  um  die  Franzosen  von  der  Spitze 
der  großen  Völker,  was  Volkszahl  anlangt,  an  ihren  letzten  Posten  zu  stellen. 

Wird  zu  diesen  schwerwiegenden  Tatsachen  nicht  ein  wirksames  Gegen- 
mittel gefunden,  so  erwartet  ein  gleiches  Schicksal  die  große  französische 
Nation,  wie  es  —  wenn  auch  aus  andern  Gründen  —  die  Türkei  ereilt  hat: 
sie  muß  von  der  Erdkarte  verschwinden. 


Was  nun  tut  der  französische  Staat,  um  die  Hauptursache  der  Ent- 
völkerung, den  Geburtenmangel,  zu  beheben?  Es  sind  viele  Vorschläge 
gemacht  worden,  sei  es  auf  Geburtsprämien,  sei  es  auf  indirekte  Vorteile, 
Gehaltszulagen,  Sparkasseeinlagen,  Steuernachlässe,  Reservierung  öffent- 
licher Ämter  für  die  Häupter  zahlreicher  Familien. 

Besonders  fortgeschritten  sind  die  Verhandlungen  wegen  Errichtung 
einer  Geburtsprämie ;  sie  ist  im  Prinzip  von  der  Kammerkommission  für  soziale 
V ersicherung  bereits  angenommen.  Diese  Prämie  bestünde  beim  vierten  Kinde 
in  einem  Geldgeschenk  von  500  Franken,  das  zureinen  Hälfte  bei  der  Geburt,  zur 
andern  nach  einem  Jahre  —  wenn  das  Kind  noch  lebt  —  zu  erfolgen  hätte. 
Oder  aber  die  Summe  könnte  auf  Wunsch  der  Mutter  ungeteilt  oder  teilweise 
an  die  nationale  Versicherungskasse  ausgezahlt  werden.  Die  Anlage  wäre 
eine  derartige,  daß  eine  Frau,  die  z.  B.  acht  Kinder  gehabt  hätte,  dadurch 
zum  Genuß  einer  Jahresrente  von  über  1000  Franken  berechtigt  wäre.  Diese 
letztere  Kombination  wäre  der  natürliche  Ausbau  des  Arbeiterversicherungs- 
gesetzes,  indem  letzteres  in  Frankreich  —  höchst  bezeichnenderweise  —  den 
Fall  einer  zahlreichen  Familie,  der  die  Arbeiterfrau  sich  widmen 
müsse,  gar  nicht  vorsieht. 

Diese  Prämie  würde  —  angenommen,  daß  dem  französischen  Staate 
80  000  Einwohner  pro  Jahr  mehr  geschenkt  würden,  ihn  jährlich  126  Millionen 
kosten.  Doch  wird  mit  Recht  darauf  hingewiesen,  daß  derselbe  Staat  jährlich 
ebenfalls  recht  hohe  Prämien  für  Pferdezucht  und  andere  Zwecke  zahlt  und 
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daher  nicht  zurückscheuen  darf,  wo  es  gilt,  den  Lebensnerv  selbst  zu  er- 
halten. Es  ward  ferner  vorgeschlagen,  die  Kosten  durch  eine  neue  Steuer 
hereinzubringen,  die  aber  nur  auf  Unverheiratete  und  solche  Eheleute, 
Witwer  oder  Geschiedene,  die  kein  oder  nur  ein  Kind  gehabt  haben,  Anwendung 
finden  sollte.  Diese  Steuer  trüge  keineswegs  den  Charakter  einer  Strafe, 
aber  sie  wäre  die  gerechte  Zubuße  zur  allgemeinen  Belastung  im  allgemeinen 
Interesse. 

Nach  einem  andern,  ebenfalls  sehr  aussichtsreichen  Vorschlag  soll  jeder 
bedürftige  französische  Familienvater,  dem  die  Erziehung  von  mehr  denn 
drei  Kindern  obliegt,  eine  jährliche  Zulage  vom  Staate  von  60  Fr.  für  jedes 
Kind,  beim  vierten  angefangen,  das  unter  13  Jahre  alt  ist,  erhalten.  Für 
Witwen  soll  die  Vergünstigung  schon  beim  dritten  Kinde  beginnen.  Man 
will  eben  einen  bescheidenen  Anfang  machen,  um  sukzessive  zu  noch  bedeu- 
tenderen Unterstützungen  überzugehen. 

Um  hierbei  auch  das  Lehrlingswesen  zu  fördern,  wird  ein  Vor- 
schlag verhandelt,  nach  welchem  Kinder  zwischen  13  und  16  Jahren,  für  die 
ein  geschriebener  Lehrlingsvertrag  unter  den  gesetzlichen  Bedingungen  aus- 
gestellt worden  wäre,  ebenfalls  der  Vergünstigung  erst  13  jähriger  Kinder 
teilhaftig  würden. 

Weiter  soll  eine  50  prozentige  Erhöhung  der  obengenannten  Unter- 
stützung solchen  Familienvätern  zukommen,  die  nachweislich  zumindest 
schon  5  Jahre  lang  einem  gesetzlich  anerkannten  wechselseitigen  Unter - 
stützungsverein  angehören. 

Die  Befürworter  dieses  letzteren  Vorschlags,  Abgeordnete  Cheron  und 
Le  Cherpy,  gingen  zuerst  sogar  noch  weiter  und  wollten  die  „Vergünstigung" 
nur  den  Mitgliedern  wechselseitiger  Unterstützungsvereine  zuwenden.  Sie 
führten  aus,  daß  zuerst  jene  Familien  mit  den  größten  Chancen  körperlicher 
und  geistiger  Tüchtigkeit  gefördert  werden  müßten;  die  Zugehörigkeit  zu 
einem  wechselseitigen  Unterstützungsverein  nun  spreche  für  die  gesunde 
moralische  Gesinnung  des  Familienoberhauptes,  gebe  zugleich  aber  auch  phy- 
sische Garantien,  indem  ein  guter  Gesundheitszustand  ja  Vorbedingung  zur 
Aufnahme  in  den  Verein  bilde.  Doch  konnte  sich  die  Kommission  nicht 
zu  einer  solchen  Härte  gegen  die  Ärmsten  entschließen,  die  jeder  Hilfe 
verlustig  gehen  sollten,  weil  etwa  der  Familienvater  durch  Krankheit  von 
jeder  andern  Versicherung  ausgeschlossen  sei.  Die  Kommission  zog  vor, 
die  Unterstützung  an  Versicherte  einfach  zu  erhöhen. 

Dieses  neue  Gesetz  wird  den  Staat,  die  Departements  und  Gemeinden 
40  500  000  Fr.  kosten,  wovon  21  500  000  zu  Lasten  des  Staates.  Wieder 
soll  ein  Ausweg  gefunden  werden  durch  Erhöhung  der  Erbschaftssteuer  für 
Familien  mit  weniger  als  drei  Kindern. 

Wir  können  noch  von  vielen  andern  Versuchen  berichten,  die  die  Kammer 
in  Aussicht  nahm  mit  dem  Endziel  der  Entvölkerungsbekämpfung:  so  schlug 
Abg.  Coutant  vor,  eine  ,, Unterstützungskasse  für  kinderreiche  und  bedürftige 
\  Familien"  zu  gründen,  die  alimentiert  würde  durch  die  Notlage,  die  ent- 
steht durch  Vorausbezahlenmüssen  von  Kautionen,  Wohnungsmieten  und 
Pachten,  hinterlegbar  bei  der  Depositen-  und  Konsignationskasse. 

Ein  anderer  Entwurf  sieht  für  jede  Frau,  die  mehr  als  zwei  Kinder  zur 
Welt  gebracht  hat,  eine  Pension  vor,  und  zwar  soll  eine  Taxe  von  5  Fr.  bzw. 
10%  der  persönlichen  und  mobilieren  Steuerquote,  welche  Taxe  von  allen 
über  30  Jahre  alten  kinderlosen  Personen  zu  zahlen  wäre,  diese  Pensionen 
ermöglichen. 
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Noch  ein  Entwurf  endlich  setzt  jeder  bedürftigen  Familie  vom  dritten 
Kinde  an,  das  unter  13  Jahre  alt  ist,  eine  monatliche  Unterstützung  von  je 
10  Fr.  aus.  Die  Hilfsquellen  fände  der  Staat  in  einer  progressiven  Steuer, 
deren  Ausmaß  alljährlich  durch  Gesetz  zu  bestimmen  wäre  und  die  alle  Fran- 
zosen über  30  Jahre  und  kinderlos  oder  mit  nur  einem  Kind  und  —  deren 
personale  —  mobiliere  Quote  sich  über  15  Fr.  erhübe  —  treffen  sollte. 

Man  weiß,  daß  bis  jetzt  dreiviertel  der  Staatsressourcen  von  den  in- 
direkten Steuern  kommen,  die  vor  allem  —  in  Frankreich  wie  anderswo  — 
die  vielköpfigen  Familien  treffen.  Und  dieser  fürchterlichen  fiskalischen 
Ungerechtigkeit  muß  abgeholfen  werden,  vor  allem  natürlich  da,  wo  das 
Problem  der  Weiterzüchtung  der  Rasse  ein  so  unabweisliches  geworden  ist, 
wie  in  Frankreich. 

Aber  auch  der  größte  Nachlaß  von  Steuern  bei  der  Geburt  eines  jeden 
Kindes  kann  noch  nicht  die  zahllosen  Kostenzunahmen  ausgleichen,  die  der 
Familie  durch  den  neuen  Ankömmling  erwachsen,  und  so  ist  nichts  legitimer, 
als  auch  neue  budgetäre  Hilfsquellen  dem  Staate  zu  ihrer  Unterstützung 
zu  erschließen. 

Nicht  bloß  die  Wehrkraft  des  Landes  hängt  von  einer  rationellen  Be- 
völkerungsbewahrung ab,  sondern  auch  sein  finanzieller  Wohlstand.  Bringt 
doch  jeder  neue  Bürger  auch  wieder  seine  eigene  Steuer  ein.  Sehr  richtig 
bemerkte  Finanzminister  Klotz,  daß  diese  fiskalische  Seite  der  Frage 
noch  zu  wenig  beleuchtet  worden  sei  und  daß  sich  der  mangelhafte  Erfolg 
der  „alten  Kommission",  wie  sie  Waldeck-Rousseau  im  Jahre  1902  eingesetzt 
hatte,  daher  schreibe. 

Schon  schwebte  seit  genanntem  Jahre  die  Frage,  die  uns  noch  heute 
beschäftigt,  im  Parlamente,  und  noch  sind  keine  endgültigen  Entschlüsse 
gefaßt  und  gingen  zehn  kostbare  Jahre  für  die  Hintanhaltung  des  Übels, 
das  uns  bedroht,  verloren. 

Der  neue  Finanzminister,  M.  Klotz,  versichert  uns  nun,  daß  in  höchstens 
neun  Monaten  die  langgehegte  und  notwendige  Reform  Realität  er- 
langen werde.  Man  kann  der  jetzigen  Kommission  allerdings  den  Vorwurf 
machen,  daß  sie  allzu  zahlreich  sei,  was  den  raschen  Fortgang  der  Arbeit 
nicht  fördert.  Anderereits  aber  ist  ihre  Organisation  praktisch  und  rationell. 
Ihre  zahlreichen  Mitglieder  sind  in  der  Tat  in  fünf  Subkommissionen  einge- 
teilt, von  denen  jede  einen  Zweig  des  vielgestaltigen  Problems  zu  unter- 
suchen hat. 

Eine  fiskalische  Subkommission  ist  insbesondere  damit  betraut,  die 
verschiedenen  finanziellen  und  fiskalischen  Maßnahmen  zu  untersuchen,  die 
die  Fortpflanzung  der  Rasse  ermutigen  und  zahlreiche  Familien  unterstützen 
können.  Alle  die  besprochenen  Prämien,  Steuerentlastungen  usw.  fallen 
in  ihre  Kompetenz. 

Eine  Subkommission  befaßt  sich  mit  den  Maßnahmen  für  Schutz 
schwangerer  Frauen  und  unmündiger  Kinder,  wie  auch  aller  einschlägigen 
Hygienefragen  (Volkswohnungen,  Alkohol-  und  Tuberkulosebekämpfung 
usw.). 

Eine  administrativ-juridische  Subkommission  muß  sich  dem  Studium 
der  Unterdrückungsmöglichkeiten  neumalthusianistischer  Propaganda  wid- 
men, die  schwerere  Ahndung  von  Abortus  und  Kindesmord  wie  auch  gesetz- 
liche Erleichterungen  für  Einbürgerung  und  Verehelichung  vorbereiten  und 
Vorteile  statuieren,  die  an  Beamte  mit  Familie  zu  gewähren  sind. 

Eine  militärische  Subkommission  endlich  beschäftigt  sich  mit  den  Rück- 
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Wirkungen  der  Entvölkerung  auf  die  Zusammensetzung  der  Armee  und  hat 
aus  den  vorhandenen  Möglichkeiten  Mittel  zur  Bestreitung  der  Wehrmacht 
aufzusuchen. 

Die  fünfte  und  letzte  Subkommission,  genannt  Zentralkommission  und 
zusammengesetzt  aus  den  Verwaltungsmitgliedern  der  vier  andern  Sub- 
kommissionen,  hat  von  deren  Berichten  Auszüge  herzustellen  und  diese  zu 
einem  Generalrapport  zusammenzufassen.  Ihr  überbleibt  die  Beschluß- 
fassung über  die  zu  wählenden  Wege  und  über  die  finanziellen  Lösungen  der 
Frage. 

Schon  geht  die  Arbeit  in  den  verschiedenen  Subkommissionen  emsig 
vonstatten. 

Blieben  wir  untätig  und  sähen  dem  Laufe  der  Zeiten  lethargisch  zu,  so 
würde  die  französische  Rasse  in  einigen  Jahrhunderten  nur  mehr  eine  ferne 
Erinnerung  bilden;  allmählich  würde  sie  erlöschen,  von  fremden  Einwanderern 
erstickt .  . .  Oder,  was  noch  viel  wahrscheinlicher  wäre :  ihre  Feinde  würden 
sie  vernichten,  sobald  sie  genügend  schwach  geworden  wäre,  um  keine  Furcht 
mehr  einzuflößen,  siech  und  unfähig,  weiter  ein  unendlich  fruchtbares  und 
reiches  Land  zu  verteidigen. 

MARGARETHE  VON  GOTTBERG,  STUTTGART: 
ERWERBSARBEIT  DER  SCHULKINDER  IN  DÄNE- 
MARK. 

S  ist  bisher  keinem  Staate  gelungen,  die  Erwerbsarbeit  der  schul- 
pflichtigen Kinder  aus  dem  Wirtschaftsleben  auszuschalten,  trotz- 
dem man  schon  längst  erkannte,  daß  die  Kinder  jähre  ausschließlich 
der  Ausbildung  und  körperlichen  Kräftigung  gehören  sollten. 
Unternehmer  wie  Eltern  setzen  den  Bestrebungen  zur  gesetzlichen  Be- 
schränkung der  Kinderarbeit  gleichermaßen  Widerstand  entgegen.  Der 
Unternehmer  behauptet  ohne  diese  billigen  Arbeitskräfte  seinen  Betrieb 
nicht  aufrechterhalten  zu  können,  den  Eltern  ist  der  Lohn  der  Kinder  ein 
willkommener  Zuschuß  zur  Wirtschaftskasse.  Wenn  die  Einschränkung  der 
Kinderarbeit  trotzdem  mehr  und  mehr  gelingt,  so  muß  das  eigentliche  Streben 
doch  dahin  gehen,  ihre  gänzliche  Ausrottung  herbeizuführen.  Deshalb  besitzt 
jede  neue  Erhebung  über  dieses  Gebiet  Allgemeininteresse;  denn  neues  Ma- 
terial gibt  auch  neue  Anregungen  oder  veranlaßt  weitere  Erhebungen  und 
Abstellung  der  sich  ergebenden  Schäden. 

Die  Neuordnung  des  Fabrikgesetzes  ist  in  Dänemark  die  Veranlassung 
zu  Erhebungen  über  entlohnte  Arbeit  der  Schulkinder  geworden.  Durch 
Fragebogen  über  das  Geschlecht,  Alter,  Lebensstellung  der  Eltern,  Familien- 
stand des  Ernährers,  Art  der  Arbeit  des  Kindes  und  Arbeitszeit,  ob  im  Hause 
oder  außerhalb  und  etwa  an  Sonntagen  und  wie  lange  im  Jahr  gearbeitet 
wird,  weiter  über  Vergütung,  Kost,  Wohnung,  Bekleidung,  Trinkgeldein- 
nahmen ist  man  zu  folgenden  Ergebnissen  gelangt: 

Es  wurden  370  440  Schulkinder,  und  zwar  187  170  Knaben  und  183  270 
Mädchen,  erfaßt.  Von  diesen  370  440  Kindern  verrichteten  259  531  keine 
Erwerbsarbeit,  45  512  arbeiteten  für  ihre  Eltern  oder  Ernährer,  während 
65  397  für  Fremde  Arbeit  verrichteten.    Es  waren  also  s/10  der  Volksschul- 
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kinder  gewerblich  beschäftigt;  von  diesen  wieder  arbeiteten  2/5  für  ihre  Eltern 
und  3/s  für  Fremde.  Knaben  arbeiteten  fast  doppelt  so  viel  für  Fremde  als 
Mädchen,  nämlich  23,2  v.  H.  gegen  12,0  v.  H. 

Die  Zahl  der  für  die  Eltern  arbeitenden  Knaben  und  Mädchen  ist  in  den 
Haupt-  und  Provinzstädten  verhältnismäßig  gering  mit  1  v.  H.,  eine  erheb- 
liche Rolle  spielt  sie  dagegen  in  den  Landdistrikten  mit  19,5  bzw.  17,1  v.  H., 
wo  die  Kinder  den  Eltern  in  der  Landwirtschaft  helfen.  Für  Fremde  arbeiten 
desgleichen  die  meisten  Knaben  mit  27  428  und  Mädchen  mit  12  607  in  den 
Landdistrikten. 

Das  Verhältnis  der  für  Fremde  oder  Eltern  arbeitenden  Kinder  in  den 
einzelnen  Altersklassen  ist  außerordentlich  verschieden,  wie  folgende  Tabelle 
zeigt: 


Mit  8  Jahren  ist  der  Prozentsatz  schon  ziemlich  hoch,  am  erheblichsten 
jedoch  in  der  12.  und  13.  Altersklasse. 

Man  hat  die  in  Frage  kommenden  Schulkinder  nach  Art  des  Arbeits- 
verhältnisses in  drei  Gruppen  eingeteilt: 

a)  Kinder,  die  sowohl  Kost  wie  Wohnung  beim  Arbeitgeber  erhalten. 
Diese  Art  des  Arbeitsverhältnisses  ist  fast  nur  in  den  Landdistrikten  zu  finden 
(fast  die  Hälfte  aller  erwerbenden  Schulkinder). 

b)  Kinder,  die  im  Hause  der  Eltern  wohnen,  aber  auf  Arbeit  gehen. 

c)  Kinder,  die  im  Hause  der  Eltern  für  Fremde  arbeiten.  Diese  Gruppe 
ist  im  Gegensatze  zur  erstgenannten  ganz  wenig  vertreten  und  fast  nur  in  den 
Landdistrikten.   Es  handelt  sich  insgesamt  um  70  Knaben  und  75  Mädchen. 

Die  Art  der  Arbeit  ist  sehr  verschieden.  Für  Knaben  gilt,  daß  in  den 
Hauptstädten  74,9  %  Botengänge  und  andere  Botendienste  zu  verrichten 
haben,  außerdem  kommt  noch  mit  10,6  %  die  Arbeit  in  Werkstätten  und 
Fabriken  und  dergleichen  sowie  mit  8,3  %  die  Arbeit  bei  der  Milchversorgung 
in  Betracht.  Die  Provinzstädte  weisen  nahezu  die  gleiche  Verteilung  auf. 
In  den  Landdistrikten  werden  dagegen  63,0  %  der  Knaben  mit  Viehhüten 
beschäftigt,  21,3  %  mit  gewöhnlicher  Landarbeit,  8,0  %  mit  anderer  Land- 
und  Gartenarbeit.  In  bezug  auf  die  Mädchen  verteilt  sich  die  Beschäftigung 
in  den  Hauptstädten  mit  39,3  %  auf  Hausarbeit,  mit  36,1  %  auf  Boten- 
gänge, mit  11,2  %  auf  das  Warten  von  Kindern,  mit  10,6  %  auf  Arbeit  in 
Werkstätten  und  Fabriken,  in  den  Provinzstädten  mit  53,9%  auf  Boten- 
gänge, mit  28,3  %  auf  Hausarbeit,  mit  11,2  %  auf  das  Warten  von  Kindern, 
in  den  Landdistrikten  mit  29,1  %  auf  das  Warten  von  Kindern,  mit  19,6  % 
auf  Viehhüten,  mit  17,1  %  auf  Land-  und  Gartenarbeit,  mit  15,4  %  auf 
Hausarbeit  und  mit  13,4  %  auf  gewöhnliche  Landarbeit. 

Die  Arbeitsdauer  erstreckt  sich  meistens  bei  Knaben  wie  bei  Mädchen 
in  den  Städten  über  das  ganze  Jahr,  dagegen  werden  die  in  den  Landdistrikten 


Alter  in  Jahren 


v.  H.  sämtlicher 
Knaben  Mädchen 


arbeiteten 


6 
7 
8 
<) 

10 
11 
12 
13 
14 


1,5  1,3 

5,1  4,0 

17,7  7,5 

21.7  13,6 

37.8  28,6 
53,4  32,7 
66,7  42,6 
71,0  47,4 

62.9  42,7 
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beschäftigten  Kinder  überwiegend  nur  bis  zu  6  Monaten  im  Jahre  von  den 
Arbeitgebern  eingestellt. 

Die  tägliche  Arbeitszeit  beträgt  in  den  Haupt-  und  Provinzstädten  bei 
beiden  Geschlechtern  zumeist  7  Stunden.  Auf  dem  Lande  dagegen  ist  eine 
8-  bis  13  stündige  Arbeitszeit  allgemein  üblich.  Die  Arbeitszeit  beginnt  in 
den  Städten  um  7,  8  oder  9  Uhr  und  ist  im  allgemeinen  vor  6  oder  6  y2  Uhr 
nachmittags  beendet.  Auf  dem  Lande  dagegen  beginnt  sie  um  5  oder  6  Uhr 
und  wird  zwischen  7  und  9%  Uhr  abends  beendet. 

Über  die  Lohnverhältnisse  gibt  nachfolgende  Tabelle  Aufschluß: 


Mit  Kost  Ohne  Kost 


Barlohn  für  den  Monat       Knaben        Mä(khen  Knaben 


M. 


Mädchen 


v.  H.  v.  H.  v.  H.  v.  H. 


bis  4,50  25,6  44,8  12,8  21,8 

4,50—  9,00  56,2  45,4  34,9  21,5 

9,00—13,50  14,3  7,4  20,9  18,3 

13,50—18,00 1  ( 16,0  (16,5 

18,00—22,50  \  3,9  2,4  {  4,3  {  4,5 

22,50  u.  mehrj   UU  [l7,4 

100,0  100,0  100,0  100,0 

Der  monatliche  Durchschnittslohn  beträgt  in  den  Städten  für  die  Knaben 
12,72  M.,  für  die  Mädchen  7,48  M.  Der  Barlohn  im  Monate  beträgt  auf  dem 
Lande  im  Durchschnitt  für  die  Knaben  6,63  M.  und  für  die  Mädchen  5,61  M. 
Allerdings  muß  man  auf  dem  Lande  noch  die  volle  Kost  hinzurechnen. 

Endlich  wurde  auch  noch  die  geistige  wie  körperliche  Leistungsfähigkeit 
der  gegen  Lohn  arbeitenden  Schulkinder  geprüft.  Es  zeigte  sich,  daß  die 
Ergebnisse  bei  den  eigentlichen  Schulfächern  ungünstiger  sind  als  beim 
Turnen,  bei  dem  ausschließlich  körperliche  Leistungen  in  Frage  kommen. 

Die  Arbeitsverhältnisse  auf  dem  Lande  sind  nach  diesen  Erhebungen 
durchweg  am  ungünstigsten  sowohl  hinsichtlich  der  Arbeitszeit,  der  Ent- 
lohnung als  auch  nach  der  Art  der  Arbeit.  Es  ist  dies  für  unsere  deutschen 
Verhältnisse  um  so  interessanter,  da  die  Kinderarbeit  bei  uns  nach  wie  vor 
in  der  gesamten  Landwirtschaft  und  im  häuslichen  und  Gesindedienste 
keinen  Beschränkungen  unterworfen  ist. 
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AS  Programm  der  Neusee- 
ländischen   Regierung:  Die 

Neuseeländische  Regierung 
hat  vor  einiger  Zeit  in  der  Thronrede 
ein  Programm  entwickelt,  dessen 
soziale  und  demokratische  Maß- 
regeln wohl  über  alle  in  Europa 
vom  Regierungstisch  aus  vorgeschla- 
genen Maßnahmen  hinausgehen.  An 


der  Spitze  des  Programms  steht  die 
Verstaatlichung  der  Eisenindustrie 
und  der  Ölgewinnung;  Grund  und 
Boden  sollen  durch  eine  Erhöhung 
der  progressiven  Landsteuer  mehr 
noch  als  bisher  aus  den  Händen  der 
Großgrundbesitzer  in  die  des  Staates 
übergehen. 

Auch  die  letzten  Reste  der  Schul- 
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gelder  sollen  wegfallen  und  der  Un- 
terricht von  der  Volksschule  bis  zur 
Universität  unentgeltlich  sein. 

Der  Anspruch  auf  eine  staatliche 
Altersrente,  der  bisher  an  die  Er- 
reichung des  65.  Lebensjahres  ge- 
knüpft war,  soll  nunmehr  bereits,  so- 
weit Frauen  in  Frage  kommen,  mit 
60  Jahren,  bei  Witwen  sogar  mit 
55  Jahren  beginnen. 

Die  liberale  Regierung  sah  sich  zu 
diesen  radikalen  Vorschlägen  durch 
den  Ausfall  der  letzten  Parlaments- 
wahlen gezwungen,  welche  ihr  ziem- 
lich genau  die  gleiche  Stärke  wie  der 
konservativen  Opposition  verliehen 
und  somit  der  —  wenn  auch  an  Zahl 
schwachen  —  sozialistischen  Partei 
eine  ausschlaggebende  Rolle  zuwie- 
sen. Um  sich  ihre  Unterstützug  zu 
sichern,  nahm  die  radikale  Partei 
diese  weitgehenden  Maßregeln  in  ihr 
eigenes  Programm  auf. 

Schulkinderspeisung  in  England: 

Die  bei  uns  bis  jetzt  nur  auf  Grund 
privater  oder  kommunaler  Initia- 
tive hier  und  da  eingeführte  Schul  - 
kinderspeisung  ist  in  England  bereits 
seit  einigen  Jahren  landesgesetzlich 
berücksichtigt.  Ein  am  21.  Dezember 
1906  in  Kraft  getretenes  Gesetz  be- 
stimmt, daß  in  England  und  Wales 
die  lokalen  Unterrichtsbehörden 
Schulkantinen-Komitees  bilden  und 
diesen  Land,  Gebäude,  Hilfskräfte 
usw.  zur  Speisung  von  Schulkindern 
zur  Verfügung  stellen  sollen.  Die 
lokale  Behörde  soll  dabei  nur  dann 
direkte  Ausgaben  für  die  Beschaf- 
fung von  Nahrungsmitteln  machen, 
wenn  sie  die  Überzeugung  gewonnen 
hat,  daß  eine  Anzahl  Volksschüler 
infolge  ungenügender  Ernährung  un- 
fähig ist,  vollen  Nutzen  aus  dem 
Unterricht  zu  ziehen,  und  wenn  sie 
sich  ferner  vergewissert  hat,  das 
andere  als  öffentliche  Mittel  nicht 
oder  in  genügendem  Umfange  vor- 


handen sind,  um  die  nötigen  Nah- 
rungsmittel zu  beschaffen.  Die  aus- 
zuwerfende Summe  soll  den  Betrag 
eines  Halfpennys  (etwa  4  Pfg.)  pro 
Portion  nicht  übersteigen,  und  zwar 
sollen  die  Kosten  von  den  Eltern 
zurückverlangt  werden,  es  sei  denn, 
daß  die  Behörde  überzeugt  ist,  daß 
die  Eltern  nicht  in  der  Lage  sind, 
dieselben  zu  tragen. 

Bis  vor  kurzem  hatten  113 
lokale  Unterrichtsbehörden  (von 
328)  Schulkantinen  eingerichtet. 
In  zahlreichen  anderen  Fällen  hatten 
außerdem  noch  private  Komitees  mit 
Hilfe  von  durch  die  Stadtverwaltung 
aufgebrachten  Fonds  Schulkinderspei- 
sungen vorgenommen.  Die  Zahl  der 
städtischen  Komitees,  die  die  Ge- 
nehmigung vom  Ministerium  er- 
halten hatten,  öffentliche  Mittel  zür 
Beschaffung  von  Mahlzeiten  zu  ver- 
wenden, betrug  in  der  Periode  vom 
21.  Dez.  1906  bis  31.  März  1907:  eins, 
in  dem  am  31.  März  1908  beendeten 
Jahre  40,  in  dem  am  31.  März  1909 
beendeten  85  und  im  Jahre  1910  96. 

Im  allgemeinen  wurde  die  Liefe- 
rung einer  Mittagsmahlzeit  als  die 
geeignetste  Form  der  Unterstützung 
betrachtet.  Es  wurden  im  Jahre 
1908/09  in  England  und  Wales  (außer 
London)  9  671  789  Mahlzeiten  ge- 
liefert, gegen  2  751  326  im  Jahre 
vorher,  und  zwar  wurden  im  erst- 
genannten Jahre  116  840  und  im 
letztgenannten  44 106  Kinder  be- 
dacht, so  daß  also  die  Zahl  der  auf 
ein  Kind  entfallenden  Mahlzeiten 
ziemlich  groß  ist.  Es  wurden  im 
ganzen  für  die  Speisung  nahezu 
1  320  000  M.  aufgewendet,  wovon 
966  000  M.  aus  öffentlichen  Mitteln, 
348  000  M.  aus  freiwilligen  Beiträgen 
und  nur  der  kleine  Rest  von  5900  M. 
von  den  Eltern  der  Schüler  stammte. 


Eine  Kinderliga  für  Gemeinde- 
wohlfahrt in  Michigan:  In  einer 
kleinen  Stadt  des  Staates  Michigan 
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wurde  vor  einiger  Zeit  eine  Kinder- 
liga für  städtische  Auf- 
gaben begründet,  welche  neben 
vielen  anderen  ähnlichen  Verbänden 
der  Unzulänglichkeit  der  amerikani- 
schen Städteverwaltung  als  solcher 
den  Ansporn  zu  ihrer  Gründung 
verdankt.  Die  städtische  Bibliothek 
ließ  in  ihrer  Kinderabteilung  ein 
Sekretariat  errichten,  das  sich  an 
die  bücherentleihende  Jugend 
wandte  und  diese  zunächst  durch 
das  Versprechen,  ihr  Pakete  mit 
Blumensamen  für  Bestellung  ihrer 
Hausgärten  zu  liefern,  zu  vorläufigem 
Anschluß  und  zur  Zusage  einer 
Stunde  täglicher  Mitarbeit  an  der 
Reinhaltung  der  Stadt  bewog.  Später 
entwickelte  sich  hieraus  der  Verband, 
und  heute  erhält  jedes  Kind  eine 
Mitgliedskarte,  auf  dem  die  Ziele 
des  Verbandes  verzeichnet  stehen. 
Es  heißt  darin: 

,,Ich  will  unsere  Stadt  zu  einem 
schöneren  und  angenehmeren  Wohn- 
platz gestalten,  indem  ich: 

1.  dazu  beitrage,  Straßen  und 
Plätze  rein  zu  halten, 

2.  Blumen,  Weinranken  und 
Bäume  anpflanze, 

3.  an  der  Anlegung  von  Gärten 
mitwirke, 

4.  mich  der  Reinhaltung  unserer 
eigenen  Wohnstätte  widme. 

Ich  mag  nicht  imstande  sein, 
alles  dies  zu  tun,  aber  ich  will  so 
viel  als  mir  möglich  ist,  tun,  um 
meine  Straße  und  meine  Stadt 
zu  verschönern/' 

(Es  folgt  dann  Unterschrift  und 
Angabe  der  Wohnung  des  Mitglieds.) 

Auf  der  Rückseite  der  Karte  ist 
Raüm  für  Bestätigung  der  geleisteten 
Arbeit,  der  darauf  verwendeten  Zeit 
und  für  Bestätigung  des  Lehrers 
gelassen.  Gegen  Überreichung  dieser 
Karte  werden  wieder  Blumensamen 
ausgegeben. 

Trotz  der  Kleinheit  der  Stadt  waren 
es  doch  ungefähr  650  Kinder,  Knaben 
und  Mädchen  in  etwa  gleicher  Ver- 


hältniszahl, die  diesem  Verbände 
beitraten;  nur  wenige  von  ihnen 
arbeiteten  tatsächlich  nur  eine 
Stunde  täglich.  Alle  waren  begeistert 
dafür,  den  eben  erhaltenen  Blumen- 
samen nun  wirklich  selbst  zur  An- 
legung von  Beeten  und  Verzierung 
der  Straßen  zu  verwenden. 

Eltern  und  Lehrer  wurden  durch 
den  Enthusiasmus  der  Kinder  in  die 
Bewegung  mitgerissen,  und  überall 
zeigt  sich  ein  reger  Wettbewerb 
für  die  Verschönerung  der  Stadt  und 
ihrer  Umgebung. 

<S> 

Reformen  im  französischen  Post- 
dienst: Vor  einiger  Zeit  erschien 
eine  Regierungsverordnung,  die  eine 
grundsätzliche  Neugestaltung  der  Be- 
ziehungen zwischen  der  Postverwal- 
tung und  ;ihren  Beamten  und  Ar- 
beitern bedeutet. 

Das  Prinzip  des  wirtschaftlichen 
Konstitutionalismus  wurde  zum  ersten 
Male  in  einem  großen  Betriebe  durch- 
geführt. Seither  sind  die  Beamten 
und  Arbeiter  ermächtigt  und  beauf- 
tragt, Delegierte  zu  wählen,  die  sie 
gegenüber  der  Verwaltung  vertreten 
und  die  im  Einvernehmen  mit  ihnen 
die  Arbeitsbedingungen  regeln,  wie 
auch  im  Einvernehmen  mit  ihnen  alle 
Disziplinarverhandlungen  führen. 

Der  Minister  ging  von  der  Hoff- 
nung aus,  daß  damit  die  Mißverständ- 
nisse und  Reibungen,  wie  sie  ja  so 
leicht  in  solch  großen  Dienstbetrieben 
entstehen,  im  Werden  beseitigt  wer- 
den können  und,  indem  man  die  Post- 
angestellten  nunmehr  auch  zu  jenen 
Kommissionen  zuzieht,  welche  über 
die  Arbeitsteilung  zu  entscheiden 
haben,  gibt  man  ihnen  eine  neue 
Garantie  gegen  Günstlingswirtschaft 
und  Ungerechtigkeit. 

Widerstände  kamen  eigentüm- 
licherweise nur  von  den  radikaleren 
Vertretern  der  Beamtenorganisati- 
onen selbst,  die  ihrerseits  früher  die 
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Vertretung  der  Beamten  gegenüber 
der  Regierung  geführt  hatten  und 
sie  nunmehr  auf  die  legitimen  Ver- 
treter der  Beamtenschaft  übergehen 
sahen. 

Der  Minister  erklärte  demgegen- 
über, daß  es  ihm  fern  liege,  die  gesetz- 
lichen Beamtenorganisationen,  so- 
ferne  sie  sich  im  Gesetzesrahmen  be- 
wegen, in  ihren  bisherigen  Rechten 
beschränken  zu  wollen,  aber  es  seien 
deren  zu  viele,  als  daß  sie  die  Wünsche 
der  gesamten  Beamtenschaft  in  un- 
zweideutiger Weise  zum  Ausdruck 
bringen  könnten. 

Durch  die  neue  Einrichtung  wird 
die  Kooperation  von  Beamtenver- 
tretern und  Regierung  aus  einer 
bloß  zufälligen,  außergesetzlichen  zu 
einer  legalen,  stabilen  Institution. 

Erst  die  nächsten  Jahre  werden 
zeigen  können,  ob  sie  sich  bewährt, 
ob  alle  legitimen  Beschwerden  der 
Beamtenschaft  durch  sie  beseitigt 
werden  können  und  so  ein  Grund, 
ja  die  Möglichkeit  zu  neuen  Streik- 
bewegungen fortfallen. 

Louis  Vial. 


JUNI  1913 
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Bau  billiger  Volkswohnungen  in 
Frankreich:  Parlament  und  Re- 
gierung Frankreichs  haben  neulich 
ihre  Zustimmung  zur  Aufnahme  eines 
Anlehens  von  200  Millionen  Franken 
durch  den  Gemeinderat  von  Paris 
gegeben,  und  soll  diese  Summe  für 
den  Bau  billiger  Volkswohnungen 
verwendet  werden.  50  Millionen 
sollen  den  Gesellschaften  für  den  Bau 
von  Volkswohnungen  als  Darlehen 
zur  Verfügung  gestellt  werden,  damit 
sie  in  großem  Maßstabe  an  den  Bau 
entsprechender  Häuser  herantreten 
können.  Sie  haben  denn  auch,  um 
für  das  Darlehen  Garantie  leisten 
zu  können,  einen  Gesellschaftsvertrag 
abgeschlossen. 


Die  übrigen  150  Millionen  sollen 
für  den  Staat  selbst  zum  Bau 
oder  Kauf  von  Häusern  oder  deren 
Verbesserung  in  gesundheitlicher  Be- 
ziehung verwendet  werden;  jedoch 
sollen  die  Wohnungen  all  dieser 
Häuser  mindestens  bis  zu  2/3  ihres 
Mietwertes  an  Familien  abgegeben 
werden,  die  mehr  als  drei  Kinder 
unter  16  Jahren  zählen.  Auf  diese 
WTeise  will  man  dem  schweren  Not- 
stande der  kinderreichen  Familien, 
die  bis  jetzt  von  vielen  Hausherren 
zurückgewiesen  oder  doch  in  jeder 
Richtung  benachteiligt  werden,  ab- 
helfen und  damit  indirekt  diesen 
wichtigen  Faktor,  welcher  viele  Eltern 
zur  Beschränkung  ihrer  Kinderzahl 
bewog,  beseitigen. 

Wie  bereits  früher  mitgeteilt, 
sollen  die  Häuser  von  eigenen  Woh- 
nungsämtern verwaltet  werden. 

Charles  Lebloud. 

<§> 

Schwimmende  Krippen  in  New 

York:  Die  Hitzwellen,  die  Amerika 
von  Zeit  zu  Zeit  heimsuchen,  setzen 
besonders  Gesundheit  und  Leben  der 
Säuglinge  schweren  Gefahren  aus, 
und  man  sucht  darum  seit  einiger 
Zeit  nach  Mitteln  und  Wegen,  um 
speziell  die  bereits  erkrankten  Kinder 
den  Folgen  der  Hitze  zu  entziehen. 
Zu  diesem  Zwecke  wurden  in  New 
York  Schiffe  als  schwimmende 
Krippen  eingerichtet;  Mütter  und 
Kinder  können  zu  Zeiten  der  Hitze- 
perioden auf  ihnen  sich  aufhalten. 
Das  Schiff  fährt  auf  die  hohe  See, 
wo  naturgemäß  die  Temperatur  eine 
günstigere  ist  und  die  ständig  be- 
wegte Luft  Abkühlung  vermittelt. 
So  haben  bereits  viele  Kinder,  die 
in  dem  glutdurchwehten  New  York 
in  Lebensgefahr  schwebten,  Heilung 
gefunden. 


Verantwortlich  für  die  Redaktion  Erioh  Lilienthal,  Berlin-Wilmersdorf. 
Druck  von  Georg  Reimer  in  Berlin  W.  35. 
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BERICHT  ÜBER  DIE  GRÜNDUNG  NEUER  ORTSGRUPPEN. 

An  gleicher  Stelle  der  letzten  Nummer  wurde  über  die  Begründung 
neuer  Gruppen  in  Portugal,  Nordafrika  und  Italien  berichtet.  Seither  war 
es  dem  Unterzeichneten  gegeben,  in  Serbien  und  Ungarn  gleiche  Einleitungen 
zu  treffen.  In  Belgrad  fand  am  24.  im  Anschlüsse  an  einen  Vortrag  des 
Gefertigten  eine  Sitzung  statt,  welche  überaus  angeregt  war.  Waren  auch  nur 
wenige  Personen  gekommen,  da  die  Kriegsereignisse  die  meisten  unserer 
Freunde  von  Belgrad  entfernt  hielten,  so  gab  sich  doch  viel  Stimmung  für 
eine  Verwertung  ausländischer  sozialer  Erfahrungen  zugunsten  der  serbischen 
Entwicklung  kund,  und  eine  Gruppe  wurde  geschaffen,  deren  Vorstand  von 
einigen  Herren  der  Universität  und  der  Handelskammer  gebildet  wird. 

Schon  tags  darauf  konnte  in  der  ungarischen  Grenzstadt  Panesova, 
die,  zum  beträchtlichen  Teile  von  Serben  bewohnt,  mit  Belgrad  lebhafte  Be- 
ziehungen unterhält,  eine  Gruppe  begründet  werden.  Trotz  der  geringen 
Einwohnerzahl  der  Stadt  hatten  sich  500  Personen  im  Rathaus  eingefunden. 
Die  werdende,  Gruppe  selbst  organisierte  die  Versammlung  und  erntete  die 
Ehre  des  Erfolges. 

Eine  ihrer  besten  Aufgaben  wird  es  sein,  in  unseren  Zeitschriften  die 
Aufmerksamkeit  der  öffentlichen  Meinung  Europas  auf  jene  Verhältnisse  zu 
lenken,  welche  gerade  nur  durch  das  helle  lacht  der  europäischen  Öffentlich- 
keit entsprechend  gebessert  werden  können. 

In  den  nächsten  Tagen  konnten  in  Versecz,  Szeged  und  Szabadka  starke 
Gruppen  begründet  werden,  die  sich  überwiegend  der  Veranstaltung  von 
Vorträgen  widmen  wollen. 

In  Budapest  endlich  fand  am  1.  Mai  d.  J.  in  den  Räumen  des  Reform- 
klubs die  konstituierende  Sitzung  unserer  Gruppe  statt,  die  von  zahlreichen 
repräsentativen  Persönlichkeiten  besucht  war.  Zum  Generalsekretär  wurde 
der  Vizedirektor  des  Sozialen  Museums,  Dr.  Geza  Marschan,  gewählt  und 
entwickelte  derselbe  in  längerer  Rede  ein  reiches  Arbeitsprogramm,  das  in  der 
Untersuchung  aller  jener  ausländischen  Fragen,  die  Beziehungen  zur  sozial- 
politischen Bewegung  Ungarns  besitzen,  gipfelte.  Diese  Informationen  sollen 
dann  jenen  Stellen  übermittelt  werden,  welche  derselben  bedürfen. 

Auch  unsere  Wiener  Ortsgruppe  hat  in  den  ersten  Maitagen  eine  weitere 
Stärkung  erfahren  und  in  6  Vortragsabenden  sowie  2  Gruppensitzungen  leb- 
haftes Interesse  unter  den  Mitgliedern  geweckt.  In  der  ersten  der  beiden 
Sitzungen  wurde  eine  anregende  und  zum  Teile  sehr  scharfe  Debatte  über 
die  Fortführung  der  im  Dezember  beschlossenen  Aufklärungsarbeit  bezüg- 
lich der  Resultate  des  Proportionalwahlrechtes  in  den  ausländischen  Staaten 
geführt.  Mehrere  Redner,  insbesondere  Herr  Universitätsprofessor  .  Grün- 
berg, sprachen  Bedenken  bezüglich  der  uneingeschränkten  Anwendbarkeit 
dieser  Reformen  auf  österreichische  Verhältnisse  aus,  während  von  anderer 
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Seite  die  Vorteile,  welche  bei  begrenzter  Anwendung  gerade  Österreich  er- 
wachsen müßten,  lebhaft  betont  wurden.  In  der  zweiten  Sitzung  wurde  denn 
auch  die  Fortführung  der  Aktion  formell  beschlossen.  Die  vom  Unter- 
zeichneten im  Auftrage  der  Gruppe  verfaßten  Broschüren  sollen  in  Massen 
verteilt,  Noten  an  die  Presse  gesandt,  Versammlungen  zur  Aufklärung  der 
öffentlichen  Meinung  veranstaltet  werden. 

In  beiden  Sitzungen  wurde  auch  lebhaft  über  die  Möglichkeit  diskutiert, 
die  von  unserem  Institute  in  Deutschland  erhobene  Forderung  nach  welt- 
lichem Moralunterricht  nach  Frankreichs  Muster  auch  in  Österreich  zur 
Geltung  zu  bringen.  Allseits  war  man  sich  klar,  daß  sie  Aussicht  auf  die 
unmittelbare  Verwirklichung  nicht  habe,  doch  neigte  die  Mehrheit  unserer 
Freunde  der  Ansicht  zu,  daß  es  trotzdem  wertvoll  sei,  für  die  Zukunft  vorzu- 
bahnen,  indem  darauf  hingewiesen  werde,  daß  eine  in  Österreich  stets  als 
Utopie  verlachte  Forderung  in  vorgeschrittenen  Kulturländern  wie  Frankreich 
und  Italien  bereits  seit  langem  verwirklicht  ist. 

Gerade  die  lebhaften  Gegensätze,  die  in  der  ersten  Siztung  zum  Aus- 
drucke kamen,  in  der  zweiten  jedoch  ihre  synthetische  Lösung  fanden,  die 
Bedeutung  der  Debatter,  unter  denen  die  Universitatsprofessoren  Grünberg 
und  Reich,  der  Vizepräsident  des  Abgeordnetenhauses  Engelbert  Perners- 
torffer,  der  bekannte  Soziologe  Goldscheid,  der  Reichsratsabgeordnete  Dr. 
Julius  Ofner  genannt  seien,  zeigten  vom  lebhaften  Interesse,  das  den  Ver- 
handlungen der  Gruppe  entgegengebracht  wurde,  von  ihrer  Lebenskraft. 

Unsere  Leser  werden  anschließend  ein  Protokoll  der  zweiten  Sitzung, 
welche  zu  prinzipiellen  Beschlüssen  gekommen  ist,  finden. 

Am  20.  Mai  fand  eine  Sitzung  unserer  Münchener  Ortsgruppe  statt, 
und  wurde  ein  Komitee,  das  Vorschläge  bezüglich  Reorganisierung  der  Gruppe 
erstatten  soll,  eingesetzt. 

Am  21.  Mai  ward  in  Nürnberg  eine  Gruppe  begründet,  die  sich 
der  Berufung  ausländischer  Redner  widmen  will,  am  22.  Mai  in  Sonne- 
berg und  am  23.  Mai  in  Aschaffenburg  zwei  Gruppen,  welche  sich 
speziell  zum  Ziele  setzen,  interne  Diskussionsabende  für  ihre  Mitglieder  zu 
veranstalten. 

Der  Generalsekretär. 
R.  Broda. 


GRUPPE  WIEN. 

PROTOKOLL 

über  die  Delegiertensitzung,  die  am  15.  Mai  im  Wiener  Filialbureau  des 
Instituts  abgehalten  und  von  zahlreichen  Vertretern  der  mit  dem  Institut 
kooperierenden  Wiener  Vereine  sowie  einer  Anzahl  von  Vertretern  der  indivi- 
duellen Institutsmitglieder  beschickt  war. 

Nach  Kenntnisnahme  der  Mitteilungen  des  Herrn  Dr.  Broda  und 
Debatte  gelangen  folgende  Beschlüsse  zu  einstimmiger  Annahme: 

1.  die  nachstehende  Resolution; 

2.  die  eingeleitete  Propagandaaktion  für  das  Proportionalwahlrecht  ist 
fortzusetzen,  auf  die  Aufklärung  der  österreichischen  Bevölkerung  über 
die  Wirksamkeit  dieser  Institution  dort,  wo  sie  bereits  besteht,  zu 
beschränken,  in  diesem" Sinne  aber  auf  ganz  Österreich  auszudehnen; 
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3.  zur  Fortführung  dieser  Propagandaaktion  wird  ein  Exekutivkomitee 
gewählt,  bestehend  aus  den  Herren: 

Reichsratsabgeordneten  Dr.  Julius  0  f  n  e  r  , 
Fachlehrer  Georg  S  c  h  m  i  e  d  1  und 
Hof-  und  Gerichtsadvokat  Dr.  Egon  Schönhof, 
welchem  das  Recht  der  Kooptation  weiterer  Mitglieder  eingeräumt  wird, 
und  zu  dessen  Sekretär  Herr  Fachlehrer  Georg  S  c  h  m  i  e  d  1 ,  Wien  II, 
Rembrandtstraße  41,  gewählt  wird; 

4.  die  eingeleitete  Propagandaaktion  für  weltlichen  Moralunterricht  ist  im 
Sinne  der  Aufklärung  der  österreichischen  Bevölkerung  über  die  aus- 
ländischen Erfahrungen  fortzusetzen; 

5.  zu  diesem  Zwecke  wird  ein  Exekutivkomitee  bestehend  aus  den  Herren 

Anton  Österreich, 
Georg  S  c  h  m  i  e  d  1  und  den  Damen 
Fräulein  B  r  e  y  e  r  und  Goldberger  de  Buda, 
letztere  unter  Voraussetzung  ihrer  Annahme  gewählt,  demselben  das 
Recht  der  Kooptation  weiterer  Mitglieder  eingeräumt  und  zu  seinem 
Sekretär  Herr  Anton  Österreich,  Wien,  II.  Kurzbau ergasse  1, 
gewählt. 

Dr.  Egon  Schönhof 
als  Schriftführer. 

RESOLUTION. 

Die  am  15.  Mai  1913  versammelten  Delegierten  der  mit  dem  ,, Institute 
für  internationalen  Austausch  fortschrittlicher  Erfahrungen"  kooperierenden 
Wiener  Vereine  sowie  die  zu  gleicher  Zeit  eingeladenen  individuellen  Mit- 
glieder des  Institutes  zu  Wien  ersuchen  den  Vorstand  des  Institutes  in  Paris, 
die  Leitung  der  Angelegenheiten  der  Wiener  Gruppe  künftig  unter  Mitwirkung 
nachstehender  Organe  zu  führen: 

1.  Einer  Generalversammlung  der  Wiener  Mitglieder,  welche  einmal  im 
Jahre  berufen  wird  und  10 — 15  Vertrauensmänner  bestellt. 

2.  Des  Komitees  der  Gruppe,  das  aus  den  genannten  Vertrauensmännern 
sowie  je  einem  Delegierten  jener  fortschrittlichen  Vereine  Wiens  zusammen- 
gesetzt ist,  welche  mit  dem  Institute  bei  Veranstaltung  der  Wiener  Vorträge 
desselben  zusammengearbeitet  haben  oder  zusammenarbeiten. 

3.  Der  vom  genannten  Komitee  namhaft  gemachten  Sekretäre  und 
Schatzmeister. 

Im  Hinblicke  auf  das  österreichische  Vereinsgesetz,  welches  die  Ver- 
bindung von  in-  und  ausländischen  politischen  Vereinen  ausschließt,  sei  aus- 
drücklich darauf  hingewiesen,  daß  nur  dem  ,, Internationalen  Institute" 
selbst  die  Eigenschaft  eines  Vereines  zukommt  (welche  er  übrigens  bereits 
im  Jahre  1910  im  Sinne  der  Vorschriften  des  französischen  Gesetzes  rechts- 
gültig erworben  hat).  Die  Wiener  Ortsgruppe  ist  kein  Verein,  sondern  ihre 
Mitglieder  sollen  bloß  durch  die  obgenannten  Organe  eine  beratende 
Mitwirkung  an  jenen  Aktionen  ausüben,  welche  das  Institut  in  Wien  und 
Österreich  zu  veranstalten  für  gut  findet,  und  welche  unter  Verantwortung  des 
internationalen  Vorstands  des  Instituts,  an  dessen  Wahl  auch  die  Wiener 
Mitglieder  teilzunehmen  berufen  sind,  und  in  dem  sich  mehrere  Vertreter 
derselben  befinden,  vorgenommen  werden. 
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AKTION  FÜR  WELTLICHEN  MORALUNTERRICHT. 

Unsern  Mitgliedern  diene  zur  Kenntnis,  daß  wir  die  Übersetzung  des 
Payotschen  Morallehrbuchs,  durch  dessen  Übertragung  ins  Deutsche  sich 
unser  Sekretär  Louis  Ganzenmüller  verdient  gemacht  hat,  nunmehr  zur 
allgemeinen  Versendung  an  unsere  sämtlichen  Mitglieder  gebracht  haben. 

Wir  wollen  damit  die  Möglichkeit  und  Ersprießlichkeit  des  weltlichen 
Moralunterrichts,  wie  er  ja  in  Frankreich  seit  30  Jahren  erteilt  wird,  dartun. 

Wer  das  Buch  etwa  nicht  erhalten,  wolle  sich  an  unser  Sekretariat  wenden. 

Eine  kurzgefaßte  Broschüre  über  das  gleiche  Thema,  zur  Massenver- 
breitung bestimmt,  ward  an  die  Sekretäre  unserer  Gruppen  versandt,  und 
bitten  wir,  sie  zwecks  Propagierung  dieser  wertvollen  Kulturidee  tunlichst 
weiten  Kreisen  zu  vermitteln. 

Der  Generalsekretär. 
R.  Broda. 


Liste  der  Vorstände  unserer  Ortsgruppen, 

sowie  der  Delegierten  des  Instituts  in  den  Städten,  in  denen  wir 
eine  ständige  Vortragstätigkeit  entfalteten. 

(Ergänzt  bis  Mai  1913.) 

a)  Belgien: 

Brüssel:  Delegierter:  Maxime  Fauconnier,  Schriftsteller,  122  aven.  Marie 
Jose. 

Gent:  Delegierter:  Louis  Varlez,  Generalsekretär  des  Internationalen  Ver- 
bandes für  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit. 
Möns  :  Delegierter:  Alfons  Lambilliotte. 

b)  Bulgarien: 

Sofia:    Delegierter:   Dr.  M.  Popovilieff,  Universitätsprofessor,  24  nie 
Slavianska. 

e)  Dänemark: 

Kopenhagen  :   Delegierter  Dr.  P.  Münch,  oh.  Minister  des  Innern, 
Osterbrogade  138/III. 

d)  Deutschland: 

Aschaffenburg:  Komitee :  Redakteur  Matthes, 

Reallehrer  Hamburger, 
Tierarzt  Helmar  Dun,   Bahnhof  Hösbach 
bei  Aschaffenburg,  Sekretär  der  Gruppe. 
Berlin:  Komitee :  Walther  Assmuss, 
Hans  Carl  Jessen, 
Ludwig  Schiff, 
Dr.  Ernst  Schloß. 
Sekretär:  Hans  Carl  Jessen,  Berlin  W.  57,  Bülowstr.  36. 
Stellvertretender  Sekretär:  Walther  Assmus,  Berlin-Friedenau,  Wilhelm 

Hauffstr.  16. 
Geschäftsstelle:  Berlin  W.  57,  Bülowstr.  36. 
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Bielefeld:  Delegierter:  Dr.  Steinbiß,  Bethel  bei  Bielefeld,  Mühlweg  6. 
Bonn:  Delegierter;  Dr.  Verweyeti,  Universitätsdozent,  Königstr.  34. 
Bremen:  Komitee:  11.  Borcherding,  Prokurist, 

Frl.  Ottilie  Hoffmann, 

F.  Kirchmeyer,  Lehrer, 

Edwin  Korschus, 

Frau  von  Rassow. 
Sekretär:  Edwin  Korschus,  Staderstr.  24. 
Breslau  :  Komitee:  Die  Delegierten  folgender  Vereine: 

Bund  für  Mutterschutz, 

Bund  zur  Bekämpfung  der  Geschlechtskrankheiten, 
Esperantoverein, 
Frauenstimmrechtsverband, 
Freidenkerv  er  ein , 
Friedensgesellschaft, 
Monistenbund. 
Sekretär:  Direktor  Max  Stein,  Gutenbergstr.  30. 
Coblenz:  Delegierter:  Dr.  Gustav  Koepper,  Rizzastr.  26/11. 
Darm  stadt:  Delegierter:  E.  Staedel,  Rechtsanwalt,  Elisabethenstr.  14. 
Dortmund  :  Komitee:  S.  Grünwald, 

Friedrich  Kohn,  Rechtsanwalt, 
Dr.  F.  Lütgenau. 
Sekretär:  Friedrich  Kohn,  Rechtsanwalt,  Arndtstr.  2. 
Essen:  Komitee:  Frl.  Edler, 

Redakteur  George, 
Frau  Frieda  Levy, 
M.  Malibert, 
Prof.  Vogeler, 
Lehrer  Wagner. 
Sekretär:  Redakteur  George,  Essen-West,  Bardelebenstr.  8. 
Frankfurt  a.  M.:  Delegierter:  Jacob  H.  Eppstein,  Hermannstr.  22. 
Freiburg  i.  Breisgau:    Delegierter:  Erwin  Cuntz,  Rechtsanwalt,  Wald- 
kirch i.  Breisgau,  Langestr.  14. 
Gera:  Vorsitzender:  Erich  Dombrowsky,  Redakteur,  Wiesestr.  3. 
Schriftführer:  Johannes  Standte, 
Beisitzer:  Dr.  Otto  Plarre, 
Dr.  Jankelovits. 

Görlitz:  Delegierter:   Dozent  Clemens  Taesler,  freireligiöser  Predige]-, 
Dresdnerstr.  113/1. 

Hamburg:  Delegierter:  Dr.  Paul  Marcus,  Eppendorfer  Landstr.  86/L 
Hannov  e  r  :  Komitee:  Christian  G.  Ahrens, 

Ludwig  Gerwig, 
Iwan  Katz, 
Frau  R.  Kießling, 
Karl  Redderoth,  Tierarzt, 
Franz  Schmidt. 
Sekretär:  Iwan  Katz,  Hannover,  Ferdinandstr.  33. 
H  c  i  d  e  l  b  e  r  g  -  M  a  n  n  h  c  i  m  -  L  u  d  w  i  g  s  h  a  f  e  n  : 
Komitee:  John  Guhrauer,  Heidelberg, 

Dr.  Marie  Bernays,  Heidelberg, 
J.  R.  W.  Vietor,  Heidelberg, 
Karl  Ludwig  Becker,  Ludwigshafen, 
Dr.  Vieth,  Ludwigshafen, 
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Sekretär:  Karl  Ludwig  Becker,  Ludwigshafen,  Kaiser -Wilhelmstraße  35. 
Karlsruhe:  Delegierter:  Dr.  Alfons  Fischer,  Herrenstr.  48. 
Königsberg  i.  Pr.:  Komitee:  Dr.  Nitz,  Oberlehrer, 

Stud.  Piechowski, 
N.  Wosch,  Bankbeamter. 
Sekretär:  N.  Wosch,  Hardenbergstr.  22. 
Stellvertretender  Sekretär:  N.  Piechowski. 
Leipzig:  Vorstand:  Ehrenvorsitzende:  Geheimrat  Prof.  Dr.  Lamprecht, 

Geheimrat  Prof.  Dr.  Ostwald. 
Vorsitzende:  Frau  Annie  Pevsner,  Schwägrichenstr.  11. 

I.  Schriftführer:  Cornelius  Bergmann,  Sidonienstr.  3. 

II.  Schriftführer:  Edgar  Herzog,  Stud.  phil.,  Brandvorwerk  38. 
Beisitzer:  Dr.  Bornstein, 

Dr.  Goldschmidt, 
Paul  Kuyberg. 

Liegnitz  :  Delegierter:  Leo  Gaßmann,  Zahnarzt,  Jauer. 
Mainz  :  Komitee :  Wilhelm  Christ, 
Dr.  Dillmann, 
Ernst  Hannemann. 
Sekretär:  Wilhelm  Christ,  Hafenstr.  23. 
München:  Komitee:  Dr.  Wilhelm  Ohr,  München-Gern,  Wilhelm  Tüllstr.  6, 

Dr.   Quidde,  Landtagsabgeordneter, 
Frl.  Lida  Gustava  Heymann, 
Dr.  John  Mez, 
Stud.  Slawesski. 
Nürnberg:  Komitee:  Dr.  Bing,  Rechtsanwalt, 

Kronacher,  Prokurist, 
Seling, 

Sekretär:  Otto  Seling,  Fürth,  Erlangerstr.  42. 
Sonneberg:  Komitee:  Amtsrichter  Karger,  1.  Vorsitzender, 

Kommerzienrat  Craemer,  2.  Vorsitzender, 
Prof.  Weigang, 
Oberlehrer  Griebel, 
K.  Göckel, 

Sekretär:  K.  Göckel,  Bank  für  Thüringen. 
Stuttgart:  Delegierter:  Dr.  Payer,  Rechtsanwalt,  Olgastr.  3. 

e)  England: 

London  :  Delegierter:  Mr.  John  Cornelius. 

f)  Finnland: 

Abo:  Leiter  der  Gruppe:  Dr.  N.  af  Ursin,  eh.  Vizepräsident  des  finnischen 
Landtags. 

Sekretärin:  Frl.  Dagmar  Oehrbom,  Lehrerin. 
Helsingfors  :  Leiter  der  Gruppe:  Dr.  Werner  Söderhjelm,  Universitäts- 
professor. 

Komitee:  Dr.  Leo  Ehrnrooth,  Direktor  des  kommunalen  Zentralbureaus, 
*    Frl.  Dr.  Jenny  af  Forselles, 

Dr.  Arv.  Grotenfeldt,  Universitätsprofessor, 

Onni  Hallsten,  Versicherungsinspektor, 

V.  Niskanen,  Student. 
Sekretär  der  Gruppe:  Elsa  Inöerg,  Fabriksgatan  9. 


Dokumente  des  Fortschritts,  VI.  Jahr.  6.  Heft. 


Uleaborg  :  Delegierter:  A.  Rantaniemi,  Magister. 
Wiborg:  Delegierter:  G.  Axel  Gylden,  Architekt. 

g)  Frankreich: 

Angers  :  Delegue:  H.  Manceau,  51  rue  St.  Nicolas. 
Besancon:  Delegue:  Madame  Baigue,  1  rue  de  la  Muliere. 
Caen  :  Delegue:  Suzanne  Andre;  avovat  conseiller,  14  rue  de  Bros. 
Le  Ha  vre  :  Delegue:  Emile  Delivet,  330  rue  de  Normandie. 
Lille:  M.  Cliquennois-Paques,  170  rue  Barthelemy  Delespaul. 
Limoges:  Delegue:  Dr.  Henri  Markel,  59  av.  Garibaldi. 
Lyon:    Membre    du   Comite    de   patronage:    M.    Herriot,  maire  du 
Lyon. 

Secretaire  du  groupe:  Guy  Aroud,  etudiant  en  droit,  avenue  Berthelot, 
Lyon. 

Montpellier  :  Delegue:  Henri  Lagatu,  professeur  ä  l'ecole  d'agriculture 
1  rue  de  la  Monnaie. 

Nantes  :  Delegue:  Fernand  le  Goic,  18  rue  de  la  Verrerie. 

Nice  :  Delegue:  Frederic  Stackelberg,  4  rue  Bardou. 

N  i  m  e  s  :  M.  Philibert,  directeur  de  l'ecole  normale. 

Paris:  Komitee:  D.  Alf.  Agache,  Architekt,  Paris, 

Josef  Bergeron,  Generalsekretär  des  College  Libre  des 

sciences  sociales,  Paris, 
Blanchier,  eh.  Senator,  Paris, 
Ferdinand  Buisson,  Parlamentsmitglied,  Paris, 
Jean  Jacques  Caspar,  Advokat,  Paris, 
Justin  Godart,  Parlamentsmitglied,  Paris, 
Jules  Lefebure,  Advokat,  Paris, 
Dr.  Charles  Marie,  Paris, 
Louis  Marin,  Parlamentsmitglied,  Paris, 
Mlle.  Lydie  de  Pissargevsky,  Paris, 
Is.  Polako,  Präsident  der  Societe  de  la  morale  de  la  nature, 
Paris, 

Professor  Dr.  Felix  Regnault,  Paris, 
Gaston  Sauvebois,  Schriftsteller,  Paris, 
Marcel  Sembat,  Parlamentsmitglied,  Paris, 
N.  Thalamas,  Parlamentsmitglied,  Versailles. 
Sekretär:  L.  Ganzenmüller,  59  rue  Claude  Bernard. 
Toulouse  :  Delegierter:  Prof.  Et.  Gillard. 
Algier  :  Sekretär:  Tardres,  Ingenieur,  75  bis  rue  Michelet. 

Schatzmeister:  Mende,  Ingenieur,  35  rue  Dupuck. 
Constantine  :  Sekretäre  der  Gruppe: 

I.  Sekretär:  Leon  Bloch,  18  rue  de  France. 
II.  Sekretär:  Ali  Derrouiche,  10  rue  des  Abyssins. 
Beisitzer:  Charles  Dauvet, 
Dr.  Valensin, 

C.  Deleuze,  professeur  ä  l'ecole  normale, 
Jean  Sage,  Advokat, 
Emile  Moatti,  Advokat. 
Oran  :  Komitee:  Paul  Girard,  Instituteur,  5  rue  Baudin, 
Adolphe  Sicre, 
M.  Menudier 

Tlemcen  :  Delegierter:  Andre  Lecocq,  professeur  au  College. 
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T  u  n  i  s  :  Komitee: 

I.  Sekretär:  A.  Gounod,  2  rue  d'Angleterre. 
II,  Sekretär:  Henry  Schemoul,  16  rue  des  Maltais. 
Beisitzer:  Julien  Azoulai, 

Bignens,  Ingenieur  civil, 
M.  Enjalvin. 

h)  Griechenland: 

Delegue:  Dr.  Constantin  Gh.  Vononasos,  avocat,  professeur  de  1'economie 
politique,  Athenes,  3  rue  St.  Andre. 

i)  Holland: 

A  r  n  Ii  e  i  m  :  Delegierter:  Frits  van  Raalte, 

Sekretär:  Dr.  d.  W.  de  Vries,  Johann  van  Oldenbarneveltlan  94. 
Beisitzer:  Dr.  jur.  B.  de  Jong  van  Beek  en  Donk,  Theresiastraat  51. 

j)  Italien: 

Rom  :  Vorsitzender  des  provisorischen  Komitees:  Marquis  Visconti-Venosta. 

k)  Norwegen: 

Christiania:  Delegierter:  N.  Castberg,  Justizminister. 

1)  Österreich: 

B  e  r  a  u  n  :  Delegierter:  Prof.  Milos  Seifert,  am  Realgymnasium. 

Brünn:  Delegierter:  Dr.  Ferdinand  Marek,  Sekretär-Stellvertreter  der 
Handelskammer,  Schmerlingstr.  5. 

Czernowitz  :  Delegierter:  Vorsitzender  des  Sozialwissenschaftlich- 
akademischen  Vereins. 

Eger  :  Delegierter:  Dr.  Albert  Ritter  von  Krobshofer. 

Pilsen:  Delegierter:  Dr.  Heinrich  Chylik,  Sekretär  der  Handels-  und  Ge- 
werbekammer. 

Prag:  Czechische  Gruppe:  Komitee:  Kaiserl.  Rat  Schuster, 

Dr.  Alfred  Maria  Mayer  und  die  De- 
legierten von  20  fortschrittlichen 
Vereinen. 

Sekretariat:    Gewerbeförderungsinstitut  der   Handels-  und  Gewerbe  - 
kammer. 

W  ien  :  Komitee:  Wilhelm  Börner,  als  Vertreter  der  Ethischen  Gesellschaft, 
Rudolf  Goldscheid,  als  Vertreter  der  Soziologischen  Ge- 
sellschaft, 

Freiherr  von  Hock,  Reichstagsabgeordneter,  als  Ver- 
treter des  Deutsch-demokratischen  Vereins, 
Dr.  Klein,  als  Vertreter  des  Bundes  für  Mutterschutz, 
Dr.  Julius  Ofner,  als  Vertreter  des  Vereins  Freie  Schule 
Dr.  Robert  Scheu,  als  Vertreter  der  Kulturpolitischen 
Gesellschaft, 

Georg  Schmiedl,  als  Vertreter  der  Sozialpädagogischen 
Gesellschaft, 

Reichstagsabgeordneter  Wutschel,  als  Vertreter  des  Frei- 
denkervereins,  sowie  Vertreter   des  Akademischen 
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Friedensvereins,  des  Akademischen  Vereins  für  Sexual- 
hygiene; des  Fraucnstimmrechtskomitees,  des  Vereins 
abstinenter  Frauen,  des  Allgemeinen  österreichischen 
Frauenvereins,  der  Freien  Vereinigung  sozialistischer 
Studenten,  des  Neutralen  Guttemplerordens. 

Sekretäre:  Dr.  Ernst  Broda,  Wien  IV,  Prinz  Eugenstr.  14. 

Dr.  Egon  Schönhof,  Advokat,  Wien  I,  Schottenring  14. 

Schatzmeisterin  der  Gruppe:  Helene  Bauer,  Wien  II,  Schreigasse  6. 

in)  Polen: 

Kalisz  :  Delegierte:  Frl.  Dr.  Melanie  Brokmann. 
Komitee:  Dr.  Melanie  Brokmann, 
Architekt  Heymann, 
Prof.  Belczyk. 
Lemberg  :  Komitee:  Joachim  Soltys, 

Bronislaw  Laskownicki,  Redakteur, 
Maria  Dulcbianka. 
Leiter  der  Gruppe:  Joachim  Soltys,  Lemberg- Kleparow. 
St  anislau:  Komitee:  Dr.  Joachim  Fraenkel,  Professor  am  Realgym- 
nasium, 

Ladislaus  Koback,  Leiter  der  Bezirkskrankenkasse, 
Nathan  Sperber,  Schulinspektor. 
Leiter  der  Gruppe:  Dr.  Joachim  Fraenkel,  Realschule. 
Lodz  :  Delegierter:  Ignacy  Berliner,  Paludniowa  42. 
Warschau:  Sekretär :  Alexander  Mogilnicki,  Advokat,  Marszalkowska  113. 
Stellvertretender  Sekretär:  Madame  Jastrzebska. 

n)  Portugal: 

• 

Lissabon  :  Mitglied  des  Ehrenausschusses:  Antonio  Madeira,  Minister  des 
Auswärtigen. 
Komitee  des  portugiesischen  Landesverbandes: 
Präsident:  Magalhaes  Lima,  Senator, 

Vizepräsident:  Antonio  Macieira,  Minister  des  Auswärtigen, 
Adrien  Pimenta,  Senator, 
Angelo  Vaz,  Deputierter, 
Joaö  Baptista  de  Castro,  Richter. 
Sekretäre  der  Gruppe:  Professor  Garlos  de  Mello,  290  rua  de  Junqueira, 

M.  Nogueira  junior. 
Schatzmeister:  Dr.  Veiga  e  Sousa, 
Monteiro,  Verleger. 
Beisitzer:  Madame  de  Castro  d*  Osorio, 
Prof.  Nogueira  senior, 
Francisco  Bernardino  Cardoso. 
Porto  :  Komitee  der  Gruppe:  Adrien  Pimenta,  Senator, 

Angelo  Vaz,  Deputierter,  114  rue  Malme- 

randas, 
Dr.  Moraes  e  Costa, 
Bernardo  Lucas,  advogado. 

o)  Rumänien: 

Delegierter:  Dr.  Dragicesco,  Universitätsprofessor. 
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p)  Rußland: 

Dorpat:  Komitee:  Alfred  Grass,  Schuldirektor,  Jacobstr.  42. 

Dr.  E.  Mattiesen,  Redakteur  der  Nordlivländischen 

Zeitung. 
L.  Masing,  Professor. 
Sekretär:  Dr.  E.  Mattiesen,  Wallgraben  4. 
K  i  e  f  f  :  Delegierter:  Adolf  E.  Haug,  Alexanderstr.  35,  Log.  25. 
Reval:  Komitee:  Ferdinand  Karlson,  Rechtsanwalt, 
Paul  Kuyberg, 

K.  R.  Pusta,  Redakteur  des  Paevaleth, 
Ed.  Wirgo,  Redakteur. 
Leiter  der  Gruppe:  Ed.  Wirgo,  Redakteur  des  Paevaleth. 
Riga  :  Delegierter:  Dr.  W.  Held,  Weidendamm  5. 

St.  Petersburg:  Delegierter:  Dr.  Rubin  Blank,  Nikolajewskaja  ul.  37. 

q)  Spanien: 

Barcelona  :  Provisorisches  Komitee: 
Sekretär:  Joseph  Damm,  Cortes  473. 
Beisitzer:  M.  Ciprien  Montoliu, 

Dr.  M.  Segala  Estalella, 

Dr.  Martinez  Vargas, 

Dr.  Beiro, 

Francisco  Lay  et,  Abogado. 
Madrid  :  Komitee:  Rogelio  de  Madariaga,  eh.  Deputierter, 
Salvador  de  Madariaga,  moreto  7, 
Cesaro  de  Madariaga, 
R.  S.  de  Ocana, 
M.  M.  Azana, 
Augusto  Barcia  Trelles,  Abogado, 
Ernest  Despres. 

V  a  1 1  a  d  o  1  i  d  :  Delegierter:  Enrique  Gavilan  Almuzara,  Advokat. 

r)  Serbien: 

Provisorisches  Komitee:   Professor  M.  I.  Andonovic, 

Dr.  Kosta  Jovanovitch, 
M.  Kojitsch, 
Vlad.  S.  Tsonitch. 

s)  Schweden: 

Stockholm  :  Delegierter:  G.  H.  von  Koch,  Lastmakareatan  6. 

t)  Schweiz: 

Bern  :  Delegierter:  Dr.  Ernst  Schneider,  Seminardirektor,  Längsgasse  68. 
Genf:   Delegierter:  der  Präsident  unseres  Instituts:  Dr.  Edgar  Milhaud, 

Universitätsprofessor,  8  rue  St.  Victor. 
Lausanne:  Delegierter:  A.  Suter,  administrateur de la maison du peuple. 
Zürich  :  Komitee:  Frl.  Franz, 

Dr.  Ammann, 

Dr.  Nasmyth, 

Alfred  Knapp, 
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B.  Greuter, 
Armand  Muhl, 
Sekretär:  Armand  Muhl,  Müllerstraße  56. 
Neuchatel  :  Delegierter  Dr.  Paul  Rümpel,  Privatdozent. 

u)  Türkei: 

Konstantinopel  : 

Vorbereitendes  Komitee:  S.  Excellence  Ahmet  Midhat  Ef  feudi, 

Dr.  Abdulah  Djaed  Bey, 
Mahmoud  Essad  Effendi, 

Sekretär:  B.  Tachauer. 

v)  Ungarn: 

Ar  ad  :  Delegierter:  Dr.  Bela  Bacskay,  Arzt. 

Budapest  :  Generalsekretär  der  Gruppe:  Dr.  Marschan  Geza,  Direktor 
des  Musee  social,  Budapest. 
Komitee:  Dr.  Bänoczi  Laszlö, 
Dr.  Fried.  Oedoen, 
Dr.  Jaszi  Oscar, 
Dr.  Länczi  Jenö, 
Frau  Löllbach-  Domokos, 
Frl.  Eugenie  Miskolczyne- Heller, 
Dr.  Radnay  Arnold, 
Dr.  Ronai  Zoltan, 
Dr.  Szende  Pal. 

Fiume:  Komitee:  Direktor   Arthur    Steinacker,   britischer  Vizekonsul, 

Fiume. 

Stephan  von  Sonnenberg,  p.  A.  Schenker  u.  Co.,  Fiume, 

Sekretär  der  Gruppe, 
Oscar  Vadnai. 

Nagyvarad:  Delegierter:  Dr.  Rene  Berkovits,  Stadtarzt. 
Pancsowa  :  Komitee : 

I.  Präsident:  Dr.  Branislav  Stanojevic,  Advokat, 
II.  Präsident:  Dr.  Nikola  Milutinovic,  Großgrundbesitzer. 
Sekretär  und  Schatzmeister:  Dr.  Milan  Lazarevic. 
Dr.  Dusau  Boskovic,  Advokat, 
Dr.  Milan  Gaidjanski,  Advokat, 
Dr.  Todor  Knezevic, 
Dr.  Gjorde  Pajic,  Advokat, 
Sima  M.  Milutinovic,  Bankdirektor, 
Dr.  Stevan  Smedereväc,  Arzt, 
Uros  Teodorovic, 
Mihovil  Tomandl,  Journalist, 
Prof.  Gjorgie  Zivanovic. 
Pees:  Delegierter :  Prof.  Dr.  Alex  Doktor. 
Szabadka  :  Komitee:  Bankdirektor  Arthur  Schön, 

Dr.  Szilasi  Fülop, 
Dr.  Szekely  Aron, 
Dr.  Lanyi,  Bankdirektor, 
Dr.  Tordai  Jszo. 
Sekretär:  Bankdirektor  Arthur  Schön. 
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Szeged:  Komitee:  Dr.  Grün  Bela, 
Dr.  Hollos  Jozsef, 
Dr.  Kertesz  Bela, 
Klein  Vilmas, 
Schöntag,  Alfred, 
Frau  E.  Löllbach-  Domokos. 
Sekretär:  Dr.  Grün  Bela. 
Temesvar:  Delegierter:  Dr.  Otto  Roth. 
V  e  r  s  e  c  z  :  Komitee:  Professor  Sigmund  György, 

Josef  von  Herdelendy, 
Franz  Lessler, 
Ljubomir  Nedelkovits, 
Richard  Wolf, 

Dr.  Julius  Grepler,  Professor, 
N.  K.  Zoffmann, 
Hugo  Henn, 
Josef  Bader. 

w)  Amerika: 

Delegierter:   Dr.  Adolf  C.  von  Noe,  Professor  an  der   Universität  zu 
Chicago. 


Diesem  Heft  liegen  folgende  Prospekte  bei: 

1.  Vorn  Verlag  Julius  Hoffmann  in  Stuttgart  über  „Robert  Hessen,  Philosophie 

der  Kraft" ; 

2.  Vom  Verlag  Oesterheld  &  Co.  in  Berlin  über  die  »Romane  von  Gabryela 

Zapolska"; 

3.  Vom  Verlag  der  Dietzgenschen  Philosophie  in  München  über  ..Josef 
Dietzgens  sämtliche  Schriften". 
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Zusammenschluß 
der  freien  Geister! 

Wer  die  Bestrebungen  des 
Deutschen  Freidenkerbundes 
fördern  helfen  wili: 

unter  Beiseitelassung  der  Politik  für  Humanität, 
religiöse  Aufklärung,  wissenschaftliche  Er- 
kenntnis und  Bildung-,  Wahrung  der  vollen 
Glaubens-  und  Gewissensfreiheit,  der  freien 
Selbstbestimmung  in  allen  religiösenAngelegen- 
heiten  gemäß  den  Grundsätzen  der  fortschrei- 
tenden Vernunft  und  Wissenschaft  zu  wirken : 

Der  erkläre  seinen  Beitritt! 

Mindestbeitrag  4  Mark  jährlich,  wofür  die  Zeit- 
schrift »Der  Freidenker«,  Organ  des  Deutschen 
Freidenkerbundes,  monatlich  zweimal  kosten- 
los geliefert  wird. 

Geschäftsstelle : 

München  2,  NW.  18 


Ethische  Kultur 

Hai  bmonatssch  rift 
für  ethisch -soziale  Reformen 

Begründet  von  GEORG  VON  GIZYCKI 

Mit  der  Monatsbeilage  „Kinderland",  Blätter  für 
ethische  Jugenderziehung,  u.  der  Viertel]  ahrsbei- 
lage:  „Weltliche  Schule".  (Mitteilungen  des  Deut- 
schen Bundes  für  weltl. Schule  u.Moralunterri cht.) 

Herausgeg.  von  DR.  RUDOLF  PENZIG 

Verlag:  Verlag  für  ethische  Kultur 
RichardBieber,  Berlin  S0.16,Rungest.27 

Die  im  21.  Jahrgange  erscheinende  Halbmonats- 
schrift »Ethische  Kultur«  mit  ihren  wertvollen 
Beiblättern  Kinderland  und  Weltliche  Schule  ist  mit 
stetig  wachsendem  Erfolge  bemüht,  gegenüber  der 
zum  Teil  unvermeidlichen  Zersplitterung  moderner 
fortschrittlicher  Kulturentwicklung  nachdrücklich 
deren  E  i  n  h  e  i  t  zu  betonen  und  festzuhalten  und  so- 
mit eine  gemeinschaftliche  Basis  zu  schaffen,  auf  der 
alle  freiheitlichen  Gedankenrichtungen  sich  begeg- 
nen, und  alle  vorwärts  gerichteten  Elemente  sich 
zusammenfinden  können. 

.  Die  »Ethische  Kultur«  mit  der  Monatsbeilage 
»Kinderland«,  Blätter  für  ethische  Jugenderziehung, 
und  der  Vierteljahrsbeilage  »Weltliche  Schule«  (Mit- 
teilungen des  Deutschen  Bundes  für  weltliche  Schule 
und  Moralunterricht)  erscheint  am  1.  und  15.  jeden 
Monats.  Preis  vierteljährlich  Wik. 1.60.  Man  abonniert 
bei  allen  Buchhandlungen  und  Postanstalten,  sowie 
direkt  beim  Verlage  Berlin  SO.  16,  Rungestraße  27, 
der  auf  Verlangen  Probenummern  gratis  und  franko 
versendet. 


Franz  Oppenheimer 

Theorie  der  reinen 
und  politischen 

Ökonomie 

2.  Aufl.  Geh.  14  Mk.  Geb.  15  Mk. 

Berliner  Tageblatt : 

Jetzt  hat  nun  wieder  ein  tapferer  Kämpe 
den  Kampfplatz  betreten  und  sein  Bestes  her- 
gegeben, damit  Frieden  auf  Erden  werde  und 
den  Menschen  ein  Wohlgefallen.  Mit  dem 
ganzen  Rüstzeug  unsererWissenschaft  gewappnet, 
müht  sich  der  frühere  Menschen-  und  jetzige 
Volksarzt  Franz  Oppenheimer  mit  seinem  vor 
kurzem  erschienenen  inhaltsschweren  Werke: 
»Theorie  der  reinen  und  politischen  Ökonomie. 
Ein  Lehr-  und  Lesebuch  für  Studierende  und 
Gebildete«,  die  Erkrankung  unseres  sozialen 
Körpers  zu  erkennen.  .  .  . 

Oppenheimers  Lehre  ist  —  kurz  charakte, 
risiert  —  das  System  des  liberalen  Sozialismus- 
das  an  Adam  Smiths  Untersuchungen  angeknüpft, 
aber  im  Gegensatz  zur  bürgerlichen  Klassen- 
theorie von  Carey  und  Dühring  weiter  entwickelt 
wurde.  Getragen  von  einer  wundervoll  opti- 
mistischen Stimmung,  glaubt  diese  liberal-soziale 
Menschheitstheorie  an  eine  Gesellschaftsordnung, 
in  der  das  wirtschaftliche  Selbstinteresse  seine 
Herrschaft  bewahrt  und  sich  in  völlig  freiem 
Wettbewerb  durchsetzt.  Nur  eine  Art  von  Ein- 
kommen gibt  es :  das  Arbeitseinkommen.  Kapital- 
profit und  Grundrente  sind  verschwunden. 


Im  Januar  1913  begann  der  IX.  Jahrg.  der  Zeitschrift: 

Sexual-Probleme 

Zeitschriftfür  Sexualwissenschaft 
und  Sexualpolitik 

Herausgeber  Dr.  med.  Marcuse 

Preis:  Halbjährlich  (6  Hefte)  Mark 
Einzelheft  80  Pfg. 

Mit  den  »Sexual-Problemen«  wollen  wir  ein  er- 
schöpfendes Quellen-  und  Sammelwerk  für  die  ge- 
samte Sexualwissenschaft  und  ein  großzügigesOrgan 
für  praktische  Sexualpolitik  bieten.  Eine  stattliche 
Reihe  angesehener  Fachschriftsteller  auf  allen  in 
Betracht  kommendenWissensgebieten  sind  ständige 
Mitarbeiter.  Neben  ausführlichen,  allgemein  ver- 
ständlichen Aufsätzen  aus  dem  Gebiete  der  Medizin 
und  Hygiene,  der  Naturwissenschaft  und  Völker- 
kunde, der  Rechts-  und  Sozialwissenschaft,  der 
Philosophie,  Pädagogik  und  Ethik  wird  sich  unsere 
Zeitschrift  auch  die  eingehende  Berichterstattung 
über  die  einschlägige  Literatur,  über  die  aktuellen 
Ereignisse  im  öffentlichen  Leben,  über  die  Fort- 
schritte und  Erfahrungen  auf  sexualwissenschaft- 
lichem Gebiet  angelegen  sein  lassen. 

Abonnements  nehmen  alle  Buchhandlungen  und 
Postanstalten  entgegen. 

Probeheft  mit  ausführlichem  Prospekt 
gratis  und  franko  durch 

J.  D.  Sauerländer's  Verlag 
Frankfurt  a.  M.,FinkenhofstraBe  21 
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ADOLF SCHUSTERMANN 

Zeitungsnachrichten  -Bureau 
BERLIN  SO.  16,  Rungestraße  22-24 

Größtes  Nachrichten-Bureau  mit  Abteilungen  für  Bibliographie,  Politik,  Kunst, 
Wissenschaft,  Handel  und  Industrie.  Liest  neben  Tageszeitungen  des  In-  und 
Auslandes  die  meisten  Revuen,  Wochenschritten,  Fach-,  illustrierte  usw.  Blätter. 

Das  Institut  gewährleistet  zuverlässigste  und  reichhaltigste  Lieferung  von  Zeitungsausschnitten  für  jedes 
Interessengebiet.  —  Prospekte  gratis. 


SZOCIALPOLITIKAI  SZEMLE 

(Sozialpolitische  Rundschau) 

Mitteilungen  aus  dem  Bereiche  der  Sozialpolitik,  Sozialhygiene,  Sozialtechnik;,  der  Tarif- 
vereinbarungen zwischen  Arbeitgebern  u.  Arbeitern,  der  Organisation  der  Arbeitgeber  u. 
Arbeiter  u.  des  wirtschaftl.,  technischen  u.  wissenschaftl.  Fortschritts  im  In-  u.  Ausland 

Ungarische  Ausgabe  der  Dokumente  des  Fortschritts 

Herausgegeben  von  Dr.  Eugen  Länczi 

in  Verbindung  mit  Dr.  Marcel  Kadosa 

Erscheint  monatlich  zweimal.  Abonnement  jährlich  20  Kr.  Redaktion  u.  Administration:  Budapest  V.,  Väcistraße  4 


Alle 
te  Tage 
ein  Heft 


Zum  Studium   des   modernen  Sozialismus  und  seiner  politischen 
und  kulturellen  Wirksamkeit  unentbehrlich  ist  die  Lektüre  der  jetzt 
zweiwöchentlich  erscheinenden  Zeitschrift: 

Sozialistische  Monatshefte 

Internationale  Revue    .*.    Redigiert  von  Dr.  J.  Bloch 

Preis  pro  Quartal  (6—7  Hefte)  3  M.  Einzelheft  50  Pf. 

Die  SOZIALISTISCHEN  MONATSHEFTE  sind  ein  unabhängiges  Organ  für  Theorie  und 
Praxis  des  Sozialismus,  eine  Revue  des  geistigen  und  sozialen  Lebens. 

An  den  SOZIALISTISCHEN  MONATSHEFTEN  arbeiten  die  ersten  Kräfte  des  inter- 
nationalen Sozialismus  mit,  Wissenschaftler  und  Künstler  ersten  Ranges. 

Rundschau:  kritische  Übersichten  über  alle  Zweige  des  öffentlichen  Lebens,  der  Wissenschaft, 
Kunst  und  Kultur,  bearbeitet  von  Dr.  J.  Bloch,  Dr.  B.  Borchardt,  G.David,  Dr.  H.Grün,  Dr.  W.  Hau» 
senstein.  G.  Hildebrand,  M.  Hochdorf,  Paul  Kampffmeyer,  Otto  Lang,  Dr.  H.  Leichtentritt, 
Dr.  H.  Lindemann,  F.  Linke,  Dr.  O.  Lipmann,  Dr.  H.  Lux,  Max  Schippel,  Dr.  Conr.  Schmidt, 
Robert  Schmidt,  W.  Schröder,  Dr.  A.  Schulz,  Prof.  F.  Staudinger,  Lisbeth  Stern,  H.  Stühmer, 
P.  Westheim,  H.  Winand,  R.  Wisseil,  Wally  Zepler  u.  a. 

Außer  den  Vorstehenden  seien  nur  noch  folgende  Mitarbeiter  genannt:  von  Politikern, 
Wissen  schaftlern  und  Essayisten  Dr.  H.  B.  Adams  Lehmann,  Dr.  Leo  Arons,  Ed.  Bern- 
stein, Dr.  L.  Bissolati,  W.  Bölsche,  H.  Branting,  Hedwig  Dohm,  A.  von  Elm,  Prof.  A.  Forel, 
E.  Fourniere,  P.  Göhre,  H.  Greulich,  J.  KeirHardie,  Wolfg.  Heine,  J.  Jaures,  Ellen  Key,  C.Legien, 
Th.  Leipart,  Karl  Leuthner,  J.  R.  Mac  Donald,  Dr.  M.  Maurenbrecher,  J.  Meier-Graefe,  Oda 
Olberg,  E.  Pernerstorfer,  Dr.  A.  Südekum,  Ad.  Thiele,  Joh.  Timm,  Dr.  P.  J.  Troelstra,  F.  Turati, 
E.Vandervelde,  G.  von  Vollmar,  Beatrice  Webb  u.a.;  von  Künstlern:  R.  Dehmel,  Anatole 
France,  Max  Halbe,  H.  Heijermans,  Georg  Hirschfeld,  Ricarda  Huch,  Heinr.  Mann,  Thomas 
Mann,  Rosa  Mayreder,  Joh.  Schlaf,  Arthur  Schnitzler,  Herm.  Stehr,  Helene  Voigt-Diederichs, 
Frank  Wedekind  u.  a.  m. 

Porträts  der  für  das  moderne  Geistesleben  charakteristischen  Persönlichkeiten  werden  als 
Beigaben  gebracht. 

Für  Bibliotheken  bilden   geb u  n  d  e  n  e  B än  de   der  SOZIALISTISCHEN  MONATSHEFTE 

ein  wertvolles  Nachschlagematerial. 

Zu  haben  in  allen  Buchhandlungen,  Kiosken,  Postanstalten  etc. 
Probehefte  stehen  auf  Verlangen  jederzeit  kostenfrei  zur  Verfügung  : 
VERLAG  DER  SOZIALISTISCHEN  MONATSHEFTE,  Potsdamer  Str.  121 H,  Berlin  W.  35 
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LA  HOMARO 

Monatliche  Esperanto-Revue  für 
fortschrittliche  Kulturbestrebungen 

Esperanto  -Ausgabe 
der  Dokumente  des  Fortschritts 

Redaktion:  Dr.  med.  Fr.  Uhlmann,  Schussenried  (Württemberg) 
Bureau:  A. Thonney,  18a  Avenue  Bergieres,  Lausanne  (Schweiz) 
Verlag  U.Administration:  Julio  Mangada,  96  S.Bernardo, Madrid 

Jahresabonnement  nach  allen  Ländern  Fr.  2.50  (Mark  2.—) 

BRITISH  INSTITUTE  OF  SOCIAL  SERVICE 

0  b  j  e  c  t  s :  To  collect,  register  and  disseminate  Information  relating 
to  all  forms  of  Social  Service  in  order: 

1.  To  make  such  Information  available  to  all  concerned 
in  the  improvement  and  elevation  of  our  national  lif e. 

2.  To  promote  the  initiation  and  development  in  this 
country  of  the  most  beneficial  and  successful  forms 
of  Social  Service. 

3.  To  give  assistance  to  all  organizations  that  have 
social  aims,  and  to  facilitate  co-operation  between 
them;  and,  as  far  as  possible,  to  prevent  overlapping. 

Progress  serves  as  the  medium  for  distributing  the  inf ormation 
which  has  been  gathered  and  stored  in  the  Library.  Each 
issue  contains  articles  by  experts  on  the  subjects  with 
which  they  deal,  also  shorter  articles  which  merely  outline 
various  civic,  social  and  industrial  activities  in  order  to 
stimulate  inquiry.  It  contains  in  addition  reviews  of  the 
latest  sociological  books,  with  a  valuable  bibliography  of 
such  books  and  articles  as  have  been  published  during 
the  previous  quarter. 
Office:  4  Tavistock  Place,  London. 


Grundriß  der 
Buchhaltung  und  Bilanzkunde 

V on  Friedrich  Leitner 
i  .Bd.:  Die  doppelte  kaufmännische  Buchhaltung 

2.  verbesserte  Auflage         Geheftet  8  Mark,  gebunden  9  Mark 

2.Bd :  Bilanztechnik  und  Bilanzkritik 

Geheftet  9  Mark  Gebunden  10  Mark 

Deutsche  Handelsschullehrer-Zeitung:  Es  ist  kein  Buch  für 
Anfänger  der  Buchhaltungspraxis,  sondern  für  solche,  die  die  An- 
fangsgründe bereits  beherrschen,  doch  nun  tiefer  in  das  Wesen  der 
Buchhaltung  geführt  sein  wollen.  Wer  das  Werk  nur  flüchtig 
durchschaut,  wird  sich  mit  ihm,  weil  es  von  gewohnten  Pfaden 
abweicht,  nicht  gleich  befreunden  können;  wer  aber  länger  bei  ihm 
verweilt,  empfängt  infolge  des  besonderen  Standpunktes  des  Ver- 
fassers eine  Fülle  von  neuen  Anregungen.  Und  das  ist  doch  das 
Wertvollste  an  einem  Buche;  wir  wollen  nicht  immer  überzeugt, 
jedenfalls  aber  angeregt  sein.  Das  Buch  rechnet  unbedingt  zu  dem 
Bemerkenswertesten,  was  in  den  letzten  Jahren  in  der  Buchhaltungs- 
literatur erschienen  ist. 

Die  Welt  des  Kaufmanns:  Alles  in  allem  ist,  wie  gesagt,  das 
Buch  eine  durchaus  brauchbare  Bearbeitung  des  Stoffes,  die  besonders 
den  Studierenden  von  Handelshochschulen  gute  Dienste  leisten  wird. 

Leipziger  Zeitschrift  für  Handels-,  Konkurs-  und  Ver- 
sicherungsrecht: Leitner,  Professor  an  der  Berliner  Handelshoch- 
schule, gibt  nicht  ein  konventionelles  Lehrbuch  der  Buchführung, 
sondern  einen  Abriß  über  die  prinzipiellen  Gedanken  der  Buch- 
führung und  Bilanz.  Beachtenswert  ist  die  Anlage  des  Leitnerschen 
Werkes  um  deswillen,  weil  der  Verfasser  zwar  gründlich  die  technische 
Seite  der  Buchführung  und  Bilanz  behandelt,  aber  nicht,  um  bei  ihr 
stehen  zu  bleiben,  sondern  um  durch  sie  hindurch  auf  die  einzelnen 
Ereignisse  des  wirtschaftlichen  Lebens  hin-  und  systematisch  in  die 
kaufmännische  Privatkundschaft  einzuführen.  Dies  verdient  volle 
Anerkennung  in  unserer  Zeit,  wo  allerdings  viel  darüber  gesprochen 
und  geschrieben  wird,  wie  notwendig  die  Kenntnisse  der  wirt- 
schaftlichen Vorgänge  wären,  wo  aber  die  Kunde  der  Privat- 
wirtschaft, die  mindestens  ebenso  wichtig  wie  die  der  Volks- 
wirtschaft ist,  zu  deren  Gunsten  arg  hintangesetzt  wird. 


Georg  Reimer  Verlag  in  Berlin  W 10 


Französische  Ausgabe 


§    „Les  Documents  du  Progres" 

Revue  Internationale 
1    Directeur:  Dr.  R.  Broda  Paris,  59  rue  Claude  Bernard 

Ii   

Englische  Ausgabe 

„Progress" 

Published  by  the  British  Institute  of  Social  Service,  London 


Ungarische  Ausgabe 

SZOCIÄLPOLITIKAI  SZEMLE 


Herausgegeben  von  Dr.  Eugen  Länczi 
in  Verbindung  mit  Dr.  Marcel  Kadosa,  Budapest 


Esperanto-Ausgabe 

„Homaro" 

Herausgeber:  Dr.  Uhlmann,  Schussenried 


:- 

Probenummern  aller  Ausgaben  erhältlich  durch  das 
Hauptbureau,  59  rue  Claude  Bernard  Paris. 


>••••( 


E  (3  CD  CD  INSTITUT  OD  CD  CD  CD 

für  internationalen  Austausch 
fortschrittlicher  Erfahrungen 


r\urch  Einsendung  eines  Jahresbetrages  von  15  Mark 
■^an  das  Hauptbureau,  Paris,  59  rue  Claude  Bernard 
werden  nachstehende  Rechte  erworben. 

1.  Bezug  der  „DOKUMENTE  DES  FORTSCHRITTS11 
und  sämtlicher  anderen  im  Laufe  des  betr. 
Jahres  vom  Institut  herausgegebenen  Publi- 
kationen. 

2.  Benutzung  des  internationalen  Auskunfts- 
bureaus und  leihweise  Ueberlassung  der  im 
Archiv  befindlichen  ausländischen  Zeitschriften. 

3.  Freier  Zutritt  zu  den  Vorträgen  des  Instituts. 
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Jede  gewünschte  Auskunft  wird  vom  Generalsekretär 
des  Instituts,  Professor  Dr.  R.  Broda,  Paris,  59  rue 
Claude  Bernard  erteilt. 
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Um  die  Ziele  des  Bundes  zu  konkreter  Veranschaulichung  zu  bringen,  seien 
im  nachstehenden  einige  jener  Bestrebungen  genannt,  welche  er  als  An- 
wendungen seines  Grundgedankens  organischen  Menschheitsfortschritts  betrachtet, 
welche  er  mit  allen  ihm  zu  Gebote  stehenden  Aktionsmitteln  fördern  will: 

1.  Planmäßige  Fürsorge  für  Gesundheit  und  Veredelung  der 
Rasse.  — Bau  billiger  und  gesunder  Volkswohnungen  —  Gartenstadtbewegung.  — 
Tuberkulosebekämpfung.  —  Gesetzgebung  zur  Bekämpfung  der  Trunksucht  durch 
Verbot  besonders  schädlicher  alkoholischer  Getränke  (nach  dem  Beispiel  des 
Schweizer  Absinthverbotes).  —  Pflege  gesundheitsfördernder  Sportsübung  inner- 
halb entsprechender  Grenzen.  —  Bekämpfung  der  Rauch-  und  Staubplage.  — 
Arbeiterschutzgesetzgebung,  um  die  Gesundheitsgefährdung  der  Arbeiter,  besonders 
auch  der  Frauen  und  der  Kinder,  durch  überlange  Arbeitszeit,  Gebrauch  gesund- 
heitsschädlicher Substanzen  (Phosphor  usw.)  zu  verhindern. 

2.  Fürsorge  für  geistige  Heranbildung  der  Massen.  —  Un- 
entgeltlichkeit des  Unterrichts,  unentgeltliche  Verabreichung  der  Lehrmittel, 
warmes  Frühstück,  warme  Beschuhung  und  Bekleidung  an  bedürftige  Kinder 
(wie  in  Frankreich).  —  Stipendienerteilung  an  alle  begabten  Volksschüler,  um 
ihnen  den  Besuch  höherer  Schulen  zu  ermöglichen  (wie  in  Neuseeland).  — 
Volkshochschulen  (wie  in  Norwegen  und  Dänemark). 

3.  Verbesserung  der  sozialen  Konstitution  der  Völker  durch 
eine  von  wissenschaftlichen  Gesichtspunkten  geleitete  Politik  sozialer  Reformen, 
durch  planvolle  Verstaatlichung  undVerstadtlichung  der  hierfür  reifen  Produktions- 
zweige. —  Förderung  der  Genossenschaftsbewegung. 

4.  Bewegung  für  Ersatz  des  Faustrechtszustands  zwischen  den  Völkern 
durch  ein  Rechtssystem,  analog  der  Uberwindung  des  Faustrechtszustandes  zwischen 
den  Individuen  durch  Ausbildung  eines  Zivil-  und  Strafrechts,  wie  sie  die  ver- 
gangenen Jahrhunderte  gebracht  haben;  Förderung  der  Bewegung  zur  Schaffung 
internationaler  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Gerichtsbarkeit. 

5.  Heranziehung  aller  Talente  in  der  Frauenwelt  durch  Erweiterung  der 
Frauenbildung  und  Wegräumung  aller  Hindernisse,  welche  der  Berufsbetätigung 
der  Frau  auch  auf  höchsten  geistigen  Stufen  entgegenstehen;  Heranziehung 
der  Frauen  als  Wählerinnen  und  Gewählte  zum  politischen  Leben,  um 
dieses  so  durch  ihre  spezifische  Kompetenz  für  pädagogische  und  humanitäre 
Fragen,  ihre  Betonung  altruistischer  Gesichtspunkte  zu  bereichern. 

6.  Forschungs-Institute  zum  Zwecke  systematischer  Erweiterung 
menschlicher  Erkenntnis;  Förderung  des  technischen  Fortschritts  auf  jede,  den 
öffentlichen  Körperschaften  mögliche  Weise. 

7.  Heranziehung  moderner  wissenschaftlicher  Gesichtspunkte  zur  Refor- 
mation des  Strafrechts  (Jugendgerichte,  bedingte  Verurteilung,  lebens- 
längliche Anhaltung  von  Gewohnheitsverbrechern. 


Wer  diese  Ziele  fördern,  wer  eine  zentrale  Kraftstelle  für  inter- 
nationale Kulturpolitik  schaffen  will,  trete  unserem  Bunde  bei! 
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Internationale  Revue 

Herausgegeben  von  Prot  Dr.  R.  Broda  in  Paris 
in  Verbindung  mit  Dr.  Hermann  Beck  und 
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6.  Jahr 

Die  Leser  dej  „Dokumente  des  Fortschritts"  werden 
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BERLIN  W.  10 

Georg  Reimer 


lilllllllllllllllllllM 

Verlegt  bei  Georg  Reimer  in  Berlin  W.10 

Jährlich  11  Hefte  für  10  Mark  -  Einzelheft  1  Mark 

i 


Bund  für  Organisierung  mensch- 
lichen Portschritts 

Hauptbureau:  59,  Rue  Claude  Bernard,  Paris 


YTm  die  Ziele  des  Bundes  zu  konkreter  Veranschaulichung  zu  bringen,  seien 
U  im  nachstehenden  einige  jener  Bestrebungen  genannt»  welche  er  als  An- 
wendungen seines  Grundgedankens  organischen  Menschheitsfortschritts  betrachtet, 
«Ii««        Zu  Gebote  stehenden  Aktionsmitteln  fördern  will: 


<*rge  für  Gesundheit  und  Veredelung  der 
"Mkswohnungen  —  Gartenstadtbewegung.  — 
-  Bekämpfung  der  Trunksucht  durch 
""^e  (nach  dem  Beispiel  des 
Sportsübung  inner- 
c*aubplage.  — 
*  -«»onders 


BHHHBHHI 


Wer  diese  Ziele  fördern,  wer  eine  zentrale  Kraftstelle  für  inter- 


nationale Kulturpolitik  schaffen  will,  trete  unserem  Bunde  bei! 


DOKUMENTE  DES 
FORTSCHRITTS 

IIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIH 

Internationale  Revue 

Herausgegeben  von  Prof.  Dr.  R.  Broda  in  Paris 
in  Verbindung  mit  Dr.  Hermann  Beck  und 
Erich  Lilienthal  in  Berlin 

6.  Jahr  1.— 6.  Heft 


Organ  des  Instituts  für  intern.  Austausch 
fortschrittlicher  Erfahrungen  u.  des  Bundes 
für  Organisierung  menschlichen  Fortschritts 

IIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIH 

Verlegt  bei  Georg  Reimer  in  Berlin  W.10 

Jährlich  11  Hefte  für  10  Mark  -  Einzelheft  1  Mark 


'  .  •  •  e  •  «  • 
•  •   *  »  •  * 


INHALT: 

ABHANDLUNGEN: 


Prof.  D.  AU.  Agache,  Paris:  Probleme 
des  Städtebaus   192 

Altchinesische  Ethik  und  Lebensweisheit  273 

V.  Armenak:  Die  türkische  Krise   65 

Armenak,  Konstantinopel:  Die  wirt- 
schaftliche Zukunft  der  Balkanhalb- 
insel  v   308 

Walter  Assmus,  Berlin:  Die  Versorgung 
der  ländlichen  Bevölkerung  mit  gutem 
Lesestoff    206 

Curt  Bading,  Berlin:  Die  Kulturmission 
des  Kinos    217 

L6on  Bel£tang,  Paris:  Patriotismus  und 
Übernationalismus   290 

Josef  Bernhard,  Wien:  Die  Wiener  Ham- 
merbrotwerke  356 

J.  L.  Berton,  Mitglied  der  französischen 
Deputiertenkammer,  Präsident  der 
Kommission  für  Sozialversicherung 
(Paris):  Die  Frage  der  Entvölkerung  443 

Dr.  von  Borosini,  Chicago:  Hull  House 
in  Chicago   153 

Dr.  Renetta  Brandt-Wyt,  Berlin-Steglitz: 
Der  Wille  zum  Kinde  beim  Weibe,  ein 
Versuch  zur  Erklärung  des  Geburten- 
rückganges   23 

Th.  Brauer,  Köln:  Die  christlich -sozialen 
Arbeiterorganisationen   330 

Robert  Breuer,  Berlin:  Die  Beziehungen 
des  Arbeiters  zur  bildenden  Kunst. . .  201 

Prof.  Dr.  R.  Broda,  Paris:  Die  Kultur- 
aufgaben des  Jahrhunderts.  (Das  Al- 
koholproblem und  seine  Lösung)   46 

 (Die  Aufgaben  des  modernen  Staa- 
tes)  129 

 (Die  Organisierung  des  Fort- 
schritts)   236 

 (Fortschrittsmoral)   303 

 (Arbeiterkultur)   369 

—  Die  englische  Sozialversicherung  . . .  375 

—  Die  Schaffung  eines  Rechtszustandes 
zwischen  den  Völkern   429 

Dr.  Joachim  von  Bülow,  Berlin:  Theorie 
und  Praxis  in  der  Kunst   220 

Dr.  John  Mac-Cormick,  ehem.  Melbourne: 
Die  australische  Arbeiterbewegung  . .  348 

Henri  Dagan,  Paris:  Der  Kampf  gegen 
die  Tuberkulose  in  Paris    159 


Alexandra  David,  Bombay:  Das  Problem 
einer  weltlichen  Moral  unter  dem  Ge- 
sichtspunkt der  rationalistischen  Me- 
thode des  Buddhismus  264 

Dr.  Eduard  David«  Mitglied  des  deutschen 
Reichstages:  Die  Rüstungsmanie  320 

Charles  Dumas,  Mitglied  des  französischen 
Parlaments :  Entwicklungstendenzen 
in  der  französischen  Gewerkschaftsbe- 
wegung  345 

Enquete:  Die  Rolle  der  Gewalt  in  Kon- 
flikten des  modernen  Lebens  70,  169,  246, 


282 

Ant.  Erkelenz,  Arbeitersekretär:  Die  li- 
berale Arbeiterbewegung  Deutschlands  335 

Prof.  Dr.  Pontus  Fahlbeck,  Lund  (Schwe- 
den): Die  Tripleentente  und  Deutsch- 
land   138 

Geheimrat  Prof.  Dr.  Wilhelm  Foerster, 
Berlin:  Die  Osterfrage    244 

—  Zur  Verständigung  über  den  Fort- 
schritt der  Menschheit   255 

Alfred  H.  Fried,  Wien:  Sturmzentrum 
Österreich    59 

—  Die  internationale  Verwaltung  und  die 
Ansätze  zu  einer  internationalen  Ge- 
setzgebung   391 

Dr.  Jakob  Fromer,  Berlin-Charlottenburg: 
Der  Prophetismus  im  alten  Testament  276 

Charles  Gide,  Professor  an  der  Universi- 
tät Paris:  Die  Ziele  der  französischen 
Genossenschaftsbewegung   108 

Professor  I.  Gonser,  Berlin,  Generalsekre- 
tär des  Deutschen  Vereins  g.  d.  Miß- 
brauch geistiger  Getränke:  Die  organi- 
sierte Trinkerfürsorge  in  Deutschland  3 

Margarethe  von  Gottberg,  Stuttgart:  Er- 
werbsarbeit der  Schulkinder  in  Däne- 
mark   447 

Dr.  Hallstein,  Wien:  Der  großösterrei- 
chische Gedanke    146 

Dr.  phil.  Richard  Hennig,  Berlin:  Stand 
und  Zukunftsaussichten  der  Bagdad- 
bahn   435 

Dr.  Ludwig  Heyde,  Berlin:  Urlaub  für  Ar- 
beiter und  Angestellte  in  Deutschland  38 

Dr.  Albert  Hofacker,  Berlin:  Zum  Petro- 
leummonopol   114 


IV 


DOKUMENTE  DES  FORTSCHRITTS 


1913 


Geza  von  Hofhnann,  k.  u.  k.  österr.-ungar. 
Vizekonsul,  Chicago:  Das  erste  staat- 
liche Amt  für  Rassenhygiene  415 

Frans  van  Kalken:  Die  mazedonische 
Frage   63 

Sehw.  Agnes  Karll,  Berlin,  Vorsitzende 
der  Berufsorganisation  der  Kranken- 
pflegerinnen Deutschlands,  Ehrenpräsi- 
dentin des  Weltbundes  der  Kranken- 
pflegerinnen: Der  Einfluß  der  Kran- 
kenpflege auf  den  sozialhygienischen 
Fortschritt  in  den  angelsächsischen 
Ländern   27 

Jean  Jacques  Kaspar,  Paris:  Zur  finn- 
ländischen  Frage   149 

Leopold  Katsclier,  Paris:  Der  Gewinn- 
beteiligungstag zu  Bordeaux  ...  111 

—  Eine  Riesenweltpetition   414 

Gustav  Koepper,  Syndikus  der  Hand- 
werkskammer, Coblenz:  Der  genossen- 
schaftliche Gedanke  in  Deutschland  .  102 

Dr.  G.  Kurnatowski,  Warschau:  Die 
Trennung  von  Staat  und  Nation  ....  292 

Dr.  phil.  Dora  Lande,  Berlin:  Die  Öko- 
nomisierung des  Universitätsbetriebes  409 

Dr.  Eugen  Lanske,  Wien:  Ideen  zu  einer 
internationalen  Geldreform   400 

Erich  Lilienthal,  Berlin:  Der  Kampf 
um  den  Geschmack  in  Deutschland  . .  189 

—  Die  Ausbildung  des  Geschmacks  in 
Deutschland    384 

Dr.  Charles  Maloine,  Paris:  Die  franzö- 
sische Rüstungspolitik    418 

Dr.  med.  Max  Marcuse,  Berlin:  Fort- 

;  schritte  im  Kampfe  gegen  die  Ge- 

r  schlechtskrankheiten   32 

Dr.  Arthur  Mayer,  München:  Moderne 
Buchillustration.  (Zu  den  Arbeiten 
von  Emil  Preetorius)    223 

Edgar  Mühaud,  Professor  an  der  Univer- 
sität zu  Genf:  Die  Bekämpfung  der 
Lebensmittelteuerung  durch  Gemeinde- 
Initiative    92 

Dr.  P.  Münch,  ehem.  Minister  des  Innern, 
Kopenhagen:  Die  dänischen  Gewerk- 
schaften   343 

Dr.  Hermann  ftluthesius,  Geh.  Regierungs- 
rat,  Berlin-Nikolassee:  Die  neuere  ar- 
chitektonische Bewegung  in  Deutsch- 
land  183 

Oskar  Neve,  Berlin:  Die  wirtschaftliche 
(„gelbe")  Arbeiterbewegung    338 

Arvid  Neovius,  Helsingfors:  Die  Ergeb- 
nisse des  Proportionalwahlsvstems  in 
Finnland   .   313 

Geheimrat  Wilhelm  Ostwald,  Leipzig-Gr.- 
Bothen:  Monistische  Ethik    258 


Edward  R.  Pease,  London:  Die  Ergeb- 
nisse der  demokratischen  Finanzreform  120 

Louis  Pepin,  Mitglied  des  belgischen  Par- 
laments: Die  Ergebnisse  des  Propor- 
tionswahlrechts in  Belgien    319 

Engelbert  Pernerstorf  er,  Vizepräsident  des 
Österreichischen  Abgeordnetenhauses, 
Wien:  Österreich  nach  dem  Balkankriege  139 

—  Die  Wiener  freie  Volksbühne   196 

Dr.  Queralto,  Präsident  des  sozialhygie- 
nischen Instituts  von  Catalonien  (Bar- 
celona): Die  soziale  Bedeutung  der 
Tuberkulose    20 

Georges  Rency,  Generalsekretär  der  Ver- 
einigung belgischer  Schriftsteller:  Die 
gegenwärtigen  Strömungen  in  der  bel- 
gischen Literatur   213 

Prof. Petro  Silvio  Rivetta,  Rom:  Eine  Re- 
form der  chinesischen  Schrift  209 

G.  Sauzede,  Paris:  Die  Einführung  des 
Zehnstundentags  in  Frankreich  358 

Ernst  Schmerl,  Berlin:  Der  beamtete  Arzt 
—  eine  soziale  Forderung   161 

Georg  Schmiedl,  Wien:  Das  Wiener 
„Volksheim"   353 

Landrichter  Dr.  Ernst  Sontag,  Berlin: 
Die  Bucketshops  in  Deutschland  441 

Sir  Robert  Stout,  früher  Ministerpräsi- 
dent und  jetzt  Präsident  des  Obersten 
Gerichtshofes  von  Neuseeland:  Die 
Ergebnisse  der  Alkoholverbotsgesetz- 
gebung in  Neuseeland    8 

Fritz  Telmann,  Wien:  Einige  Bemer- 
kungen zur  österreichisch-ungarischen 
Auslandspolitik   144 

Dr.  v.  Ursin,  ehem.  Vizepräsident  des 
Finnischen  Landtags:  Die  Erfolge 
der  finnischen  Bestrebungen  für  ein 
gesetzliches  Alkohol  verbot    12 

Michael  Vajda :  Die  Nationalitätenfrage 
in  Ungarn   420 

Emil  Vandervelde,  Präsident  des  inter- 
nationalen sozialistischen  Bureaus, 
Brüssel:  Wieso  ist  die  internationale 
Arbeiterpartei  die  einzige  unbeugsame 
Friedenspartei  ?    54 

O.  Vincart,  Brüssel:  Der  Werdegang  des 
Volkshauses  zu  Brüssel   355 

Friedrich  Weinhausen,  M.  d.  R.:  Staats  - 
arbeiterorganisationen  in  Deutschland  327 

D.  J.  Wernicke,  Syndikus  des  Verbandes 
deutscher  Waren-  und  Kaufhäuser, 
Berlin:  Die  Bedeutung  der  deutschen 
Warenhäuser  als  Preisregulatoren  ...  98 

Prof.  Dr.  Robert  Wilbrandt,  Tübingen: 
Die  grundlegenden  Prinzipien  ameri- 
kanischer Wirtschaft   87 


INHALT  DES  ZWEITEN  HALBJAHRBANDES 

0  g— — — - 


v 
3> 


CHRONIKEN: 


CHRONIK  DER  ÖKONOMISCHEN 
ENTWICKLUNG. 


Der  Plan  eines  Getreidehandel -Monopols 

in  Rußland   121 

Das  Gewinnbeteiligungssystem  in  Eng- 
land   122 

Baugenossenschaften  in  Frankreich  ....  122 

Das  Wiener  städtische  Brauhaus  123 

Der  deutsche  Verein  der  Industriebe- 
amten  124 

Landwirtschaftliche  Schulen  in  den  Ver- 
einigten Staaten    124 

Der  Außenhandel  Bulgariens   125 

Die  bulgarische  Industrie    126 

Serbien  in  Landwirtschaft  und  Industrie  127 
Ist  ein  deutsch-englischer  Krieg  eine 
volkswirtschaftliche  Notwendigkeit  von 

Dr.  E.  Kreuzkam,  Berlin  128 

Das  Treuwaltunternehmen  von  Dr.  J. 

von  Bülow,  Berlin    310 

Der  Straßenbahnverkehr  in  den  Welt- 
städten  312 

CHRONIK    DER  POLITISCHEN 
ENTWICKLUNG. 

Aufruf  serbischer  Frauen  an  das  deutsche 
Volk  von  Cath.  M.  Milovouk   67 

Fortschritte  des  deutsch-tschechischen 
Komitees  in  Wien  von  Fritz  Telm  :iin, 
Wien   150 

Italienische  Arbeiterinnen  und  montene- 
grinische Bäuerinnen  von  Georges 
Costes   151 

Proportionalwalilsystem  in  Zürich   152 

Polnische  Strömungen  von  Joachim  Soltys, 
Lemberg    373 

Kosten  eines  europäischen  Krieges  von 
Georges  Costes,  Paris   423 

Internationaler  theosophischer  Friedens- 
kongreß Visingsö,  Wettersee,  Schwe- 
den von  J.  Th.  Heller   424 

Eine  Organisation  zur  Bekämpfung  der 
Kriegsseuchen  in  der  österreichischen 
Armee    426 

Das  deutsch-südamerikanische  Institut 
in  Bonn   428 


CHRONIK  DER  SOZIALEN 
ENTWICKLUNG. 

Mutterschaft  von  Adele  Schreiber   42 

Grundriß  der  sozialen  Hygiene  von  Dr. 


med.  Alfons  Fischer,  Karlsruhe   44 

Alkoholverbot  in  Fabriken   45 

Der  Kampf  gegen  die  Tuberkulose  in 
Amerika  von  R.  Lcslie    163 


Tuberkulosefürsorge  in  New  York  von 
R.  Leslie    164 

Der  Kampf  gegen  die  Tuberkulose  in 
England   164 

Die  Freiluftschule  zur  Bekämpfung  der 
Tuberkulose  in  Frankreich    165 

Tuberkulosefürsorge   für  französische 
Beamte    165 

Wirtshausreform  von  Annie  Pevsner, 
Leipzig   165 

Milch  in  Fabriken    167 

Milch-   und   Limonadenausschank  im 
Bergbaubetriebe   167 

Mütterfürsorge  in  Paris  , . . .  167 

Ein  Erholungsheim  für  Mütter   168 

Ein  Klublokal  für  Landstreicher   168 

Verbot  der  Nachtarbeit  in  den  Bäcke- 
reien in  Holland    168 

Krankenfürsorge  im  Rahmen  der  Invali- 
denversicherung in  Deutschland  379 

Das  Programm  der  neuseeländischen  Re- 
gierung   449 

Schulkinderspeisung  in  England    450 

Eine  Kinderliga  für  Gemeindewohlfahrt 
in  Michigan   450 

Reformen  im  französischen  Postdienst 
von  Louis  Vial    541 

Bau  billiger  Volkswohnungen  in  Frank- 
reich von  Charles  Lebloud   452 

Schwimmende  Krippen  in  N-  w  York  . .  AI  2 


CHRONIK  DER  ARBEITERBE- 
WEGUNG. 


Private  Arbeiterfürsorge  in  Frankreich 

von  Dr.  Felix  Regnault   360 

Ein  neuer  Typus  der  Produktivgenossen- 
schaft   361 

Ausdehnung  der  englischen  Minimallohn- 
gesetzgebung   362 

Die  Heimarbeit  in  Ungarn  und  ihre  Be- 

*  kämpfung    363 

Arbeiterschutz    363 

Adolf  Levenstein   363 

Volkskonzerte  von  Georg  Sclimiedl  364 

Volkstümliche  Erziehung  zur  Kunst  von 

Gaston  Sauvebois,  Paris    367 

Berichtigung   368 


CHRONIK  DES  TECHNISCHEN 
UND  WISSENSCHAFTLICHEN 
FORTSCHRITTS. 

Der  Verein  „Deutsches  Zeitungsarchiv-- 
von  L.  E.  Dillinger    69 

Eine  Würfelgrammatik  von  Louis  Gan- 
zenmüller   382 


VI  DOKUMENTE  DES 

iL" 

CHRONIK  DER  MORALISCHEN- 
UND  RECHTSENTWICKLUNG. 


Haupttages  des  Bundes  für  Keform  des 

Religionsunterrichts   295 

Die  Kirchenaustrittsbewegung  in  Deutsch- 
land und  Österreich  296 

Zur  freireligiösen   Bewegung  von  R. 

Broda    297 

Der  Cercle  Berthelot  in  Paris   298 

Eine  Liga  für  Moralerziehung  in  Paris 

von  R.  Broda    298 

Die  positivistische  Gesellschaft  in  Paris 

vonA.Dubois   298 

Eine  amerikanische  Religionsgesellschaft  299 
Überwachung  der  katholischen  Privat- 
iv schulen  in  Frankreich    299 

Die  neuen  weltlichen  Feste  in  Frankreich  299 
Weltliche  Schulen  im  Orient  von  F.  Du- 

bois  300 

Kultursozialismus  von  Ludwig  Hammer- 
sehlag,  Freiburg  i.  B   300 


FORTSCHRITTS  1913 

—  I) 

Die  bulgarischen  Bajackas  von  Viktor 
Germais    301 


Zur  Entwicklung  Indiens  von  G.  Tajore  302 


CHRONIK  DER  LITERARISCHEN 
UND   KÜNSTLERISCHEN  ENT- 
WICKLUNG. 

Der  Verlag  einer  Literatur  von  Erich 


Lilienthal   233 

Ein  Franzose  über  die  Entwicklung  des 
deutschen  Kunstgewerbes  von  Erich 
Lilienthal   234 

Neue  Dichtergruppen  in  Rußland  234 

Liselotte  und  Ludwig  XIV.  von  Dr.  Mi- 
chael Strich,  München   234 

Die  Liebesbriefe  der  Marquise  von  Dr. 
von  Bülow,  Berlin    235 

Ein  Buch  über  Indien  von  Julie  Adam, 
Wien    388 


DOKUMENTE  DES 
FORTSCHRITTS 

IIIIII1IIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIH 

Internationale  Revue 

Herausgegeben  von  Prof.  Dr.  R.  Broda  in  Paris 
in  Verbindung  mit  Dr.  Hermann  Beck  und 
Erich  Lilienthal  in  Berlin 

6.  Jahr  7.  Heft 


Organ  des  Instituts  für  intern.  Austausch 
fortschrittlicher  Erfahrungen  u.  des  Bundes 
für  Organisierung  menschlichen  Fortschritts 

llllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllliHIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIN 

Verlegt  bei  Georg  Reimer  in  Berlin  W.10 

Jährlich  11  Hefte  für  10  Mark  -  Einzelheft  1  Mark 


INHALT: 

Dieses  Heft  ist  vornehmlich  der  Frauenbewegung  gewidmet. 

Nachdruck  mit  Ausnahme  der  durch  einen  Vermerk  gekennzeichneten  Artikel  mit 

Quellenangabe  gestattet. 


Dr.  VON  URSIN,  ehem.  Vizepräsident  des  finnländischen  Landtags:  Das  Frauen- 
stimmrecht in  Finnland   455 

LADY  STOUT,  Wellington:  Die  Ergebnisse  der  Frauenstimmrechtsbewegung  in 

Neuseeland  466 

CLARA  RÜGE,  New  York:  Das  Wahlrecht  der  Frau  in  den  vereinigten  Staaten..  470 
AZIZA  VON  ROCHEBRUNE,  Konstantinopel:  Die  orientalischen  Edelfrauen  des 

Geistes   474 

ELISKA  VON  PNRKYNE,  Prag:  Aus  dem  Leben  der  böhmischen  Frauen   476 

WILHELMINE  MOHR,  Berlin:  Das  sittlich  verwahrloste  Mädchen   486 

J.  TIXERAND,  Paris:  Die  Arbeitsruhe  der  niederkommenden  Frauen   489 

Chronik   491 

RICHTUNGLINIEN  DES  FORTSCHRITTS: 

Prof.  Dr.  R.  BRODA,  Paris :  Kultur  aufgaben  des  Jahrhunderts.  (Die  Heranziehung 

der  Frau  zum  öffentlichen  Leben)   499 

POLITISCHE  ENTWICKLUNG: 

Dr.  LUDWIG  HAAS,  Karlsruhe,  Mitglied  des  Reichstags:  Die  Berner  Konferenz..  504 
ELIAS  ALTIAR:  Das  selbständige  Armenien   507 

SOZIALE  ENTWICKLUNG: 

PAUL  DESCAMPS,  Paris:  Die  Balkanfrage,  sozial  gesehen   509 


DR.  VON  URSIN,  EHEM.  VIZEPRÄSIDENT  DES 
FINNLÄNDISCHEN  LANDTAGS:  DAS  FRAUEN- 
STIMMRECHT IN  FINNLAND. 

^™|ER  hervorstechendste  Zug  der  aktuellen  Kulturentwicklung  ist 
ohne  Zweifel  die  Erweiterung  der  Rechte  der  Entrechteten.  Das 
Sklaventum  ist  nach  jeder  Richtung  hin  im  Aussterben  begriffen. 
„J  Die  modernen  Sklaven  aber  sind  die  Frauen  und  die  Arbeiter, 
und  im  doppelten  Sklaventum  schmachtet  die  proletarische  Frau. 

Immer  mehr  bricht  sich  die  Ansicht  Bahn,  daß  die  Hebung  dieser  großen 
Menschenklasse  eine  einfache  Machtfrage  ist,  die  weder  mit  Sentimentalität, 
noch  mit  schönen  Worten  entschieden  werden  kann,  sondern  die  nur  durch 
K  a  m  p  f  zu  lösen  ist,  weswegen  das  geeignete  Kampfmittel  gefunden  werden 
muß,  um  zu  seiner  endgültigen  Lösung  zu  gelangen. 

Lassalle  hat  das  Mittel  allen  Arbeitern  der  Welt  in  seinem  berühmten 
„Offenen  Antwortschreiben"  gezeigt:  „Alle  Kunst  praktischer  Erfolge  besteht 
darin,  alle  Kraft  zu  jeder  Zeit  auf  einen  Punkt  —  auf  den  wichtigsten  Punkt  — 
zu  konzentrieren  und  nicht  nach  rechts,  noch  links  zu  sehen.  Blicken  Sie 
nicht  nach  rechts  noch  links,  seien  Sie  taub  für  alles,  was  nicht  allgemeines 
und  direktes  Wahlrecht  heißt  oder  damit  im  Zusammenhange  steht  und 
dazu  führen  kann." 

Auch  die  Frauen  der  ganzen  zivilisierten  Welt  haben  dieses  Mittel  als 
das  ihrige  erkannt;  vor  Jahren  wurde  die  „International  Women  Suffrage 
Alliance"  gegründet  und  sie  wird  den  zahmen  „International  Council  of 
Women"  bald  vollständig  überflügeln,  obgleich  auch  letzterer  Verein  das 
Frauenstimmrecht  in  sein  Programm  aufgenommen  hat.  In  den  letzten  Jahren 
hat  sich  auch  ein  ausschließlich  proletarischer  „Womens  International  Council 
of  Socialist  and  Labour  Organisation"  gebildet. 

Das  Frauenstimmrecht  ist,  wie  so  manche  andere  bedeutende  Errungen- 
schaft der  menschlichen  Kultur  ein  Kind  der  französischen  Revolution. 
Condorcet  und  Mary  Wollstonecraft  waren  die  ersten  großen  Vorkämpfer  der 
revolutionären  Frauenbewegung,  die  ihre  Ideen  aus  der  französischen  Revo- 
lution zogen,  und  nach  ihnen  kam  John  Stuart  Mill,  der  seinerseits  in  dieser 
Frage  als  ein  Schüler  Condorcets  zu  betrachten  ist.  Jetzt  dringt  bekanntlich 
das  höchste  Recht  der  entrechteten  Frauen  im  Siegeszuge  durch  die  gebildete 
Welt.  Neuseeland,  Australien,  WTyoming,  Colorado,  Idaho,  Utah,  Washington, 
Kalifornien,  Norwegen  und  Finnland  haben  das  aktive,  meistens  sogar  das 
aktive  und  passive  Frauenwahlrecht.  Auch  in  einigen  anderen  Staaten  Nord- 
amerikas ist  es  entweder  neulich  angenommen  oder  steht  die  Annahme 
bald  bevor.  Vier  Frauen  wurden  ins  Parlament  Colorados  gewählt  und  Finn- 
land sah  unter  200  Abgeordneten  bereits  25  Frauen  (d.  i.  also  ein  Achtel) 
gleichzeitig  in  seiner  Kammer  tagen.  Wir  warten  von  Tag  zu  Tag,  daß  es  in 
England,  Dänemark  und  Schweden  ebenso  gehe. 

Wie  ist  nun  Finnland  zu  dem  aktiven  und  passiven  Frauenwahlrecht 
gekommen?  Diese  Frage  mag  interessant  erscheinen  angesichts  des  Paroxys- 
mus,  der  die  englische  Frauenbewegung  ergriffen  hat  und  dessen  scheinbar 
ohnmächtiges  Wüten  in  der  Welt  ein  Mißverständnis  des  eigentlichen  Wesens 
dieser  Bewegung  hervorbringen  könnte.  Das  Frauenwahlrecht  geht  in  Finn- 
land wie  anderwärts  vor  allem  auf  die  ökonomische  Entwicklung  zurück. 
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Fast  überall  in  der  Welt  nimmt  ja  die  Zahl  der  weiblichen  Berufstätigen 
auf  allen  Gebieten  des  Lebens  stetig  zu.  Man  hat  oft  gesagt,  daß  heutzutage 
„die  Welt  das  Haus  der  Frau"  geworden  sei.  Es  ist  hier  gleichgültig,  ob  man 
dies  bedauert  oder  es  begrüßt:  es  ist  einfach  eine  Tatsache,  mit  der  gerechnet 
werden  muß.  Ich  erinnere  nur  an  den  neulich  veröffentlichten  Bericht  des 
holländischen  Arbeitsamtes,  wonach  sogar  unter  den  verheirateten  Frauen 
Hollands,  deren  Berufstätigkeit  doch  in  Abnahme  begriffen  sein  soll,  noch 
41  %  einfach  genötigt  sind,  beruflich  tätig  zu  sein,  um  nicht  zu  verhungern. 

In  Deutschland  nimmt  jedoch  sogar  in  der  Landwirtschaft  die 
Zahl  der  Arbeiterinnen  beträchtlich  zu.  Z.  B.  ist  die  Zahl  der  weiblichen 
Erwerbstätigen  heute  nahezu  zweimal  so  groß  als  vor  25  Jahren.  Die  Hälfte 
aller  Frauen  im  erwerbsfähigen  Alter  ist  heute  in  Deutschland  erwerbstätig. 
(Dorn,  Archiv  für  Rechts-  und  Wirtschaftsphilosophie,  Bd.  V,  Heft  1,  S.  485). 
Auf  zwei  erwerbstätige  Männer  kommt  heute  in  Deutschland  eine  erwerbs- 
tätige Frau.  Auch  in  den  höheren  Schichten  der  Gesellschaft  ist  es  nicht 
anders.  Die  Lebensansprüche  steigern  sich,  die  Aussichten  auf  Eheschließung 
werden  entsprechend  geringer;  die  Töchter,  oftmals  auch  die  verheirateten 
Frauen  der  bürgerlichen  Kreise  ergreifen  einen  Beruf.  Ebenso  ist  es  auch 
bei  uns.  In  der  finnischen  Industrie  machte  die  Zahl  der  beschäftigten, 
Frauen  im  Jahre  1886  27  %  der  gesamten  Arbeiterschaft  aus,  im  Jahre  1908 
33%.  Auf  den  anderen  Gebieten  die  gleiche  Erscheinung.  Frau  Vera  Hjelt, 
unser  weiblicher  Fabrikinspektor,  hat  in  einer  Untersuchung,  die  dem  vor 
einem  Jahre  zu  Stockholm  abgehaltenen  Frauenkongresse  vorgelegt  wurde, 
nachgewiesen,  daß  unter  allen  Gewerbetreibenden  bei  uns  42  %  Frauen  sind, 
also  derselbe  Prozentsatz,  den  man  mit  einiger  Wahrscheinlichkeit  für  die  ganze 
zivilisierte  Welt  ausgerechnet  hat  *). 

Dieser  Drang  nach  ökonomischer  Selbständigkeit  hat  auch  bewirkt,  daß 
die  Frauen  schon  seit  langem  eine  gründlichere  Bildung  als  früher  mit  großem 
Eifer  angestrebt  haben,  um  konkurrenzfähig  zu  sein.  In  dieser  Beziehung 
muß  also  ein  sehr  wichtiger  Faktor  die  Koedukation  auf  dem  Gebiete  der 
höheren  Schule  betrachtet  werden.  Sie  stieß  im  Anfang  auch  bei  uns,  wie 
alle  neuen  bahnbrechenden  Ideen,  auf  heftigen  Widerstand.  Man  behauptete 
ja,  daß  die  Moral  gefährdet  wäre,  ebenso  die  Gesundheit  der  Frau,  daß  außerdem 
ihre  Eigenart  verloren  gehen  werde,  und  daß  —  man  höre  doch:  — sogar 
das  Vaterland  in  Gefahr  sei.  Die  Gegner  mußten  wohl  zugeben,  daß  in  kleineren 
Ortschaften  eine  gemeinsame  Schule  aus  ökonomischen  Gründen  vorzu- 
ziehen wäre.  Als  aber  den  Gegnern  der  Frauenbewegung  ein  Licht  darüber 
aufging,  daß  diese  Koedukation  aus  der  Frau  nicht  mehr  eine  Hilfe  des 
Mannes,  sondern  einen  Konkurrenten  machen  wollte,  zog  man  erst  recht 
in  der  Volksvertretung  und  überall  gegen  die  gemeinschaftliche  Erziehung  los. 
Jetzt  besitzen  wir  in  Finnland  über  70  Koedukationsschulen  für  die  sekun- 
däre Bildung,  die  zu  immer  größerer  Zufriedenheit  des  Publikums  arbeiten. 
Die  Zahl  der  Schüler  ist  in  einem  Vierteljahrhundert  gewaltig  gewachsen. 
Es  muß  auch  hervorgehoben  werden,  daß  in  den  letzten  40  Jahren  die  Zahl 
der  weiblichen  Schüler  sich  in  den  Staatsschulen  im  Vergleiche  zu  der  Zu- 
nahme der  männlichen  Schüler  verdoppelt,  in  den  Privatschulen  sogar  noch 
mehr  zugenommen  hat. 


*)  Freilich  sind  hier  die  statistischen  Resultate  des  Jahres  1900  mit  denjenigen 
der  Industrie  und  des  Handels  1908/09  zusammengeschlagen,  so  daß  das  Resultat  nicht 
exakt  ist.    Auch  sind  die  Landarbeiter  ganz  ausgelassen. 


DAS  FRAUENSTIMMRECHT  IN  FINNLAND 


457 


Wie  der  Koedukation,  so  erging  es  auch  den  Vorschlägen,  die  finnische 
Universität  den  Frauen  zu  eröffnen. 

Als  Prof.  Runeberg,  der  Sohn  unseres  Dichterkönigs,  einen  dies- 
bezüglichen Antrag  im  Jahre  1886  den  Priestern  im  Landtage  stellte,  wurden 
seine  Ausführungen  in  schmachvoller  Weise  verhöhnt  und  abgelehnt. 

Erst  im  Jahre  1901  wurde  den  Frauen  der  Zutritt  zur  Universität  ge- 
stattet. Schon  früher  hatten  einige  mit  besonderer  Erlaubnis  an  der  Univer- 
sität studiert.  Den  ersten  akademischen  Grad  erreichte  eine  Frau  im  Jahre 
1882  und  einer  unserer  größten  Dichter,  Topelius,  sang  in  begeisterten  Worten 
ihr  Lob: 


Du,  holde  Hüterin  des  Herdes,  sage: 

Ist  deine  ganze  Welt  dein  stilles  Haus? 

Ist  wohl  zu  rügen  deine  leise  Klage, 

Wenn  von  der  Schwelle  mal  du  blickst  hinaus  ? 

Hat  diesen  Frevel  Gott  noch  nicht  vergessen, 
Daß  die  verbot'ne  Frucht  du  einst  gegessen  ? 
Du  Saite,  wo  die  Seufzer  wiederklingen, 
Du  Busen,  jeder  Sehnsucht  eine  Welt  ! 

Soll  nur  dein  Herz  uns  schöne  Blumen  bringen, 

Doch  dein  Gedanke  sein  ein  ödes  Feld  ? 

Wo  ist  ein  Blütenhain  wohl  ohne  Licht  ? 

Grün  deine  Myrte  steht !  Warum  dein  Lorbeer  nicht  ?  *) 


Der  Bildungsdrang  war  namentlich  anfangs  in  den  niederen  Frauen- 
schichten des  finnischen  Volkes  nicht  so  stark  wie  in  den  höheren,  schon  aus 
dem  einfachen  Grunde,  weil  sie  nicht  sogleich  den  Zusammenhang  der  größeren 
ökonomischen  Selbständigkeit,  der  auch  die  Arbeiterinnen  immer  mehr  zu- 
strebten, mit  der  höheren  Bildung  ansahen.  Aber  sie  kamen  allmählich  nach. 
Hierbei  war  es  von  sehr  großer  Bedeutung,  daß  „der  Vater  der  finnischen 
Volksschule",  Gygnaens,  ein  begeisterter  Anhänger  der  Ideen  Pestalozzis, 
die  unteren  Schichten  durch  einen  verbesserten,  erziehlichen  Unterricht  zu 
heben  suchte,  und  zwar  vor  allem  die  Mädchen**).  In  dieser  Beziehung  stand 
Cygnaens  höher  —  wie  sie  selbst  eingestanden  —  als  Rudenskiölds  und 
Monrad,  die  beiden  großen  Reformatoren  der  schwedischen  und  dänischen 
Volksschule.  Freilich  war  der  Ausgangspunkt  von  Cygnaens  nicht  der  öko- 
nomische; aber  die  Wirkung  seiner  Ansicht  und  der  danach  durchgeführten 
Reform  war  doch  eine  die  ökonomische  Selbständigkeit  der  proletarischen 
Frau  geradeaus  fördernde.  Denn  in  dieser  Richtung  wirken  sicher  unsere 
ca.  2500  Volksschulen  und  die  aus  diesen  sich  allmählich  entwickelnden 
ca.  30  Volkshochschulen  und  6  Arbeiterinstitute.  Und  diese  vollständige  Gleich- 
stellung des  Mädchens  aus  dem  Volke  mit  dem  Knaben  in  bezug  auf  seine 


*)  Die  Übersetzung  dieser  und  der  weiteren  Verse  verdanke  ich  der  Freundlich- 
keit des  Fräulein  Dagmar  Oehrbom. 

**)  „Wenn",  sagte  er  in  einer  seiner  Schriften,  schon  im  Jahre  1857,  „aus 
ökonomischen  Gründen  Mädchen-  und  Knabenschulen  nicht  zugleich  gegründet  werden 
können,  halte  ich  die  ersteren  für  wichtiger  als  die  letzteren."  Und  in  einem  Brief 
finden  sich  folgende  Äußerungen:  „Die  Gleichstellung  des  Weibes  mit  dem  Manne  un- 
beschadet ihrer  Eigenart  als  Weib  ist  immer  das  Ziel  gewesen,  wofür  ich  geschwärmt, 
gearbeitet,  zu  wirken  versucht  habe." 
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Bildung  (mag  sein,  daß  es  öfters  früher  aus  der  Schule  ausscheidet,  als  er), 
die  das  größere  Selbständigkeitsgefühl  der  Arbeiterfrau  gehoben  hat,  —  „die 
Bildung  macht  frei"  — ,  hat  wesentlich  zur  Erlangung  des  Frauenstimmrechts 
in  Finnland  beigetragen. 

Das  Streben  der  Frauen  nach  ökonomischer  Selbständigkeit  und  d  a  - 
durch  nach  Selbständigkeit  und  Freiheit  überhaupt,  hat  auch  bei  uns 
zwei  Strömungen  geschaffen:  die  bürgerliche  und  die  proletarische  Frauen- 
bewegung. Diese  Spaltung  rührt  namentlich  von  dem  verschiedenartigen 
Druck  her,  unter  dem  auch  die  ökonomische  Freiheitsbewegung  der  Frauen 
zu  leiden  hat.  Bei  uns,  wie  überall,  hat  sich  die  bürgerliche  Frauenemanzi- 
pation vor  allem  gegen  den  Mann,  gegen  den  eigentlichen  ökonomischen 
Gegner  der  freiheitlichen  Entwicklung  der  bürgerlichen  Frau,  gerichtet,  was 
die  Tätigkeit  der  bürgerlichen  Frauen  sowohl  vor,  als  auch  nach  der  Grün- 
dung des  „Finnischen  Frauenvereines"  im  Jahre  1884  und  derjenigen  der 
„Union"  im  Jahre  1892  bezeugt.  Es  sind  mehrere  Erfolge  in  dieser  Be- 
ziehung zu  verzeichnen,  wie  z.B.  die  Volljährigkeit  der  Frau  im  Jahre  (1864/98), 
gleiches  Erbschaftsrecht  der  Tochter  und  des  Sohnes  (1878),  freie  Disposition 
der  Ehefrau  über  eigenen  Erwerb  und  Einschränkung  der  Anwaltschaft  des 
Mannes  (1889),  Zutritt  zu  einigen  Ämtern  usw.  Diese  Fragen  berühren  teil- 
weise auch  die  proletarische  Frauenwelt  und  deswegen  wurde  auch  z.  B.  die 
Ehegesetzgebung  zur  Debatte  in  den  proletarischen  Frauenkongressen  der 
Jahre  1906  und  1909  zugelassen  und  recht  radikale  Beschlüsse  gefaßt  —  es 
kann  nämlich  die  verheiratete  Herausgeberin  der  proletarischen  Frauenzeitung 
Finnlands  nicht  als  für  die  Redaktion  verantwortlich  fungieren  und  auch 
keine  auswärtige  Reise  ohne  Erlaubnis  des  Mannes  unternehmen.  Die  fin- 
nische Proletarierin  sucht  aber  im  Kapitalismus  das  eigentliche  Hindernis  ihrer 
Entwicklung  wie  derjenigen  ihres  männlichen  Kollegen,  und  auch  sie  meint 
daher,  wie  ihre  kämpfenden  Schwestern  in  anderen  Ländern,  daß  das  Klassen- 
interesse des  Proletariats  dem  Sonderinteresse  der  Frau  vorangestellt  werden 
müsse. 

Selbst  die  Stimmrechtsfrage,  die  doch  die  Krone  aller  freiheitlichen 
Frauenbewegung  ist,  konnte  die  bürgerlichen  und  die  proletarischen  Frauen 
nur  für  eine  Weile  zusammenhalten.  Man  arbeitete  jedoch  eifrig  auf  beiden 
Seiten  nach  dem  Grundsatze:  „Getrennt  marschieren,  aber  vereint  schlagen." 
Fräulein  Ehrnrooth,  die  eigentliche  Schöpferin  der  finnischen  Frauen- 
bewegung, erließ  im  Jahre  1887  eine  feurige  Aufforderung  an  die  Frauen 
Finnlands  und  prophezeite,  daß  das  Frauenstimmrecht  kommen  sollte,  bevor 
die  letzte  Stunde  des  19.  Jahrhunderts  geschlagen  hätte.  Fräulein  Hagman, 
eine  andere  energische  und  zielbewußte  bürgerliche  Frau,  veröffentlichte 
schon  zwei  Jahre  nachher  eine  diesbezügliche  Schrift,  wo  sie  mit  logischer 
Schärfe  die  gegnerischen  Einwände  widerlegte,  und  Frau  Pärssinen,  sowie 
zwei  Fräulein  Ahlstedt  (Aalle)  rüttelten  mitten  in  den  Unglücksjahren,  wo 
wo  die  Diktatur  Bobrikoffs  über  uns  schwebte,  die  proletarischen  Frauen  auf. 
Im  Jahre  1899  wurde,  wie  es  schien,  als  Antwort  auf  den  ersten  furchtbaren 
Schlag  gegen  die  autonome  Freiheit  Finnlands  unsere  Arbeiterpartei  ge- 
gründet, welche  die  vollständige  Gleichheit  der  Frau  und  des  Mannes  auch 
in  politischer  Hinsicht  proklamierte.  Eben  dies  gab  natürlich  den  proletarischen 
Frauenrechtsbestrebungen  einen  mächtigen  Anstoß,  und  ungeachtet  aller 
Schikanen  in  sehr  schwierigen  politischen  Verhältnissen,  diskutierten  die 
proletarischen  Frauen  in  ihren  Konferenzen  der  Jahre  1900  und  1902  sehr 
eifrig  über  das  Frauenstimmrecht.    Der  proletarische  Frauenverein  wurde 


DAS  FRAUENSTIMMRECHT  IN  FINNLAND 


459 


& 


im  Jahre  1900  gegründet.  Eine  Kühnheit  und  Entschlossenheit  sondergleichen, 
die  der  höchsten  Bewunderung  würdig  ist! 

Der  Mord  Bobrikoffs  durch  einen  Finnländer  und  der  große  Frauenkongreß 
in  Berlin,  wo  der  internationale  Verein  für  das  Frauenstimmrecht  gegründet 
wurde,  beide  im  Sommer  1904,  regten  die  von  Fräulein  Hagman  geleitete 
Union-Gesellschaft  an,  eine  allgemeine  Frauenstimmrechtskonferenz  zu 
veranstalten,  die  auch  am  Ende  des  Jahres  stattfand.  Alle  Schichten  der 
finnischen  Frauenwelt  waren  vertreten,  auch  sozialdemokratische  Frauen 
nahmen  an  der  Konferenz  teil,  insgesamt  etwa  1000  Frauen.  Nicht  alle  An- 
wesenden wünschten  von  Anfang  an  das  allgemeine  Frauenstimmrecht, 
einige  waren  für  Einschränkungen  aller  Art  —  die  Diskussion  drohte  ge- 
fährlich zu  werden  —  aber  zuletzt  wurde  doch  das  allgemeine  Stimmrecht 
für  alle  Frauen,  die  das  21.  Lebensjahr  zurückgelegt  haben,  proklamiert. 
Dies  war  zugleich  die  Antwort  der  Frauen  Finnlands  auf  die  Proposition  der 
finnisch-russischen  Regierung,  die  den  Frauen  jedes  politische  Stimmrecht 
verweigerte.  Der  Landtag,  der  im  Herbst  1904  und  Frühling  1905  tagte, 
stand  unter  dem  Drucke  der  aufgeregten  öffentlichen  Meinung  und  der  den- 
selben belagernden  Volksmassen.  Auch  Frauen  waren  sehr  zahlreich  in  den 
Volksversammlungen  erschienen.  Der  Grundgesetzausschuß  konnte  des- 
wegen nur  die  Abgabe  seines  Berichtes  verzögern.  Aber  die  Frauen,  besonders 
die  proletarischen,  wurden  ungeduldig.  Anfangs  des  Jahres  1905  verbreitete 
der  Vorstand  der  proletarischen  Frauen  unentgeltlich  10  000  Flugschriften 
über  das  Frauenstimmrecht.  Und  als  der  Landtag  als  Ganzes  unter  dem 
Vorwande,  daß  Zeit  und  geordnete  politische  Verhältnisse  zur  Behandlung 
der  Regierungsvorlage  fehlten,  dieselbe  auf  einen  kommenden  Landtag  ver- 
schob, brach  der  Zorn  los.  Im  Sommer  desselben  Jahres  trat  der  Kongreß 
der  proletarischen  Frauen  sehr  zahlreich  zusammen.  Die  Diskussion  war 
außerordentlich  stürmisch,  besonders  in  bezug  auf  die  getroffene  Entscheidung 
des  Landtages,  aber  auch  gegen  den  von  Fräulein  Gripenberg  geleiteten 
rechten  Flügel  der  bürgerlichen  Frauen,  der  teilweise  wenigstens  geneigt  war, 
das  passive  Frauenwahlrecht  preiszugeben  und  auch  mit  einem  auf  den 
Zensus  beruhenden  Frauenstimmrechte  zufrieden  gewesen  wäre.  Man  be- 
hauptete entschieden,  daß  die  Politik  auch  den  Frauen  gehöre.  „Können 
wir  nicht  die  Dolmetscher  bei  Seite  schieben  und  selbst  unsere  Gedanken 
in  die  Welt  hinausrufen  I"  rief  begeistert  eine  proletarische  Frau.  Sie  wurde 
feurig  akklamiert.  „Wir  wollen  uns  so  erziehen,  daß  wir  alles  für  diese  große 
Sache  opfern."  „Nieder  mit  allen  Ausnahmegesetzen  für  die  Frauen  !<c  Es 
wurde  beschlossen,  das  ganze  Land  in  Agitationsbezirke  einzuteilen,  Agita- 
torinnen und  Gelder  zur  Verfügung  zu  stellen,  Flugblätter  massenhaft  zu 
verbreiten  und  überall  Versammlungen  abzuhalten.  Das  war  wirklich  wie  bei 
einem  großen  Feste,  wo  das  Feuer  der  Begeisterung  in  hellen  Flammen 
aufloderte. 

Wie  aus  dem  Vorhergehenden  zu  ersehen  ist,  hatten  die  Frauen,  sowohl 
bürgerliche  als  auch  proletarische,  tüchtig  für  die  Erlangung  des  Frauen- 
stimmrechts gearbeitet,  keine  Mühe  gescheut,  um  an  das  Ziel  zu  gelangen. 

Aber  wenn  man  sich  die  Frage  vorlegt,  ob  sie  ohne  Generalstreik  das 
Frauenstimmrecht  erlangt  hätten,  muß  man  mit  einem  entschiedenen  Nein 
antworten.  Die  Richtigkeit  dieser  Auffassung  geht  aus  mehreren  Tat- 
sachen hervor. 

Als  die  erste  Petition  um  das  politische  Wahlrecht  der  Frauen  im  Jahre 
1897  in  das  Parlament  eingereicht  wurde,  —  wahrscheinlich  unter  dem  Ein- 
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flusse  von  Frau  Canth,  der  größten  Schriftstellerin  in  finnischer  Sprache  — , 
wurde  sie  schon  im  Ausschuß  begraben,  trotzdem  das  aktive  Kommunal- 
wahlrecht den  unverheirateten  Frauen  schon  zustand  und  auch  vom  Landtag 
(aber  nicht  von  der  Regierung)  das  passive  bald  zuerkannt  wurde.  Im  Landtag 
1904/5  war  die  Geistlichkeit  gegen  das  politische  Frauenstimmrecht,  die 
Bauern  dafür,  der  Adel  und  die  Bürgerschaft  auch  dafür,  aber  da  die  Alter- 
native zwischen  Zensus  und  Frauenstimmrecht  war,  ist  es  sehr  unsicher,  ob 
das  Frauenstimmrecht  schließlich  gesiegt  hätte.  Sicher  hätte  aber  die  vor- 
revolutionäre Regierung  das  Frauenstimmrecht  verworfen  und  ebenso  sicher 
auch  das  Staatsoberhaupt,  das  auch  nach  der  Umwälzung  der  Verhältnisse 
nur  mit  ausgesprochenen  Bedenken  das  Frauenstimmrecht  sanktionierte, 
wie  unser  erster  Staatsmann  der  Gegenwart,  Mechelin,  von  seinem  Besuch 
bei  dem  Kaiser  Nikolaus  nachher  erzählt  hat.  Dies  ist  eine  sehr  wichtige  Tat- 
sache bei  Beurteilung  der  Durchführbarkeit  des  Frauenstimmrechts  in 
Europa. 

So  kam  die  Revolution  im  November  des  Jahres  1905.  Im  kaiserlichen 
Manifest  wurde,  wie  bekannt,  , allgemeines  Stimmrecht"  versprochen;  doch 
war  damit  nicht  die  Frage  des  Frauenstimmrechts  erledigt.  Die  oben  er- 
wähnte alternative  Auffassung  vom  Jahre  1904/05  stand  drohend  vor  allen 
Freunden  des  Frauenstimmrechts;  auch  die  Wählbarkeit  der  Frau  wurde 
bestritten.   Die  Frauen  begannen  von  neuem  mit  Löwenmut  zu  kämpfen. 

Frau  Pärssinen  veröffentlichte  einen  flammenden  Protest  („Die  Frauen 
mit")  gegen  jede  Unterdrückung  der  Frau  sowohl  von  Seiten  der  Zivilgesetze 
als  auch  des  Kapitalismus.  Das  Frauenstimmrecht  sei  nicht  nur  unser  Ziel, 
sondern  auch  Mittel,  um  zum  Endziele  zu  gelangen;  auch  das  passive  Wahl- 
recht sei  nötig,  weil  nur  eine  Frau,  die  schon  von  Natur  aus  in  vielen  Beziehungen 
der  Gegensatz  des  Mannes  sei,  die  Gedanken  und  Erfahrungen  der  Frau 
darzulegen  verstehe.  Die  proletarischen  Frauen  feierten  vom  1.  November 
an  zwei  ganze  Wochen  als  besondere  Stimmrechtswochen,  und  sie  kamen  am 
2.  Dezember  1905  zusammen,  wobei  man  sogar  an  einen  neuen  Generalstreik 
dachte,  falls  der  Widerstand  andauern  würde.  Zwei  Wochen  später  wurden 
große  Versammlungen  von  proletarischen  Frauen  überall  im  Lande  veran- 
staltet, wo  ein  Frauenmanifest  vorgelesen  wurde.  An  demselben  nahmen 
mehr  als  21  000  Frauen  teil,  in  „Finnlands  Manchester"  allein  5000.  Anfangs 
des  folgenden  Jahres  verbreitete  Frau  Pärssinen,  die  unermüdliche  Vor- 
kämpferin der  proletarischen  Frauen,  eine  Broschüre,  in  der  sie  ihre  ,, kämpfen- 
den Schwestern"  aufforderte,  ,,zu  schwören,  nicht  früher  vom  Kampfe  zu 
lassen,  bevor  das  aktive  und  passive  Frauenstimmrecht  errungen  sei".  Das 
Zentralkomitee  sandte  an  die  Frauenvereine  des  Proletariats  die  Rundfrage, 
was  sie  machen  würden,  wenn  der  bevorstehende  Landtag  die  Wählbarkeit 
der  Frauen  verwürfe.  Von  91  antwortenden  Vereinen  forderten  82  entschieden 
zum  Generalstreik  auf  und  nur  zwei  widersetzten  sich  unbedingt,  die  übrigen 
wollten  mit  der  Majorität  gehen.  Auch  die  bürgerlichen  Frauen,  die  wie  immer 
in  der  Stimmrechtsfrage  von  dem  ebenso  unermüdlichen  Fräulein  Hagman 
geleitet  wurden,  kamen  am  2.  Dezember  1905  zu  einer  großen  Konferenz 
zusammen.  Es  waren  ca.  25  000  Frauen  vertreten,  wo  nach  einer  kurzen 
Diskusion  allgemeines  Stimmrecht,  aktives  wie  passives,  für  alle  21jährigen 
Frauen,  verheiratete  oder  unverheiratete,  entschieden  gefordert  wurde. 

Die  Frauen  Finnlands  haben  —  das  muß  zugestanden  werden  —  mit 
bewunderungswürdiger  Energie  für  ihr  Stimmrecht  gekämpft,  und  der  Sieg 
war  denn  auch  ein  vollständiger.   Die  Juristen  fanden  jetzt  nach  der  Revo- 
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lution,  daß  die  Anwaltschaft  des  Mannes  kein  Hindernis  für  das  Frauen- 
stimmrecht sei;  von  den  14  Personen,  die  die  Vorlage  des  neuen  Grundgesetzes 
redigierten,  war  nur  ein  einziger,  der  Vorsitzende  Prof.  Hermansson,  ein 
Gegner  des  Frauenstimmrechts  —  welchen  Widerstand  er  später  im  Landtag 
sogar  fallen  ließ  —  und  auch  im  neuen  Senate  gab  es  nur  zwei  Gegner  mehr. 

Nachdem  das  Gesetz  von  unserem  Großfürsten,  dem  Kaiser  von  Ruß- 
land, unter  Einfluß  Mechelins  bestätigt  worden  war,  feierten  die  Frauen  an 
manchen  Orten  fröhliche  Feste.  In  den  höheren  Schichten  war  freilich  die 
Stimmung  nicht  ganz  so  fröhlich,  da  die  politischen  Verhältnisse  zu  sehr 
auf  alle  Intellektuellen  drückten  und  die  Frauen  ja  stets  —  wie  auch  ihre 
künftige  Parteipolitik  immer  zeigte  —  sich  mit  den  Interessen  des  Gesamt- 
staates solidarisierten.  Diese  reine  Hingabe  an  allgemeine  politische  Über- 
zeugungen brachte  es  nach  endlicher  Erringung  aktiven  und  passiven  Wahl- 
rechts auch  dahin,  daß  die  Frauen,  obwohl  als  Wähler  in  der  Überzahl  (1100 
Frauen  gegen  1000  Männer),  wobei  auch  alte  und  kranke  Frauen  zur  Wahl- 
urne gebracht  wurden,  nur  19  Geschlechtsvertreterinnen  ins  Abgeordneten- 
haus entsandten  gegenüber  181  Männern. 

Dabei  die  größte  Bescheidenheit,  die  man  sich  denken  kann,  eine  Hand- 
lungsweise, die  wohl  nicht  gerade  abschreckend  ist  für  andere  Länder,  die 
vor  Einführung  des  passiven  Frauenwahlrechts  stehen. 

Die  Beurteiler  des  glücklich  errungenen  Frauenstimmrechts  zerfallen 
im  großen  ganzen  in  vier  verschiedene  Gruppen: 

Gruppe  a)  verwirft  es:  Irreführung  der  Frauen  und  Entwurzelung  aus 
ihrem  „eigentlichen  Wirkungskreise".  Hauptsächliche  Vertreter  dieser  Rich- 
tung unter  den  Frauen  selbst:  Ellen  Key  und  Humphrey  Ward;  doch  wurde 
diese  Auffassung  schon  von  einer  so  hervorragenden  Frau  wie  Beatrice  Webb 
verlassen. 

Gruppe  b)  findet  weder  schlechte  noch  gute  Wirkungen,  das  heißt  keine 
Verschiebung  des  politischen  Gleichgewichts.  Diese  Ansicht  ist  z.  B.  von 
dem  schwedischen  Prof.  Reuterskiold  vertreten,  der  eine  Untersuchung  über 
das  Frauenstimmrecht  geliefert  hat.  Und  dieser  Umstand  soll  die  Durch- 
führung des  Frauenstimmrechts  so  schwierig  machen,  weil  keine  vorhandene 
Partei  ein  Interesse  an  ihr  habe.  Im  Gegensatz  hierzu  könnte  man  ja  auch 
meinen,  daß  dies  eben  ein  Grund  für  alle  Parteien  wäre,  die  andere  Hälfte 
der  Menschheit  nicht  auszuschließen,  nicht  als  politische  Sklaven  zu  be- 
handeln. 

Gruppe  c)  erkennt  erhebliche  Resultate  an  für  die  Entwicklung  einiger 
wichtiger,  die  ganze  Menschheit  berührender  Kulturfragen,  z.  B.  der  Alkohol- 
bekämpfung, Sittlichkeit,  Kriminalität.  Wenn  auch  alles,  was  der  amerika- 
nische Senator  Owen,  die  ausstralischen  Minister  Reeves,  Barton  und  Deakin 
in  dieser  Beziehung  bezeugen,  außer  acht  gelassen  wird,  so  ist  doch  das  gegen 
Ende  des  Jahres  1911  in  Seattle  Vorgefallene  ein  mächtiges  und  eklatantes 
Beispiel  von  Einfluß  der  stimmenden  Frauen:  sie  haben  eine  in  tiefe  Korrup- 
tion versunkene  Stadt  des  Staates  Washington  durch  ihre  Stimmzettel  aus 
dem  Verfalle  gerettet. 

Gruppe  d)  freut  sich  der  grandiosen  Ergebnisse  für  die  Frauen  selbst 
und  ihrer  Befreiung.  ,,In  den  Vereinigten  Staaten  ist  es  erwiesen,  daß  wer 
das  Wahlrecht  besitzt,  höher  geschätzt  wird,  als  wer  es  nicht  besitzt".  Fräul. 
Goldstein  in  Amerika  behauptet,  daß  die  Frauen  daselbst  nicht  die  geringste 
Höflichkeit  von  Seiten  der  Männer  genossen  (not  the  faintest  con- 
ception  of  what  chivalry  means),  bevor  sie  das  Stimmrecht  bekommen  haben. 
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Wenn  man  die  Resultate  des  Frauenstimmrechts  in  Finnland  unter 
diesen  vier  Gesichtspunkten  betrachtet,  kommt  man  zu  folgenden  Ergeb- 
nissen: 

Schlechte  Resultate  haben  sich  ganz  und  gar  nicht  ergeben.  Die  Liebens- 
würdigkeit, Weiblichkeit  und  Häuslichkeit  der  Frauen  haben  gar  keine 
Einbuße  erlitten.  Es  gab  im  Landtag  weiblicher  Repräsentanten  eine  ganze 
Zahl,  sogar  unter  meinen  entschiedenen  politischen  Gegnerinnen,  deren 
persönlichen  Liebreiz  und  Anmut  ich  sehr  hoch  schätze.  Und  wenn  auch  nicht 
alle  diesen  Zauber  ausübten,  so  beruhte  es  sicher  nicht  darauf,  daß  sie  aktives 
und  passives  Stimmrecht  hatten.  Auch  von  Zerwürfnissen  oder  sogar  von 
Ehescheidungen  wegen  des  Stimmrechts  hat  kein  Mensch  bei  uns  etwas  gehört. 
Meine  Frau  z.  B.  und  ich  gingen  immer  zusammen  zum  Abstimmungslokal, 
aber  wir  zerfielen  deswegen  ebensowenig  wie  vorher;  ich  wußte  nicht  einmal 
anfangs,  ob  sie  dieselben  Kandidaten  unterstützte  wie  ich.  Sie  war  recht  ver- 
schlossen, und  ich  bin  fest  überzeugt,  daß  sie  andere  hatte  als  ich;  nur  darüber 
schienen  wir  einig  zu  sein,  daß  weibliche  Kandidaten  zu  unterstützen  seien; 
erst  nach  der  letzten  Wahl  teilte  sie  mir  unaufgefordert  mit,  daß  sie  auf  eine 
Liste  gestimmt,  die  auch  ich  mir  auserwählt  hatte.  Auch  die  gefürchtete 
Redseligkeit  der  Frau  hat  sich  als  eine  Fabel  erwiesen.  Der  Prozentsatz  der 
männlichen  und  weiblichen  Äußerungen  ist  fast  gleich  (im  Jahre  1907 — 10 
von  den  Frauen  60%,  von  den  Männern  64,5%.)  Auch  waren  die  Ansprüche 
der  Frauen  im  allgemeinen  ebenso  sachlich,  wie  die  der  Männer,  denn  sie 
waren  vollkommen  über  die  von  ihnen  behandelten  Gegenstände  orientiert. 
Einige  Frauen,  z.  B.  Frau  Pärssinen,  sind  gewandte  und  schlagfertige  Redne- 
rinnen. Daß  die  Frauen  zu  der  Spaltung  des  Parteilebens  noch  beigetragen 
hätten,  hat  sich  bei  uns  gar  nicht  bestätigt;  sie  haben  ja  nicht  einmal  einen 
besonderen  „feministischen"  Zug  in  die  Debatte  hineingebracht.  Als  ein 
Gegner  des  Frauenstimmrechts  dies  im  Landtag,  ohne  Beweise  anzuführen, 
zu  behaupten  wagte,  wurde  er  mit  vollem  Rechte  öffentlich  von  seinen  poli- 
tischen Meinungsgenossen  widerlegt.  Freilich  hat  ein  Arzt  im  nördlichen 
Finnland  ohne  Beweise  beizubringen  behauptet,  daß  in  einem  Kirchspiel  die 
Zahl  der  Schwachsinnigen  seit  Verleihung  des  Stimmrechts  an  die  Frauen 
unter  denselben  zugenommen  hätte;  aber  diese  Behauptung  wird  von  allen 
verständigen  Leuten  nur  als  ein  Kuriosum  angesehen,  denn  als  wirklicher 
Grund  ist  Not  und  Elend  bekannt.  Ebensowenig  Beachtung  schenkt  man  bei 
uns  dem  Aufsatze  eines  Apothekers,  der  inH.WardsAntisuffragist-Zeitschrift  vor 
einem  Jahr  etwa  erschienen  ist.  Der  Verfasser  vergißt  vor  allem,  daß  politische 
Aktionen  von  ökonomischen  Interessenverknüpfungen  bestimmt  werden,  und 
dabei  sind  die  Frauen  ganz  genügend  aufgeklärt,  um  zu  wissen,  wem  sie 
ihre  Stimme  geben  sollen.  Dies  ist  ja  eben  der  Grund,  auf  dem  das  Prinzip 
des  allgemeinen  Stimmrechts  beruht. 

Zur  Auffassung  b)  möchte  ich  bemerken,  daß  sie  eine  direkt  lobenswerte 
Eigenheit  der  weiblichen  Wählerschaft  zu  berühren  scheint,  die  sich  auch  in 
Finnland  bewährt  hat.  Es  war  wohl  auch  in  Österreich,  Frankreich  und  Bel- 
gien unnötig,  zu  meinen,  die  Frauen  würden  die  reaktionären  Parteien  unter- 
stützen. Die  Frauen  lassen  sich  im  Gegenteil  von  ökonomischen  Rücksichten 
leiten.  Nur  nicht  bei  allgemeinem  Frauenstimmrecht,  wie  z.  B.  in  Norwegen, 
bei  gleichzeitigem  allgemeinem  Männerstimmrecht  verschiebt  sich  natürlich 
das  politische  Gleichgewicht,  und  einem  solchen  Stimmrecht  wird  sich  vor 
allem  das  Proletariat  mit  aller  Gewalt  widersetzen.  In  Übereinstimmung 
mit  Prof.  Haymann  in  Deutschland  hat  der  schwedische  Professor  Fahlbeck 
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andererseits  behauptet,  daß  die  extremen  Elemente  durch  das  Frauenstimm- 
recht nur  gewinnen  könnten,  dies  hat  aber  bei  uns  ein  befähigter  Kenner  der 
Wahltechnik  vollständig  widerlegt.  Es  ist  doch  möglich,  daß  die  frühere 
günstige  Stimmung  in  bezug  auf  das  Frauenstimmrecht  wenigstens  teilweise 
auf  der  Hoffnung  der  Parteien  beruhte,  durch  dasselbe  einen  Zuwachs  der 
eigenen  Partei  zu  gewinnen;  aber  diese  Hoffnung  ist  in  jeder  Beziehung  ver- 
eitelt worden. 

Dennoch  kann  auf  keine  Weise  zugeben  werden,  daß  das  Frauenstimm- 
recht bei  uns  einfach  die  Stimmen  ungefähr  verdoppelt  und  auch  keine 
weiteren  Folgen  gezeitigt  hätte.  Diese  Behauptung  widerlegt  sich  entschieden, 
wenn  man  die  Motionen  und  Petitionen  untersucht,  die  von  den  weiblichen 
Repräsentanten  (der  Landtage  in  den  Jahren  1907 — 1911)  eingereicht  wurden. 
Freilich  darf  man  nicht  meinen,  daß  weder  vor,  noch  nach  der  finnischen 
Repräsentationsreform  die  Frauenwelt  bezweckende  Reformvorschläge  von 
Männern  eingebracht  worden  wären.  Aber  ganz  sicher  ist,  daß  nie  bei  uns 
in  vier  Sitzungsperioden  so  viele  ausschließliche  Fraueninteressen  berührende 
Anträge  gestellt  worden  sind,  wie  nach  der  Frauenstimmrechtsreform.  Mehrere 
Anträge,  welche  direkt  die  Hebung  der  Humanität,  Bildung  und  Gesundheit 
bezwecken,  wurden  von  Frauen  eingebracht;  vor  allem  solche,  welche  auf 
eine  Besserung  in  bezug  auf  Trinker,  Gefangene,  Idioten  und  Tierbehandlung 
hinzielen,  oder  die  Zulassung  zur  Bildung  erleichtern  wollen  (z.  B.  Lehrzwang, 
Volksschule,  unmittelbare  Vorschule  der  Mittelschule,  Volksbibliotheken  und 
andere  Schulfragen),  die  Hebung  der  Gesundheit  bezwecken  (Kampf  gegen 
die  Tuberkulose,  Gesundheitsinspektoren),  oder  Erteilung  größerer  Rechte 
an  die  unterdrückten  Juden  usw. 

Die  weitaus  größte  Zahl  der  gestellten  Anträge  bezieht  sich  auf  solche 
Fragen,  welche  die  Interessen  der  Frauen  selbst  oder  der  Kinder  berühren; 
alles  in  allem  handelt  es  sich  um  zwanzig  durchaus  hochwichtige  Fragen. 
Man  kann  diese  Anträge  in  allgemein-weibliche,  bürgerliche  und  sozialistische 
einteilen.  Zu  der  ersten  Klasse  sind  zu  rechnen:  Hebung  des  Ehealters  der 
Frau  vom  15.  zum  17.  Jahr,  volles  Eigentumsrecht  der  Ehefrau,  Mitbestim- 
mungsrecht der  Ehefrau  über  eigene  Kinder  (jetzt  kann  ja  der  Vater  allein 
die  Religion,  das  Vaterland  und  den  Aufenthaltsort  derselben  bestimmen). 
Diese  Vorlagen  wurden  von  allen  Frauen  im  Landtage  ziemlich  gleichmäßig 
unterstützt.  Auch  darf  die  Erhöhung  des  Schutzalters  des  Mädchens  —  vom 
12.  bis  zum  15.  Jahr  (gegen  unsittliche  Angriffe)  —  hierher  gerechnet  werden. 
Bürgerliche  Frauenfragen  par  preferance  waren  diejenigen  vom  vollen  Zu- 
tritt der  Frauen  zu  Staatsämtern,  vom  Recht  des  unehelichen  Kindes  auf 
den  Namen  und  die  Erbschaft  des  Vaters  und  vom  Rechte  der  Frau,  als 
Anwalt  vor  Gericht  zu  treten.  Hierzu  kommt  auch  die  Petition  um  einen 
Zusatz  zum  Strafgesetze,  um  die  Unantastbarkeit  der  Frau  auf  der  Straße 
besser  zu  schützen.  Rein  soziale  oder  sozialistische  Gesetzentwürfe  sind: 
Mutterschaftsversicherung,  Aufhebung  der  vollkommen  veralteten  Dienst- 
botenordnung (vom  Jahre  1865)  und  die  Errichtung  eines  Hauses  von  Staats 
wegen  für  verwahrloste  uneheliche  Kinder  und  unverheiratete  Mütter.  Hier- 
her muß  man  auch  die  Petitionen  um  Herabsetzung  der  Strafe  wegen  Kinder- 
mordes rechnen  und  eine  ausschließlich  kommunale  Arbeitsvermittlung  nebst 
Verbot  der  Stellenvermittlung  einzelner.  Mehrere  Eingaben  können  je  nach 
dem  Standpunkte  sowohl  als  bürgerliche,  als  auch  als  sozialistische  betrachtet 
werden.  Solche  sind  die  Anträge  zur  Einführung  des  Haushaltungsunterrichts, 
zur  Speisung  der  Schulkinder,  über  Kindergärten  und  Kinderschutz,  Prosti- 


464  DOKUMENTE  DES  FORTSCHRITTS  JULI  1913 


tution,  Hebammenwesen  und  die  Lage  der  Handlungsgehilfen.  Es  muß 
schließlich  hervorgehoben  werden,  daß  die  Frauen  mehrere  Vorlagen  allge- 
meinen Inhalts  eingereicht  haben,  die  verschiedene  Gebiete  des  Staatslebens 
außer  den  schon  erwähnten  berühren. 

Alle  Vorlagen  wurden  anfangs  von  den  Frauen  den  verschiedenen  Par- 
teien im  Landtage  als  besondere  Petitionen  übergeben,  wenn  sie  auch  ganz 
dieselbe  Frage  behandelten  und  dieselbe  Bitte  enthielten  —  auch  ein  Beweis 
des  allgewaltigen  ökonomischen  Zwanges  — ;  später,  als  der  äußere  Druck 
wuchs,  einigten  sich  die  bürgerlichen  Frauen  —  freilich  nur  selten  —  um 
eine  gemeinsame  Petition.  Die  bürgerlichen  und  die  sozialistischen  Frauen 
einigten  sich  aber  in  einer  und  derselben  Vorlage  nie,  sogar  in  den  Aus- 
schüssen stimmten  sie  fast  immer  getrennt.  Auf  sozialem  Gebiete  gingen 
ja  auch  die  Ansichten  weit  auseinander,  z.  B.  in  betreff  der  Nachtarbeit 
der  Frauen.  Die  bürgerlichen  Frauen  verteidigten  mit  Feuereifer  die 
Nachtarbeit,  die  Proletarierinnen  nannten  es  eine  wahre  Schande,  die  Nacht- 
arbeit der  Frauen  zu  fordern.  Jetzt  hat  sich  auch  eine  hervorragende  bürger- 
liche Frau,  Gebhardt,  an  die  Seite  der  letzteren  gestellt. 

Wenn  man  nach  dem  Resultat  aller  dieser  Frauenpetitionen  fragt,  so 
stellt  sich  eine  eigentümliche  Sachlage  heraus.  Natürlich  muß  man  bis  auf 
weiteres  von  allen  Endresultaten  absehen.  Die  jetzige  Regierung  hat  nur 
eine  einzige  Frauenpetition  par  preferance,  diejenige  um  Hebung  des  Ehe- 
alters,  bestätigt,  —  es  kommt  gegenwärtig  nur  darauf  an,  zu  untersuchen, 
welche  Frauenpetitionen  von  den  Repräsentanten  der  Nation  angenommen 
sind  und  welche  nicht.  Und  dann  finden  wir  zwei  merkwürdige,  oder  richtiger 
gesagt,  ganz  natürliche  Tatsachen,  die  kaum  einen  Konservativen  von  der 
Erteilung  des  Stimmrechts  an  die  Frauen  abhalten  sollten.  Erstens,  daß  die 
von  den  sozialistischen  Frauen  eingereichten  Vorlagen  nicht  angenommen 
oder  verschoben  worden  sind  (diejenigen  über  das  Heim  für  verwahrloste 
Kinder  wurde  nicht  bis  zu  Ende  verhandelt,  die  Mutterschaftsversicherung 
einem  von  der  Regierung  einmal  —  oder  niemals  —  einzusetzenden 
Komitee  überwiesen,  die  Aufhebung  der  Dienstbotenordnung  verworfen  und 
die  Dienstbotenfrage  ebenfalls  einem  Regierungskomitee  übergeben).  Also 
keine  Furcht  vor  sozialistischen  Übereilungen  durch  das  allgemeine  aktive 
und  passive  Frauenstimmrecht  !  Und  dann  noch  eins  !  Auch  die  spezifisch 
bürgerlichen  Frauenfragen  haben  dasselbe  Schicksal  geteilt,  trotz  des 
wahrlich  stolzen  Wortes  des  Fräulein  Hagmans  in  der  Petition  (1907)  um 
die  Gleichstellung  der  Ehefrau  mit  dem  Manne,  daß  ,,das  allgemeine  Rechts- 
bewußtsein schon  unbedingt  die  vollständige  Rechtsgleichheit  des  Weibes 
fordert". 

Solche  Rechte  wären  doch  wohl  der  uneingeschränkte  Zutritt  zu  den 
Staatsämtern  und  wesentlich  auch  die  freie  Verfügung  über  ihr  Vermögen 
seitens  der  Frau.  Auch  das  volle  Mitbestimmungsrecht  der  Ehefrau  in  bezug 
auf  ihre  Kinder  ist  nicht  einen  Schritt  weitergekommen. 

Angenommen  vom  Landtage  sind  außer  den  Fragen  allgemeinen  huma- 
nitären Inhaltes  (des  Tierschutzes,  des  Lehrzwanges  und  der  Volksbiblio- 
theken, der  Tuberkuloseverhütung,  der  Gesundheitsinspektoren  und  der 
Verbesserung  der  Stellung  der  Juden)  nur  diejenigen  der  Erhöhung  des  Ehe- 
alters auf  17  Jahre  und  des  Schutzalters  der  Mädchen  auf  15  Jahre,  des 
Straßenfriedens,  der  Anstellung  der  Hebammen  in  den  Kommunen  in  ge- 
nügender Anzahl,  der  Unterstützung  der  Opfer  der  Prostitution,  der  Schul- 


DAS  FRAUENSTIMMRECHT  IN  FINNLAND  465 


küchen  und  des  Haushaltungsunterrichts,  der  Kindergärten  und  der  Errich- 
tung von  ausschließlich  kommunalen  Arbeitsvermittlungsanstalten  *). 

Das  Alkoholgesetz  wurde  auch  in  der  erneuten  Vorlage  einer  Frau  vom 
Landtage  angenommen. 

Es  ist  also  zuzugeben,  daß  durch  das  Frauenstimmrecht  doch  etwas 
bei  uns  erreicht  worden  ist,  und  wenn  man  sich  die  Frage  vorlegt,  warum 
kein  besseres  Resultat  erzielt  wurde,  muß  geantwortet  werden:  die  Schuld 
daran  trägt  die  politische  Reaktion;  die  „verdammte  Bescheidenheit",  um 
Lassalles  Ausdruck  zu  gebrauchen,  und  freilich  auch  eine  gewisse  Unreife  der 
Frauen.  Die  jetzt  vorherrschende  politische  reaktionäre  Strömung  hat  auch 
auf  die  Frauenverhältnisse,  wie  auf  diejenigen  der  Arbeiter  eingewirkt.  Die 
Männer  sind  jetzt  weniger  geneigt,  den  Frauen  Konzessionen  zu  machen. 
Man  klagt  offen  in  den  Frauenblättern,  daß  die  Männer  nur  als  Köder  Frauen- 
namen auf  ungeeignete  Stellen  der  Wählerliste  setzten.  Ich  meine,  die  Klage 
ist  berechtigt.  Andererseits  wieder  fordern  die  finnischen  Frauen  zu  wenig 
Beachtung.  Die  Frauen  Finnlands  könnten  alle  Plätze  des  Landtages  mit 
Frauen  besetzen:  denn  nach  der  offiziellen  Wahlstatistik  gab  es  seit  der  Wahl- 
reform bei  jeder  WTahl  ca.  60  000  wahlberechtigte  Frauen  mehr  als  Männer 
(im  Jahre  1911  z.  B.  707  237  Frauen  und  642  811  Männer),  besonders  über- 
wiegen sie,  wie  schon  bemerkt,  in  den  Städten  ganz  bedeutend.  Dennoch 
nehmen  immer  ca.  10 — 11  %  weniger  als  Männer  an  den  Wahlen  teil.  Das 
Schlimmste  ist,  daß  die  Frauen  selbst  nicht  mit  größerer  Bestimmtheit  beim  Auf- 
stellen der  Kandidatenliste  mehr  Frauennamen  fordern,  da  nun  einmal  aus 
ökonomischen  Gründen  eine  eigene  Frauenpartei  unmöglich  ist.  Eine  solche  Maß  - 
regel  wurde  schon  im  Jahre  1908  von  Fräulein  Hagman  mit  Nachdruck 
befürwortet  und  auch  andere  Frauen  haben  sich  dagegen  gestemmt,  daß  die 
Frauen  aus  allerlei  patriotischen  Gründen  sich  ihrer  Frauenrepräsentanten 
entäußern  sollten.  WTenn  man  bedenkt,  daß  noch  im  Jahre  1908  hervor- 
ragende Juristen  sich  entschieden,  z.  B.  gegen  die  Aufhebung  der  Anwalt- 
schaft des  Mannes  aussprachen,  kann  man  verstehen,  weswegen  die  Zahl  der 
weiblichen  Repräsentanten  seit  dem  Jahre  1908  im  steten  Niedergange  be- 
griffen ist.  Im  Jahre  1907  wurden  19,  im  Jahre  1908  25,  im  Jahre  1909  21, 
im  Jahre  1910  17,  im  Jahre  1911  14  gewählt;  am  meisten  davon  werden  die 
altfinnischen  Frauen  betroffen,  am  wenigsten  die  sozialdemokratischen.  Eine 
gewisse  Unreife  unter  den  Frauen  läßt  sich  auch  nicht  leugnen.  Bei  großen 
durchgreifenden  Reformen,  die  durch  Revolutionen  etwas  beschleunigt  sind,  ist 
dies  ja  ganz  natürlich.  Die  Frauen  geben  es  auch  offen  in  ihren  eigenen  Publika- 
tionen zu,  und  sie  haben  auch  redlich  angefangen  durch  Selbsterziehung, 
durch  Verbreitung  von  politischen  Kenntnissen  und  durch  andere  Reformen 
Abhilfe  zu  schaffen.  Man  klagt  zum  Beispiel,  daß  die  Frauen  die  Aufgaben 
der  politischen  und  der  gesellschaftlichen  Frauenvereine  vermischen.  Aber 
ebenso  wie  die  Arbeiter  sich  allmählich  emporarbeiten,  so  werden  auch  die 
Frauen  Finnlands  diese  Unreife  bald  abschütteln  und  ihre  wirklich  vortreff- 
lichen Eigenschaften  auch  auf  dem  politischen  Gebiete  zu  voller  Reife  und 
voller  Entwicklung  bringen. 

Nie  werden  es  die  Frauen  Finnlands  zu  bereuen  haben,  daß  sie  das 
aktive  und  passive  Wahlrecht  besitzen;  denn  dadurch  werden  sie  ja  allmählich 
trotz  kleiner  Rückschläge  immer  vorwärts  schreiten,  und  die  volle  Entwick- 


*)  Ich  muß  hier  leider  bemerken,  daß  Fräulein  Hjelts  Aufsatz  für  den  Frauenkon- 
greß in  Stockholm  vorigen  Jahres  sehr  verdienstlich  ist,  aber  die  Angaben  über  die 
Landtagsarbeit  der  Frauen  strotzen  von  Fehlern. 
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lung  der  Frau  durch  den  Genuß  voller  bürgerlicher  Rechte  wird  auch  eine 
Hebung  der  ganzen  Bevölkerung  mit  sich  bringen,  die  wenigstens  dem  zu- 
künftigen Geschlechte  zugute  kommen  wird.  Und  besonders  in  den  sicher 
vorübergehend  schweren  Zeiten  wird  diese  Hebung  der  Hälfte  unseres  Volkes 
zur  Stärkung  desselben  mächtig  beitragen  und  uns  Kraft  verleihen,  auch  die 
schwersten  Prüfungen  zu  ertragen. 

Ja,  wir  erwarten  wirklich  noch  viel  von  unseren  Frauen,  von  den  neuen 
Frauen,  die  mitbestimmend  im  öffentlichen  Leben  auftreten.  Und  deswegen 
singt  auch  Topelius  so  schön: 

Platz  den  Ideen:  Platz  den  hehren,  hohen, 
Die  freigeboren  in  der  Welten  Nacht 
Wie  Funken  unsren  trüben  Blicken  lohen 
Und  zeugen,  leuchten  warm  in  voller  Pracht. 
Saatkörnern  gleich,  im  Sturme  ausgesäet 
Sie  schmelzen  Eis;  es  graut  schon  warm  der  Tag 
Den  Schwerbedrückten,  die  die  Welt  verschmähet. 
0  Weibes  Schicksal:  Leiden  ohne  Klage 
Vom  Maun  begehrt  und  schonungslos  geküßt, 
Er  fand  sie  schön,  wie  Elfen  in  der  Sage, 
Doch  von  der  Seele  hat  er  nichts  gewußt: 
Umschmeichelt,  auch  getreten  und  verdrossen 
Vernunft  auch  bar,  von  eitlem  Glanz  verführt 
Sie  trug  stets  still  ihr  Joch,  nicht  Dank  verspürt, 
Von  Taten,  Denken  immer  ausgeschlossen. 


LADY  STOUT,  WELLINGTON*):  DIE  ERGEBNISSE 
DER  FRAUENSTIMMRECHTSBEWEGUNG  IN  NEU- 
SEELAND. 

LLGEMEIN  bekannt  ist  es,  daß  das  Frauenstimmrecht  in  Neu- 
seeland zu  einer  durchgreifenden  Gesetzgebung  gegen  die  Übel 
des  Alkoholismus  geführt  und  den  Erlaß  weitgehender  Alkohol- 
verbotsgesetze bewirkt  hat.  Weniger  bekannt  ist  es  wohl,  daß 
das  neuseeländische  Parlament  unter  dem  Einfluß  seiner  weiblichen  Wähler- 
schaft auch  eine  Reihe  von  anderen  beispielgebenden  Gesetzen  geschaffen  hat. 
—  Eine  eigene  Frauenpartei  ist  allerdings  niemals  bei  den  Wahlen  in  Erschei- 
nung getreten;  Männer  und  Frauen  arbeiteten  und  kämpften  in  den  gleichen 
politischen  Parteien  in  enger  Verbindung  miteinander,  aber  eben  die  Tat- 
sache, daß  das  neuseeländische  Parlament  eine  Reihe  von  Gesetzen  zugunsten 
der  Frauen  und  Kinder  erlassen  hat,  die  von  keinem  Parlament  der  Erde, 
das  ausschließlich  Männerstimmrecht  besäße,  jemals  erlassen  worden  sind, 
zeigt  klar  den  Einfluß  der  weiblichen  Wählerschaft. 

Nachstehend  seien  einige  der  vom  neuseeländischen  Parlament  be- 


*)  Lady  Stout,  die  Gemahlin  des  früheren  Ministerpräsidenten  und  jetzigen  Präsi- 
denten des  obersten  Gerichtshofes  in  Neuseeland,  unseres  Mitarbeiters  Sir  Robert 
Stout,  hatte  die  Freundlichkeit,  uns  diese  Ausführungen  über  ein  Thema,  das  sie  mit 
großer  Kompetenz  zuletzt  in  einer  Broschüre  „Women  Suffrage  in  New  Zeeland"  für 
Zwecke  der  „National  Woinen's  Social  and  Political  Union"  behandelt  hatte,  für  die 
Dokumente  des  Fortschritts  zur  Verfügung  zu  stellen.  — 
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schlossenen  Gesetze,  die  heute  geltendes  Recht  des  Landes  darstellen,  an- 
geführt. 

1.  Die  Zulassung  der  Frauen  zur  Advokatur. 

2.  Der  University  Act,  durch  welchen  absolute  Gleichstellung 
männlicher  und  weiblicher  Studierender,  Zulassung  der  Frau  zu  allen  Lehr- 
anstalten und  Lehrposten  ausgesprochen  wurde. 

3.  Der  Education  Act,  welcher  die  gemeinsame  Erziehung 
beider  Geschlechter  in  sämtlichen  Volks-  und  Hochschulen  und  der  über- 
wiegenden Mehrzahl  der  Mittelschulen  vorsieht  und  heute  einstimmig  als 
ein  großer  pädagogischer  Erfolg  anerkannt  Wird. 

4.  Die  Einführung  von  staatlichen  Alterspensionen  an 
sämtliche  über  65  Jahre  alten  Männer  und  Frauen  des  Landes,  die  nicht  über 
ein  eigenes,  aus  andern  Quellen  stammendes  Einkommen  von  mehr  als  700  Mk. 
pro  Jahr  verfügen.  —  Um  dieses,  aus  humanitären  Motiven  entspringende, 
wertvolle  humanitäre  Gesichtspunkte  verwirklichende  Gesetz  haben  sich  die 
weiblichen  Wähler  Neuseelands  durch  klare  Betonung  ihrer  Forderung  sehr 
verdient  gemacht. 

5.  Ein  Gesetz,  welches  die  Konzessionspflicht  der  Dienst- 
vermittlungsbureaus vorsieht  und  Garantie  gegen  den  Mißbrauch 
derselben  für  Zuführung  junger  Mädchen  zu  unlauteren  Berufen  schafft. 

6.  Ein  Kinderschutzgesetz,  welches  speziell  auch  wirksame 
Inspektion  für  die  Bewahrung  unehelicher  Kinder  durch  Pflegeeltern  vorsieht. 

7.  Ein  Gesetz,  welches  den  obersten  Gerichtshof  ermächtigt,  jedes 
Testament  als  ungültig  zu  erklären,  das  nicht  ent- 
sprechende Vorsorge  für  den  überlebenden  Ehegatten  trifft. 

8.  Ein  Gesetz,  welches  jeder  Frau  im  Falle  der  Entbindung  vierzehn- 
tägige unentgeltliche  Unterkunft  in  einem  Mütter- 
heim zuspricht  und  für  Frauen,  welche  im  eigenen  Haushalt  verbleiben, 
unentgeltlicher  Besuch  von  Hebammen  und  Geldunterstützung  gewährt. 

9.  Der  Criminal  Amendement  Act,  der  erhöhte  Strafen  für 
geschlechtlichen  Mißbrauch  von  Kindern  und  Notzucht  vorsieht;  dieselben 
können  in  besonders  schweren  Fällen  bis  zu  lebenslänglicher  Zwangsarbeit 
gehen,  bzw.  in  anderen  Fällen  wird  es  dem  Richter  anheimgestellt,  Gefängnis  - 
haft  ohne  bestimmte  Begrenzung  auszusprechen,  und  die  Gefängnisverwaltung 
gibt  in  diesem  Falle  den  Häftling  erst  frei,  wenn  sie  klare  Anzeichen  einer 
Charakteränderung  zu  erkennen  glaubt. 

Diese  Bestimmung  ermöglicht  es,  geschlechtlich  Entartete,  welche  eine 
Gefahr  für  die  Umwelt  darstellen,  für  unbegrenzte  Zeit  unschädlich  zu  machen. 

10.  Der  Prison  Reform  Act,  welcher  die  Strafabsicht  in  der  Haft 
zurücktreten  und  die  auf  Besserung  des  Häftlings  hinzielenden  Methoden 
in  den  Vordergrund  der  Gefängnisordnungen  treten  läßt. 

11.  Ein  Gesetz,  welches  die  bedingte  Freilassung  jugend- 
licher Delinquenten  vorsieht. 

12.  Der  Indecent  Publication  Act,  durch  die  die  Ver- 
breitung unzüchtiger  Bilder,  Bücher  und  Schauspiele  verhindert  werden  soll. 

13.  Ein  Gesetz,  welches  strenge  Vorsorge  gegen  Gesundheits  - 
gefährdung im  Handelsgewerbe  trifft  und  die  Arbeitsstunden 
begrenzt. 

14.  Der  Juvenile  Smoking  Act,  durch  den  Knaben  unter 
16  Jahren  das  Tabakrauchen  verboten  werden  soll. 
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Sehr  weitgehend  hat  die  Stimmung  der  weiblichen  Wählerschaft  auch 
auf  die  Entwicklung  der  Arbeiterschutzgesetzgebung  Neu- 
seelands eingewirkt,  und  sei  unter  den  vielen  Gesetzen  dieser  Art  nur  das 
eine  genannt,  welches  für  sämtliche  Fabrikarbeiterinnen  des  Landes  einen 
Minimallohn  von  25  Mk.  pro  Woche  vorsieht  und  die  Ausbeutung  der  weib- 
lichen Arbeiterschaft,  wie  sie  früher  auch  in  Neuseeland  stattfand,  ver- 
hindert. 

Unter  den  gegen  den  Alkoholismus  gerichteten  Gesetzen,  deren 
Erfolg  die  Leser  der  Dokumente  des  Fortschritts  aus  dem  Aufsatz  von  Sir 
Robert  Stout  (Januarnummer  1913)  kennen,  sei  ein  Gesetz  genannt,  welches 
den  Alkoholausschank  in  Kasernen  und  Militärlagern  verbietet  und  den 
moralischen  Standard  der  Soldaten  wesentlich  gehoben  hat. 

Kürzlich  wurde,  im  wesentlichen  unter  dem  Druck  der  weiblichen  Wähler- 
schaft, ein  Gesetz  im  Parlament  angenommen,  dem  zufolge  mittellose 
Witwen  mit  jungen  Kindern,  unabhängig  von  jed- 
weder Versicherung,  eine  Pension  von  7,50 — 10  Mk.  pro 
Woche  erhalten. 

Trotzdem  sei  nochmals  darauf  hingewiesen,  daß  es  niemals  zu  einer  Zu- 
sammenfassung der  Frauen  zu  eigenen  Parteien  gekommen  ist;  die  politischen 
Parteien  legten  eben  nur  Wert  darauf,  möglichst  viele  weibliche  Wähler  um 
ihre  Fahne  zu  scharen,  und  mußten  zu  diesem  Zwecke  solche  Reformen,  an 
denen  die  Frauen,  ihre  Zeitungen  und  Vereine  besonderes  Interesse  nahmen, 
in  ihr  Programm  aufnehmen. 


Gegenüber  manchen  spekulativen  Argumenten,  die  man  in  Europa 
gegen  das  Frauenstimmrecht  vorzubringen  pflegt,  seien  aus  der  Erfahrung 
Neuseelands  einige  tatsächliche  Feststellungen  gebracht. 

Man  meint  vielfach,  daß  die  Frauenwelt  selbst  kein  Interesse  am  Wahl- 
stimmrecht  habe  und  dasselbe  nicht  ausüben  werde.  —  Die  Wahlbeteiligung 
der  Frauen  Neuleelands  betrug  demgegenüber  schon  bei  der  ersten  Wahl, 
an  der  sie  teilnahmen,  68%,  und  ist  seither  auf  über  80%  gestiegen;  dies  ist 
ein  sehr  hoher  Prozentsatz,  wenn  wir  bedenken,  daß  in  den  dünn  besiedelten 
Bezirken  Neuseelands  mit  weit  auseinanderliegenden  Farmhäusern  die  Frau 
oft  weite  Strecken  bis  zum  Wahllokal  zu  reiten  oder  zu  fahren,  gelegentlich 
auch  ihre  Kinder,  die  sie  nicht  ohne  Aufsicht  lassen  kann,  mitzubringen  hat. 

Vielfach  sagte  man,  ,,das  neuseeländische  Parlament  habe  nur  lokale 
Fragen,  keinerlei  Probleme  der  Weltpolitik  zu  lösen". 

Demgegenüber  sei  auf  die  Tatsache  hingewiesen,  daß  das  neuseeländische 
Parlament  die  allgemeine  Wehrpflicht  zur  neuseeländischen  Armee  durchge- 
führt und  Pläne  für  Schaffung  eines  alle  Zweigstaaten  des  britischen  Welt- 
reiches zusammenfassenden  Reichsparlamentes  ausgearbeitet  hat.  —  In 
keinem  dieser  Zweigstaaten  und  ebensowenig  in  England  selbst  ist  das 
Reichsbewußtsein  so  lebendig  als  in  Neuseeland.  —  Das  Frauenstimmrecht 
hat  dem  durchaus  nicht  entgegengewirkt ;  es  hat  sich  auch  in  dieser  delikaten 
Frage  durchaus  bewährt. 

In  Ländern,  die  das  Frauenstimmrecht  nur  aus  WTitzblättern  kennen, 
heißt  es  vielfach,  daß  Familienleben  und  Häuslichkeit  durch  dasselbe  zer- 
stört werden  würden.  —  In  Neuseeland  selbst  hat  eine  Erfahrung  von  nun- 
mehr bereits  20  Jahren  keinerlei  Bestätigung  dieser  Befürchtung  gebracht. 

Man  gibt  vor,  das  Frauenstimmrecht  würde  Zwietracht  zwischen  die 
Ehegatten  tragen.    Kein  einziger  solcher  Fall  ist  jedoch  im  Verlaufe  von 
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20  Jahren  in  einer  neuseeländischen  Zeitung,  vor  einem  neuseeländischen 
Gerichtshof  jemals  zur  Sprache  gekommen. 

Die  Frauen,  so  wird  eingewendet,  seien  allzu  friedliebend  gesinnt. 

Wahr  ist  an  dieser  Behauptung,  daß  die  neuseeländischen  Frauen  aller- 
dings die  Friedensbewegung  und  ihren  Einfluß  im  Parlament  wesentlich 
gefördert  haben.  Trotzdem  haben  sie,  wie  bereits  bemerkt,  der  allgemeinen 
Wehrpflicht  zugestimmt  und  die  Notwendigkeiten  der  Landesverteidigung 
so  durchaus  gewahrt. 

Auch  in  dieser  Richtung  also  bilden  sie  nur  einen  Faktor  maßvollen 
Fortschritts. 

Die  Kriminalität,  so  wird  eingewendet,  hat  auch  in  Neuseeland  wie 
anderwärts  zugenommen.  Demgegenüber  ist  zu  bemerken,  daß  die  Zunahme 
nur  eine  absolute  im  Zusammenhang  mit  der  Bevölkerungsvermehrung 
stehende  ist,  während  sie  prozentuell  im  Vergleich  zur  Bevölkerungszunahme 
abgenommen  hat;  ferner  stand  z.  B.  im  Jahre  1910  1538  wegen  Verbrechen 
verurteilten  Personen,  die  in  England  geboren  waren,  eine  Anzahl  von  bloß 
1263  Verbrechern,  die  in  Neuseeland  geboren  waren,  gegenüber;  dazu  kommt 
noch  eine  geringere  Anzahl  von  Personen,  die  aus  anderen  Ländern  stammen.  — 
Die  in  Neuseeland  geborenen  Personen  bilden  68%  innerhalb  der  Bevöl- 
kerung des  Staates,  aber  bloß  35  %  innerhalb  der  Insassenzahl  der  Gefängnisse. 

Die  Kriminalität  innerhalb  jener  Bevölkerungsbestandteile,  die  unter 
den  Gesetzen  des  Frauenstimmrechts  aufgewachsen  sind,  ist  also  geringer 
als  unter  der  eingewanderten  Bevölkerung. 

Unter  ferneren  Entwicklungen  Neuseelands,  deren  Beurteilung  neue 
Gesichtspunkte  für  die  Frage  des  Frauenstimmrechts  ergeben  kann,  sei  noch 
erwähnt,  daß  der  Prozentsatz  der  unehelichen  Geburten  zurückgegangen,  die 
Zahl  der  ehelichen  Geburten  stark  gestiegen  ist.  —  Im  Jahre  1909  wurden  in 
Neuseeland  auf  je  1000  Einwohner  27  Kinder  geboren,  in  England  im  gleichen 
Jahre  nur  24. 

Der  Überschuß  der  Geburten  über  die  Todesfälle  pro  1000  Einwohner 
betrug  in  Neuseeland  18  pro  Jahr  gegenüber  bloß  12  in  England. 

Die  Kindersterblichkeit  hat  seit  Einführung  des  Frauenstimmrechts 
wesentlich  abgenommen.  Im  Jahre  1909  starben  von  je  1000  Kindern  inner- 
halb eines  Jahres  in  England  120,  in  Neuseeland  61. 

Zusammenfassend  kann  gesagt  werden,  daß  das  Frauenstimmrecht  die 
Tagesordnung  des  Parlaments  wesentlich  gewandelt  hat.  Während  diese 
früher  ganz  überwiegend  von  ökonomischen  Fragen  eingenommen  war,  sind 
nun  Gesetze,  welche  soziale  Reformen,  Hebung  der  öffentlichen  Moralität, 
Kinderschutz  betreffen,  stark  in  den  Vordergrund  getreten. 

Neuseeland  hat  sich  unter  der  Herrschaft  des  Frauenstimmrechts  in 
harmonischer  Weise  entwickelt,  seine  Kinder,  seine  Volkskraft,  seine  Zukunft 
in  jeder  Weise  gefördert. 
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CLARA  RÜGE,  NEW  YORK:  DAS  WAHLRECHT 
DER  FRAU  IN  DEN  VEREINIGTEN  STAATEN. 

~  S  ist  ein  langer,  beschwerlicher  Weg,  den  die  amerikanischen  Frauen, 
die  politische  Rechte  verlangen,  seit  ihrem  ersten  Kongreß  im 
Jahr  1848  zurückgelegt  haben.  Damals  wurde  in  Amerika  zum 
erstenmal  das  Wahlrecht  der  Frau  diskutiert.  Das  ist  nun  durch 
den  fortgesetzten  Kampf,  der  in  den  letzten  Jahren  besonders  eifrig  geführt 
wurde,  der  Zeitfolge  nach  in  den  Staaten  Wyoming,  Colorado,  Utah,  Idaho, 
Washington,  Californien,  Arizona,  Kansas  und  Oregon  eingeführt  worden. 

Vor  allem  waren  es  zwei  Frauen,  die  für  die  große  Bewegung,  die  dem 
weiblichen  Geschlecht  die  politischen  Rechte  bringen  soll,  zur  treibenden 
Kraft  wurden.    Beide  kamen  aus  verschiedenen  Gründen  zum  selben  Ziele. 

Die  eine,  Lucretia  Mott,  war  namentlich  durch  die  ökonomische  Lage 
der  Frau  zur  Politik  gekommen;  die  andere,  Elizabeth  Cady-Stanton,  mehr 
durch  unsoziale  Ungerechtigkeiten.  Lucretia  Mott  war  Lehrerin.  Sie  machte 
nun  sehr  schnell  die  Erfahrung,  daß  von  ihr  so  viel  Arbeit  verlangt  wurde 
wie  von  den  männlichen  Kollegen.  Die  erhielten  aber  noch  einmal  soviel 
Gehalt,  ohne  daß  sie  mehr  leisteten  oder  größere  Ausgaben  für  den  Studien- 
gang gehabt  hatten  als  die  Lehrerin. 

Elizabeth  Cady-Stanton,  die  mit  Lucretia  Mott  im  Jahre  1848  den 
ersten  Kongreß  einberufen  hatte,  war  eine  der  bedeutendsten  Vorkämpfe- 
rinnen der  Frauenrechte.  Sie  studierte  in  ihres  Vaters  Rechtsbureau  die 
Gesetze.  Zu  ihrer  Entrüstung  fand  sie,  daß  die  Frau  kein  Verfügungsrecht 
über  ihre  Kinder  und  über  das  eigene  Vermögen  und  Einkommen  ihrer 
Arbeit  hatte.  Auch  nicht,  wenn  der  Gatte  noch  so  unmenschlich  oder  unfähig 
war,  die  Familie  zu  erhalten.  Diese  seltsamen  Gesetze,  die  damals  Elizabeth 
Cady-Stanton  für  ihre  Lebensaufgabe  den  Antrieb  gaben,  sind  auch  heute 
noch  in  manchen  Staaten  der  Union  zu  finden. 

Später  hatte  Susan  B.  Anthony,  die  noch  mit  Elizabeth  Cady-Stanton 
zusammengearbeitet  hatte,  sich  in  besonders  hervorragender  Weise  am 
Emanzipationskampf  der  amerikanischen  Frau  beteiligt. 

Gegenwärtig  sind  so  viele  intelligente  Frauen  in  der  Bewegung,  daß 
man  einzelne  nicht  hervorheben  kann,  ohne  gegen  andere,  die  man  nicht 
erwähnt,  ungerecht  zu  werden.  Auch  braucht  man  so  manche  Lächerlichkeiten, 
die  der  Propaganda  anhaften,  nicht  zu  unterstreichen.  Die  werden  sich  doch 
bald  verlieren.  Gewalttätigkeiten,  wie  sie  in  England  vorkommen,  sind 
hier  bis  jetzt  unbekannt  geblieben.  Es  ist  auch  kaum  anzunehmen,  daß 
je  zu  Gewaltmitteln  gegriffen  wird.  Die  günstigen  Erfahrungen,  die  all- 
gemein in  den  Staaten,  die  das  Wahlrecht  für  Frauen  haben,  gemacht  wurden, 
werden  in  Verbindung  mit  der  weitern  Aufklärungsarbeit  helfen,  den  Wider- 
stand der  einflußreichen  Gegner  zu  brechen.  Ihre  Zahl  wird  jährlich  kleiner 
—  auch  unter  den  Frauen  selbst. 

Es  sei  nun  das  Wesentliche  über  die  Staaten  gesagt,  die  den  Frauen 
die  volle  politische  Gleichberechtigung  gegeben  haben. 

Der  erste  Staat  war  Wyoming.  ,,Equal  rights"  sind  die  bezeichnenden 
Worte  des  Staatssiegels.  Schon  die  erste  gesetzgebende  Körperschaft,  die 
Wyoming  als  Territorium  im  Jahr  1869  erhalten  hatte,  nahm  eine  Vorlage 
an,  die  den  Frauen  die  gleichen  politischen  Rechte  gab  wie  den  Männern. 
Und  als  dann  im  Jahr  1890  Wyoming  als  Staat  in  die  Union  aufgenommen 
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wurde,  hatte  man  das  Wahlrecht  der  Frau  zu  einem  Teil  der  Konstitution 
gemacht. 

Das  war  aber  nicht  ohne  eine  starke  Opposition  im  Kongreß  möglich 
gewesen.  Es  wurde  so  heftig  gegen  die  Aufnahme  eines  Territoriums  mit 
dem  Frauenwahlrecht  in  seiner  Konstitution  opponiert,  daß  Wyomings 
Delegat  im  Kongreß  an  seine  Legislatur  telegraphierte,  er  befürchte,  das 
Territorium  könne  nicht  als  Staat  aufgenommen  werden,  wenn  es  auf  Bei- 
behaltung des  Frauenstimmrechts  dringen  würde.  Die  Legislatur  tele- 
graphierte zurück:  ,,Wir  wollen  lieber  hundert  Jahre  der  Union  fernbleiben, 
als  ohne  Frauenstimmrecht  zu  ihr  kommen."  Das  Resultat  war,  daß  der 
Kongreß  auf  die  verlangte  Konzession  verzichtete  und  Woyming  in  die 
Union  als  Staat  aufnahm. 

Nach  der  letzten  Statistik  können  in  Wyoming  34  000  Frauen  wählen. 
Von  ihrem  Rechte  machen  80  bis  90%  Gebrauch.  Die  Frauen  sind  in  den 
verschiedensten  Ämtern  tätig,  wenn  auch  verhältnismäßig  nicht  in  so  großer 
Zahl  wie  in  den  andern  Staaten,  die  das  Frauenwahlrecht  haben.  Der  Grund 
ist  vor  allem  darin  zu  finden,  daß  die  Verhältnisse  des  Staates  der  Frau  be- 
sonders viel  Heimarbeit  geben. 

Frauen  sind  namentlich  als  staatliche  Superintendanten  von  Schulen 
tätig,  sowie  auch  als  Schatzmeister  und  Friedensrichter.  Eine  Frau  gehörte 
auch  zum  Abgeordnetenhause  des  Staates.  Zum  Geschworenengericht  werden 
heute  weniger  Frauen  genommen  als  zur  Territorialzeit.  Die  Ursache  ist  im 
Entscheid  eines  Oberrichters  zu  finden,  dem  die  Frauen  als  Geschworene  nicht 
streng  genug  waren.  Sicher  ist,  daß  sie  im  Staate  einen  guten  Einfluß  haben. 
Sie  erlangten  auch  ein  absolutes  Recht  über  ihr  Eigentum.  Männliche  und 
weibliche  Lehrer  bekommen  die  gleiche  Bezahlung  für  die  gleiche  Arbeit. 
In  verschiedenen  Industrien  ist  die  Beschäftigung  von  Kindern  verboten. 
Durch  den  Einfluß  der  Frauen  wurde  auch  das  Schutzalter  der  Mädchen 
auf  18  Jahre  erhöht.  Es  ist  ungesetzlich,  Kindern  Tabak  oder  geistige  Getränke 
zu  geben  oder  zu  verkaufen.  Der  Kindergarten  wurde  allgemein  eingeführt, 
auch  ist  eine  staatliche  Industrieschule  vorhanden. 

Der  nächste  Staat,  der  den  Frauen  volles  Wahlrecht  gab,  war  Colorado. 
Dort  wurde  es  im  Jahr  1893  eingeführt.  Es  gibt  in  Colorado  160  000  stimm- 
berechtigte Frauen,  von  denen  75  bis  85  %  wählen.  Da  in  Colorado  die  Ver- 
hältnisse mehr  typisch  amerikanisch  sind  als  in  den  meisten  anderen  Staaten, 
die  das  Frauenstimmrecht  haben,  so  wurde  dieser  Staat  besonders  für  Unter- 
suchungen über  die  Wirkung  der  politischen  Gleichberechtigung  der  Frau 
ausersehen.  Die  wenigen  ungünstigen  Berichte  stammen  von  Gegnern, 
denen  aber  von  repräsentativen  Männern  des  Staates  widersprochen  wurde. 

Im  Jahre  1899  ist  in  der  Legislatur  von  Colorado  eine  Resolution  ange- 
nommen worden,  die  erklärte,  daß  während  der  Einführung  des  Wahlrechts 
für  Frauen  bessere  Kandidaten  für  die  verschiedenen  Ämter  gewählt  wurden 
als  früher.  Auch  die  Wahlmethoden  sind  bessere  geworden,  wie  überhaupt 
der  Charakter  der  Legislatur  eine  Förderung  erfahren  hat.  Durch  das  Stimm- 
recht ist  auch  der  allgemeine  intellektuelle  Stand  der  Frau  mehr  entwickelt 
worden.  Zum  Schluß  empfiehlt  die  Resolution  allen  Staaten  und  Territorien, 
die  das  Frauenstimmrecht  nicht  haben,  Maßnahmen  anzunehmen,  durch 
die  das  Wahlrecht  eingeführt  werden  kann.  Bei  der  Abstimmung  waren  im 
Hause  45  Gesetzgeber  für  die  Resolution,  3  waren  dagegen.  Im  Senat  waren 
30  dafür  und  nur  eine  Stimme  dagegen. 
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Inzwischen  ist  das  Wahlrecht  der  Frau  in  Colorado  noch  immer  mehr 
gefestigt  worden.  Von  Anfang  an  haben  die  Frauen  in  diesem  Staate  von 
ihrem  Stimmrecht  so  ausgiebigen  Gebrauch  gemacht  wie  die  Männer,  öfters 
sogar  einen  viel  größeren.  Auch  waren  bis  jetzt  Colorados  Frauen  in  mehr 
Ämtern  tätig  als  die  Frauen  der  andern  Staaten  mit  voller  politischer  Gleich- 
berechtigung. Mit  Ausnahme  der  Jahre  1903  bis  1909  waren  bei  jeder  Wahl 
eine  oder  mehrere  Frauen  in  das  Repräsentantenhaus  der  Legislatur  gewählt 
worden.  Die  Gesetzesvorlagen,  die  sie  einreichten,  hatten  im  allgemeinen 
höhere  Ziele  als  die  der  männlichen  Abgeordneten.  Die  meisten  weiblichen 
Gesetzgeber  waren  verheiratet,  oder  sie  waren  Witwen  mit  erwachsenen 
oder  halberwachsenen  Kindern. 

WTie  aber  Dr.  Helen  Sumner,  die  in  Colorado  eingehende  Studien  über 
das  Frauenstimmrecht  machte,  feststellte,  ist  noch  kein  weibliches  Mitglied 
der  Legislatur  dem  brillantesten  männlichen  Abgeordneten  gleichgekommen. 
Von  Dr.  Sumner  wird  hervorgehoben,  daß  die  Frauen  als  staatliche  Inspek- 
toren des  öffentlichen  Unterrichtswesens  bessere  Resultate  erzielten  als 
die  Männer,  die  früher  diese  Stellen  besetzt  hielten.  Geschworene  waren  die 
Frauen  bis  jetzt  nur  in  Ausnahmefällen. 

Guten  Einfluß  haben  die  Frauen  auch  schon  gehabt,  wenn  machtvolle 
kommerzielle  Interessen  das  politische  Leben  des  Staates  dominieren  wollten. 
Auch  ist  es  den  Frauen  zu  danken,  daß  ein  Gesetz  angenommen  wurde,  das 
nun  auch  den  Müttern  mit  den  Vätern  die  Obhut  über  die  Kinder  gibt.  Das 
Schutzalter  der  Mädchen  ist  auf  18  Jahre  erhöht  worden.  Es  wurde  ein  Kinder  - 
gericht  eingeführt.  Ferner  ein  Gesetz,  das  die  Eltern  für  die  Vergehen  von 
Kindern  verantwortlich  macht,  falls  bewiesen  wird,  daß  die  Eltern  durch 
Vernachlässigung  oder  andere  Ursachen  zu  den  Vergehen  beigetragen  haben. 
In  manchen  Industrien  wurde  die  Kinderarbeit  verboten.  Und  in  Fällen, 
wo  die  Frau  das  meiste  zur  Erhaltung  der  Familie  beitragen  muß,  ist  sie 
auch  das  Haupt  der  Familie.  Ein  anderes  Gesetz  nötigt  die  Männer,  ihre 
Familie  genügend  zu  unterstützen.  Das  Verlassen  der  Frau  gilt  als  ein 
schweres  Verbrechen.  Ein  solches  Verbrechen  ist  es  auch,  wenn  Männer 
vom  Verdienst  unsittlicher  Frauen  leben.  Noch  in  vielen  anderen  Gesetzen 
zeigt  sich  der  Einfluß  der  Frau,  die  auch  in  bezug  auf  Eigentum  mit  dem 
Manne  vollständig  gleichberechtigt  ist.  Colorado  hat  gegenwärtig  in  Frau 
Helen  Ring  Robinson  auch  eine  Staatssenatorin. 

Utah  ist  der  dritte  Staat,  der  den  Frauen  das  Wahlrecht  verliehen  hat. 
Das  geschah  im  Jahr  1896,  als  Utah  ein  Staat  der  Union  wurde.  Von  unge- 
fähr 55  500  Frauen,  die  wählen  können,  stimmen  85  bis  90%. 

Utahs  Frauen  hatten  allerdings  schon  im  Jahre  1870  das  Wahlrecht 
bekommen,  das  ihnen  damals  die  territoriale  Legislatur  gegeben  hat.  Ämter 
konnten  sie  aber  nicht  bekleiden.  Im  Jahre  1887  verloren  sie  durch  eine 
Gesetzesvorlage,  die  der  Kongreß  angenommen  hatte,  das  Stimmrecht  wieder. 
Im  Jahre  1896  bekamen  sie  dann  die  volle  politische  Gleichberechtigung. 

In  Utah  haben  auch  die  Mormonen  das  Wahlrecht  der  Frauen  begün- 
stigt. Wahrscheinlich  deshalb,  weil  sie  glauben,  daß  die  Frauen,  die  zur  Sekte 
gehören,  im  Interesse  der  Kirche  stimmen  werden.  Auch  sollte  das  Wahl- 
recht eine  Anlockung  für  Frauen  sein,  nach  Utah  zu  kommen. 

Es  sind  schon  verschiedene  Frauen  in  die  Staatslegislatur  gewählt 
worden.  Utah  hatte  auch  die  erste  Frau,  die  in  den  Senat  gewählt  worden  war. 
Die  Frauen  Utahs  sind  im  Besitze  vieler  öffentlicher  Ämter.  Wie  in  den  andern 
genannten  Staaten  werden  sie  aber  selten  zum  Geschworenendienst  ge- 
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nommen,  obgleich  sie  wählbar  sind.  Dem  Einfluß  der  Frauen  ist  es  zu 
danken,  daß  in  Utah  die  Lehrerinnen  die  gleiche  Bezahlung  erhalten  wie  die 
Lehrer.  Sie  haben  Schulen  und  Bibliotheken  eingeführt,  wie  sie  denn  auch 
geholfen  haben,  das  Schutzalter  der  Mädchen  auf  18  Jahre  zu  erhöhen. 
Nach  9  Uhr  abends,  wenn  die  Glocke  läutet,  dürfen  keine  Kinder  mehr  auf 
der  Straße  sein.  Frauen  dürfen  nicht  länger  als  9  Stunden  täglich  oder 
54  Stunden  wöchentlich  beschäftigt  werden.  Wer  seine  Frau  verläßt,  ist 
gezwungen,  eine  gewisse  Summe  zum  Unterhalt  der  Familie  beizutragen. 
In  bezug  auf  den  Handel  mit  geistigen  Getränken  bleibt  die  Entscheidung 
den  einzelnen  Gemeinden  überlassen.  Die  Frauen  haben  in  Utah  praktisch 
die  gleichen  Rechte  über  ihr  unabhängiges  Eigentum  wie  die  Männer.  Die 
Mormonen  werden  von  andern  Staatsangehörigen  bekämpft.  Dabei  haben 
die  Frauen  einen  nicht  geringen  Einfluß.  Den  brauchen  sie  auch,  um  zu 
verhüten,  daß  die  Gesetze,  die  für  sie  günstig  sind,  nicht  durch  allerhand 
Klauseln  in  das  Gegenteil  verdreht  werden. 

Im  Jahre  1896  haben  auch  die  Frauen  des  Staates  Idaho  die  volle  Gleich- 
berechtigung erhalten.  Es  können  68  000  Frauen  wählen,  davon  machen 
75  bis  85%  Gebrauch.  Eine  Anzahl  Frauen  ist  in  das  Repräsentantenhaus 
der  Legislatur  gewählt  worden.  Sie  haben  auch  allerlei  öffentliche  Ämter. 
Zum  Geschworenendienst  werden  sie  jedoch  nur  in  Ausnahmefällen  ge- 
nommen. 

Die  Frauen  haben  in  Idaho,  wo  bis  vor  kurzem  noch  zum  Teil  etwas 
„wilde"  Zustände  herrschten,  viel  zur  Besserung  der  Verhältnisse  beigetragen. 
Sie  bewirkten  gleich  im  ersten  Jahre  ihres  Stimmrechts  die  Aufhebung  der 
Spielhöllen.  Vieles  von  dem,  was  die  anderen  Staaten  mit  dem  Frauen- 
stimmrecht in  sozialer,  politischer  und  ökonomischer  Hinsicht  an  fort- 
schrittlichen Einrichtungen  erhalten  haben,  hat  auch  Idaho  bekommen. 
Die  Erfahrungen,  die  in  andern  Staaten  gemacht  wurden,  kamen  auch 
Idaho  zugute.  Doch  haben  bis  jetzt  die  Frauen  dieses  Staates,  soweit 
das  persönliche  Eigentum  in  Betracht  kommt,  noch  nicht  die  gleichen 
Rechte  wie  die  Männer.  Durch  den  Einfluß  der  Frauen  hat  aber  die 
Legislatur  ein  Gesetz  angenommen,  das  bestimmt,  daß  alle  Personen, 
ob  Männer  oder  Frauen,  die  ein  unzüchtiges  Leben  führen,  vom  Stimm- 
recht ausgeschlossen  sind.  Auch  wird  der  Verkauf  geistiger  Getränke 
kontrolliert.  Gegenwärtig  verlangen  die  Frauen  Idahos  vom  Staate  eine 
Pension  für  verlassene  Mütter,  die  ihre  Familie  nicht  ernähren  können. 

Der  nächste  Staat,  der  im  Jahre  1910  das  volle  Wahlrecht  einführte, 
war  Washington.  Dort  können  170  000  Frauen  wählen,  von  denen  85  bis 
95%  zum  Stimmkasten  gehen. 

Bereits  im  Jahre  1883,  als  Washington  noch  Territorium  war,  hatten  die 
Frauen  das  Wahlrecht  erhalten.  Die  Wirkung  war  in  den  folgenden  Jahren 
eine  so  gute,  daß  verschiedene  korrupte,  aber  sehr  einflußreiche  Personen 
des  Staates,  die  durch  das  Frauenstimmrecht  in  ihren  Praktiken  geschädigt 
wurden,  das  Wahlrecht  angriffen.  Es  gelang  ihnen  im  Jahre  1887  das  ehren- 
werte Obergericht  zu  bestimmen,  die  Gesetzesvorlage,  durch  die  das  Wahl- 
recht verliehen  worden  war,  für  unkonstitutionell  zu  erklären.  Als  Grund 
wurde  angegeben,  daß  die  Vorlage  nicht  richtig  eingereicht  worden  war. 
Im  folgenden  Jahr  nahm  die  Legislatur  das  Gesetz  wieder  an,  diesmal  in 
jeder  Weise  korrekt.  Doch  war  das  Obergericht  wieder  den  korrupten  Ele- 
menten gefällig.     Das  Wahlrecht  wurde  aufs  neue  für  unkonstitutionell 
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erklärt.  Diesmal  mit  der  Begründung,  daß  die  territoriale  Legislatur  nicht 
die  Macht  habe,  das  Wahlrecht  auf  die  Frauen  auszudehnen. 

Als  dann  Washington  ein  Staat  der  Union  wurde,  hatten  die  Frauen 
erst  bei  der  dritten  Volksabstimmung  das  Wahlrecht  erhalten. 

Der  folgende  Staat,  der  die  politische  Gleichberechtigung  einführte, 
war  Californien.  Dort  haben  die  Frauen  durch  eine  lange  Propaganda  im 
Jahr  1911  das  Wahlrecht  erobert.  Dieser  Sieg  ist  schon  deshalb  besonders 
bemerkenswert,  weil  in  Californien  bedeutend  mehr  Frauen  wählen  können, 
als  in  irgendeinem  der  genannten  Staaten.  Ihre  Zahl  beträgt  über  670  000. 
Bei  der  ersten  Wahl  haben  über  90%  von  ihrem  Rechte  Gebrauch  gemacht. 

Bei  den  Wahlen  im  November  1912  haben  die  Staaten  Arizona,  Kansas 
und  Oregon  den  Frauen  das  Stimmrecht  gegeben.  In  Kansas  hatten  die  Frauen 
seit  dem  Jahre  1887  das  Gemeindewahlrecht  eingeführt,  an  dem  sich  300  000 
Frauen  beteiligen  konnten. 

In  den  meisten  andern  Staaten,  die  den  Frauen  noch  keine  politische 
Gleichberechtigung  geben  wollen,  wird  eine  eifrige  Propaganda  betrieben, 
an  der  alle  Berufe  und  Stände  beteiligt  sind.  Zuweilen  gehen  die  Soziali- 
stinnen auch  mit  den  bürgerlichen  Frauenrechtlerinnen  zusammen,  die  bis 
jetzt  den  größten  Einfluß  haben.  Im  allgemeinen  aber  bleiben  die  Sozialisten 
für  sich.  Die  bisherige  Erfahrung  hat  sie  gelehrt,  daß  der  weitaus  größte 
Teil  der  stimmberechtigten  Frauen  noch  gegen  den  Sozialismus  ist.  Was 
aber  natürlich  die  Sozialdemokratie  nicht  hindert,  für  die  volle  politische 
Gleichberechtigung  der  Frau  einzutreten.  Eine  große  Masse  der  Frauen  hat 
wenig  oder  kein  politisches  Verständnis.  Was  aber  auch  für  einen  großen 
Teil  der  Männer  gilt. 

Die  Frauenbewegung  ist  auch  in  den  Industriestaaten  des  Ostens  stark. 
Die  werden  jedenfalls  in  naher  Zukunft  gezwungen  werden,  die  politische 
Gleichberechtigung  zu  geben. 

<$> 


AZIZA  VON  ROCHEBRUNE,  KONSTANTINOPEL: 
FÜHRENDE  ORIENTALISCHE  FRAUEN. 

^""II E  weiblichen  Gelehrten  in  Konstantinopel  sind  nicht  sehr  zahl- 
reich, aber  die  wenigen  sind  ausschließlich  Aristokratinnen.  Denn 
mit  der  türkischen  Aristokratie  verhält  es  sich  folgendermaßen: 
..J  Die  Veziere,  die  die  Sultane  sich  erwählten,  entstammten  meist 
dem  niedern  Volk  und  hatten  ein  ebenso  schwankendes  Ansehen,  als  die 
Laune  ihrer  Gebieter  wandelbar  war.  In  ihren  hölzernen  Palästen  beeilten 
sie  sich  denn,  die  Freuden  der  Gnadenfrist,  die  ihnen  gegönnt  war,  hastig 
zu  genießen. 

Die  Söhne  der  Paschas  hatten  kein  Recht  auf  diesen  Titel.  Der  Macht- 
haber verlieh  alles  direkt,  um  es  ebenso  leicht  wieder  zu  entziehen. 

Dennoch  gab  es  einige  Ausnahmen,  denen  viel  Verstand  und  große  äußere 
Erfolge  die  Fortdauer  der  Ehren  sicherte.  Ihre  Söhne  fügten  zu  ihren  Namen 
das  Wörtchen  zade  (von)  oder  —  war  der  Name  so  eigenartig  als  ruhmvoll, 
so  wurde  er  einfach  als  solcher  fortgeführt.  Daher  konnte  in  der  demo- 
kratischsten aller  Gesellschaften,  der  türkischen,  dennoch  eine  Art  Adel 
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erwachsen:  die  Redjai  Zade,  Chem  Zade,  Mevlan  Zade,  die  Ferid,  die  Ki- 
brisli,  die  Said  usw.  Der  Name  des  glorreichen  Ahnherrn  stirbt  nicht  aus, 
sondern  begründet  eine  Familie  im  europäischen  Sinne  des  Wortes,  während 
es  bei  der  mohamedanischen  Gleichgültigkeit  sonst  dahin  kommen  kann, 
daß  der  Sohn  eines  Mehmet  Ali  sich  „Redjeb"  nennt  .  .  .  Dieser  über- 
triebene Individualismus  des  Türken  trägt  ins  tägliche  Leben  eine  heillose 
Verwirrung. 

Die  Töchter  aus  den  Adelsgeschlechtern  pflegen  gleich  den  Söhnen  die 
geistige  Tradition  ihrer  Ausnahmsposition  weiter,  werden  in  den  Ideen  des 
Westens  vollkommen  frei  erzogen,  französische  Erzieherinnen,  vorzügliche 
Lehrer  führen  sie  in  die  europäische  Wissenschaft  ein.  Noch  haben  sie  die 
Haremswände  nicht  durchbrochen,  dulden  die  Obhut  alter  Tscherkessinnen 
mit  rotbemalten  Fingernägeln  —  ihrer  Großmütter  —  doch  Wien,  Paris 
und  Athen  haben  sie  fast  alle  gesehen. 

Inmitten  ihrer  bevorzugten  Lage  kennen  sie  freilich  das  Leben  nicht  und 
am  wenigsten  das  ihres  armen  Volkes.  Der  Okzident  interessiert  sie  vor 
allem.  Sie  betreiben  die  Wissenschaft  als  Zeitvertreib,  und  das  Land  zieht 
keinen  Nutzen  aus  den  geistigen  Werten,  die  hier  so  völlig  isoliert  geschaffen 
werden. 

Der  Scharfblick,  der  diese  Frauen  auszeichnet,  würde,  wenn  sie  die  Ur- 
sachen der  Dekadenz  ihres  Volkes  studieren  wollten,  sie  zu  ersten  Fortschritts- 
trägern im  Orient  machen.  Sie  haben  ja  auch  das  Gebietende  der  sinnlichen 
Schönheit,  die  sie  ganz  besonders  zu  pflegen  verstehen,  und  vor  der  der  Türke 
sich  immer  neigt. 

In  Nichantacha  haben  diese  Frauen  die  Initiative  zur  Gründung  eines 
Militärspitals  ergriffen,  wo  sie  seit  Ausbruch  des  Krieges  die  Soldaten  selbst 
pflegen  und  für  jegliche  Arbeit  persönlich  einstehen.  Die  wunden  Mohamme- 
daner, die  nichts  von  der  Größe  ihrer  Aufgabe  wußten,  bekommen  eine  Ah- 
nung davon  im  Angesicht  dieser  holden  Wärterinnen.  Wie  viele  von  diesen 
großen  naiven  Kindern  —  denn  anders  kann  ich  den  türkischen  Soldaten 
nicht  nennen  —  sah  ich  nicht  von  einem  ersten  Begeisterungsschimmer  über- 
gössen durch  eine  neue  Offenbarung,  an  die  die  orientalischen  Völker  bisher 
nicht  glaubten:  die  geistige  Frau. 

Diese  Türkinnen  interessieren  sich  auch  lebhaft  für  Politik  und  ihr  Ver- 
dienst ist  um  so  größer,  als  lässige  Gleichgültigkeit  der  Kardinalfehler  im 
heutigen  Byzanz  ist. 

Unter  diesen  Elitefrauen  der  Türkei  habe  ich  immerhin  nur  eine  einzige 
getroffen,  die  durchdrungen  war  von  dem  Gedanken,  daß,  um  dem  Rasse- 
ideal zu  dienen,  die  Frau  so  gut  wie  der  Mann  der  körperlichen  Ausbildung 
bedürfe.  Bei  Frau  Selim  Sirry  bey  habe  ich  das  im  Orient  nicht  alltägliche 
Schauspiel  genossen,  ihre  beiden  kleinen  Mädchen  unter  der  Leitung  des 
Vaters  schwedisch  turnen  zu  sehen.  Gerade  die  körperliche  Ausbildung 
der  Orientalinnen  wäre  äußerst  zu  begrüßen;  denn  ihr  jetziger  Lebens- 
wandel des  völligen  körperlichen  Müßiggangs,  der  ihre  Muskeln  atrophiert, 
leitet  zur  Degeneration  ihrer  Rasse. 

Es  versteht  sich  von  selbst,  daß  wir  auch  einheimische  Schriftstellerinnen 
haben:  Fatme  Alie  hanoum,  Halide  hanoum,  Niguar  und  Lelia  hanoum  usw. 

Fatme  Alie  ist  hochgebildet,  ihr  Wissensdrang  ist  stets  rege.  Bis 
zu  ihrem  dreißigsten  Jahr  nahm  sie  Unterricht  bei  bedeutenden  Lehrern. 
Alles,  was  Literatur  und  Wissenschaft  betrifft,  interessiert  sie;  den  Koran 
ließ  ihr  Vater  sie  von  ihrem  sechsten  Jahr  an  lesen  und  auslegen.  Fatme 
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Alie  huldigt  keinerlei  Fanatismus;  ihr  offener  Sinn  läßt  sie  auch  alle  Aus- 
länder mit  Wohlwollen  aufnehmen.  In  ihren  Büchern  hat  sie  die  originelle 
Idee  vertreten,  daß  jede  Frau  die  Pflicht  habe,  ihren  Lebensunterhalt  selbst 
zu  verdienen,  damit  das  Elend  der  vielen  Familien  aufhöre,  die  oft  alle  einem 
einzigen  Manne  zur  Last  fallen.  Zu  oft  geschieht  es  in  mohammedanischen 
Ländern,  daß  Schwestern,  Witwen  oder  Geschiedene  bei  einem  Bruder,  Onkel 
oder  sonst  nahen  Verwandten  ihre  Zuflucht  suchen.  Die  Frau  soll  zugleich 
mit  ihrer  Arbeit  an  Ansehen  gewinnen:  sie  wird  umso  weniger  Sklavin  sein, 
als  sie  für  sich  zu  sorgen  verstehen  wird.  Würde  und  Stolz  der  einzelnen 
werden  eine  Folge  dieses  neuen  Standes  der  Dinge  sein. 

Fatme  Alie  ist  eine  aktive,  arbeitsame  Natur.  Mutter  von  vier  Kindern, 
lenkt  sie  ihre  Erziehung,  überwacht  ihre  Arbeiten  und  schreibt  außerdem. 
Ihre  Werke  haben  schon  eine  ganz  respektable  Zahl  erreicht:  „Mohamme- 
danerinnen", „Mohaserat"  (nationaler  Roman),  „Refet  und  Oudi"  (Tendenz- 
roman), „Die  Biographie  der  Philosophen"  (diese  geht  bis  auf  die  ersten 
mohammedanischen  Philosophen,  bis  auf  die  Araber  zurück),  „Die  berühmten 
Frauen  des  Islams"  usw. 

Die  Koketterie  ihrer  Nachbarinnen  kennt  sie  nicht.  Einfach  in  Kleidung 
und  Haartracht,  blaß  und  ziemlich  stark,  hat  sie  zwei  lustig  funkelnde  blaue 
Augen. 

Halide  hanoum  hat  zahlreiche  Bewunderer  unter  den  Türken, 
und  ihre  Huldigungen  sind  um  so  reiner  von  allen  Hintergedanken,  als  die 
schon  Vierzigjährige  von  höchst  unscheinbarem  Äußeren  ist.  Als  psycho- 
logische Dichterin  wird  sie  mit  Recht  zu  den  größten  türkischen  Schriftstellern 
gerechnet.  Wenige  haben  in  die  Schilderung  der  Leidenschaft  soviel  Prä- 
zision und  zugleich  soviel  Lyrisches  gelegt.  Gleich  den  großen  Romantikern 
liebt  sie  die  Natur  und  singt  den  Rausch  ihrer  Schönheit.  Ihr  Träumen  unter 
Fichten,  auf  den  Inseln,  die  blasse  Morgenröte  des  Orients,  alles,  was  Halide 
hanoum  beschreibt,  ist  von  großem  persönlichen  Reiz.  Ihr  letzter  Roman, 
Sevie  Thalib,  gilt  als  ihr  Meisterwerk.  Halide  hanoum  ist  die  Mme.  de 
Stael  der  Türkei.  —  Als  Nation  bevorzugt  sie  die  Engländer,  sie  ward  im 
amerikanischen  Lyzeum  von  Skutari  erzogen. 

Etwas  abseits  steht  Emine  Senie  hanoum,  die  Schwester  Fatme  Alies. 
Mehr  Politikerin  als  Schriftstellerin,  betätigte  sie  sich  eingreifend  im  Komitee 
Einheit  und  Fortschritt.  Vortragspodium,  Presse,  Roman  und  soziologische 
Forschung  sind  gleicherweise  ihr  Gebiet;  aber  den  meisten  Glanz  schuf  ihrem 
Namen,  wie  dem  Selma  Rizas,  die  Mitarbeit,  die  sie  dem  WTerk  der  Freiheit 
schenkte. 


ELISKA  VON  PNRKYNE,  PRAG:  AUS  DEM  LEBEN 
DER  BÖHMISCHEN  FRAUEN. 


M  Leben  des  böhmischen  Volkes  haben  die  Frauen  zu  allen  Zeiten 
eine  hervorragende  Stelle  eingenommen. 

Die  Urmutter  des  böhmischen  Volkes  war  der  Mythologie 
nach  L  i  b  u  §  a  ,  eine  weise  und  schöne  Priesterin,  welche  den 
größten  der  böhmischen  Stämme  beherrschte.  Der  Sage  nach  fiel  die  Regierung 
Libusas  in  die  Zeit,  in  welcher  sich  das  Mutterrecht  (matrimonium)  auf  der 
Neige  seiner  Herrschaft  befand.  Von  einem  Manne  verhöhnt  trat  Libusa  die 
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Regierung  an  ihren  Gemahl  Premysl  ab,  dem  Begründer  des  Premysliden- 
geschlechtes,  welches  durch  sechs  Jahrhunderte  Böhmen  beherrschte.  Nach 
dem  Tode  Libusas  rüsteten  sich  die  Frauen  unter  der  Führung  V  1  a  s  t  a  s 
zum  Widerstande  und  unternahmen  waghalsige  Kämpfe  mit  den  Männern. 
Auch  dies  beweist,  daß  die  Frauen  ebenso  hier  ihre  alten  Rechte  verteidigten. 
Wie  bei  anderen  Nationen,  führten  auch  in  Böhmen  Priesterinnen,  deren 
Andenken  auch  durch  die  Tradition  erhalten  blieb,  die  Herrschaft  über  das 
Volk.  Das  Christentum,  welches  erst  im  9.  Jahrhundert  n.  Chr.  in  Böhmen 
seinen  Eingang  fand,  hatte  in  den  Frauen  begeisterte  und  aufopfernde  För- 
dererinnen gefunden.  Auch  das  polnische  Volk  hat  das  Christentum  auf  das 
energische  Drängen  der  böhmischen  Dubravka,  der  Frau  des  groß- 
polnischen  Fürsten  Mecislav,  angenommen.  Viele  böhmische  Frauen  teils 
aus  fürstlichem  Geschlechte,  teils  aus  adeligen  und  bürgerlichen  Kreisen 
stifteten  eine  Reihe  von  Frauenklöstern,  in  welchen  außer  barmherzigen 
Werken  auch  Kunst  und  Wissenschaft  gepflegt  wurden. 

In  Regierungsangelegenheiten  betätigten  sich  die  Frauen  der  Regenten 
sehr  eifrig  und  oft  entscheidend.  Von  der  Tatkraft  und  geistigen  Fähigkeit 
dieser  Frauen  zeugt  der  Umstand,  daß  ihnen  oft  sehr  wichtige  Missionen 
anvertraut  wurden.  So  wurde  M  1  a  d  a  ,  die  Schwester  Bosleslav  IL,  an  den 
päpstlichen  Hof  gesandt  (10.  Jahrhundert),  um  für  Böhmen  die  Errichtung 
eines  selbständigen  Bischofsitzes  zu  erlangen.  Böhmen  unterstand  bis 
zu  dieser  Zeit  dem  deutschen  Bistume  in  Regensburg.  Villburga,  die 
Gemahlin  des  mährischen  Fürsten  Konrad,  versöhnt  durch  ihre  gefühlstiefe 
und  begründete  Rede  ihren  Mann  mit  dem  böhmischen  Fürsten  Vratislav 
(1090)  und  verhindert  so  den  Bruderkrieg.  Dagmar,  die  Tochter  Premysl 
Ottokars  und  Gemahlin  des  dänischen  Königs  Waldemar  IL,  lebt  in  dank- 
barer und  liebevoller  Erinnerung  des  dänischen  Volkes;  die  Jahre  ihrer 
Regentschaft  gehören  zu  dem  glücklichsten  Zeitabschnitte  der  Geschichte 
Dänemarks,  usw.  In  der  Zeit  der  böhmischen  Reformation,  der  „Böhmischen 
Brüder",  der  Hussitenkriege,  sehen  wir  unzählige  Frauen  aus  dem  Adel- 
und  reichem  Bürgerstande  in  den  Reihen  derjenigen,  welche  um  die  Reform 
der  Religion,  um  die  Verteidigung  des  Vaterlandes  kämpfen.  Sie  ergreifen  die 
Feder,  um  in  gelehrten,  lateinischen  Schriften  ihren  Glauben  zu  verteidigen, 
wie  Marta  von  Boskovic,  Krescencie  Zmrzh'k  vonSvojsm  u.  a.  —  Sie  kämpfen 
für  ihre  Überzeugung  selbst  mit  der  Waffe  in  der  Hand  in  den  Reihen  hussi- 
tischer  Krieger;  nach  dem  Jahre  1620  flüchten  sie  aus  ihrem  Vaterlande 
als  Emigrantinnen,  und  ihre  Güter  verfallen  der  Konfiskation.  Noch  in  den 
Jahren  1525 — 26  opfern  Prager  Bürgerfrauen  gern  und  freudig  ihr  Leben 
für  ihren  Gott. 

Nach  der  verhängnisvollen  Schlacht  am  Weißen  Berge,  1620,  stockte 
das  geistige  Leben  in  Böhmen  fast  durch  200  Jahre.  Aber  schon  zu  Beginn 
seines  W7iedererwachens  sehen  wir  unter  den  Volkserweckern  neben  einigen 
Priestern  und  Gelehrten,  welche  die  glorreiche  Vergangenheit  ihres  Volkes 
kennen  und  den  fruchtbaren,  aber  unkultivierten  Boden  umher  deutlich 
sehen,  auch  viele  aufgeklärte  und  tatkräftige  Frauen. 

In  Prag  errichteten  die  böhmischen  Frauen  in  der  ersten  Hälfte  des 
19.  Jahrhunderts  die  erste  böhmische  Schule. 

Die  Mädchen-Erziehung  zur  zukünftigen  Mutterschaft  wird  in  Böhmen 
ungeheuer  ernst  genommen.  Einige  Hundert  aufgeklärter  Frauen,  von 
leidenschaftlicher  Liebe  zu  ihrem  Volke  erfüllt,  treten  ins  öffentliche  Leben 
ein,  zerstreuen  sich  über  das  ganze  Land,  wecken  überall  neue  Begriffe  von 
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den  Pflichten  zum  böhmischen  Volke  und  impfen  sie  auch  ihren  Kindern 
ein.  Ebenso  in  Mähren  wurde  der  Nationalismus  durch  Stiftung  von  Mädchen- 
schulen der  Vesua  (gestiftet  in  den  80er  Jahren)  erweckt.  Die  Frauen  besuchen 
patriotische  Versammlungen,  schreiben  vaterländische  Gedichte,  lesen  alte 
und  neue  böhmische  Literatur  und  sorgen  für  ihre  Verbreitung.  Es  folgen 
jetzt:  Bozena  Nemcova  und  nach  ihr  Karoline  Svetlä,  geist- 
reiche und  hochgebildete  Schriftstellerinnen,  und  bereichern  mit  wahren 
Schätzen  ihres  großen  Geistes  und  Herzens  die  böhmische  Literatur.  Diese 
beiden  Frauen  sind  auch  die  ersten,  welche  die  Bedeutung  der  Frau  im  Volke 
voll  und  ganz  begreifen.  Namentlich  ist  es  Karoline  Svetlä,  welche  in  ihren 
Schriften  die  Kämpfe  und  Leiden  starker  weiblicher  Individualitäten  schildert, 
die,  angetrieben  durch  ihre  unendliche  Liebe  zur  Familie  und  zum  Volke, 
den  höchsten  Zielen  zustreben. 

Die  Nachfolgerin  der  Karoline  Svetlä  ist  die  Schriftstellerin  T  e  r  e  s  e 
Novakova,  welche  jedoch  schon  von  der  modernen  Strömung  durch- 
drungen ist.  Diese  befaßt  sich  in  ihren  größten  Werken  mit  den  charakteristi- 
schen Erscheinungen  böhmischer  Individualitäten  aus  der  Zeit  der  Refor- 
mation und  der  „Böhmischen  Brüder",  und  in  ihren,  in  der  Zeitschrift 
„2ensk^  Svet"  veröffentlichten  Artikeln  mit  der  Frauenfrage.  Sie  basiert 
auf  der  Mission  der  Frau  in  der  Familie,  verlangt  aber  für  sie  freie  Ausbildung 
ihrer  Fähigkeiten,  freie  Berufswahl  und  einheitliche  Moral;  sie  ist  eine  leiden- 
schaftliche Verteidigerin  der  geschlechtlichen  Reinheit  und  der  Gleichberech- 
tigung der  Frau  mit  dem  Manne  in  der  Familie  wie  auch  im  öffentlichen  Leben. 
Sie  rief  den  Verein  „Ustredni  Spolek  ceskychzen"  (Zentral- 
verein der  böhmischen  Frauen)  ins  Leben  und  ist  eine  der  ersten,  welche 
eifrig  daran  arbeitet,  um  richtiges  Verständnis  für  die  weitgreifende  Bedeutung 
des  Frauenwahlrechts  zu  erzielen.  Aus  dem  Komitee  für  Frauenwahlrecht, 
welches  bei  dem  „Ustredni  spolek"  gegründet  wurde  (der  Verein  selbst  darf 
bisher  nicht  für  die  politischen  Rechte  der  Frauen  arbeiten)  entwickelte  sich 
später  ein  „Frauenwahlrechtsausschuß",  welcher  weiter  ausschließlich  in 
diesen  Fragen  mit  Erfolg  arbeitet.  Eine  Frauenrechtlerin  anderer  Art  ist 
Bozena  Vikovä-Kunetikä.  Sie  gibt  unter  allen  Berufen  der 
Mutterschaft  den  höchsten  Rang,  ja,  sie  geht  in  ihrer  Verherrlichung  der 
Mutterschaft  so  weit,  daß  sie  das  Recht  auf  freie  Mutterschaft  verlangt.  Sie 
spricht  vor  allem  das  Recht  auf  eine  öffentliche  Tätigkeit  jener  Frau  zu, 
welche  sich  selbständig  ernährt,  also  der  Frau,  die  sich  durch  ihren  Beruf 
den  Lebensunterhalt  verdient.  In  ihren  Werken  löst  sie  die  Frage  des  Ver- 
hältnisses zwischen  Mann  und  Frau,  läßt  durch  geistvolle  Schilderung  zweier 
ungleich  erzogener  und  das  Leben  ungleich  auffassender  Wesen  Katastrophen 
entstehen,  welche  die  Ruhe  und  den  Frieden  des  Lebens  vernichten. 

Ruzena  Svobodova,  eine  der  ersten  modernen  Schriftstelle- 
rinnen und  noch  andere  wie  Ruz.  J  esenska,  Joü  Sumin,  Gabriela 
Preiss  u.  a.,  haben  zwar  eine  hohe  Bedeutung  für  die  Kultur  des  Volkes, 
befassen  sich  jedoch  in  ihren  Schriften  mehr  mit  den  psychologischen  Fragen 
der  Frauenseele  in  erotischer  Hinsicht  und  nicht  mit  dem  Bestreben,  sich 
von  dem  Joche  der  Minderwertigkeit  und  der  gesellschaftlichen  Knechtschaft 
zu  befreien.  — 

Der  böhmische  Feminismus,  welcher  heute  in  voller  Entwicklung  steht 
und  sich  auf  gleicher  Stufe  mit  den  fortschrittlichsten  Kulturvölkern  Europas 
befindet,  verdankt  seinen  Aufschwung  der  böhmischen  Dichterin  E  1  i  £  k  a 
Kräsnohorska,  welche  mit  Aufopferung  und  bewunderungswürdiger 
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Energie  das  erste  Mädchengymnasium,  überhaupt  das  erste  Mitteleuropas, 
in  Prag  im  Jahre  1890  gründete.  (Die  Frauen  Wiens  errichteten  ihr 
Mädchengymnasium  erst  im  Jahre  1891.) 

Es  ist  ganz  natürlich,  daß  akademisch  gebildete  Frauen,  welche  an  den 
einheimischen  Universitäten  den  Doktortitel  erlangten,  einen  wichtigen 
Fortschritt  zum  Ziele  bedeuten,  welcher  allen  aufgeklärten  Frauen  das  Recht 
auf  Bildung  und  Arbeit  nach  eigener  Fähigkeit  sichert.  Das  Mißtrauen  in 
die  geistigen  Fähigkeiten  der  Frauen  schwindet  allmählich  nach  den  Be- 
weisen, welche  die  Frauen  durch  ihre  Tüchtigkeit  in  den  verschiedensten 
Berufen  geben.  Eine  der  ersten  Mädchenschulen  erhält  und  führt  der  Frauen- 
Gewerbeverein  in  Prag.  Seine  Schule,  in  den  sechziger  Jahren  gegründet, 
hat  eine  Gewerbeschule,  dreijährige  Handelsschule  und  eine  höhere  Töchter- 
schule. Volks-  und  Bürgerschulen  stehen  in  Böhmen  auf  gleicher  Stufe 
mit  den  Knabenschulen.  Auch  die  Lehrerschaft  beider  Geschlechter  hat 
gleichberechtigte  Stellung,  bis  auf  die  Oberlehrerstellen,  welche  selbst  an 
Mädchenschulen  vorherrschend  von  Männern  bekleidet  werden.  An  kleinen 
Dorfschulen  ist  die  Koedukation  eingeführt,  Schulen  mit  größerer  Schüler- 
zahl sind  nach  Geschlechtern  getrennt.  Außer  dem  von  Eliska  Krasnohorska 
gegründeten  Gymnasium  „Minerva"  ,  besitzt  Groß-Prag  noch  ein  klas- 
sisches Gymnasium  in  den  Königl.  Weinbergen,  gegründet  und  verwaltet 
von  den  Schulschwestern;  weiter  vier  Lyzeen,  welche  von  der  IV.  Klasse 
an  in  Lyzeal-  und  Realgymnasium  eingeteilt  sind,  und  eine  städtische 
höhere  Töchterschule.  In  den  böhmischen  Gegenden  sind  noch  5  solcher 
Lycen  und  ein  Realgymnasium;  Mähren  hat  5  Mädchen-Mittelschulen, 
Schlesien  1.  Alle  diese  Schulen  werden  entweder  von  der  Gemeinde  oder 
von  Privatvereinen  erhalten.  Eine  staatliche  Subvention  genießen  nur  die 
Lyzeen,  die  Mädchengymnasien  überhaupt  nicht.  Der  Andrang  zu  diesen 
Schulen  war  so  groß  und  die  Absolventinnen  setzten  in  einer  derart  verhältnis- 
mäßig starken  Anzahl  ihr  Studium  auf  der  Hochschule  fort,  daß  dieser  Um- 
stand eine  ungesunde  Überproduktion  in  diesem  Berufs-  und  Bildungszweige 
zeitigte.  Die  Regierung,  welche  für  das  Hochschulstudium  der  Frauen  nicht 
eingenommen  war,  wollte  diesem  Andränge  steuern,  und  in  diesem  Bestreben 
ergriff  sie  eine  Maßregel,  für  welche  ihr  die  österreichischen  Frauen  sehr 
dankbar  sind.  Es  wurden  alle  staatlichen  Handwerks-,  Gewerbe-  und  Handels- 
schulen den  Mädchen  unter  denselben  Bedingungen  wie  den  Knaben  zugäng- 
lich gemacht.  Gegen  die  Koedukation  an  Mittelschulen  jedoch  wird  indessen 
seitens  der  Regierung  mit  allen  Kräften  gearbeitet.  Sie  gestattete  nur  das 
Hospitieren  der  Mädchen  an  Gymnasien  und  Realschulen  und  dies  nur  in 
beschränkter  Anzahl:  5%  der  ganzen  Schülerzahl  und  nur  in  Orten,  wo 
keine  Mädchenschulen  sich  befinden. 

Die  Handelsakademie  in  Prag,  welche  von  privaten  Korporationen 
erhalten  wird,  und  welche  ihre  eigene  öffentliche  Mädchenabteilung  besitzt, 
gehört  zu  den  Mittelschulen,  ebenso  wie  das  K.  K.  Konservatorium  für 
Musik,  welches  den  Frauen  zugänglich  ist.  Die  Lehrinnen- Bildungsanstalten 
sind  entweder  staatlich  oder  städtisch,  aber  klerikal.  — 

Von  den  Hochschulen  sind  den  österreichischen  Frauen  zugänglich: 
die  philosophische  und  die  medizinische  Fakultät. 

Die  böhmischen  bildenden  Künstlerinnen  erhalten  ihre  Ausbildung  an 
der  Kunstgewerbeschule  und  ihren  Spezialkursen,  nehmen  privaten  Unter- 
richt bei  Malern  oder  in  der  Fremde.  Die  Akademie  der  bildenden  Künste 
ist  ihnen  nicht  zugänglich.  —  Die  Gewerbeschulen,  welche  neben  dem  theo- 
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etischen  Unterrichte  hauptsäechlich  die  praktische  Bildung  im  Hauswesen 
verfolgen,  verdienen  unter  dnn  anderen  Schulen  besondere  Erwähnung.  — 
Eine  systematische  Erziehu  g  für  das  Familienleben  geben  jedoch  nur  die 
Haushaltungsschulen,  deren  es  aber  nur  wenige  gibt  und  diese  werden  mit 
besonderer  Rücksicht  auf  die  Frauen  der  Landwirte  geführt. 

Für  die  städtischen  Mädchen  ist  in  dieser  Hinsicht  entweder  gar  nicht 
oder  nur  ungenügend  gesorgt.  Prag  besitzt  jedoch  bei  der  Gewerbeschule 
für  Mädchen  einen  Haushaltungskurs;  einen  ähnlichen  Kurs  besitzt  die 
Vesua-Schule  in  Brünn.  Eine  musterhafte  Kochschule  hat  in  Prag  der 
Verein  „Domaenost". 

Die  Regierung  selbst  will  endlich  Besserung  schaffen,  indem  sie  die 
Einführung  des  Haushaltungsunterrichts  in  der  letzten  Klasse  der  Volks- 
und Bürgerschulen  erlaubt  und  dadurch  den  Mädchen,  welche  mit  ihrem 
14.  Jahr  gleich  in  den  Dienst  oder  in  die  Fabriken  eintreten  und  keine  Mög- 
lichkeit mehr  haben,  sich  weiterzubilden,  wenigstens  die  Grundbegriffe  des 
Haushaltungswesens  beibringen  läßt.  Bisher  ist  dieser  Unterricht  nur  an 
einigen  Privatschulen  eingeführt,  so  an  der  Schule  des  Vereins  „Vesua"  in 
Brünn,  in  Olmütz  u.  a. 

In  Prag  sind  auch  Abendkurse  an  den  Fortbildungsschulen  für  Lehr- 
mädchen im  Schneider-  und  Modistenfach  eingeführt;  im  Lande  ist  an 
manchen  dieser  Schulen  Koedukation,  an  anderen  wieder  sind  einige  Tage 
in  der  Woche  für  den  Mädchenunterricht  freigestellt.  Privathandelsschulen 
mit  halbjährigen,  ein-  und  zweijährigen  Kursen  gibt  es  eine  große  Anzahl. 
Die  Absolventinnen  dieser  Schulen  erhalten  Stellen  in  Geschäften  als  Buch- 
halterinnen, Stenographinnen,  Korrespondentinnen  usw. 

Für  die  Bildung  und  den  moralischen  Schutz  der  arbeitenden  Mädchen 
sorgen  zahlreiche  Frauenvereine  und  führen  diese  Aufgabe  nach  verschiedener 
Art  aus.  Eine  große  Verbreitung  erzielten  die  „Dfvcf  besfdky"  (Mädchen- 
Zusammenkünfte),  welche  der  Zentralverein  böhmischer  Frauen  (Ustred 
spolek  ceskych  zen)  im  Jahre  1894  einführte.  Es  sind  dies  sonntägige  Unter- 
haltungen für  Mädchen,  in  denen  ihnen  in  geistiger  und  praktischer  Hinsicht 
Belehrung  und  Veredelung  zuteil  wird.  Für  Frauen  aus  dem  Volke  entstehen 
„Mutterschulen",  eigentliche  Vortragszyklen  über  Wohnungshygiene,  Hygiene 
der  Mutter  und  des  Kindes,  Erziehungslehre,  Chemie  der  Küche,  erste  Hilfe 
bei  Unfällen,  Krankenpflege  u.  a.  Die  Vereine  sorgen  für  eine  womöglich 
große  Verbreitung  solcher  Zyklen. 

Sonst  sorgen  die  Frauenvereine  für  Vertiefung  der  Bildung  durch 
Vorträge  aus  verschiedenen  Zweigen  der  Wissenschaft,  Kunst,  Literatur, 
durch  Veranstaltung  unentgeltlicher  hochkünstlerischer  Volkskonzerte,  durch 
Veranstaltung  von  Kursen  in  fremden  Sprachen  usw. 

Von  den  böhmischen  Frauen  wird  folgendes  angestrebt:  die  Zulassung 
zum  Studium  an  der  juridischen  Fakultät,  an  der  Technik,  eine  höhere 
Hauswirtschaftsschule,  Hochschulkurse  für  soziale  Bildung,  Koedukation  an 
den  Mittelschulen,  Zutritt  zur  Kunstakademie,  Reform  der  Hebammen- 
schulen, Gründung  von  Schulen  für  Dienstmädchen  und  Ammen,  Vermehrung 
der  Fortbildungsschulen  und  angesichts  der  bestehenden  Verhältnisse  als  ein 
entferntes  Ziel  die  Errichtung  obligatorischer  Mädchen-Fortbildungsschulen. 


Die  Zahl  der  Mädchen,  welche  gleich  nach  dem  14.  Lebensjahre,  wo  die 
Schulpflicht  endet,  in  den  Dienst  treten,  ist  ungeheuer.   Die  Dienstmädchen 
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und  Fabrikarbeiterinnen  genießen  keiner  weiteren  öffentlichen  Fürsorge,  die 
übrigen  besuchen  abends  die  Fortbildungsschulen. 

Der  Arbeiterinnen-Lohn  wird  nach  der  Handfertigkeit  bemessen,  er 
erreicht  jedoch  auch  bei  gleicher  Leistung  nie  die  Höhe  der  Männerlöhne. 
Ständische  Organisationen  der  arbeitenden  Frauen  gibt  es  nicht. 

Dafür  sind  die  Absolventinnen  der  Handelsschulen,  die  Lehrerinnen,  aka- 
demisch gebildete  Frauen,  private  Sprachlehrerinnen, Postbeamtinnen  gewisser- 
maßen organisiert  zum  Zwecke  der  Verteidigung  ihrer  Standesinteressen. 
Der  Staat  beschäftigt  die  Frauen  nur  als  M  a  n  i  p  u  1  a  n  t  i  n  n  e  n  im  Post-, 
Telegraphen-,  Eisenbahn-  und  Telephondienste;  die  höheren  Beamtenstufen 
sind  ihnen  nicht  zugänglich.  Von  den  Landespostämtern  werden  ihnen  nur 
die  kleineren  anvertraut.  Es  ist  eine  Verschlechterung  gegen  früher,  wo 
Frauen  auch  Postämter  I.  Klasse,  also  die  größten,  verwalten  konnten.  Bei 
den  Eisenbahnen  werden  Frauen  bei  den  Kassen  verwendet  und  nur  bei  der 
Südbahn  sind  sie  bereits  auch  schon  als  Beamte  andererKategorien  ange- 
stellt. Sonst  ist  im  Staatsdienste  eine  Frau  in  Prag  als  Gewerbeassistentin  ange- 
stellt. Hie  und  da  sind  in  weiblichen  Strafanstalten  Frauen  als  Wärterinnen 
beschäftigt.  Bei  der  Annexion  von  Bosnien-Herzegovina  wurden  in  diesen 
Ländern  vom  Staate  auch  Ärztinnen  angestellt,  darunter  auch  die  erste 
böhmische  Ärztin  Dr.  Anna  Bayer,  welche  im  Jahre  1881  in  der  Schweiz 
die  Doktorwürde  erlangte.  Von  anderen  Berufen  im  Staatsdienste  fanden 
früher  Frauen  Verwendung  in  staatlichen  Buchdruckereien  als  Schriftsetze- 
rinnen, jedoch  auf  Drängen  der  Typographenvereine  wurden  keine  weiteren 
angenommen,  so  daß  gegenwärtig  in  der  Statthaltereidruckerei  nur  noch 
zwei  Frauen  beschäftigt  sind.  Sonst  stellt  der  Staat  das  Weib  nur  als  Fabrik- 
arbeiterin in  Tabakfabriken  und  als  Wärterin  in  öffentlichen  Krankenhäusern 
an,  wo  ihre  Lage  durchaus  nicht  geregelt  ist.  Es  wird  keine  Vorbildung  ver- 
langt, weder  die  allgemeine,  noch  die  fachliche,  die  Arbeiten  der  Pflegerin 
müssen  mit  anderen,  auch  der  gröbsten  Arbeit,  verbunden  werden. 

Für  die  nächste  Zeit  wird  jedoch  Abhilfe  bereitet;  es  werden  für  die 
Krankenpflegerinnen  Kurse  in  den  Krankenhäusern  und  Kliniken  veran- 
staltet. 

In  den  Landesdiensten  sind  Frauen  nur  als  Maschinen- 
schreiberinnen und  als  Beamtinnen  in  den  Versorgungsanstalten  angestellt. 
In  neuester  Zeit  wurde  auch  in  der  Landesirrenanstalt  eine  Ärztin  als  Assi- 
stentin angestellt. 

In  den  Gemeindediensten  finden  wir  hie  und  da  verein- 
zelte Frauen  als  Manipulantinnen  beschäftigt.  In  Prag  wurden  in  diesem 
Jahre  bei  der  städtischen  „Behörde  für  Arbeit"  zwei  honorierte  Vormünde- 
rinnen  angestellt,  welche  diejenigen  Kinder  beaufsichtigen,  die  unter  dem 
Schutze  der  Stadt  stehen. 

Honorierte  Schulärztinnen  wirken  in  Prag  schon  seit  einigen  Jahren. 

Da  Prag  seine  eigenen  Schulen  hat,  werden  auch  die  Lehrerinnen  von  der 
Stadt  angestellt. 

Sonst  finden  Frauen  bei  der  Prager  Gemeinde  keine  Beschäftigung, 
außer  als  Tagelöhnerinnen. 

Eine  Art  von  Ehrenamt  für  Frauen  sind  Stellen  in  den  Bezirks-Waisen- 
räten,  welche  vom  Landesausschusse  errichtet  werden.  In  Prag  sind  die 
Frauen  außerdem  Mitglieder  der  städtischen  sozial-humanitären  Kommission, 
Aufsichtsorgane  der  Kinderasyle,  der  Verköstigung  der  Schuljugend,  bei  dem 
Schutze  der  Wöchnerinnen  usw. 
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Die  Lehrerinnen  wirken  in  Mädchenschulen  und  in  den  niederen  Koedu- 
kationsklassen. Da  es  keine  Staatsmittelschulen  für  Mädchen  gibt,  lehren  die 
mit  einer  Mittelschulstaatsprüfung  befähigten  Lehrerinnen  an  den  Gemeinde  - 
und  Privatmittelschulen;  die  Absolventinnen  der  Lyzeen  erhalten  ein  gerin- 
geres Gehalt  als  diejenigen  mit  einer  Reifeprüfung  von  Gymnasien,  auch 
sind  ihnen  nicht  alle  Fächer  der  philosophischen  Fakultät  zugänglich.  Ärz- 
tinnen gibt  es  in  Prag  und  auf  dem  Lande  ziemlich  viele. 

Die  Absolventinnen  der  Kunstgewerbeschule  beschäftigen  sich  als 
Zeichnerinnen  in  verschiedenen  Anstalten  für  Kunstgewerbe,  oder  stellen 
Kunstgewerbegegenstände  her  oder  erteilen  privaten  Unterricht. 

Im  Handwerk  finden  die  Frauen  keine  Anstellung  als  ordnungsgemäß 
ausgelernte  Kräfte,  welche  einen  Lehrschein  erhalten  und  die  Meisterschaft 
erlangen  können.  Sie  arbeiten  jedoch  als  Hilfsarbeiterinnen  in  verschiedenen 
Handwerkszweigen:  in  der  Weberei,  in  Hutfabriken,  Klempnereien  usw. 
Erbt  die  Frau  ein  Gewerbe  nach  ihrem  Manne,  so  führt  sie  es  weiter,  mit 
Ausnahme  des  Baugewerbes.  Da  das  Gesetz  die  Erlernung  des  Handwerks 
bei  den  Frauen  nicht  ausschließt,  wird  in  einigen  Vereinen  für  die  Einführung 
der  Mädchen  in  passende  Handwerke  gesorgt. 

Selbständige  Handelsfrauen  gibt  es  sehr  viele.  Sind  sie  verheiratet, 
dürfen  sie  nur  mit  Erlaubnis  des  Mannes  ein  Geschäft  betreiben  oder  eine 
öffentliche  Stelle,  z.  B.  den  Postdienst  annehmen,  usw. 

Von  allen  in  Österreich  Lohnarbeit  treibenden  Personen  sind  44  %  Frauen. 
Der  Verdienst  der  Frauen,  die  in  der  Heimarbeit  beschäftigt  sind,  ist  ein 
sehr  geringer;  es  gibt  weder  ein  Gesetz,  noch  eine  Organisation,  welche  sie 
vor  Ausbeutung  schützte.  In  einigen  böhmischen  Gegenden  beschäf- 
tigen sich  die  Frauen  mit  künstlerischen  ethnographischen  Volksarbeiten, 
welche  durch  ihre  Form  und  Muster  eigenartig  charakteristisch  sind.  Es  sind 
dies  Kunststickereien,  bunt  und  weiß,  Spielzeug,  Spitzen  und  Gewebe.  In 
der  Volkskultur  nehmen  die  Erzeugnisse  der  Frauen  die  erste  Stelle  ein.  Die 
originellen  Möbel,  bemalt  oder  geschnitten,  außerordentlich  geschmackvoll 
eingerichtete  Wohnungen,  durch  wunderschöne  Stickereien  und  Spitzen 
geschmückte  Kleidungsstücke,  Malereien  an  den  Wänden  der  Häuser  usw. 
sind  meistens  Frauenarbeit.  Die  Muster  zeichnen  die  Frauen  selbst.  In  den 
Fabrikstädten  werden  Vorkehrungen  zum  Schutze  der  außerhalb  des  Hauses 
arbeitenden  Mütter  getroffen.  Es  werden  Krippen  und  Mutterschulen  errichtet. 
Die  böhmischen  Frauen  verlangen  die  Errichtung  von  Krippen  bei  einzelnen 
Fabriken  und  Bestellung  von  Fabrikinspektorinnen  und  Arztinnen.  Die 
Nachtarbeit  der  Frauen  wurde  in  Österreich  unlängst  aufgehoben. 

Das  Zölibat  der  Lehrerinnen,  Postmanipulantinnen  und  weiblichen  Landes - 
beamtinnen  besteht  noch  weiter;  Mittelschullehrerinnen  an  Privatschulen 
und  Lehrerinnen  an  den  Übungsschulen  der  Lehrerbildungsanstalten  dürfen 
heiraten. 


In  den  fünfziger  Jahren  wurden  in  Prag,  bald  darauf  auch  auf  dem  Lande, 
humanitäre  Frauenvereine  gegründet,  welche  für  den  Schutz  der  Kinder, 
der  Armen,  Greise  und  Kranke,  und  für  Unterstürzung  der  Wöchnerinnen 
sorgen.  Im  Jahre  1871  wurde  der  böhmische  Frauen-Erwerbverein  gegründet, 
welcher  eine  ausgezeichnete  Gewerbeschule,  eine  Handelsschule  und  zahl- 
reiche Fachkurse  errichtete. 

Jedoch  die  Aufklärung  der  Frauen  im  Sinne  der  Gewinnung  des  Zutrittes 


Die  Frau  im  öffentlichen  Leben. 
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zur  Bildung,  zu  den  bürgerlichen  Berufen  und  zur  Gleichberechtigung  vor  den 
Gesetzen,  begann  erst,  als  Vojta  Naprstek,  ein  hervorragender  böhmischer 
Patriot,  aus  Amerika,  .  wo  «avals  Verbannter  lebte,  zurückkehrte  und  den 
„Amerikanischen  Frauenklub"  un/1  mit  ihm  eine  reiche  Bibliothek  und 
Lesezimmer  gründete,  »    •    »*i ;     »*j  •  »'»,  '« 

Hier  versammelte  &ch*diG  böhmische  Frauenintelligenz  und  hier  entstand 
auch  eine  neue  Anschauung  über  die-  Frau  und  ihre  Mission. 

Im  Jahre  189G  trat/  d^y  erste  Kongreß  böhmischer  Frauen  zusammen, 
eine  Begebenheit,  welche  einen  vollkommenen  Umschwung  der  bisherigen 
öffentlichen  Tätigkeit  der  böhmischen  Frauen  und  den  Anfang  emsiger  Eman- 
zipationstätigkeit der  Frauen  bedeutete.  Nach  dem  Kongresse  wurde  der 
Zentralverein  böhmischer  Frauen  (Ustredni  spolek  eeskvch  zen)  gegründet, 
welcher  neben  humanitärer  Arbeit,  die  er  in  soziale  Lösung  verschiedener  Zeit- 
fragen  zu  vertiefen  trachtete,  seine  volksbildende  Arbeit  begann.  Da  die 
Vereine  laut  Gesetz  nicht  politisch  wirken  dürfen,  konstituierte  sich  ein 
Wahlausschuß,  welcher  ausschließlich  für  das  Wahlrecht  der  Frauen 
arbeitet. 

Im  Jahre  1908  hatte  eine  Frau  (Frl.  Aumonä)  als  Landtagsabgeordnete 
kandidiert  und  sie  erhielt  400  Stimmen.  Es  wurde  an  der  Änderung  des 
Vereinsgesetzes,  welches  es  den  Frauen  verwehrte,  Mitglieder  politischer  Ver- 
eine zu  sein,  gearbeitet  (eine  günstige  Änderung  dieses  Gesetzes  wurde  schon 
vom  Reichsrate  im  Dezember  1912  angenommen).  Man  machte  Schritte, 
um  die  Landeswahlordnung  vom  Jahre  1861  zu  ändern,  welche  zwar  den  Frauen 
ein  direktes  aktives  und  passives  Wahlrecht  zuerkennt  (um  das  passive  Wahl- 
recht wird  derzeit  ein  Rechtsstreit  geführt);  sie  beruht  jedoch  auf  veralteter 
Kurialgrundlage.  Man  arbeitete  an  der  Änderung  des  Kommunalwahlrechts 
vom  Jahre  1864,  nach  welchem  die  Frauen  zwar  ein  aktives  Wahlrecht 
besitzen,  dasselbe  jedoch  nur  durch  Vollmacht  ausüben  können.  Das  passive 
Wahlrecht  in  den  Gemeinden  besitzen  sie  nicht,  und  in  Prag  und  Reichenberg 
(diese  zwei  Städte  haben  ihr  eigenes  Statut)  haben  sie  nicht  einmal  das 
aktive  Wahlrecht. 

Und  weil  das  Wahlrecht  in  den  böhmischen  Landtag  sich  auf  das  Kom- 
munalwahlrecht stützt,  sind  demnach  die  Pragerinnen  und  die  Reichen- 
bergerinnen von  dem  Landeswahlrechte  überhaupt  ausgeschlossen. 

In  dem  Reichsrat  sind  Frauen  auch  nach  Einführung  des  allgemeinen 
direkten  Stimmrechts  (1906)  vom  Wahlrechte  ausgeschlossen;  dasselbe 
wurde  sogar  den  Großgrundbesitzerinnen,  welche  es  bis  zu  dieser  Zeit  ge- 
nossen haben,  genommen. 

Die  böhmischen  Frauen  bemühen  sich  weiter  um  die  Verbesserung  der 
Wahlordnung  hauptsächlich  in  Prag  (wo  dieselbe  seit  dem  Jahre  1861  besteht), 
indem  sie  ein  aktives  sowie  auch  passives  Wahlrecht  verlangen.  Nach  den 
bis  jetzt  ausgearbeiteten  Anträgen  beabsichtigt  man  den  Frauen  nur  das 
akitve,  jedoch  nicht  das  passive  Wahlrecht  zu  geben.  Für  den  Landtag  ist 
eine  Verbesserung  der  Wahlordnung  vorbereitet.  Nach  einem  Reform- 
vorschlage, welcher  von  den  böhmischen  Abgeordneten  vorgeschlagen  ist, 
soll  das  allgemeine  direkte  Wahlrecht  für  alle  mündigen  Bürger  beiderlei 
Geschlechts  eingeführt  werden.  Nach  dem  Regierungsvorschlage  jedoch 
sollen  die  Frauen  vom  passiven  Wahlrechte  wieder  gänzlich  ausgeschlossen 
bleiben. 

Das  Interesse  der  böhmischen  Frauen  um  das  WTahlrech  zeigte  sich  ver- 
hältnismäßig sehr  bald.  Schon  im  Jahre  1873  wurde  die  erste  diesbezügliche 
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Petition  vorgelegt.  Im  Jahre  1S06,  als  man  das  allgemeine  Stimmrecht  für 
den  Reichstag  einführte,  reichten  die  böhmischen  Frauen  eine  mit  22  000 
Unterschriften  versehene  Petition  ein,  worin  sie. 'für  sich  dieselben  politischen 
Rechte  verlangten,  wie  sie  die  Männer  haben. 

Außer  im  erwähnten  FraueihVahlrechtsausschusse-  arbeiten  die  Frauen 
in  allen  politischen  Parteien,  die  konservative  ausgab  lösten?  Die  meisten 
Frauen  sind  in  der  klerikalen  Partei  undJ  in  de*n  Arbeiterparteien  organisiert, 
von  den  bürgerlichen  Frauen  sind  die  meisten  m  dec  Agrarpartei.  Bei  der 
vorjährigen  Landtagswahl  im  Jungbunzla-Nymburger"  Bezirke  stellte  die 
jungtschechische  Partei  auf  dringendes  Ansuchen  ihrer  organisierten  Frauen 
eine  Frauenkandidatur  auf.  Nach  der  Zahl  der  Wähler  war  dieses  Mandat 
durch  diese  Partei  gesichert.  Einige  Wähler  vom  Lande  stellten  sich  jedoch 
gegen  diese  Kandidatur  und  stellten  ihren  eigenen  Kandidaten  auf.  Durch 
emsige  Agitation  der  jungtschechischen  Frauen  und  des  Frauenwahlrechts  - 
ausschusses  gelang  es  jedoch,  auch  die  übrigen  politischen  Parteien  für  eine 
Frauenkandidatur  zu  gewinnen,  und  so  wurde  in  Böhmen  der  erste  weibliche 
Landtagsabgeordnete,  die  Schriftstellerin  Bozena  Vikovä-Kune- 
t  i  c  k  ä  ,  durch  die  Stimmen  der  vereinten  Parteien:  der  jungtschechischen, 
national-sozialen,  staatsrechtlich-fortschrittlichen  und  der  sozialdemokra- 
tischen, gewählt. 

(Die  letztgenannte  Partei  stellte  anfangs  ihre  eigene  Frauenkandidatur 
auf,  nach  einer  unentschiedenen  Wahl  wählte  sie  die  Frau  Vikova-Keunticka.) 
Da  jedoch,  wie  schon  erwähnt  wurde,  die  Gültigkeit  des  passiven  Wahlrechts 
der  Frauen  in  den  Landtag  des  Köngreichs  Böhmen  strittig  ist,  folgte  der 
Statthalter  des  Königreichs  Böhmen  der  Frau  Vikova-Kuneticka  nicht  das 
Zertifikat  aus,  welches  sie  zum  Eintritte  in  den  Landtag  berechtigen  würde. 
Über  die  Gültigkeit  der  Wahl  soll  der  Landtag  selbst  entscheiden.  Da 
jedoch  der  Landtag  infolge  der  Obstruktion  der  deutschen  Abgeordneten 
nicht  einberufen  werden  kann,  bleibt  diese  Frage  ungelöst. 

Trotzdem  qualifiziert  der  gewählte  weibliche  Abgeordnete  das  Bildungs- 
niveau der  böhmischen  Wählerschaft  sehr  günstig.  Die  beteiligten  politischen 
Parteien  bestehen  fest  auf  ihrem  Frauenmandate,  so  daß  auch  im  Falle 
einer  Nichtanerkennung  der  Wahl  von  Seiten  des  Landtages  die  Kandidatur 
einer  Frau  aufs  neue  aufgestellt  wird. 

Die  Folgen  der  Nichtbeteiligung  des  Weibes  an  den  gesetzgebenden 
Arbeiten  fühlt  man  überall  im  öffentlichen  Leben.  Die  Mädchen-,  Fort- 
bildungs-  und  Mittelschulen  sind  längst  nicht  so  ausgebaut,  wie  es  nötig  ist. 
Die  Mittel-  und  Fachschulen  gründeten  die  Frauen  meistens  selbst  durch 
eigene  Kraft  und  mit  Hilfe  der  Gemeinden.  In  der  Familie  ist  der  Vater 
Herr;  er  entscheidet  über  die  Kinder,  er  vertritt  seine  Frau,  welche  ihm 
nach  dem  Gesetze  überall  folgen  muß.  Die  Mutter-Witwe  kann  nie  eine  selb- 
ständige Vormünderin  ihrem  eigenen  Kinde  sein  und  einem  fremden  über- 
haupt nicht.  Die  Frau  kann  weder  Laienrichter,  noch  Geschworener  werden, 
obzwar  gerade  bei  Gerichtsverhandlungen  mit  jugendlichen  Ver- 
brechern niemand  besser  und  gewissenhafter  die  Schuld,  ihre  Ursachen, 
Strafbarkeit  und  Art  der  Strafe  beurteilen  könnte,  als  die  Frau. 

Bei  notariellen  Akten,  wie  z.  B.  Testamenten,  Eheschließungen  usw. 
darf  die  Frau  nicht  Zeugin  sein. 

Das  uneheliche  Kind  hat  dem  Gesetze  gemäß  keine  verwandtschaftlichen 
Beziehungen  zu  seinem  Vater,  so  daß  auch  im  Falle,  daß  die  Vaterschaft 


AUS  DEM  LEBEN  DER  BÖHMISCHEN  FRAUEN 


485 


bekannt  wird,  ein  uneheliches  Kind  weder  den  Namen  des  Vaters  führt, 
noch  nach  ihm  erbt,  usw. 

Bei  der  Ehescheidung  gehört  der  Knabe  seiner  Mutter  nur  bis  zum 
4.  Jahre,  das  Mädchen  bis  zum  7.  Jahre.  Die  böhmischen  Frauen  reichten 
zu  der  vorbereiteten  Reform  des  neuen  Zivil-  und  Strafgesetzes  Vorschläge 
ein,  welche  auch  für  die  besten  angesehen  werden.  —  Die  Prostitution  ist 
geregelt.  Obzwar  sie  nach  dem  Gesetze  strafbar  ist,  übt  die  staatliche 
Polizei  Aufsicht  in  öffentlichen  Häusern  und  folgt  besondere  Legiti- 
mationen aus,  die  Mädchen  zur  Prostitution  berechtigen,  sodaß  die  Pro- 
stitution eigentlich  unter  staatlicher  Aufsicht  steht.  Die  Bordell-  und 
Straßenprostitution  ist  ziemlich  verbreitet,  obzwar  bei  weitem  nicht  so 
wie  in  Wien.  Die  böhmischen  Frauenvereine  streben  die  Aufhebung  der 
Reglementation,  teils  aus  dem  Prinzipe  der  Gerechtigkeit,  teils  deshalb  an, 
weil  sie  in  den  Bordellen  die  Hauptursache  des  Mädchenhandels  erblicken. 
Sie  fordern  Verschärfung  des  Gesundheitsgesetzes  und  Errichtung  einer 
unentgeltlichen  Klinik  für  Geschlechtskrankheiten. 

Präventiv  arbeiten  böhmische  Frauen  gegen  die  Prostitution,  indem 
sie  für  die  moralische  Festigung  und  den  Schutz  des  Mädchennachwuchses 
sorgen,  daß  sie  die  pornographische  Literatur  bekämpfen  und  daß  sie  um 
die  Beschränkung  des  Kinderbesuches  der  Gasthäuser,  der  Biographe  usw. 
ersuchen. 

Auch  beim  Kampfe  gegen  den  Alkoholismus  beteiligen  sich  Frauen  da- 
durch, daß  sie  Aufsätze,  Broschüren  herausgeben,  Vorträge  veranstalten  und 
daß  sie  Mitglieder  der  Abstinenzvereine  sind  usw. 

Obzwar  die  Frauen  selbst  soziale  Unternehmungen  in  größerem  Stile 
nicht  durchführen  können,  haben  sie  doch  durch  ihre  Initiative,  durch  ihre 
Anträge  und  Gesuche  manch  wohltätige  Institution  ins  Leben  gerufen,  so 
z.  B.  die  Prager  städtischen  Anstalten  für  Arbeitsvermittlung  an  Frauen, 
die  Landesanstalt  für  Arbeitsvermittlung  höherer  Kategorien,  das  städtische 
Asyl  in  Prag  für  dienstsuchende  Mädchen,  Errichtung  von  Krippen  auf  dem 
Lande  in  Fabrikorten,  Lieferung  von  Kindermilch  für  Säuglinge,  welche  von 
den  Müttern  nicht  gestillt  werden  können,  Asyle  für  Kinder,  Wöchnerinnen- 
hilfe, Landesprämien  für  gewissenhafte  Pflegmütter  von  Findlingen,  Reor- 
ganisation in  der  Frage  des  Findelwesens  u.  a.  m. 

Auch  in  der  Wohnungsfrage,  welche  in  Prag  und  auf  dem  Lande  sehr 
aktuell  ist,  arbeiten  die  Frauen  durch  Veranstaltung  propagandistischer 
Vortragszyklen,  durch  Gesuche  um  Einführung  der  Zwangsaufsicht  der 
Wohnungen  usw. 

Sehr  klein  ist  bis  jetzt  die  Arbeit,  welche  dem  Aufschwünge  der  National- 
ökonomie gewidmet  wurde;  die  Massen  haben  für  diese  Sache  kein  Verständnis. 

In  nationaler  Arbeit  bewähren  sich  Frauen  sehr  gut  in  den  nationalen 
Wehrvereinen. 

Die  Frauenintelligenz  verbreitet  das  Verständnis  für  Achtung  vor  jeder 
Nationalität  und  auch  für  Liebe  zur  eigenen  Nation. 

Der  „Soko  T  („Der  Falke"),  ein  musterhaft  organsierter  Turnverein, 
zählt  zu  seinen  Mitgliedern  Tausende  von  Frauen,  welche  dort  gleichberech- 
tigt mit  den  Männern  sind;  dieser  Riesenverein  hat  in  seinem  Programm 
nationale  und  bildende  Tätigkeit.  — 

Im  allgemeinen  kann  gesagt  werden,  daß  es  keinen  einzigen  Zweig  der 
öffentlichen  Arbeit  gibt,  in  welchen  die  Frauen  nicht  eingreifen,  und  in  dem 
sie  ihre  Arbeit  und  Anschauungen  nicht  zur  Geltung  bringen. 
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Von  unpolitischen  Frauenzeitungen  stehen  in  erster  Reihe:  „2  e  n  s  k  y 
S  v  e  t"  (Die  Frauenwelt),  Organ  des  Zentralvereins  böhmischer  Frauen, 
„2  e  n  s  k  a  Revue"  (Frauen-Revue),  „Zensky  Obzor"  (Frauen-Um- 
schau), „2  e  n  s  k  e  L  i  s  t  y"  (Frauen- Blätter),  Monatszeitschriften  usw.  Die 
großen  Tageblätter,  wie  z.  B.  „Närodm  Listy",  „PravoLidu",  „Ceske  Slovo", 
„Samostatnoss",  ,,Nar.  Politika",  haben  der  Frauenfrage  besondere  Spalten 
gewidmet.  Vor  einem  Jahre  wurde  der  Verband  böhmischer  Frauenvereine 
gegründet,  welcher  mehr  als  12  000  organisierter  Frauen  zählt.  — 


WILHELMINE  MOHR,  BERLIN:  DAS  SITTLICH 
VERWAHRLOSTE  MÄDCHEN. 


AST  die  gesamte  Sexologie  der  Gegenwart  übersieht  den  Einbruch 
eines  neuen  Faktors  in  die  Geschichte  des  Sexuallebens,  oder  man 
bezieht  ihn  ein  in  die  allgemeine  Charakterisierung  des  Geschlechts- 
lebens. Dieser  neue  Faktor  ist  das  Mädchen.  Das  klingt  erst 
seltsam.  Beim  näheren  Zusehen  aber  ergibt  sich  ein  ebenso  überraschendes, 
wie  einfaches  und  klares  Bild. 

Auf  keinem  Blatte  des  Weltgeschehens  findet  man  das  junge  Mädchen 
von  14 — 18  Jahren  (und  darüber)  in  der  öffentlichen  Wirksamkeit.  Nirgends 
findet  man  es  auf  den  Straßen,  in  den  Geschäften,  in  den  Fabriken.  Das 
griechische  Haus  barg  seine  Töchter,  ebenso  wie  das  römische.  Das  Mittel- 
alter spannte  sie  mit  den  Frauen  und  Müttern  in  eine  produktive  Hausarbeit, 
und  bis  in  die  neue  Zeit  hinein  blieb  das  Haus  die  wahre  Burg  des  Mädchens. 
Dann  kam  etwas  Furchtbares.  Die  Maschine  riß  die  billigsten  Kräfte  hinaus, 
und  ein  beispielloser  Aufschwung  einiger  Industrien  wurde  —  wie  heute  noch 
in  Amerika  —  nur  durch  Kinderhände  erzielt. 

Die  Kinderarbeit  aber  dämmte  man  ein.  Die  Vierzehnjährigen  rief  man 
in  das  Wirtschaftsheer  ein.  Traf  es  die  Knaben  ebenso  wie  die  Mädchen  ? 
Nein.  Im  Handwerk  früherer  Jahrhunderte  arbeiteten  schon  männliche 
Jugendliche. 

Das  Mädchen  aber  riß  die  moderne  Wirtschafts-  und  Frauenbewegung 
buchstäblich  zum  ersten  Male  aus  den  Mauern  des  Hauses.  Die  Knaben 
hatten  auch  schon  strenge  Zunft -Lehrgangsgesetze.  Die  Mädchen  aber 
stellte  man  unreif,  ungebildet,  ungeschützt  in  den  zerreibenden  Erwerbs - 
kämpf.  Um  die  Jahrhundertwende  betrug  die  Zahl  der  arbeitenden  Frauen 
von  14 — 20  Jahren  2%  Millionen.  Im  Jahre  1895  waren  es  17,3  %  aller 
arbeitenden  Frauen,  im  Jahre  1907  schon  25,7  %  *).  Die  neuesten  sozial- 
politischen Schriftsteller  stimmen  darin  überein,  daß  in  gewissen  Handels- 
und Industriezweigen  ein  unverhältnismäßiger  Verbrauch  von  jungen  und 
jüngsten  Kräften  erfolgt.  Sie  werden  mit  den  niedrigsten  Löhnen  aufgenom- 
men, und  sie  werden,  ehe  sie  in  die  höheren  Gehaltsstufen  aufrücken  können, 
auf  das  Pflaster  geschleudert.  —  Das  Ende  dieses  Prozesses  ist  nicht  abzu- 
sehen. 

Noch  immer  gibt  es  weibliche  Schichten  der  Bevölkerung,  die  ihre  Töchter 
recht  und  schlecht  im  Hause  behalten.  Nicht  weil  sie  die  Mittel  zum  Unter- 
halt und  zur  Erziehung  aufbringen  können,  sondern  weil  sie  den  Emanzipa- 


*)  Mohr,  „Das  sittlich  verwahrloste  Mädchen",  Verlag  Wilhelm  Borngräber-Berlin. 
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tionsgedanken  noch  ablehnen.  Diesem  Hinausschleuderungsprozeß  der 
jungen,  ungebildeten  und  unerfahrenen  Mädchenkreise  gegenüber  ist  die 
Mehrung  der  Ausbildungsmöglichkeiten,  die  Berufsbildung  der  Frau  mit 
einem  Worte,  noch  gänzlich  ungenügend.  Wohl  gibt  es  keinen  weiblichen 
Verband,  der  nicht  für  dieselben  Ausbildungsmöglichkeiten,  Ausbildungs- 
pflichten  und  Rechte  der  weiblichen  wie  der  männlichen  Jugend  kämpft. 
Und  als  letzte  erfreuliche  Etappe  auf  diesem  Wege  des  Strebens  ist  die  Ein- 
führung der  Mädchenpflichtfortbildungsschule  zu  nennen.  Von  unten  aber 
drängt  es  nach.  Und  erst  eine  sorgsame  Statistik  in  den  nächsten  Jahren 
wird  nicht  allein  die  stetig  sich  mehrende  Strömung  der  weiblichen  jugend- 
lichen Arbeiter  im  allgemeinen,  sondern  eine  Mehrung  der  weiblichen 
Arbeiter  aus  immer  jüngeren  und  jüngsten  Altersklassen  klar  erweisen. 
Und  eine  nie  gewesene  Gefahr  zieht  damit  auf. 

Die  Gefahr  der  sittlichen  Verwahrlosung  weiblicher  Arbeits jugend. 
Oder,  um  näher  zu  präzisieren,  die  Gefahr  einer  Mehrung  der  Gelegenheits- 
prostitution.  ...  die  nicht  allzu  selten  in  die  dauernde  Prostitution  führt. 

Meines  Erachtens  hat  Senatspräsident  Rudolf  Schmölder*)  (Hamm  i.  W.) 
am  nachdrücklichsten  auf  die  Gelegenheitsprostitution,  als  einer  neuen  Er- 
scheinungsform —  die  natürlich  zu  keiner  Zeit  gänzlich  unbekannt  war  — 
hingewiesen  und  damit  eine  Reihe  von  Reformen  des  Strafrechts  für  sittliche 
Verfehlungen  begründet.  In  weiteren  Kreisen  ist  man  aber  für  die  Gewalt 
des  Aufdrängens  der  jüngsten  Mädchenkräfte  noch  nicht  hellsehend  geworden. 

Gegenüberstellungen  von  „Mutterschaft  und  Beruf',  „Hausfrauen  und 
Beruf,  „Ehe  und  Beruf  beherrschen  die  Diskussion  und  fixieren  die  Blicke 
fern  von  dem  letzten  Brennpunkt  der  Frage:  Mädchen  und  Beruf.  Mädchen 
und  Verwahrlosung. 

Es  ist  müßig,  darüber  zu  streiten,  ob  die  Arbeit  die  Sittlichkeit  hebt  und 
stärkt.  Denn  die  Sittlichkeit  ist  eine  Frage  der  Reife,  der  Erkenntnis,  die  die 
Jugend  noch  nicht  hat.  Sittlichkeit  ist  das  stärkste  Gefühl,  und  man  sieht 
wie  in  der  Gegenwart  die  Kreise  der  Erwachsenen,  Laien,  Ärzte,  Ethiker 
über  die  Gedanken-  und  Gefühlsweite  des  Begriffes  schreiben,  Thesen  über 
Thesen  in  die  Welt  senden. 

Das  Mädchen  aber  kam  aus  dem  engsten  Haus  in  den  Wirbel  der  Arbeit. 
Nicht  die  Arbeit  ist  geeignet,  sie  herabzuziehen:  die  Faktoren,  die  mit  dem 
Arbeitsieben  verknüpft  sind.  Und  die  ihr  viermal  des  Tages  auf  den  Wegen 
von  und  zu  der  Arbeit,  von  und  zu  den  Fabriken,  Geschäften,  Kontors,  in 
verblüffend  vielfältigen  und  nie  gesehenen  Formen  vor  die  Augen  treten. 

Aber  nicht  allein  dies.  Das  Haus,  in  das  sie  zur  Arbeit  tritt,  ist  nicht 
das  Haus,  in  dem  sie  früher  weilte.  Es  sind  fremde  Gewalten  da.  Gebietende, 
fordernde.  Imponierende,  lockende  ...  Es  ist  nicht  die  Arbeit,  die  das 
Mädchen  treibt,  zerrt,  verwirrt,  .  .  wandelt. 

Wrer  will  sagen,  daß  man  das  Mädchen  langsam  für  den  Beruf  bereitete, 
es  stählte  ?  Und  wer  will  sagen,  daß  man  die  um  das  Mädchen  wirkenden 
Kräfte  .  .  für  das  Mädchen  bereitete,  stählte  ? 

Man  denke  nur  an  das  Gesetz.  Es  schützte  das  Mädchen  bis  14  Jahren, 
als  es  noch  innerhalb  der  vier  Wände  war.  Und  es  schützt  es  noch  heute  bis 
zu  14  Jahren**),  nachdem  die  Wände  des  Hauses  das  Mädchen  hinausgelassen 

*)  „Prostitution  und  Strafrecht",  Verlag  Ernst  Reinhardt-München. 
**)  Die  Gesetzgebungen  aller  Länder  normieren  verschiedenes  Schutzalter.  In 
Dänemark  ist  es  das  17.  Jahr.  —  Der  Antrag  auf  Erhöhung  des  Schutzalters  zu  einem 
neuen  deutschen  Strafgesetzbuch  wurde  abgelehnt. 
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haben.  Und  doch  betrachtete  man  damals  die  Wände  des  Hauses  als  den 
für  das  Mädchen  unbedingt  notwendigen  Schutz,  für  den  das  Gesetz  nur  eine 
Ergänzung  bot.  Nun,  es  war  gewiß  nicht  so  dringend,  daß  die  Mädchen  von 
Mauern  umgeben  wurden.  Die  physische  und  psychische  Sensibilität  des 
weiblichen  Organismus  aber  war  die  Voraussetzung,  auf  die  sich  die  Idee 
des  Schutzes  der  Mädchen  bei  allen  Völkern,  in  allen  Zonen  und  Zeiten  baute. 
Und  diese  Sensibilität  wird  auch  von  der  neuen  Sexualwissenschaft  bestätigt. 

Die  Gelegenheitsprostitution  begann  indes  in  diesen  Schichten  zu  wuchern. 

Gelegenheitsprostitution,  das  heißt:  werdende,  gezüchtete  Prostitution.  Der 
Name  ruft  die  Psycho -Soziologie  zu  Hilfe  der  Sexologie,  und  er  weist  auf  die 
Millionen  Geschöpfe  hin,  die  Heilige,  Engel  sein  müßten,  wenn  sie  den 
Lockungen  auf  den  Straßen,  in  den  Fabriken,  in  den  Kontoren  widerständen. 
Putz-  und  genußsüchtig,  eitel,  töricht  nennt  man  die  Unterliegenden.  Ar- 
beitsscheu und  Unlust  schreiben  ihnen  alle  Autoren  zu.  Und  gilt  dies  schon 
von  der  gelegentlich  auftretenden  Verwahrlosung,  so  fügt  man  noch  körper- 
liche Entartung  als  Erkennzeichen  der  dauernden  Verwahrlosung  hinzu. 

Mit  Lombroso,  dem  ersten  großen  Verbrechenserforscher,  begann  eigent- 
lich diese  Theorie.  Und  ist  auch  mancher  seitdem  von  ihr  fortgerückt,  so 
hemmt  sie  immer  noch  die  Erkenntnis  der  Massenpsychologie  der  sittlichen 
Verwahrlosung.  In  dieser  Hinsicht  sind  die  Worte  zweier  Schüler  Lombrosos 
interessant,  derenWerk*)  vom  Meister  selbst  mit  warmenWorten  eingeleitet  ist : 

„Man  diskutiert  nicht  mehr  darüber,  ob  der  Verbrecher  geboren  wird,  oder  ob 
er  sich  entwickelt.  Die  Formel,  die  früher  dazu  diente,  um  den  Gegensatz  der  beiden 
verschiedenen  Anschauungen  über  die  Natur  und  den  Ursprung  des  Verbrechens  zu  ver- 
schärfen, ist  mit  Recht  als  eine  für  die  Wissenschaft  unnütze  Phrase  aufgegeben  worden." 

Über  die  Prostitution  aber,  die  Lombroso  zu  den  weiblichen  Verbrechens  - 
betätigungen  zählte,  sagt  derselbe  Verfasser  an  anderer  Stelle:  „Um  einen 
Ausgleich  zu  den  unmoralischen  Handlungen  herzustellen,  hat  Lombroso 
die  Prostitution  mit  dem  Verbrechen  auf  eine  Stufe  gestellt." 

Also  zum  Ausgleich  1  Die  Formel  von  der  degenerativen  Veranlagung 
hat  sich  indes  an  die  weiblichen  Entgleisten  zäher  geheftet,  als  an  die  männ- 
lichen. Denn  das  Hauptverdammnis  des  männlichen  Verbrechers  hieß: 
Strafe.  Das  Hauptverdammnis  des  weiblichen  aber  hieß:  Verachtung.  Und 
Verachtung  wirkt  über  Generationen,  Zeiten  hinweg  und  steht  der  Befreiung 
von  Vorurteilen,  Unbilligkeiten  am  längsten  entgegen. 

Die  Verachtung  ist  sozusagen  dem  Frauengeschlecht  gegenüber  stets 
latent. 

Warum  aber  ist  die  Formel  wirklich  für  die  Wissenschaft  unnütz  geworden  ? 
Weil  die  gesamte  Sexualwissenschaft  mit  ihren  wunderbar  exakten  Darle- 
gungen menschlicher  Entartung,  mit  ihren  gründlichst  belegten  Erfahrungen 
menschlicher  Verwahrlosungsläufe  im  großen  ganzen  eben  eine  Wissenschaft 
der  vollendeten  Entartung  ist,  die  ihre  Merkmale,  äußere  und  innere  Stig- 
mata, unter  die  Augen  des  Forschers  breitet. 

Nicht  so  aber  die  werdende  Verwahrlosung.  Und  die  Verwahrlosung 
wird  nicht  allein  in  der  ersten  Generation.  Sie  wird  in  der  zweiten,  dritten 
Generation.  Es  ist  bezeichnend,  der  genannte  Verfasser  aus  der  Schule 
Lombrosos  sagt: 

„Wie  wir  in  der  Hypothese  fortgesetzter  Katastrophen  erzogen  sind,  um  die  Tiefen 
und  Zufälle  der  Erde  zu  erklären,  so  glaubt  man  gewöhnlich,  daß  die  Prostituierte  vor 
ihrem  Eintritt  in  den  üblen  Beruf  Schiffbruch  oder  Enttäuschung  im  Leben  erlitten  hat." 


*)  Quirös-Aguilainedo,  Prostitution  und  Verbrechertum  in  Madrid. 
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Kann  die  Katastrophe,  die  Enttäuschung  nicht  von  Generation  zu 
Generation  fortgesetzt  wirken?  Man  hat  gefunden,  daß  die  großen  Ver- 
brecher und  großen  Prostituierten  wenig  fruchtbar  sind.  Die  Natur  scheint 
das  gewordene  Schlechte  (vollendete)  auszurotten.  Das  werdende  nicht. 
Das  werdende  aber  kann  gerettet  werden,  und  das  werdende  stellen  eben  jene 
unzähligen  Mädchen  dar,  an  deren  Leib  und  Seele  die  schlechten  Löhne,  die 
ewigen  Stellenwechsel,  die  steten  Verlockungen,  der  Hunger  nach  Brot  und 
Lust  nagen.  Können  wir  einen  Vorwurf  daraus  machen  ?  Wir  können  die 
Triebe  nur  sublimieren.  Darum  kommen  die  Autoren,  die  von  der  Sexualität 
des  Kindes  sprechen,  —  und  nur  von  da  kann  eine  Reinigung  der  Sexualität 
der  Erwachsenen  kommen  — ,  doch  auf  die  alles  überragende  Wirkung  des 
Beispiels,  des  Lebens  um  das  Kind  herum.  Und  was  von  dem  Elternhaus, 
von  der  Schule,  das  gilt  von  der  Straße,  der  Fabrik,  dem  Geschäft,  dem 
Kino,  dem  Restaurant:  das  ist  die  Hochschule  des  Mädchens  von  heute. 
Da  wird  die  Verwahrlosung.  Und  aller  Streit  um  das  Angeborene  ist  müßig. 
Es  ist  in  der  Minderzahl.  Iwan  Bloch  (Das  Sexualleben  der  Zeit)  betont  an 
mehr  als  einer  Stelle,  daß  die  Sklavenwirtschaft  die  Prostitution  der  Antike 
gespeist  hat.  Sklavinnen  wurden  wahllos  der  Prostitution  überliefert.  Das 
Moment  des  Angeborensein  kann  also  dabei  nicht  in  Frage  kommen. 

Aus  all  dem  müssen  die  Konsequenzen  gezogen  werden:  Eine  besonders 
sittlich  gefährdete  Schicht  hat  es  zu  allen  Zeiten  gegeben.  Heute  bildet 
diese  Schicht  das  jugendliche  Arbeiterinnenheer. 


J.  TIXERAND,  PARIS:  DIE  ARBEITSRUHE  DER 
NIEDERKOMMENDEN  FRAUEN. 

|NTER  den  verschiedenen  in  Vorschlag  gebrachten  Mitteln,  um 
dem  stationären  Stand  der  französischen  Bevölkerung  aufzuhelfen, 
sind  jene  die  beachtenswertesten,  die  darauf  abzielen,  die  Kinder- 
sterblichkeit herabzumindern. 
Ernsthafte  Statistiken  haben  ergeben,  daß  das  Hinscheiden  von  Kindern 
unter  einem  Jahre  zu  80%  in  Arbeiterkreisen  zu  finden  ist  und  daß  dieses 
schreckliche  Verhältnis  teils  der  schlechten  Ernährung  des  Kindes  (vor 
allem  der  Entziehung  der  mütterlichen  Brust),  teils  der  Überanstrengung 
der  Mutter  während  der  Schwangerschaft  und  der  Verabsäumung  der  vom 
hygienischen  Standpunkte  aus  notwendigen  Sorgsamkeit  zuzuschreiben  sei. 
Das,  was  notwendig  ist,  um  den  zur  Welt  kommenden  Kindern  vorteilhafte 
Lebensbedingungen  zu  sichern,  ist,  den  Frauen  die  Möglichkeit  einer  genü- 
genden Ruhe  vor  und  auch  nach  der  Entbindung  zu  schaffen. 

Um  einen  tüchtigen  Schritt  wurde  die  Sache  durch  das  Gesetz  vom 
27.  November  1909  weitergebracht,  das,  auf  Initiative  des  Deputierten 
Engerand  votiert,  Arbeit  und  Verwendung  der  niederkommenden  Frau 
festsetzt. 

Im  Sinne  dieses  Gesetzes  hat  eine  Arbeiterin  oder  eine  Angestellte  das 
Recht,  ihre  Arbeit  während  einer  Dauer  von  8  Wochen  vor  und  nach  der 
Entbindung  auszusetzen,  ohne  daß  diese  Einstellung  der  Arbeit  für  den  Unter- 
nehmer Ursache  eines  Bruches  des  festgelegten  Vertrages  sein  könnte,  —  mit 
anderen  Worten,  ohne  daß  sie  fortgeschickt  werden  dürfte. 
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Aber  dieses  Gesetz,  dessen  hoher  Wert  nicht  zu  leugnen  ist,  mußte  doch 
eine  ungenügende  Maßregel  bleiben,  da  es  den  Frauen  nur  ein  Recht  verleiht, 
von  dem  sehr  oft  die  Betreffenden  keinen  Gebrauch  machen  können,  da 
ihnen  die  nötigen  Mittel  abgehen,  um  ihre  Bedürfnisse  während  mehrerer 
Wochen,  in  denen  sie  nichts  verdienen,  zu  bestreiten. 

Vollkommener  in  dieser  Beziehung  ist  der  Antrag  eines  Gesetzes  über  die 
Ruhepause  der  niederkommenden  Frauen,  der  dem  Senate  1899  von  M.  Paul 
Strauß  vorgelegt  wurde.  Nach  einer  gründlichen  Diskussion,  im  Verlauf 
welcher  das  Gesetz  einige  Abänderungen  erfuhr,  wurde  dieser  Vorschlag  vom 
Senate  am  5.  Dezember  1912  in  zweiter  Beratung  angenommen. 

Der  Fortschritt,  den  es  vor  dem  bestehenden  Gesetze  voraushat,  offen- 
bart sich  in  der  Bestimmung,  daß  es  jeder  schwangeren  Frau  erlaubt,  im 
Stande  der  hervorstechenden  Schwangerschaft  die  Arbeit  zu  verlassen.  Diese 
Bestimmung  gibt  der  Frau  einen  größeren  Spielraum,  da  sie  sich  von  dem 
Zeitpunkte  an  ausruhen  kann,  wo  sie  dies  selbst  für  nötig  befindet. 

Andererseits  sichert  sie  der  Frau  auf  eine  formelle  Art  die  Ruhe  nach  der 
Entbindung  zu,  indem  sie  untersagt,  in  irgendwelchen  industriellen  oder 
kommerziellen  Unternehmen  Frauen  zu  verwenden,  seit  deren  Entbindung 
noch  nicht  4  Wochen  verstrichen  sind. 

Endlich  —  und  dies  ist  der  notwendigste  Zusatz  der  vorhergehenden 
Maßregeln  —  ist  den  niederkommenden  Frauen  ein  Anspruch  auf  Hilfe  in 
einer,  wenn  auch  beschränkten  Weise,  verbürgt.  So  hat  jede  unbemittelte 
Frau  französischer  Abkunft,  die  regelmäßig  als  Arbeiterin,  als  Angestellte 
oder  als  Dienstbote  ihr  Brot  verdient,  ein  Anrecht  auf  eine  tägliche  Geld- 
bewilligung während  einer  der  Entbindung  vorhergehenden  und  folgenden 
Ruheperiode  —  jedoch  darf  diese  Ruhezeit  8  Wochen  nicht  übersteigen. 
Die  Höhe  dieser  Geldzuwendung  ist  übrigens  noch  nicht  festgesetzt:  Die 
Sorge,  dieselbe  festzusetzen,  wurde  einem  Finanzgesetze  überlassen. 

Der  Gesetzesvorschlag,  dessen  hauptsächlichste  Maßregeln  wir  eben 
auseinandergesetzt  haben,  wurde  der  Deputiertenkammer  am  10.  Dezember 
v.  J.  vorgelegt.  Er  kam  noch  nicht  zur  Diskussion,  doch  ist  anzunehmen, 
daß  dies  nicht  mehr  lange  auf  sich  warten  lassen  wird. 

Unter  den  Verbesserungsvorschlägen,  die  angesichts  dieser  Diskussion 
vorgelegt  wurden  und  die  bereits  im  Bureau  der  Kammer  liegen,  ist  einer 
von  Herrn  Bonnevay,  der  die  Wohltat  des  Beistandes  auch  auf  Heimarbeite- 
rinnen ausgedehnt  sehen  will.  Diese  Arbeiterinnen  sind,  wie  man  bemerken 
konnte,  in  dem  vom  Senate  votierten  Texte  nicht  inbegriffen.  Die  Leser  dieser 
Zeitschrift  sind  genug  unterrichtet  von  der  eines  Interesses  so  würdigen 
Situation  der  Heimarbeiter,  um  die  Motive  verstehen  zu  können,  die  den 
pflichtbewußten  Abgeordneten  bestimmt  haben,  die  Ausdehnung  des  Gesetzes 
zu  ihren  Gunsten  zu  beantragen. 

Gleichwohl  hatte  er  damit  bloß  eine  Verfügung  neu  aufgegriffen,  deren 
Annahme  M.  Rey  mit  Beredsamkeit  empfohlen  hatte  und  die  über  dringendes 
Begehren  des  Finanzministers  M.  Klotz  zurückgewiesen  wurde.  Dieser 
letztere  führte,  um  seine  Oppostion  zu  rechtfertigen,  hauptsächlich  finanz- 
technische Gründe  in  das  Treffen:  er  zeigte,  daß,  wenn  man  den  Stand  der 
täglichen  Geldbewilligung  mit  einem  Frank  festsetze,  bei  einer  siebenwöchent- 
lichen Ruhe  die  zu  erwartenden  Ausgaben  sich  auf  ungefähr  6  Millionen 
belaufen  würden,  bei  demTexte  der  Kommission ;  daß  dieselben  aber  19  Millionen 
betrügen  nach  dem  Abänderungsantrage  Dr.  Reys.  Man  begreift,  daß  die 
Prsepektive  eines  derartigen  Zuwachses  an  Lasten  die  guten  Absichten  der 
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hohen  Versammlung  bezähmte,  um  so  mehr,  als  die  z.  T.  stark  verschuldeten 
Gemeinden  die  größere  Hälfte  der  durch  diese  Unterstützungen  ver- 
ursachten Kosten  zu  tragen  hätten. 

Es  ist  wahrscheinlich,  daß  dieselbe  Erwägung  die  Kammer  hindern  wird, 
die  Verbesserung  des  Herrn  Bonnevay  zu  genehmigen.  Ist  es  erlaubt,  beizu- 
fügen, daß  man  dies  sogar  selbst  wünschen  sollte  ?  Im  entgegengesetzten 
Falle,  in  der  Tat,  wäre  es  nötig,  daß  das  Gesetz  wieder  vor  den  Senat 
gebracht  werden  müßte.  Und  wer  könnte  dann  sagen,  wann  dies  zu  etwas 
führen  würde  ?  Vielleicht  gilt  auch  hier,  daß  das  Bessere  der  Feind  des 
Guten  sei,  weshalb  man  sich  lieber  beeilen  sollte,  eine  Reform  durchzuführen, 
wenn  sie  reif  ist,  sogar  wenn  sie  unvollständig  sein  sollte  ? 

Wohlan,  wie  es  auch  sei,  das  Gesetz  für  die  niederkommende  Frau 
bedeutet  einen  so  ernsthaften  Fortschritt,  daß  man  nur  die  eine  Sorge  hegen 
mag,  wie  sich  dasselbe  am  schleunigsten  verwirklichen  lasse. 
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D^lie  Ausbreitung  des  Frauen- 
stimmrechts: Die  letzten 
— II  Tage,  ehe  diese  Zeilen  er- 
schienen, haben  drei  Ereignisse  ge- 
bracht, welche  von  der  realen  Ent- 
wicklungstendenz, die  allüberall  in 
der  Richtung  der  Verwirklichung 
des  Frauenstimmrechts  geht,  be- 
redtes Zeugnis  geben. 

Am  6.  Juni  beschloß  der  Gemeinde- 
rat von  Paris  mit  Stimmenein- 
Ii  e  1 1  i  g  k  e  i  t ,  die  Erteilung  des 
Stimmrechts  zu  den  Gemeindewahlen 
an  die  Frauen  dem  Parlamente  an- 
zuempfehlen. 

Da  die  Empfehlung  von  der  un- 
mittelbarst interessierten  Instanz  aus- 
geht, wird  ihr  zweifellos  entsprochen 
werden. 

Am  9.  Juni  schloß  sich  die  zweite 
Kammer  des  amerikanischen  Staates 
Illinois  dem  vorhergehenden  Beschluss 
des  Senates  an,  den  Frauen  das  Wahl- 
recht zum  Staatsparlamente  zu  geben. 

Dieser  reiche  und  wichtige  Staat, 
an  Flächeninhalt  größer  und  nahezu 
so  volkreich  als  Bayern,  mit  seiner 


Großstadt  Chicago,  eröffnet  den 
Frauen  die  Möglichkeit,  an  der  Lösung 
überaus  differenzierter  sozialer  Fragen 
mitzuarbeiten. 

Am  10.  Juni  beschloß  der  nor- 
wegische Storthing,  den  Frauen,  die 
bisher  nur  ein  Zensuswahlrecht 
besessen  hatten,  das  allgemeine  und 
gleiche  Wahlrecht  zum  Parlament 
des  Staates,  der  unter  allen  Staaten 
der  Erde  am  wenigsten  Analphabeten 
aufweist  und  somit  sehr  wohl  das 
Prestige  des  „Führendürfen  s" 
beanspruchen  kann,  einzuräumen. 

Im  stammverwandten  Deutsch- 
land aber,  das  in  Schulbildung  und 
Sinnesart  Norwegen  nähersteht,  als 
andere  Großstaaten,  wird  die  gleiche 
Forderung  als  Utopie  verlacht. 

Selbst  das  Frauenstimmrecht  zur 
Gemeinde,  das  in  London  besteht,  in 
Paris  beschlossen  wird,  in  Chicago 
und  Christiana  bereits  vom  politischen 
Frauenstimmrecht  überholt  ist,  wird 
den  deutschen  Frauen  verweigert. 


R.  Broda. 
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Das     Gemeindestimmrecht  der 
Frauen:   Der  Internationale  Frauen- 
kongreß, der  anfangs  Juni  in  Paris 
abgehalten  wurde  und  eine  Resolution 
zugunsten  des  Frauenstimmrechts  zu 
den  Gemeindevertretungen  faßte,  hat 
dieser  Bewegung,  die  in  Frankreich 
seit  längerem  energisch  betrieben  wird, 
einen  neuerlichen  Anstoß  gegeben. 
Am  9.  Juni  wurde  die  Frage,  die  von 
der  zuständigen  Parlamentskommis- 
sion bereits  seit  langer  Zeit  bejahend 
vereinbart  worden  war,  vor  das  Fo- 
rum des  Pariser  Gemeinderats  ge- 
bracht. Zwei  konservative  Mitglieder 
des  Gemeinderats  stellten  den  Antrag, 
daß  dieser  sich  für  die  Erteilung  des 
Gemeindewahlrechts  an  die  Frauen 
aussprechen  möge.   Als  Begründung 
wurde  angeführt,  daß  die  Frau  die 
gleichen  Steuern  zahle  wie  der  Mann, 
den  gleichen  Gesetzen  unterworfen 
sei,  die  gleichen  sozialen  Pflichten  und 
Aufgaben  zu  erfüllen  habe  und  darum 
auch  zu  gleichen  Rechten  berufen  sei. 
Sie  führten  in  ihrem  Antrag  weiter 
aus,  daß  z.  B.  die  Mutter,  die  die  Ver- 
antwortung für  die  Aufziehung  der 
Kinder  habe,  auch  einen  Einfluß  auf 
die  hygienische  Verwaltung  der  Städte 
haben  müsse  wie  auch  auf  die  Woh- 
nungspolizei, die  Lebensmittelfrage, 
die  Schulfrage.     Sie  vertraten  den 
Standpunkt,  daß  für  all  diese  sozialen 
Probleme  die  Kompetenz  der  Frau 
eine  dem  Manne  durchaus  ebenbürtige 
sei. 

Das  französische  Gesetz,  das  den 
Frauen  bereits  das  Wahlrecht  zu  den 
Gewerbegerichten,  Handelskammern, 
Gerichtsbehörden  und  sozialen  Ver- 
sorgungsämtern zugesteht,  braucht 
nur  in  dieser  Entwicklungstendez 
weiter  fortzufahren,  um  den  Frauen 
das  Stimmrecht  zu  den  Gemeinde- 
vertretungen zu  geben. 

Mehrere  andere  Redner  brachten 
in  analoger  Weise  die  Zustimmung 
ihrer  Partei  zum  Ausdruck,  und  die 
Resolutionen  wurden  einstimmig  an- 
genommen.    Im  Gemeinderat  von 


Paris  fand  sich  keine  Stimme  gegen 
diese  Verdoppelung  der  eigenen  Wäh- 
lerzahl des  Stadtparlaments,  und  die 
Verwirklichung  der  Forderung  kann 
bei  dieser  einmütigen  Stimmung  der 
interesierten  Kreise  nur  mehr  eine 
Frage  kürzester  Frist  sein. 

Marie  Aulnoye. 

Q> 

Frauenstimmrecht  in  Polen:  Die 

Frau  spielt  im  öffentlichen  Leben 
Polens  eine  große  Rolle.  —  Sie  nimmt 
an  allen  großen  freiheitlichen  Bewe- 
gungen teil;  alle  Einrichtungen  und 
Veranstaltungen,  die  der  Volksbildung 
und  dem  sozialen  Fortschritt  dienen, 
werden  von  Frauen  gestützt.  Die 
Frauenrechtlerinnen  weisen  also  mit 
Recht  auf  die  Erfolge  der  durch  die 
hingebenden  Bürgerinnen  geleisteten 
Arbeiten  hin. 

Die  feministische  Propaganda  wird 
in  den  drei  polnischen  Provinzen 
verschieden  durchgeführt,  den  ver- 
schiedenen lokalen  Verhältnissen  ent- 
sprechend, die  ihren  Charakter  und 
ihre  Taktik  bestimmen. 

Im  Königreich  Polen  (Russisch 
Polen)  hängen  die  Reformen  von  der 
Begutachtung  des  Staatsrates  und 
der  Duma  ab.  Die  polnischen  Abge- 
ordneten sind  in  der  Minderheit  und 
ihre  Lage  ist  schwierig  und  verwickelt. 
Auf  alle  Fälle  fordern  die  Feministen, 
daß  die  Vertreter  der  Nation  die 
Interessen  aller  Landesbewohner 
ohne  Unterschied  des  Geschlechts  im 
Auge  haben  sollen.  Man  verlangt, 
daß  im  Lauf  der  nächsten  Debatten 
über  die  Gemeindeautonomie  die 
Frage  des  Frauenstimmrechts  klipp 
und  klar  gestellt  werde.  Die  gegen- 
wärtige Vorlage  gibt  das  Stimmrecht 
den  grundbesitzenden  Frauen,  es 
wäre  also  ein  Privileg  für  „Damen'*, 
keineswegs  ein  Recht  der  Frauen. 

Die  Bewegung  wird  mit  Energie 
durch  die  Stimmrechtsvereinigung 
(mit  Frau  Kuczalska)  und  durch  die 
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Liga  für  Stimmrecht  unter  dem  Prä- 
sidium der  Schriftstellerin  Jastrzemb- 
ska  geleitet. 

Die  letztere  hat  in  der  feministi- 
schen Zeitschrift  „Bluscz"  die  Er- 
gebnisse einer  Rundfrage  veröffent- 
licht, an  der  die  Führer  der  verschie- 
denen polnischenParteien  teilnahmen. 
Die  Mehrzahl  spricht  sich  zugunsten 
der  politischen  Gleichstellung  der  Ge- 
schlechter aus  und  vor  allem  gegen 
die  zivile  Mundtodheit  der  verhei- 
rateten Frau.  Auch  wird  von  der 
Liga  diesen  Fragen  eine  Serie  von 
Vorträgen  gewidmet. 

Feministische  Versammlungen 
werden  auch  von  der  „Frauenrechts- 
sektion polnischer  Kultur"  abgehal- 
ten sowie  von  privaten  Intellektuellen 
und  von  einer  sehr  bekannten  Gesell- 
schaft, Ziemianki,  die  sich  für  die 
Verbesserung  der  Lage  der  Bäuer- 
rinnen  und  ihre  gewerbliche  Erziehung 
einsetzt. 

*  * 
* 

In  Galizien,  das  politische  Auto- 
nomie besitzt,  ist  eine  große  Bewegung 
für  Demokratisierung  des  Wahlsy- 
stems im  Begriff  sich  zu  bilden.  Die 
Feministen  schließen  sich  ihr  an  und 
verlangen  die  Ausdehnung  des  Wahl- 
rechts auf  die  beiden  Geschlechter. 
An  der  Spitze  der  Kämpfer  steht 
Frau  Marie  Duleba.  Die  Führer  der 
verschiedenen  Parteien  haben  sich 
einer  Frauendeputation,  die  in  die 
Kammer  entsandt  wurde,  gegenüber 
im  Prinzip  für  das  Frauenstimmrecht 
erklärt;  aber  die  Meinungen  über  die 
praktische  Anwendung  dieses  Prin- 
zips gehen  auseinander.  Mehrere 
Stimmen  sind  für  das  Wahlrecht 
ohne  Wählbarkeit,  andere  für  ein 
beschränktes  Wahlrecht  mit  Berück- 
sichtigung des  Bildungszensus.  Marie 
Duleba  rief  demgegenüber  die  Frauen 
auf,  sich  zu  einem  gemeinsamen  fried- 
lichen, aber  steten  Kampf  um  ihre 
Rechte  zu  organisieren.  0. 


10.    Internationaler  Frauenkon- 
greß   zu   Paris,    vom   2.-7.  Juni 
1913.  Der  10.  Internationale  Frauen- 
kongreß,  der   vom   2. — 7.  Juni  in 
der  Salle  des  Ingenieurs  Givils  zu 
Paris  tagte,  ist  soeben  beendet  wor- 
den, und  allem  Anschein  nach  dürfte 
er  von  dem  besten  Erfolg  begleitet 
sein.  Es  ist  eifrig  gearbeitet  worden; 
sehr  lebhafte  Diskussionen  fanden  in 
den  Generalversammlungen  statt,  in 
denen  die  in  den  einzelnen  Sitzungen 
vorgebrachten  Anträge  zur  Abstim- 
mung gebracht  wurden.     Die  leb- 
haftesten Debatten  entfalteten  sich 
bei  der  Abstimmung  über  die  Rechte 
der  verheirateten  Frau,  den  Schutz 
der  Kinder-  und  Frauenarbeit  und 
die  Prostitution.  Es  ist  zu  wünschen, 
daß  alle  dort  abgestimmten  Anträge 
recht  bald  in  die  Tat  umgesetzt 
und  praktische  Erfolge  zeitigen  wer- 
den.   Die  Sektion  Hygiene  hat  be- 
sonders den  Kampf  gegen  Alkohol  und 
Tuberkulose  in  ihr  Programm  aufge- 
nommen, zwei  Feinde,  die  internatio- 
nal sind  und  denen  wohl  in  allen 
Ländern  mit  gleichem  Eifer  der  Krieg 
erklärt  ist. 

Den  Kongressisten  wurde  vom 
Komitee  überall  die  beste  Aufnahme 
zuteil,  und  die  Teilnehmer,  die  aus 
allen  Ländern  gekommen  waren,  wer- 
den das  besteAndenken  an  diesenKon- 
greß  in  ihre  Heimat  nehmen;  er  wird 
allen  ein  Ansporn  zu  neuer  Arbeits  ein. 

Eine  etwas  offizielle  Note  erhielt 
dieser  Kongreß  auch  dadurch,  daß  er 
durch  den  Minister  des  Innern,  Klotz, 
feierlichst  in  der  Sorbonne  eröffnet 
wurde. 

Auch  Mr.  und  Mine.  Poincare, 
sowie  der  Minister  des  Äußeren, 
Pichon,  zeigten,  daß  sie  der  Frauen- 
arbeit wohlwollend  gegenüberstehen; 
sie  bereiteten  den  Kongreßmitgliedern 
einen  glänzenden  Empfang  am  Mitt- 
woch im  Ministerium  des  Äußeren 
und  Donnerstag  in  den  Champs 
Elysees. 

M.  Koscinska. 
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Zur  französischen  Frauenbewe- 
gung: Die  romanische  Weiblichkeit 
ist  vermöge  ihres  Rassetemperamentes 
und  ihrer  traditionellen  Erziehung 
stärker  auf  jene  Lebenslinien  kon- 
zentriert, welche  im  letzten  Grunde 
aus  dem  sexuellen  Momente  ent- 
springen, als  die  germanische.  Sie 
legt  noch  höhern  Wert  auf  das  Ge- 
fallen des  Mannes,  als  ihre  deutsche 
Schwester,  und  speziell  die  Französin 
unterscheidet  sich  noch  besonders 
von  den  Frauen  der  anderen  Völker, 
inbegriffen  sogar  die  übrigen  romani- 
schen Völker,  dadurch,  daß  sie  bis  in 
ein  vorgerücktes  Lebensalter  hinein 
entscheidenden  Wert  darauf  legt, 
ihre  persönliche  Anziehungskraft  auf 
die  Männerwelt  voll  und  ganz  zu  be- 
wahren. 

Dies  gilt  allerdings  im  wesentlichen 
nur  für  die  besitzende  und  gebildete 
Klasse,  deren  Frauen  überwiegend 
keinen  selbständigen  Lebensberuf  ha- 
ben und  bis  vor  kurzem  durch  die 
Art  ihrer  Erziehung  ganz  außerhalb 
jedes  kameradschaftlichen  Kontaktes 
mit  dem  anderen  Geschlecht  gehalten 
wurden,  wie  er  sich  speziell  in  den 
angelsächsischen  Ländern  herausge- 
bildet hat  und  eine  ganz  andere  Auf- 
fassung von  den  möglichen  Bezie- 
hungen zwischen  Mann  und  Frau 
heranwachsen  läßt. 

Die  Frau  des  französischen  Klein- 
bürgertums greift  tätiger  ins  Leben 
ein.  Vor  allem  die  Frau  des  kleinen 
Kaufmanns  steht  rüstig  am  Laden- 
tisch, verwaltet  vielfach  die  Kasse 
des  Geschäfts;  sie  sieht  im  Manne 
nicht  bloß  den  etwaigen  Verehrer, 
sondern  den  Kunden,  Konkurrenten, 
Geschäftsfreund,  sie  hat  die  gleichen 
Beziehungen  zu  ihm  und  den  Ver- 
hältnissen des  realen  Lebens,  die  der 
Mann  selbst  besitzt. 

Die  Forderung  nach  politischen 
Frauenrechten  auf  französischem  Bo- 
den findet  also  in  der  Existenz  dieser 
zahlreichen  und  tätigen  Klasse  von 
Frauen  des  Kaufmannsstandes  ihre 


beste  Rechtfertigung.  Eine  aktive 
Bewegung  konnte  jedoch  naturgemäß 
nur  von  den  gebildeten  Schichten 
ausgehen,  und  in  ihnen  ist  nur  eine 
schwache  Entwicklungstendenz  zur 
selbständigen  Frauenbewegung  ge- 
geben. 

So  ist  die  Bewegung  in  Frank- 
reich schwächer  als  in  germanischen 
Ländern,  und  gab  es  bis  vor  kurzem 
nur  in  Paris  einige  kleine  Vereine,  die 
für  das  Frauenstimmrecht  eintraten: 
zum  nicht  unbeträchtlichen  Teile  aus 
geschiedenen  und  solchen  Damen 
bestehend,  die  sich  in  ihrer  Lebens- 
linie abseits  der  normalen  Entwick- 
lung gestellt  hatten  und  darum  auch 
von  der  französischen  Frauenwelt 
nicht  gern  als  ihre  Vertreterinnen 
anerkannt  werden. 

Die  markanteste  unter  den  Füh- 
rerinnen der  ersten  Stunde  war  wohl 
die  Dresse  Madeleine  Pelletier,  deren 
charakteristischer  Kopf  mit  den  kurz- 
geschnittenen  Haaren  manchem  der 
Besucher  französischer  Frauenver- 
sammlungen in  guter  Erinnerung  ist. 

Daneben  gab  es  natürlich  schon 
damals  eine  politisch  weniger  betonte, 
mehr  geistige  und  literarische  Be- 
wegung, die  in  der  Zeitschrift  ,,La 
Franchise"  ein  wertvolles  Organ  be- 
saß und  sich  mit  Wohltätigkeit  und 
sozialer  Hilfstätigkeit  befaßte. 

In  diesen  letzten  Jahren  beginnt 
es  anders  zu  werden.  Die  radikal - 
politische  Richtung  legt  manche  ihrer 
Sonderlichkeiten  ab  und  dringt  so 
näher  an  die  typischen  Schichten  der 
Intelligenz  heran.  Die  schöngeistigen 
und  sozialen  Verbände  wieder  erfüllen 
sich  allmählich  mit  dem  Bewußtsein, 
daß  eine  Erweiterung  der  politischen 
Frauenrechte  auch  für  die  allgemeine 
Entwicklung  der  französischen  Frau 
unentbehrlich  sei.  Ein  aktionsfähiges 
Zentrum  scheint  sich  heranzubilden, 
das  radikal  genug  ist,  um  die  For- 
derungen des  Frauenstimmrechts  klar 
und  entschieden  zu  vertreten,  und 
doch  wieder  maßvoll  genug,  um  die 
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Normalfrau  der  gebildeten  Stände, 
die  wohl  politische  Rechte  erlangen, 
im  übrigen  aber  durchaus  im  Kreise 
der  hergebrachten  Sitte  leben  will, 
nicht  abzustoßen.  Zu  den  vorzüglich- 
sten Organisatorinnen  dieser  neuen, 
vermittelnden  Richtung  gehört  Frau 
Brunschwieg,  die  Gattin  eines  Pro- 
fessors der  Pariser  Universität,  tätig, 
energisch,  aber  frei  von  jeder  Exzen- 
trizität. 

In  die  Vorstände  der  von  ihr  im 
ganzen  Lande  zahlreich  begründeten 
Gruppen  der  „Union  pour  le  sufTrage 
des  femmes"  berief  sie  vor  allem 
Lehrerinnen,  und  eben  hierdurch 
konnte  ein  wertvoller  Kontakt  mit 
breiteren  Schichten  selbständig  täti- 
ger Frauen,  die  gerade  in  der  weib- 
lichen Lehrerschaft  ihre  Auslese  er- 
blicken, hergestellt  werden. 

Schon  von  Anbeginn  an  hatte  die 
Frauenbewegung  starke  Stützen  im 
Parlament,  ja  es  gab  wohl  eine  Zeit, 
wo  sie  unter  reifen  männlichen  Poli- 
tikern stärker  als  in  der  Frauenwelt 
selbst  wurzelte.  Unter  den  radikalen 
Politikern  Frankreichs  ist  dieTraditior 
abstrakter  Gerechtigkeit  noch  von  den 
Zeit  der  französischen  Revolution  und 
ihrer  Erklärung  der  Menschenrechte 
her  sehr  lebendig.  Insoweit  die  For- 
derung des  Frauenstimmrechts  auf 
abstrakte  Gerechtigkeit,  auf  die  Not- 
wendigkeit, die  Frau  in  der  Geltend- 
machung ihrer  Rechte  nicht  schlech- 
ter zu  stellen  als  den  Mann,  begründet 
wurde,  konnte  ihr  in  diesen  Kreisen 
nicht  widersprochen  werden  ohne 
eine  Verleugnung  der  eigenen,  stets 
wieder  als  heilig  und  unverrückbar 
bezeichneten  Grundsätze  politischer 
Philosophie. 

Vor  allem  auch  Abgeordneter 
Ferdinand  Buisson,  der  vorurteilslose 
und  einflußreiche  Freund  jeder  auf- 
strebenden Bewegung,  nahm  sich  der 
Frauensache  an.  Er  selbst  wurde  von 
jeder  Kommission  des  fanzösischen 
Parlamentes,  welche  zur  Beratung  der 
Wahlrechtsanträge  eingesetzt  worden 


war,  zum  Berichterstatter  bestellt  *), 
und  sein  Bericht  fordert  die  Erteilung 
des  Stimmrechts  zu  den  Gemeinde- 
vertretungen an  die  französische  Frau. 
Eine  Mehrheit  ist  aus  den  oben  ange- 
führten Gründen  für  die  Idee  ge- 
wonnen., m 

So  werden  die  Frauen  Frankreichs 
höchstwahrscheinlich  vor  denen 
Deutschlands  eine  wichtige  Etappe 
auf  dem  Wege  zum  politischen  Stimm- 
recht erreichen.  Bewähren  sie  sich  in 
den  Gemeindevertretungen,  so  wird 
eben  dadurch  ihren  Freunden  im 
Parlament  ein  ausschlaggebendes  Ar- 
gument für  Erteilung  des  Stimmrechts 
auch  zum  Parlamente  in  die  Hand  ge- 
geben. Daß  es  jedoch  unter  den  Frauen 
Frankreichs  viele  gibt,  die  sehr  wohl 
die  Gemeindeangelegenheiten,  wie 
Schulen,  Spitäler  usw.,  ausgezeichnet 
zu  verwalten  vermögen,  ist  für  den 
Kenner  des  vorhandenen  Menschen- 
materials zweifellos. 

So  scheint  der  Weg  für  die  Reform 
geebnet,  und  ist  sie  einmal  durchge- 
führt, werden  zweifellos  die  Möglich- 
keiten einer  politischen  Betätigung, 
politischen  Einflußnahme  die  Frauen 
zur  Beschäftigung  mit  öffentlichen 
Fragen  anregen,  erziehen. 

Die  Frauen  im  Parlamente  werden 
gewiß  auch  darauf  hinwirken,  daß 
das  weibliche  Erziehungswesen,  das 
ohnehin  in  den  letzten  Jahren  in 
Frankreich  enorme  Fortschritte  ge- 
macht hat,  noch  weiter  ausgestattet 
werde. 

Die  Frauenbewegung  Frankreichs, 
die  so  lange  hinter  der  anderer  Länder 
zurückgeblieben  war,  scheint  an  einem 
lichtvollen  Momente  ihrer  Entwick- 
lung zu  stehen.  R.  Broda. 


Schutzfrauen:  Seit  1.  Januar 
liegt  ein  Teil  der    Sicherheit  der 

*)  Siehe  seinen  Aufsatz  in  der  De- 
zember-Nummer 1911  der  Dokumente  des 
Fortschritts. 
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Bevölkerung  von  New  York  in  den 
Händen  dreier  Friedenshüterinnen. 
Diese  Polizeiamazonen  sind  alle  drei 
30  Jahre  alt.  Eine  nur  ist  verheiratet, 
Mrs.  John  Grosby.  Die  zweite, 
Miss  Cornelia  Swinnerton,  war  früher 
Sekretärin  einer  Suffragettenliga.  Die 
dritte,  Miss  Patterson,  war  Schrift- 
stellerin. 

Nachdem  sie  in  Eid  genommen 
waren,  richtete  der  Sherif  Julius 
Harburger  an  sie  folgende  Ansprache: 
Meine  Damen,  von  diesem  Moment 
an  können  Sie  Ihre  Autorität  jedes- 
mal, wo  Sie  eine  Gesetzesübertretung 
wahrnehmen,  geltend  machen.  Es 
wird  genügen,  daß  Sie  ihre  Legitima- 
tion vorweisen,  um  den  Delinquenten 
zu  verhaften.  Die  großen  Dienste, 
die  wir  von  Ihnen  erwarten,  werden 
vor  allem  die  Hütung  der  Tugend 
junger  Mädchen  auf  öffentlichen 
Bällen,  dieVerhinderung  von  Alkohol- 
abgabe an  Kinder  und  die  Über- 
wachung der  Arbeitsbedingungen  in 
den  Manufakturen  sein. 

Der  Sherif  ermahnte  die  drei 
weiblichen  Sicherheitswachleute,  ihren 
Dienst  um  so  eifriger  zu  versehen,  als 
viele  andere  Kandidatinnen  sie  darum 
beneiden  und  versprach,  ihnen  bald 
tausend  Waffenschwestern  zu  geben, 
im  Falle  das  Publikum  mit  ihrer 
Tätigkeit  zufrieden  wäre. 


Zu  den  vom  Sherif  aufgezählten 
Obliegenheiten  gesellt  sich  auch  das 
Abführen  der  Verurteilten  ins  Ge- 
fängnis. New  York  hat  die  ersten  von 
den  Frauen  vorgenommenen  Arre- 
tierungen mit  großem  Hurrah  ge- 
feiert. Man  sagt,  daß  sogar  die  Übel- 
täter über  die  Sanftmut,  mit  der  sie 
gefaßt  wurden  und  an  die  sie  von 
der  männlichen  Polizei  aus  nicht  ge- 
wöhnt waren,  Rührung  empfanden. 
Dennoch  wissen  wir,  daß  jede  Schutz- 
frau mit  einem  Browning  und  einem 
Kautschukknüttel  ausgerüstet  ist. 


Fachschulen  für  Dienstmädchen 
in  Dänemark:  In  Kopenhagen  be- 
gründete die  nunmehr  13  Jahre  alte 
Dienstmädchenvereinigung  mit  Un- 
terstützung mehrerer  Hausfrauen  im 
Jahre  1906  eine  Fachschule  für  Dienst- 
mädchen, die  erste  ihrer  Art  in 
Skandinavien.  Als  man  im  Jahre 
1906  anfing  für  die  Schule  Räum- 
lichkeiten zu  besorgen,  verfügte  man 
über  11  000  Kronen,  die  auf  ver- 
schiedene Weise  gesammelt  worden 
waren.  Die  Schule  befand  sich  ur- 
sprünglich in  einer  Etagenwohnung. 
Bald  wurde  sie  über  zwei  Etagen 
ausgedehnt.  Das  Inventar  der 
Schule  kostete  im  ganzen  6000  Kr. 
Die  Schule  wurde  die  ganze  Zeit 
hindurch  von  Fräulein  Marie  G  h  r  i  - 
Stensen  geleitet,  die  gleichzeitig 
Vorsitzende  des  Dienstmädchen- 
vereins war. 

Im  Anfang  hatte  man  im  Halb- 
jahrskursus  18  Schülerinnen.  Diese 
wurden  in  3  Abteilungen  geteilt. 
6  davon  wurden  zu  Köchinnen  aus- 
gebildet, 6  zu  Stubenmädchen  und 
wieder  6  zu  Wäscherinnen  und  Plät- 
terinnen. Die  Schülerinnen  aller 
drei  Abteilungen  wechselten  jede 
WToche,  so  daß  jede  in  den  verschie- 
denen Zweigen  der  Hausarbeit  gleich- 
mäßig ausgebildet  wurde.  In  der 
Abteilung  für  Köchinnen  bekamen 
die  Schülerinnen  Geld,  um  für  ein 
Mittag  von  2 — 3  Gerichten  für  6 
Personen  einzukaufen,  das  sie  ohne 
Anleitung  selbst  herrichten  und  ser- 
vieren mußten.  In  der  Haus- 
mädchenabteilung hat  die  Schülerin 
zwei  Zimmer  rein  zu  machen,  einen 
Mittagstisch  zu  decken  und  eine 
Stunde  zu  servieren.  Bei  der  Wasch  - 
und  Plättabteilung  hat  die  Schülerin 
ihre  ganze  Wäsche  selbständig  zu 
besorgen.  Der  Kursus  wird  abge- 
schlossen mit  einer  Prüfung  in  allen 
Fächern  und  die  Schülerin  bekommt 
ein  Zeugnis. 

Im  Anfang  hatten  die  Schülerin- 
nen sowohl  Unterricht  wie  Pension 
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unentgeltlich.  Aber  da  es  sich  als 
schwierig  herausstellte,  die  dazu 
nötigen  Mittel  zu  beschaffen,  hat 
man  vom  Jahre  1910  ab  15 — 16  von 
den  18  Schülerinnen  je  10  Kronen 
im  Monat  zahlen  lassen.  Außerdem 
verfügt  die  Schule  noch  über  4 — 5 
Freiplätze.  Der  halbjährliche  Kur- 
sus ist  nun  im  Laufe  dieser  Jahre 
von  194  Schülerinnen  besucht  wor- 
den. Außer  diesem  Kursus  hat  man 
neuerdings  einen  zweimonatlichen 
Kursus  für  Köchinnen  und  einen 
zweimonatlichen  Kursus  für  Stuben- 
mädchen eingerichtet.  Der  Köchin- 
nenkursus wurde  von  305  Schülerin- 
nen besucht,  der  Stubenmädchen- 
kursus von  27.  Die  Gesamtschüle- 
rinnenanzahl  betrug  bisher  526. 

Um  der  Schule  die  nötigen  Ein- 
nahmen zu  schaffen,  hat  man  außer 
Frühstücks-  und  Mittagstisch  im 
Speisesaal  des  Hauses,  der  täglich 
von  70 — 80  Personen  benutzt  wird, 
Wäsche  zum  Waschen  und  Bügeln 
übernommen.  Außerdem  werden 
Kuchen,  Brot  und  im  Hause  gemachte 
Fleischwaren  verkauft. 

Das  gesamte  Defizit  beträgt  jetzt 
nur  noch  5  540  Kronen,  die  durch  Zu- 
schüsse aus  der  Vereinskasse,  vom 
Staat  und  von  der  Gemeinde  gedeckt 
werden.  Seit  1907  erhält  nämlich 
die  Schule  einen  festen  Jahresbeitrag 
von  2000  Kronen  vom  Staat  und  von 
2000  Kronen  von  der  Gemeinde 
Kopenhagen . 

<$> 

Das  sittlich  verwahrloste  Mäd- 
chen *):  Die  Mädchen  strömen  im- 
mer jünger,  immer  zahlreicher  in 
das  Erwerbsleben.  Sie  sind  noch 
nicht  reif,  und  sie  werden  schlecht 
bezahlt.  Die  ungeheure  Gefahr,  die 
sie  bedroht,  ist  die  körperliche  und 
sittliche  Minderwertigkeit.  Die  Pro- 
stitution zählt  schon  zu  den  Über- 

*)  „Das  sittlich  verwahrloste  Mädchen. " 
Erschienen  bei  Wilhelm  Borngräber-Berlin. 


lebsein,  und  die  Gelegenheitsprosti- 
tution dieser  jungen  Geschöpfe  steigt 
auf.  Dies  erweisen  und  die  Bekämp- 
fung zeigen,  ist  Inhalt  des  Buches. 

Wilhelmine  Mohr, 
Berlin. 

Magdalis  Heimroths  Leidens- 
weg *) :  Die  sexuelle  Krise  in  der 
Literatur  scheint  endlich  überwunden 
zu  sein.  Man  kann  jetzt  Bücher, 
namentlich  Frauenbücher  öffnen,  ohne 
in  allzu  schlechte  Gesellschaft  zu 
kommen.  Endlich  scheint  eine  Art 
Mittelweg  gefunden  worden  zu  sein 
zwischen  den  Romanen  der  Garten- 
laube alten  Stils  und  den  Arbeiten 
der  Sexualwesen  ä  tout  prix.  Eine 
ganze  Gruppe  reifer  Frauen,  deren 
Zahl  von  Jahr  zu  Jahr  steigt,  hat 
begonnen,  sich  einen  eigenen  Stil  zu 
schaffen  und  gute  Unterhaltungs- 
lektüre zu  schreiben. 

Zu  der  Gruppe  dieser  Frauen  ge- 
hört Adele  Gerhard.  Ihr 
letztes  Buch  „Magdalis  Heimroths 
Leidensweg"  leidet  weder  an  der 
Problemlosigkeit  vieler  moderner 
Frauenbücher,  noch  an  der  Über- 
fülle von  nur  geahnten  und  falsch 
verstandenen  gigantischen  Proble- 
men. Das,  was  hier  geschrieben  wor- 
den ist,  ist  verstanden  und  gefühlt 
und  nach  bestem  Wissen  und  Können 
ehrlich  und  überzeugend  geschildert 
worden. 

Die  Freude  am  Erzählen  verur- 
sacht manchmal  eine  gewisse  Schlaff- 
heit der  Komposition.  Das  Buch,  das 
ein  Leben  schildern  sollte,  schildert  in 
Wirklichkeit  zwei  innerlich  vollständig 
getrennte  Lebensabschnitte  einer  und 
derselben  Persönlichkeit.  Alle  Fri- 
sche und  Anschaulichkeit  der  Er- 
zählung aber  vermag  nicht  darüber 
hinwegzutäuschen,  daß  die  künst- 
lerische Brücke  vom  ersten  Lebens- 
abschnitt   der    Magdalis  Heimroth 

*)  Berlin,  Verlag  von  Bruno  Cassierer. 
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zum  zweiten  Abschnitt  nicht  mit 
genügender  Sicherheit  geschlagen  ist. 
Magdalis  Heimroth  lebt  als  junges 
schönes  Weib  in  15jähriger  Ehe 
mit  einem  alten  abgelebten  Baron 
und  flieht  aus  dieser  Ehe  mit  36  Jah- 
ren zu  einem  jungen  genialen  Arzt, 
dessen  Frau  sie  wird,  und  mit  dem 
sie  weiter  fast  ein  Viertel  Jahrhundert 
in  ungetrübt  glücklicher  Ehe  lebt, 
bis  auch  diese  Ehe  daran  zerbricht, 
daß  der  Mann,  der  nicht  altern  will 
und  auch  innerlich  nicht  alt  gewor- 
den ist,  sich  von  ihr,  der  alten  und 
kränklichen  Frau,  scheiden  läßt,  um 
eine  neue  Ehe  mit  einer  jungen 
blühenden  Person  einzugehen. 

Im  zweiten  Teil  des  Buches,  der 
die  Ehe  von  Magdalis  Heimroth  mit 
dem  Arzt,  der  zum  Jugendreformer 
geworden  ist,  behandelt,  wird  ein 
Problem  gestreift,  und  leider  nur 
summarisch  gestreift,  das  es  verdient 
hätte,  mehr  ausgeführt  zu  werden. 
Das  Nicht-Altern-Wollen  des  Man- 
nes von  50  Jahren,  das  Jung-Sein- 
Wollen  des  modernen  Mannes  um 
jeden  Preis,  ist  ein  so  interessantes 
Thema  und  ein  so  häufig  vorkommen- 
der Fall,  daß  es  sich  verlohnt  hätte, 
ihn  eingehender  zu  behandeln. 

Dieser  Arzt,  Dr.  Wilderhaag,  der 
sich  mit  Ideen  Nietzschescher  Pro- 
venienz vollgesogen  hat  und  sie  nun 


als  Sexualreformer  als  neu  reprodu- 
ziert und  dabei  dem  allgemeinen 
Schicksal  dieser  Gruppe  von  Persön- 
lichkeiten, innerlich  unecht  zu  wer- 
den, nicht  entgeht,  wäre  einer  aus- 
führlicheren Darlegung  würdig  ge- 
wesen. 

Alles  in  allem,  Adele  Gerhards 
Buch  hat  etwas  Sympathisches.  Es 
ist  noch  nicht  der  Roman,  den  die 
jetzige  Frauengeneration  schreiben 
könnte,  nachdem  sie  über  die  Zer- 
fahrenheit ihrer  Emanzipationsjahre 
herausgewachsen  ist.  Aber  er  ist 
doch  eine  Leistung,  die  nach  jeder 
Richtung  hin  Anerkennung  verdient, 
und  ein  Zeichen  dafür,  daß  man 
endlich  wieder  moderne  Frauen- 
bücher findet,  in  denen  mehr  zu  finden 
ist  als  nur  eine  illustrierte  Verwässe- 
rung  schlecht  verdauter  sexualwissen- 
schaftlicher Literatur. 

Wie  auch  in  den  früheren  Büchern 
Adele  Gerhards,  so  sind  auch  hier  die 
Personen  mit  großer  Sicherheit  aus 
ihrer  Umgebung  herausgeschält  und 
mit  fester  Hand  in  dem  Buche  an 
den  Platz  gestellt  worden,  von  dem 
aus  man  ihre  innere  Struktur  am  be- 
sten übersehen  kann.  Diese  Sicher- 
heit der  Milieuschilderung  wird  von 
wenigen  modernen  schreibenden 
Frauen  in  gleicher  W'eise  erreicht. 

Erich  Lilienthal. 


<S>  <8> 


MCHTUNGLINIEN 
DES  FORTSCHRITTS 

VON  PROFESSOR  DR*R*BRODA*£AR£S 


KULTURAUFGABEN    DES  JAHRHUNDERTS. 

VII.    Die  Heranziehung   der    Frau    zum  öffentlichen 

Leben. 


AS  neunzehnte  Jahrhundert  hat  im  gesamten  Abendlande  eine  durch- 
greifende Wandlung  in  der  Stellung  der  Frau  mit  sich  gebracht.  Die 
Industrialisierung  der  Massen  sprengte  den  alten  Familienverband  des 
Bauern  und  Handwerkerstandes;  die  Frau  der  unteren  Klassen  sah 
sich  zur  selbständigen  Berufsarbeit  genötigt.  Die  Entwicklung  der  freien  Be- 
rufe und,  des  neuen  Mittelstandes,  der",,  Beamten'1,  schufen  zweierlei  Personen- 
kreise mit  hohen  Lebensansprüchen  und  geringem  Erbvermögen,  deren 
Töchter  sich  auf  persönliche  Berufsarbeit  angewiesen  sahen.  Die  geistige 
Entwicklung  der  Zeit  mit  ihrem  Freiheitsdrang,  mit  ihrer  Sehnsucht  nach 
Auslebung  der  Persönlichkeit  ließ  einer  weiteren  Anzahl  von  Frauen  die  Ver- 
sorgung in  der  Ehe  um  jeden  Preis  nicht  mehr  als  ausreichendes  Lebensideal 
erscheinen,  drängte  auch  sie  zum  selbständigen  Berufe.  So  erwuchs  ein 
Massenproblem,  das  frühere  Jahrhunderte  mit  ihrer  Beschränkung  der  über- 
wiegenden Mehrzahl  der  Frauen  auf  die  Hausfrauenstellung  nur  als  unbe- 
deutendes Einzelproblem  gekannt  haben:  das  Problem  der  selbständig- 
werdenden Frau.  Ein  sehr  verwickeltes  Problem,  das  mit  der  Hin- 
ausdrängung der  Frau  ins  Erwerbsleben  naturgemäß  nicht  gelöst,  sondern 
erst  gestellt  war. 

Zunächst  waren  es  die  unqualifiziertesten  Berufe,  die  wenig  Fachbildung  und 
sachliche  Kompetenz  erforderten  und  dementsprechend  niedrige  Verdienst- 
möglichkeit boten,  die  sich  der  Frau  eröffneten.  War  sie  bereits  durch  all  die 
Jahrhunderte  der  Vergangenheit  Dienstbote  in  der  Familie  und  Magd  im 
Stalle  und  auf  dem  Felde  gewesen,  so  ward  sie  jetzt  industrielle  Handlangerin 
mit  Löhnen,  die  tief  unter  denen  der  männlichen  Arbeiter  zurückblieben. 
Es  erschlossen  sich  ihr  die  untersten  Sprossen  der  Betätigung  im  industriellen 
und  kommerziellen  Großbetriebe,  die  Posten  der  Stenographin  und  des 
Maschinenfräuleins,  allenfalls  noch  der  Buchhalterin  oder  Kassierin,  kaum 
je  die  des  Oberbeamten  oder  Direktors;  im  Lehrberufe  die  Posten  der  Volks- 
schule, selten  nur  die  der  Mittel-  und  Hochschule.  —  Selbst  dort,  wo 
tatsächlich  gleichwertige  Leistung  gegenüber  der  der  männlichen  Amtskollegen 
vorlag,  wie  gerade  in  der  Volksschule,  wurde  die  Frau  minder  hoch  bezahlt. 

Eine  W'andlung  in  dieser  Verteilung  der  Berufe  zwischen  Mann  und 
Frau  vollzieht  sich  in  Europa  langsam,  hat  jedoch  in  den  Überseeländern 
angelsächsischer  Rasse  sowie  in  Skandinavien,  d.  h.  in  Ländern  mit  über- 
wiegender Koedukation  der  beiden  Geschlechter,  raschen  Einzug  gehalten. 
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Daß  es  tatsächlich  die  Staaten  sind,  die  diese  Erziehungsform  angenommen 
haben,  in  welchen  die  Frau  aufstieg  und,  wie  wir  später  sehen  werden,  auch 
politische  Macht  erlangte,  zeigt  wohl,  daß  kein  Zufall  vorliegt.  Gewiß  gehen 
alle  drei  Erfolge  auf  die  gleiche  Wurzel  des  Rassentemperaments  zurück,  das 
vermöge  seiner  geringem  sexuellen  Spannung  der  Frau  bessere  Möglichkeiten 
bot,  zu  erstrebende  Lebenswerte  nicht  ausschließlich  in  der  Fesselung 
des  Mannes,  sondern  in  eigener  geistiger  Arbeit  und  Durchsetzung  im  wirt- 
schaftlichen Daseinskampfe  zu  suchen;  aber  wir  sehen  doch,  daß  auch 
Länder  mit  gleichem  Rassentemperament,  wie  England  und  Amerika, 
ungleiche  Ausweitung  der  beruflichen  und  wirtschaftlichen  Frauenrechte 
besitzen  und  müssen  daraus  schließen,  daß  eine  gemeinsame  Erziehung  der 
Geschlechter,  die  ja  zunächst  vielfach  in  praktischen  Gesichtspunkten  wurzelte, 
von  der  vorurteilslosen  Freiheit  des  jüngern  Landes  aber  begünstigt  ward, 
sehr  wesentlichen  Einfluß  auf  die  Gesamtentwicklung  der  Frau  ausübe. 

In  Amerika,  vor  allem  in  seinen  westlichen  Staaten  und  in  Australien, 
z.T.  auch  in  Finnland,  Schweden  und  Norwegen  ist  es  allgemein,  daß  Mädchen 
und  Knaben  auf  der  gleichen  Schulbank  sitzen  und  von  zartester  Kindheit 
an  sich  daran  gewöhnen,  ineinander  gleichberechtigte  Kameraden  zu  sehen, 
miteinander  auf  gleicher  Grundlage  in  Wettbewerb  zu  treten.  Werden  die 
Knaben  durch  diese  gemeinschaftliche  Erziehung  von  mancher  Roheit  ab- 
gehalten, so  gewinnen  die  Mädchen  aus  dem  täglichen  Kontakt  mit  ihren 
männlichen  Mitschülern  mehr  Kraft  und  Lebenshärte.  Sie  geben  sich  eifrig 
Sportübungen  hin,  entwickeln  körperliche  Widerstandsfähigkeit  und  frei- 
mütige furchtlose  Auffassung  der  Lebensfrage. 

Die  Erfahrung  Amerikas  hat  ergeben,  daß  eben  diese  gemeinschaftliche 
Erziehung,  der  tägliche  harmlose  Umgang  zwischen  männlicher  und  weib- 
licher Schuljugend  die  sexuelle  Spannung  derart  mildert,  daß  auch  später 
in  den  Mittel-  und  Hochschuljahren,  in  der  Zeit  der  Pubertät,  sexuelle  Ver- 
gehungen kaum  jemals  vorkommen.  Der  kameradschaftliche  Verkehr 
zwischen  dem  jungen  Mann  und  dem  jungen  Mädchen  erhält  sich  vielmehr 
ungeschwächt  und  pflanzt  sich  dann  aufs  Leben  selbst  fort. 

Dem  jungen  Mann  erscheint  es  selbstverständlich,  daß  das  junge  Mädchen 
die  gleichen  Berufe  wie  er  ergreift;  kein  Vorurteil  tritt  ihr  in  den  Weg;  furcht- 
los tritt  andererseits  das  junge  Mädchen  an  jede  Arbeit  und  Lebensfrage 
heran. 

So  hat  sich  in  Amerika  die  Berufsverteilung  nach  ganz  andern  Gesichts- 
punkten entwickelt  als  bei  uns.  Nicht  mehr  verbleiben  dem  Manne  die 
qualifizierten  und  „guten",  der  Frau  die  minder  bezahlten  und  „schlechten 
Berufe",  sondern  im  Prinizpe  stehen  beiden  sämtliche  Berufe  offen;  nur 
daß  sich  eben  vermöge  der  Verschiedenheit  in  der  physiologischen  Begabung 
eine  gewisse  natürliche  Auslese,  ein  Überwiegen  der  Männer  bei  gewissen  und 
der  Frauen  bei  gewissen  andern  Berufen  ergibt:  der  Männer  in  Handel  und 
Industrie,  für  welche  kühne  Initiative  und  in  Amerika  besonders  Skrupel- 
losigkeit  im  Niederringen  der  Konkurrenz  für  einen  guten  Erfolg  unbedingt 
notwendig  ist;  der  Frauen  im  Lehrberufe,  wo  Sanftmut,  seelische  Hingabe 
an  die  Kinder  und  feinstes  Verständnis  ihrer  Eigenart  erfordert  wird;  im  Berufe 
der  Bibliothekarin  und  Laboratoriumsgehilfin,  der  Genauigkeit,  Gewissen- 
haftigkeit und  Geduld  als  wichtigste  Befähigung  erfordert. 

Auch  als  Ärzte  haben  sich  die  amerikanischen  Frauen  vermöge  ihrer 
Opferfreudigkeit  und  Hingabe,  als  Anwälte  und  Priester  vermöge  ihrer  Redner- 
gabe wertvoll  erwiesen. 
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Will  man  auch  in  Europa  zu  solch  zweckdienlicher  Verwendung  der 
natürlichen  Begabungen  gelangen,  so  ist  zweierlei  notwendig:  1.  Die  Be- 
seitigung aller  Schranken  des  Gesetzes  und  des  Vorurteils,  welche  die  Frau 
bis  jetzt  von  gewissen  Berufen  ausschließen  und  das  Recht  der  natürlichen 
Auslese  im  Daseinskampfe  der  männlichen  und  weiblichen  Berufstätigkeit 
verhindern.  2.  Gemeinschaftliche  Erziehung  der  Geschlechter  und  Heran- 
ziehung des  jungen  Mädchens  zu  ernstem  Studium  gleichen  Umfanges,  wie 
das  des  jungen  Mannes. 

Damit  die  Frau  sich  den  Zutritt  zu  allen  Berufen  erringe,  damit  sie  für 
gleiche  Arbeit  gleiche  Bezahlung  erlange,  damit  sie  im  Konkurrenzkampf 
mit  dem  männlichen  Berufskollegen  durch  dessen  politische  Rechte  resp. 
ihren  eigenen  Ausschluß  davon,  nicht  benachteiligt  werde,  ist  weiter  dann 
Erteilung  des  Stimmrechts  an  die  Frauen  unumgänglich. 

Das  haben  die  Frauen  allüberall  selbst  erkannt  und  in  allen  Kultur- 
ländern eine  lebhafte  Bewegung  für  die  Erringung  des  Stimmrechts  ent- 
fesselt, die  bis  jetzt  in  Norwegen,  Finnland,  Australien,  Neuseeland  und  einer 
großen  Anzahl  von  Staaten  der  amerikanischen  Union  zum  Frauenwahlrecht 
zu  den  Landesvertretungen  geführt  hat,  während  die  Frauen  Englands,  Däne- 
marks und  Schwedens  zumindest  das  Wahlrecht  zu  den  Gemeindevertretungen 
erlangten. 

Für  Beurteilung  der  Frage,  ob  all  das  zu  begrüßen  und  die  Ausdehnung 
der  gleichen  Rechte  der  Frauen  auf  die  Kulturstaaten  Alteuropas  zu  wünschen 
sei,  genügt  es  naturgemäß  nicht,  die  Wirkung  des  Stimmrechts  auf  die  wirt- 
schaftliche Stellung  der  Frau  zu  ermessen  oder  die  Gerechtigkeit  der  Stimm - 
rechtsforderung  resp.  die  Ungerechtigkeit  des  Gegenteils  an  Hand  der  obigen 
Gesichtspunkte  nachzuweisen.  Erforscht  muß  werden,  ob  das  Frauenstimm- 
recht, das  ja  schließlich  nur  eine  Methode  und  kein  Selbstzweck  ist,  die  Zu- 
sammensetzung der  Parlamente  und  die  parlamentarische  Arbeit  in  günstiger 
oder  ungünstiger  Weise  beeinflußt. 


Und  da  liegt  denn  auch  ein  ausgedehntes  Erfahrungsmaterial  vor;  spe- 
ziell in  Australien,  Neuseeland  und  Finnland,  in  denen  das  Stimmrecht  seit 
einer  langen  Reihe  von  Jahren  besteht  und  von  den  auf  Grund  des  Frauen- 
stimmrechts gewählten  Vertretern  gewichtige  Reformprobleme  zu  lösen 
waren. 

In  Finnland  *)  besitzen  die  Frauen  das  aktive  und  passive  Wahlrecht  und 
wurden  bei  den  ersten  Wahlen  17,  bei  den  zweiten  23  Frauen  in  den  Landtag 
entsandt.  Unter  den  wichtigsten  Gesetzen,  die  heute  dank  ihrer  erfolgreichen 
Initiative  geltendes  Recht  sind,  seien  zunächst  zwei,  den  Kinderschutz 
betreffende  genannt,  welche  davon  Zeugnis  ablegen,  wie  sich  die  Frau  auch 
in  der  parlamentarischen  Arena  ihrer  jahrtausendlang  bewährten  Tradition 
als  Freundin  und  Anwalt  des  Kindes  bewußt  blieb.  Ein  anderes  Gesetz, 
dem  gesunden  Egoismus  entsprungen,  verbessert  die  rechtliche  Lage  der 
finnischen  Ehefrau.  Ein  anderes  Gesetz  bestellt  in  allen  größeren  Örten 
Finnlands  Hebammen,  die  auf  Staatskosten  besoldet  werden,  um  allen 
niederkommenden  Frauen  ihre  berufliche  Hilfe  angedeihen  zu  lassen. 


*)  Siehe  Aufsatz  von  Dr.  von  Ursin  auf  S.  455,  sowie  den  von  der  Gewerbe- 
inspektorin  Vera  Hjelt  in  der  Juli-Nummer  1912  dieser  Zeitschrift,  sowie  meine  eigenen 
Aufsätze  in  den  Juli-Nummern  der  verschiedenen  Jahre. 
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Ein  fünftes  Gesetz,  der  Initiative  der  Arbeiterpartei  entspringend,  aber 
von  den  weiblichen  Abgeordneten  aller  Parteien  wertvoll  gefördert,  verbietet 
die  Nachtarbeit  im  Bäckereibetriebe  sowohl  aus  allgemein  sozialhygienischen 
Gründen,  wie  auch  um  der  Zerstörung  des  Familienlebens  der  Bäcker- 
gesellen willen,  die  ja  erst  zu  solcher  Morgenstunde  nach  Hause  kommen, 
da  ihre  Frauen,  vielfach  selbst  Arbeiterinnen  in  anderen  Betrieben,  bereits 
aus  dem  Hause  gehen. 

Ferner  haben  die  Frauen  Finnlands  durch  ihren  Enthusiasmus  und  ihre 
politische  Schlagkraft  wertvollsten  Anteil  an  der  Antialkoholgesetzgebung 
ihres  Landes,  genommen  und  wenn  auch  die  letzte  Forderung,  die  in  zwei- 
maligen Beschlüssen  des  Landtages  zum  Ausdruck  kam,  das  gesetzliche  Ver- 
bot des  Ausschanks  aller  alkoholischen  Getränke,  bisnun  der  Sanktion  des 
Zaren  ermangelt,  so  schufen  sie  doch  bereits  das  Branntweinverbot  auf  dem 
flachen  Lande  das  Gothenburgersystem  und  Gemeindebestimmungsrecht  in 
den  Städten*),  wodurch  Finnland  zum  nüchternsten  Lande  Europas  wurde. 

Eben  diese  wertvolle  Mitarbeit  der  Frauen  an  der  Bekämpfung  der 
Trunksucht  hat  sich  auch  in  Neuseeland  **)  erwiesen,  wo  die  Frau  vermöge  des 
Gemeindebestimmungsrechtes,  resp.  durch  Teilnahme  an  den  periodischen 
Volksabstimmungen  —  über  Verminderung  der  Ausschanksstätten  oder 
völliges  Alkoholverbot  —  eine  Reduzierung  des  Alkoholkonsums  auf  einen 
Bruchteil  seines  früheren  Ausmaßes  erreichte.  Beide  Erfahrungen  haben 
denn  auch  allerwärts  gezeigt,  wie  wertvolle  Hilfe  in  dieser  wichtigen  sozial- 
hygienischen Bewegung  von  Seiten  der  politisch  berechtigten  Frau  erwachsen 
könne  und  ist  diese  Forderung  der  Abstinenzbewegung  wohl  das  markanteste 
Resultat  der  Frauenbewegung. 

In  Australien  hat  sich  gleichfalls  der  Einfluß  des  Frauenstimmrechts 
in  Gesetzerlässen  zur  Hebung  des  moralischen  Niveaus  der  Bevölkerung, 
Heraufsetzung  des  Schutzalters  junger  Mädchen,  Schließung  der  Spielhöllen 
sowie  in  wertvollen  Sozialreformen  (Minimallohngesetzgebung  für  die  Heim- 
arbeiterinnen) geltend  gemacht.  Als  ein  wertvolles  offizielles  Zeugnis  mag 
erwähnt  werden,  daß  sich  der  australische  Bundessenat  in  einer  an  den 
Premierminister  Asquith  in  England  telegraphierten  Resolution  dahin  aus- 
sprach, das  Frauenstimmrecht  habe  günstig  auf  die  Wahlsitten  gewirkt,  das 
Interesse  der  Parteien  für  moralische  und  soziale  Fragen  gefördert  und  der 
Opferwilligkeit  für  Fragen  der  Landesverteidigung  keinen  Eintrag  und  über- 
haupt keinerlei  ungünstige  Wirkung  getan.  Diese  Resolution  wurde  einstim- 
mig gefaßt  und  zeigt  wohl  klar,  wie  im  Lichte  der  tatsächlichen  Erfahrung 
die  von  fernst  geäußerten  Befürchtungen  in  sich  zumsamenbrechen. 

Sehr  wertvoll  war  speziell  in  Australien  die  Rückwirkung  des  Stimm - 
rechtseinflusses  auf  die  geistigen  Interessen  der  Frau  und  auf  die  Entwick- 
lung der  Frauenbildung.  Die  politischen  Parteien  wetteiferten,  um  sich  die 
Frauenstimmen  zu  sichern,  in  der  Begründung  von  Frauenzeitschriften  und 
Frauenverbänden;  die  weiterblickenden  Frauen  wieder  sagten  sich,  daß  sie 
ihre  neuen  Rechte  nur  dann  mit  Verständnis  ausüben  könnten,  wenn  sie  sich 
entsprechende  politische  Bildung  aneigneten.  Sie  drängten  sich  zu  Hoch- 
schulkursen und  bildenden  Vorträgen;  sie  begannen  eifrig  politische  Blätter 
zu  lesen. 


*)  Siehe  meinen  Aufsatz  in  der  Januar-Nummer  1913  der  „Dokumente  des  Fort- 
schritts". 

**)  Siehe  Aufsatz  von  Lady  Stout  auf  Seite  466. 
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Das  Frauenstimmrecht  hat  somit  nicht  nur  die  Berufsinteressen  der  Frau 
gefördert,  die  Verwirklichung  sozialer  Reformen  erleichtert,  sondern  auch 
auf  die  geistige  Entwicklung  der  Frau  selbst  günstig  zurückgewirkt;  im  Verein 
mit  der  Koedukation  und  der  freien  Berufswahl  hat  es  die  Frauen  dieser  glück- 
lichen Länder  geistig  heranreifen  lassen.  Die  Verwirklichung  des  Frauen - 
Stimmrechts  muß  im  Lichte  dieser  Erfahrungen  als  ein  Faktor  sozialen  Fort- 
schritts und  als  wertvolle  Ergänzung  eben  jener  neuen  Richtungslinie  der 
Frauenentwicklung,  aus  der  sie  entsprungen,  in  der  sie  ihre  höchste 
Rechtfertigung  findet,  begrüßt  werden. 
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KORRESPONDENZ^ 


POLITISCHE  ENTWICKLUNG 

DR.  LUDWIG  HAAS,  KARLSRUHE,  MITGLIED 
DES  REICHSTAGS:  DIE  BERNER  KONFERENZ. 

^■^IE  Chauvinisten  in  Deutschland  und  in  Frankreich  haben  keinen 
Gefallen  an  der  Berner  Konferenz  gehabt;  schwere  Vorwürfe  haben 
sie  gegen  die  Parlamentarier  erhoben,  die  in  Bern  für  den  Frieden 
Jund  für  die  Verständigung  der  beiden  Nationen  eintraten.  Das 
Urteil  der  Chauvinisten  ist  der  beste  Beweis,  daß  die  Berner  Konferenz  eine 
gute  Tat  war,  eine  Tat  für  die  Menschheit,  für  Europa,  nicht  zuletzt  aber  für 
das  eigene  Land.  Der  Deutsche,  der  sein  Vaterland  liebt,  will  den  Frieden 
mit  Frankreich;  der  Franzose,  der  sein  Vaterland  liebt,  will  den  Frieden  mit 
Deutschland.  Kann  der  sein  Vaterland  wahrhaft  lieben,  der  vor  einer  Politik 
der  Abenteuer  nicht  zurückschreckt  ?  Wer  erfüllt  ist  von  Liebe  für  die  eigene 
Heimat,  für  die  Eigenart  seines  Volks,  wer  die  eigene  Sprache  liebt  und  die 
Kulturart  seines  Landes  schätzt,  der  wird  auch  Verständnis  dafür  besitzen, 
daß  jenseits  der  Grenzen  dieselbe  Gefühle  mit  demselben  Recht  vorhanden 
sind.  Der  Haß  gegen  eine  andere  Nation  hat  nichts  mit  Vaterlandsliebe  ge- 
mein; es  ist  die  Brutalität  kleiner  Geister;  vielfach  ist  der  Haß  nicht  einmal 
echt;  er  existiert  nur  in  der  Phrase  der  lächerlichen  Mittelmäßigkeit.  Aber 
in  Deutschland  und  in  Frankreich  war  das  Gefühl  weit  verbreitet,  daß  man 
zwar  selbst  den  Frieden  wolle,  daß  aber  der  Nachbar  von  demselben  Geiste 
des  Friedens  nicht  erfüllt  sei. 

Wir  Deutsche  wußten,  daß,  abgesehen  von  einigen  chauvinistischen 
Narren,  jeder  Deutsche  ein  gutes  Verhältnis  zu  Frankreich  wünscht;  auch 
darauf  konnten  wir  hinweisen,  daß  jeder  Franzose,  der  nach  Deutschland 
kommt,  gut  aufgenommen  ist,  und  daß  niemals  Äußerungen  nationaler  Leiden- 
schaft gegen  einen  Franzosen  vorgekommen  sind.  Aber  wir  waren  aufrichtig 
betrübt,  daß  in  manchen  Teilen  Frankreichs  die  Volksleidenschaft  sich  gegen 
Deutsche  gewendet  hatte;  die  Vorgänge  in  Nancy  und  Luneville  waren  in 
Deutschland,  in  durchaus  ruhig  denkenden  Kreisen,  nicht  ohne  Eindruck 
gewesen.  Nun  aber  sahen  wir  in  Bern  über  160  französische  Deputierte,  über 
20  Senatoren. 

Die  wären  nicht  gekommen,  wenn  der  Wille  breiter  Massen  des  fran- 
zösischen Volkes  nicht  hinter  ihnen  gestanden  hätte.  Der  einzelne  Abge- 
ordnete mag  geistig  noch  so  hoch  stehen,  er  mag  noch  so  sehr  Führer  sein, 
ganz  losgelöst  ist  er  nie  von  starken  Volksstimmungen.  Bern  war  der  starke 
Beweis  dafür,  daß  in  Frankreich  derselbe  gute  Wille  zur  Verständigung  vor- 
handen ist,  wie  in  Deutschland;  Bern  mußte  in  den  Augen  verständiger  und 
gerechter  Menschen  die  Ausschreitungen  einzelner  verwischen. 

Wir  bedauerten,  daß  Deutschland  in  Bern  nicht  ähnlich  stark  vertreten 
war  wie  Frankreich.  Das  mag  erklärt  werden  durch  die  an  sich  geringere  Zahl 
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der  deutschen  Parlamentarier  und  durch  die  preußischen  Landtagswahlen, 
die  vielen  eine  Reise  nach  Bern  unmöglich  machten.  Vielleicht  erkannte 
man  auch  in  Frankreich  mehr  als  in  Deutschland,  daß  eine  Kundgebung  der 
Parlamentarier  beider  Länder  noch  mehr  bedeutet  als  eine  papierene  Reso- 
lution. Trotzdem  werden  auch  die  französischen  Abgeordneten  aus  Bern 
das  Bewußtsein  mitgenommen  haben,  daß  Deutschland  nicht  nur  den  Frieden, 
sondern  ehrliche  und  gute  Freundschaft  mit  Frankreich  will. 

Das  war  das  erste  und  beste  dieser  Konferenz:  es  ist  ein  böser  Aber- 
glaube überwunden  worden.  Man  lernte  sich  kennen,  man  sprach  sich  aus 
und  man  gab  sich  die  Hand;  durch  die  Abgeordneten  tauschten  aber  auch 
die  beiden  Völker  Gruß  und  Handschlag.  Welche  dauernden  Werte  wird  die 
Berner  Konfernez  geschaffen  haben  ?  Schon  die  Zerstörung  eines  alten  Vor- 
urteils, daß  der  andere  die  Annäherung  nicht  wolle,  bedeutet  viel.  Aufgabe 
der  Männer,  die  in  Bern  waren,  wird  es  sein,  ihre  Eindrücke  im  eigenen  Volke 
zu  verbreiten;  könnten  wir  die  Begeisterung,  mit  der  die  Berner  Resolution 
angenommen  wurde,  allgemein  machen,  so  wäre  mit  einem  Schlage  eine  neue 
Zeit  geschaffen.  Auch  die  Tatsache  ist  wertvoll,  daß  zum  ersten  Male  die 
Sozialdemokratie  mit  bürgerlichen  Parteien  auf  internationalem  Boden  zu- 
sammengearbeitet hat.  Die  Sozialdemokratie  wollte  bis  jetzt  allein  die  große 
Aufgabe  der  Völkerverständigung  lösen;  sie  hat  nichts  aufgegeben  von  ihrem 
Programm  und  von  ihrem  Glauben,  aber  sie  hat  erkannt,  daß  in  der  Gegen- 
wart die  Zusammenarbeit  aller  verständigen  Menschen  nötig  ist,  um  dem 
guten  Ziele  näher  zu  kommen. 

Noch  vielmehr  kann  aber  aus  der  Berner  Konferenz  herauswachsen.  Sie 
soll  ein  Fundament  sein,  auf  dem  wir  weiterbauen.  Es  soll  die  erste  Kon- 
ferenz sein;  weitere  mögen  folgen.  Je  mehr  wir  uns  aussprechen,  desto  mehr 
müssen  wir  erkennen,  wie  viele  Kulturwerte  wir  uns  gegenseitig  verdanken, 
wie  sehr  wir  uns  nützlich  sein  können  in  friedlicher  Zusammenarbeit,  daß  nichts 
zwischen  uns  steht  als  alte  Erinnerungen,  die  wir  überwinden  können,  um 
einer  besseren  Zukunft  willen. 

Wir  haben  in  Bern  nicht  den  Versuch  gemacht,  irgendwie  Stellung  zu 
nehmen,  zu  den  gegenwärtigen  Rüstungsvermehrungen  Deutschlands  und 
Frankreichs.  Aber  wir  haben  erkannt,  wie  sehr  wir  uns  gegenseitig  belasten; 
wir  können  die  Erkenntnis  schaffen,  daß  es  in  unseren  Händen  liegt,  unsere 
Bürde,  die  wir  als  eine  schwere  Notwendigkeit  tragen,  zu  erleichtern. 

Aber  nicht  nur  uns,  ganz  Europa  können  wir  Erleichterung  schaffen; 
wenn  wir  uns  einander  nähern,  wenn  wir  immer  mehr  die  Stimmung  für  eine 
Verständigung  schaffen,  können  wir  gemeinsam  die  Garanten  des  europäischen 
Friedens  sein.  Wenn  Deutschland  und  Frankreich  sich  verständigen,  ist  ein 
dauernder  europäischer  Friede  geschaffen. 

Die  Parlamentarier  haben  in  Bern  innerhalb  von  zwei  Tagen  mehr  Arbeit 
geleistet  als  die  Diplomaten  in  vielen  Jahren.  Aber  die  Diplomaten  könnten 
die  Vollendung  des  guten  Werks  beschleunigen.  Die  Regierungen  haben  ge- 
sehen, daß  breite  Schichten  beider  Völker  die  Annäherung  wollen ;  sie  sollen 
mit  diesem  Willen  rechnen;  sie  sollen  ihn  pflegen  und  fördern.  In  ihrer  Hand 
liegt  es  auch,  künftige  Konferenzen  zu  unterstützen  und  aus  ihnen  noch 
machtvollere  Kundgebungen  werden  zu  lassen. 

Auch  den  Irrtum  hat  die  Berner  Konferenz  zerstört,  daß  die  elsaß- 
lothringische  Frage  ewig  eine  Kluft  zwischen  Frankreich  und  Deutschland 
schaffen  müsse ;  es  kann  allerdings  vom  deutschen  Standpunkt  aus  niemals 
eine  elsaß -lothringische  Frage  anerkannt  werden.    Wir  müssen  darauf  be- 
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stehen,'*daß  Elsaß -Lothringen  als  deutsches  Land  anerkannt  bleibt.  Zu  dieser 
Forderung  berechtigt  uns  nicht  nur  der  zwischen  den  beiden  Nationen  ge- 
schlossene Friedensvertrag,  sondern  noch  vielmehr  die  Tatsache,  daß  der 
bei  ^weitem  größte  Teil  der  elsaß -lothringischen  Bevölkerung  nach  Art  und 
Sprache  deutsch  ist.  ?  Als  im  vorigen  Jahrhundert  die  französische  Regierung 
den  Versuch  machte,  die  deutsche  Sprache  in  Elsaß -Lothringen  zu  verdrängen, 
haben  sich  die  Elsässer,  die  im  übrigen  durchaus  loyale  französische  Staats- 
bürger waren,  im  Bewußtsein  ihres  Deutschtums  für  ihre  deutsche  Sprache 
gewehrt.  Die  nationalistische  Bewegung  bedeutet  heute  in  Elsaß -Lothringen 
nichts  mehr;  sie  hat  nur  wenige  Anhänger  in  der  reichen  Bourgoisie.  Das 
Elsaß -Lothringer  Volk  selbst  fühlt  sich  mit  Deutschland  verbunden.  Nach 
stärker  wäre  das  Bewußtsein,  wenn  die  Reichsregierung  und  die  elsaß -loth- 
ringische Regierung  mehr  Verständnis  für  die  Art  des  Elsaß -Lothringer  Volks 
gehabt  hätten.  Die  elsaß -lothringische  Volksvertretung  hat  sich  wiederholt 
gegen  die  nationalistische  Bewegung  ausgesprochen.  Sie  hat  insbesondere 
erklärt,  daß  Elsaß -Lothringen  deutsch  ist,  und  daß  das  elsaß -lothringische 
Volk  niemals  wolle,  daß  die  beiden  Kulturnationen  um  Elsaß -Lothringen 
einen  Krieg  miteinander  führen.  Diesen  Standpunkt  hat  die  Berner  Kon- 
ferenz akzeptiert.  Vielfach  ist  aber  in  französischen  Kreisen  die  Anschauung 
verbreitet,  daß  Elsaß -Lothringen  unter  deutscher  Herrschaft  schlecht  be- 
handelt werde.  Sicher  werden  manche  Beschwerden  der  Elsaß -Lothringer 
in  Frankreich  in  übertriebener  Weise  dargestellt.  Aber  das  Gefühl  ist  in 
Frankreich  vorhanden,  daß  Elsaß -Lothringen  nicht  die  Rechte  und  Frei- 
heiten besitzt,  auf  die  es  Anspruch  erheben  darf.  Dieses  Gefühl  schafft  auch 
eine  gewisse  Trennung  zwischen  Frankreich  und  Deutschland.  Aufgabe  einer 
klugen,  weitblickenden  Reichsregierung  und  einer  verständigen  elsaß -loth- 
ringischen Regierung  müßte  es  sein,  diesem  Glauben  den  letzten  Schein  von 
Berechtigung  zu  nehmen.  Mit  der  Schaffung  der  elsaß -lothringischen  Ver- 
fassung sind  wir  ein  gutes  Stück  vorwärts  gekommen.  Das  ist  der  Weg, 
auf  dem  weiter  gegangen  werden  muß;  das  Endziel  ist  die  volle  Autonomie 
Elsaß -Lothringens;  Elsaß -Lothringen  muß  in  jeder  Beziehung  den  andern 
deutschen  Bundesstaaten  gleichgestellt  werden.  Seine  Souveränität  darf 
nicht  mehr  beschränkt  sein,  als  die  irgendeines  andern  Bundesstaates.  An- 
statt hoffnungsfreudig  und  im  Vertrauen  auf  das  Elsaß -Lothringer  Volk  diesen 
guten  Weg  weiter  zu  gehen,  hat  jetzt  die  elsaß -lothringische  Regierung  den 
unglaublichen  Fehler  begangen,  Ausnahmegesetze  auf  dem  Gebiete  der  Presse 
und  des  Vereinsrechts  gegen  das  eigene  Land  zu  beantragen.  Der  deutsche 
Reichstag  hat  in  aller  Deutlichkeit  erklärt,  daß  er  für  eine  derartige  Aus- 
nahme-Gesetzgebung nicht  zu  haben  ist.  Damit  ist  staatsrechtlich  die  An- 
gelegenheit erledigt;  aber  Mißstimmungen  und  falsche  Vorstellungen  bleiben 
bestehen.  Das  süddeutsche  Volk  ist  seiner  ganzen  Art  nach  demokratisch; 
es  will  Freiheit ;  es  will  in  seiner  Eigenart  nicht  gestört  sein.  Elsaß -Lothringen 
gehört  zu  Süddeutschland.  Nicht  alle  Beamten,  die  aus  andern  deutschen 
Staaten  nach  Elsaß -Lothringen  kamen,  haben  hierfür  volles  Verständnis 
besessen.  Das  hat  auch  zu  Reibungen  geführt  und  auf  beiden  Seiten  eine 
Nervosität  geschaffen,  die  erst  recht  wieder  Mißverständnisse  verursachte.  Man 
muß  aber  in  Frankreich  erkennen,  daß  hinter  der  elsaß -lothringischen  Ver- 
fassung der  Wille  des  deutschen  Volkes  steht,  und  daß  mit  dieser  Verfassung 
der  Anfang  der  elsaß -lothringischen  Autonomie  gemacht  ist.  Gerade  die 
Berner  Resolution  hat  den  verständigen  Standpunkt  eingenommen,  daß  gemäß 
des  Willens  des  elsaß -lothringischen  Volks  eine  elsaß -lothringische  Frage 
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nicht  mehr  existiert,  daß  kein  Krieg  für  Elsaß-Lothringen  geführt  werden 
soll  und  daß  die,  die  Elsaß -Lothringen  wahrhaft  lieben,  für  eine  Annäherung 
der  beiden  Völker  arbeiten  mögen.  Elsaß -Lothringen  mag  sich  dauernd  seiner 
französischen  Geschichte  erinnern;  das  elsaß -lothringische  Volk  soll  seine 
Eigenart  bewahren,  an  der  die  250  Jahre,  die  es  französisch  war,  nicht  spurlos 
vorübergegangen  sind;  es  mag  besonders  dankbar  davon  sprechen,  welche 
ungeheuren  Dienste  Frankreich  der  Freiheit  und  dem  Fortschritt  geleistet 
hat.  Frankreich  mag  seinerseits  Elsaß -Lothringen  die  starke  Sympathie 
bewahren,  die  das  prächtige  und  tüchtige  elsaß -lothringische  Volk  verdient. 
Aber  diese  Liebe  und  Sympathie  soll  nicht  zu  Abenteuern  führen,  sondern  sie 
soll  erst  recht  die  Erkenntnis  schaffen,  daß  wir  beiden  Staaten  und^  Elsaß  - 
Lothringen  selbst  am  besten  dienen,  wenn  wir  gemäß  des  Willens  der  Berner 
Konferenz  in  guter  Freundschaft  miteinander  leben. 

Es  braucht  in  dem  Bestand  der  jetzigen  Mächtegruppierung  in  Europa 
nichts  geändert  zu  werden.  Trotzdem  wird  ein  inniges  Verhältnis  zwischen 
Deutschland  und  Frankreich  möglich  sein;  sie  können  in  ihren  jetzigen  Ver- 
bänden dann  erst  recht  jederzeit  die  Vermittler  sein,  und  ihr  guter  Wille  kann 
das  Unglück  eines  Krieges  von  Europa  abwehren. 

Noch  eine  Lehre  mag  Bern  der  Menschheit  gegeben  haben.  Man  soll 
nicht  so  viel  diplomatisieren  und  Fragen  der  auswärtigen  Politik  nicht  aus 
alten  Vorurteilen  heraus  und  nicht  in  der  Art  einer  Geheimwissenschaft  be- 
handeln. Der  gesunde  Menschenverstand  gilt  auch  hier  und  vermag  mehr 
als  alle  Erbweisheit  der  Diplomaten.  Zwei  Kulturnationen  stehen  sich  in 
Waffen  gegenüber;  beide  wollen  den  Krieg  nicht;  beide  wissen,  daß  ein  Krieg 
für  sie  ein  Unglück  sein  wird,  und  daß  sie  in  dem  Kriege  in  Wahrheit  nichts 
gewinnen.  Beide  schätzen  sich  und  kennen  ihre  besonderen  Kulturwerte; 
aber  sie  rüsten  immer  weiter,  bis  am  Ende  über  der  Sorge  um  die  WTaffen 
Kulturaufgaben  vernachlässigt  werden  müssen.  Nichts  ist  nötig,  als  daß  sie 
zusammenkommen  und  sich  gegenseitig  gestehen,  daß  sie  Freundschaft  halten 
wollen  und  daß  an  die  Stelle  der  Politik  der  Vorurteile  und  des  Mißtrauens 
eine  Politik  des  Verstands  und  der  wahren  Vaterlandsliebe  treten  soll.  So 
traten  ohne  lange  Vorbereitung  die  Parlamentarier  in  Bern  zusammen.  Sie 
haben  Vorurteile  zerstört  und  den  guten  Willen  zur  Verständigung  bekundet. 

Die  überwältigende  Mehrheit  der  beiden  Völker  war  mit  der  Berner 
Konferenz  einverstanden.  Es  liegt  in  der  Hand  der  Politiker  beider  Länder, 
Eeindschaften,  die  die  Chauvinisten  auch  künftig  wieder  schaffen  wollen, 
im  Keime  zu  zerstören;  die  beiden  Regierungen  aber  könnten  heute  schon 
—  auch  auf  dem  Gebiete  der  Rüstungen  —  eine  Verständigung  herbeiführen. 


ELIAS  ALTIAR:  DAS  SELBSTÄNDIGE  ARMENIEN. 

IE  armenische  Frage  scheint  bald  aktuell  werden  zu  sollen. 

Werden  die  Geschicke  des  unglücklichen  armenischen  Volkes 
nicht  in  der  Tat  durch  die  neue  Lage  der  Dinge,  die  der  Friede 
den  inneren  Angelegenheiten  der  Türkei  bringen  wird,  gewandelt 
werden?  Zweifelsohne,  denn  das  verkleinerte,  unterlegene  türkische  Reich 
wird  einer  totalen  Neuorganisation  bedürfen,  soll  es  nicht  völlig  zugrunde 
gehen. 
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Armenien,  die  letzte  christliche  Nation,  die  dem  Halbmond  verfiel, 
fordert  heute  für  seine  Verwaltung  noch  viel  ernstere  Reformen,  als  die  der 
Berliner  Vertrag  einleitete.  Armenien  verlangt  durch  das  Organ  seiner 
sozialdemokratischen  Partei  schlechtweg  die  Autonomie. 

Diese  Partei,  allgemein  Hentschakianpartei  genannt  nach  dem  Namen 
ihrer  hervorragendsten  Zeitung  Hentschak  (die  Glocke),  ließ  von  Paris  aus 
einen  Aufruf  an  alle  Großmächte  ergehen,  in  dem  sie  die  Wünsche  dieses 
verfolgten  Volkes  auseinandersetzt,  für  das  sie  seit  25  Jahren  so  helden- 
mütig kämpft. 

Was  man  wünscht,  ist  mehr  als  die  Anwendung  des  Berliner  Vertrages, 
dessen  sehr  unklare  Ausdrücke  von  den  Sultans  nach  Belieben  aufgefaßt 
werden  können,  ist  eine  autonome  Regierung  unter  europäischer  Über- 
wachung und  geleitet  von  einem  christlichen  Gouverneur,  den  die  europäischen 
Mächte  gewählt  haben  würden.  Diese  Regierung  wäre  unterstützt  von  einer 
gesetzgeberischen  Körperschaft  und  von  einem  Exekutivkomitee,  alle  beide 
aus  christlichen  und  mohammedanischen  Mitgliedern  gebildet,  je  nach  der 
sie  erwählenden  Bevölkerung. 

Da  das  Land  ja  von  beiden  Rassen  bewohnt  ist,  denken  die  Armenier 
nicht  daran,  ihre  Unterdrücker  von  gestern  ihrerseits  zu  unterdrücken. 

Die  Ausführung  dieses  Planes  könnte  den  Frieden,  die  Ruhe,  die  Möglich- 
keit ökonomischen  und  intellektuellen  Aufschwungs  endlich  sichern,  denn  er 
tritt  mit  viel  Klugheit  und  Unparteilichkeit  für  die  Rechte  sowohl  der  Armenier 
als  auch  der  Mohammedaner  ein  und  zerstört  damit  alle  Ursachen  von  Un- 
einigkeit, die  den  beiden  Völkern  so  verderblich  waren.  Nichtsdestoweniger 
gibt  sie  dem  christlichen  Element  in  der  Staatsleitung  einen  gewissen  Vorrang, 
und  das  ist  notwendig,  wenn  man  die  absolute  Unfähigkeit  des  Mohamme- 
daners betrachtet,  anders  zu  herrschen  als  mit  Tyrannei  und  Fanatismus. 

Es  wäre  zu  wünschen,  daß  der  Friedensabischluß  zwischen  der  Türkei 
und  den  Balkanstaaten  die  Verwirklichung  eines  solchen  Projekts  beschleu- 
nigte und  zur  Regenerierung  des  türkischen  Volkes  so  gut  wie  des  armenischen 
beitrüge,  denn  ersteres  hat  unter  der  alten  Sachlage  nicht  weniger  gelitten 
als  letzteres. 

Europa,  das  in  der  Vergangenheit  eine  so  unentschuldbare  Gleich- 
gültigkeit an  den  Tag  legte,  das  einem  Abdul  Hamid  gegenüber  nicht  seinen 
festen  W7illen  durchsetzen  konnte,  die  Massakers  aufhören  zu  sehen,  Europa 
steht  es  zu,  heute  die  Sache  Armeniensund  die  Rechte  eines  so  begabten  Volkes 
energisch  zu  verteidigen. 

Schon  kann  diese  Sache  mit  dem  Beistand  Englands  zählen,  welches 
seit  langem  die  autonome  Idee  begünstigt.  Rußland,  das  wohl  ziemlich  un- 
verhüllte Absichten  auf  vier  von  den  sechs  armenisch-türkischen  Regierungs- 
bezirken hatte,  kann  nicht  mehr  an  eine  Annexion  denken,  ohne  Österreich- 
Ungarn  den  Vorwand  zu  anderen  Annexionen  zu  bieten. 

Deutschland,  Österreich  und  Italien  andererseits  sind  dem  Plan  aus- 
gesprochen feindlich:  Deutschland  vor  allem,  das  sich  in  seiner  kleinasiatischen 
Politik,  die  es  mit  seiner  Bagdadbahn  so  geduldig  verfolgte,  durchkreuzt  sähe. 

Dennoch  hofft  man,  daß  ein  Übereinkommen  sich  erzielen  lassen  werde, 
da  es  nachgerade  unmöglich  wird,  die  Dinge  wie  bisher  gehen  zu  lassen. 
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SOZIALE  ENTWICKLUNG^ 

PAUL  DESCAMPS,  PARIS:  DIE  BALKANFRAGE, 
SOZIAL  GESEHEN*). 

^ STELLEN  wir  der  Sozialwissenschaft  ein  aktuelles  Problem:  Was 
geschieht,  wenn  ein  Türke,  ein  Grieche  und  ein  Bulgare  einander 
gegenüberstehen  ?  Man  begreift  gleich,  in  welchem  Sinne  diese 
J  drei  gedacht  sind,  da  es  sich  ja  um  ein  soziologisches  Problem 
handeln  soll:  drei  Rassen  sind  gemeint,  nicht  drei  Individuen.  Es  ist  die 
soziale  Kraft  einer  jeden  dieser  Rassen,  die  wir  versuchen  wollen,  abzu- 
schätzen. 

Anderen  bleibe  es  überlassen,  die  betreffenden  militärischen  Kräfte 
zu  messen;  anderen  auch,  die  ökonomischen  Kräfte  zu  wägen.  Wir  wollen 
nicht  den  individuellen  Wert  der  Soldaten  der  drei  in  Konflikt  stehenden 
Länder  feststellen,  ebensowenig  wie  den  Gesamtwert  der  drei  Armeen,  ihrer 
Organisation  und  ihrer  Ausrüstung;  —  und  ebensowenig  ihre  finanziellen 
Hilfsquellen.  Wir  fragen  nichts  nach  Produktionswerten,  nach  Einfuhr  oder 
Ausfuhr,  nach  Zentnern  von  Korn,  nach  Kilometern  von  Eisenbahnen.  Wir 
sind  uns  der  Bedeutung  oder  gar  der  Existenz  miltärischer  und  ökono- 
mischer Kräfte  voll  bewußt;  nur  sollen  sie  von  Kompetenteren  abgeschätzt 
werden.  Der  Standpunkt,  auf  den  wir  uns  im  Gegenteil  stellen  wollen, 
wird  wieder  von  den  anderen  vernachlässigt.  Es  handelt  sich  uns,  wir 
wiederholen  es,  darum,  die  sozialen  Kräfte  auf  der  Balkanhalbinsel  abzu- 
schätzen. Der  Vereinfachung  halber  wollen  wir  uns  auf  drei  charakte- 
ristische Elemente  beschränken  und  unsere  Untersuchung  folgendermaßen 
einteilen : 

1.  Aufstellung  der  charakteristischen  sozialen  Erscheinungen. 

2.  Aufsuchung  der  Ursachen  dieser  Erscheinungen. 

3.  Erläuterung  der  verschiedenen  Kampfesphasen. 


Aufstellung  der  charakteristischen  sozialen 
Erscheinungen. 

Mit  Absicht  haben  wir  Türken,  Griechen  und  Bulgaren  gewählt,  weil 
diese  drei  Rassen  bestimmt  ausgesprochene  Charaktere  haben.  So  ausge- 
sprochen sind  diese  Charaktere,  daß  schon  ein  oberflächlicher  Beobachter  sie 
inne  wird;  auch  sind  sie  der  allgemeinen  Erkenntnis  der  beteiligten  Völker 
nicht  entgangen,  wie  altorientalische  Legenden  beweisen,  z.  B.  die  von  der 
Schöpfung,  wo  Gott  unter  die  verschiedenen  Rassen  seine  Gaben  verteilt. 
Die  Erhebung  des  Balkans  hat  sie,  wie  übrigens  viele  andere  einheimische 
Sagen,  wieder  in  Umlauf  gebracht: 

Der  Türke,  der  als  erster  darankommt,  fordert  und  erhält  die  Macht  für 
sich.  Die  anderen  kommen  allmählich  nach  und  verlangen  ebenfalls  die 
Macht. 


*)  Dieser  Aufsatz  wurde  während  der  ersten  Phase  des  Krieges  geschrieben  und 
in  unserer  französischen  Ausgabe  Les  Documents  du  Progres  veröffentlicht.  Wir  halten 
die  darin  geraachten  Feststellungen  auch  unter  den  jetzigen  Verhältnissen  in  ihren 
Grundzügen  für  durchaus  zutreffend.  D.  Red. 
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Gott  antwortet,  daß  die  Macht  schon  dem  Türken  gegeben  sei.  .Jeder  ist 
darüber  entrüstet,  äußert  aber  seine  Entrüstung  verschieden:  Da  hast  Du 
schlechte  Arbeit  getan,  sagt  der  Bulgare.  —  Du  sollst  die  Arbeit  haben, 
antwortet  Gott.  —  Auf  welche  Intrigue  hin  hast  du  das  getan  ?  sagt  der 
Grieche.  —  Du  sollst  die  Intrigue  haben,  sagt  Gott. 

Für  das  Volk  ist  also  der  Türke  ein  Machthaber,  der  Bulgare  ein  Arbeiter 
und  der  Grieche  ein  Intrigant.  Das  muß  natürlich  im  Einzelfall  gar  nicht 
stimmen;  sozial  genommen  sind  es  aber  die  Züge,  die  die  drei  Rassen  aus- 
zeichnen. Hier  die  Wiedergabe  einer  Szene  aus  einer  kleinen  Stadt  der 
europäischen  Türkei,  wie  sie  ein  Augenzeuge*)  schilderte: 

In  einem  Olivenhain  —  der  Ölbaum  bildet  bekanntlich  den  großen 
Reichtum  der  Mittelmeerzone  —  ist  ein  Brand  ausgebrochen. 

Die  Türken  besehen  sich  das  Feuer,  stellen  einige  allgemeine  Betrach- 
tungen an  und  verlassen  hierauf,  durchdrungen  von  der  Größe  der  Zer- 
störung und  eine  Hilfe  für  ausgeschlossen  haltend,  den  Ort,  um  bei  der  Heim- 
kehr den  Willen  Allahs  gut  zu  heißen. 

Die  Griechen,  Männer  und  Weiber,  stürzen  zu  der  Brandstelle,  schreiend, 
weinend,  auf  die  Untätigkeit  der  Türken  fluchend  und  sich  bemühend,  die 
Flammen  auf  gut  Glück  da  und  dort  zu  löschen,  vor  allem  aber  ihre  Meinung 
kundtuend  und  sich  in  guten  Ratschlägen  ergehend:  man  möge  aus  Dede- 
agatsch  (zwei  Stunden  entfernt)  Hilfe  holen,  man  möge  die  Türken  wieder 
herbeiholen  und  sie  zwingen,  am  Rettungswerk  mitzuhelfen;  man  solle  den 
Urheber  des  Brandes  ausfindig  machen.  Man  schwört,  daß  er  nicht  leer  aus- 
gehen solle.  Man  spricht  von  Prozeß,  von  Schaden  und  Interessen  usw. 
Ein  Einsichtiger  heißt  die  Redseligen  schweigen  und  trifft  Anordnungen. 
Das  Wasser  fehlt.  Das  Meer  ist  zu  weit  und  zu  tief  unten.  Der  Grieche  läßt 
Erdreich  aufreißen  und  aufs  Feuer  werfen,  brennende  Zweige  mit  anderen 
Zweigen  zu  Boden  schlagen.  Aber  trotz  des  Eifers  der  Arbeitenden  gewinnt 
das  Feuer  an  Schnelligkeit.  Die  Entmutigung  tritt  an  Stelle  der  Anstrengung 
und  die  Ölbäume  brennen  immer  mehr  zusammen. 

Nun  mengt  das  dritte  Element  sich  ein.  Fünf  Bulgaren  erscheinen:  Gute 
Bauern  aus  dem  Gebirge,  die  keine  Oliven  hier  unten  besitzen;  der  Feuer- 
schein hat  sie  angelockt.  Man  ruft  sie  zu  Hilfe.  Wortlos  eilen  sie  herbei 
und  tun  nach  den  Befehlen  des  Griechen.  Mit  zäher  Kraft  harken  sie  die 
Erde  im  Schwung,  werfen  die  Schollen  auf  die  Flammen,  wagen  sich  fast 
bis  an  den  Herd  der  Feuersbrunst  heran  und  —  nach  verbissener  Arbeit  — 
gelingt  es,  dieselbe  zu  lokalisieren.  Schon  haben  die  Griechen  sich  ver- 
laufen, die  Bulgaren  bleiben  allein  auf  der  Brandstätte  zurück,  verbringen 
dort  die  Nacht  und  bewachen  den  Ölberg  bis  zum  Morgen. 

In  dieser  Geschichte  zeigen  sich  die  Türken  apathisch,  verträumt;  die 
Griechen  mehr  geschwätzig  als  tatlustig;  die  Bulgaren  nehmen  wie  in  der 
Legende  die  Arbeit  auf  sich;  leicht  halten  sie  Disziplin  und  gehorchen. 

Dieser  disziplinierte,  gehorsame  Charakter  —  sagen  wir  mehr  —  dieser 
Trieb  zur  Solidarität  —  wundert  einen  im  Orient.  Folgendes  schreibt  ein 
Spezialist  der  militärischen  Fragen,  Hauptmann  Eduard  Mera,  in  der  Pariser 
Action  und  im  Siecle: 

„.  .  .  Wir,  die  wir  den  Individualismus  so  sehr  lieben,  sind  ganz  betroffen 
von  der  gewollten  völligen  Selbstverleugnung  der  slawischen  Generäle  in  dem 


*)  Cf.  Gabriel  d'Azambuja:  Der  Rassenkonflikt  in  Mazedonien  (Sozialwissen- 
schaft, 2.  Serie,  2.  Fase,  p.  41—42). 
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gemeinsamen  Werk.  Was  wissen  wir  überhaupt  von  ihnen  ?  Nichts  als  daß 
der  bulgarische  Generalissimus  Savoff  heißt,  das  ist  auch  alles.  Die  Persön- 
lichkeit der  anderen  und  selbst  die  von  Savoff  verschwindet  in  der  Masse 
ihrer  siegreichen  Armeen  .  .  .  Glücklich  das  Volk,  wo  ein  Krieg  nicht  mehr 
der  Ruhmesbringer  für  irgendeinen  Befehlshaber  ist,  wo  die  Obersten  bis  zur 
Selbstvergessenheit  nur  der  allgemeinen  Überzeugung  dienen,  wo  der  Ruhm 
eine  so  uneitle  Sache  ist,  daß  der  Journalist  nur  Bezeichnungen  wie:  Die 
Ostarmee,  die  Westarmee  oder  1.,  2.  und  3.  Armee,  zur  Verfügung  hat." 

Wir  fassen  zusammen,  daß  die  drei  Rassen,  die  uns  interessieren,  sich 
durch  folgende  Züge  voneinander  unterscheiden.  Die  Türken  beherrschen, 
sind  aber  dabei  gleichgültig  und  verträumt;  —  die  Griechen  sind  listig, 
geschwätzig  und  wenig  arbeitsam;  —  die  Bulgaren  sind  arbeitsam,  diszipli- 
niert, mehr  gemeinsinnig  als  individualistisch.  Auf  den  ersten  Blick  mag 
eine  Charakteristik  widerspruchsvoll  erscheinen.  Aber  wir  werden  sie  bald 
verstehen  lernen. 

Untersuchung  der  Ursachen. 

Eine  Zusammenhäufung  von  Tatsachen,  wie  die,  daß  die  Türken  zugleich 
Herrschsucht  und  Apathie  besäßen,  macht  stutzig.  Das  Wesen  der  Wissen- 
schaft aber  ist  es,  sich  nicht  verblüffen  zu  lassen,  sondern  die  zusammen- 
hängenden Ursachen  herauszufinden. 

Unser  Problem  drückt  sich  in  Wahrheit  jetzt  so  aus: 

Ein  Herrenmensch,  ein  Intrigant  und  ein  Arbeiter  stehen  einander  gegen- 
über —  wer  ist  der  Stärkste  ?  Nach  persönlicher  Vorliebe,  Anlage  und  Er- 
fahrung wird  man  dem  Herrscher,  dem  Intriganten  oder  dem  Arbeiter  den 
Vorrang  geben.  Das  wird  eine  Meinung,  keine  wissenschaftliche  Lösung  sein. 
Ihr  könntet  das  Richtige  ergreifen,  ohne  doch  klar  beweisen  zu  können, 
warum  ihr  recht  habt. 

Wenn  es  sich  um  drei  Individuen  handelte,  ließe  das  Problem  eine  Unzahl 
von  Lösungen  zu.  Aber  es  handelt  sich  um  Rassen,  und  da  darf  die  Sozial- 
wissenschaft ihre  eindeutige  Sonde  anlegen. 

Sie  bedient  sich  der  beiden  folgenden  Regeln: 

1.  Um  die  allgemeine  Beschaffenheit  einer  Rasse  zu  erklären,  muß  man 
die  Ursachen  in  der  Hauptbeschäftigung  suchen,  die  sie  ernährt. 

2.  Die  Ursachen  der  Tatsachen,  die  sich  nicht  aus  der  gegenwärtigen 
Arbeit  erklären  lassen,  müssen  in  der  ehemaligen  Beschäftigung  gesucht 
werden,  der  sich  die  Rasse  widmete. 

Auf  unsere  drei  Rassen  angewendet: 

1.  Der  Bulgare.  —  Die  Statistiken  zeigen  uns  ohne  weiteres,  daß  Bul- 
garien ein  rein  ackerbautreibendes  Land  ist  und  daß  neun  Zehntel  der  Bulgaren 
Kleinbauern  sind.  Wie  alle  Kleingrundbesitzer,  die  von  der  eigenen  Arbeit 
leben,  ist  der  Bulgare  arbeitsam  und  sparsam. 

Alle  kleinen  Grundbesitzer  sind  arbeitsam  und  sparsam,  da  sie  sich  sonst 
als  solche  nicht  behauptet  hätten;  sie  sind  es  um  so  mehr,  je  härter  und  ärmer 
der  Boden.  Auch  der  französische  Landmann  hat  die  genannten  Eigenschaften, 
aber  er  ist  Individualist,  während  die  bulgarischen  Bauern  in  Gütergemein- 
schaft leben.  Eine  verschiedene  Familienorganisation  liegt  dem  zugrunde. 
Die  französische  Familie  ist  als  einfache  Wirtschaft  organisiert,  während  der 
Bulgare  die  Einzelfamilie  nicht  kennt,  sondern  nur  eine  Gemeinschaft  mehrerer 


p)  Cf.  Emile  de  Laveleye:  Die  Balkanhalbinsel. 
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verwandter  Familien,  Zadrouga  genannt,  der  ein  Familienrat  vorsteht.  Das 
gemeinschaftliche  Leben  der  Zadrouga  setzt  notwendig  eine  Erziehung  zum 
Gehorsam,  ein  Zurücktreten  der  Individualität  hinter  der  Gemeinschaft 
voraus. 

Diese  verschiedene  Organisation  leitet  sich  hauptsächlich  aus  den  Unter- 
schieden in  der  Arbeit  her.  Infolge  der  geringen  Kommunikationsmittel  sucht 
jede  bulgarische  Ansiedlung  sich  zuerst  selbst  zu  genügen  und  produziert  für 
sich  selbst  vor  dem  Verkaufen.  Es  muß  so  gut  wie  alles  selbst  gemacht  werden, 
und  darum  muß  die  Zahl  der  Arbeitskräfte  möglichst  groß  sein.  Der  fran- 
zösische Bauer  arbeitet  mehr  und  mehr  für  den  Verkauf,  setzt  seine  Erzeug- 
nisse in  Geld  um  und  kauft,  was  er  selbst  braucht ;  er  spezialisiert  sich  immer 
mehr  und  die  Geschicktesten  wollen  mit  den  anderen  nicht  mehr  teilen. 

Das  alte  Frankreich  kannte  ebenfalls  Bauerngemeinschaften  *) ;  sie 
verschwanden  mehr  und  mehr  mit  dem  Fortschritt  der  Arbeitsteilung  und 
des  Verkehrs.  Der  Individualismus  hat  mehr  und  mehr  den  Gemeinsinn 
verdrängt.  Es  ist  vorauszusehen,  daß  der  Individualismus  in  Bulgarien  aus 
denselben  Gründen  seinen  Einzug  halten  werde,  aber  bis  jetzt  ist  das  Land 
davon  noch  ziemlich  unberührt. 

2.  Die  Griechen.  —  Während  der  Bulgare  das  ganze  Innere  des  Landes 
und  vor  allem  die  schwer  zu  bebauenden  Plateaus  bewohnt,  hält  der  Grieche 
sich  an  den  Küsten,  d.  h.  in  der  mittelländischen  Zone,  in  der  die  Baum- 
kultur vorherrscht:  Ölbäume,  Obstbäume,  Wein.  Hierzu  ist  weniger  An- 
strengung erforderlich,  der  Gewinn  ist  ein  größerer  als  bei  Zerealienbau. 
Ferner  wird  hier  viel  mehr  für  den  Verkauf  als  für  den  Familienkonsum 
gebaut :  Das  läßt  uns  schon  darauf  schließen,  daß  derGrieche  individualistischer, 
weniger  diszipliniert  und  weniger  arbeitsam  als  der  Bulgare  sei. 

Aber  die  Statistiken  allein  sind  unzureichend,  um  uns  zu  zeigen,  wie  die 
Arbeit  auf  den  Geist  zurückwirkt.  Sie  zeigen  uns  nur,  daß  der  Grieche  Früchte 
und  Zerealien  baut;  er  müßte  also  zum  Teil  auch  die  Bauernpsychologie 
haben  ....  Wir  werden  die  Notwendigkeit  der  monographischen  Methode, 
d.  i.  der  Untersuchung  der  näheren  Umstände,  inne.  Die  Monographie  einer 
griechischen  Familie  an  der  trakischen  Küste  bestätigt  die  Statistik  insofern, 
als  sie  der  Familie  den  Besitz  von  Baumpflanzungen  und  Getreidefeldern  zu- 
spricht, während  sie  hinzufügt  —  was  wir  durch  die  Statistik  nicht  erfahren: 
daß  die  Getreidefelder  durch  bulgarisches  Gesinde  bestellt  werden.  Die  Folge 
ist,  daß  die  Griechen,  obwohl  Getreide  erzeugend,  doch  nicht  den  Einflüssen 
des  Getreidebaus  unterliegen. 

Im  Gegenteil  stehen  sie  direkt  unter  dem  Einfluß  der  Fruchtlese.  Diese 
gibt  reiche  Einkünfte  auf  kleinem  Raum,  gestattet  daher  größere  Ansied  - 
lungen  und  somit  gesellige  Beziehungen  und  zwar  um  so  mehr,  als  die  Arbeit 
nicht  mühselig  ist  und  man  sich  der  Muße  hingeben  kann.  Daher  diese 
Neigung  der  Griechen  zur  Redseligkeit,  im  Gegensatz  zur  Schweigsamkeit 
der  bulgarischen  Bauern. 

Besagte  Monographie  zeigt  uns  auch,  daß  die  Griechen  nicht  bloß  die 
Produkte  ihrer  eigenen  Kulturen  verkaufen,  sondern  daß  sie  auch  Handel 
treiben,  indem  sie  europäische  Waren  kaufen  und  sie  als  Hausierer  bei  den 
Bulgaren  des  Inneren  absetzen.  Die  Griechen  sind  ein  Handelsvolk;  sie  be- 
trachten ihren  Grundbesitz  nur  als  ein  Mittel  der  Spekulation,  als  eine  Ge- 


*)  Siehe  die  Beschreibungen  von  einigen  dieser  alten  Communautes  in  dem 
„Europäischen  Arbeiter"  von  Le  Play. 
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legenheit  zur  Gewinnung  von  Handelsobjekten.  Der  Handel  unterstützt 
noch  die  Neigung  zur  Gesprächigkeit  und  entfernt  von  manueller  Arbeit. 
In  einer  wenig  zur  Anstrengung  herangebildeten  Rasse  wird  der  Handel  bei 
vielen  Individuen  leicht  den  Geist  der  Hinterlist  erzeugen. 

Man  versteht  nun  die  sozialen  Merkmale  der  Griechen  und  warum  sie 
sich  längs  der  bequemen  Verkehrsstraßen,  längs  der  Küsten,  halten.  Hier 
behalten  sie  die  Oberhand  über  die  Bulgaren,  während  umgekehrt  auf  dem 
innern  Plateau  die  Bulgaren  sich  behaupten.  So  hat  jede  Rasse  ihren  Wohn- 
sitz, ihrer  sozialen  Formation  entsprechend. 

3.  Die  Türken.  —  Die  Statistiken  wären  noch  ungenügender,  um  die 
sozialen  Merkmale  der  Türken  zu  erklären.  Die  europäische  Türkei  ist  von 
verschiedenen  Rassen  bewohnt,  deren  jede  sich  auf  verschiedene  Weise 
erhält.  Die  Bulgaren  treiben  Ackerbau;  die  Griechen  Obstbau  und  Handel 
usw.  Die  Türken  sind  vor  allem  Rentiers,  Beamte  und  Soldaten.  Wenn  die 
Ressourcen  versiegen,  ergreifen  sie  den  Bettelstab ;  aber  nur  im  alleräußersten 
Fall  lassen  sie  sich  zum  Ackerbau  herab.  Hätten  die  Türken,  als  sie  gegen  Ende 
des  Mittelalters  nach  Europa  kamen,  daselbst  ödes  Land  angetroffen  *), 
so  hätten  die  Tapfersten  von  ihnen  sich  ohne  Zweifel  allmählich  zum  Feld- 
bau bequemt  und  hätten  jene  Eigenschaften  errungen,  die  heute  die  Bulgaren 
auszeichnen.  Zu  ihrem  Unglück  wurde  aber  aller  Boden  bereits  bebaut,  so 
daß  sie  zu  reinen  Parasiten  vom  Standpunkte  der  bäuerlichen  Bevölkerung 
wurden.  Sie  eigneten  sich  das  Land  an,  um  seine  Erträge  zu  genießen,  nicht 
um  es  zu  bestellen;  sie  bemächtigten  sich  der  öffentlichen  Gewalten,  aber 
nicht  um  das  Land  zu  verwalten,  sondern  um  die  Steuern  einzuheimsen. 
Sie  bildeten  die  Armee,  um  die  Besiegten  in  der  Botmäßigkeit  zu  halten. 

Jedermann  kann  Rentner  oder  Beamter  nach  türkischer  Manier  sein, 
aber  nicht  jeder  kann  Krieg  führen.  Der  Krieg  war  alles  in  allem  die  einzige 
Überlegenheit  der  Türken,  durch  militärische  Macht  flössen  ihnen  die  Renten 
und  Steuern  zu. 

Ob  auch  persönlicher  Mut  zum  Soldatenstand  gehört,  braucht  man  des- 
halb doch  nicht  persönlich  zu  arbeiten.  Es  ist  ein  großer  Unterschied  zwischen 
der  Tapferkeit  der  Schlachten  und  der  eintönigen,  regelmäßigen  Arbeit  des 
Bauern  oder  Tagelöhners.  Die  erstere  verlangt  Todesverachtung  und  Diszi- 
plin. Man  kann  ein  guter  Soldat  und  dabei  faul  und  verschwenderisch  sein; 
man  ist  aber  jedenfalls  ein  schlechter  Wirt,  wenn  man  weder  arbeitsam  noch 
sparsam  ist. 

Die  Türken  sind  gute  Krieger  **) ;  aber  in  Friedenszeiten  leben  sie  im 
Müßiggang.  In  dieser  Erklärung  vereinbart  sich  ihre  Doppelnatur  des  Herr- 
schers und  apathischen  Träumers. 

Aber  die  aktuellen  Existenzbedingungen  sind  nicht  genug  Schlüssel  zu 
dieser  Tatsache.  Nehmen  wir  an,  daß  die  Türken,  ehe  sie  nach  Europa  kamen, 
Bauernsoldaten  gewesen  wären,  wie  die  Rumänen,  so  wären  sie  in  Friedens - 
zeiten  nicht  in  Müßiggang  versunken,  sondern  hätten  im  Ackerbau  mit  den 
Unterworfenen  gewetteifert,  wie  die  Rumänen  in  Dazien,  dem  heutigen 
Rumänien. 

Der  geschichtliche  Stammbaum  der  Türken  zeigt  uns  freilich,  daß  sie 
nicht  Bauern  gewesen  sind,  sondern  Hirten.    In  den  asiatischen  Steppen, 


*)  So  muß  es  ja  in  Anatolien  geschehen  sein. 
**)  Es  soll  gezeigt  werden,  wieso  ihre  gegenwärtige  Niederlage  diese  alte  Er- 
fahrung nicht  widerlegt. 
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aus  denen  sie  stammen,  war  die  Viehzucht  ihre  einzige  Arbeit.  Um  Kühe 
oder  Schafe  zu  hüten,  braucht  es  keiner  großen  Erziehung  zur  Anstrengung. 
Dies  das  eine  Charakteristikum. 


Nachdem  er  im  Mittelalter  die  Steppe  verlassen  hatte,  hatte  der  Türke 
zuerst  die  Gebirge  Westasiens  durchstreift,  ehe  er  nach  Europa  kam. 
Man  wählte  den  Weg  durch  die  Berge,  weil  es  hier  Weiden  gab,  während 
man  sich  in  der  Ebene  der  harten  Arbeit  der  Bodenkultur  hätte  widmen 
müssen. 

Im  Gegensatz  zur  Steppe  wiederum  sind  die  Weiden  des  Gebirges  nicht 
ergiebig  genug,  um  einem  Volk  die  ausschließliche  Ernährung  durch  die 
Viehzucht  zu  gestatten.  Der  Gebirgsbewohner  muß  ihr  ein  zweites  Existenz- 
mittel hinzufügen.  Sie  hätten  den  Ackerbau  als  zweites  wählen  können; 
aber  in  der  Sozialwissenschaft  ist  es  eine  bekannte  Tatsache,  daß  der  Hirt 
sich  nur  im  äußersten  Fall  in  einen  Ackerbauer  verwandelt. 

So  sieht  man  viele  Bergstämme  eben  von  Raubzügen  leben,  die  sie  in  die 
Ebene  unternehmen:  die  Kurden,  die  Albaner  u.  a.  m.  Auch  die  Türken 
machten  es  so.  Als  sie  nach  Europa  kamen,  waren  sie  bereits  zu  Kriegern 
gewordene  Hirten,  Träumer,  in  Heroismus  und  Disziplin  geübt,  durch  die 
Gewalt  der  Waffen  bezwingend :  das  unterworfene  Volk  als  eine  zu  melkende 
Herde  betrachtend. 

Die  Phasen    des  Kampfes. 

Jetzt,  da  wir  die  Ursachen  der  sozialen  Gestaltung  der  ringenden  Völker 
kennen,  versuchen  wir,  die  Phasen  ihres  Kampfes  zu  erklären. 

Am  Ende  des  Mittelalters  war  Thrakien  hauptsächlich  von  zwei  Rassen 
bewohnt: 

Die  Bulgaren  bebauen  die  inneren  Plateaus.  Sie  bilden  kleine  Bauern- 
gemeinschaften, die  unmittelbar  von  ihrer  Hände  Arbeit  leben.  Sie  sind 
infolgedessen  arbeitsam,  sparsam  und  schweigsam  wie  alle  Bauern;  das  Leben 
in  der  Gemeinde  hat  sie  geordnet  und  folgsam  gemacht. 

Die  Griechen  behaupten  die  Küsten  und  Inseln;  es  sind  Händler  mit 
einem  leichtern  Leben  in  größeren  Ansiedlungen.  Sie  sind  gesprächig  und  ge- 
fällig, wenig  arbeitsam  und  bereichern  sich  durch  Spekulationen  und  Über- 
vorteilungen. 

Da  die  Türken  von  Asien  kommen,  sind  sie  Soldaten  gewordene  Hirten, 
fähig  zu  Mut  und  Disziplin  in  Kriegszeiten,  aber  apathisch  verträumt  im 
Erieden.  Wir  sehen  nun  die  Geschichte  sich  vor  unsern  Augen  entrollen.  Wir 
verstehen  die  verschiedenen  Phasen  des  Kampfes. 

Erste  Phase. 

Militärischer  Konflikt.  Die  kriegerischen  Türken  besiegen  die  bäuer- 
schen  Bulgaren  und  handeltreibenden  Griechen. 

Die  an  den  Hirtenstab  gewöhnten  Türken  verdrängen  die  Unterworfenen 
keineswegs,  sondern  lassen  sich  durch  die  Unterworfenen  wie  durch  ihre 
Herde  ernähren.  Der  Fiskus  muß  Beamte,  die  nichts  verwalten,  bezahlen; 
die  Rente  erhalten  Grundbesitzer,  die  sich  um  keinen  Grund  bekümmern. 

Die  kriegerische  Kraft  der  Türken  gestattet  eine  sehr  rasche  Ausbreitung 
der  Rasse.  Es  ist  eine  Hochflut,  die  sich  über  die  ganze  Balkanhalbinsel 
ergießt  und  auch  in  Ungarn  und  Südrußland  einströmt. 
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Wir  haben  nicht  zu  erklären,  warum  die  Türken  vor  der  militärischen 
Gewalt  des  Kaiserreichs  Halt  machen  mußten.    Die  Rückflut  begann. 


Zweite  Phase. 

Die  Türken  können  sich  nicht  mehr  auf  der  Oberfläche  ausbreiten.  Wir 
werden  sehen,  daß  sie  an  Tiefe  zu  gewinnen  nicht  imstande  sind.  Da  sie  alle 
Existenzmittel  nur  aus  den  kleinen  Grundbestellern  ziehen,  die  sie  unter- 
worfen haben,  können  sie  sich  nur  vermehren,  indem  auch  diese  prosperieren. 

Die  Türken  können  nicht  mehr  gewinnen,  weder  an  Ausbreitung,  noch 
an  Vertiefung.  Aber  sie  können  rückwärts  gehen.  Es  kommt  vor,  daß  von  Zeit 
zu  Zeit  ein  untätiger  Grundbesitzer  verschuldet  und  seinen  Grund  abgibt. 
Wenn  er  ihn  einem  anderen  Türken  verkauft,  ändert  sich  nichts;  aber  wenn 
er  ihn  einem  Bulgaren  verkauft,  ist  ein  Türke  weniger  und  ein  Ausländer 
mehr. 

So  weichen  die  Türken  im  vollen  Frieden  langsam.  Es  ist  ein  sehr  lang- 
sames Zurückebben,  aber  immerhin  ein  Zurückebben. 

Dies  Phänomen  zeigt  sich  heute  wie  gestern.  In  der  oben  angezogenen 
Monographie  schildert  der  Autor  den  jüngst  beobachteten  Fall  von  einem 
türkischen  Grundstück,  das  einem  Griechen  um  950  Mark  verkauft  wurde, 
während  er  es  einige  Monate  später  einem  Bulgaren  um  3400  Mark  weiter- 
verkaufte. Der  Grieche  hatte  in  kurzer  Zeit  2450  Mark  gewonnen;  er  speku- 
lierte gut,  indem  er  sowohl  den  Türken  als  auch  den  Bulgaren  übervorteilte, 
da  das  Grundssück  mehr  als  950  Mark  und  weniger  als  3400  Mark  wert  war. 

Der  Grieche  leiht  dem  Türken  gerne  Geld,  da  er  sicher  ist,  viel  dabei  zu 
verdienen,  und  er  scheut  sich  nicht,  hierzu  die  anfechtbarsten  Mittel  zu  ge- 
brauchen, wie:  falsche  Zeugen,  falsches  Gewicht,  falsche  Schwüre.  Scheinbar 
ist  der  Grieche  der  Sieger. 

Aber  der  Grieche  ist  vor  allem  Spekulant.  Er  hat  den  Grund  nicht 
erworben,  um  ihn  zu  bebauen  und  er  ist  glücklich,  ihn  dem  Bulgaren  abzutreten. 
Wenn  das  Grundstück,  von  dem  wir  eben  sprachen,  also  nicht  3400  Mark 
Wert  für  den  Griechen  hatte,  so  hatte  es  ihn  doch  für  den  Bulgaren,  denn 
dieser  will  es  mit  eigenen  Händen  bestellen  und  rechnet  seine  Mühen  für 
nichts. 

Endeffekt:  ein  Türke  weniger,  ein  Bulgare  mehr.  Es  ist  nämlich  die 
arbeitsamste,  sparsamste  Rasse,  die  zum  Schluß  übrig  bleibt  und  fortschreitet. 
Im  Lauf  weniger  Jahrhunderte  waren  die  Türken,  ohne  daß  die  Geschichte 
von  dieser  unterirdischen  Arbeit  Notiz  nahm,  zum  Teil  verdrängt. 

Wohin  gerät  dieser  „Teil"  ?  Er  flüchtet  sich  nach  Konstantinopel  zurück, 
vermehrt  die  Zahl  der  Unzufriedenen  und  der  Unruhestifter  und  will  von 
der  Politik  oder  vom  Bettel  leben.  Diese  Verarmten  rekrutieren  jene  um 
die  Macht  sich  raufenden  Cliquen  und  die  inneren  Mißhelligkeiten  vollenden 
die  Zerstörung  des  ottomanischen  Reiches. 

Es  gibt  siegreiche  Völker,  die  sich  den  Besiegten  verbinden,  indem  sie 
der  Sicherheit  und  Gerechtigkeit  zur  Herrschaft  verhelfen.  Die  türkischen 
Machthaber  ließen  das  nicht  ihre  Sorge  sein.  Die  Richter  ließen  sich  von  den 
Angeklagten  zahlen.  Die  Steuern  wurden  auf  den  Plateaus  des  Innern,  wo 
das  Geld  rar  ist  in  Ermangelung  von  Handel,  in  natura  behoben.  Der  Korn- 
zehnt kann  groß  oder  klein  sein.  In  der  Türkei  ist  er  oftmals  klein  infolge 
der  Achtlosigkeit  der  Einnehmer.  Man  muß  die  Ankunft  dieser  letzteren 
abwarten,  ehe  man  eine  einzige  Garbe  einheimsen  darf,  und  oft  hat  ein  Teil 
der  Ernte  Zeit  zu  faulen,  ehe  der  Steuereinnehmer  kommt. 
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Dritte  Phase. 


Die  unzufriedenen  Slawen  und  Hellenen  erheben  sich  mehrmals,  aber 
werden  von  der  türkischen  Armee,  der  einzigen  Kraft  dieser  Rasse,  geschlagen. 

Aber  von  Tag  zu  Tag  wird  die  türkische  Rasse  schwächer  und  die  Auf- 
stände mehren  sich.  Die  reife  Frucht  soll  bald  vom  Baum  fallen.  .  .  .  Die 
militärische  Niederlage  wurde  langer  Hand  durch  den  Niedergang  des  privaten 
Lebens  vorbereitet. 

Man  füge  hierzu  die  Unterstützung  der  europäischen  Staaten,  die  sie 
den  Revolten  angedeihen  ließen,  und  ferner  die  Einflüsse  westlicher  Zivi- 
lisation, welche  die  alten  ottomanischen  Traditionen  untergruben,  und  man 
wird  die  endgültige  Niederlage  verstehen. 


Viele  Leute  haben  den  Fall  der  Türkei  vorausgesehen.  Aber  ein  Erraten 
ist  etwas  anderes  als  wissenschaftlich  gegründete  Erkenntnis.  Indem  diese 
die  Ereignisse  vorhersagt,  bezeichnet  sie  auch  die  Mittel  zu  ihrer  Vermeidung. 

Wir  möchten  uns  also  auf  Grund  unserer  Untersuchung  folgenden  Merk- 
satzauszusprechen gestatten:  wenn  die  soziale  Gestaltung  jeder  der  angezognen 
Rassen  das  bleibt,  was  sie  ist,  werden  die  Türken  endgültig  aus  Europa  ver- 
trieben und  vor  allem  durch  Bulgaren  ersetzt  werden.  Wenn  die  Türken 
durch  ergänzende  Selbsterziehung  eine  größere  Arbeitskraft,  den  Geist 
der  Sparsamkeit  und  die  Fähigkeit  zur  Verwaltung  erlangen,  können  sie  ihrem 
Zusammenbruch  Einhalt  tun. 

Gewisse  Gesetze  sind  unumstößlich;  aber  die  Erkenntnis  dieser  Gesetze 
gestattet  dem  Menschen,  sie  zu  seinem  Vorteil  auszunützen. 


Verantwortlich  für  die  Redaktion  Erich  Lilienthal,  Berlin-Wilmersdorf.  —  Allle  Manuskripte  sind 
an  die  Deutsche  Redaktion,  Berlin-Wilmersdorf,  Prinzregentenstr.  115/116  zu  richten.  —  Unverlangte 
Manuskripte  werden  nur  zurückgesandt,  wenn  ihnen  Rückporto  beiliegt. 
Druck  von  Georg  Reimer  in  Berlin  W.  10. 


Schlußfolgerung. 


Umschlag  und  Ausstattung  zeichnete  Lncian  Bernhard,  Berlin. 


INSTITUT  FÜR  INTERNATIONALEN  AUSTAUSCH 
FORTSCHRITTLICHER  ERFAHRUNGEN. 


Bericht  über  die  Vorstandssitzung  vom  13.  Juni. 

Der  Vorstand  des  Instituts  trat  in  den  Räumen  unseres  Hauptbureaus 
nach  Schluß  der  Generalversammlung  des  Bundes  für  Organisierung  mensch- 
lichen Fortschritts  zusammen  und  ratifizierte  zunächst  den  Vertrag,  der  die 
Zusammenarbeit  beider  Vereine  endgültig  regelt. 

Ferner  wurden  die  Satzungen  der  Wiener  Ortsgruppen  in  der  vom  Wiener 
Komitee  vorgeschlagenen  Fassung  genehmigt  und  der  Unterzeichnete  beauf- 
tragt, den  32  im  letzten  Vierteljahr  neubegründeten  Ortsgruppen  mehrere 
Muster  von  entsprechenden  Satzungen  zwecks  Auswahl  und  Anpassung  an 
die  lokalen  Notwendigkeiten  der  einzelnen  Gruppen  vorzulegen. 

Endlich  wurde  beschlossen,  im  Winterhalbjahr  innerhalb  Frankreichs  eine 
Aktion  für  Reform  der  Volksuniversitäten  nach  dem  Muster  Norwegens  und 
Dänemarks  einzuleiten. 

Definitive  Wahl  der  Reform,  die  im  Mittelpunkt  der  Institutspropaganda 
im  Deutschen  Reiche  während  des  Winterhalbjahrs  stehen  soll,  wurde  der 
nächsten  Vorstandssitzung  überlassen. 

Sowohl  die  Errichtung  von  Volkshochschulen  nach  nordischem  Muster 
als  auch  die  Frage  des  Frauenstimmrechts  zu.  den  Gemeindevertretungen 
(nach  dem  Muster  Englands)  wurden  vorläufig  angeregt. 

Der  Generalsekretär  R.  Broda. 

* 

BUND  FÜR  ORGANISIERUNG  MENSCHLICHEN 
FORTSCHRITTS. 

Die  1.  ordentliche  Generalversammlung  des  Bundes  trat  am  13.  Juni 
in  den  Räumen  unseres  Hauptbureaus  zusammen. 

Zunächst  erstattete  Prof.  Broda  namens  des  abtretenden  Vorstandes 
den  Rechenschaftsbericht  über  die  mit  der  Gründung  verbundenen  Arbeiten. 

,,Die  Satzungen  des  Vereins  wurden,  dem  Gesetze  entsprechend,  bei  der 
Polizeipräfektur  deponiert,  seine  Gründung  im  Amtsblatt  verlautbart.  Der 
Bund  gewann  damit  die  Stellung  eines  unabhängigen  Rechtssubjekts  und 
machte  von  ihr  zunächst  in  der  Richtung  Gebrauch,  daß  sein  Vorstand 
mit  dem  Vorstand  des  Instituts  für  internationalen  Austausch  fortschritt- 
licher Erfahrungen  einen  Vertrag  abschloß,  der  die  Zusammenarbeit  beider 
Verbände,  deren  Aktionsmethoden  —  Verbreitung  soziologischer  Erkennt- 
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nisse  seitens  des  Instituts,  politische  Aktion  seitens  des  Bundes  —  einander 
wertvoll  ergänzen,  im  einzelnen  regelt.  Mitglieder,  des  Instituts,  die  sich 
auch  dem  Bunde  anzuschließen  wünschen,  bestimmen  selbst  ob,  und  in 
welcher  Höhe  sie  einen  zweiten  Mitgliedsbeitrag  leisten  wollen. 

Aus  den  Kreisen  der  Institutsmitglieder,  wie  auch  von  außerhalb  sind 
dem  Bunde  bis  zum  13.  Juni  350  Mitglieder  beigetreten  (hiervon  einige  mit 
Gründerbeiträgen  und  freiwilligen  Gaben,  die  zusammen  550  Fr.  ausmachen). 

Diese  Summen  wurden  für  Ausgabe  von  40  000  Programmen  des  Bundes 
in  deutscher  und  10  000  Programmen  in  französischer  Sprache,  zur  Druck- 
legung der  Statuten  und  zur  Anschaffung  von  Schreibmaterial  und  sonstigen 
Bureaumaterialien  verwendet. 

Ein  eigenes  Abkommen  regelt  im  einzelnen  die  vermögensrechtlichen 
Beziehungen  des  Bundes  zu  den  Dokumenten  des  Fortschritts  und  den 
Documents  du  Progres  und  die  Berechtigung  des  Bundes  zur  Mitbenutzung 
des  Bureaus  und  der  Bureaueinrichtung  der  Documents  du  Progres.  — 


Mehrere  Broschüren,  die  der  Bund  herauszugeben  beschloß,  sind 
im  Druck  und  werden  den  Mitgliedern,  insoweit  sie  die  Materien  nicht  bereits 
als  Institutsmitglieder  aus  den  Dokumenten  des  Fortschritts  kennen,  in 
Bälde  zugehen. 

Die  11  Aufsätze  ,, Kulturaufgaben  des  Jahrhunderts",  die  in  den  11  Num- 
mern des  Jahrgangs  1913  der  Dokumente  des  Fortschritts  erscheinen,  sollen 
in  eine  Monographie  zusammengefaßt  und  den  Bundesmitgliedern,  soweit 
sie  nicht  ohnehin  bereits  die  Dokumente  des  Fortschritts  beziehen,  zuge- 
mittelt  werden.  — 

Zwei  autonome  Gruppen  des  Bundes  wurden  bereits  von  besonders  eif- 
rigen Mitgliedern,  die  der  systematischen  Propagandaarbeit  des  Bundes,  die 
im  Herbst  beginnen  soll,  vorausgeeilt  sind,  begründet;  zu  Nantes  unter 
Leitung  von  Prof.  L  e  G  o  i  c  ,  zu  Sopron  in  Ungarn  von  Staatsanwalt  a.  D. 
Paris. 

Für  den  Beginn  selbständiger  Gruppentätigkeit  in  größerm  Rahmen  in 
Paris,  Berlin  und  Wien  sind  vorbereitende  Schritte  getan  worden;  sie  soll 
im  Herbst  einsetzen."  — 


An  den  Bericht  schloß  sich  eine  angeregte  Debatte,  die  mit  einem  ein- 
stimmigen Vertrauensvotum  für  den  abtretenden  Vorstand  ihren  Abschluß 
fand.  — 

Als  2.  Punkt  der  Tagesordnung  wurde  an  die  Neuwahl  eines  definitiven 
Vorstandes  geschritten. 

Wiedergewählt  wurden: 

Dr.  Charles  Marie,  Generalsekretär  des  Verbandes  für  physika- 
lische Messungen; 

Gaston  Sauvebois,  Schriftsteller ; 
Frl.  Hanna  Keil; 
Prof.  Dr.  R.  B  r  o  d  a; 

Louis  Ganzenmüller,  sämtlich  in  Paris. 
Neugewählt: 

Dr.  Hermann  Hasse,  Berlin ; 
Lic.  Traub,  Dortmund; 

Dr.  U  h  1  m  a  n  n  ,  Chefredakteur  der  Zeitschrift  „Homaro",  Schussenried; 
Dr.  v.  V  i  v  e  n  o  t  ,  k.  k.  Bezirkshauptmann,  Wien; 
Paris,  kgl.  Staatsanwalt  a.  D.,  Sopron; 
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Professor  L  e  G  o  i  c  ,  Nantes; 
Ingenieur  B  r  o  s  s  i  e  r  ,  Paris ; 
Ingenieur  R  i  p  e  r  t ,  Paris; 

Dr.  v  o  n  N  o  e  ,  Professor  an  der  Universität  Chicago, 

Prof.  Broda  wurde  zum  Präsidenten  wiedergewählt,  Dr.  Marie  und 
der  Unterzeichnete  zu  Sekretären,  M.  Sauvebois  zum  Schatzmeister 
und  Frl.  Keil  zur  stellvertretenden  Sekretärin. 

Als  3.  Punkt  der  Tagesordnung  wurde  über  das  Arbeitsprogramm  des 
Winterhalbjahrs  vorläufige  Beratung  gepflogen. 

In  Paris  —  und,  wenn  tunlich,  auch  in  Berlin  und  Wien  —  sollen  sieben 
Diskussionsabende  zur  Beratung  der  sieben  Thesen  abgehalten  werden,  die 
im  vorläufigen  Programm  des  Bundes  als  praktische  Ableitungen  aus  seinem 
aus  biologischen  Gesichtspunkten  erfließenden  allgemeinen  Imperativ,  am 
Fortschritt  der  Menschheit  planmäßig  mitzuarbeiten,  aufgestellt  werden  *). 

Berichterstatter  und  Korreferenten  werden  zunächst  das  jeweilige  Problem 
beleuchten;  die  anschließende  Diskussion  wird  zu  weiterer  Klärung  führen 
und  die  Aufstellung  eines,  auch  im  einzelnen  ausgearbeiteten  Programmes 
zielbewußter  Sozial-  und  Kulturpolitik  gestatten. 


Mit  der  Annahme  dieses  Arbeitsprogramms  war  die  Tagesordnung  der 
Generalversammlung  erschöpft.  — 

Der  Sekretär :  Louis  Ganzenmüller. 


*)  Siehe  näher  den  Aufsatz,  „Richtunglinien"  in  der  Märznummer  1913  der  Zeitschrift. 


Diesem  Heft  liegen  folgende  Prospekte  bei: 

1.  Von  0.  Rüdenberg  jun.,  Versandhaus  für  Photographie  und  Optik,  Hannover 
und  Wien. 

2.  Vom  Verlag  Oesterheld  &  Co.  in  Berlin  über  „Italien,  der  Dreibund  und  die 
Balkanfrage". 
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Vertag  »on  ©eorg  Weimer  in  35erün  SB  10 

^riebrid)  Naumann 

Q»r\vm  itnfrs  ^rtvfap  ®*tt  §au3bucf)  ber  kimft.  kartoniert 
£)IHUI   Ullv    £)lUvt*    3  2«iv  in  Seinen  4  3Wt,  in  Seber  6  SO«. 

^)Tir^ftl>ffltrrrr^ftrtpfl>  ®in  ®u*  ber  ^rbeit  kartoniert  3  2»IV 
<HU9|miUUyWUl|U    in  Seinen  4  2Rt,  in  Seber  6  3»f. 

fS'rtttttfltif/tTivhm  ^ano  fHetfebrtefe.    kartoniert  3  Sftf., 

OvllUtUlviyiiUU    üt  Seinen  4  9Jlf.,  in  Seber  6  Wlt 

f^Ptft  1ttth  (7fVfrt1tf><>  ^eligiöfe  Beiträge,  kartoniert  3  Mt., 
\°Jtl]l    UllV    V^IUUUU    in  Seinen  4  TO.,  in  Seber  6  TO. 

H£Wtf\0t+^f  Ämhf*>  ^otittfcfje  Sluffäfce.  kartoniert  3  TO-, 
OllU;Ul9lUlUV|U  in  Seinen  4  TO.,  in  Seber  6  TO. 

S)Yft/Y  ®ine  Orientreife.  TOt  fteberäeidjtmttgen  non  $nliu§  £artntann 
<H|UU  Unb  ^rtebrid)  Naumann,    ©e^eftet  3  TO.,  in  Seinen  4  TO. 

Briefe  über  Religion. 
Deutfd)tanb  unb  Öfterretd).  ©ewtetww«. 
Der  ©eift  im  £au3geftül)l  ISÄ8«: 
Deutfe^e  ©etoerbefunft 

tontert  50  spfg.,  gebunben  80  Sßfg. 

Da3  3i>eat  kr  $reti)ett  antu**  50 

jlunft  unb  3nbuftrie.  ©ebbtet  25  $fB- 

Äunft  unb  Solfötotrtfdjaft.  ®a«- 50  *fr 
Die  ßunfl  im  Bettalter  berSötaftbüte*  !s%txt 
9?eubeutf$e  Söirtf^aft^otittf.  SffiäSfc 
Die  Mittlen  Parteien.  KS 
Die  ötei(t)^marinefal>rt  ©ewtet  30 >». 
Die  Stellung  ber  Beamten  im  £au3Ijatte 

be$  Staaten,  ©ewtet  40  w9. 
Die  @teuung  ber  (Mü  beten  im  Politiken 

Seben.      30  $fg. 
Da3  $olf  ber  Denier.  25» 
Die  2M)nung3not  unferer  Seit  !e*g 
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Französische  Ausgabe 

„Les  Documents  du  Progres" 

Revue  Internationale 
Directeur:  Dr.  R.  Broda  Paris,  59  rue  Claude  Bernard 

Englische  Ausgabe 

„Progress" 

Published  by  the  British  Institute  of  Social  Service,  London 


Ungarische  Ausgabe 

SZOCIÄLPOLITIKAI  SZEMLE 

Herausgegeben  von  Or.  Eugen  Länczi 
in  Verbindung  mit  Dr.  Marcel  Kadosa,  Budapest 


Esperanto-Ausgabe 

„Homaro" 

Herausgeber:  Dr.  Uhlmann,  Schussenried 


Probenummern  aller  Ausgaben  erhältlich  durch  das 
Hauptbureau,  59  rue  Claude  Bernard  Paris. 


OD  'KT  CD  O  INSTITUT  OD  CD  CD  OD 

für  internationalen  Austausch 
fortschrittlicher  Erfahrungen 


rturch  Einsendung  einet  Jahresbetrages  von  15  Mark 
■^an  das  Hauptbureau,  Paris,  59  rue  Claude  Bernard 
werden  nachstehende  Rechte  erworben. 

1.  Bezug  der  „DOKUMENTE  DES  FORTSCHRITTS" 
und  sämtlicher  anderen  im  Laufe  des  betr. 
Jahres  vom  Institut  herausgegebenen  Publi- 
kationen. 

2.  Benutzung  des  internationalen  Auskunfts- 
bureaus und  leihweise  Ueberlassung  der  im 
Archiv  befindlichen  auslandischen  Zeitschriften. 

3.  Freier  Zutritt  zu  den  Vortragen  des  Instituts. 


Jede  gewünschte  Auskunft  wird  vom  Generalsekretär 
des  lnstitufsf  Professor  Dr.  R.  Broda,  Paris,  59  rue 
Claude  Bernard  erteilt 


FORTSCHRITTS 

INTERNATIONALE  REVUE 


6  'JAHR 


VERLEST  BEI  GEORG  REIMER-BERLIN 


Bund  für  Organisierung  mensch 
liehen  Fortschritts 

Haupfbureau:  59,  Rue  Claude  Bernard,  Paris 


Um  die  Ziele  des  Bundes  zu  konkreter  Veranschaulichung  zu  bringen,  seien 
im  nachstehenden  einige  jener  Bestrebungen  genannt,  welche  er  als  An- 
wendungen seines  Grundgedankens  organischen  Menschheitsfortschritts  betrachtet, 
welche  er  mit  allen  ihm  zu  Gebote  stehenden  Aktionsmitteln  fördern  will: 

1.  Planmäßige  Fürsorge  für  Gesundheit  und  Veredelung  der 
Rasse«  — Bau  billiger  und  gesunder  Volkswohnungen  —  Gartenstadtbewegung.  — 
Tuberkulosebekämpfung.  —  Gesetzgebung  zur  Bekämpfung  der  Trunksucht  durch 
Verbot  besonders  schädlicher  alkoholischer  Getränke  (nach  dem  Beispiel  des 
Schweizer  Absinthverbotes).  —  Pflege  gesundheitsfördernder  Sportsübung  inner- 
halb entsprechender  Grenzen.  —  Bekämpfung  der  Rauch-  und  Staubplage.  — 
Arbeiterschutzgesetzgebung,  um  die  Gesundheitsgefährdung  der  Arbeiter,  besonders 
auch  der  Frauen  und  der-  Kinder,  durch  überlange  Arbeitszeit,  Gebrauch  gesund- 
heitsschädlicher Substanzen  (Phosphor  usw.)  zu  verhindern. 

2.  Fürsorge  für  geistige  Heranbildung  der  Massen,  —  Un- 
entgeltlichkeit des  Unterrichts,  unentgeltliche  Verabreichung  der  Lehrmittel, 
warmes  Frühstück,  warme  Beschuhung  und  Bekleidung  an  bedürftige  Kinder 
(wie  in  Frankreich).  —  Stipendienerteilung  an  alle  begabten  Volksschüler,  um 
ihnen  den  Besuch  höherer  Schulen  zu  ermöglichen  (wie  in  Neuseeland).  — 
Volkshochschulen  (wie  in  Norwegen  und  Dänemark). 

3.  Verbesserung  der  sozialen  Konstitution  der  Völker  durch 
eine  von  wissenschaftlichen  Gesichtspunkten  geleitete  Politik  sozialer  Reformen, 
durch  planvolle  Verstaatlichung  und  Verstaatlichung  der  hierfür  reifen  Produktions- 
zweige. —  Förderung  der  Genossenschaftsbewegung. 

4.  Bewegung  für  Ersatz  des  Faustrechtszustands  zwischen  den  Völkern 
durch  ein  Rechtssystem,  analog  der  Uberwindung  des  Faustrechtszusiandes  zwischen 
den  Individuen  durch  Ausbildung  eines  Zivil-  und  Strafrechts,  wie  sie  die  ver- 
gangenen Jahrhunderte  gebracht  haben;  Förderung  der  Bewegung  zur  Schaffung 
internationaler  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Gerichtsbarkeit 

5.  Heranziehung  aller  Talente  in  der  Frauenwelt  durch  Erweiterung  der 
Frauenbildung  und  Wegräumung  aller  Hindernisse,  welche  der  Berufsbetätigung 
der  Frau  auch  auf  höchsten  geistigen  Stufen  entgegenstehen;  Heranziehung 
der  Frauen  als  Wählerinnen  und  Gewählte  zum  politischen  Leben,  um 
dieses  so  durch  ihre  spezifische  Kompetenz  für  pädagogische  und  humanitäre 
Fragen,  ihre  Betonung  altruistischer  Gesichtspunkte  zu  bereichern. 

6.  Forschungs-Institute  zum  Zwecke  systematischer  Erweiterung 
menschlicher  Erkenntnis;  Förderung  des  technischen  Fortschritts  auf  jede,  den 
öffentlichen  Körperschaften  mögliche  Weise. 

7.  Heranziehung  moderner  wissenschaftlicher  Gesichtspunkte  zur  Refor- 
mation des  Strafrechts  (Jugendgerichte,  bedingte  Verurteilung,  lebens- 
längliche Anhaltung  von  Gewohnheitsverbrechern. 


Wer  diese  Ziele  fördern,  wer  eine  zentrale  Kraftstclle  für  inter- 
nationale Kulturpolitik  schaffen  will,  trete  unserem  Bnnde  bell 
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AUGUST  V.  PARSEVAL,  BERLIN:  ZUR  ENT- 
WICKLUNG DER  LUFTSCHIFFAHRT. 

^"™|0N  allen  Zweigen  der  Technik  hat  sich  die  Luftfahrt  am  eigen- 
artigsten entwickelt.  Jahrzehntelang  lebte  sie  nur  in  den  Ideen 
weniger,  von  der  Mitwelt  als  Phantasten  verlachter  Leute.  In 
J  kleinen  Vereinen,  die  den  Tummelplatz  seltsamer  Erfinderideen 
bildeten,  fristete  sie  ein  unbeachtetes  Dasein  und  wartete  auf  bessere  Zeiten. 
Noch  war  aber  die  Periode  der  Reife  nicht  gekommen,  noch  konnten  die 
technischen  Hilfsmittel  den  Forderungen  der  Erfinder  nicht  genügen,  bis  in 
den  letzten  Dezennien  des  vorigen  Jahrhunderts  die  Automobilindustrie  auf 
den  Plan  trat.  Ein  leichter  Motor  auf  einem  leichten  Gestell,  das  war  es, 
was  die  Luftfahrt  brauchte,  und  als  die  Industrie  durch  Vervollkommnung 
ihrer  Arbeitsmethoden  und  durch  Schaffung  besonders  fester  Materialien  die 
Möglichkeit  hierzu  lieferte,  setzte  ein  überraschender  Fortschritt  ein. 

Wie  ein  Meteor  stieg  die  neue  Erscheinung  am  Himmel  empor  und 
blendete  die  Zeitgenossen.  Das  Zeppelinschiff  machte  seine  erste  große  Reise 
den  Rhein  entlang,  die  erste  Flugwoche  in  Reims  bewies  die  Möglichkeit 
der  ballon-freien  Luftfahrt.  Die  größten  Hoffnungen  wurden  auf  die  neue 
Erfindung  gesetzt;  man  sah  im  Geist  die  Luft  mit  Fahrzeugen  aller  Art  be- 
völkert und  glaubte  an  eine  neue,  unabhängigere  und  schnellere  Ortsbewegung. 
Im  Kriege  sollte  das  neue  Mittel  so  furchtbar  sein,  daß  jede  Verteidigung  da- 
gegen unmöglich  wurde  und  die  Ära  des  ewigen  Friedens  nahe  herangerückt 
erschien. 

Und  die  Fortschritte  in  den  ersten  Jahren  waren  groß  und  überraschend. 
Mit  erstaunlicher  Ausdauer  und  Mut  wurde  die  Flugkunst  ausgebildet,  Flieger- 
schulen geschaffen,  der  widerspenstige  Motor  gebändigt,  Geschwindigkeit, 
Höhe,  Flugdauer  und  Fluglänge  rapid  gesteigert. 

Aber  mit  der  Häufigkeit  und  der  Dauer  der  Flüge  erschien  auch  das 
graue  Gespenst  der  Luftfahrt,  der  tödliche  Absturz,  und  legte  sich  wie  Mel- 
tau auf  die  keimenden  Hoffnungen. 

Zwar  die  Motorluftschiffahrt  hatte  hierunter  weniger  zu  leiden,  wenn- 
gleich auch  sie  nicht  von  schweren  Prüfungen  verschont  blieb.  Bei  ihr 
handelte  es  sich  aber  um  Kinderkrankheiten,  deren  Überwindung  in  sicherer 
Aussicht  stand.  Ihr  Absatz  lag  ohnehin  ausschließlich  bei  den  militärischen 
Behörden,  und  bei  diesen  war  es  die  internationale  Konkurrenz,  die  einen 
Stillstand  verhinderte.  Anders  beim  Aeroplan.  Hier  hatten  sich  eine  große 
Zahl  von  Liebhabern  und  Technikern  der  Sache  zugewendet;  infolge  der 
Abstürze  aber  sank  die  anfangs  so  starke  Nachfrage  aus  dem  Publikum  in 
allen  Ländern  beinahe  auf  den  Nullpunkt,  und  nur  Ein  Gebiet  blieb  übrig: 
die  militärische  Verwendung:  freilich  ein  großes  und  aussichtsreiches  Gebiet, 
aber  mit  der  Schattenseite  ganz  weniger  einzelner  Großabnehmer. 

Auch  die  vielen  Luftfahrvereine  vermochten  nur  wenig  zu  tun,  so  eifrig 
ihr  Bestreben  auch  war  und  so  erfolgreich  es  anfangs  zu  sein  schien.  Ihnen 
fehlte  die  Kapitalkraft,  und  wenn  auch  eine  umfangreiche  Agitation  im  ersten 
Jahre  große  Mittel  für  Flugkonkurrenzen  zusammenbrachte,  so  hielt  sich 
die  Begeisterung  in  Deutschland  doch  nicht  dauernd  auf  der  gleichen  Höhe. 
Dazu  kam  im  Jahre  1912  die  Neuorganisation  des  Luftfahrerverbandes. 
Der  Luftfahrerverband  war  bisher  eine  lose  Vereinigung  einzelner  Vereine 
gewesen,  die,  jeder  für  sich,  die  Luftfahrt  zu  fördern  suchte. 

35* 


520  DOKUMENTE  DES  FORTSCHRITTS  SEPT.  1913 

Nun  wurde  ein  straflere  Organisation  geschaffen,  das  Deutsche  Reich 
in  Bezirke  eingeteilt,  die  den  einzelnen  Vereinen  zugewiesen  wurden.  Jede 
Betätigung  außerhalb  des  Heimatsbezirks  wurde  streng  verboten,  um  der 
Entwicklung  einiger  unbequem  rühriger  Gruppen  heilsame  Zügel  anzulegen. 
Außerdem  wurde  aber  auch  in  den  bisherigen  rein  sportlichen  Verband  die 
Flugzeugindustrie  aufgenommen  und  zwar  durch  Vermittlung  des  Kaiser- 
lichen Automobilklubs. 

Das  veränderte  den  Charakter  des  Verbandes.  Der  Industrie  war  natür- 
lich das  Vorwärtstreiben  der  Sportvereine  unbequem,  da  die  Wettbewerbe 
Kosten  verursachten,  die  vielfach  durch  die  Preise  nicht  aufgewogen  wurden. 
Sie  gewann  alsbald  die  Oberhand  und  wußte  eine  entsprechende  Beschrän- 
kung der  Wettbewerbe  durchzusetzen.  Nicht  ganz  so  erfolgreich  war  aller- 
dings der  Versuch,  alle  außerhalb  des  Verbandes  stehenden  kleineren  Fabriken 
von  den  offiziellen  Wettbewerben  auszuschließen,  um  dadurch  das  Empor- 
wachsen einer  neuen  Konkurrenz  möglichst  zu  verhindern.  Immerhin  machte 
man  ihnen  beträchtliche  Schwierigkeiten,  und  der  Verband  war  daher  sicher 
von  Vorteil  für  eine  Anzahl  Werke,  ob  für  die  Luftfahrt  im  ganzen,  das  muß 
die  weitere  Entwicklung  zeigen. 

Denn  die  Fabriken  sind  auf  Serienfabrikation  eingerichtet  und  haben 
kein  Interesse  für  Neuerungen.  Kleine  Verbesserungen  sind  ihre  Domäne, 
prinzipiellen  Änderungen  stehen  sie  ablehnend  gegenüber.  Nun  liegt  es  aber 
durchaus  nicht  so,  daß  die  Entwicklung  des  Flugzeugs  abgeschlossen  wäre 
und  man  nur  lustig  darauf  los  produzieren  brauchte.  Der  Aeroplan  allerdings 
ist  in  der  Hauptsache  entwickelt  und  nach  seinen  guten  und  schlechten 
Seiten  erprobt.  Er  ist  schnell,  einfach  und  billig.  Es  braucht  aber  eine  große 
Geschwindigkeit,  um  überhaupt  eine  entsprechende  Tragkraft  zu  erlangen 
und  sich  in  die  Luft  erheben  zu  können.  Auch  dann  geht  der  Aufstieg  zu- 
nächst nur  langsam  vor  sich.  Man  muß  daher  auf  einem  großen  ebenen  Platz 
einen  langen  Anlauf  nehmen,  ebenso  muß  man  mit  großer  (Schnellzugs-) 
Geschwindigkeit  auf  einem  solchen  Platz  wieder  landen.  Es  ist  nicht  mög- 
lich, diese  Landungsgeschwindigkeit  erheblich  zu  reduzieren,  da  eben  die 
Tragkraft  direkt  von  der  Fahrgeschwindigkeit  abhängt.  Auf  diesem  prin- 
zipiellen Fehler  beruht  ein  großer  Teil  aller  Unglückfälle,  und  es  müßte  das 
Bestreben  sein,  Neukonstruktionen  zu  ermutigen,  welche  den  Aufstieg  und 
das  Landen  unter  erheblicher  Verminderung  der  Geschwindigkeit  zu  be- 
wirken vermögen,  so  daß  nur  ein  unbedeutender  An-  und  Auslauf  nötig  ist. 
Unsere  für  große  Geschwindigkeit  gebauten  Flugzeuge  sind  dazu  nicht  ge- 
eignet; der  ganze  Flugzeugbau  ist  zurzeit  in  einer  Sackgasse  festgefahren, 
aus  der  nur  die  Umkehr  zu  einem  neuen  System  herausführt. 

Hier  einen  neuen  Anstoß  zu  geben,  ist  eine  schöne  Aufgabe  der  National- 
flugspende, und  hierfür  hat  das  Institut  auch  Mittel  bereitgestellt.  Leider 
sind  aber  unter  den  eingesandten  Erfindungen  nur  sehr  wenige,  die,  was 
Sachkenntnis  und  Durcharbeitung  des  Stoffes  anbetrifft,  auf  einer  solchen 
Stufe  stehen,  daß  eine  Unterstützung  überhaupt  in  Erwägung  gezogen  werden 
kann,  und  bei  diesen  wenigen  haben  sich  neue  und  erfolgversprechende 
Ideen  bis  jetzt  nicht  gefunden.  Das  aber  kann  sich  jeden  Tag  ändern,  und 
es  wäre  nur  zu  wünschen,  daß  auch  der  deutsche  Luftfahrerverband  seine 
Tendenz  nach  Bureaukratisierung  etwas  mäßigte  und  tunlichst  allen,  nicht 
nur  den  syndizierten  Kräften  Ermunterung  und  Spielraum  gewährte.  Die 
letzten  Tage  haben  gezeigt,  daß  man  den  unbequemen  auswärtigen  Wett- 
bewerb durch  Vorschriften  nicht  beseitigen  kann  und  daß  unsere  Zivilflieger 
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(bis  auf  einen)  in  einem  Zustand  der  Inferiorität  gegenüber  den  Franzosen 
sich  befinden,  der  glücklicherweise  für  die  Militärflieger  nicht  zutrifft.  Nicht 
bremsen"  sondern  „vorwärtstreiben"  muß  daher  die  Losung  sein. 


INGENIEUR  G.  KAMMERER,  WIEN:  PHOTO- 
GRAPHISCHE UMBILDUNGEN. 

M  22.  August  1911  ist  in  Österreich  ein  Forscher  gestorben,  der 
der  Photographie  ganz  neue  Arbeitsgebiete  eröffnet  hat.  Es  war 
dies  der  k.  und  k.  Hauptmann  Theodor  Scheimpflug,  von  dessen 
vielseitigen  wissenschaftlichen  Betätigungen  hier  nur  jene  heraus- 
gegriffen werden  soll,  die  mit  der  Verwertung  der  Lichtstrahlen  für  den  Ent- 
wurf perspektiver  Bildveränderungen  zusammenhängt. 

Jeder  Photograph  weiß  aus  Erfahrung,  daß  eine  Linse  innerhalb  ihres 
ausnützbaren  Gesichtswinkels  von  einer  ebenen  Fläche,  die  senkrecht  auf 
der  optischen  Achse  steht,  z.  B.  von  einem  Wandgemälde,  ein  ebenes  Bild 
entwirft  und  daß  dieses  Bild  um  so  weiter  außerhalb  der  Brennweite  der 
Linse  zu  stehen  kommt,  je  weniger  weit  der  Gegenstand  von  der  Linse  ab- 
steht. Ferner  ist  den  meisten  Photographen  bekannt,  daß  die  Schärfe  des 
Bildes  einer  Landschaft  auf  der  Mattscheibe  ausgeglichen  werden  kann, 
wenn  man  die  Mattscheibe  so  einstellt,  daß  ihr  oberer  Teil,  der  das  Bild  des 
nahen  Vordergrundes  auffängt,  von  der  Linse  weggeneigt  ist,  daß  die  Matt- 
scheibe also  nicht  mehr  senkrecht  auf  der  optischen  Achse  steht.  Andererseits 
lehrt  die  Erfahrung,  daß  vertikale  Linien  in  der  Landschaft,  wie  z.  B.  Mauer- 
kanten, auf  dieser  geneigten  Mattscheibe  anstatt  parallel  zu  bleiben,  um  so 
größere  Winkel  untereinander  einschließen,  je  weiter  sie  von  einer  senkrechten 
Mittellinie  gegen  die  Ränder  hin  abstehen  und  je  mehr  die  Mattscheibe  geneigt 
wird.  Endlich  kennt  jeder  Photograph  die  Schwierigkeiten  der  Einstellung 
auf  größtmögliche  Bildschärfe  im  allgemeinen,  und  hierauf  muß  man  ganz 
besonders  achten  bei  einer  photographischen  Reproduktionskamera. 

Theodor  Scheimpflug  wollte  nun  schon  seit  seiner  Studienzeit  her,  als 
er  von  seinem  Lehrer  an  der  Marineakademie  in  die  Bildmeßkunst  zum  Zwecke 
der  Landvermessung  eingeführt  worden  war,  Geländephotographien  aus 
hohen  Standpunkten  nach  abwärts  als  wirklich  naturbildlichen  Untergrund 
für  Landkarten  ausnützen.  Eine  photographische  Aufnahme  des  Geländes 
aus  der  Luft  senkrecht  nach  abwärts  wäre  seinen  Wünschen  nun  freilich 
am  nächsten  gekommen,  aber  zu  Luftfahrten,  auf  denen  er  solche  Aufnahmen 
hätte  gewinnen  können,  fehlte  ihm  die  Gelegenheit  bis  ins  reife  Mannesalter 
hinein.  Bis  dahin  war  es  ihm  nur  gelungen,  photographische  Geländeauf- 
nahmen von  oben  mit  Hilfe  von  Drachen  zu  machen  und  diese  waren  niemals 
bei  genau  wagrechter  Lage  der  Platte  zu  erzielen;  aber  sein  stetes  Forschen 
nach  Mitteln,  um  Aufnahmen  mit  geneigten  Platten  in  streng  wagrechte 
überzuführen,  ließen  ihn  schließlich  die  streng  wissenschaftlichen  Gesetze 
der  schiefen  photographischen  Umbildung  finden  und  Apparate  bauen,  um 
sie  praktisch  zu  verwerten  *). 

*)  Siehe  „Der  Perspektograph  und  seine  Anwendung"  von  Theodor  Scheimpflug 
in  der  „Photographischen  Korrespondenz"  November  1906,  Nr.  554  der  ganzen  Folge. 
Separatabdrücke  davon  stellt  das  Photogrammetrische  Institut  Scheimpflug,  Wien  III-2 
Erdbergerlände  6,  jedem  Interessenten  zur  Verfügung. 
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Solche  Apparate,  von  Theodor  Scheimpflug  „Photo-Perspektographen" 
genannt,  vermögen  alle  Arten  perspektiver  Umbildungen  auf  rein  photo- 
graphischem  Wege  zu  bewerkstelligen:  sie  können  rechtwinklig  umgrenzte 
Figuren  in  Parallelogramme,  Trapeze,  Trapezoide  und  andere  Vierecke  in 
beliebiger  Größe,  sie  können  kreisförmige  in  Ellipsen,  Parabeln,  Hyperbeln 
einpassen  und  damit  Zeichenarbeit  mühseligster  Art  spielend  und  mit  un- 
tadeliger Genauigkeit  verrichten.  Der  dekorativen  Kunst  werden  hierdurch 
ganz  neue  Aussichten  eröffnet;  Umformungen  von  Flach  Ornamenten  mit 
noch  so  zarten  Einzelheiten  besorgt  der  Photo -Perspektograph  nach  Wunsch 
in  wenigen  Minuten. 

Auch  der  Humor  fehlt  dem  Apparate  nicht,  denn  die  Karikaturen, 
in  die  er  Bildnisse  verwandeln  kann,  wirken  um  so  heiterer,  als  die  Ähnlichkeit 
auch  bei  den  grimmigsten  Zerrungen  unleugbar  erhalten  bleibt,  so  wie  in  den 
bekannten  Lachkabinetten  der  Jahrmärkte. 

Anderseits  läßt  sich  der  Photo -Perspektograph  aber  auch  für  ernste 
wissenschaftliche  Dienste  heranziehen,  indem  er  Perspektive  Verziehungen 
aufzuheben  gestattet.  Ein  Wand-  oder  Deckengemälde,  eine  Hausfront  und 
ähnliches,  das  irgendwelche  Hindernisse,  wie  störende  Reflexe  oder  Platz- 
mangel, nicht  orthogonal  aufzunehmen  erlaubt  haben,  richtet  der  Photo  - 
Perspektograph  sofort  in  die  gewünschte  Projektion.  Der  Architekt  wird  die 
Ersparnis  schätzen  lernen,  wenn  ihm  an  Stelle  stunden-  und  tagelanger 
Handzeichnung  der  Lichtstrahl  eine  Perspektive  in  den  Aufriß  oder  einen 
Plan  in  die  Perspektive  umwandelt;  und  was  für  Gerüstekosten  verursacht 
unter  Umständen  die  Aufnahme  eines  Wand-  oder  Deckengemäldes  an  schwer 
zugänglicher  Stelle  in  Kirche,  Palast  oder  Museum  ! 

Theodor  Scheimpflug  trat  mit  dieser  seiner  genialen  Errungenschaft 
nur  in  ganz  vereinzelten  Fällen  hervor ;  ihm  hatten  die  Gesetze  der  schiefen 
Umbildung  vornehmlich  für  die  Geländevermessung  von  oben  zu  helfen. 
Mit  dem  Photo -Perspektographen  konnte  er  ja  nun  wirklich  jede  geneigte 
Aufnahme  aus  der  Luft  in  eine  wagrechte  umphotographieren,  ohne  daß 
auch  nur  die  geringfügigste  Einzelheit  des  Naturbildes  verloren  ging.  Die 
horizontierte  Photographie  des  Geländes  ist  an  sich  schon  der  wahre  Grundriß, 
wenn  das  Gelände  wagrecht  und  flach  ist;  denn  in  diesem  Falle  gibt  die  Photo- 
graphie nicht  nur  alle  Richtungswinkel  im  Gelände  unverzerrt  wieder,  sondern 
auch  sämtliche  wechselseitigen  Punktabstände  vollkommen  maßtreu. 

Je  größer  die  Brennweite  der  Linse,  also  je  größer  das  Bild  und  je  geringer 
die  Aufnahmehöhe  über  dem  Gelände,  desto  größer  sind  natürlich  die  Maße 
am  Bilde  im  Vergleich  zum  Gelände.  Das  Verhältnis  zwischen  der  Länge 
einer  Strecke  auf  der  Geländedarstellung  zur  Länge  derselben  Strecke  im 
Gelände  wird  in  der  Kartographie  der  „Maßstab"  genannt.  Auf  einer  wag- 
rechten Platte,  die  um  eine  Bildweite  von  10  cm  vom  Hauptpunkte  des 
Kameraobjektivs  absteht,  würde  sich  das  Gelände,  aus  100  m  Höhe  auf- 
genommen, im  Maßstabe  1  :  1000  abbilden,  weil  sich  die  Strecken  auf  der 
wagrechten  photographischen  Platte  zu  den  entsprechenden  Strecken  im 
wagrechten  Gelände  nach  den  Gesetzen  ähnlicher  Dreiecke  ebenso  verhalten, 
wie  die  Bildweite  von  0,1  m  zur  Höhe  100  m  des  Aufnahmeobjektives  über 
dem  Gelände. 

Für  das  Photographieren  aus  Luftfahrzeugen  kommen  nur  Moment- 
aufnahmen in  Betracht;  Objektive  für  Momentaufnahmen  lassen  sich  nicht 
weitwinklig  machen.   Nun  kommt  es  aber  für  Geländevermessungen  aus  der 
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Luft  darauf  an,  mit  jeder  Aufnahme  ein  möglichst  großes  Gesichtsfeld  zu 
erledigen;  deshalb  baute  Theodor  Scheimpflug  einen  „Panoramenapparat", 
zusammengesetzt  aus  einer  nach  abwärts  zu  richtenden  Mittelkamera  und 
einem  Kranz  von  sieben  um  45°  geneigten  Seitenkameras.  Ein  derartiger 
Panoramenapparat  umfaßt  ein  rund  fünfzehnmal  so  großes  Gesichtsfeld  als 
die  Mittelkamera  allein;  man  braucht  daher  nur  den  fünfzehnten  Teil  von 
Aufnahmen,  erspart  also  ebensoviele  Anschlüsse  der  Aufnahmen  unter- 
einander und  hat  noch  den  wertvollen  Vorteil,  daß  die  relative  Lage  der  Platten 
im  Räume  gegenüber  dem  Gelände,  demnach  auch  der  Maßstab  der  Bilder 
außerordentlich  viel  genauer  ermittelt  werden  kann  als  für  Einzelbilder. 
Der  Photo-Perspektograph  und  ein  besonderer  Paßapparat  ermöglichen 
die  Umformung  der  Seitenbilder  und  deren  photographische  Vereinigung 
mit  dem  Mittelbilde  in  so  präziser  Weise,  daß  schließlich  jede  (gleichzeitige) 
Aufnahme  mit  den  acht  Einzelkameras  des  Panoramenapparats  als  eine 
einzige  Weitwinkelaufnahme  der  Mittelkamera  angesehen  werden  kann. 
War  die  Platte  der  Mittelkamera  bei  der  Aufnahme  annähernd  wagrecht 
und  waren  die  Aufnahmeorte  in  der  Luft  so  gewählt,  daß  das  ganze  Ver- 
messungsgebiet lückenlos  abphotographiert  ist,  dann  benötigt  man  für  die 
Ermittlung  des  Maßstabes  der  vereinigten  Panoramenbilder  und  den  richtigen 
Anschluß  der  Nachbarpanoramen  nur  dreier  Festpunkte  im  Gelände,  weil 
die  siebeneckigen  Panoramenbilder  einander  schon  genügend  überdecken 
für  die  wechselseitige  Lagebestimmung. 

Das  bisher  Gesagte  bezieht  sich  auf  Vermessungen  wagrechten  flachen 
Geländes  und  auf  bloße  topographische  Rekognoszierungen.  Über  unebenem 
Gelände,  dessen  Höhenunterschiede  ebenfalls  festzulegen  sind,  wenn  man 
eine  vollständige  Karte  erhalten  will,  müssen  die  wagrechten  Abstände 
zwischen  benachbarten  Aufnahmeorten  in  der  Luft  so  gewählt  werden,  daß 
jeder  wichtige  Punkt  des  Geländes  aus  mindestens  zwei  Aufnahmeorten 
deutlich  sichtbar  ist;  über  sehr  steilböschigen  Gegenden  also  kürzer  als  über 
flacheren.  Photographien  ein  und  desselben  Geländeteiles  aus  zwei  getrennten 
Aufnahmeorten  in  der  Luft  gestatten  nämlich  eine  stereoskopische  Aus- 
wertung, d.  h.  das  Bildpaar,  unter  einem  Stereoskop  betrachtet,  täuscht  dem 
Beobachter  ein  körperliches  Modell  des  Geländes  vor,  dessen  Höhenunter- 
schiede unmittelbar  wahrnehmbar  sind  und  an  einem  sogenannten  Stereo - 
komparator,  wie  ihn  die  berühmten  Zeisswerke  nach  Angaben  ihres  Mit- 
arbeiters Dr.  Pulfrich  bauen,  durch  Teilungen  sogar  genauestens  gemessen 
werden  können. 

Ja,  Theodor  Scheimpflug  und  ich  (früher  sein  technisch  wissenschaft- 
licher Mitarbeiter,  jetzt  sein  Nachfolger)  haben  selbst  Apparate  konstruiert, 
die  bestimmt  sind,  derartige  Bilderpaare  während  der  Verfolgung  identer 
Punkte  auf  ihnen  unter  Visiermarken  unmittelbar  in  orthogonale  Pläne  mit 
Niveaulinien  umzuzeichnen. 

Scheimpflug  zielte  über  bloß  gezeichnete  Pläne  hinaus.  Daß  ursprünglich 
mit  wagrechter  Platte  erzielte  Photographien  aus  der  Luft  und  ursprünglich 
geneigte,  dann  aber  photographisch  horizontierte  Aufnahmen  wagrechten 
ebenen  Geländes  richtige  Pläne  sind,  wurde  bereits  erwähnt.  Anders  steht 
es  um  Photographien  unebenen  Geländes;  hier  ist  es  zwar  auch  gleichgültig, 
ob  die  Platte  während  der  Belichtung  wagrecht  lag,  oder  ob  ein  geneigtes 
Bild  in  die  Wagrechte  umphotographiert  wurde,  aber  eine  Photographie 
unebenen  Geländes  stellt  dem  Aufnahmeorte  nähere,  also  höher  gelegene 
Geländeflächen  in  größerem  Maßstabe  dar  als  tiefer  gelegene.    Diese  Ver- 
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schiedenheiten  lassen  sich  nun  durch  die  ebenfalls  von  Theodor  Scheimpflug 
ausgedachte  zonenweise  Maßstabsverjüngung  beheben  *). 

Hiermit  wird  aus  den  Vogelperspektiven  der  Panoramen  ein  natur- 
bildlicher  Untergrund  in  Orthogonalprojektion  für  Scheimpflugs  Endziel, 
die  „Photokarte",  geschaffen,  der  auf  beliebige  Weise  kartographisch  aus- 
gestattet werden  kann.  Eine  solche  Photokarte  eignet  sich  ganz  besonders 
vorzüglich  für  Dr.  Karl  Peuckers  farbenplastische  Kennzeichnung  der  Höhen- 
unterschiede **),  die  darin  besteht,  daß  nach  physiologischen  Gesetzen  aus- 
gewählte Farbenfolgen  das  Geländebild  in  luftperspektivischer  Wirkung 
körperlich  erscheinen  machen,  als  ob  höher  gelegene  Partien  aus  dem  Tief- 
lande emporstünden  und  dem  Beobachter  näher  gerückt  wären.  Eine  der- 
artige „raumtreue  Photokarte"  braucht  nicht  erst  mühsam  enträtselt  zu 
werden;  namentlich  der  Luftfahrer,  dem  der  Anblick  eines  Geländes  von  oben 
nichts  Ungewohntes  mehr  ist,  wird  ihre  Vorzüge  zu  schätzen  wissen:  Der 
photographische  Untergrund  mit  seinen  naturwahren  Einzelheiten  an  Stelle 
von  konventionellen  Signierungen,  die  erst  studiert  sein  müssen,  die  karto- 
graphische Hervorhebung  all  dessen,  was  für  ihn  wichtig  ist,  und  eine  auf 
den  ersten  Blick  ins  Auge  springende  Plastik  des  Höhenbildes  sind  so  große 
Hilfen  für  eine  untrügliche  Orientierung  über  dem  Gelände,  daß  er  mit  Un- 
geduld die  Zeit  ersehnen  wird,  wo  ihm  für  alle  seine  Fahrten  solche  Karten 
zur  Verfügung  stehen  werden. 

<8> 


DR.  RICHARD  HENNIG,  BERLIN:  DIE  GRÖSSTEN 

MEERESTIEFEN.  (Nachdruck  verboten.) 

f'n_  11^  Nachricht,  daß  das  Vermessungsschiff  der  kaiserlichen  deutschen 
I Im  m\  Marine  „Planet",  das  seit  1906  auf  einer  höchst  ergebnisreichen 
■  HiSr  Forschungsreise  begriffen  ist,  nicht  fern  von  den  Philippinen  zu- 
ILsiässl verlässig  eine  Meerestiefe  von  9780  Metern  gemessen  habe,  ist  in 
mehrfacher  Hinsicht  äußerst  interessant.  Ist  doch  daraus  zu  erkennen,  daß 
die  Einsenkungen  der  Erdrinde  unter  die  Oberfläche  immer  noch  bedeutend 
tiefere  Beträge  erreichen,  als  man  noch  vor  gar  nicht  langer  Zeit  an- 
genommen hat,  und  wird  es  doch  immer  wahrscheinlicher,  daß  die  größten 
Meerestiefen  die  höchsten  Berge  um  mindestens  1000  Meter  übertreffen, 
ja,  daß  „das  Meer,  wo  es  am  tiefsten  ist",  sich  vielleicht  mehr  als  10  Kilometer 
unter  die  Meeresoberfläche  senkt.  Bis  1899  hielt  man  die  am  19.  Juni 
1874  unter  44  Grad  nördlicher  Breite  und  152  Grad  östlicher  Länge  im  Stillen 
Ozean  gelotete  sogenannte  Tuscarora-Tiefe  von  8513  Meter  endgültig  für 
die  tiefste  Stelle  in  allen  Meeren;  heut  hingegen  kennt  man  bereits  fünf 
Stellen  auf  der  Erde,  in  denen  die  Tiefe  des  Meeres  mehr  als  9000  Meter 
beträgt,  und  da  diese  einzelnen  Stellen  zumeist  durch  recht  erhebliche  Ent- 
fernungen voneinander  getrennt  sind,  muß  man  heute  erheblich  unsicherer 
als  vor  17  Jahren  sein,  ob  man  in  der  Tat  jetzt  die  größten  Meeressenkungen 


*)  Siehe  „Th.  Scheimpflugs  Landvermessung  aus  der  Luft",  von  Ingenieur 
G.  Kammerer  im  Internationalen  Archiv  für  Photogranimetrie.    Wien,  Nov.  1912. 

**)  Siehe  „Die  raumtreue  Photokarte"  von  Margarethe  Große  in  Meißen:  Öster- 
reichische Alpenzeitung  Nr.  871  vom  Dez.  1912. 
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bereits  sämtlich  kennengelernt  hat,  die  zum  Teil  übrigens,  wie  z.  B.  die 
neue  „Planet* '-Tiefe  in  verhältnismäßig  gar  nicht  großer  Entfernung  von 
Land  liegen:  ist  doch  die  Tiefe  von  9780  Meter  nur  etwa  um  75  Kilometer 
vom  nächsten  Punkt  der  Ostküste  der  Philippinen  getrennt ! 

Die  Erforschung  der  Meerestiefen,  die  heute  einen  recht  breiten  Raum 
in  der  wissenschaftlichen  Forschung  einnimmt,  ist  keineswegs  eine  bloße 
wissenschaftliche  Spielerei,  für  die  sie  der  Laie  gern  hält,  dem  es  nicht  recht 
einleuchten  will,  welchen  praktischen  Zweck  man  mit  der  Auslotung  der  Meere 
in  allen  Teilen  der  Erde  eigentlich  verfolgt.  Die  genaue  Kenntnis  der  Gestal- 
tung des  Meeresbodens  ist  aber  z.  B.von  großer  und  zuweilen  von  entscheiden- 
der Bedeutung  für  die  Verlegung  großer  Seekabel,  die  man  natürlich  nicht 
aufs  Geratewohl  irgendwo  im  Meere  versenken  kann,  sondern  nur  auf  einem 
genauestens  bekannten  Meeresboden.  Um  dies  voll  zu  verstehen,  nehme 
man  nur  einmal  an,  es  hätte  gerade  an  der  Stelle,  wo  jetzt  die  „Planet" -Tiefe 
entdeckt  worden  ist,  ein  Kabel  an  die  Philippinen  herangeführt  werden 
sollen.  Man  rechnete  vielleicht,  daß  es  in  eine  Tiefe  von  4000  Meter  zu  liegen 
kommen  werde,  und  bemaß  seine  Länge  demgemäß.  Nun  aber  fände  man 
erst  bei  der  Verlegung  unerwartet  heraus,  daß  es  nicht  4000,  sondern  fast 
10  000  Meter  tief  zu  liegen  komme.  Die  Folge  davon  wäre,  daß  man  mindestens 
zweimal  6000  =  12000  Meter  Kabel  mehr  gebrauchen  würde,  was  einem 
Wert  von  einigen  hunderttausend  Mark  entsprechen  würde  und  unter  Um- 
ständen die  Kabelverlegung  vereiteln  könnte.  Kennt  man  aber  die  große 
Tiefe  vor  der  Verlegung  des  Kabels,  so  wird  man  natürlich  bestrebt  sein, 
dieses  so  zu  führen,  daß  es  die  großen  Tiefen  umgeht.  —  Doch  ist  dies  nur 
ein  besonders  eklatantes  Beispiel  dafür,  daß  bei  der  Feststellung  der  Tiefen 
in  den  Ozeanen  auch  praktische  Gesichtspunkte  von  nicht  geringer  Bedeutung 
mitspielen. 

Es  ist  kein  Zufall,  daß  die  systematische  Erforschung  der  Meerestiefen 
gerade  in  der  Zeit  in  Angriff  genommen  wurde,  als  die  ersten  Projekte  zur 
Verlegung  von  Seekabeln  auftauchten.  Bis  etwa  zur  Mitte  des  19.  Jahrhunderts 
war  in  dieser  Beziehung  noch  wenig  geschehen.  Erst  1818  hatte  der  berühmte 
Polarforscher  Sir  John  Ross  in  der  Baffinsbai  zum  ersten  Male  einige  Meeres- 
tiefen zu  wissenschaftlichen  Zwecken  loten  lassen.  Noch  um  1850  herrschten 
über  die  wahrscheinlichen  Tiefen  der  Ozeane  ganz  verkehrte  Vorstellungen; 
man  schätzte  die  Tiefe  des  Atlantischen  Ozeans  auf  etwa  14 — 15  Kilometer, 
zumal  da  1843  Clark  Ross  im  südlichen  Teil  des  Atlantik  eine  Tiefe  von  8412 
Meter  gemessen  haben  wollte,  während  in  Wirklichkeit  die  tiefste  Stelle  des 
Atlantischen  Ozeans,  die  allerdings  jenen  Betrag  nahezu  erreicht  (8341  Meter) 
im  Norden  von  Porto  Rico  zu  suchen  ist.  Selbst  als  es  sich  in  der  Mitte  der 
50er  Jahre  darum  handelte,  das  erste  Seekabel  durch  den  Atlantischen  Ozean 
zu  führen,  rechnete  man  noch  mit  Meerestiefen  von  15  Kilometern,  die  man 
überwinden  müsse,  und  war  daher  sehr  angenehm  enttäuscht,  als  der  ameri- 
kanische Leutnant  Maury,  der  systematisch  die  Tiefen  der  in  Aussicht  ge- 
nommenen Kabelroute  zwischen  England  und  Amerika  feststellen  sollte, 
in  einem .  Bericht  vom  23.  Februar  1854  meldete,  daß  der  Boden  des  Ozeans 
ein  geradezu  ideales  „Telegraphenplateau''  darstelle,  das  nur  an  zwei  Stellen 
Tiefen  von  wenig  mehr  als  4000  Meter  aufweise. 

Heute  kennt  man  das^Aussehen  des  Meeresbodens  in  allen  befahrbaren 
Meeren  der  Erde  ziemlich  genau.  Man  weiß,  daß  die  durchschnittliche  Tiefe 
der  Meere  ganz  erheblich  größer  ist  als  die  durchschnittliche  Erhebung  der 
Landmassen  übers  Meeresniveau,  so  daß,  wenn  man  alle  Gebirge  der  Erde 
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und  alle  Länder  bis  auf  den  Meeresspiegel  abtragen  und  das  entfernte  Material 
ins  Meer  werfen  würde,  dessen  durchschnittliche  Tiefe  gar  nicht  allzu  sehr 
verringert  werden  würde.  Nicht  nur  übertrifft  die  räumliche  Ausdehnung 
der  Meere  die  der  Länder  ungefähr  um  das  Doppelte,  sondern  62%  aller 
Meeresflächen  weisen  auch  Tiefen  von  mehr  als  3600  Metern  auf,  während 
die  Landerhebungen,  die  über  3600  Meter  Höhe  hinausgehen,  bekanntlich 
nur  einen  verschwindend  kleinen  Teil  der  Erdoberfläche  ausmachen.  Selbst 
die  gewaltigen  Meerestiefen  von  mehr  als  5400  Meter  nehmen  noch  das  un- 
geheure Areal  von  715200  Quadratmeilen  ein  !  Außerhalb  des  Stillen  Ozeans, 
der,  wie  oben  gesagt,  die  größten  Meerestiefen  besitzt,  sind  die  nachfolgenden 
Stellen  in  den  Hauptozeanen  die  tiefsten,  bie  man  kennt: 

Tiefe  Stelle 
8341  m  Bei  Porto  Rico,  19°  39'  n.  Br.,  66°  26'  w.  L. 
7000  „  Südlich  von  Java,  10°  15'  südl.  Br.,  108° 

5'  östl.  L. 
5733  „  58°  5'  s.  Br.,  35°  54'  ö.  L. 
4846  „  Halbwegs  zwischen  Spitzbergen  und  Grön- 
land, 78°  5'  n.  Br.,  2°  30'  w.  L. 

Im  Stillen  Ozean  hingegen  hat  man  seit  dem  Jahre  der  Auffindung  der 
Tuscarora-Tiefe  (1874)  folgende  größte  Tiefen  festgestellt: 


Ozean 
Atlantischer  Ozean 
Indischer  Ozean 

Südliches  Eismeer 
Nördliches  Eismeer 


Ort  Tiefe 

Tuscarora-Tiefe,  19°  39'  n.  Br.,  66°  26'  w.  L.  8513 

Westen  von  Bougainville  (Salomons-Inseln)  9140  . 

Osten  der  Tonga-Inseln  9184  , 

Osten  der  Kermadec-Inseln  9412  , 

Osten  der  Kermadec-Inseln  9427 

Nero -Tiefe,  südöstlich  von  Guam  9633  , 
„Planet" -Tiefe,  nordöstlich  von  Mindanao, 

etwa  8°  n.  Br.,  127°  ö.  L.  9780  . 


Jahr  der  Auffindung 
19.  Juni  1874 
1910 
1895 

30.  Dezember  1895 

31.  Dezember  1895 
November  1899 

1912 


Die  neuaufgefundene  größte  Meerestiefe  ist  aber  auch  deshalb  äußerst 
interessant,  weil  die  Differenz  der  tiefsten  Senkung  von  der  höchsten  Erhebung 
des  nächstbenachbarten  Landes  einen  Betrag  erreicht,  der  auf  so  geringe 
Entfernung  anscheinend  nirgends  sonst  auf  Erden  vorkommt.  Die  genannte 
Nerotiefe  bei  Guam  senkt  sich  10  123  Meter  unter  die  höchste  Erhebung 
der  benachbarten  Insel,  die  490  Meter  über  den  Meeresspiegel  emporragt. 
Die  9427  Meter-Tiefe  bei  den  Kermadec-Inseln  differiert  vom  höchsten  Punkt 
der  benachbarten  Raoul-Insel  um  9937  Meter.  Die  „Planet" -Tiefe  jedoch 
ist  von  dem  knapp  200  Kilometer  entfernten  Urdaneta-Berg  auf  Mindanao 
(1894  Meter)  um  nicht  weniger  als  11  674  Meter  Höhendifferenz  unterschieden. 
Freilich  sind  an  anderen  Stellen  der  Erde  auf  allerdings  etwas  größere  Ent- 
fernungen in  der  Luftlinie  noch  beträchtlichere  Höhenunterschiede  vor- 
handen. Ein  Punkt  des  ausgedehnten  Tuscarora-Tiefs  in  seinem  südlichen 
Teil  mit  8491  Meter  Tiefe  differiert  von  dem  einige  hundert  Kilometer  ent- 
fernten Fujiyama,  dem  heiligen  Berge  der  Japaner  (3780  Meter),  um  12  271 
Meter,  der  Gipfel  des  Sahama  in  den  Anden  (6415  Meter)  ragt  12  956  Meter 
über  eine  etwa  300  Kilometer  entfernte  Tiefe  von  6541  Meter  an  der  Küste 
von  Iquique  empor,  und  in  der  Gegend  von  Taltal  besteht  auf  etwa  400  Kilo- 
meter Entfernung  die  größte  bekannte  Niveaudifferenz  zwischen  einer  Meeres- 
senkung von  7635  Meter  und  der  ungeheuren,  auf  6600  Meter  Höhe  geschätzten 
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Schneekuppe  des  Andenvulkans  Llullallaco  an  der  chilenisch-argentinischen 
Grenze.     Sie  macht  etwa  14  235  Meter  aus  ! 

Ob  die  „Planet"  -Tiefe  nun  den  Tiefenrekord  für  alle  Zeit  behalten  wird 
oder  nicht,  muß  dahingestellt  bleiben.  Der  höchste  Berg  der  Erde,  der  berühmte 
Mount  Everest  (der  übrigens  mit  dem  bedeutend,  etwa  600  Meter,  niedrigeren 
Gaurisankar  nicht  identisch  ist !)  ist,  nach  den  neuesten,  recht  genauen 
Nivellierungsmessungen  8882  Meter  hoch,  wird  also  von  der  tiefsten,  bis  jetzt 
bekannten  Meeresstelle  noch  um  fast  genau  900  Meter  übertroffen.  Der 
Unterschied  zwischen  der  höchsten  Erhebung  und  der  tiefsten  Einsenkung 
der  Meeresoberfläche  beläuft  sich  nunmehr  auf  nicht  weniger  als  18  662 
Meter  ! 

Eine  besondere  Betrachtung  verdient  noch  für  die  europäischen  Ver- 
hältnisse die  Tiefe  der  „Randmeere"  unseres  Kontinents.  Das  flachste  unter 
ihnen  ist  das  Weiße  Meer,  das  es  nur  bis  auf  350  Meter  bringt,  die  weitaus 
tiefsten  Senkungen  hingegen  finden  sich  im  Golf  von  Biscaya  und  im  Mittel- 
ländischen Meer.  Der  erstere  weist  in  seiner  Öffnung  zum  Ozean  eine  tiefste 
Stelle  von  4754  Meter  auf,  daneben  in  seinem  inneren  Teile  in  nicht  sehr 
großer  Entfernung  vom  Land  eine  weitere  Senkung  von  3917  Meter,  wobei 
noch  nicht  einmal  feststeht,  ob  man  nicht  dereinst  noch  eine  größere  Tiefe 
auffinden  wird,  da  die  Lotungen  im  südlichen  Teil  des  Golfs  von  Biscaya 
bisher  noch  spärlich  sind.  Im  Mittelmeer  hingegen  hat  man  die  tiefste  Stelle 
südlich  von  Griechenland,  100  Kilometer  südwestlich  vom  südlichsten  Kap 
des  Peloponnes,  dem  Kap  Matapan,  mit  4400  Meter  festgestellt.  Das  Adria- 
tische  Meer  bringt  es  auf  1645,  das  Schwarze  Meer  auf  2244  Meter  Tiefe. 

Ganz  seltsam  liegen  die  Dinge  in  den  beiden  deutschen  Randmeeren, 
der  Nord-  und  der  Ostsee.  Beide  gehören  zu  den  sehr  flachen  Meeren,  deren 
durchschnittliche  Tiefe  nur  60 — 80  Meter  beträgt.  Ihre  tiefsten  Stellen 
freilich  gehen  bedeutend  über  diesen  Wert  hinaus.  Die  Nordsee,  die  in  der 
Nähe  der  deutschen  Küste  nur  vereinzelt  Tiefen  von  50  Meter  überschreitet, 
weist  in  ihrem  nördlichen  Teil  einen  ziemlich  tiefen  Graben  auf,  den  „Nor- 
wegischen Graben"  nahe  der  skandinavischen  Küste;  nicht  weit  vom  Eingang 
zum  Skagerrak  hat  man  hier  eine  tiefste  Stelle  von  809  Meter  gelotet.  Infolge- 
dessen ist  die  Nordsee  doch  noch  erheblich  tiefer  als  die  Ostsee.  Die  letztere 
hält  sich  in  der  Nähe  der  deutschen  Küste  auf  weite  Entfernungen  allent- 
halben unter  100  Meter  Tiefe,  mit  Ausnahme  einer  kleinen  Stelle  in  der* 
Danziger  Bucht,  wo  die  Tiefe  113  Meter  beträgt.  Im  übrigen  gibt  es  in  der 
Ostsee  nur  vier  räumlich  begrenzte  Stellen  von  über  200  Meter  Tiefe.  Die 
weitaus  tiefste  von  ihnen  liegt  zwischen  Stockholm  und  Gotland  und 

beträgt  ja,  das  läßt  sich  sonderbarerweise  noch  nicht  sagen.  Eine 

Lotung  hat  hier  bei  463  m  noch  keinen  Grund  ergeben,  aber  bis  heute  ist 
sie  nicht  wiederholt  worden.  So  ist  denn  —  unglaublich,  aber  wahr!  — 
die  Ostsee  zurzeit  das  einzige  Meer  der  Erde,  über  dessen  größte  bekannte 
Tiefe  man  eine  sichere  Angabe  nicht  zu  machen  vermag!  — 
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DR.  BRUNO  RAUECKER,  HAGEN  I.  W.:  DIE  VOLKS- 
WIRTSCHAFTLICHE BEDEUTUNG  DES  DEUT- 
SCHEN MUSEUMS  FÜR  KUNST  IN  HANDEL  UND 
GEWERBE,  HAGEN  I.  W. 


N  immer  weiteren  Kreisen  erwacht  die  Erkenntnis  von  der  Not- 
wendigkeit der  Qualitätsproduktion.  Der  Deutsche  Werkbund  hat 
es  sich  darum  zur  Aufgabe  gemacht,  im  Zusammenwirken  von 
Kunst,  Industrie  und  Handwerk  die  deutsche  Arbeit  zu  durch- 
geistigen, und  das  Deutsche  Museum  für  Kunst  in  Handel  und  Gewerbe, 
Hagen  i.  W.,  eine  Gründung  des  Museums  Folkwang  in  Hagen  und  des  eben- 
genannten Werkbundes,  hat  es  übernommen,  diesen  Qualitätsgedanken  durch 
die  Veranstaltung  von  Wanderausstellungen  den  weitesten  Kreisen  durch 
die  Anschauung  zu  vermitteln. 

Seit  1909,  dem  Gründungsjahre,  hat  das  Museum  140  Ausstellungen  in 
Deutschland,  Österreich,  Belgien,  Holland,  England  und  zuletzt  in  Amerika 
organisiert.  Die  Bedeutung,  die  namentlich  der  amerikanischen  Wanderaus- 
stellung beizumessen  ist,  wird  bereits  aus  verschiedenen  Zeitungsberichten  er- 
sichtlich, die  anläßlich  dieser  Ausstellung  in  der  amerikanischen  Tagespresse  und 
den  verschiedenen  Monats-  undHalbmonatsschriften  amerikanischer  Kunst-  und 
Handelskreise  erschienen  sind.  Es  schreibt  z.  B.  der  Newark  Call  vom  3.  März 
1912:  „Wenn  wir  uns  eine  Stunde  in  der  Ausstellung  aufhalten,  so  bekommen 
wir  einen  bedeutsamen  Eindruck  von  ihren  Absichten,  und  wir  werden  unsere 
Überzeugung  dem  Künstler,  dem  Handwerker  oder  dem  Industriellen  vermitteln 
können,  daß  „Made  in  Germany"  eine  Phrase  ist,  die  vollkommen  zu  Unrecht 
in  den  verschiedenen  Weltteilen  gebraucht  wird.  Im  Ablauf  des  letzten 
Menschenalters  hat  Deutschland  seine  Kunstindustrie  mit  einem  Ernst  und 
einer  Gründlichkeit  entwickelt,  die  von  keiner  anderen  Nation  erreicht  worden 
ist.  Dieser  Vorgang  bildet  den  Anlaß  für  uns,  der  Ausstellung  des  Deutschen 
Museums  für  Kunst  in  Handel  und  Gewerbe  ganz  besondere  Beachtung  zu 
schenken.  In  Deutschland  hat  auf  der  einen  Seite  die  Industrie  keine  Aus- 
gaben gescheut,  sich  die  besten  technischen  Errungenschaften  zu  sichern,  und 
auf  der  anderen  Seite  hat  die  Regierung  ihr  den  Rücken  gedeckt  und  dieses 
mit  betont  nationalen  Absichten,  erfüllt  von  dem  Geiste,  der  die  deutsche 
Armee  organisiert  hat.  Der  Erfolg  von  alledem  ist,  daß  Deutschland  am 
Anfange  einer  modernen  nationalen  Kunst  steht,  die  von  einer  ungewöhnlich 
beachtenswerten  Strenge,  Zweckmäßigkeit  und  Charakter  fülle  ist."  Die  New 
York  Times  bringt  einen  gemeinsamen  Bericht  über  den  Besuch  eines  deut- 
schen Geschwaders  beim  Präsidenten  Taft  und  die  Wanderausstellung  unseres 
Museums.  Sie  überschreibt  den  bezüglichen  Artikel  mit  dem  Haupttitel: 
„Deutschland  hofft  auf  verstärkte  Handelsbeziehungen  zu  uns"  und  dem 
Untertitel:  „Die  Geschäftswelt  verfolgt  den  Empfang  der  deutschen  Seeleute 
mit  Interesse."  Die  Chicagoer  Tribüne  meint,  „wir  sind  hinter  den  Deutschen 
zurückgeblieben,  denn  diese  sind  schon  längst  zu  der  Ansicht  gekommen, 
daß  mittels  Maschinen  hergestellte  Muster,  wenn  sie  in  sinn-  und  bedeutungs- 
losen Wiederholungen  bestehen,  fortmüssen.  Die  Ausstellung  beweist,  daß 
Deutschland  in  der  Eroberung  der  Weltindustrie  die  Führung  übernommen 
hat," 

Die  leitende  Monatsschrift  der  amerikanischen  Kunstkreise,  The  Inter- 
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national  Studio,  New  York,  versichert:  „dieses  Kunstgewerbe  philosophisch, 
gründlich,  ist  voll  von  überragender  schöpferischer  Aktivität  und  Vitalität. 
Keine  Nation  wendet  das  Prinzip  der  dekorativen  Komposition  nur  an- 
nähernd so  nachdrücklich  an,  als  die  deutsche.  Die  Erfolge  dieser  ihrer  An- 
strengungen sprechen  für  sich  selbst." 

Geht  also  bereits  aus  diesen  Zeitungsberichten  die  volle  Anerkennung 
der  amerikanischen  interessierten  Kreise  hervor,  so  wird  uns  die  Notwendig- 
keit, deutsches  Kunstgewerbe  auf  dem  Weltmarkt  durch  unsere  Bestrebungen 
zu  propagieren,  noch  deutlicher,  wenn  wir  in  der  Frankfurter  Zeitung  vom 
3.  Dezember  1912  lesen,  daß  im  Dezember  des  vergangenen  Jahres  unter 
den  Auspizien  des  Institut  francais  aux  Etats  unis  eine  Vereinigung  in  New 
York  gegründet  wurde,  die  den  Zweck  verfolgt,  durch  eine  Zentrale  in  New 
York  und  Zweigvereine  im  Lande  werbend  für  die  künstlerischen  Produkte 
Frankreichs  zu  wirken.  Es  soll  ein  besonderes  Gebäude  für  eine  Daueraus- 
stellung französischer  Kunstwerke  errichtet  werden,  der  u.  a.  die  heimische 
Regierung  auf  Monate  Schätze  aus  den  National-Museen  überlassen  will. 
Diese  letztgenannte  Bestrebung  scheint  uns  aus  dem  wachsenden  Verständnis 
des  Auslandes  für  die  deutsche  kunstgewerbliche  Qualitätsproduktion  zu 
resultieren  und  andererseits  in  dem  verstärkten  Angstgefühl  des  französi- 
schen Kunstgewerbes,  den  Weltmarkt  zu  verlieren,  begründet  zu  sein.  Wir 
können  die  Bemühungen  einer  Kulturnation,  wie  es  Frankreich  ist,  unter 
allen  Umständen  sich  den  Weltmarkt  durch  qualitätsbestimmte  Produkte 
offenzuhalten,  wohl  verstehen.  Denn  in  der  Arbeitsteilung  der  Völker  unter- 
einander muß  es  die  Aufgabe  der  Nationen  mit  wenig  Rohmaterialien,  hohen 
Arbeitslöhnen  und  einer  bereits  bis  zur  Sättigung  entwickelten  Technik  sein, 
mit  geschmacklichen  Produkten  erobernd  auf  den  Märkten  der  Erde  auf- 
zutreten. Auch  für  Deutschland,  das  seit  den  achtziger  Jahren  eine  fort- 
währende Verstärkung  seiner  Ausfuhr  an  Fabrikaten  erlebt,  während  seine 
Halbfabrikate  und  Rohprodukte  fortwährend  sich  verringernde  Posten  der 
Handelsbilanz  bilden,  ist  es  von  durchgreifender  Wichtigkeit,  der  Veredelung 
der  gewerblichen  Arbeit  unter  dem  Gesichtswinkel  der  Handelspolitik  sein 
größtes  Augenmerk  zuzuwenden.  Daß  der  kunstgewerbliche  Markt  für 
deutsche  Qualitätserzeugnisse,  insbesondere  in  Amerika,  offensteht,  geht  auch 
aus  einem  Gutachten  des  Handelssachverständigen  am  Generalkonsulat  in 
New  York,  Waetzoldt,  hervor,  das  bereits  im  Jahre  1910  abgegeben  wurde. 
Es  lautet:  „Die  größte  Absatzmöglichkeit  findet  sich  in  Amerika  für  Einzel- 
möbel, Gebrauchs-  und  Ziergegenstände.  Es  muß  der  Eigentümlichkeit 
des  amerikanischen  Publikums,  Gegenstände  der  Raumkunst-Ausstellung, 
die  ihm  gefallen,  ohne  Rücksicht  auf  Einheitlichkeit  zu  kaufen,  Rechnung 
getragen  werden.  Da  die  Wohnräume,  sei  es  im  sogenannten  Apartment 
house  oder  im  Einzelhause,  im  Durchschnitt  klein  und  niedrig  sind  und  kaum 
Gelegenheit  zu  einer  Wohnungseinrichtung  im  anderen  Sinne  geben,  wird 
das  Publikum  darauf  angewiesen,  gefällige  Einzelgegenstände  zu  kaufen." 

Ganz  in  ähnlichem  Sinne  lauten  die  Berichte  der  amerikanischen  Konsu- 
late und  Generalkonsulate  der  sechs  Städte,  die  unsere  amerikanische  Wander- 
ausstellung berührt  hat.  Wenn  nun  von  mehreren  Seiten,  namentlich  von 
Gewerbetreibenden,  der  Vorwurf  gegen  unsere  Veranstaltung  erhoben  wird, 
daß  unsere  Ausstellung  nur  dazu  diente,  deutsche  Muster  kopieren  zu  lassen, 
und  daß  auf  diese  Weise  die  ausländische  Industrie  in  den  Stand  gesetzt  würde, 
die  kunstgewerblichen  Produkte  selbst  herzustellen,  so  müssen  wir  darauf 
erwidern,  daß  wir  uns  dieser  Tatsache  vollkommen  bewußt  sind.  Wir  glauben 
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aber,  daß  die  Orientierung  des  amerikanischen,  wie  überhaupt  des  Auslands- 
Geschmackes,  um  so  stärker  gerade  nach  Deutschland  erfolgen  wird  je  mehr 
sich  die  betreffende  Auslandsindustrie  bemüht,  deutsche  Muster  nachzuahmen. 
Denn  abgesehen  davon,  daß  der  wirkliche  geistige  und  künstlerische  Gehalt 
eines  kunstgewerblichen  Gegenstandes  niemals  ohne  weiteres  von  Kopisten 
nachgeahmt  werden  kann,  steht  es  fest,  daß  die  Produkte  des  französischen 
und  englischen  Kunstgewerbes,  die  ehemals  den  Weltmarkt  beherrschten, 
der  eben  bezeichneten  Gefahr  in  demselben  Maße  ausgesetzt  waren,  daß  aber 
trotzdem,  ja  wir  möchten  sogar  sagen,  eben  darum,  der  ausländische  Markt 
nach  französischem  und  englischem  Geschmack  orientiert  wurde. 

Zum  Schluß  soll  nicht  versäumt  werden,  auf  die  nationale  Bedeu- 
tung der  Wanderausstellungen  des  Deutschen  Museums  für  Kunst  in  Handel 
und  Gewerbe  hinzuweisen,  die  darin  besteht,  daß  die  Deutschen  im  Auslande 
mit  den  Lebensformen  des  Heimatlandes  vertraut  gemacht  und  in  den  Stand 
gesetzt  werden,  sich  mit  vaterländischer  Kultur  zu  umgeben.  Es  ist  dies 
eine  Gewähr  dafür,  daß  die  vorgeschobenen  Posten  unseres  Deutschtums 
sich  selbst  erhalten  und  nicht  in  fremdem  Volkstum  untergehen  werden: 
England  und  Frankreich,  die  beiden  großen  kolonisatorischen  Völker  der 
Vergangenheit,  haben  stets  die  Möglichkeit  besessen,  ihre  Lebensformen  und 
ihren  Lebensinhalt  den  fremden  Völkern  entgegenzustellen,  und  in  dieser 
Vereinigung  der  beiden  Daseinswerte  haben  sie  sich  stets  als  ihres  Vater- 
landes würdig  erhalten.  Deutschland  aber  hatte  den  Engländern  und  Fran- 
zosen in  der  Vergangenheit  nichts  Gleichwertiges  an  die  Seite  zu  stellen.  Wir 
sind  überzeugt,  daß  die  Ursache,  warum  auch  heute  die  Klagen  über  die 
Treulosigkeit  der  Deutschen  im  Auslande  nicht  verstummen  wollen,  tief  in 
dem  Umstände  begründet  liegt,  daß  ihr  starker  Lebensinhalt  im  vergangenen 
Jahrhundert  keine  Form  besaß.  Diesem  Unheil  zu  steuern,  dienen  unsere 
Wanderausstellungen.  Wir  hoffen,  daß  der  Mangel  an  Lebensformen,  der 
uns  vom  Standpunkte  der  fremden  Nationen  aus  als  gelehrte  Barbaren  er- 
scheinen ließ,  damit  behoben  werden  kann,  und  erhoffen  damit,  daß  die 
Deutschen,  die  bisher  als  ein  Volk  der  Dichter  und  Denker  galten,  auch  als 
ein  Volk  der  Lebensformen  und  damit  der  nationalen  Kultur  endgültig  er- 
scheinen können. 


CH.  MORONEY,  EH.  LONDON:  GEBURTENRÜCK- 
GANG IN  ENGLAND. 


des 


Bevölkerungszuwachses, 


resp. 


ANGE  hielt  man  das  Aufhören 
die  starke  Verminderung  der  Geburtenanzahl  für  eine  speziell 
französische  Erscheinung,  und  viel  Verwunderung  wurde  durch  die 
Konstatierung  erregt,  daß  auch  im  Deutschen  Reiche  das  Verhältnis 
der  Geburtenanzahl  zur  Bevölkerung  sich  in  den  letzten  Jahren  weitaus  er- 
niedrigt habe.  Daß  es  sich  wirklich  um  ein  allgemein  gültiges,  mit  der  moder- 
nen Zivilisation  zusammenhängendes  Phänomen  handelt,  wird  durch  die  Er- 
gebnisse einer  Untersuchung  bestätigt,  die  in  diesen  letzten  Jahren  in  England 
vorgenommen  wurde.  Eine  angesehene  Gesellschaft,  die  Fabian  Society, 
ernannte  zwecks  Untersuchung  des  Problems  ein  Komitee,  das  in  eingehend- 
ster Weise  die  Tatsache  des  Geburtenrückganges  selbst,  wie  sie  durch  die  jähr- 
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lieh  veröffentlichten  Statistiken  auch  in  England  allgemein  bekannt  ist, 
sowie  deren  Ursache  untersuchte. 

Der  Bericht  der  Kommission  stellt  an  Hand  eingehender  Statistiken  und 
Dokumente  eine  Reihe  von  Thesen  fest,  die  im  nachstehenden  genannt  seien: 

1.  Der  Rückgang  in  der  Geburtenanzahl  ist  keineswegs  bloß  durch  eine 
Veränderung  im  durchschnittlichen  Lebensalter  der  Bevölkerung  oder  im 
Prozentsatz  der  Verheirateten  gegenüber  den  unverheirateten  Frauen  oder 
in  einem  späteren  Heiratsalter  zu  suchen. 

2.  Die  Verminderung  der  Geburtenanzahl  ist  keineswegs  auf  die  Städte 
beschränkt.  Sie  ist  in  den  Städten  nicht  bedeutender  als  in  den  ländlichen 
Bezirken.  Sie  geht  also  nicht  auf  die  ungesundere  Art  des  städtischen  oder 
Fabrikslebens,  auf  die  ungünstigeren  Wohnungsverhältnisse  der  Städte 
zurück. 

3.  Besonders  scharfe  Rückgänge  in  der  Geburtenanzahl  sind  dort  fest- 
zustellen, wo  die  Geburt  von  Kindern  eine  besonders  starke  Beeinträchtigung 
in  der  Wohlhabenheit  oder  dem  Lebensgange  der  betreffenden  Familien 
darstellt,  vor  allem  in  solchen  Gegenden,  wo  die  Frauen  Fabrikarbeit  leisten 
und  durch  Geburt  eines  Kindes  und  die  damit  zusammenhängende  Not- 
wendigkeit, der  Arbeit  eine  Zeitlang  fernzubleiben,  wirtschaftich  schwer  ge- 
schädigt werden. 

4.  Der  Rückgang  in  der  Geburtenanzahl  ist  ferner  sehr  stark  in  den 
wohlhabenden  Kreisen,  deren  Lebensfuß  je  nach  der  Kinderzahl  ein  wesent- 
lich verschiedener  sein  muß. 

5.  Der  Rückgang  der  Geburtenanzahl  ist  weitaus  größer  in  jenen  Schich- 
ten der  Bevölkerung,  welche  Sparsamkeit  und  Voraussicht  der  Zukunft  auf- 
weisen, als  in  den  übrigen. 

Gerade  diese  letztere  Konstatierung  ist  naturgemäß  die  charakteristisch- 
ste und  wichtigste.  Sie  wird  insbesondere  auf  Statistiken  der  wechselseitigen 
Unterstützungsvereine  begründet.  So  wurden  die  Berichte  der  Hearts  & 
Oak  Friendly  Society,  welche  heute  272  000  männliche  Mitglieder  zählt, 
während  der  ersten  47  Jahre  untersucht.  Es  ist  das  eine  Gesellschaft,  welche 
nur  solche  Arbeiter  als  Mitglieder  aufnimmt,  die  mindestens  24  Mark  Wochen- 
lohn beziehen,  sowie  solche  Kleinbürger,  die  ein  entsprechendes  Einkommen 
nachweisen.  Das  schließt  alle  Gelegenheitsarbeiter  und  selbst  die  untersten 
Schichten  der  gelernten  Arbeiter  aus,  faßt  die  Arbeiteraristokratie,  die  fleißigen, 
in  ihrem  Gewerbe  tüchtigen  Arbeiter,  zusammen,  unter  ihnen  wieder  nur 
jene,  welche  ihren  Lohn  nicht  gänzlich  ausgeben,  sondern  einen  Teil 
als  Reserve  für  unglückliche  Lebenszufälle  und  für  das  Alter  anzuleger. 
wünschen.  Das  Charakteristikum  der  Mitgliederschar  dieser  Gesellschaft 
gegenüber  dem  Rest  der  englischen  Bevölkerung  liegt  also  in  Tüchtigkeit, 
Sparsamkeit  und  Voraussicht;  gerade  in  diesen  Kreisen  war  der  Geburten- 
rückgang außerordentlich  groß. 

Er  kann  präzise  festgestellt  werden,  da  die  Gesellschaft  unter  anderen 
Zahlungen  auch  30 Mark  an  jedes  Mitglied  verabfolgt,  dessen  Frau  von  einem 
Kind  entbunden  wird.  Die  Zahl  dieser  Zuwendungan  ist  in  den  Jahren 
1866  bis  1880  langsam  von  21%  auf  24%  gestiegen,  vom  Jahre  1881—1904 
ist  sie  langsam  zurückgegangen  und  beträgt  im  letzgenannten  Jahre  nur 
mehr  11%  %,  d.  h.  auf  je  100  Mitglieder  wurden  im  Jahr  nur  iiy2  An- 
sprüche auf  diese  Zahlung  angemeldet. 

6.  Der  Rückgang  in  der  Geburtenanzahl  ist  gewissen  neuen  Ursachen 
zuzuschreiben,  welche  vor  ungefähr  50  Jahren  zu  wirken  begonnen  haben. 
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7.  Dieser  Rückgang  ist  überwiegend,  wenn  nicht  ausschließlich,  das 
Ergebnis  freiwilliger  Beschränkung  in  der  Kinderanzahl  von  Seiten  der  Ehe- 
gatten. 

Diese  letztere  Feststellung  suchte  das  Komitee  dann  durch  eine  auf  die 
individuellen  Fälle  Rücksicht  nehmende  Statistik  zu  erhärten  und  sandte 
634  Fragebogen  an  Personen  der  verschiedenen  Gesellschaftsschichten  aus, 
jedoch  in  Beschränkung  auf  die  Mittelklassen  vom  gelernten  Arbeiter  auf- 
wärts bis  zu  den  freien  Berufen,  unter  Ausschaltung  der  ungelernten  Arbeiter 
einerseits,  der  reichen  Klasse  anderseits,  somit  an  die  Personen  jener  Schicht, 
bei  der  planmäßiger  Lebenskampf  am  ehesten  vorausgesetzt  werden  kann. 
Sie  waren  so  gehalten,  daß  die  Antwort  anonym  erfolgen  konnte. 

Von  diesen  Bogen  wurden  316  ausgefüllt  zurückgesandt,  und  nur  74 
derselben  enthielten  die  Angabe,  daß  keine  Vorsorge  für  Beschränkung  der 
Kinderanzahl  getroffen  worden  sei,  während  242  Personen  angaben,  sie 
hätten  solche  Vorsorge  getroffen. 

128  Personen  aus  der  obengenannten  Gesamtzahl  von  242  gaben  auch 
an,  aus  welchem  Grunde  sie  die  Kinderanzahl  beschränkt  hätten,  und  zwar 
38  aus  ökonomischen  Gründen,  13  um  sexueller  Krankheiten  oder  Gesund- 
heitsstörungen willen,  die  für  die  Frau  von  der  Geburt  zu  befürchten  wären, 
19  um  sonstiger  Krankheiten  und  9  um  der  Unlust  der  Frau  willen. 

Sowohl  die  allgemeine,  wie  diese  letztere  Spezialstatistik  stimmen  darin 
überein,  daß  der  Geburtenrückgang  überwiegend  ein  frei  gewollter  ist  und 
auf  Motive  zurückgeht,  die  gerade  von  den  denkenden  und  voraussehenden 
Schichten  der  Bevölkerung  als  wichtig  für  ihre  Lebenswohlfahrt  angesehen 
werden. 

Eben  diese  Erwägungen  zeigen  anderseits,  daß  es  sehr  wohl  im  Bereiche 
des  staatlichen  Willens  liegt,  diesen  Motiven  andere  Motive  entgegenzusetzen, 
welche  den  Rückgang  der  ^Geburtenziffer  aufheben  können,  insofern  nämlich 
die  Geburt  der  Kinder  aus  einem  für  die  betreffende  Familie  sozial  ungünstigen 
zu  einem  sozial  günstigen  Faktor  gemacht  wird.  Den  Staatsleitern  muß  es 
überlassen  sein,  festzustellen,  inwieweit  im  betreffenden  Lande  von  einer 
öffentlichen  Gefahr,  die  aus  dem  Rückgange  der  Geburtenanzahl  hervor- 
geht, gesprochen  werden  kann  und,  insoweit  das  festgestellt  wird,  die  ent- 
sprechenden Gegenmaßregeln,  seien  sie  auch  überaus  kostspielig,  zu  ergreifen, 
da  ja  naturgemäß  ein  Geburtenrückgang,  der  zu  tatsächlichem  Bevölkerungs- 
rückgang führt,  die  drohende  Möglichkeit  der  Rassenvernichtung  mit  sich 
bringt. 

CHRONIK. 

|ER  Stand  der  Luftschiffahrt  im  Jahrbuch,  aus  dem  der  Stand  der 

Jahre  1912:   Der  Inter-  Luftschiffahrt    zu   Ende   1912  aus 

nationaleLuftschiffer-  folgenden  offiziellen  Ziffern  hervor  - 

v  er  band  (Föderation  Aeronautique  geht.   Danach  hatten: 
Internationale)    veröffentlicht  sein 
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Geprüfte  Flugzeugführer:  leisten   können.      Durch  Anlegung 

Frankreich                                   968  unterirdischer  LuftschifThallen  würde 

England                                     376  dies  ausgeschlossen  werden. 

Deutschland                               335  Auch  für  den  Freden  besäßen 

aa!?n:::::: :::::: ::::::  iii  sie  *™  vorteil,  daß  die  Luftschiffe 

Rußland !!.!..!'.!!..!'!'.!!!!!!!!!!  162  viel   besser  gegen  jeden  Anschlag 

Österreich                                     84  bewacht    werden    können;  ferner 

Belgien                                       p  würde     man    entsprechende,  mit 

Holland       V/  .................. .    26  Bäumen  zu  bepflanzende  Einschnitte 

Argentinien                                    15  zu  den  Hallentoren  führen,  und  dies 

Spanien                                        15  brächte  den  bedeutenden  Vorteil,  daß 

Schweden.                                    10  die  Gefahr  des  Einlaufens  der  Luft- 

UngaST.  . !!!!/!.!"!!!!!!!!!!!!!!!  7  kreuzer  bei  Seitenwind  auf  ein  Mini- 
Norwegen!!                                   5  mum  beschränkt  würde,  weil  sich  die 

Ägypten                                       1  Luftschiffe  zwischen  den  Böschungen 

„      „   „     ....  des  Einschnitts  oder  Hohlwegs  im 

Kugelballonf uhrer:  __7.   ,    ,           in..-,  j 

b  Windschatten  befanden  und  so  vom 

Deutschland                                  909  Winde  nicht  erfaßt  werden  könnten. 

Frankreich   2b4 

Österreich                                       86  ^ 

Italien                                            67  ^ 

Belgien   55 

Vereinigte  Staaten                        42  Amerikanische  Luftschifferpro jekte  : 

fechwdz.  /.!...!.! !....!!!!.......!!!   30  Eines  ihrer  waghalsigsten  ist  ohne 

Zweifel  das  des  Prof.  Todd  von  der 

Motorballonführer:  Universität  von  Amherst.   In  einem 

Österreich                                     24  Aluminiumkäfig  mit  Reservoirs  voll 

Frankreich                                    23  komprimierter  Luft  will  er,  angehängt 

Deutschland                               22  an  einen  ßallon,zuden  höchstenLuft- 

Engfand  '. '. '. '. '. ! ! ! ! ! ! ! ! ! ! ! !  • ! ! ! ! ! ! ! ! !    II  Legionen  aufsteigen,  um  festzustellen, 

bis  zu  welchen  Höhen  der  Mensch 

>jv  existieren  könne.    Ferner  will  er,  in 

^  jenen  atmosphärischen  Höhen  an- 
gelangt, wo  der  Luftwiderstand  be- 

Untergrundhäfen  für  Luftschiffe:,  reits  auf  ein  Minimum  gesunken  ist 

In  Fachkreisen  Deutschlands  beschäf-  und  infolgedessen  die  Verbindungs- 

tigt  man  sich  zurzeit  mit  der  Anre-  möglichkeit  mit  den  Planeten  näher 

gung,  an  Stelle  der  aus  Wellblech  her-  gerückt   erscheint,   versuchen,  mit 

gestellten  LuftschifThallen,  in  welchen  einem  Sammler  für  Telegraphie  ohne 

die   Zeppelinkreuzer   liegen,   unter-  Draht  Botschaften  aufzufangen,  die 

irdische  LuftschifThallen  herzustellen,  etwa  vom  Mars  entsandt  sein  könnten. 

Als  wichtigster  Grund  wird  von  den  Der  Gedanke,  mit  den  Bewohnern 

Befürwortern  der  Idee  ein  kriegs-  dieses  Planeten  in  Verbindung  zu 

technischer  angeführt.  Man  befürchtet  treten,   hat  übrigens  zwei  weitere 

nämlich,  daß  es  kühnen  französischen  Projekte  entstehen  lassen:  Professor 

Fliegern  gelingen  könnte,  zu  Beginn  Pickering  von  der  Harward-Univer- 

eines  Krieges  Bomben  auf  die  frei-  sität  möchte  zum  Mars  Lichtsignale 

stehenden   LuftschifThallen,    die   ja  mittelst  ungeheurer  Spiegel  werfen, 

sämtlich  in  Westdeutschland,  nahe  die   mehr   als   50   Millionen  Mark 

der  französischen  Grenze  liegen,  her-  kosten  würden  und  Professor  Wood 

abzuwerfen  und  die  Zeppelinkreuzer  von  der  John  Hopkins-Universität 

zu    zersören,    bevor    sie    Dienste  will    über    eine    Ebene  ungeheure 
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Streifen  von  schwarzem  Tuch  spannen 
und  so  den  Marsbewohnern  Zeichen 
geben,  die  sie  mittels  ihrer  Teleskope 
sehen  könnten. 

Ein  Projekt,  das  mehr  Anrecht 
auf  Verwirklichung  zu  haben  scheint, 
ist  das  von  Professor  Clayton,  der  mit 
einem  Ballon  den  Atlantischen  Ozean 
überfliegen  will  und  zu  diesem  Ende 
einen  Versuchsflug  von  der  pazifischen 
Küste  zur  atlantischen  unternehmen 
will.  Er  beabsichtigt,  zu  diesem 
Zweck  einen  Ballon  von  7000  cbm 
zu  konstruieren. 

Sanitätsluftfahrzeuge :     Bei  den 

letzten  französischen  Manövern  suchte 
der  Senator  und  Arzt  Dr.  Raymond 
mit  seinem  Bleriot-Monoplan  die  zer- 
streut liegenden  Verletzten  auf  dem 
ganzen  Terrain  zusammen  und  fand 
sie  alle.  —  Dr.  Perret  erklärt  es  für 
geboten,  die  Schwerverwundeten  eines 
Krieges  mittels  Luftfahrzeug  vom 
Schlachtfeld  wegzubringen.  Vom  dop  - 
pelten  Gesichtspunkt  des  freien 
Schwebens  und  der  Geschwindigkeit 
ist  der  Luftweg  der  ideale. 

Ein  Rechtsproblem  wirkt  hier 
hinderlich.  Wird  das  Sanitätsluftfahr- 
zeug als  neutral  angesehen  werden? 
Wird  es,  bewehrt  mit  dem  Zeichen 
des  roten  Kreuzes,  von  den  Feinden 
geschont  werden?  Die  Juristen 
bestreiten  es  mit  der  Erklärung,  daß 
die  Kriegführenden  nie  und  nimmer 
solch  ein  Späherauge,  das  ungestraft 
alles  beobachten  könnte,  dulden 
würden.  Die  Aeroambulanz  wird 
erst  nach  der  Schlacht  ihr  Werk 
tun  können,  und  zwar  in  der  Auf- 
findung all  der  in  Gräben  und 
Dickichten  Schmachtenden,  die  ohne 
Hilfe  ihren  Wunden  erliegen.  Nach 
den  Schlachten  bei  Metz  im  Jahre 
1870  zählten  diese  Abgängigen  nach 
Tausenden,  die  man  erst  drei,  vier, 
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ja  zehn  Tage  nach  der  Schlacht 
auffand.  Ebenso  wird  erst  nach 
der  Schlacht  der  rasche  Transport 
der  Verwundeten  vorgenommen  wer- 
den können. 

Die  Ligue  nationale  aerienne  er- 
klärte, daß  es  für  die  französische 
Republik  ehrenvoll  wäre,  die  Initia- 
tive zur  Einberufung  einer  Konferenz 
in  Betracht  des  vorliegenden  Gegen- 
standes zu  ergreifen.  Ebenso  wurde 
ein  Appell  an  die  Gesellschaften  des 
Roten  Kreuzes  um  Schutz  für  die 
Sanitätsluftschiffahrt  abgefaßt. 

Dr.  Felix  Regnault, 
Paris. 

Eisenbahnbauten  in  Französisch- 
Nordafrika:  Der  Bau  der  projek- 
tierten Eisenbahn  in  Marokko  hat 
bis  jetzt  nur  geringe  Fortschritte  ge- 
macht, da  das  deutsch-französische 
Übereinkommen  vorsieht,  keine  Bahn 
dürfe  vor  der  Bahnlinie  Tanger -Fez 
gebaut  werden.  Der  Inangriffnahme 
dieses  Baues  stehen  immer  noch 
diplomatische  Schwierigkeiten  bezüg- 
lich der  Beteiligung  französischer  und 
spanischer  Kapitalien  im  Wege  und 
somit  kann  auch  der  Bau  der  Bahn- 
linie Rabat -Fez,  der  an  sich  keinerlei 
solchen  Schwierigkeiten  begegnen 
würde,  begonnen  werden. 

Andererseits  wird  im  Osten  Ma- 
rokkos mit  großem  Eifer  an  Ver- 
längerung der  algerischen  Bahnlinie 
bis  in  das  Herz  Marokkos  gearbeitet. 
Bereits  seit  langem  ist  ja  das  algerische 
Bahnnetz  bis  nachLallaMarnia  an  der 
algerisch -marokkanischen Grenze  aus- 
gedehnt und  von  der  Hafenstadt  Oran 
kann  man  in  6  Stunden,  von  der 
Hauptstadt  Algier  in  17  Stunden  an 
die  Grenze  gelangen. 

In  Lalla  Marnia  hat  man  zunächst 
noch  die  Automobilpost  zu  nehmen, 
um  über  die  Grenze  nach  dem  Haupt - 
ort  von  Ostmarokko,  Udschda  zu  ge- 
langen; doch  ist  die  Bahntrasse  bis 
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nahezu  zur  Stadt  bereits  fertig  und 
Militärzüge  benützen  auch  bereits 
den  größeren  Teil  der  Strecke. 

Udschda  selbst  hat  sich  in  den 
6  Jahren  seit  der  Besetzung  durch  die 
Franzosen  vollständig  verändert.  Dort, 
wo  ehedem  kein  Europäer  sich  auch 
nur  niederlassen  konnte,  ohne  größte 
Gefahr  für  sein  Leben  zu  laufen,  ist 
heute  ein  europäisches  Viertel  mit 
mehr  als  1000  Einwohnern  ent- 
standen, neben  dem  sich  ein  ausge- 
dehntes französisches  Heerlager  er- 
streckt. Auch  in  der  marokkanischen 
Stadt  selbst  haben  sich  zahlreiche 
algerische  und  jüdische  Händler  nieder- 
gelassen, eine  strenge  Straßenpolizei 
sorgt  für  Reinlichkeit  und  Ordnung 
und  auch  die  elenden  Wege  der  Um- 
gebung sind  für  Waren-  und  Auto- 
mobilverkehr brauchbar  gemacht  und 
gegen  Überfälle  gesichert  worden. 

Die  Bahnlinie  selbst  soll  bloß  bis 
Taourirt  im  Muluyatal  ausgedehnt 
werden  und  an  der  ganzen  Strecke 
wird  bereits  lebhaft  gearbeitet.  Da- 
mit wäre  dann  eine  leichte  Verkehrs - 
möglichkeit  von  Osten  her  bis  an  die 
Grenze  von  Innermarokko  geschaffen 
und  da  die  Fertigstellung  der  folgenden 
Strecke  über  Taza  nach  Fez  wohl  nur 
eine  Frage  kurzer  Zeit  sein  mag,  wird 
ein  unmittelbarer  Anschluß  an  die  zu 
erbauenden  Eisenbahnlinien  nach 
Westmarokko  gegeben  sein  und  man 
wird  in  wenigen  Jahren  von  Casa- 
i>lanca  am  Atlantischen  Ozean  im 
direkten  Zuge  nach  Algier  und  Tunis 
fahren  können. 

Da  Tunis  bekanntlich  nur  eine 
kurze  Nachtfahrt  von  den  Endpunkten 
der  sizilischen  Bahn  entfernt  ist,  wird 
somit  eine  schnelle  Verbindung  von 
Mitteleuropa  nach  allen  Punkten 
Marokkos  gegeben  sein. 

Handelt  es  sich  bei  den  Bahnen  in 
Ostmarokko  um  die  Durchquerung 
öder  Steppen,  welche  das  fruchtbare 
Gebiet  von  Innermarokko  von  Al- 
gerien scheidet,  so  sind  in  den  letzten 
Jahren  im  Südosten  Marokkos  und 


in  Südalgerien  eine  Reihe  von  Bah- 
nen geschaffen  worden,  welche  die 
Wüstensteppe    durchschneiden  und 
die   Verbindung  mit   den  üppigen 
Saharaoasen  herstellen.  Vollendet  ist 
bereits  die   Bahn  von  Oran  über 
Saida  nach  der  berühmten  Palmen- 
oase Fignig  im  Südosten  Marokkos. 
Unweit  östlich  davon  die  Bahn  von 
Konstantine  —  durch  die  Schluchten 
des  Saharaatlas  und  im  letzten  Stück 
des  Weges  durch  die  Wüstensteppe 
nach  der  Oase  Biskra.     Von  dort 
mußte  man  noch  vor  wenigen  Jahren 
auf   trostlosen   Landwegen  weiter- 
fahren, während  man  seit  kurzer  Zeit 
im  Automobil  200  km  südlich  durch 
die  stets  öder  werdende,  der  wahren 
Wüste  sich  annähernde  Steppe  nach 
der  Oase  Touggourt  bequem  und 
sicher  reisen  kann.  Eben  dahin  wird 
jetzt  auch  eine  Bahn  erbaut,  so  daß 
man  bald  im  bequemen  Schlafwagen 
bis  in  das  Innere  der  Sahara  wird 
gelangen  können.       L  MallermL 


Eine  neue  Art  Straßenbahnwagen 
in  Boston:  In  Boston  wurde  im 
Vorjahre  ein  neues  Tramway- 
System  eingeführt,  das  dieses  Jahr 
über  regelmäßig  sowohl  in  der  ge- 
nannten Stadt  wie  auch  in  New  York 
funktionierte.  Die  neuen  Tramway- 
züge  bestehen  aus  zwei  gewöhnlichen 
Wagen,  die  jedoch  in  ähnlicher  Weise 
miteinander  verbunden  sind  wie  zwei 
Bahnwagen  auf  deutschen  D-Zügen. 
Von  fern  gesehen  machen  beide  Wagen 
den  Eindruck  eines  einzigen  Gefährts. 

Das  Verbindungsstück  hat  keine 
Räder,  sondern  ist  an  den  beiden 
anderen  Wagen  befestigt.  Die  beiden 
Türen  befinden  sich  in  eben  diesem 
Verbindungsstücke,  während  die  Wa- 
gen selbst  keinerlei  Türen  haben.  Die 
Reisenden  zahlen  ihren  Platz  beim 
Eintritt,  was  dem  Schaffner  die  Ein- 
sammlung der  Gelder  und  die  Ver- 
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teilung  der  Fahrkarten  erleichtert. 
Gerade  dieser  Vorteil  wird  vom 
Publikum  sehr  geschätzt,  das  nicht 
durch  das  Kommen  und  Gehen  des 
Schaffners  gestört  wird. 

Diese  zentrale  Kabine  ist  auch 
mit  einem  elektrischen  Ofen  ver- 
sehen, der  sie  im  Winter  heizt, 
bzw.  die  Wärme  den  beiden  Wagen 
zukommen  läßt.  R  Hanley. 

Ein  telegraphischer  Rekord:  Ein 

wahrhaft  wunderbarer  Rekord  ist 
durch  die  Times  in  New  York  jüngst 
erzielt  worden. 

Diese  Zeitung  hatte  das  folgende 
Telegramm  aufgeschrieben: 

Schickt  dieses  Telegramm  rund 
um  die  Welt.    Times.    New  York. 

Punkt  7  Uhr  abends  wurde  dieses 
Telegramm  von  einem  Redakteur  der 
Zeitung  im  Zentralbureau  New  Yorks 
aufgegeben,  Punkt  7  Uhr  16  Minuten 
30  Sekunden  war  es  zurück.  Das 
Telegramm  hatte  einen  Weg  von 
28  713  geographischen  Meilen,  das 
sind  ungefähr  146  000  km  mit  17  Um- 
schaltungen  zurückgelegt. 

Es  scheint,  daß  1  %  Minuten  im- 
merhin noch  hätten  erspart  werden 
können.  Eine  andere  Zeitung  New 
Yorks  plant  auch  bereits  noch  vor 
Ende  dieses  Jahres  den  Rekord  der 
Times  zu  brechen.      GeQrges  CosUs 

Die  Numerierung  der  Straßen  in 
Frankreich:  Seit  mehreren  Jahren 
schon  beklagen  sich  die  Touristen  in 
Frankreich  über  Verirrungen  und 
Verzögerungen  aller  Art,  die  durch 
den  Wirrwarr  der  französischen  Stra- 
ßen und  durch  die  ungenügenden  Be- 
zeichnungen und  Wegweiser  hervor- 
gerufen werden. 

Nun   wird   eine   Maßregel  vor- 


geschlagen, die  auf  den  ersten  Blick 
schon  vortrefflich  scheint.  Sie  be- 
steht darin,  den  Landstraßen  einen 
Eigennamen  und  Nummern  zu  geben 
geradeso,  wie  man  die  Straßen  einer 
Stadt  mit  Namen  nennt,  so  daß  z.  B. 
für  einen  Reisenden,  der  von  Paris 
nach  Cherbourg  will,  die  Sache  genau 
so  einfach  und  leicht  wäre,  wie  für 
einen  Fußgänger  der  Weg  vom  Bahn- 
hof Saint  Lazare  zum  Triumphbogen, 
wenn  er  einen  Plan  der  Stadt  Paris, 
auf  dem  die  Namen  aller  Straßen  ein- 
gezeichnet sind,   in  Händen  hat. 

Um  einen  anderen  Vergleich  zu 
gebrauchen,  wäre  die  Bezeichnung 
der  Landstraßen  durch  Nummern 
analog  dem  System  der  farbigen 
Pfeile,  das  vom  französischen  Tou- 
ring-Club  angewendet  wird.  Gerade- 
so wie  diese  grünen,  blauen,  roten 
Pfeile  auch  den  wenigst  scharfsinnigen 
Touristen  sicher  und  mühelos  ans 
Ziel  seiner  Fahrt  geleiten,  so  würden 
die  an  allen  günstigen  Objekten  an- 
gebrachten Nummern,  die  für  alle 
sichtbar  und  allen  verständlich  sind, 
jeden  Irrtum  vermeiden  helfen  und 
auch  jenen  Personen,  die  im  Lesen 
der  Landkarten  ungeschickt  oder  un- 
erfahren sind,  nützen. 

Diese  Reform  hätte  außer  den 
Vorzügen  der  leichten  Verständlich- 
keit, der  Klarheit,  Einfachheit  und 
Bequemlichkeit  auch  noch  den: 
durchaus  billig  zu  sein,  da  die  Wärter 
der  Brücken  und  Straßen  in  wenigen 
Monaten  die  erforderliche  Arbeit 
leisten  könnten. 

Georges  Costes. 

Die  Hygiene  der  Lüftung:  Infolge 
zahlreicher  Experimente,  die  Dr. 
Evans  besonders  im  zoologischen 
Garten  von  Chicago  vornahm,  kam 
dieser  amerikanische  Arzt  zu  dem 
Schlüsse,  daß  die  furchtbare  Krank- 
heitszunahme in  dieser  Stadt,  vor 
allem  der  Tuberkulose,  im  wesent- 
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liehen  auf  schlechte  Lüftung  zurück- 
gehen müsse  *). 

Tiere  sowie  Menschen,  sagt  Dr. 
Evans,  mögen  in  den  extremsten 
Klimaten  gelebt  haben,  sie  werden 
sich  einer  jeden  Temperatur  völlig 
anpassen  können,  vorausgesetzt,  daß 
sie  in  frischer  Luft  leben. 

Von  diesem  Prinzip  ausgehend, 
reorganisierte  der  amerikanische  Arzt 
den  zoologischen  Garten,  dessen 
tropische  Tiere  im  Winter  trotz  der 
überhitzten  Räume  zugrunde  ge- 
gangen waren. 

Gleichzeitig  bot  Dr.  Evans  seinen 
ganzen  Einfluß  und  seine  ganze 
Energie  auf,  die  Hygiene  der  öffent- 
lichen Schulen  und  der  Werkstätten 
abzuändern. 

In  dieser  letzteren  Kategorie  hat 
er  besonders  den  Bäckergesellen  seine 
Aufmerksamkeit  zugewendet,  von 
denen  die  Mehrzahl  zwischen  25  und 
34  Jahren  tuberkulös  stirbt.  Der 
Arzt  packte  das  Übel  an  seiner 
Wurzel.  Er  verlangte,  daß  die  Back- 
öfen, —  die  sich  bisher  in  Kellern 
befanden  —  in  Zukunft  in  der  ge- 
wöhnlichen Höhe  der  Werkstätten, 
also  in  vollem  Lichte,  errichtet 
würden.  Neue  hygienische  Bäckereien 
wurden  in  Chicago  konstruiert  und 
sind  sowohl  vom  Publikum,  als  auch 
von  der  Regierung  mit  lebhafter 
Befriedigung  begrüßt  worden. 

Das  Werk  des  Dr.  Evans  war 
schwerer  in  den  Schulen  durch- 
zuführen. Seine  Forderungen  gingen 
so  weit,  zu  verlangen,  die  Kinder  bei 
einer  Temperatur,  von  — 10°  bei  ge- 
öffneten Fenstern  zu  unterrichten. 
Man  sah  in  ihm  einen  Barbaren. 
Aber  das  Wohlbefinden  der  so  ge- 
wöhnten Schüler  lieferte  ihm  die 
beste  Verteidigung  und  das  neue 
Prinzip    ist   jetzt:    „Ein  bißchen 

*)  1906  sind  in  Chicago  3000  Personen 
durch  ungesunde  und  ungenügende  Er- 
nährung gestorben.  10000  Erkrankungen 
der  Atmungswerkzeuge  entstanden  infolge 
mangelhafter  Lüftung. 


weniger  Unterricht  und  mehr  Sauer- 
stoff." 

Georges  Costes. 

<$> 

Der   Kampf  gegen  den  Staub: 

Die  Hygieniker  Amerikas  behaupten, 
daß  alle  Krankheiten  von  all  dem 
infizierten  Staub  kommen,  den  man 
mit  dem  Essen  schluckt  und  mit  der 
Luft  einatmet.  Mehrere  Staaten 
Nordamerikas  nahmen  sich  das  zu 
Herzen  und  so  müssen  von  nun  an  die 
Kaufleute  im  Distrikt  Kolumbia  alles 
zu  verkaufende  Zuckerwerk  und 
Kuchenbackwerk  unter  Glas  ausstellen 
oder  zum  mindesten  mit  Organtin 
zudecken,  damit  die  Insekten  sich 
wenigstens  nicht  draufsetzen  können. 

In  Texas  und  Indiana  ist  es 
strengstens  verboten,  in  Bäckerläden, 
Restaurants,  Delikatessengeschäften, 
Gewürzläden  Lebensmittel  unbedeckt 
aufzustellen,  die  empfänglich  für 
Mikroben  sind.  So  enthält  der 
Zucker  in  den  Gewürzläden  tausende 
von  Bakterien  pro  Kilogramm,  wenn 
er  in  den  Auslagen  aufgeschüttet 
liegt.  Man  hat  nachgewiesen,  daß 
der  Staub  oftmals  der  Träger  von 
Infektionskrankheiten  ist  und  Darm- 
erkrankungen veranlaßt. 

In  Texas  wurde  das  Herumführen 
von  Gemüse  und  Obst  in  offenen 
Karren  strengstens  verboten  und  ist 
das  Publikum  aufgefordert,  jede  Un- 
reinlichkeit  beim  Verkauf  von  Eß- 
waren zur  Anzeige  zu  bringen. 


Georges  Costes. 


Bad  und  Hygiene:  Nicht  alle 
Bäder  reinigen.  Man  braucht  nur 
einen  Augenblick  nachzudenken,  um 
dies  zu  verstehen.  Es  gibt  Bäder, 
die  beschmutzen;  und  wie  es  scheint, 
sind  dies  die  weitaus  häufigsten. 

Der  bekannte  Bakteriologe  Ni- 
kolsky  hat  nach  gewöhnlichen  Wan- 
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nenbädern  eine  Zunahme  der  Haut- 
bakterien um  ein  Viertel  konstatiert. 

Wenn  der  Bakteriologe  Markoff 
im  Gegenteil  nach  dem  Bad  eine 
Verminderung  der  Mikroben 
um  ein  Sechstel  gefunden  hat,  so 
deshalb,  weil  er  dem  Bad  eine  Ab- 
gießung mit  frischem  Wasser  folgen 
ließ. 

Hidaka  ließ  in  ein  und  derselben 
Wanne  drei  Leute  nacheinander 
baden.  Nach  jedem  Bad  wurde  die 
Wanne  eilig  mit  reinem  Wasser  aus- 
gespült und  aufs  neue  gefüllt.  Auf 
dem  Rücken  des  ersten  Badenden 
hatte  man  vor  dem  Bad  420  Mikroben- 
nester gefunden,  nach  dem  Bad  1009; 
bei  dem  zweiten  Badenden  84  vor 
und  270  nach  dem  Bad;  bei  dem 
dritten  60  vor  und  280  nach  dem 
Bad. 

Die  Reinigung  der  Haut  durch 
die  gewöhnlichen  Bäder,  wenigstens 
vom  bakteriologischen  Standpunkt, 
ist  also  vollkommen  hinfällig,  wenn 
nicht  sowohl  die  Wanne  kräftig  aus- 
gerieben,  als  auch  nach  dem  Bad 
eine  Abwaschung  mit  reinem  Wasser 
vorgenommen  wird. 

<^ 

Sterilisation  von  Flüssigkeiten 
durch   die    ultravioletten  Strahlen: 

Die  Trinkwasserfrage  wird  erst  völlig 
gelöst  erscheinen,  wenn  alle  mit  dem 
Menschen  in  unmittelbare  Berührung 
kommenden  Wässer  sterilisiert  sein 
werden.  Dies  schien  noch  vor  kurzem 
ein  unerreichbares  Postulat  der  Hy- 
gieniker  und  siehe  da:  in  der  Stille 
der  Laboratorien  findet  es  seine 
unendlich  einfache  und  wundersame 
Erfüllung.  Es  sind  die  ultravioletten 
Strahlen,  wie  die  elektrische  Mer- 
kurlampe sie  erzeugt,  die  dazu 
berufen  scheinen,  uns  vollkommen 
einwandfreies  Wasser  zu  liefern. 

Das  Ehepaar  Cervodearum  zeigte, 
wie  alle  pathogenen  Mikroben  durch 
die   Einwirkung   der  ultravioletten 


J 


Strahlen  binnen  kürzester  Frist  ge- 
tötet werden.  Auch  der  aller  infi- 
zierteste Wasserstrahl,  den  eine  Mer- 
kurlampe bescheint,  wird  aus  ihrem 
Lichtkreis  eben  so  steril  hervorgehen, 
als  wenn  er  im  papinschen  Topf 
gereinigt  worden  wäre.  In  wenigen 
Augenblicken  kann  man  so  sterilisierte 
Wasserläufe  herstellen. 

Aber  damit  hat  man  sich  bereits 
abgefunden  und  die  Gelehrten  wollen 
nunmehr  wissen,  wieso  die  ultra- 
violetten Strahlen  die  Mikrokosmen 
töten. 

Ist  es  Erwärmung  ?  Nein,  denn 
der  Wasserlauf  schießt  unter  der 
Lampe  zu  schnell  dahin,  als  daß  er 
sich  erhitzen  könnte,  und  wäre  es 
auch  nur  um  einige  Zentigrade.  Auch 
der  Einfluß  von  Ozon  kann  es  nicht 
sein,  obwohl  die  Merkurlampe  dieses 
unvergleichliche  Sterilisationsgas  frei- 
macht; denn  man  kann  das  Wasser 
in  Quarzröhren  an  der  Lampe  vorbei- 
leiten und  es  wird  doch  nicht  weniger 
sterilisiert  sein. 

Kurz,  die  Sterilisation  vollzieht 
sich  in  einer  ganz  neuen  und  völlig 
unerklärten  Weise. 

Fernand  Mazade. 
Paris. 

Gegen  das  Sumpffieber:  Die  Ost- 
küste von  Korsika  wird  seit  Jahr- 
hunderten vom  Sumpf  fieber  ver- 
heert. Dr.  Laverau  gibt  eine  Zu- 
sammenstellung der  Maßregeln  be- 
kannt, die  nun  ergriffen  werden  sollen, 
um  diese  Fieberepidemie  zu  hemmen. 

Neben  allgemeinen  Maßregeln,  wie 
dem  Austrocknen  der  Sümpfe  und  der 
Herbeileitung  trinkbaren  Wassers 
usw.,  fordert  der  Gelehrte  die  Nach- 
forschung und  Zerstörung  des  Sumpf- 
fiebererregers. 

Die  hygienischen  Maßregeln,  die 
in  Ismailia  mit  solchem  Erfolg  an- 
gewendet wurden,  sollen  auch  Korsi- 
ka befreien. 
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Die  Zerstörung  der  Moskitonester, 
das  Ausbrennen  der  Sümpfe,  das 
Schützen  der  Fenster  und  Türen  der 
Behausungen  durch  feine  Drahtgitter 
sind  die  besten  Verteidigungsmittel 
gegen  das  Sumpffieber.  Ferner  soll 
auf  Korsika  ebenso  wie  in  Italien 
das  Chinin  vom  Staat  zu  sehr  mäßigen 
Preisen  geliefert  werden.       Vict.  G. 


Künstliche  Milch:  Ein  Professor 
der  Hygiene  an  der  Universität  Klau- 
senburg, Herr  Gustav  Ripler,  hat  eine 
wahrhaft  sensationelle  Erfindung  ge- 
macht. 

Nach  6  Jahre  lang  währenden 
Versuchen  ist  es  ihm  gelungen,  auf 
künstlichem  Wege  Milch  zu  erzeugen, 
die  in  ihrer  chemischen  Zusammen- 
setzung wie  auch  nach  ihrem  Nähr- 
wert genau  die  gleichen  Eigenschaften 
aufzuweisen  scheint,  wie  die  beste 
natürliche  Kuhmilch. 

Professor  Ripler  erzeugt  seine 
Milch  —  zu  deren  Herstellung  aus- 
schließlich pflanzliche  Substanzen 
dienen  —  durch  ein  höchst  einfaches 
Verfahren.  Verschiedenartige  Körner 
werden  in  einen  Apparat  gebracht, 
der  die  Flüssigkeit  vollkommen  ge- 
brauchsfertig entläßt. 

Diese  Milch  ist  von  weißer  Farbe 
und  ihre  Erzeugung  ist  bedeutend 
weniger  kostspielig  als  auf  natür- 
lichem Wege.  Überdies  besitzt  sie 
einen  angenehmen  süßen  Geschmack 
und  hat  nicht  jenen  „Stallgeruch", 
der  vielen  Personen  widersteht. 

Als  künstliche  Milch  ist  dieses 
Präparat  selbstverständlich  sterili- 
siert, was  es  verhindert,  einen  günsti- 
gen Nährboden  für  zahllose  Krank- 
heitskeime abzugeben. 

In  den  ungarischen  Spitälern  wird 
die  praktische  Verwendbarkeit  dieser 
Erfindung  gegenwärtig  ausprobiert. 

G.  C. 


Kinematograph  und  Arbeit:  Ein 

großes  industrielles  Unternehmen  in 
New  York  griff  zum  Kinemato- 
graphien, um  die  Arbeitstüchtigkeit 
seines  Personals  zu  stärken.  Das 
Resultat  war  ein  außerordentlich  be- 
merkenswertes. 

Man  photographiert  den  Arbeiter 
während  einer  Arbeit.  Jede  seiner 
Bewegungen  ist  auf  den  Films  re- 
gistriert. Eine  Wanduhr  ist  ihm  gegen- 
über aufgehängt,  woran  die  Zeiten, 
die  für  jeden  Handgriff  in  Anspruch 
genommen  werden,  genau  abzulesen 
sind.  Die  Uhr  hat  nur  einen  Zeiger, 
der  den  Lauf  um  das  Zifferblatt  in 
6  Sekunden  macht.  Er  ist  immer 
sichtbar  und  man  kann  auf  diese  Art 
alle  nutzlosen  Bewegungen  während 
der  Ausführung  einer  Arbeit  elimi- 
nieren. 

Eine  Arbeit,  die  früher  35  Minuten 
benötigte,  konnte  nach  kinemato- 
graphischer  Kontrolle  in  9  Minuten 
ausgeführt  werden. 

Gewonnene  Zeit,  erhöhter  Arbeits- 
lohn. 

Die  Arbeiter  sahen  ihre  Löhne  um 


20  %  erhöht. 


Georges  Costes. 


Eine  japanische  Methode  der 
Wiederbelebung:  Der  Kuatsu (eininte- 
grierender Bestandteil  des  Jiu-Jitsu) 
ist  die  Methode  der  Japaner,  Ohn- 
mächtige (Knocked  out)  ins  Leben 
zurückzurufen.  Sie  findet  sowohl 
bei  Fällen  von  Sonnenstich  und  Er- 
trinkungen als  auch  bei  vielen 
anderen  Bewußtlosigkeitszuständen 
Anwendung,  und  zwar  wie  folgt: 
Der  Kranke  wird  mit  dem  Gesicht 
auf  den  Boden  der  Länge  lang  hin- 
gelegt/die  Arme  ausgebreitet.  Nun 
schlägt  der  Arzt  mit  der  Faust  wohl- 
gezielt und  gleichmäßig  auf  den 
siebenten  Genickswirbel.  Sobald  der 
Kranke  die'1.  Besinnung  erlangt,  wird 
er  in  sitzende  Stellung  gebracht  und 
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mit  seinen  Armen  Rotationsbewe- 
gungen vorgenommen;  hierauf  müssen 
Gehversuche  angestellt  werden.  Dieser 
letztere  Punkt  darf  nicht  außer  acht 
gelassen  werden,  denn  er  hat  die 
völlige  Blutzirkulation  und  Atmung 
wieder  herzustellen.  Im  gegen- 
teiligen Fall  sinkt  der  Patient  wieder 
in  Bewußtlosigkeit.  Der  springende 
Punkt  dieser  Ohnmachtsbehandlung 
ist  das  Stoßen  auf  den  Dorn  des 
siebenten  Genickwirbels.  Es  ist  eines 
der  Mittel,  wodurch  ein  Reflex  des 
Herzens  erzeugt  werden  kann.  Das 
beste  Instrument  hierfür  ist  ein  pneu- 
matischer Hammer. 

Einer  der  Ärzte,  die  den  New-york 
medical  record  redigieren,  erklärt, 
daß  er  des  öfteren  Gelegenheit  gehabt 
habe,  das  Wirbelstoßen  bei  heftigen, 
das  Herz  angreifenden  Infektions- 
krankheiten anzuwenden  und  daß  die 
Methode  stets  einen  überraschenden 
Erfolg  gehabt  habe. 

Andreas  May. 

€> 

Das  Deutsche  Museum  auf  der 
Genter  Ausstellung:  Auf  Einladung 
des  Präsidenten  Herrn  Prof.  Becker 
übernahm  das  DeutscheMuseum 
für  Kunst  in  Handel  und  Gewerbe  die 
Organisation  der  Raumkunst- 
und  Kunstgewerbeabtei- 
lung im  Deutschen  Hause  der 
Genter  Weltausstellung. 
Die  Raumkunstabteilung  umfaßt 
Räume  von  Bruno  Paul,  Ludwig 
Troost,  R.  A.  Schröder, 
Walter  Gropius,  A.  Breu- 
na u  s  und  F.  Höhndorf  sowie 
eine  Sonderausstellung  des  Münche- 
ners Adalbert  N  i  e  m  e  y  e  r.  In  der 
Architekturabteilung  treten  v  a  n  d  e 
Velde,  Olbrich,  Messel, 
Endel  1,  Fischer  und  Muthe- 
sius  hervor.  Peter  Behrens 
stellte  seine  PetersburgerBot- 
schaft  in  zahlreichen  Zeichnungen 
in  einem  besonderen  von  ihm  ent- 


worfenen Räume  aus.  Das  Kunst- 
gewerbe fand  in  einem  400  qm  großen 
Saale  Platz,  den  J.  L.  M.  Lau- 
weriks  -  Hagen  gestaltete.  Der 
Architekt  hat  versucht,  die  Menge 
der  den  Raum  füllenden  Vitrinen  und 
Postamente  durch  ein  System  von 
Bandornamenten  zusammenzufassen, 
die  in  dem  mächtigen  Stamme  eines 
polygonalen  Wandeinbaues  ihre  Ein- 
gung  finden,  um  sich,  von  diesem  zur 
Decke  emporgeführt,  dort  wieder  als 
reine  Mäander  über  Decke  und  Wände 
zu  verzweigen.  Diese  wirksame  Eini- 
heitsidee  lebt  sich  in  konsequenter 
Durchführung  in  proportionierten 
Schautischen,  Vitrinen  und  Posta- 
menten aus.  In  einem  Umgange  sind 
auf  der  einen  Seite  des  Saales 
Typographie  und  Reklame- 
k  u  n  s  t ,  auf  der  anderen  Seite  Tex- 
tilien ausgestellt  worden.  Die 
typographische  Folge  zeigt  die  Ent- 
wicklung der  modernen  Type  von 
E  c  k  m  a  n  n  über  Behrens, 
Koch,  Ehmcke  zu  Bernhard 
und  G  i  p  k  e  n  s  ;  Beispiele  aus 
Ehmckes  Düsseldorfer  Schriftkursen 
veranschaulichen  das  Bestreben,  or- 
namentale Schriften  aus  dem  Mate- 
rialgefühl zu  entwickeln.  Plakate 
von  Bernhard,  Behrens, 
Klinger,  Gipkens,  Hohl- 
wein, Deutsch  und  andere  ver- 
treten die  Straßenreklame.  In  zahl- 
reichen sorgfältig  gewählten  Druck- 
sachen kleinerer  Art  zeigt  sich  die 
mannigfaltige  Verwendung  in  Handel 
und  Industrie.  In  Verbindung  mit 
dieser  Abteilung  steht  das  Buch- 
gewerbe. Unsere  ersten  Verlage 
sind  dort  mit  Stichproben  vertreten. 
Die  Textilien  umfassen  Spann-  und 
Vorhangstoffe,  Wandteppiche,  Sticke- 
reien, Batiks  und  Spitzen  aus  der 
Hand  zahlreicher  Künstlerinnen.  Die 
bedruckten  Seidenstoffe  der  Wiener 
Werkstätte  folgen  nach.  Puppen  von 
Käte  Kruse  und  Marion  Kaulitz 
schließen  sich  an.  Die  Mitte  des 
Saales   füllen   die   Metall-  und 
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Steinarbeiten,  Keramik 
und  Glaswaren.  Mendels- 
sohns gepunzte  Eisen-  und  Mes- 
singgefäße nehmen  eine  Koje  ein. 
Reichhaltig  ist  vor  allem  die  Samm- 
lung des  Edelmetalls  :  Werke 
der  HagenerSilberschmiede 
und  der  Wiener  Werkstätte, 
Silber-  und  Goldarbeiten  von  van 
de  Velde,  Gzeschka  und 
Lettre.  Als  Schmuckkünstlerinnen 
zu  erwähnen  sind  Annie  H  y  s  t  a  k 
und  Nina  Brühlmann.  In  der 
Glasabteilung  stehen  die  böhmischen 
Produkte  an  erster  Stelle.  Neu  sind 
die  geätzten  Graphitgläser  von  Lob  - 
m  e  y  r  nach  Entwürfen  von  Josef 
Hoffmann.  Geschliffene  Kristall- 
schalen zeigen,  daß  die  Qualität  deut- 
scher Produktion  sich  in  dieser  Hin- 
sicht neben  die  französischen  WTaren 
stellen  kann.  Modelle  guter  Trink- 
gläser zeigen  Peter  Behrens,  Kolo 
Moser  und  Jungnickel.  Aus 
der  Produktion  der  Porzellan- 
manufakturen von  Nymphen- 
burg, Berlin,  Meißen  und  Schwarz- 
burg sind  nur  die  modernen 
Modelle  ausgestellt;  sämtliche  Ko- 
pien nach  historischen  Stücken  sind 
streng  ausgeschieden.  An  Holz- 
und  Elfenbeinarbeiten  seien 
die  Arbeiten  von  Alwin  Schreiber- 
München  und  Haggemacher- 
Hellerau  erwähnt.  Ein  reiches  Werk 
moderner  Intarsiaarbeit  hat 
das  Kestner-Museum  in  Hannover  zur 
Verfügung  gestellt.  Es  ist  dies  ein 
von  Lauweriks  entworfener 
Ebenholz -Schmuckschrank,  zu  dem 
Thorn-Prikker  eine  Intarsia- 
bekleidung entworfen  hat.  Ausge- 
führt wurde  er  von  dem  Hannover- 
schen Kunsttischler  Albert  Schulze 
Die  deutsche  Glasmosaikgesellschaft 
Puhl  u.  ¥/ agner  ließ  ein  Ma- 
donnenrelief, gleichfalls  nach  einem 
Entwurf  von  Thorn-Prikker 
ausführen.  Viel  andere  Dinge  wären 
noch  zu  erwähnen. 

Das  Wesentliche  und  Prinzipielle 


dieser  Ausstellung  liegt  jedoch  in  dem 
abgekürzten  Verfahren.  Das  Publi- 
kum wird,  statt  durch  endlose  Stände 
unkontrollierter  und  unsystematisch 
aufgestellter  Waren  ermüdet  zu  wer- 
den, an  dem  Leitfaden  eines  päda- 
gogischen Gedankens  an  dem  konzen- 
triertesten Gehalt  unserer  neudeut- 
schen Gewerbekunst  vorübergeleitet. 
Das  Beste,  das  unsere  Künstler  und 
Gewerbetreibenden  in  einmütigem 
Streben  geschaffen  haben,  ist  vor- 
handen und  nicht  nur  vorhanden;  es 
bietet  sich  in  reinlicher  Aufstellung 
dem  Auge  des  Besuchers,  wie  das 
Bilcl  einer  alten  Zeit  in  unseren  großen 
hauptstädtischen  Museen  dar.  Es 
ist  nicht  mehr  möglich,  in  einer  solchen 
Ausstellung  im  Trüben  zu  fischen, 
weil  jede  unzureichende  Qualität 
durch  die  bessere  Leistung  entwertet 
und  bloßgestellt  wird.  Die  Aus- 
stellungen können  einzig  und  allein 
das  werden,  was  man  billigerweise 
von  ihnen  erwarten  sollte:  eine  hohe 
Schule  des  Geschmacks,  ein  Wett- 
streit des  Besten  und  Erlesenen,  wie 
es  einst  auf  anderem  Gebiete  das 
griechische  Olympia  war. 

Meyer -Schönbrunn. 

3> 

Die  wirtschaftlichen  Grundlagen 
der  Tages-  und  Zeitschriftenpresse  *) : 

Die  wirtschaftlichen  Grundlagen  der 
Tages-  und  der  Fachzeitungen  und 
Zeitschriften  haben  sich  in  den 
letzten  Jahrzehnten  gewaltig  ver- 
schoben. Nur  einen  geringen,  immer 
kleiner  werdenden  Teil  der  Gesamt - 
einnähme  machen  die  Abonnements  - 
gelder  aus. 

„Diese  an  sich  allbekannte  Tat- 

*)  Mit  gütiger  Erlaubnis  des  Verfassers, 
Herrn  Dr.  Paul  Stoklossa,  Berlin-Wilmers- 
dorf, einer  Abhandlung  über  die  periodi- 
schen Druckschriften  Deutschlands  ent- 
nommen, die  im  Jahrbuch  Schmollers  im 
Verlag  vonDuncker  undHumblot  erschienen 
ist  (Schmollers  Jahrbuch  XXXVII  2). 
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sache  *)  wird  insbesondere  durch 
die  amerikanische  Zeitungsstatistik 
erhärtet,  welche  —  mag  sie  vielleicht 
auch  nicht  bis  auf  die  letzte  Ziffer 
genau  sein  —  den  großen  Zügen 
nach  den  Stempel  der  Richtigkeit 
an  sich  trägt."  Es  entfielen  von  den 
Einnahmen  sämtlicher  Zeitungen  und 
Zeitschriften  der  Vereinigten  Staaten 
auf: 

die  Anzeigen    den  Verkauf 
Jahr  Millionen  Dollar    d.i.  auf  die 

Anzeigen  % 
1880         39,13         49,87  44,0 
1890         71,24         72,34  49,6 
1900         95,86         79,92  54,5 
1905        145,51        111,29  56,7 

Es  ist  diese  Entwicklung  vor 
allem  eine  Folge  der  in  der  letzten 
Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts 
eingetretenen  Verbilligung  des  Be- 
zugspreises. Um  durch  Gewinnung 
eines  großen  Abonnentenstammes  das 
rentable  Anzeigengeschäft  zu  er- 
weitern, wurden  die  Zeitungsbezugs- 
preise immer  mehr  heruntergesetzt. 
Es  ist  damit  so  weit  gekommen,  daß 
die  Bezugspreise  hinter  den  Her- 
stellungskosten erheblich  zurück- 
bleiben. Schon  im  Jahre  1873  stellte 
sich  nach  einer  zur  Zeit  der  Wiener 
Weltausstellung  veröffentlichten  Be- 
rechnung der  „Neuen  Freien  Presse" 
der  Jahrgang  auf  30  bis  40  Gulden 
jährlich  für  die  Herausgeber,  während 
der  Abonnementspreis  18  Gulden 
betrug. 

Noch  mehr  als  bei  der  Tagespresse 
tritt  dieses  Mißverhältnis  bei  den 
Zeitschriften  und  Fachzeitungen  zu- 
tage. Eine  Ausnahme  bildet  hier 
nur  die  wissenschaftliche  Fachpresse, 
welche  durchschnittlich  einen  recht 
hohen  Bezugspreis  aufzuweisen  hat. 
Hier  ist  der  Kreis  der  Abnehmer  meist 
nur  ein  sehr  kleiner,  und  als  Inser- 
tionsorgan  kommen  diese  Blätter 
wenig  oder  gar  nicht  in  Betracht. 
Auf  der  anderen  Seite  gibt  es  aber 
unter    den    Fachblättern  ungefähr 

*)  Mataja,  Die  Reklame,  S.  231. 
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200  Organe,  die  nur  von  den  In- 
seraten leben  und  die  gar  nichts 
kosten,  sondern  gratis  an  diebetreffen- 
den Interessenten  versandt  werden. 
Bei  einer  großen  Anzahl  von  Fach- 
zeitungen findet  sich  dann  noch  die 
unentgeltliche  oder  verbilligte  Ab- 
gabe an  bestimmte  Vereine,  Ver- 
bände usw.,  deren  Publikationsorgane 
die  betreffenden  Blätter  sind.  Hier 
ist  der  Preis  für  das  Abonnement 
meist  in  dem  erhobenen  Beitrag  zu 
der  Korporation  mit  inbegriffen. 


Zwei  Jubiläumsschriften  deutscher 
Fabriken:  Es  hat  sich  in  letzter  Zeit 
in  Deutschland  die  schöne  Sitte  ein- 
gebürgert, die  Jubiläumsschriften  der 
Großbetriebe  in  möglichst  künstle- 
rischer und  gediegener  Darstellung 
zu  veröffentlichen.  Zwei  der  inter- 
essantesten aus  der  jüngsten  Zeit 
sind  die  Jubiläumsschrift  der  Firma 
Krupp  anläßlich  des  hundertjährigen 
Bestehens  und  die  von  Konrad 
Matschoß  herausgegebene  Lebens- 
geschichte des  Begründers  der  Ma- 
schinenfabrik R.  Wolf  in  Magdeburg- 
Buckau,  aus  Anlaß  des  fünfzig- 
jährigen Bestehens. 

Die  im  Verlage  von  GustavFischer 
in  Jena  herausgegebene  Schrift  des 
Hauses  Krupp  gibt  eine  außerordent- 
lich interessant  geschriebene  Über- 
sicht des  Werdens  dieser  gewaltigen 
Werke.  Die  in  den  Text  eingestreu- 
ten Holzschnitte  und  Zeichnungen 
von  Professor  Robert  Engels  und 
G.  Thiemann  sind  sehr  geschmackvoll 
und  buchtechnisch  von  großem  Reiz. 

Was  über  die  Ausstattung  der 
Jubiläumsschrift  der  Kruppwerke  ge- 
sagt worden  ist,  gilt  in  noch  höherem 
Grade  von  der  Ausstattung  der 
Jubiläumsschrift  der  Firma  Wolf. 
Dieses  Werk  stellt  der  Entwicklung 
der  deutschen  Buchillustration  ein 
hohes  Zeugnis  aus.  Die  beigegebenen 
Photographien  von  Waldemar  Titzen- 
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thaler,  die  Federzeichnungen  von 
Wilma  Matschoß  in  Charlottenburg 
und  die  technischen  Skizzen  der 
Einzelteile  von  Ingenieur  Hans  Fank- 
haenel  in  Magdeburg  verschaffen  dem 
Buche  eine  Wirkung,  die  kaum  von 
anderen  Veröffentlichungen  dieser  Art 
erreicht  worden  ist.  Es  sei  darauf 
hingewiesen,  daß  sich  in  dieser  Art 
von  Schriften,  die  halb  dem  Reklame-, 
halb  dem  Repräsentationsbedürfnis 
der  herausgebenden  Firmen  dienen, 
ein  neuer,  vornehmer  Reklamestil 
entwickelt,  der  geeignet  ist,  die  Er- 
folge der  deutschen  Arbeit  in  ganz 
ausgezeichneter  Weise  zu  verbreiten. 

Leberecht  Migge:  Die  Garten- 
kultur des  20.  Jahrhunderts:  *)  Für 

den  Unterrichteten  bedeutet  das  man- 
nigfache Gartenweben  augenblicklich 
um  uns  her,  dieses  eifrige  Predigen, 
Planen  und  Probieren  nur  einen 
Schleier  über  das  Chaos,  das  sich 
darunter  breitet.  Was  besteht,  wo- 
her kams  und  wohin  gehts  mit 
unseren  neuen  Gärten  ?  Das  sind 
Fragen,  die  alle  angehen  —  heute 
oder  später. 

Indem  ich  versuche,  sie  natürlich 
zu  beantworten,  muß  ich  ohne  Aus- 
nahme alle  Gartenerscheinungen  von 
dem  gleichen  geistig-gesellschaftlichen 
und  wirtschaftlichen  Untergrunde  aus 
betrachten,  der  sie  mit  allem  übrigen 

*)  Leberecht  Migge,  Die  Gartenkultur 
des  20.  Jahrhunderts.  Mit  74  Illustrationen 
und  23  Tafeln.  Verlag  Eugen  Diederichs 
in  Jena.    Brosch.  5  M.,  Leinen  6.50  M. 


zusammen  gebar.  Diese  im  Garten- 
bereich noch  einigermaßen  unge- 
bräuchliche Art  und  Weise  berührt 
dann  aber  ohne  weiteres  den  Um- 
kreis unseres  Gemeinschaftslebens 
auch  noch  an  anderen,  an  seinen 
empfindlichsten  Stellen.  Birgt  die 
herrschende  kapitalistische  Wirt- 
schaftsform wirklich  eigene  ethische 
Werte,  und  wie  sind  sie  zu  heben? 
Soll  das  große  Mißverstehen  weiter 
herrschen  zwischen  Qualität  und 
Lohn,  zwischen  Schönheit  und  Tech- 
nik ?  Die  schöpferischen  Kräfte 
unseres  Volkes,  ist  es  möglich,  sie 
mit  den  eigentlich  leitenden,  den 
wirtschaftlichen  mehr  als  bisher  orga- 
nisch zu  verweben,  ihr  beiderseitiges 
Gebiet  abzustecken,  ihre  Wertung 
objektiv  zu  bewirken  ?  Und  da  heißt 
es  nichts  mehr  und  nichts  weniger 
als  ein  Stück  der  großen  Ausein- 
andersetzung unserer  Zeit  zwischen 
Rhythmus  und  Muskel,  zwischen 
Geist  und  Geld  auch  in  die  blühenden 
Gefilde  des  Gartens  zu  verpflanzen, 
wenn  deren  Künstler,  Techniker  und 
Kaufleute  in  Erinnerung  ihrer  glei- 
chen Abstammung  und  ihrer  im 
wesentlichen  gleichen  Ziele  hier  zum 
Einigsein  und  Einighandeln  verwiesen 
werden.  Der  Garten  muß  organi- 
siert werden.  Sein  Material,  sein 
Hersteller  und  sein  Besitzer,  sie 
müssen  jedwedes  ihren  richtigenPlatz 
im  großen  Getriebe  ohne  Mühe  finden 
und  würdigen  können.  Es  ist  ernst 
gemeint,  wenn  ich  sage:  wir  müssen 
den  heutigen  ,, Garten"'  ü  b  e  r  w  i  n  - 
den,  wenn  wir  Gartenkultur  ge- 
winnen wollen.     Leberecht  Migge. 


MCHTUNGLINDEN 
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VON  PROFESSOR  DR*R*BRODA*£ARfS 

KULTURAUFGABEN    DES  JAHRHUNDERTS. 

VIII.  Die  Anpassung  von  Siedlungsdichtigkeit  und  Wirt- 
schaftsweise  an  die  Verteilung   der  Naturschätze  auf  der 

Erde. 

AS  19.  Jahrhundert  hat  den  führenden  Völkern  der  weißen  Rasse 
vermöge  der  Erfindung  der  Dampfmaschine,  der  Entdeckung  der 
Elektrizität  und  der  Unterwerfung  so  vieler  anderer  Naturkräfte 
J  ganz  neue  Produktionsmittel  an  die  Hand  gegeben,  ihnen  ganz 
neue  Produktionsmethoden  erschlossen,  welche  der  eigenen  Rasse  in  so  vielen 
früheren  Jahrhunderten  ganz  unbekannt  waren  und  den  fremden  Rassen 
bis  fast  zur  Gegenwart  unbekannt  geblieben  sind. 

Auf  diese  Weise  konnte  in  Mittel-  und  Westeuropa  und  im  Osten  der 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  eine  Wirtschaftsmethode  erwachsen,  die 
sowohl  in  der  Intensität  einer  nach  modernen  wissenschaftlichen  Gesichts- 
punkten geregelten  Landwirtschaft,  als  auch  insbesondere  in  der  großartigen 
Entwicklung  des  Verkehrs  und  im  Erwachen  einer  maschinellen  Großindustrie, 
die  die  genannten  Gebiete  vom  Reste  der  Erde  vollständig  differenzierte, 
ihren  Ausdruck  fand.  Die  genannten  Gebiete  haben  infolgedessen  einen 
Wohlstandsgrad  erreichen,  Nationalvermögen  ansammeln  können,  welche  die 
anderer  Erdteile  weitaus  übertreffen,  sie  haben  eine  politische  Geltung  er- 
langt, die  die  überwiegende  Mehrzahl  aller  anderen  Gebiete  der  Erde  ihrem 
Szepter  unterwarf. 

Sollte  diese  Vorrangsstellung  auf  die  Dauer  bewahrt  werden  ?  Scheinbar 
lag  dies  im  Interesse  der  genannten  führenden  Mächte  und  wurde  von  ihnen 
auch  eine  dementsprechende  Interessenpolitik  getrieben.  Man  konstruierte 
auch  ein  ganzes  nationalökonomisches  System,  demzufolge  die  genannten 
Industrieländer,  in  erster  Linie  also  England,  Deutschland,  Westösterreich, 
Frankreich  und  die  benachbarten  kleinen  Staaten,  sowie  anderseits  die  Ost- 
staaten  der  Union,  die  Fabriken  der  Erde  darstellen  sollten,  in  welchen  die 
für  den  Konsum  der  ganzen  Menschheit  notwendigen  Industrieerzeugnisse 
hergestellt  würden,  während  die  Lieferung  der  Rohstoffe  überwiegend  den 
anderen  Erdgebieten  obläge. 

Die  Entwicklung  bereits  der  ersten  Jahre  des  20.  Jahrhunderts  hat  ge- 
zeigt, daß  dieses  Bestreben  unhaltbar  sei;  die  nächsten  Jahrzehnte  werden 
zweifellos  den  geschilderten  Versuch  einer  aristokratischen  Gliederung  der 
Erdgebiete  vollständig  zusammenbrechen  sehen  und  eine  gleichmäßig-inten- 
sive Ausbildung  der  Produktionskräfte  auf  dem  ganzen  Erdball  bringen: 
Natürlich  in  Differenzierung  dieser  Produktionskräfte  je  nach  den  klimati- 
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sehen  Vorbedingungen  der  Länder,  welche  die  Art  ihrer  landwirtschaftlichen 
Produkte  bestimmen,  und  je  nach  dem  Vorkommen  von  Mineral- 
schätzen und  Wasserkräften,  welche  die  günstigsten  Standorte  der  Industrie 
festlegen,  jedoch  ohne  besondere  Bevorzugung  der  alten  Industrieländer  an 
den  Küstengebieten  der  Nordsee. 

Welche  Kräfte  sind  es,  die  den  Versuch  einer  Konzentrierung  der  kapita- 
listischen Produktionsweise  und  damit  der  großen  Reichtumsquellen  in  den 
obengenannten  Industrieländern  der  ersten  Stunde  zum  Scheitern  bringen 
mußten  ? 

1.  Die  europäisch-amerikanische  Industrie  bedurfte  einer  wachsenden 
Zufuhr  an  Rohstoffen,  die  sie  im  eigenen  Gebiet  nicht  finden  konnte,  mußte 
also  auf  eine  wirtschaftliche  Erschließung  der  übrigen  Erdgebiete  hinar- 
beiten. Sowie  jedoch  diese  Rohstoffe  und  Mineralschätze  erschlossen  waren, 
konnte  das  Erwachsen  einer  Industrie  an  Ort  und  Stelle,  welche  durch  Nähe 
der  Rohstoffe  und  die  noch  billigen  Arbeitslöhne  begünstigt  wurde,  nicht 
hintangehalten  werden. 

2.  Der  europäische  Kapitalismus  bedurfte  stets  wachsender  Absatz- 
gebiete in  den  übrigen  Erdteilen  und  mußte  somit  die  Konsumkraft  der 
anderen,  außenwohnenden  Völker  zu  heben  suchen.  Eben  dies  konnte  wieder 
nur  durch  Intensifizierung  ihrer  Wirtschaftsweise  geschehen. 

3.  Die  Ausgestaltung  des  Weltverkehrs,  die  ganze  Woge  moderner 
Bildung  und  moderner  technischer  Kenntnisse,  die  über  die  fremden  Rassen 
hinwegflutete,  mußte  auch  in  ihnen  den  W^unsch  erwachen  lassen,  sich  durch 
gleiche  Intensifizierung  der  Produktion  gleichen  Reichtum  und  damit  gleiche 
politische  Macht  wie  die  europäischen  Kulturvölker  anzueignen.  Damit 
war  der  Weg  zur  wirtschaftlichen  Revolution  speziell  bei  den  großen  Kultur- 
völkern Chinas  und  Japans  gegeben. 

4.  Die  Tatsache  selbst,  daß  die  moderne  Landwirtschaft  auf  den  dünn- 
besiedelten Flächen  Kanadas,  des  Missisippitals,  Argentiniens  und  Sibiriens 
in  einer  großzügigeren,  die  Vorteile  des  Großbetriebes  noch  besser  ausnutzen- 
den Weise  geführt  werden  könne,  als  in  Europa,  mußte  die  unternehmungs- 
lustigsten Kinder  der  alten  Völker  nach  diesen  Ländern  ziehen  und  dort 
auch  alle  sonstigen  modernen  Wirtschaftsweisen  sich  hierauf  einbürgern 
lassen. 

5.  Der  moderne  Kapitalismus,  der  in  Europa  so  großartige  Triumphe 
gefeiert  und  seinen  Siegeszug  nun  fortsetzen  wollte,  mußte  nach  neuen, 
großzügigen  Erschließungsmöglichkeiten  im  Fremdlande  Ausschau  halten 
und  wo  immer  sich  eine  Lücke  in  der  intensivstmöglichen  Ausnützung  vor- 
handener Produktionskräfte  in  einem  Fremdlande  zeigte,  da  strömte  kapi- 
talistische Initiative  und  in  ihrem  Gefolge,  von  ihr  angestachelt,  militärische 
Machtentfaltung  der  europäischen  Kulturstaaten  herbei.  Ein  typisches  Bei- 
spiel dafür  ist  das  an  Naturschätzen  wohl  reichste  Land  Afrikas,  Marokko, 
das  sich  bis  in  die  letzte  Zeit  durch  die  wilde  Tapferkeit  seiner  Bewohner 
gegen  europäischen  Einfluß  bewahrte,  all  seine  Naturschätze  brachliegen 
ließ,  nun  aber  dem  konzentrischen  Ansturm  der  modernen  Wirtschaft  zu 
erliegen  im  Begriffe  ist. 

*  * 
* 

Nun  ist  der  Bann  gebrochen  und  an  allen,  wirtschaftlicher  Tätigkeit  zu- 
gänglichen Teilen  der  Erde  ist  moderne  Initiative  tätig,  die  Mineralschätze 
zu  heben  und  aus  ihnen  Industrien  zu  schaffen,  die  bestangepaßten  land- 
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wirtschaftlichen  Methoden  anzuwenden  und  alle  so  notwendig  gewordenen 
Verkehrsmittel  zu  schaffen.  Sowie  sich  aber  der  gleichmäßigen  Verteilung 
der  Naturschätze  über  die  Erde  hin  auch  eine  —  im  19.  Jahrhundert  man- 
gelnde —  gleichmäßige  Verteilung  wirtschaftlicher  Initiative  zugesellte, 
mußte  auch  die  Dezentralisation  der  Industrie  und  der  Bevölkerungsdichtig- 
keit, der  Ausgleich  des  bisherigen  Übergewichtes  einiger  weniger  Industrie- 
länder über  den  Rest  der  Erde  und  sukzessive  Annäherung  an  jenes 
Maximum  irdischer  Produktion  eintreten,  das  mit  der  Schaffung  von  In- 
dustrien gerade  an  jenen  Punkten,  an  denen  das  natürliche  Vorkommen  der 
Mineralschätze  und  die  günstigsten  Verkehrsbedingungen  ihren  Abbau  am 
rentabelsten  gestalten,  verbunden  ist. 

Werfen  wir  nun  einen  Blick  auf  jene  Ländergebiete,  welche  vermöge  ihrer 
natürlichen  Bedingungen  berufen  zu  sein  scheinen,  wichtigste  Wirtschafts- 
gebiete der  Erde  zu  werden  und  die  bereits  in  diesen  letzten  Jahren  zu  dieser 
Mission  entweder  voll  erwacht  sind  oder  eben  jetzt  zu  erwachen  beginnen; 
und  um  vom  Einfachen  zum  Schwierigen  fortzuschreiten,  sei  mit  Amerika 
dem  typischen  Erdteil  planmäßiger  Wirtschaftsordnung,  begonnen. 

Im  Norden  des  Erdteils  dehnt  sich  ein  Land,  das  noch  im  18.  Jahr- 
hundert so  gut  wie  unbevölkert  war:  Auf  8  Millionen  qkm  kamen  wenig 
mehr  denn  100  000  Einwohner,  also  kaum  mehr  als  1  Einwohner  auf  100  qkm, 
d.  i.  nächst  der  des  Australiens  früherer  Zeit  wohl  die  geringste  Bevölkerungs- 
dichtigkeit der  Erde,  dünner  jedenfalls  noch  als  die  Bevölkerungsdichtigkeit 
in  den  Wüstengebieten  Asiens  und  Afrikas.  Und  doch  ist  dieses  Land,  die 
heutige  Dominion  of  Canada,  eines  der  fruchtbarsten,  vielleicht  das 
allerfruchtbarste  Land  der  Erde.  WTieso  erklärt  sich  diese  Vernachlässigung 
des  amerikanischen  Nordens,  diese  furchtbare  Verschwendung  irdischer 
Produktionskraft,  vom  Menschheitsstandpunkt  aus  betrachtet? 

Das  Land  war  damals  bloß  von  wandernden  Indianerstämmen  besiedelt, 
die  ihrerseits  in  den  wärmeren  Gebieten  südlich  vom  heutigen  Kanada  —  sie 
standen  ihnen  gleichfalls  unbeschränkt  zur  Verfügung  —  bessere  Lebens- 
bedingungen fanden  als  im  Nordosten;  so  ließen  sie  weite  Strecken  des 
Landes  in  vollständig  menschenleerem  jungfräulichen  Zustand.  An  den 
Küsten  gab  es  einige  Eskimos  und  im  äußersten  Südosten  einige  französische 
Siedelungen,  die  auszudehnen  man  wenig  Lust  bezeigte,  weil  eben  gerade  der 
Osten  Kanadas  das  unwirtlichste  Klima  aufweist  und  man  daraus  den  Schluß 
zog:  noch  weiter  westwärts,  bei  noch  ungünstigeren  Verkehrsverhältnissen 
sei  noch  weniger  zu  tun  als  an  der  Europa  gegenüberliegenden  Küste.  Be- 
kannt ist  ja  die  vom  Standpunkt  heutiger  Erkenntnis  wahnwitzige  Be- 
gründung, mit  der  der  französische  König  die  Entsendung  entsprechender 
Verstärkungen  zur  Verteidigung  kanadischen  Besitzes  ablehnte:  „Um 
einiger,  im  Schnee  versunkener  Hügel  willen  (pour  quelques  arpents  de 
neige),  wolle  er  kein  Opfer  bringen."  Dies  Land  wird  aller  menschlichen 
Voraussicht  nach  in  einem  Jahrhundert  das  volkreichste  und  eines  der 
reichsten  Länder  der  Erde  sein. 

In  der  Tat  hat  man  später  gefunden,  daß  nur  der  Osten  Kanadas  unter 
dem  ungünstigen  Einfluß  der  polaren  Luft-  und  Meeresströmungen  steht, 
der  Westen  jedoch  bis  über  den  60.  Breitegrad  hinaus  ein  für  Getreidebau 
durchaus  vorzügliches  Klima  und  einen  wunderbar  fruchtbaren  Boden  auf- 
weist, so  daß  mehrere  Millionen  Quadratkilometer  Ackerlandes  ausgebeutet 
werden  können,  weit  mehr  als  in  ganz  Europa. 
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Seitdem  die  südlich  angrenzenden  Gebiete  der  Vereinigten  Staaten  be- 
siedelt, erschlossen  und  bekannt  sind,  ergießt  sich  denn  auch  vor  allem  von 
dort  ein  wachsender  Strom  von  Einwanderern  nach  dem  kanadischen  Westen, 
während  sich  anderseits  auch  die  europäische  Einwanderung  mehr  und  mehr 
Kanada  zuzuwenden  beginnt  und  in  den  letzten  Jahren  bereits  fast  eine 
halbe  Million  pro  Jahr  betrug,  in  den  nächsten  Jahrzehnten  zweifellos  die 
Ziffern  der  Einwanderung  nach  den  mehr  und  mehr  saturierten,  weniger 
fruchtbaren  Vereinigten  Staaten  übertreffen  und  mehrere  Millionen  pro  Jahr 
betragen  wird.  Es  läßt  sich  somit  mit  einer  fast  mathematischen  Gewißheit 
voraussagen,  daß  die  Getreideebenen  Westkanadas  in  einem  halben  Jahr- 
hundert eine  Bevölkerungsdichtigkeit  von  mindestens  60 — 80  Personen  auf 
den  Quadratkilometer  besitzen  werden,  was  immer  noch  weniger  ist  als  die 
Bevölkerungsdichtigkeit  auf  gleich  fruchtbaren  Ackergebieten  Europas;  das 
wäre  also,  wenn  wir  die  fruchtbaren  Gebiete  auch  nur  mit  2  Millionen  qkm 
beziffern,  eine  Bevölkerungsmasse  von  etwa  120 — 160  Millionen  Menschen, 
mit  den  andern  Gebietsteilen  im  äußersten  Westen  sowie  im  Osten  Kanadas 
wohl  gegen  200  Millionen,  somit  etwa  die  heutige  Bevölkerungszahl  von 
West-  und  Mitteleuropa. 

Im  westlich  angrenzenden  Britisch-Columbia  wieder  hat  man  reiche 
Mineralschätze  entdeckt,  selbst  im  entfernten  Nordwesten,  im  Yukon- 
Territory  (Klondyke)  und  in  Alaska  ward  Gold,  Kupfer  und  Eisen  in  großen 
Quantitäten  gefunden.  Mag  auch  der  Zustrom  der  Goldgräber  mit  der  Er- 
schöpfung der  großen,  zutage  liegenden  Goldfelder  versiegen,  so  steht  die 
ernste,  wissenschaftliche  Ausbeutung  der  Kupfer-  und  Eisenbergwerke  erst 
in  ihrem  Beginn.  Kanada  wird  in  seinen  pazifischen  Küstenlandschaften  ein 
ebenso  bedeutendes  Industrieland  werden,  als  es  in  den  östlich  des  Felsen- 
gebirges gelegenen  Ebenen  die  Möglichkeit  zum  großzügigsten  Betrieb  der 
Landwirtschaft  besitzt ;  die  Vollendung  der  zweiten  großen  transkontinentalen 
Bahnlinie,  der  Grand  Trunk  Pacific,  die  im  nächsten  Jahre  dem  vollen  Ver- 
kehre übergeben  werden  soll,  wird  die  Verkehrsvorbedingungen  auch  hierfür 
vollständig  schaffen  und  kann  die  Periode  der  Industrieentwicklung  nun- 
mehr voll  einsetzen. 

Die  gute  Verwaltung  Kanadas,  welche  vom  Standpunkt  kühner  Ini- 
tiative, der  dem  südlichen  Nachbarn,  den  Vereinigten  Staaten,  eigen  ist, 
und  von  dem  Freiheit  und  Ordnung  vereinigenden  Sinn  des  englischen  Mutter- 
landes gleichviel  entlehnt  hat,  die  wertvolle  und  beispielgebende  sozialpolitische 
Entwicklung  dieses  Landes  wird  der  Menschheit  nicht  nur  eine  neue  wirt- 
schaftliche und  politische  Großmacht,  sondern  auch  ein  neues,  großes  Kultur- 
zentrum geben;  und  wenn,  wie  es  sehr  wohl  den  Anschein  hat,  der  Schwer- 
punkt des  britischen  Weltreichs  in  der  zweiten  Hälfte  unseres  Jahrhunderts 
nicht  mehr  in  England,  sondern  in  Kanada  liegen  wird,  so  wird  dies  nur 
eine  Bereicherung,  keine  Schwächung  der  Menschheitszivilisation  bedeuten 
können. 

Daß  die  wirtschaftliche  Entwicklung  der  Vereinigten  Staaten  auch  weiter- 
hin in  großzügiger,  wenngleich  minder  umfassender  WTeise,  als  im  benach- 
barten Kanada,  vor  sich  gehen  wird,  das  vorauszusagen  liegt  allzu  nahe,  das 
ist  allzu  bekannt,  als  daß  es  im  Rahmen  dieser  Darlegungen  weiter  betont 
zu  werden  brauchte.  Das  Problem  der  Vereinigten  Staaten  lag  im  19.  Jahr- 
hundert in  der  extensiven  Ausdehnung  der  Kultur,  in  unserem  Jahrhundert 
liegt  es  vor  allem  in  der  L  e  i  t  u  n  g  des  Wirtschaftslebens  durch  eine  Oligarchie 
oder  durch  die  Volksgesamtheit.   Das  führt  ab  von  der  uns  heute  vor- 
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liegenden  Frage  einer  extensiven  Ausdehnung  moderner  Wirtschaftsweise 
über  die  Erde. 

Was  die  romanischen  Gebiete  Amerikas  anlangt,  so  entwickelt  sich 
Argentinien,  Uruguay  und  Südbrasilien  schon  allen  Augen  sichtbar  zu  einem 
großartigen  landwirtschaftlichen  Produktionsgebiet,  dessen  Entwicklungsmög- 
lichkeiten, wenn  auch  in  kleinerem  Verhältnis,  ähnlich  sind  wie  die  Kanadas» 

Eine  überaus  schwierige  Frage  ist  es  dagegen,  zu  entscheiden,  ob  auch 
in  den  Tropengebieten  Nordbrasiliens,  Columbias,  Venezuelas  und  Ekuadors 
ein  gleicher  wirtschaftlicher  Aufschwung  zu  erwarten  steht.  Die  Naturschätze 
sind  gewiß  sehr  reich,  aber  die  Mestizen-  und  Mulattenbevölkerung  ist  bis  jetzt 
allzu  träge,  um  sie  entsprechend  auszubeuten  und  die  amerikanische  Monroe- 
doktrin entzieht  diese  Gebiete  jener  Überflutung  von  europäischer,  auf 
militärischen  Machtmitteln  und  dadurch  zu  erzeugender  Sicherheit  beruhen- 
der wirtschaftlicher  Initiative,  die  die  Erschließung  anderer  Tropengebiete 
ermöglicht. 

Günstiger  liegen  die  Möglichkeiten  gewiß  in  den  Plateaulandschaften  von 
Mexiko,  Peru  und  Bolivien,  welche  trotz  ihrer  Lage  im  Tropengürtel  durch- 
aus gemäßigtes  Klima,  für  weiße  Siedelung  durchaus  geeignet,  besitzen. 
Heute  sind  auch  sie  noch  überwiegend  von  untüchtigen  Rasseelementen  be- 
wohnt und  die  politische  Anarchie  verhindert  die  wirksame  Festsetzung  aus- 
ländischen Kapitals,  das  zunächst  noch  der  Sicherheit  für  die  Früchte  seiner 
Tätigkeit  ermangelt.  Immerhin  mag  es  für  eine  fernere  Zukunft  als  durchaus 
möglich  angesehen  werden,  daß  sich  die  südeuropäische  Einwanderung,  nach- 
dem die  fruchtbaren  Gebiete  von  Argentinien,  Uruguay  und  Südbrasilien 
(denen  auch  das  an  fruchtbarem  Lande  minder  reiche,  jedoch  durchaus 
wirtliche  Chile  beizuzählen  ist),  entsprechend  dicht  besiedelt  sind,  den  vor- 
genannten, im  Tropengürtel  gelegenen  Plateaulandschaften  mehr  und  mehr 
zuwendet,  und  daß  auch  dort  eine  tüchtige  Bevölkerung  heranwächst,  welche 
die  Erschließung  des  Landes  in  eigene  Hände  nimmt. 

Zusammenfassend  kann  also  gesagt  werden,  daß  wir  von  der  ersten  Hälfte 
des  20.  Jahrhunderts  vor  allem  das  Erwachsen  der  Kanadischen  Großmacht 
mit  hochentwickelter  Landwirtschaft  und  Industrie  sowie  von  blühenden 
Ackerbaustaaten  im  südlichsten  Teil  Amerikas  zu  erwarten  haben,  während 
die  Tropenlandschaften  Südamerikas  möglicherweise,  um  der  für  ihre  wirt- 
schaftliche Einigung  so  unglücklichen  Monroedoktrin  willen  innerhalb  der  zivili- 
sierten Staatenfamilie  relativ  noch  weiter  in  den  Hintergrund  treten  mögen. 

Wieder  eine  neue  Ausnahme  von  dieser  Regel  mögen  vielleicht  Mexiko 
und  Westindien  machen,  in  dem  Falle  nämlich,  daß  weitere  revolutionäre 
Verzerrungen  zur  wirklichen  Einverleibung  des  Landes  in  die  amerikanische 
Union,  zur  Schaffung  geordneter  Zustände  durch  amerikanische  Truppen  und 
damit  zu  einer  vollen  Eingliederung  in  den  Bereich  amerikanischer  rationeller 
Initiative  führen.  Das  würde  jedoch  einfach  das  Wirtschaftsgebiet  der  Ver- 
einigten Staaten  nach  Süden  arrondieren  und  keine  neue  Großmacht  schaffen. 

Wenn  wir  nunmehr  Europa  betrachten  wollen,  so  sind  Deutschland, 
England  und  Frankreich,  Belgien,  Holland,  Oberitalien  und  Westösterreich 
offenbar  bereits  bei  einem  solchen  Entwicklungsgrad  wirtschaftlicher  Er- 
schließung angekommen,  daß  eine  produktive  Besiedlung  unerschlossener 
Gebiete  nicht  in  Frage  kommen  kann.  Der  technische  Fortschritt  wird  gewiß 
zu  weiterer  Intensifizierung  der  Produktion  führen,  der  Verlust  überseeischer 
Absatzmärkte  andererseits  ein  gewisses  Maßhalten  in  der  Verdrängung  der 
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Landwirtschaft  durch  die  Industrie  zu  einer  gebieterischen  Pflicht  machen. 
Diese  Gebiete  werden,  ohne  fernere  Vormachtstellung,  immer  zu  den  großen 
wirtschaftlichen  Brennpunkten  der  Erde  gezählt  werden. 

Neuland,  wenn  auch  nicht  in  geographischem,  so  doch  im  produktions- 
technischen Sinne,  ist  in  der  Westhälfte  Europas  wohl  nur  in  der  Schweiz, 
in  den  österreichischen  Alpenländern,  in  Schweden,  Norwegen 'und  Finnland 
zu  erschließen.  Die  Ausnützung  der  Wasserkräfte  für'  Elektrizitätswerke  und 
Großindustrie  mag  sehr  wohl  den  Schwerpunkt  der  europäischen  Industrie 
von  den  Küstenebenen  des  Atlantischen  Meeres  und  dgi  an  sie  grenzenden 
Hügelländern  nach  den  genannten  Berglandschaften  .verschieben. 

In  Südeuropa  liegen  nur  an  einzelnen  Punkten  MöglichKeiten  eines  Neu- 
auflebens größerer  wirtschaftlicher  Initiative  vor.  Speziell  im  weiten  Spanien 
sind  nur  wenige  Ansätze  festzustellen,  welche  Zukunftsmöglichkeiten  eröffnen 
würden.  Katalonien,  Portugal  und  manche  Landstriche  Süditaliens  mögen 
sich  indes  heben. 

Im  Osten  unseres  Erdteils  werden  die  jugendkräftigen  Balkanrassen  ge- 
wiß in  den  nächsten  Jahren  eine  gewaltige  Wandlung  in  der  Wirtschafts- 
weise des  bisher  infolge  türkischer  Lethargie  vollständig  brachliegenden 
Gebietes  der  ehemaligen  Türkei  herbeiführen,  Mineralschätze  und  Wasser- 
kräfte mögen  einer  Industrie  günstige  Wege  bahnen. 

Beide  Vorbedingungen  fehlen  dagegen  fast  völlig  im  russischen  Riesen  - 
reich,  während  anderseits  die  reichen  Ackerflächen,  weniger  des  europäischen 
Rußlands  als  Sibiriens,  und  die  noch  für  lange  hinaus  bedeutende  Geburten  - 
frequenz  der  slawischen  Rasse  (welche  gegenüber  der  sinkenden  Geburten- 
zahl der  germanischen  und  romanischen  Völker  ein  zahlenmäßiges  Über- 
gewicht der  slawischen  Völker  für  die  zweite  Hälfte  des  20.  Jahrhunderts 
voraussagen  läßt),  es  wahrscheinlich  machen,  daß  im  slawischen  Nord- 
asien sich  eine  auf  großzügige  Landwirtschaft  aufgebaute  wirtschaftliche 
Großmacht  entwickeln  werde,  die  mit  Kanada  und  Argentinien  in  bezug  auf 
rasches  Bevölkerungswachstum  und  Erstarken  wirtschaftlichen  Einflusses 
konkurrieren  wird. 


Die  chinesische  Republik  bietet  gewiß  nicht  besondere  Möglich- 
keiten zu  rapider  Steigerung  einer  bestimmten  Produktionsweise,  keine  un- 
besiedelten  Ebenen  gestatten  das  Erwachsen  landwirtschaftlicher  Großbetriebe, 
keine  exzeptionellreichen  Bergwerke  das  Werden  einer  großen  Exportindustrie ; 
wohl  aber  ist  China  durchaus  befähigt,  jene  Entwicklungsphase  zu  durchlaufen, 
die  Westeuropa  im  vorigen  Jahrhundert  durchlaufen  hat,  seine  Landwirtschaft 
nach  modernen  Grundsätzen  der  Ackerbauchemie  und  Ackerbautechnik 
leistungsfähiger  zu  gestalten,  seine  handwerksmäßigen  Kleinbetriebe  in  maschi- 
nelle Großbetriebe  zu  verwanden,  seine  Kohlenlager  auszubeuten  und  in  den 
Grenzgebieten  am  Himalaya  und  am  tibetanischen  Nordgebirge  die  Wasser- 
kräfte entsprechend  zu  verwerten.  Ströme  von  Einwanderern,  wie  sie  Kanada 
und  Argentinien  befruchteten,  stehen  gewiß  nicht  in  Frage.  Auch  ein  enormer 
Geburtenüberschuß  wie  bei  den  slawischen  Völkern  dürfte  sich  kaum  in 
gleicher  Weise  betätigen  können.  Aber  die  nahezu  400  Millionen  Menschen, 
die  im  chinesischen  Zentralgebiete  wohnen  und  mit  ihren  100  Menschen  pro 
qkm  schon  heute  die  Bevölkerungsdichte  von  Westeuropa  erreichen,  stellen 
aus  ihrem  eigenen  Reservoire  all  die  nötigen  Arbeitskräfte  bei.  Der  Auf- 
schwung Chinas  wird  ungleich  den  vorerwähnten  Gebieten  nicht  in  einem 
aufsteigenden  Prozentverhältnis  der  Einwohnerzahl  zur  Gesamtbevölkerung 
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der  Erde,  sondern  im  wachsenden  Reichtum  der  Einwohner  und  in  der  Stei- 
gerung ihrer  Bedürfnisse,  ihres  Lebensfußes,  ihrer  wirtschaftlichen  und 
kulturellen  Produktivität  und  damit  auch  ihrer  politischen  Macht,  ihrer 
Aktivanteilnahme  an  den  Geschicken  der  Menschheit  bestehen. 

Die  Begründung  der  Republik  hat  davon  Zeugnis  abgelegt,  wie  kindlich  die 
Mär  von  der 'Erstarrung  das  chinesischen  Volkes  gewesen  ist,  hat  vom  Bestehen 
reger,  lebendiger  -Kräfte*  im  Vo'lksorganismus  Beweise  abgelegt  und  Hand  in 
Hancj  ml'  diesem  politischen  Aufleben  des  Volkes  ist  ja  bereits  in  den  letzten 
Jahrzehnten' 'der  Bau  Wm  Eisenbahnen  und  die  wachsende  Beteiligung  auch 
einheimischer-  olrine^iVcheh  Kapitals  an  denselben,  die  Heranziehung  chinesi- 
scher Ingenieure  zum  Bau  der  Fabriken  und  Verkehrsmittel  gegangen.  Diese 
Entwicklung  wird  ohne  alles  Sprunghafte  weiter  gehen,  ohne  die  verblüffen- 
den Wandlungen  der  Kolonialländer  ruhig  und  harmonisch  weiterschreiten. 
China  wird  seinen  eigenen  Bedarf  sowohl  an  landwirtschaftlichen  als  auch 
industriellen  Erzeugnissen  decken,  im  wesentlichen  aufhören,  ein  mögliches 
Exportgebiet  europäischer  Industrie  zu  sein,  von  ganz  spezialisierten  Erzeug- 
nissen natürlich  abgesehen.  Es  wird  andererseits  die  gleiche  wirtschaftliche  und 
kulturelle  Entwicklungsstufe  wie  Europa  selbst  erreichen  und  mit  dem  briti- 
schen Weltreich,  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Rußland  sowie  jenem 
Staatengebilde,  zu  dem  sich  die  europäischen  Zentralstaaten  zusammenzu- 
schließen früher  oder  später  genötigt  sehen  werden,  eine  der  großen  Welt- 
mächte bilden. 

Wesentlich  geringer  sind  die  Möglichkeiten  Japans,  so  sehr  es  auch 
durch  die  Entwicklung  der  letzten  Jahrzehnte  verblüfft  hat.  Seiner  Ent- 
wicklung auf  dem  Boden  des  Inselreiches  selbst  sind  notwendigerweise  enge 
Grenzen  gesetzt,  die  wohl  heute  schon  nahezu  erreicht  sind.  Einer  Ausbreitung 
auf  amerikanischen  oder  australischen  Boden  stehen  übermächtige  politische 
Kräfte  im  Wege,  ebenso  in  Nordasien.  Die  Mission  einer  Führung  der  mongoli- 
schen Rasse,  einer  wirtschaftlichen  Erschließung  Chinas  und  seiner  Neben- 
länder, die  Japan  einen  Augenblick  zu  winken  schien,  kann  heute  nicht  mehr 
als  real  gelten.  Japan  hat  es  versäumt,  der  fortschrittlichen  Partei  Chinas 
solche  Hilfe  angedeihen  zu  lassen,  die  eine  Verschmelzung  beider  Länder 
unter  japanischer  Hegemonie  wünschenswert  für  dieselbe  hätte  erscheinen 
lassen,  China  geht  seine  eigenen  Wege  und  der  europäische  Einfluß  balanziert 
den  japanischen. 

Auch  die  Möglichkeit  industriellen  Exports  nach  China,  das  Erwachsen 
eines  Neuengland,  das  auf  geringem  Boden  eine  große  Bevölkerungsmasse 
durch  industrielle  Arbeit  und  Export  nach  minder  entwickelten  festländischen 
Gebieten  ernähren  könnte,  ist  durch  die  industrielle  Eigenentwicklung  Chinas 
schwer  gemacht.  Japan  ist  mit  dem  Schicksal  der  kleinen  europäischen  See- 
staaten  Holland  und  Portugal  bedroht,  die  trotz  andauernder  starker  Volks - 
kraft  und  Initiative  in  ihrer  territorialen  Begrenzung  und  in  der  Erstarkung 
der  Nachbarn  eine  Grenze  ihres  Einflusses  fanden. 

Indien  ist  eben  jetzt  im  Begriffe,  den  Mangel  an.  staatlicher  Unabhängig- 
keit, die  ihm  die  Schaffung  von  Erziehungszöllen  zum  Schutze  der  werdenden 
Industrie  erlauben  würde,  durch  den  freiwilligen  Boykott  ausländischer  Waren 
zu  ersetzen  und  so  eine,  zum  Teil  auf  genossenschaftlicher  Grundlage  be- 
ruhende nationale  Industrie  zu  entwickeln,  welche  die  überschüssigen  Volks - 
massen,  die  nur  in  guten  Erntejahren  vom  Ertrag  der  Landwirtschaft  leben 
können,  in  schlechten  Jahren  der  Hungersnot  anheimfallen,  zu  ernähren. 
Auch  seine  Landwirtschaft  selbst  wird  nach  modernen  Prinzipien  umgestaltet, 
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trotzdem  jedoch  weist  die  tropische  Natur  des  Landes  seiner  wirtschaftlichen 
Entwicklung  nicht  die  gleichen  Möglichkeiten,  wie  dem  benachbarten,  in  der 
gemäßigten  Zone  liegenden  China.  Das  tropische  Klima  versagt  dem  Men- 
schen die  Möglichkeit  zu  ebenso  intensiver  Arbeit  wie  in  den  kühleren  Breiten, 
gibt  ihm  weniger  Bedürfnisse  und  darum  auch  weniger  wirtschaftliche  Initia- 
tive. Indiens  Bedeutung  in  der  Völkergemeinschaft  zu  Ende  des  Jahrhunderts 
wird  wohl  mehr  auf  dem  Gebiete  geistiger  Wirksamkeit  liegen,  Indien  wird 
schwerlich  zu  den  großen  wirtschaftlichen  Weltmächten  der  Zukunft  gehören. 

Das  gleiche  gilt  naturgemäß  in  noch  höherem  Grade  von  den  tropischen 
Staaten  Hinterindiens  und  der  malayischen  Inselbrücke. 

Sehr  schwer  sind  dagegen  die  Möglichkeiten  Vorderasiens  zu  berechnen. 
Heute  sind  gewiß  nur  beschränkte  Gebiete  hinreichend  fruchtbar  für  wirt- 
schaftlichen Aufschwung;  meiner  entfernteren  Zukunft  mag  entsprechende  Be- 
wässerung indessen,  wie  im  Altertum,  Getreidekammern  schaffen,  wo  sonst  Wüste 
war.  Ob  diese  Landschaften  zu  jener  Zeitepoche  von  den  Söhnen  der  heutigen 
Einwohnerschaft  besiedelt  sein  werden,  ob  sie  einen  Bestandteil  von  Russisch  - 
Asien  bilden,  ob  sie  als  einziger,  wirtschaftlich  unerschlossener  und  keiner 
Großmacht  gehörender  Teil  der  Erde  dem  deutschen  Volk  die  Möglichkeit 
bieten  werden,  auf  Kolonialboden  ein  Weltreich  zu  gründen,  das  hängt  nicht 
nur  von  den  in  gewissem  Grade  erfaßbaren  wirtschaftlichen  Möglichkeiten 
und  Befähigungen  der  heute  dort  wohnenden  Rassen  ab,  sondern  kann  durch 
unberechenbare  Ergebnisse  eines  Weltkrieges  oder  den  freien  Willensentschluß 
einer  künftigen  Staatengemeinschaft  so  oder  anders  bestimmt  werden.  Jeden- 
falls liegen  in  Afghanistan,  Persien  und  dem  heutigen  Türkisch -Asien  große 
Rätselfragen  der  Zukunft. 


Afrika  ist,  wie  ja  allzubekannt,  der  von  der  Natur  am  wenigsten 
gesegnete  Erdteil,  und  eigentlich  sind  es  nur  zwei  ausgedehntere  Landstriche,  die 
einer  großen  wirtschaftlichen  und  damit  auch  politischen  Zukunft  fähig  sind, 
die  Vereinigten  Staaten  von  Südafrika,  die  bekanntlich  einen  Bestandteil  des 
britischen  Weltreiches  bilden  und  daher  einer  Entwicklung  europäischer  Art  ent  - 
gegensehen,  und  die  französischen  Altasländer  (Marokko,  Algerien  und  Tune- 
sien). Speziell  an  der  atlantischen  Küste  ist  Marokko  reich  an  Getreide - 
ebenen  und  im  marokkanischen  Altas  weisen  große  Bodenschätze  auf  die 
Möglichkeit  der  Erstarkung  einer  blühenden  Industrie  hin. 

Während  das  minder  fruchtbare  Algerien  bis  jetzt  eine  relativ  geringe 
Zahl  europäischer  Einwanderer  anzog,  strömen  schon  in  diesen  ersten  Jahren 
seit  Herstellung  einer  gewissen  Rechtssicherheit  in  den  Küstengebieten  zahl- 
reiche Einwandererscharen,  vor  allem  aus  Frankreich  selbst,  ins  Land;  Casa- 
blanca,  noch  vor  einem  Jahrzehnt  ein  verwahrloster  Küstenort,  ist  heute 
bereits  eine  große  Hafenstadt  und  wird  nach  der  Herstellung  der  projektierten 
Eisenbahnlinien  eines  der  großen  Handelsemporien  der  Erde  werden. 

Gewiß  wird  die  wirtschaftliche  Entwicklung  Marokkos  nicht  ohne  schwere 
Erschütterungen  vor  sich  gehen.  Die  einströmenden  europäischen  Ko- 
lo nistenscharen  werden,  ähnlich  wie  sie  das  in  der  anstoßenden  algerischen 
Provinz  Oran  getan  haben,  mehr  und  mehr  das  Land  in  Besitz  nehmen,  die 
zu  ernstem  wirtschaftlichen  Wettkampf  unfähigen  Araber  in  ein  landwirt- 
schaftliches Proletariat  verwandeln.  Politische  und  humanitäre  Gründe  mögen 
die  französische  Regierung  veranlassen,  dem  entgegenzuwirken,  Reserva- 
tionen für  die  Eingeborenen  zu  schaffen;  die  Größe  des  fruchtbaren  Landes 
wird  bei  entsprechend  intensiver  Kultur  auch  für  die  arabisch-berberische 
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Bevölkerung  die  Möglichkeit  der  Forterhaltung,  sei  es  auch  in  tieferer 
sozialer  Rangordnung,  bieten  und  gleichzeitig  ein  reiches,  bevölkertes  Neu- 
frankreich erstehen  lassen. 

Das  anstoßende  Tripolis  mit  seinen  Wüsteneien  bietet  demgegenüber 
nur  wenig  wirtschaftliche  Möglichkeiten.  Die  schmale  Talsohle  des  ägypti- 
schen Nils  ist  heute  schon  bis  nahe  an  die  Grenze  des  Möglichen  angebaut. 
Der  tropische  Sudan,  der  Kongostaat,  die  Sahara  mögen  den  Anbau  ge- 
wisser Spezialprodukte  gestatten,  nützliche  Rohstoffe  und  Konsumartikel 
liefern:  Eine  Besiedelung  durch  Weiße  oder  andere,  auch  politisch  und  kul- 
turell leistungsfähige  Menschenrassen  ist  wohl  durch  das  Klima  dauernd 
ausgeschlossen. 

Wenn  auch  all  die  andern  Gründe  für  dauerndes  Zurückbleiben  gewisser 
Erdstriche  wegfallen  mögen,  wenn  auch  die'  Wüsten  durch  planmäßige 
menschliche  Arbeit  bewässert  und  fruchtbar  gemacht  werden  können,  wird 
wohl  im  Tropenklima  niemals  die  Möglichkeit  für  intensive  Arbeit  hochent- 
wickelter Menschenrassen  und  damit  für  höhere  Kulturentfaltung  gegeben 
sein. 

Einzelne  Plateaulandschaften  am  Kilimandscharo  und  anderswo  mögen 
indessen  Eilande  weißer  Besiedelung  bilden,  Abessinien  mag  sich  mit 
seiner  derzeitigen  kraftvollen  Bewohnerschaft  weiter  entwickeln,  all  dies 
jedoch  sind  nur  relativ  kleine  Bezirke,  die  am  Gesamttypus  des  tropischen 
Afrika  nichts  ändern  können. 


Was  endlich  Australien  anlangt,  so  gehören  seine  Küstenland  - 
Schäften,  vor  allem  im  Süden  und  Osten,  gehört  ebenso  Neu-Seeland  schon 
heute  zu  den  Ländern  höchststehender  Produktionstechnik  und  größter  Volks - 
kraft.  Ein  Eindringen  intensiver  Wirtschaftsmethoden  ins  Innere  ward 
jedoch  bisher  durch  die  geringe  Bevölkerungsanzahl,  die  durch  Einwanderung 
angesichts  der  weiten  und  teuren  Fahrt  von  Europa  her  und  der  Konkurrenz 
Amerikas  und  Kanadas  als  Immigrationsländer  sowie  dank  dem  unerbitt- 
lichen Entschlüsse  des  australischen  Volkes,  eine  Einwanderung  aus  China 
und  Japan  (die  eine  dienende  Klasse  schaffen  und  den  demokratischen 
Charakter  des  Landes,  seine  Entwicklung  zum  Sozialismus  hin,  zerbrechen 
könnte)  wenig  gehoben  ward,  ausgeschlossen. 

In  diesen  allerletzten  Jahren  beginnt  sich  dies  zu  ändern.  Die  Vervoll- 
kommnung der  Schiffahrtsverhältnisse  hat  den  Verkehr  zwischen  Europa 
und  Australien  verbessert  und  verbilligt  und  die  australische  Regierung  hat 
begriffen,  daß  nur  eine  planmäßige  Besiedelung  der  Nordterritorien  und  des 
Binnenlandes  eine  wirkliche,  dauernde  Gewähr  gegen  die  Möglichkeit  einer 
Eroberung  durch  die  asiatischen  Großmächte  bilde.  Man  hat  begriffen,  daß 
nach  jenem  soziologischen  Gesetze  der  Scheu  vor  dem  wirtschaftlichen  Va- 
kuum, vor  dem  Brachliegen  und  der  Nichtbesiedelung  besiedelungsfähiger 
Gebiete,  der  Nichterschließung  wirtschaftlicher  Reichtümer,  welches  die 
europäischen  Mächte  nach  Marokko,  Japan  nach  Korea,  die  Weißen  Amerikas 
in  die  Indianerlandschaften  des  Westens  getriebenhat,  auch  die  an  Übervölkerung 
leidenden  Kulturvölker  Asiens  notgedrungen  nach  der  so  gut  wie  menschen- 
leeren Nordhälfte  Australiens  getrieben  werden  müssen.  Die  australische  Re- 
gierung hat  6ich  darum  veranlaßt  gesehen,  die  Einwanderung  aus  Europa 
durch  entsprechende  Vorkehrungen,  die  bis  zur  Bezahlung  des  Fahrpreises 
an  Einwanderer  solcher  Klassen  und  Berufszweige,  die  Australien  nottun 
(landwirtschaftlich  gebildete  Personen),  gingen,  planmäßig  zu  heben  und 
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tatsächlich  ist  die  Einwanderung  nach  Australien,  die  1906  *)  erst  50  887 
Personen  betrug,  sukzessive  auf  83  609  im  Jahr  1909  und  auf  141  909  im 
Jahre  1911  gestiegen,  ein  rapides  Anwachsen,  das  bald  die  Erreichung 
der  Einwanderungsziffern  Kanadas  und  Amerikas  erwarten  läßt. 

Hand  in  Hand  damit  ging  die  Einführung  einer  progressiven  Grund- 
steuer, welche  die  Großgrundbesitzer  des  Inneren,  die  ihr  Land  bloß  zur 
Schafzucht  verwendeten,  zum  Verkauf  an  Farmer,  die  allein  es  intensiver 
bewirtschaften  und  aus  dem  höheren  Ertrage  die  Steuer  leichter  aufbringen 
können,  veranlaßt,  und  ebenso  die  Inangriffnahme  des  Baues  der  beiden 
transkontinentalen  Eisenbahnlinien  von  Port  Darwin  im  Norden  nach  Adelaide 
an  der  Südküste  und  von  Perth  im  Westen  nach  Melbourne  und  Sidney  im 
Osten.  Gewiß  muß  trotz  allem  die  Hälfte  des  australischen  Innern  als  direkte 
Wüste  angesprochen  werden,  die  wohl  noch  für  lange  Zeit  nicht  oder  höchstens 
für  ganz  extensive  Schafzucht  zu  verwenden  ist.  Aber  auch  die  verbleibende 
Hälfte  umfaßt  4  Millionen  qkm,  würde  somit  bei  einer  Bevölkerungsdichtigkeit, 
die  halb  so  hoch  ist,  wie  in  Westeuropa  (50  statt  100  pro  qkm)  200  Millionen 
Menschen  beherbergen  können.  Gewiß  ist  anderseits  mit  einer  so  raschen 
Erreichung  der  Zahl  wie  in  Kanada  bei  der  großen  Entfernung  und  der  vorher- 
gehenden Aufsaugung  des  Materials  durch  die  Immigrationsländer  in  Amerika 
nicht  zu  rechnen,  aber  die  Bevölkerungszahl  Australiens  wird  zweifelsohne 
andauernd  steigen  und  vielleicht  mag  angesichts  der  modernen  demokra- 
tischen und  industriellen  Entwicklung  Chinas  und  Japans  der  Augenblick 
kommen,  in  dem  die  mongolische  Arbeiterschaft  hinreichende  berufliche 
Tüchtigkeit,  hinreichende  Lebensansprüche  und  im  Gefolge  dessen  auch 
hinreichende  Lohnansprüche  stellen  wird,  daß  eine  Einwanderung  chine- 
sischer Arbeiter  zugelassen  werden  könnte,  ohne  Gefahr  wesentlichen  Lohn- 
druckes. Die  demokratische  Entwicklung  Chinas  wird  ja  gewiß  in  den  nächsten 
Jahrzehnten  auch  die  Chinesen  zu  hinreichend  selbstbewußten  Staatsbürgern 
erziehen,  daß  die  politischen  Bedenken  gegenüber  der  Einwanderung  von 
Chinesen  nach  Australien  nicht  mehr  bestehen  werden. 

Anderseits  muß  jede  Beurteilung,  die  auf  Australien  Bezug  hat,  mit  der 
großen  Wahrscheinlichkeit  rechnen,  daß  dasselbe  in  1 — 2  Jahrzehnten  nicht 
mehr  den  Regeln  der  kapitalistischen  Wirtschaft  unterliegen,  sondern  ein 
sozialistisches,  auf  planmäßiger  Eigenproduktion  für  den  Eigenbedarf  be- 
ruhendes Gemeinwesen  bilden  wird.  Auch  die  Frage  der  Immigration  wird 
dann  noch  bewußter  als  bisher  von  der  australischen  Regierung  selbst  nach 
Gründen  des  Bedarfs  geregelt  werden,  und  es  ist  allerdings  möglich,  daß  die- 
selbe es  vorzieht,  nur  soviele  Bevölkerungselemente  anzuziehen,  um  die  vor- 
handenen Naturschätze  heben  zu  können,  ohne  über  jenes  Maß  hinauszugehen, 
durch  das  dem  einzelnen  australischen  Bürger  ein  Maximum  von  Ertrag 
gewährleistet  wird. 

Trifft  diese  Voraussage  zu,  dann  wird  sich  Australien  selbst  der  Möglich- 
keiten der  Bevölkerungsvermehrung  und  wirtschaftlichen  Intensifizierung  be- 
geben, die  ihm  an  und  für  sich  durch  die  Ausdehnung  des  Gebietes  beschieden 
wären.  Dann  wird  Australien  nicht  zu  den  wirtschaftlich -politischen  Groß- 
mächten der  Zukunft  zählen  und  sich  damit  begnügen  müssen,  ähnlich  wie 
Indien  der  Menschheit  geistige  Beiträge  liefern  wird,  ihr  die  Möglichkeiten 
sozialer  Zukunftsentwicklung  vor  Augen  zu  führen. 


*)  Als  der  Schreiber  dieser  Zeilen  in  Australien  lebte. 
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Fassen  wir  das  Gesagte  zusammen,  so  kommen  wir  zum  Schluß,  daß 
Virtschaft  und  Bevölkerung  sich  in  der  zweiten  Hälfte  des  Jahrhunderts 
ganz  anders  über  den  Erdball  verteilen  werden  wie  heute.  Europa  wird  zwar 
niemals  von  einem  anderen  Teile  der  Erde  an  wirtschaftlicher  Intensität 
übertroffen  werden,  weil  es  eben  in  der  Mannigfaltigkeit  seiner  Bodengestal- 
tung und  in  seinen  reichen  Bodenschätzen  tatsächlich  das  wertvollste  Gebiet  der 
Erdoberfläche  darstellt,  es  wird  jedoch  den  überwiegenden  Teil  seinesVorsprungs 
gegenüber  den  anderen  Gebieten  abtreten  und  angesichts  seiner  geringen 
Ausdehnung  seine  bisherige  wirtschaftliche  und  politische  Machtgeltung  mit 
anderen  Zentren  teilen  müssen.  Als  solche  kommen  in  erster  Linie  die  großen 
Gliedstaaten  des  britischen  Weltreiches,  vor  allem  Kanada  in  Frage,  in  zweiter 
Linie  eine  romanische  Weltmacht  im  Süden  des  amerikanischen  Kontinents, 
eine  slawische  im  Norden  Europas  und  Asiens,  eine  mongolische  in  China  und, 
wie  natürlich  trotz  aller  Übertreibungen  der  letzten  Zeit  festgehalten  werden 
muß,  eine  kosmopolitische  Weltmacht  englischer  Sprache,  die  Vereinigten 
Staaten  Amerikas,  die  sich  wohl  bis  zum  Äquator  ausdehnen  werden. 

Die  Industrien  der  Zukunft  in  ihrer  wachsenden  Abhängigkeit  vom 
Reichtum  an  Wasserkräften,  werden  wohl  vor  allem  einerseits  im  alten 
Europa,  anderseits  in  den  Gebirgslandschaften  von  Westkanada  und  den  Ver- 
einigten Staaten,  im  Atlasgebiete  von  Französisch -Nordafrika  und  vielleicht 
auch  in  fernerer  Zukunft  in  den  Himalayalandschaften  Indiens,  Tibets  und 
Chinas  konzentriert  sein,  während  anderseits  gewisse  lokale  Bedürfnisse  und 
vielleicht  auch  eine  Festhaltung  der  Schutzzollpolitik  (wie  ja  der  relative  Sieg 
des  Freihandels-  und  Schutzzollprinzips  einen  so  maßgebenden,  heute  nicht 
vorauszuberechnenden  Faktor  in  der  Gestaltung  unseres  Problems  bilden 
wird)  eine  Ausbreitung  vieler  Industrien  über  die  ganze  Erdoberfläche  mit 
sich  bringen  werden.  Die  landwirtschaftliche  Großproduktion  wird  sich 
zweifellos  in  den  reichen  Ebenen  Kanadas,  des  amerikanischen  Mississipitals, 
des  südlichen  Südamerika  und  Sibiriens  konzentrieren.  Die  übrigen  Länder 
der  gemäßigten  Zone  werden  wohl  nur  vermöge  besonders  intensiven  Acker- 
baumethoden (wie  Gemüsebau  für  lokalen  Bedarf)  konkurrenzfähig  bleiben 
können. 

Jedenfalls  wird  es  in  den  erstgenannten  fruchtbaren  Ebenen  möglich 
sein,  Getreide  billiger  als  heute  zu  produzieren,  jedenfalls  werden  die  Alpen, 
die  Kordilleren,  Skandinavien,  der  Atlas  und  das  Himalayagebirge  mit  ihren 
Wasserkräften  bessere  Möglichkeiten  für  eine  billig  arbeitende  Industrie,  als 
sie  heute  in  der  Ebene  gegeben  sind,  bieten,  jedenfalls  wird  so  diese  neue  Ver- 
teilung der  Produktionszentren  über  die  Erdoberfläche  eine  weitaus  größere 
Produktionskraft  der  Menschheit  mit  sich  bringen,  die  Summe  all  der  dem 
Nahrungs-  und  sonstigen  Lebensbedarf  der  Menschheit  zur  Verfügung  stehen- 
den Waren  wesentlich  erhöhen  und  einer  planmäßigen  Leitung  des  Wirt- 
schaftslebens die  Möglichkeit  in  die  Hand  geben,  die  soziale  Frage  von  heute 
restlos  zu  lösen,  auch  für  eine  Bevölkerungsanzahl,  die  das  Doppelte  der 
heutigen  betragen  mag,  entsprechende  Wohlfahrt  auf  Erden  zu  bieten. 


Gewiß  mag  der  Skeptische  beifügen,  daß  die  Bevölkerungsanzahl  dann 
auf  ein  Vielfaches  steigen  und  die  wirtschaftlichen  Fragen  aufs  neue  in  ganzer 
Schärfe  aufleben  lassen  werde.  Ein  Trugschluß,  weil  ja  die  klare  Erfahrung 
Frankreichs  und  in  letzter  Zeit  auch  Deutschlands,  Englands,  der  Oststaaten, 
Amerikas  und  Australiens  nachweist,  daß  bei  höherem  Kulturgrad  die  frei- 
willige Begrenzung  der  Kinderzahl  um  sich  greift.    Die  Bevölkerungsver- 
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mehrung  des  nächsten  halben  Jahrhunderts  wird  ohnehin  nicht  mehr  von  den 
bekannten  großen  Kulturvölkern,  sondern  überwiegend  von  den  Slawen  und 
Mongolen,  sowie  anderseits  den  Weißen  in  Kolonialgebieten,  die  angesichts 
des  unbegrenzten  Bodenspielraumes  keine  wirtschaftlichen  Motive  für  Ge- 
burtenbegrenzung besitzen,  getragen  werden  müssen.  Mit  der  wachsenden 
Bevölkerung  dieser  Landstriche  wird  jedoch  auch  in  ihnen  die  gleiche  Ent- 
wicklung zur  Begrenzung  der  Geburtenanzahl  eintreten  und  die  schwer- 
wiegende Frage  der  Zukunft  wird  nicht  die  sein,  für  wachsende  Bevölkerungs- 
anzahl der  Erde  Nahrung  zu  schaffen,  sondern  vielmehr  zur  Bewahrung 
irdischer  Kulturtätigkeit  hinreichend  viel  Nachkommenschaft  zu  sichern. 
Das  aber  ist  ein  anderes  Problem.  Wird  unser  Jahrhundert  die  Anpassung 
wirtschaftlicher  Produktion  an  die  natürlichen  Bedingungen  der  Erdober- 
fläche bringen,  so  wird  gewiß  eine  andere  Zeitepoche  auch  die  entsprechende 
Lösung  des  schwerwiegenden  Bevölkerungsproblems  zu  finden  wissen. 


<S> 


KORRESPONDENZEN 

ÖKONOMISCHE  ENTOCKIJUNa 

GEORGE  NESTLER- TRICOCHE,  WASHINGTON: 
DIE  LIGA  DER  KONSUMENTEN  IN  DEN  VER- 
EINIGTEN STAATEN  AMERIKAS. 

^■^IE  „Consumer's  League"  verdankt  ihre  Entstehung  Fürsorgebe- 
strebungen für  die  in  den  Fabriken  und  Warenhäusern  tätigen 
Frauen  und  Kinder.  Sie  ist  das  Ergebnis  einer  Bewegung,  die  in 
J  den  Vereinigten  Staaten  vor  etwa  25  Jahren  aus  der  Entdeckung 
der  höchst  traurigen  Zustände,  die  damals  besonders  in  den  ,,sweat  shops" 
herrschten,  entsprang.  Diese  Bewegung  äußerte  sich  zuerst  im  persönlichen 
Einschreiten  der  Kunden,  in  Vorstellungen,  die  übrigens  so  ziemlich  wir- 
kungslos blieben;  sie  führte  darauf  zur  Veröffentlichung  ,, weißer  Listen",  die 
die  Namen  jener  Handelshäuser,  bei  denen  die  Behandlung  der  Angestellten 
eine  gute  war,  kundgaben.  Im  Jahre  1880  breitete  die  Konsumentenliga,  die 
erst  nur  auf  New  York  beschränkt  gewesen  war,  sich  über  Pennsylvanien, 
über  Illinois  und  Massachusetts  aus.  Heute  umfaßt  sie  bereits  den  ganzen 
Staat.  Ihr  Einfluß  ließ  1896  in  New  York  das  sogenannte  ,,Mercantile  Em- 
ployers  Act"  durchdringen,  das  erste  Schutzgesetz  für  Frauen  und  Kinder, 
die  im  Detailhandel  beschäftigt  sind. 

Die  Konsumentenliga  hat  Erfolge  gezeitigt,  die  nur  erreicht  werden 
konnten,  weil  ihre  Mitglieder  zum  großen  Teile  Frauen  sind,  Frauen,  die 
Unabhängigeit  und  Muße  besitzen  und  die  folglich  nicht  den  gleichen  Ein- 
flüssen unterworfen  sind  wie  männliche  Reformatoren.  Diese  Frauen  haben 
die  Waffen  angewendet,  durch  deren  Gebrauch  sie  unbesieglich  sind:  die 
Ausdauer  und  die  sanfte,  beharrliche  Überredung.  Die  Konsumentenliga 
hat  es  in  einigen  Staaten  erreicht,  daß  den  Angestellten  der  großen  Waren- 
häuser erlaubt  wurde,  sich  zeitweise  zu  setzen.  Sie  ist  es,  die  den  zeitigen 
Ladenschluß  am  Abend  durchgesetzt  hat  und  den  freien  Samstag  nachmittag 
während  der  heißen  Zeit  des  Jahres.  Sie  ist  es,  der  es  durch  unermüdliche 
Bestrebungen  gelungen  ist,  der  beklagenswerten  Überbürdung  der  Angestellten 
der  Warenhäuser  zur  Zeit  der  Weihnachtseinkäufe  zu  steuern;  und  hier  war 
der  Kampf  hart  genug,  weil  er  sich  viel  mehr  gegen  eingewurzelte  Gewohn- 
heiten des  Publikums  als  gegen  die  Gewinnsucht  der  Kaufleute  zu  richten 
hatte.  Bei  all  diesen  Konflikten  aber  haben  die  Führerinnen  der  Bewegung 
bewiesen,  wie  schlecht  begründet  der  alte  Einwurf  ist,  den  man  immer  und 
ewig  der  Tätigkeit  der  Frauen  im  öffentlichen  Leben  entgegenstellen  hört: 
daß  sie  bis  ans  Extrem  zu  gehen  gewohnt  sind,  und  daß  Mäßigung  ihrem 
Wesen  fremd  sei.  Bei  verschiedenen  Gelegenheiten  haben  Mitglieder  der 
Liga,  allen  voran  die  Präsidentin,  Mrs.  Nathan,  den  unzeitigen  Eifer  ge- 
zügelt,  mit  dem  Beamte  des  Arbeitsdepartements  rücksichtslos  Vorschriften 
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ausführen  lassen  wollten,  die  in  der  Hand  von  Organen,  die  nicht  mit  feinem 
Gefühl  für  das  Mögliche  begabt  sind,  leicht  zu  unerträglichen  Zwangsmaß  - 
regeln  werden. 

Gegenwärtig  zielen  die  Bemühungen  der  Konsumentenliga  in  erster 
Linie  dahin,  von  den  einzelnen  Staaten  ein  Gesetz  über  den  Minimallohn 
der  Frauen  votieren  zu  lassen ;  und  das  kostet  Anstrengung  genug,  weil  dieses 
Problem  für  die  Männer  noch  nicht  gelöst  ist,  die  übrigens  als  fähig  betrachtet 
werden,  annehmbare  Lebensbedingungen  von  ihren  Arbeitgebern  selbst- 
tätig zu  erkämpfen*).  Doch  bemüht  sich  die  Liga  noch  außerdem,  im  Kon- 
sumenten das  Gefühl  individueller  Verantwortlichkeit  für  die  Bedingungen  zu 
erwecken,  unter  denen  ganz  besonders  die  Nahrungsmittel  vom  Detaillisten 
konserviert  und  dem  Verkaufe  übergeben  werden.  Es  ist  ganz  klar,  daß 
das  Publikum,  wenn  es  sich  weigert,  Läden  zu  besuchen,  die  unreinlich 
gehalten  sind,  die  ihre  Auslagen  vor  Staub  nicht  schützen,  die  ihre  Eßwaren 
von  den  Fingern  der  Kundschaft  berühren  lassen  oder  solche,  deren  Ange- 
stellte offenkundig  an  ansteckenden  Krankheiten  leiden  —  es  ist  ganz  klar, 
daß  das  Publikum  durch  solches  Vorgehen  Erfolge  erzielt,  die  keine  Ver- 
ordnungen je  auch  nur  annähernd  erreichen  könnten. 

Und  auch  hier  ist  der  Fortschritt  schon  mit  Händen  deutlich  zu  greifen: 
die  schützende  Hülle  der  kleinen  Pastetchen,  der  Biskuits,  der  Kuchen, 
der  Bonbons,  die  in  den  Restaurants  und  Konditoreien  aufliegen,  die  ver- 
glasten Schaukästchen  für  Früchte  aller  Art,  der  Verkauf  von  Taschen- 
tüchern in  versiegelten  Paketen  und  vieles  andere  noch  ist  das  Ergebnis 
der  zielbewußten  Tätigkeit  der  ,,Liga  der  Konsumenten". 

CHRONIK. 


IN  Trust  auf  dem  Lande  und 
die  Verteidigung  der  Bauern: 

Eine  eigentümliche  und  be- 
achtenswerte Erscheinung  sind  Bau- 
ern, die  sich  der  Kampfmittel  der 
Arbeiterklasse  bedienen:  das  schien 
auf  den  ersten  Blick  unmöglich,  da 
die  sozialen  Lebensumstände  der 
Bauern  und  der  Arbeiter  doch  durch- 
aus verschieden  sind.  Und  doch 
bemerkt  man  diese  Erscheinung  in 
Frankreich,  wo  sie  sich  an  mehr  als 
einer  halben  Million  Bewohnern  der 


Departements  Tarn,  Herault,  Aveyron 
und  Lozere  nachweisen  läßt. 

Die  Bevölkerung  dieser  kalk- 
reichen und  trockenen  Gebiete  lebt 
hauptsächlich  von  der  Schafzucht. 
Die  bedeutendste  Geldquelle  ist  die 
Schafmilch,  aus  der  der  beliebte 
Käse  „Roquefort"  erzeugt  wird. 
Die  Produktion  des  Roqueforts  hat 
nun  seit  etwa  15  Jahren  durchaus 
industrielle  und  kapitalistische  For- 
men angenommen.  In  allen  Ge- 
meinden   wurden    Milchhäuser  er- 


*)  Ein  bekannter  Philantrop,  Pater  Byan  in  Minnesota,  hat  konstatiert,  daß  in  den 
Vereinigten  Staaten  vier  bis  sieben  Millionen  erwachsener  Männer  einen  Lohn  erhalten, 
der  durchaus  ungenügend  ist,  um  das  Leben  erträglich  zu  gestalten. 
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richtet,  wohin  die  Bauern  ihre  Milch 
trugen,  und  die  einzelnen  rivalisieren- 
den Gesellschaften  machten  diese 
einander  streitig.  In  den  letzten 
Jahren  dieses  Zustandes  erreichte  die 
Milch  einen  Preis  von  35  Francs  pro 
Hektoliter.  Das  waren  goldene  Zeiten 
für  die  Bauern. 

Aber  1910—1911  erkannten  die 
Gesellschaften  den  Schaden,  den  sie 
durch  die  Konkurrenz  sich  selber  zu- 
fügten, und  beschlossen,  sich  zu  ver- 
einen. Die  „Gesellschaft  der  Produ- 
zenten", die  „Gesellschaft  Rigal"  und 
die  „Neue  Gesellschaft",  die  mitein- 
ander neun  Zehntel  der  Erzeugung 
des  Roquefort  bestreiten,  fusionier- 
ten sich.  Diese  Fusion  hatte  einen 
doppelten  Zweck:  erstens  die  Kon- 
kurrenz zu  unterdrücken  und  den 
Preis  des  Käses  in  die  Höhe  zu 
schrauben  und  zweitens  den  Preis  der 
Milch  zu  verringern. 

Die  Gründung  dieses  Trusts  trug 
selbstverständlich  Aufregung  unter 
die  Bauern:  sie  protestierten  lebhaft, 
aber  bald  trat  wieder  Ruhe  ein;  denn 
der  Trust  ging  mit  ganz  außerordent- 
licher Geschicklichkeit  und  Klugheit 
zu  Werke.  Anstatt  ihn  zu  drücken, 
erhöhte  er  den  Preis  der  Milch,  die 
bis  zu  40  Centimes  per  Liter  erzielte, 
aber  der  wahre  Grund  dieses  Ma- 
növers war,  die  kleinen  Produk- 
tionshäuser zugrunde  zu  richten,  da 
diese  selbstverständlich  nicht  im- 
stande waren,  den  Bauern  die  Milch 
ebenso  teuer  zu  bezahlen.  Nach 
ihrem  Verschwinden  wird  der  Trust 
der  einzige  Herr  im  Lande  sein. 


Inzwischen  haben  aber  die  Klar- 
blickenden unter  den  Bauern  die 
drohende  Gefahr  erkannt.  Sie  haben 
Syndikate  zur  Verteidigung  gegrün- 
det, sie  haben  Flugschriften  verbrei- 
tet. Einzelne  Sozialisten  haben  da- 
von gesprochen,  eine  Produktivge- 
nossenschaft zu  gründen.  Diese  Lö- 
sung hat  aber  nicht  viel  Anklang 
gefunden,  weil  eine  solche  Genossen- 
schaft kaum  reüssieren  könnte.  Sie 
würde  mehr  Kapital,  als  aufgetrieben 
werden  kann,  erfordern,  um  Milch- 
keller, Raffinerien  usw.  zu  errichten; 
und  überdies  könnte  sie  nicht  die 
Konkurrenz  des  Trusts  aushalten, 
der  über  Kapital,  Absatz,  alle  er- 
forderlichen Produktionsmittel  und 
-Werkstätten  usw.  verfügt. 

Das  einzige,  erfolgversprechende 
Kampfmittel  dürfte  das  folgende  sein, 
zu  dessen  Anwendung  die  Bauern  eben 
schreiten  wollen:  die  Bauern  bilden 
ein  Syndikat.  Sie  nennen  einen 
Syndikatspreis  für  die  Milch  und 
weigern  sich,  dieselbe  zu  einem  nie- 
drigeren Preis  zu  liefern.  Der  Leiter 
des  Syndikats  vereinbart  einen  Kol- 
lektivvertrag mit  der  Leitung  des 
Trusts.  Der  Trust  nimmt  die  Ver- 
pflichtung auf  sich,  die  ganze  Milch 
des  Syndikats  nach  einem  bestimmten 
Tarife  während  der  ganzen  Dauer  der 
Vertragszeit  abzunehmen.  So  wird 
die  Macht  des  Trusts  in  bestimm- 
ten Grenzen  gehalten.  Die  Bauern- 
klasse verteidigt  sich  mit  Waffen,  die 
im  Kampfe  der  Arbeiterklasse  sieg- 
reich bewährt  worden  sind. 

E.  Soulü. 
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POLITISCHE  ENTWICMJUNS 

I.  RUBY,  EH.  KONSTANTINOPEL:  DAS  PROBLEM 
DER  ALB ANESIS CHEN  AUTONOMIE. 

S  ist  eine  geschichtlich  bewiesene  Tatsache,  daß  das  albanesische 
Volk  die  kompakteste  und  gleichartigste  Einwohnergruppe  der 
Balkanhalbinsel  bildet.  Seine  Herkunft  und  seine  Sprache, 
seine  Sitten  und  sein  Charakter  unterscheiden  es  vollständig 
von  den  benachbarten  Rassen  und  geben  ihm  diese  eigentümliche  In- 
dividualität, dank  welcher  es  allen  Assimilationslockungen  widerstehen 
konnte." 

So  beginnt  das  Memorandum,  welches  die  Delegierten  der  provisori- 
schen Regierung  Albaniens  der  Botschafterreunion  der  Großmächte  in  London 
vorlegten.  Und  wirklich,  nichts  ist  richtiger.  Wenn  man  die  Geschichte 
verfolgt,  scheint  dieses  Gebirgsvolk,  dessen  wahre  Abkunft  ein  nicht  enden- 
wollendes Problem  für  alle  Ethnographen  bildete,  einer  beispiellosen  Eigen- 
brötelei ergeben.  Während  die  anderen  Bewohnergruppen  des  Kontinentes 
Evolutionen  durchmachten,  sich  umbildeten,  während  die  Fortschritte  der 
Wissenschaft  und  ihre  vielerlei  Anwendungen  die  europäischen  Nationen 
einander  näherbrachten  bis  zu  dem  Punkte,  daß  sie  zu  mehr  oder  minder 
begünstigten  Schwestern  derselben  Familie  wurden,  blieb  Albanien  einsam, 
an  sein  feudales  System  festgenietet,  seinen  primitiven  Gewohnheiten  getreu, 
vollständig  fremd  gegenüber  dieser  so  allgemeinen  Vorwärtsbewegung. 

Bald  unabhängig,  bald  unterworfen,  niemals  vollständig  unterjocht, 
betrachtete  es  als  seinen  empfindlichsten  Ehrenpunkt,  sich  dem  Eindringen 
einer  jeden  auswärtigen  Idee  zu  widersetzen,  die  hätte  geeignet  sein  können, 
in  welch  immer  einer  Hinsicht  die  Art  und  Weise  seiner  Existenz  abzu- 
ändern. Und  das  in  einem  Lande  hart  an  den  Toren  des  zivilisierten  Europas. 

Diese  Feststellung  führt  uns  dazu,  zu  denken,  daß  das,  was  als  eine 
Inferiorität  der  albanesischen  Rasse  betrachtet  werden  könnte,  gerade  das- 
jenige war,  wodurch  sie  sich  der  verhängnisvollen  Auflösung  in  den  benach- 
barten Rassen,  jener  „lockenden  Assimilation"  entziehen  konnte,  von 
der  das  Memorandum  mit  einem  so  offenkundigen  Entsetzen  spricht.  Auf 
dreifache  Weise  hätte  Albanien  seine  Nationalität  verlieren  können:  durch 
die  Griechen,  deren  Stärke  in  der  ruhmvollen  Vergangenheit  und  einer  ebenso 
reichen  wie  geläuterten  Sprache  liegt;  durch  die  Slawen  mit  ihrer  moderneren 
Kultur,  ihrer  dem  Westen  sich  annähernden  sozialen  Organisation  und  Polizei; 
und  drittens  durch  die  muselmännische  Proselytenmacherei,  die  für  die  ein- 
fältigeren Köpfe  eines  barbarischen  Landes  fast  unwiderstehlich  ist  und 
noch  dazu  durch  den  türkischen  Oberlehnsherrn  immer  und  überall  unter- 
stützt wird. 

Die  Albanesen  aber  zogen  vor  zu  bleiben,  was  sie  waren:  eine  Anhäufung 
von  Volksstämmen,  zusammengesetzt  aus  Hirten  und  Nichtstuern  mit  seß- 
haftem, bedürfnisarmem  Leben,  mit  Tollkühnheit  und  Stolz,  der  bis  zum 
Verbrechen  ausartet;  ihre  Existenz  wird  ganz  von  der  Sorge  beherrscht,  ob 
nicht  etwa  eine  Blutschuld  abzutragen,  nicht  etwa  der  Stachel  eines  persön- 
lichen oder  ererbten  Unrechtes  zu  tilgen,  und  ob  endlich  nicht  irgendeine 
Umformung  ihrer  Lage  und  ihrer  Gebräuche  zu  verhindern  sei,  nationale 
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Einigkeit  und  patriotisches  Zusammengehörigkeitsgefühl  über  alles  setzend. 
Wir  sehen  sie,  im  Mißgeschick  der  Zeiten  und  im  Interesse  eines  Stammes 
sich  vor  Mohammed  beugen  oder  nach  der  Jesuslehre  hinwenden,  ohne 
dabei  viel  zu  glauben  oder  gar  zu  praktizieren.  Wir  sehen  sie  unempfind- 
lich gegenüber  der  Anziehung  des  Fortschritts  und  des  sie  überall  umgebenden 
Modernismus.  Sie  haben,  wie  alle  Bergbewohner,  sich  instinktiv  an  ihre 
Individualität  geklammert.  Sicherlich  sind  sie  undiszipliniert  und  unter 
sich  entzweit;  aber  vor  dem  Eindringen  der  Fremden  verstummen  alle  Händel; 
es  verschwindet  der  Unterschied  der  Kulte ;  Ehrgeiz  und  Rachedurst  zwischen 
den  Stämmen  verschwindet,  und  es  bleibt  nur  mehr  eine  jeder  Drohung  von 
außen  die  Stirne  bietende,  unauflösliche  Einheit. 

Sie  haben  keine  einheitliche  Sprache  und  sprechen  so  verschiedene 
Dialekte,  daß  die  Geghen  und  die  Tosken,  Leute  des  Nordens  und  des  Südens, 
oft  Mühe  haben,  sich  zu  verständigen.  Da  und  dorthin  verstreut  (in  Maze- 
donien, in  Thrazien,  in  Kleinasien,  in  Syrien,  in  Ägypten  und  in  erheblichen 
Kolonien  in  Österreich,  Italien  und  Amerika  angesiedelt),  legten  sie  Proben 
von  Vervollkommungsfähigkeit  und  gutem  Geschäftssinn  ab;  keineswegs 
waren  sie  der  Zivilisation  unzugänglich.  Aber  es  ist  ein  eigentümlicher  Neben- 
umstand, daß  die  Albanesen,  wie  hoch  immer  die  soziale  Lage  sei,  zu  der  sie 
sich  aufgeschwungen  haben,  niemals  ihre  primitive  Sprechweise  aufgeben  und 
sie  immer  auf  ihre  Nachkommenschaft  übertragen. 

Das  genaue  Bild,  welches  M.  Rene-Pinon  von  diesem  Volke  entworfen 
hat,  verdient  in  Gänze  angeführt  zu  werden: 

„In  den  Gebirgen  vom  Vardar  bis  zum  adriatischen  Meer,  von  Thessalien 
bis  Montenegro  ist  der  Albanese  Herr,  sowohl  durch  das  Recht  des  ersten 
Besitznehmers  als  auch  des  Stärkeren.  Durch  die  Rasse,  die  Sprache,  den 
Glauben  und  die  Sitten  unterscheidet  und  trennt  er  sich  von  den  anderen 
Völkern  der  Halbinsel;  er  hat  seine  sehr  entschiedene  Individualität.  Er 
stößt  im  Süden  an  die  Hellenen,  im  Norden  und  Osten  an  die  Slawen;  aber 
nirgends  vermengt  er  sich,  weder  mit  den  einen  noch  mit  den  anderen.  Es 
kommt  vor,  daß  er,  gutwillig  oder  gezwungen,  sich  seine  Nachbarn 
assimiliert,  aber  niemals  läßt  er  sich  von  ihnen  assimilieren:  Er  verachtet 
sie;  sei  er  Großvezir  oder  Schäfer  in  der  Einsamkeit  des  Pindus:  Der 
Skipetar  —  dies  der  Name,  den  er  sich  selbst  beilegt  —  ist  ein 
Aristokrat,  ein  freier  Mann,  ein  Edelmann.  Der  Bulgare  in  den  Ebenen 
Makedoniens  krümmt  sich  auf  den  Feldern  und  bebaut  die  Erde  des  Türken; 
er,  der  Albanese  ist  der  König  der  Berge;  Jäger,  Hirte,  Soldat  oder  Räuber, 
verachtet  er  die  regelmäßige  obligate  Arbeit,  die  aus  dem  Menschen  einen 
Sklaven  macht ;  für  ihn  gibt  es  nichts  anderes,  als  seinen  Gewohnheiten  zu 
folgen  und  seine  Flinte  über  alles  zu  stellen.  Seine  historische  Rolle  ist  in 
enger  Übereinstimmung  mit  seiner  Natur  und  seine  Natur  mit  der  seines 
Landes."  —  Wenn  es  auch  eine  sehr  einfache  Methode  ist,  alle  Völker,  die 
sich  nicht  willig  unseren  Einwanderungs-  und  Assimilationsbestrebungen 
beugen,  als  Barbaren  zu  bezeichnen,  so  sind  wir  doch  gezwungen  anzuerkennen, 
daß  es  dieser  Begriff  von  Solidarität,  dieses  nationale  Gewissen  ist,  dem  die 
Albanesen  zum  Teile  ihre  Autonomie  und  Unabhängigkeit  verdanken  werden. 
Während  langer  Zeit  hat  man  sie  für  unfähig  zu  einer  politischen  Existenz 
erklärt  und  für  total  ausgeschlossen  gehalten,  daß  sie  selbst  die  geeigneten 
Wege  zu  einer  solchen  einschlagen  könnten;  verstohlen,  fast  ohne  ihr  Wissen, 
hat  die  Zeit  für  sie  gearbeitet,  und  sie  haben  durch  die  Art  und  Weise,  mit 
der  sie  sich  den  psychologischen  Moment  zunutze  machten,  gezeigt,  daß  sie 
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dieses  Erwachen  erwarteten.  Als  sich  der  Sturm  der  verbündeten  Balkan- 
staaten gegen  das  osmanische  Reich  erhob,  waren  ihnen  Revolte  und  In- 
surrektion die  Mittel,  verstehen  zu  lassen,  daß  sie  ihre  Unabhängigkeit  wollten 
und  erhalten  würden,  koste  es,  was  es  wolle.  Zu  ihrem  Glücke  sowie  als 
eine  Gewähr  künftigen  Friedens  auf  dem  Balkan  hat  es  sich  gefügt,  daß 
die  österreichsche  Diplomatie,  welche  die  ungeheure  Unvorsichtigkeit  be- 
gangen hatte,  die  verbündeten  Balkanstaaten  vollständig  gewähren  zu  lassen, 
nun  in  die  Enge  getrieben  und  gezwungen,  durch  eine  neue  Strategie  eine 
neue  Situation  zu  schaffen,  ihren  Säbel  auf  die  Wagschale  warf,  und  daß  sie 
im  Begriffe  ist,  an  der  Spitze  von  800  000  Bajonetten  —  wenn  man  so  sagen 
darf  —  die  Autonomie  Albaniens  aufzurichten. 


War  dieses  Prinzip  der  Autonomie  einmal  aufgestellt,  dann  mußte  das 
Problem  lauten,  ob  ein  großes  oder  ein  kleines  Albanien  zu  schaffen  sei. 

Man  könnte  glauben,  daß  durch  die  Anstrengungen,  die  Europa  macht, 
um  eine  Lösung  herbeizuführen,  die  die  Herstellung  einer  Friedensära,  in 
der  alle  Rassen  ihre  Entwicklungsmöglichkeiten  fänden,  diese  endlich  auf- 
hören würden,  sich  gegenseitig  zu  zerfleischen.  Diesen  Irrtum  lasse  man 
fallen.  Um  ein  Gegengewicht  gegen  den  slawischen  Stoß  zu  bieten,  mußte 
Wien  ein  Großalbanien  wünschen  und  es  ist  dem  Ballplatz  sogar  ge- 
lungen, seinen  Standpunkt  der  italienischen  Diplomatie  einzuimpfen. 
Aber  dagegen  protestierten  die  Nachbarn,  zu  deren  Schaden  sich  der  neue 
Staatspfropfen  mehr  und  mehr  rundete,  mit  Leidenschaft:  die  Montenegriner 
im  Norden,  die  Griechen  im  Süden,  die  Serben  und  Bulgaren  im  Osten,  alle 
Verbündeten  erklärten  sich  um  so  geschädigter  in  ihren  unverjährten  Rechten, 
als  sie  sich  von  Rußland  kräftig  gestützt  wußten.  So  sind  die  internationalen 
Verwicklungen  zu  erklären,  deren  unruhige  Zeugen  wir  seit  Monaten  waren. 

Das  ist  nun  im  wesentlichen  vorüber.  Die  Grenzen  Albaniens  gegen- 
über den  slavischen  Königreichen  sind  endgültig  festgelegt;  auch  die 
Meinungsverschiedenheiten  bezüglich  der  griechich -albanischen  Grenzen  sind 
nicht  mehr  so  weitgehend  als  früher.  Wenn  Europa  ein  dauerhaftes  Werk 
schaffen  will,  möge  es  Albanien  auch  nach  Süden  seine  normalen  Grenzen 
geben.  Ich  ginge  gern  noch  weiter  und  forderte  für  das  künftige  Albanien: 
die  Garantie  der  Unantastbarkeit  durch  Europa  und  Schutz  durch  alle 
Mächte. 


Wird  das  zukünftige  Albanien  lebensfähig  sein  ?  Diese  Frage,  die  wir 
letzthin  vor  einer  Gruppe  von  Freunden  stellten,  beantwortete  uns  ein  Alba- 
nese  —  ein  toskischer  Großgrundbesitzer  und  zugleich  eine  der  repräsentativ- 
sten Persönlichkeiten  der  Nation  —  ohne  Umstände:  „Und  warum  nicht?" 
Und  er  setzte  folgendermaßen  seinen  Gesichtspunkt  auseinander: 

„Man  wollte",  sagte  er,  „die  Albanesen  den  Türken  assimilieren  und 
war  geneigt,  durch  diesen  Vergleich  den  Schluß  zu  ziehen,  daß  eine  Regierung 
Albaniens  durch  die  Albanesen  eine  Utopie  sei,  dem  Mißlingen  geweiht. 
Dies  ist  ein  schwerer  Irrtum,  den  man  gleich  von  Anfang  an  beseitigen  muß, 
wenn  man  sich  nicht  zu  ebenso  fanatischen  wie  unrichtigen  Schlüssen  hin- 
reißen lassen  will.  Die  Feinde  unserer  Unabhängigkeit  machen  —  wie  ich 
vermute  —  Anspielung  auf  den  völligen  Mangel  organisatorischer  Kraft  und 
administrativen  Talentes  bei  unseren  früheren  Oberlehnsherren,  den  Türken, 
gerade  jener  Eigenschaften,  in  denen  die  Europäer  sich  selbst  übertreffen; 
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(denn  ich  glaube  keineswegs,  daß  man  so  weit  gehen  könnte,  den  Türken  die 
Eigenschaften  des  Mutes  und  des  Herzens  abzusprechen,  hinsichtlich  deren 
sie  einen  sehr  ehrenvollen  Platz  in  der  Reihe  der  Nationen  einnehmen). 
Ist  es,  wenn  man  dieser  Gedankenreihe  folgt,  nicht  ungerecht,  einen  der- 
artigen Vergleich  aufrechtzuerhalten,  der  jeder,  auch  der  geringsten  ernst- 
haften Begründung  entbehrt  ?  Alle  die,  welche  die  Sache  näher  kennen, 
wissen,  daß  der  Albanese,  in  ein  weniger  deprimierendes  und  ein  zivilisier  - 
teres  Milieu  gebracht,  eine  entschiedene  Geschmeidigkeit  an  den  Tag  legt, 
und  daß  er  sich  auf  der  Höhe  aller  Aufgaben  hält.  Kann  man  wirklich  seine 
Befreiung  von  der  religiösen  Fessel,  seinen  geschärften  Geschäftsgeist,  sein 
Verständnis  für  Ordnung  und  Sparsamkeit  sowie  seine  nimmermüde  Treue 
gegen  den  Herrn,  der  ihm  Arbeit  gibt  und  der  ihm  sein  Vertrauen  schenkt, 
verkennen  ?  Es  gibt  im  Verhältnis  in  Albanien  mehr  große  Vermögen  als 
in  der  Türkei;  sogar  auf  ottomanischem  Territorium  ist  die  Zahl  der  Alba- 
nesen  groß,  die  durch  ihre  mühevolle  Arbeit  es  zu  beneidenswerten  Stellungen 
gebracht  haben.  Hatte  nicht  der  Sultan  Abdul  Hamid,  ein  Souverän,  der 
sich  unter  den  Menschen  wohl  auskannte,  zu  wiederholten  Malen  Albanesen 
zu  den  höchsten  Stellen  des  Reiches  berufen?" 

„Um  billig  zu  sein  gegen  Albanien,  muß  man  zugeben,  daß  es  nicht 
nur  an  ihm  gelegen  war,  sich  zu  entfalten  und  zu  zivilisieren.  Wie  alle  anderen 
Teile  der  Balkanhalbinsel  ist  es  das  Opfer  Europas,  seiner  unzeitigen  Ein- 
mischungen und  seiner  sträflichen  Gleichgültigkeit.  Wenn  das  Feld  der 
Möglichkeiten  sich  vor  uns  auftun  wird,  werden  wir  so  beherzt  sein,  uns 
gründlich  umzubilden  und  der  Welt  zu  zeigen,  daß  wir  nicht  mehr  und  nicht 
weniger  sind  als  ein  europäisches  Volk,  und  daß  wir,  in  den  Fußstapfen  unserer 
Vorgänger  schreitend,  Fortschritt  und  Zivilisation  zu  säen  vermögen." 

Die  Zukunft  allein  wird  sagen  können,  bis  zu  welchem  Punkte  diese  Ver- 
sprechungen —  zum  mindesten  Merkmale  eines  augenscheinlichen  guten 
Willens — gehalten  werden  können.  Aber  wird  dieser  gute  Wille  genügen  ?  Wie 
schwer  es  auch  halten  möge,  einen  Organismus,  der  die  Züge  einer  ungebilde- 
ten, unerschütterlich  an  ihren  Gewohnheiten  festhaltenden  Masse  trägt,  der 
Geschäftskenntnis  und  der  Freiheit  zuzuführen,  so  kompliziert  auch  das 
Problem  seiner  moralischen  Emanzipation  und  materiellen  Entwicklung 
scheinen  möge,  wir  möchten  gerne  dem  Gedanken  Raum  geben,  daß  die 
albanesische  Elite  diese  Aufgabe  bewältigen  wird. 

Für  die  Organisation  Albaniens  wird  viel  guter  Wille  nötig  sein,  ebenso 
ein  Zusammenschluß  aller  Kräfte  und  aller  Kenntnisse. 

Aber  zwei  Bedingungen  scheinen  unerläßlich  für  den  Erfolg  des  kolos- 
salen Werkes,  das  es  in  Angriff  zu  nehmen  gilt. 

Die  erste  besteht  für  den  neuen  Staat  in  der  Notwendigkeit,  die  Klippen 
zu  überwinden,  an  welchen  er  sich  zu  seinem  Beginne  stoßen  wird,  indem 
er  sich  beherzt  für  eine  gute  Reihe  von  Jahren  unter  die  Kontrolle  der  abend- 
ländischen Mächte  begibt.  Sein  künftiger  Friede,  seine  ökonomische  Zukunft 
werden  die  Belohnung  für  dieses  Opfer  nationaler  Selbstliebe  sein. 

Die  zweite  ist  die  Notwendigkeit  für  das  albanesische  Volk,  sich  in  eine 
radikale  Umwälzung  des  Landes  zu  fügen,  die  Herstellung  eines  gerechten 
Regimes,  einer  redlichen  und  umsichtigen  Verwaltung  anzunehmen,  vor 
allem  einzugehen  auf  die  Ausarbeitung  einer  aufrichtig  liberalen  Gesetz- 
gebung, losgelöst  von  dem  Geiste  jeglichen  Fanatismus  !  Ist  die  Autonomie 
einmal  festgesetzt,  dann  können  keinerlei  auch  noch  so  radikale  Maßregeln 
eine  Gefahr  für  die  Zukunft  der  Nation  bilden.  —  Im  jetzigen  Augenblicke 
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ist  der  Boden  das  Eigentum  der  Beys,  die  ihn  zum  Teile  von  Christen  be- 
stellen lassen.  Diese  Lehen  welche  die  alte  türkische  Gesetzgebung  —  ein 
formloses  Durcheinander  von,  den  neuen  Bedürfnissen  angepaßten,  Vor- 
schriften des  Koran  —  mit  den  Namen  Timar,  Ziamette  und  Malikiane  be- 
zeichnete, sind  kaum  in  Einklang  zu  bringen  mit  den  Anforderungen  einer 
im  Gleichgewichte  befindlichen  Gesellschaft;  man  muß  sie  verschwindem 
lassen  mit  den  letzten  Spuren  des  feudalen  Regimes,  das  sie  zutage  gefördert 
hat.  Die  agrarischen  Fragen  schließen  oft  die  gefährlichsten  revolutionären 
Möglichkeiten  in  sich:  werden  die  Regierenden  des  zukünftigen  Albaniens  die 
Wichtigkeit  dieses  Problems  erfassen  ?  werden  sie  eine  gerechtere  und 
humanere  Verteilung  des  Grundes  und  Bodens  durchsetzen?  Die  Ruhe 
des  Landes,  ja,  sogar  seine  politische  Existenz  sind  eng  verbunden  mit  dem 
Einverständnis  und  der  Harmonie,  die  die  Gesetzgebung  unter  den  ver- 
schiedenen Elementen  begründen  wird. 

Verzeichnen  wir  bei  dieser  Gelegenheit  ein  Gerücht,  das  uns  zu  Ohren 
gekommen:  Um  dem  skeptischen  Europa  eine  Probe  ihres  richtigen  politi- 
schen Urteiles  und  ihren  christlichen  Landsleuten  ein  Pfand  von  Toleranz 
und  Weitblick  zu  geben,  tragen  die  Albanesen  sich  mit  dem  Gedanken,  die 
Kandidaturen  ihrer  Religionsgenossen  definitiv  von  sich  zu  weisen  und  das 
künftige  Staatsoberhaupt  unter  den  Prinzen  ausländischer  Nationalität  und 
christlicher  Religion  zu  wählen.  Daher  die  geringen  Chancen,  die  man  dem 
Prinzen  Fuad  von  Ägypten  einräumt,  daher  auch  das  Gerücht,  welchem 
zufolge  es  der  Herzog  von  Montpensier  sei,  der  die  größte  Stimmenzahl  auf 
sich  vereinige. 

Wie  wir  aus  alldem  entnehmen  können,  ist  die  Schöpfung  eines  auto- 
nomen Albaniens  durchaus  keine  Utopie.  Sie  scheint  sogar  dem 
Nationalitätsprinzip  zu  entspringen,  auf  dem  sich  unausweichlich  die 
politischen  Formationen  der  Zukunft  aufbauen  werden. 

Eine  direktere  Schlußfolge  läßt  sich  indessen  aus  obigen  Betrachtungen 
ableiten:  Wenn  Europa  nämlich  ehrlich  daran  festhält,  auf  dem  Balkan 
ein  Regime  des  Friedens,  der  Ordnung  und  des  Fortschrittes  zu  begründen, 
dann  möge  es  sich  hüten,  die  Verteilungen  in  einer  Weise  zu  regeln,  daß  die 
von  Albanesen  bewohnten  Gebiete  geknechtet  werden. 

Die  Balkankrise  war  das  Werk  des  christlichen  Elementes,  das  immer- 
während im  Kampfe  gegen  die  türkische  Oberherrschaft  war;  man  handle 
nicht  so,  daß  sich  das  albanesische,  muselmännische  Element  nun  gegen  die 
neuen  Herren,  die  Christen  empöre  ! 
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UR  neuen  Lage  Chinas:  Der 

Führer  der  chinesischen  Re- 
volution, Dr.  Sun-Jat-Sen, 
gibt  in  einem  Briefe  an  den  „Out- 
look" in  New  York  eine  interessante 


Beurteilung  der  durch  die  Revolu- 
tion mit  sich  gebrachten  Wand- 
lungen. Die  Einheit  des  Landes 
ist  nun  zur  Wahrheit  geworden. 
Tausend   Zeitungen  werden  ausge- 
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geben  gegenüber  bloß  40 — 50  vor  der 
Revolution  und  ihre  Leser  werden  auf 
dem  Lande  über  die  Vorgänge  in  allen 
Teilen  des  Reiches  unterrichtet,  der 
Fortschritt  geht  überall  in  bewußter 
Weise,  in  Fühlung  mit  der  Bewegung 
anderer  Reichsteile,  vor  sich. 

Ein  Beweis  für  diese  Ermög- 
lichung einheitlicher  Volksbewegung 
ist  die  Stärke  der  gegen  den  Opium- 
genuß gerichteten  Bewegung,  welche, 
von  der  Volksstimmung  selbst  aus- 
gehend, dem  Genuß  des  Giftes  nun 
endlich  ein  Ende  zu  bereiten  im  Be- 
griffe ist. 

Zahlreiche  Schulen  wurden  er- 
öffnet, und  ohne  daß  bis  jetzt  der 
gesetzliche  Schulzwang  erklärt  worden 
wäre,  geht  doch  die  Mehrzahl  der 
Kinder  zur  Schule. 

Eine  Friedensbewegung  in  Japan : 

Japan  ist  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten eines  der  Bollwerke  des 
kriegerischen  Fanatismus  gewesen  und 
die  Gedanken  der  westlichen  Friedens- 
bewegung schienen  dort  auf  voll- 
kommen dürren  Boden  zu  fallen. 
Eben  jenes  Beharren  in  den  alten 
Bahnen  schien  ein  wichtiges  Argu- 
ment gegen  die  Anwendbarkeit  der 
Friedensprinzipien  überhaupt  zu  wer- 
den, da  dieselbe  —  zu  ihrer  voll- 
ständigen Erfüllung  —  naturgemäß 
Akzeptierung  der  Schiedsgerichts- 
postulate  von  seiten  aller  Militär- 
staaten zur  Voraussetzung  hat. 

Auch  für  Europa  hat  darum  die 
Tatsache  Wert,  daß  sich  in  diesen 
allerletzten  Jahren  sogar  in  Japan 
eine  Friedensbewegung  zu  organi- 
sieren beginnt.  In  Tokio  wurde  ein 
Landesverband  des  International 
Peace  Forum  begründet;  der  Baron 


Schibusawa  übernahm  das  Präsidium, 
der  Vicomte  Kaneko  und  der  Baron 
Sakatani  wurden  Vizepräsidenten. 

Diese  Gesellschaft  bestrebt  sich 
gleichzeitig,  den  Schiedsgerichtsgedan- 
ken für  Lösung  derKonflikte  zwischen 
den  Völkern  und  den  Gedanken  indu- 
strieller Schiedsgerichte  für  Lösung 
der  Konflikte  zwischen  Arbeitgebern 
und  Arbeitnehmern  durchzusetzen. 

Ausschließlich  dem  ersteren  Ziele 
widmet  sich  die  japanische  Friedens- 
gesellschaft unter  dem  Präsidium 
des  einflußreichen  Staatsmannes  Gra- 
fen S.  Okuma.  Sekretär  ist  Professor 
K.  Higuchi,  das  Hauptbureau  ist 
Tokio,  Xamashirocho,  Kyobashi.  Die 
Gesellschaft  veranstaltete  vor  einiger 
Zeit  ein  größeres  Fest  zur  Gedenk- 
feier der  Haager  Konferenz,  an  dem 
unter  Leitung  von  S.  Ebara,  dem 
Vizepräsidenten  des  Herrenhauses, 
800  Personen  teilnahmen. 

Ortsgruppen  der  genannten  Gesell- 
schaft haben  sich  auch  in  Osaka, 
Kobe  und  Sendai  gebildet,  Beamte, 
Professoren,  Schriftsteller  und  Kauf- 
leute bilden  das  Gros  ihrer  Mitglieder. 

Die  genannte  Gesellschaft  gibt 
regelmäßige  Broschüren  heraus  und 
sendet  Noten  an  die  Presse,  welche 
bereitwillig  Abdruck  finden.  Da  dem 
Vorstande  der  Gesellschaft  eine  Reihe 
von  hervorragenden  Persönlichkeiten 
der  Finanzwelt,  so  der  Generaldirektor 
der  Mitsui- Bank,  der  Präsident  der 
japanischen  Industriellen-Bank,  an- 
gehören, gibt  das  ihren  Bestre- 
bungen naturgemäß  auch  gegenüber 
der  Tagespresse  ein  sehr  ernstes  Ge- 
präge, der  große  Einfluß  der  Handels- 
welt, die  ganz  offenbar  an  der  Her- 
stellung dauernden  Friedenszustandes 
interessiert  ist,  bildet  für  die  Bestre- 
bungen der  Friedensbewegung  eine 
sehr  wesentliche  Stütze. 
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DR.  WALTER  ABELSDORFF,  BERLIN:  KINDER- 
ARBEIT IN  DEN  VEREINIGTEN  STAATEN. 

""WEI  Arbeiten  sind  geeignet,  uns  über  Art  und  Umfang  gewerbs- 
mäßiger Kinderarbeit  in  den  Vereinigten  Staaten  Aufschluß  zu 
geben:  Einmal  die  12.  amerikanische  Volkszählung  vom  1.  Juni 
1900,  die  als  Unterlage  für  eine  besondere,  1907  vom  Ministerium 
für  Handel  und  Gewerbe  veröffentlichte  Studie  *)  diente,  und  ferner  das 
19  bändige  Werk**):  „Bericht  über  Frauen-  und  Kinderarbeit  in  den  Ver- 
einigten Staaten",  welches  soeben  im  Erscheinen  begriffen  ist  und  vornehm- 
lich der  Anregung  des  nationalen  Verbandes  der  Frauengewerkschaften 
(National  Women's  Trade  Union  League)  Chicago,  seine  Entstehung  und 
Förderung  verdankt. 

Beide  Arbeiten  ergänzen  einander  recht  glücklich  und  sind  geeignet, 
uns  wenigstens  ein  ungefähres  Bild  von  der  Ausdehnung  gewerblicher  Kinder- 
arbeit in  den  Vereinigten  Staaten  zu  geben,  ich  sage,  ein  ungefähres  Bild, 
denn  alle  unter  10  Jahre  alten  Kinder,  die  gegen  Lohn  arbeiten,  sind  im 
Zensus  nicht  berücksichtigt  worden.  Der  allgemeine  Haushaltungsbogen 
enthielt  eine  besondere  Frage  (10)  über  den  Beruf  oder  die  Beschäftigung 
nur  jeder  Person,  die  10  Jahre  alt  und  darüber  ist.  Außerdem  waren  die 
Zählbeamten  besonders  angewiesen,  über  die  Beschäftigung  jedes  über 
10  Jahre  alten  Kindes  zu  berichten,  und  zwar  der  Kinder,  welche  „regel- 
mäßig durch  Arbeit  Geld  verdienen,  welche  zum  Familienunterhalte  bei- 
steuern oder  wesentlich  bei  handwerksmäßiger  oder  landwirtschaftlicher 
Arbeit  mithelfen". 

Wie  in  den  Zählungen  von  1870,  1880  und  1890  ist  das  Mindestalter  von 
10  Jahren  angenommen  worden.  Als  Höchstgrenze  des  Kindesalters  wurde 
das  vollendete  15.  Lebensjahr  festgesetzt,  während  bei  der  vorhergehenden 
Zählung  vom  Jahre  1890  das  14.  Jahr  gewählt  worden  war. 

Wir  erhalten  also  eigentlich  nur  einen  —  allerdings  beträchtlichen  — 
Ausschnitt  aus  der  Kinderarbeit,  und  einleitend  wird  auch  zugegeben,  daß 
zahlreiche  gegen  Lohn  beschäftigte  Kinder  unter  10  Jahren  vorhanden  sind, 
die  durch  die  Statistik  nicht  erfaßt  werden.  An  dieser  Unvollständigkeit 
wird  auch  dadurch  nichts  geändert,  daß  viele  Zähler  unaufgefordert  auch 
Kinder  solche  jüngeren  Alters  auf  den  Zählkarten  vermerkt  haben.  Auf  Voll- 
ständigkeit können  diese  in  einzelnen  Tabellen  aufgenommenen  Ziffern  jedoch 
keinen  Anspruch  erheben. 

Die  Gesamtzahl  der  Kinder,  für  die  durch  die  Zählung  von  1900  eine 
Beschäftigung  nachgewiesen  wurde,  betrug  1  752  187,  wobei  Alaska,  Havaii 
und  die  außerhalb  der  Vereinigten  Staaten  befindlichen  militärischen  und 
Schiffsstationen  mitgerechnet  sind.  Im  folgenden  handelt  es  sich  aber  nur 
um  die  Kinder,  die  auf  dem  Festlande  der  Vereinigten  Staaten  beschäftigt 
sind.    Die  Zahl  dieser  beträgt  1  750  178,  das  sind  18,2  v.  H.  aller  Kinder 


*)  Child  Labor  in  the  United  States.  Bureau  of  Census.  Bulletin  69.  Washington  1907. 
**)  Report  on  Condition  of  Woman  and  Child  Wage-Earners  in  the  United  States. 
Bd.  1:  The  Cotton  Textile  Industry  Washington  1910.    Bd.  2:  Mens  Ready-Made 
Clothing.    Bd.  3 :  Glass  Industrie.  Bd.  4 :  The  Silk  Industry  etc.  Washington,  1910—1912. 
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im  Alter  von  10  bis  15  Jahren.  Davon  werden  1  061  971  (11,0  v.  H.)  bei 
landwirtschaftlichen  Arbeiten  aller  Art  beschäftigt  und  688  207  (7,2  v.  H.) 
sind  in  allen  anderen  Beschäftigungsarten  tätig.  Bei  den  Knaben  ist  die 
Zahl  im  Durchschnitt  26,1  v.  H.,  bei  den  Mädchen  nur  10,2  v.  H. 

Wie  ausgedehnt  die  Kinderarbeit,  besonders  die  der  Knaben,  in  den 
Vereinigten  Staaten  ist,  ersieht  man  aus  einer  hier  nicht  zum  Abdruck  ge- 
brachten Tabelle,  welche  zeigt,  daß  von  den  14  Jahre  alten  Knaben  bereits 
36,5  v.  H.,  von  den  15  Jahre  zählenden  bereits  über  die  Hälfte  aller  (50,6  v.  H.) 
zur  Lohnarbeit  herangezogen  werden.  Von  den  Mädchen  arbeiten  in  den 
entsprechenden  Altersklassen  nur  15,1  bzw.  21,4,  auch  handelt  es  sich  hier, 
wie  noch  gezeigt  werden  wird,  zum  größten  Teile  um  häusliche  Dienste. 
Aus  den  vorerwähnten  Zusammenstellungen  ergibt  sich  ferner,  daß  die  Zahl 
der  beschäftigten  Kinder  mit  zunehmendem  Alter  steigt.  Dies  hängt  fraglos 
mit  der  Gesetzgebung  in  den  Einzelstaaten  zusammen,  in  denen  Kinderarbeit 
bis  zum  12.,  meist  bis  zum  14.  Lebensjahre  verboten  ist. 

In  19  Staaten  hat  z.  B.  §  1  des  Kinderschutzgesetzes,  von  geringen 
Abweichungen  abgesehen,  folgenden  Wortlaut: 

„Kinder  unter  14  Jahren  dürfen  nicht  beschäftigt  werden  in  Mühlen, 
Fabriken,  Werkstätten,  kaufmännischen  oder  technischen  Betrieben,  haus- 
industriellen  Werkstätten,  Verkaufsläden,  Baubureaus,  Gastwirtschaften, 
Pensionen,  Bäckereien,  Rasierläden,  Hotels,  Wohngebäuden,  beim  Stiefel- 
putzen, in  Stallungen,  Wagenremisen,  Wäschereien,  Vergnügungslokalen, 
Klubs  oder  als  Kutscher,  in  Ziegeleien  oder  auf  Bauplätzen,  bei  Bauten  aller 
Art,  auch  nicht  beim  Verteilen  oder  Verkauf  von  Waren  oder  bei  Boten- 
gängen." 

Nach  Altersklassen  gliedern  sich  die  Kinder  wie  folgt: 

Aus  der  Altersgliederung  ergibt  sich,  daß  fast  ein  Drittel  aller  beschäftigten 
Kinder  bereits  im  15.  Lebensjahre  steht;  über  die  Hälfte  aller  (54,8  v.  H.) 
sind  14  oder  15  Jahre 'alt. 

In  Amerika,  wo  zahlreiche  Rassen  in  stetem  Wettbewerbe  stehen,  spielt 
natürlich  das  Rassenproblem  eine  größere  Rolle  als  in  den  europäischen 
Staaten.  Es  finden  sich  daher  auch  im  Zensus  besondere  Zusammenstellun- 
gen, welche  diese  Frage  der  Rasse  und  Gebürtigkeit  erörtern. 

Hier  sei  nur  ein  Tabellenausschnitt  gebracht,  welcher  die  Kinder  nach 
der  Rassenzugehörigkeit  veranschaulicht. 

Erwerbstätige  Kinder  im  Alter  von  10  bis  15  Jahren  (beide  Geschlechter  zusammen). 


|  absolute  Z.     v.  H 


Weiße  Rasse: 

beide  Eltern  gehören  der  weißen  Rasse  an  

einer  oder  beide  Eltern  waren  als  Ausländer  geboren 

als  weiße  Ausländer  geboren  

Neger:  


837402 
293210 
97944 
516274 


15,1 
12,4 
24,8 
40,0 


Ganz  auffallend  ist  die  weit  größere  Kinderarbeit  bei  den  Negern  gegen- 
über der  weißen  Rasse. 

Von  den  Negerknaben  arbeiteten  im  Durchschnitt  fast  50  v.  H.  (49,3), 
auch  von  den  Negermädchen  noch  über  30  v.  H.  (30,6).  Erst  in  weitem 
Abstände  folgen  dann  die  der  weißen  Rasse  angehörenden  Kinder  von  Aus- 
ländern; im  Gesamtdurchschnitt  24,8  v.  H.    Am  geringsten  ist  die  Zahl  der 
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arbeitenden  Kinder  derjenigen  Eltern,  von  welchen  beide  oder  ein  Teil  im 
Auslande  geboren:  12,4  v.  H. 

Die  verschiedenen  Berufszweige,  in  denen  Knaben  und  Mädchen  zwischen 
10  und  15  Jahren  tätig  sind,  sind  etwa  dieselben  wie  in  europäischen  Staaten. 

Hervorgehoben  wurde  bereits  die  Überlegenheit  der  landwirtschaftlichen 
Kinderarbeit  gegenüber  den  übrigen  Berufszweigen;  auch  wurde  gezeigt, 
daß  im  allgemeinen  weit  mehr  Knaben  als  Mädchen  beschäftigt  werden. 
Ganz  besonders  tritt  das  in  der  Landwirtschaft  zutage:  847  642  gegen  206  804. 
Die  Knaben  werden  vor  allem  ferner  als  Gelegenheitsarbeiter,  die  Mädchen 
als  Dienerinnen,  Kindermädchen,  Aufwärterinnen  beschäftigt. 

Weit  wertvoller  für  die  Beurteilung  der  Kinderarbeit  in  den  wichtigsten 
Industriezweigen  ist  die  neueste  amtliche  Erhebung  in  den  Vereinigten  Staaten. 
Januar  1907  ersuchte  der  Senat  —  einer  Anregung  des  Ausschusses  des 
nationalen  Verbandes  der  Frauengewerkschaften  folgend  —  den  Staatssekre- 
tär, eine  Untersuchung  über  die  gewerblichen,  sozialen,  sittlichen,  geistigen  und 
körperlichen  Bedingungen  der  Frauen-  und  Kinderarbeit  in  den  Vereinigten 
Staaten  in  die  Wege  zu  leiten.  Es  sollte  dabei  besonders  berücksichtigt  wer- 
den Alter,  Arbeitszeit,  Gesundheit,  Bildungsgrad,  gesundheitliche  und  andere 
Bedingungen,  und  ferner  die  angewandten  Maßnahmen  zum  Schutze  der 
Gesundheit  und  Sittlichkeit  der  Beschäftigten. 

Es  handelt  sich  durchweg  um  Stichprobenerhebungen. 

So  wurden  z.  B.  bei  der  Untersuchung  in  der  Baumwollindustrie  (Bd.  I) 
198  Fabriken  in  10  Staaten  (46  in  4  Neu-England-Staaten  und  152  in  5  Süd- 
staaten) ausgewählt  und  dort  die  Verhältnisse  eingehend  erforscht.  Die 
Unterschiede  in  den  Nord-  und  Südstaaten  sind  außerordentlich. 

So  wurden  in  der  Baumwollindustrie  von  100  Personen  beschäftigt 
in  den  Neu-England-Staaten    3,4  Kinder, 
in  den  Südstaaten  22,3  Kinder. 

Gerade  in  den  Südstaaten  ist  die  Zahl  der  in  der  Baumwollindustrie 
beschäftigten  Kinder  in  den  25  Jahren  von  1880  bis  1905  enorm  gestiegen, 
wie  folgende  Zusammenstellung  zeigt,  während  in  den  anderen  Staaten  zum 
Teil  ein  wesentlicher  Rückgang  erfolgt  ist. 


Zahl  der  Kinder  unter  16  Jahren. 

Gebiete 

1880  *) 

1905 

Neu-England-Staaten  . 

17704 
6014 
4097 
505 

9385 
2783 
27571 
290 

Insgesamt: 

28320 

40029 

Als  Grundlage  für  zahlreiche  in  der  Arbeit  wiedergegebene  Zusammen- 
stellungen der  Wochenlöhne  der  Kinder  und  Jugendlichen  dienten 
die  Lohnlisten  aus  44  Spinnereien  in  4  Neu-England-Staaten  und  aus  152 
Spinnereien  in  6  der  Südstaaten,  und  zwar  für  die  während  einer  voll  be- 
schäftigten Woche  bezahlten  Löhne,  in  der  alle  Maschinen  liefen  und  die  ge- 
wöhnliche Arbeiterzahl  in  den  fraglichen  Fabriken  tätig  war. 


*)  Im  Jahre  1880  sind  Knaben  unter  16  Jahren  und  Mädchen  unter  15  Jahren 
eingerechnet. 
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Die  Löhne  sind  in  den  Südstaaten  im  allgemeinen  weit  geringer  als  in 
den  Neu-England-Staaten. 

In  den  Neu-England-Staaten  verdienen  von  den  Knaben 
31,3  v.  H.,  von  den  Mädchen  38,5  v.  H.  unter  4  $  (M.  16,80)  in  der  Woche. 
In  den  Südstaaten  sind  es  bereits  60,8  bzw.  60,4  v.  H.,  d.  h.  etwa  3/5  aller  be- 
schäftigten Kinder,  die  weniger  als  4  $  Wochenlohn  erhalten.  Über  6  $ 
(etwa  M.  4,20  pro  Tag)  kommen  in  den  Südstaaten  nur  sehr  wenige. 

Nicht  besser  liegen  die  Verhältnisse  der  in  der  Glasindustrie  (Bd.  III 
des  Werkes).  190  Fabriken  in  17  Staaten  mit  etwa  60  000  Personen  wurden 
n  die  Erhebung  einbezogen.  Von  15  722  in  den  verschiedenen  Staaten  be- 
schäftigten Glasarbeitern  entfielen  auf: 


Man 
abs.  Z. 

ner 

/o 

Frauen 
abs.  Z.|  % 

3615 
8852 

29,0 
71,0 

481 
2774 

14,8 
85,2 

12467 

100,0 

3255 

100,0 

In  9  Staaten  wurden  in  52  Glasfabriken  167  Kinder  bei  der  Arbeit  an- 
getroffen, die  noch  nicht  das  gesetzmäßige  Alter  zur  Beschäftigung  erreicht 
hatten. 

Die  Löhne  der  Glasarbeiter  sind  nicht  hoch.  3/5  der  Männer  verdienen 
bis  zu  6  $,  d.h.  M.  4,20  pro  Tag;  von  den  weiblichen  Arbeitern  kommen 
sogar  fast  4/6  zu  keinem  höheren  Wochenverdienst  als  etwa  25  M. 

Knaben  bis  zu  15  Jahren  verdienen  bis  zu  81  v.  H.  dasselbe  (6  $)  in  der 
Woche;  bei  den  gleichaltrigen  Mädchen  macht  der  Prozentsatz  sogar  94,8 
v.  H.  aus. 

Diese  Beispiele  der  starken  Ausbeutung  der  Kinder  in  Fabriken  ließen 
sich  beliebig  vermehren:  Bd.  IV  der  Arbeit  untersucht  z.  B.  die  Verhältnisse 
in  der  Seidenindustrie,  deren  Sitz  hauptsächlich  Paterson  in  New  Yersey 
und  Pennsylvania  ist.  174  Fabriken  mit  etwa  22  000  Arbeitern  wurden  be- 
sucht. 2421  davon,  d.  h.  11  %,  waren  Kinder  unter  16  Jahren  (597  Knaben 
und  1824  Mädchen);  9,3%  der  Kinder  waren  in  Paterson  unter  dem  gesetz- 
mäßig vorgeschriebenen  Alter  in  den  Seidenfabriken  tätig;  im  Staate  Penn- 
sylvania betrug  die  entsprechende  Zahl  sogar  21,9  %  der  Kinder!  —  Auf  die 
geringe  Entlohnung  der  Kinder  braucht  nicht  nochmals  eingegangen  zu 
werden.  Die  angeführten  Zahlen  beweisen  hinreichend,  daß  auch  in  Amerika 
Kinderarbeit  recht  gering  entlohnt  wird. 

Der  weitere  Ausbau  der  Kinderschutzgesetzgebung,  d.  h.  weitere  Ein- 
schränkung gewerbsmäßiger  Kinderarbeit,  wird  unter  den  Maßnahmen  zur 
Verbesserung  des  Nachwuchses  unserer  Kulturvölker  mit  an  erster  Stelle 
stehen  müssen.  Denn  dessen  wird  jeder  Staat  eingedenk  sein  müssen:  das 
Volk,  welches  gewerbsmäßige  Kinderarbeit  erfolgreich  bekämpft,  regeneriert 
sich  selbst. 
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ALEXANDRA  DAVID,  BOMBAY:  INDISCHES  FREI- 
DENKERTUM UND  DIE  ZEITGENÖSSISCHE  BUD- 
DHISTISCHE BEWEGUNG*). 


IE  Verbindung  dieser  beiden  Begriffe,  wie  der  Titel  meines  Auf- 
satzes sie  anzeigt,  setzt  gewiß  manchen  in  Erstaunen.  Fällt  doch 
nach  einer  sehr  geläufigen  Auffassung  der  Freie  Gedanke  mit  Irr- 
religion  zusammen  und  gilt  doch  der  Buddhismus  im  Abendlande 
als  ein  mehr  oder  weniger  exotisches  Heidentum.  Ich  möchte  dartun,  daß 
der  Freie  Gedanke  von  Irreligion  nicht  mehr  entfernt  ist  als  von  „Religion". 
Und  daß  der  Buddhismus  etwas  ganz  anderes  ist,  als  man  sich  im  Westen 
vorstellt. 

Also  ein  Neu- Buddhismus,  eine  Verjüngung  gealterter  Theorien,  wird 
man  rufen;  die  ein  Volk  anstrebt,  das  sich  durch  uns  zivilisiert:  um  mit 
seinen  Sitten  und  seinem  materiellen  Leben  auch  seine  Religion  umzukrem- 
peln 1  —  Nichts  von  alldem. 

Die  Sprache,  die  die  Wiedererwecker  des  buddhistischen  Ideals  sprechen, 
ist  modern,  der  Einfluß,  der  ihre  Studien  beherrschte,  die  englische  Sprache, 
deren  sich  ihrer  viele  bedienen,  zwingen  sie,  sich  in  etwas  anderen  Termini 
auszudrücken,  als  es  ihre  Vorfahren  getan  haben;  aber  die  Lehre,  die  sie 
künden,  hat  nichts  Neues  und  verdankt  dem  Okzident  nichts. 

Ihr  Freier  Gedanke  ist  derselbe,  der  vor  25  Jahrhunderten  die  hindo- 
stanischen  Metaphysiker  verspottete,  welche  Theorien  über  einen  Brahma 
verbreiteten,  ,,den  weder  sie  noch  ihre  Lehrer,  noch  ihre  Jünger  jemals  ge- 
sehen hatten".  Und  ihr  Buddhismus  ist  derjenige  der  allerältesten  Tradition, 
derjenige,  der  der  persönlichen  Lehre  Buddhas  am  nächsten  kommt. 

Ein  Blick  2500  Jahre  nach  rückwärts  soll  uns  einiges  davon  vermitteln. 


Wir  sind  im  nördlichen  Indien.  .  .  Im  Schatten  großer  Bäume  an 
einem  Teich,  wo  Lotos  sich  wiegt,  in  wohlriechender  Kühle  —  so  erquickend 
gegenüber  der  sengenden  Hitze  der  Ebenen  —  plaudern  Menschen  !  Ein 
Philosoph,  ein  schon  berühmter  Weiser,  und  einige  seiner  Jünger.  Ihn  heißen 
sie  Siddartha  Gautama.  .  .  Spätere  Geschlechter,  seinen  Gedanken  schon 
fremd,  werden  aus  ihm  den  ,, Buddha"  gemacht  haben,  und  aus  diesem  noch 
spätere  Geschlechter  eine  Mythengestalt  und  einen  Götzen.  .  .  Aber  noch 
ist  er,  was  er  sein  wollte  :  ein  Erzieher ;  einer,  der  die  Auferstehung  des 
Geistes  predigt,  das  Wissen,  die  Intelligenz.  Die  ihn  umgeben,  haben  von 
ihm  gehört,  daß  jedwedes  Geschehen  auf  Erden  die  Folge  vorhergehenden 
Geschehens  sei  und  zum  Ursprung  neuen  Geschehens  werde.  Ihnen  hat  er 
die  Vision  jener  ununterbrochenen  Kette  von  Ereignissen  mitgeteilt,  die 
das  Dasein  ausmachen;  aber  da  sie,  voll  von  seinem  Geist,  hinausgehen 


*)  Siehe  den  Aufsatz  der  gleichen  Verfasserin  im  Aprilheft  d.  J.,  S.  264  „Das 
Problem  einer  weltlichen  Moral  unter  dem  Gesichtspunkt  der  rationalistischen  Methode 
des  Buddhismus." 
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wollten,  um  den  anderen  die  Lehre  wiederzusagen,  die  sie  von  ihm  empfangen : 
da  hält  er  sie  zurück  .  .  .  denn  vor  ihm  ist  alles  gute  oder  schlechte  Lehren 
verwerflich,  wenn  es  sich  in  nachgesagten  Worten  äußert,  in  einem  Credo, 
an  dem  der  Geist  dessen,  der  es  verbreitet,  nicht  mitgeschaffen  hat. 

Durch  eine  Frage  hält  er  sie  zurück.  —  Wenn  ihr  nun  meine  Lehre  lehren 
wollt,  werdet  ihr  sagen:  „Wir  ehren  den  Meister  und  aus  Verehrung  glauben 
wir  sein  Wort  ?"  .  .  .  Und  die  Jünger,  die  sein  Unterricht  und  die  stolze 
Selbständigkeit,  zu  der  er  sie  führen  will,  schon  durchdrungen  hat,  antworten 
—  abweichend  von  den  blumigen  Formeln,  die  indische  Studenten  berühmten 
Lehrern  darzubringen  pflegen:  „Nein,  so  werden  wir  nicht  sprechen!"  Und 
Gautama:  „Das,  was  ihr  glaubt,  wozu  ihr  eure  innere  Zustimmung  gebt, 
das,  was  ihr  öffentlich  lehren  werdet,  wird  es  nicht  vielmehr  sein,  was  ihr 
selbst  als  richtig  und  begründet  erkannt  habt,  jene  Prinzipien,  für  die  eure 
Vernunft  nach  freier  Untersuchung  sich  entschieden  hat  ?"  Und  die  Jünger 
antworten:  „Ja,  das  werden  wir  lehren,  Meister,  das  allein."  *) 

Weit  ab  von  uns  liegt  diese  antike  Freidenkerlektion,  aber  auch  für  uns 
klingt  sie  lebensvoll  ! 

Während  also  bei  uns  die  Arbeit  des  freien  Denkens  vor  allem  darin 
bestand,  äußere  Mächte  wegzuräumen,  welche  die  öffentliche  Kundgebung 
religiöser  Überzeugung  oder  der  Meinung  der  Bürger  hinderten,  be- 
kämpften die  Apostel  des  Freien  Gedankens  in  Indien  die  Hindernisse,  die 
im  Innern  der  Menschen  selbst  sich  der  Entfaltung  des  rationellen  Denkens 

entgegensetzen.  

Ohne  Zweifel  ist  die  Freiheit  der  religiösen,  philosophischen,  wissenschaft- 
lichen oder  sozialen  Überzeugungen  unerläßlich,  aber  die  Errungenschaft 
dieser  äußeren  Freiheit  ist  eitel,  so  lange  wir  noch  freiwillig  oder  unbewußt 
die  geistigen  Sklaven  der  Routine,  des  Vorurteils  und  des  Schlendrians 
bleiben,  uns  fertige  Auffassungen  aneignen,  um  der  Anstrengung  persön- 
licher Untersuchung  zu  entgehen. 

So  lehrte  Siddartha  Gautama  und  nach  ihm  eine  Elite  von  Denkern, 
deren  Rede  in  erhabener  Klarheit  sich  von  den  phantastischen  Phrasen  der 

Dichter,  Frömmler  und  Metaphysiker  jener  Zeiten  abhebt.  

Die  jungen  Fürsten  von  Katama  kamen  zu  Gautama.  Sie  erzählten: 
Die  Häupter  der  religiösen  Sekten  und  der  Philosophenschulen  lägen  im 
Streit,  jedes  von  ihnen  erkläre  seine  Lehre  als  die  einzig  richtige,  und  die  jungen 
Leute  wüßten  nicht  mehr,  wohin  hören,  und  ihr  Geist  sei  eine  Beute  des 
Zweifels.  Er  lächelt :  „Es  liegt  in  der  Natur  der  Dinge,  daß  der  Zweifel  komme", 
und  er  gibt  ihnen  diesen  Rat:  „Glaubet  nichts  aufs  Hörensagen  hin, 
glaubt  nicht  der  Tradition,  weil  sie  seit  vielen  Generationen  in  Ehren  sei. 
Glaubt  eine  Sache  nicht  darum,  weil  sie  allgemein  anerkannt  wird,  oder 
weil  die  Leute  viel  davon  reden.  .  .  Glaubt  nichts  auf  die  Zeugenschaft 
eines  oder  des  anderen  Gelehrten  des  Altertums  hin.  Glaubt  nicht,  weil  die 
Wahrscheinlichkeit  für  eine  Sache  spricht,  oder  weil  lange  Angewöhnung 
euch  an  sie  glauben  machen  möchte.  Glaubt  nicht,  weil  ihr  euch  etwas  ein- 
gebildet habt  und  denkt,  eine  übermenschliche  Gewalt  habe  es  euch  geoffen- 
bart. Glaubt  nichts  der  bloßen  Autorität  eurer  Lehrer  oder  Priester.  Daran, 
was  ihr  selbst  erfahren  und  ausgeprobt  haben  werdet  und  für  gut  befunden 
für  euch  und  die  anderen,  daran  glaubet  und  richtet  danach  euer  Betragen 


em. 


*)  Nach  den  Mahatanhäsamkhaya  Sutta,  Majjhima  Nikaya. 
**)  Kälama  Sutta. 
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In  seinen  letzten  Jahren,  als  Achtzigjähriger,  wiederholte  der  Weise 
noch  mit  Beharrlichkeit  das  Gesetz,  welches  sein  ganzes  Apostolat  geleitet 
hatte:  „Seid  euere  eigene  Fackel,  euere  eigene  Hilfe.  Sucht  keine  andere. 
Die  Wahrheit  sei  eure  Fackel  und  eure  Zuflucht.  Wer  seine  eigene  Fackel  sein 
wird,  der  wird  mein  wahrer  Jünger  sein  und  das  rechte  Leben  leben. "  *) 

Die  Jahrhunderte  gingen;  nachdem  der  Buddhismus  in  seinem  Ent- 
stehungslande von  Erfolg  gekrönt  worden  war,  mußte  er  nun  das  Gemetzel 
über  sich  ergehen  lassen.  Die  muselmanischen  Heere  ertränkten  in  Blut  die 
Städte,  in  denen  der  Geist  geblüht  hatte.  .  .  Aber  lange  schon  war  der  Name 
des  großen  Hinduweisen  über  die  Grenzen  seines  Vaterlandes  hinausgedrungen 
....  Sein  Name,  nicht  immer  —  leider  —  sein  starker,  großer,  befreiender 
Gedanke.  Er  wollte  die  Menschheit  zu  hoch  geleiten,  zu  einem  Gipfel,  dessen 
Besteigung  zu  harte  Anstrengung,  ein  zu  festes  Herz,  ein  zu  schwindelfreies 
Auge  erforderte. 

Er  hatte  gesagt:  Alle  Kulte  sind  Wahnsinn,  und  alle  Altäre  sind  nur  Hinder- 
nisse, die  die  Menschen  in  ihren  Weg  legen;  die  Zeit,  die  sie  in  ihrem  An- 
schauen verbringen,  ist  verloren  für  den  Fortgang  zum  Wissen.  Das  Gebet 
ist  schal,  nichts  fällt  euch  in  den  Schoß,  alles  muß  errungen  werden  .  .  . 
Unwissenheit,  nicht  göttlicher  Wille,  ist  der  Grund  vom  Leiden.  Es  ist  nicht 
verdienstlich,  sich  dem  Schmerz  hinzugeben  und  Resignation  ist  oft  nur 
Feigheit.  Die  hohe  Straße,  die  zu  allen  leiblichen  und  irdischen ;  Erlösungen 
führt,  wo  alle  kindischen  Paradiese  in  Nichts  versinken,  die  Straße  des  Heiles 
aller  W7esen  ist  die  Anstrengung,  die  Wissenschaft,  die  nimmermüde  Reflexion, 
sie  ist  die  überströmende  L  i  e  b  e  ,  die  die  V  e  r  n  u  n  f  t  gezeugt  hat:  —  Nicht 
etwa  die  Herablassung  oder  die  Berechnung  oder  der  Gehorsam  gegen  einen 
Obern  und  die  Hoffnung  auf  Belohnung,  sondern  —  die  erleuchtete  Liebe,  die 
sich  nicht  darauf  beschränkt,  die  anderen  ihre  Brüder  zu  nennen,  sondern 
die  weiß,  daß  sie  sie  selbst  sind  und  daß  es  ebenso  töricht  wie  selbstisch 
wäre,  an  die  Möglichkeit  eines  wahrhaften  seelischen,  sozialen  oder  geistigen 
Heiles  zu  glauben,  an  dem  nicht  das  Gesamt  wesen,  das  wir  alle  bilden, 
zur  Gänze  teilnähme. 

Die  Buddhajünger  haben  diese  Lehre  mit  lauter  Stimme  gelehrt,  mit 
einer  heiligen  Gewalt  und  mystischen  Begeisterung.  Aus  dieser  totalen  Um- 
wertung aller  Werte,  aus  dieser  hoffärtigen  Unabhängigkeit  des  Geistes  und 
aus  diesem  vermessenen  Willen  zur  Ausrottung  des  Leidens  aus  der  eigenen 
Anstrengung  der  Menschheit  heraus  und  ohne  übernatürliche  Hilfe,  haben 
die  ersten  Buddhisten  eine  Religion  gemacht.  Alle  hier  wiedergegebenen 
Ideen  stammen  aus  den  alten  Schriften,  und  ich  habe  fast  wörtlich  Gedanken- 
folgen zitiert,  die  meine  orientalischen  Freunde  von  heute  beschäftigen. 

Wie  ist  es  denn  gekommen,  daß  diese  vor  soviel  hundert  Jahren  an  den 
Ufern  des  Ganges  gegebenen  Ermahnungen  ins  moderne  Bewußtsein  zurück- 
kehrt sind  ?  Vor  langem  schon  sind  und  immer  mehr  mit  zunehmendem 
Einfluß  Europas  auf  den  Orient  christliche  Missionäre  nach  Asien  gekommen. 
Ihr  Proselytenmachen,  die  Angriffe,  die  sie  gegen  die  alten  lokalen  Lehren 
richteten,  erweckten  die  Eingeborenen  aus  ihrer  Erstarrung  und  Gleich- 
gültigkeit. Um  ihre  alten  Theorien  mit  denen  der  Religion  zu  vergleichen, 
die  sich  ihnen  mit  der  Anmaßung  einer  alleinseligmachenden  Kirche  auf- 
drängte, schlugen  sie  die  alten  Bücher  nach.  Von  den  halbgeöffneten  Seiten 
ging  ein  Glanz  aus,  der  wie  das  Feuer  von  einem  Leuchtturm  die  nächtlichen 
Nebel  zerteilte. 


*)  Mahäparinibbäna  Sutta. 
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Noch  einen  anderen  Grund  gibt  es  für  das  Wiedererwachen  des  freien 
Denkens  und  des  Rationalismus  im  Osten. 

Im  Besuch  unserer  Universitäten,  in  der  Fühlung  mit  moderner  Wissen- 
schaft hat  die  intellektuelle  asiatische  Jugend  gefunden,  daß  gewisse  der 
sie  gelehrten  Prinzipien  identisch  seien  mit  jenen,  zu  welchen  ihre  Väter 
eine  seltsame  Intuition  geführt  und  die  sie  in  ihren  Büchern  niedergelegt  hatten, 
so  z.  B.  die  Lehre  von  der  Kausalität,  von  der  unendlichen  Bewegung  der 
Materie  und  von  der  fortwährenden  Wandlung  der  Körper. 

So  waren  christliche  Missionäre,  europäische  Universitäten  der  indirekte 
Anlaß  der  jetzigen  vedantistischen  und  buddhistischen  Bewegung.  Der 
Okzident  glaubte,  dem  Orient  neben  seinen  Maschinen  und  Entdeckungen 
auch  sein  Geistesleben  vermitteln  zu  können  —  und  siehe  da,  auf  spekulativem 
Gebiet  muß  er  sich  von  dem  todgeglaubten  Volke  sagen  lassen,  um  wieviel 
höher,  dem  modernen  Geist  entsprechender  die  einheimische  Philosophie  all 
die  berührten  Fragen  gelöst  habe.  Ein  neues  Aposteltum  macht  sich  auf 
gleich  jenem,  das  in  den  ersten  Zeiten  des  Buddhismus  die  Wrege  über- 
schwemmte,  und  diesmal  bekehrt  es  nicht  allein  im  eigenen  Lande,  sondern 
richtet  sich  gegen  den  Okzident,  gegen  Europa  und  gegen  Amerika,  wo  die 
Bewegung  schon  ihre  Stützpunkte  gefunden  hat. 

Schon  sind  die  Fälle  nicht  mehr  vereinzelt,  da  Europa  selbst,  seine 
hohen  und  höchsten  Schulen,  die  Rolle  des  Missionärs  übernommen  und  viele 
Orientalen  dem  Orient  zurückgewonnen  hat.  Ich  spreche  von  jungen  Leuten, 
deren  Väter  oder  Großväter  Christen  geworden  waren  und  die,  ihrerseits  in 
Missionen  erzogen,  als  ausübende  Christen  nach  Europa  gekommen  waren, 
nach  einigen  Jahren  des  Studiums,  der  Diskussionen,  der  Lektüre  aber 
wieder  umkehrten,  nicht  zu  den  niederen  religiösen  Formen  oder  dem  pöbel- 
haften Aberglauben  ihres  gesunkenen  Landes,  sondern  zum  Freien  Denken, 
zur  Philosophie  des  primitiven  Buddhismus.  Ich  kenne  viele  solche,  es  sind 
künftige  Ärzte,  künftige  Ingenieure.  Sie  haben  sich  als  Geleitwort  den  Satz 
aus  dem  Fo-sho-hing-tsan  king  gewählt:  Gehet,  das  Herz  übervoll  von  Mit- 
leid, in  diese  Welt,  die  der  Schmerz  zerreißt,  lehret  und  wo  immer  die  Schatten 
und  die  Unwissenheit  herrschen,  entzündet  eine  Fackel.  *) 

Für  die  buddhistischen  Modernisten  war  es  nicht  schwer,  einzusehen, 
daß  mit  ihrer  Lehre  von  der  möglichsten  Reduzierung  des  Leides  und  dem 
Aufstieg  zur  geistigen  Höhe  das  Leben  der  Massen  in  den  elenden  Verhält- 
nissen des  Proletariats,  die  den  Menschen  zum  lebenden  Werkzeug  her- 
unterdrücken, nicht  zu  vereinbaren  sei.  Von  dieser  Erkenntnis  zum  Sozialis- 
mus war  nur  ein  Schritt,  und  viele  Buddhisten  sind  ihn  gegangen,  während 
andere  sich,  abgesehen  von  politischer  Reform,  mit  der  Hebung  der  Volks- 
bildung vor  allem  andern  beschäftigen,  um  die  zunächst  Beteiligten  selbst 
in  den  Stand  zu  setzen,  sich  (auf  gut  Buddhistisch)  selbst  zu  Hilfe  zu  eilen. 
Eine  der  Umschreibungen  buddhistischer  Lebensregeln,  wie  sie  jetzt  in  vielen 
Büchern  zu  lesen  stehen,  lautet:  „Du  wirst  weder  stehlen  noch  rauben,  aber 
du  wirst  einem  jeden  helfen,  die  Früchte  seiner  Arbeit  zu  besitzen/4  Ein 
anderer  solcher  Kommentar,  von  dem  indischen  Gelehrten  Prof.  L.  Narasu 
verfaßt,  lautet:  „Der  Geist  des  Buddhismus  ist  im  wesentlichen  sozialistisch, 
da  er  die  Tat  in  Verbindung  mit  dem  sozialen  Ziel  lehrt.  Er  ist  jenem  Indu- 
strialismus  des  unbarmherzigen  Kampfes,  der  im  Reichtum  die  höchste  Er- 
rungenschaft  menschlicher   Anstrengung   erblickt,    durchaus  entgegenge- 


*)  Auskunft  über  buddhistische  Aktionszentren  in  der  alten  und  neuen  Welt  zu 
erhalten  bei  der  Autorin. 
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setzt  .  .  .  Die  Anhäufung  des  Kapitals  in  den  Händen  einiger  weniger 
kann  moralisch  nicht  gerechtfertigt  werden.  Denn  das  Kapital  ist  nicht, 
wie  manche  Ökonomisten  behaupten,  die  Frucht  persönlicher  Ersparung, 
sondern  vielmehr  die  Summe  der  den  Produzenten  entwendeten  Anteile. 
Wo  ist  da  ein  Unterschied  vom  Diebstahl  ?  .  .  .  Der  Buddhismus  verdammt 
den  Diebstahl  in  allen  seinen  Formen,  welchen  Namen  immer  man  ihm  vor- 
schützen möge/' 

Nichtsdestoweniger  darf  man  nicht  glauben,  daß  der  Buddhismus  gegen 
Personen  kämpfe.  Solange  der  Buddhismus  besteht,  und  das  sind  2500  Jahre, 
hat  er  keine  Verfolgung  getrieben.  Er  ist  die  einzige  Religion,  deren  Annalen 
von  vergossenem  Blute  frei  sind. 


FRAU  DR.  ADDA  VEIDL,  WIEN:  IST  DIE  AUF- 
HEBUNG DES  LEHRERINNENZÖLIBATS  WIRK- 
LICH EINE  SOZIALREFORM?*) 

(Auf  Grund  eigener  Erfahrung.) 

H  5h  llQR  genau  einem  Jahre  wurde  für  Wien  das  Lehrerinnenzölibat, 
£H&fk    nachdem  es  nahezu  ein  Jahrzehnt  auch  in  der  Reichshauptstadt 
Geltung  gehabt  hatte,  wieder  aufgehoben.    Auf  dein  Lande  und 
'1     andern  Städten  hat  es  sein  Bestehen  nach  wie  vor. 
Das  Lehrerinnenzölibat  findet  aber  in  der  gesamten,  namentlich  in  der 
neu  heranwachsenden  Lehrerschaft  immer  neue  Feinde;  der  Lehrerschaft, 
also  auch  der  Lehrer. 

Begründet  wird  die  feindliche  Stellung  gegen  das  Zölibat  damit, 
es  sei  dessen  Bestand  eine  Verletzung  der  Menschenrechte,  eine  Einengung 
der  weiblichen  Berufstätigkeit. 

Man  hält  die  Aufhebung  des  Zölibats  für  einen  sozialen  Fort- 
schritt. 

Nun  hat  aber  jede  Sozialreform  den  Zweck,  das  Leben  besser,  freier, 
höher  zu  gestalten. 

Im  Falle  der  Aufhebung  des  Zölibates  liegt  jedoch  ein  anderer,  durch- 
sichtiger Grund  noch  vor. 

Wer  wurde  von  den  männlichen  Berufen  am  härtesten  durch  das  über 
die  Lehrerin  verhängte  Zölibat  betroffen?  Der  Lehrer.  Er  ist  es,  der  eine 
gebildete  Frau  sucht;  er  aber  ist  pekuniär  nicht  so  gestellt,  daß  er  Weib  und 
Kind  erhalten  kann.  Also  braucht  er  die  ihm  im  Kampfe  ums  tägliche  Brot 
beistehende  Gefährtin,  die  Lehrerin. 

Und  tatsächlich  ist  der  größte  Prozentsatz  verheirateter  Lehrerinnen 
mit  Berufsgenossen  vermählt.  Aus  den  Lehrerehen,  die  in  jener  Zeit,  als 
das  Zölibat  nicht  bestand,  geschlossen  wurden,  läßt  sich  manche  Tatsache 
als  praktisches  Beispiel  für  Übelstände  nehmen,  die  sich  durch  solche  Ehen 
ergeben  haben.  Übelstände,  die  vielfach  dafür  sprechen,  daß  das  Zölibat 
nicht  unbegründet  sei,  daß  eine  Aufhebung  kein  sozialer  Fortschritt,  vielmehr 
eine  Gefährdung  an  höheren  Gütern  von  Staat  und  Familie  werden  könne. 


*)  Erwiderung  auf  den  Artikel  des  H.  Georg  Schmiedl,  Wien:  Das  Lehrerinnen- 
Zölibat  in  Österreich!   (V.  Jahrg.,  11.  Heft.) 
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Das  kann  in  vollem  Maße  eine  Frau  beurteilen,  die  selbst  in  diesen  beiden 
Lebenslagen  gestanden.  Denn  ein  zweifaches  Leben  ist  das  jener  Frau,  die 
zugleich  Frau,  Mutter  und  Lehrerin  ist.  Dieses  zweifache  Leben  in  einer 
Person  zu  vereinigen,  dazu  gehört  eine  Kraftnatur,  wenn  die  Pflichten  beider 
voll  und  ganz  erfüllt  werden  sollen,  deren  jede  eines  ganzen  Menschen  bedarf; 
dazu  gehört  auch  eine  ihre  eigene  Person  gänzlich  in  den  Hintergrund  stellende, 
uneigennützige,  sich  nur  den  beiden,  so  oft  sich  widersprechenden  Pflichten 
aufopfernde  Frauennatur. 

Der  Mann,  von  Natur  aus  der  Stärkere,  sucht  nach  Erfüllung  seiner  Be- 
rufstätigkeit im  eigenen  Heime  Erholung  und  Ruh.  Die  Frau,  die  Schwächere, 
muß  denselben  Beruf  ausüben;  auch  sie  bedürfte  nachher  im  Hause  der 
Erholung. 

Statt  dessen  warten  auf  sie  die  Pflichten  und  Sorgen  der  Gattin,  die  Haus 
und  Besitz  in  Stand  halten  und  verwalten,  die  der  Mutter,  die  für  das 
leibliche  und  geistige  Wohl  ihrer  Kinder  Interesse  und  Liebe  haben  soll. 

Der  Beruf  als  Frau  und  Mutter  hat  Leiden  und  Schmerzen  des  Körpers 
im  Gefolge,  so  daß  die  Frau  die,  nur  im  Hause  tätig  ist,  oft  ihre  Pflichten 
gegen  Gatten  und  Kinder  kaum  erfüllen  kann. 

Der  Beruf  der  Lehrerin  allein  spannt  alle  Kräfte  so  an,  daß  die  meisten 
Lehrerinnen  schon  nach  einer  oft  kurzen  Spanne  von  Dienstjahren  des  Er- 
holungsurlaubes unter  dem  Schuljahre  bedürfen. 

Und  nun  muß  die  Frau  mit  den  Leiden  und  Schmerzen  des  Körpers 
den  Lehrberuf  und  mit  der  von  der  Schule  mitgebrachten  Übermüdung  an 
Körper  und  Geist  den  Beruf  als  Gattin,  Mutter  und  Hausfrau  ausüben.  Ob 
dadurch  tüchtige,  ihre  volle  Dienstzeit  erreichende  Lehrerinnen,  anderseits 
glückliche  Frauen  und  gesunde  Mütter  werden  können!  Und  ob  vor  allem 
aus  diesem  stets  überarbeiteten  Zustande  gesunde,  lebenskräftige  Nach- 
kommen entstehen  können!  Außerdem  fordert  der  Schuldienst  auch  körper- 
liche Betätigung  (nicht  nur  im  Turnunterricht),  und  es  könnten  mancherlei 
Beispiele  aus  dem  Schulleben  der  letzten  Jahre  angeführt  werden,  daß  die 
begonnene  Mutterschaft  dadurch  zerstört  wurde  und  sich  die  Frau  Leiden 
auf  Jahre  hinaus  zuzog,  die  mitunter  eine  weitere  Mutterschaft  überhaupt 
unmöglich  machten.  Derartiges  soll  nun  die  Zahl  glücklicher  Geburten  för- 
dern ?  —  Und  während  die  junge  Frau  in  der  Schule  in  einem  solchen  Zu- 
stande Wohl  und  Gesundheit  von  sich  tagtäglich  aufs  Spiel  setzt,  ist  sie  leicht 
und  oft  ehrfurchtwidrigen  Worten  und  Blicken  durch  die  heranwachsende 
Schuljugend  ausgesetzt.  Denn  wenn  auch  die  eigene  Mutter  im  Zustande 
der  Mutterschaft  von  ihren  Kindern  mit  Ehrfurcht,  meist  aber  gar  nicht 
betrachtet  wird,  weil  sie  stündlich  um  ihre  Kinder  ist,  so  ist  die  fremde  Lehrerin 
sicher  für  die  Schulkinder  ein  stets  willkommenes  Beobachtungsobjekt.  — 
Und  trotzdem  soll  die  Aufhebung  des  Zölibats  eine  Förderung  der  Menschen- 
rechte sein  ?  Kein  bloßer  Egoismus  des  Mannes,  der  von  der  Frau  mit  großer 
Selbstverständlichkeit  mehr  verlangt,  als  er  selber  leistet,  als  er  überhaupt 
selber  leisten  kann? 


Die  Behauptung,  die  manchmal  aufgestellt  wird,  daß  nur  eine  Frau,  eine 
Mutter,  eine  gute,  tüchtige  Lehrerin  sei,  kann  doch  als  allgemein  geltende 
Regel  nicht  ernst  genommen  werden.  Da  wäre  ja  die  ganze  junge  weibliche 
Lehrerschaft  im  Alter  von  20  bis  30  Jahren,  die  gewiß  einen  ganz  beträcht- 
lichen Prozentsatz  der  gesamten  Lehrerinnen  ausmacht,  untauglich  und 
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man  dürfte  nach  diesem  obigen  Grundsatze  vielleicht  die  Frau .  überhaupt 
erst  mit  30  Jahren  zum  Lehramte  zulassen. 

Mit  30  Jahren  sage  ich.  Denn  solange  das  Mädchen  Kandidatin  ist  und 
nicht  ihre  beiden  Prüfungen,  die  Reifeprüfung  nach  vierjähriger  Studienzeit 
und  die  Lehrbefähigungsprüfung  nach  zwei-  bis  dreijähriger  Dienstpraxis 
darnach,  hinter  sich  hat,  hat  es  wohl  kaum  Zeit,  in  Gesellschaft  zu  kommen 
und  einen  Lebensgefährten  zu  finden.  Dadurch  wird  es  zirka  24  bis  26  Jahre 
leicht,  bis  es  überhaupt  zum  Heiraten  kommt,  wird  sie  als  Frau  leicht  30  Jahre 
zählen,  bis  sie  selbst  Kinder  zum  Erziehen  hat.  Und  nun  soll  all  die  unge- 
teilte Jugendkraft,  die  die  junge  ledige  Lehrerin  einsetzt,  die  sie,  wenn  sie 
verheiratet  ist,  nie  mehr  so  ungeteilt  und  ganz  einsetzen  wird  können,  wenn 
sie  dann  ihre  Kraft  auf  zwei  Pflichten  aufteilen  muß,  mißachtet  und  für  gering 
gehalten  werden  ?  Dieser  Grundsatz  könnte  leicht  den  Lehreifer  und  die 
Arbeitslust  der  jungen  Lehrerin  herabmindern. 

Später,  wenn  sie  beide  Pflichten  zu  erfüllen  hat,  schwindet  häufig  jegliche 
ideale  Anschauung.  Diese  für  zwei  Wirkungskreise  aufzubringen,  ist  eben 
schwer;  eine  gute  Lehrerin  und  gute  Frau  und  Mutter  in  einer  Person  findet 
man  selten.  Häufig  wird  eine  der  beiden  Pflichten  das  Stiefkind.  Ein  häufiges 
Resultat  ist  die  Gleichgültigkeit.  Gleichgültigkeit  in  der  Schule,  Gleichgültig- 
keit im  Hause;  dies  entsprungen  aus  dem  redlichen  Vorsatze,  alles  leisten 
zu  können;  weil  es  aber  heißt,  mit  Zeit  und  Kraft  streng  haushalten,  wird  auf 
beiden  Seiten  bloß  das  Notwendigste,  das,  was  unbedingt  sein  muß,  geleistet, 
ohne  Liebe,  ohne  Ambition.  —  Das  ist  weder  zu  verwundern  noch  gar  übel 
zu  nehmen.  ■ —  Die  Frau,  die  zu  Hause  kleine  oder  vielleicht  kränkliche 
Kinder  hat,  hat  kaum  eine  besondere  Lust,  ihre  mütterliche  Liebe  und  Sorge 
auf  Stunden  auf  fünfzig  fremde  Kinder  zu  übertragen,  und  sehnt  während 
des  ganzen  Unterrichtes  das  Schlußglockenzeichen  herbei.  Und  jene,  welche 
sich  den  halben  oder  ganzen  Tag  geplagt  hat,  fremde  Kinder  erziehlich  zu 
unterrichten,  bringt  häufig  nicht  mehr  genug  Lust  und  Kraft  nach  Hause, 
für  die  leibliche  und  geistige  Entwicklung  ihres  eigenen  Kindes  zu  wirken. 
Die  Folge  ist,  daß  die  Kinder  so  ziemlich  den  größten  Teil  des  Tages,  fremden, 
zumindest  verständnislosen,  wenn  nicht  gewissenlosen  Dienstboten  über- 
lassen bleiben;  Lehrerkinder  gelten  daher  häufig  als  ziemlich  ungezogen  und 
unerzogen.  Und  selbst  angenommen,  die  Mutter  beschäftigte  sich,  heim- 
gekommen von  der  Schule,  wirklich  mit  ihren  Kindern,  so  wird  sie  nicht 
fertig,  das  wieder  gut  zu  machen,  was  während  ihrer  Abwesenheit  an  der 
Erziehung  der  Kinder  gesündigt  wurde.  Oft  hat  ein  Lehrerehepaar  noch  das 
Glück,  eine  der  beiden  Mütter  zu  besitzen,  die  die  Leitung  über  Haus  und 
Kinder  übernimmt,  die  die  Kinder  dann  wohl  mit  großer  Liebe,  aber  nach 
total  altmodischen  Grundsätzen,  häufiger  verzieht  als  erzieht,  einstweilen  sich 
die  junge  Mutter  plagt,  fremde  Kinder  nach  den  allermodernsten  pädagogi- 
schen Prinzipien  und  Regeln  erziehlich  zu  unterrichten. 

Ob,  alle  diese  Punkte  zusammengenommen,  der  Staat  wirklich  um  ge- 
sunde, glückliche  und  erzogene  Menschen  bereichert  wird! 


Wohl  sieht  es  theoretisch  so  aus,  als  wäre  die  Aufhebung  des 
Zölibates  für  die  österreichische  Lehrerin  eine  Stufe  höher  auf  dem  Wege, 
der  die  moderne  Frau  zur  Gleichberechtigung  mit  dem  Manne  führt.  Wenn 
sich  aber  diese  Anschauung  in  die  Praxis  nicht  ohne  Gefahr  für  das 
Familienleben  im  großen  und  im  kleinen  umsetzen 
läßt,  ist  hiermit  der  Beweis  erbracht,  daß,  wenn  auch  die  Theorie  einem  des 
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Anstrebens  würdigen  Idealzustande  gleichsieht,  sie,  zur  Wirklichkeit  aus- 
gestaltet, keiner  ist. 

Die  Aufhebung  des  Lehrerinnenzölibates  wäre  kein  Sieg  des  so- 
zialen Fortschrittes,  es  sei  denn:  ein  Pyrrhus-Sieg! 

CHRONIK. 


G^jlEGENdie  Hochzeitszeremonien 
der  anglikanischen  Kirche: 
J  Die  „Spiritual  Militancy 
League"  protestiert  gegen  die  Trau- 
ungszeremonien der  anglikanischen 
Kirche. 

Ein  Manifest  wird  an  alle  Mit- 
glieder des  englischen  Klerus  gesandt 
werden.  Das  Manifest  protestiert 
gegen  die  beleidigende  und  unwürdige 
Art,  mit  der  diese  Zeremonien  die 
Frau  behandeln  und  zählt  namentlich 
fünfzehn  solcher  entwürdigender  Ge- 
bräuche auf. 

Vor  allem  das  übliche  Gebot  an 
die  Frau:  sie  solle  ihrem  Gatten  die- 
nen und  ihm  gehorchen.  Und  dann, 
warum  wird  nach  anglikanischem 
Ritus  gefragt:  „Wer  gibt  diese  Frau 
diesem  Manne  in  die  Ehe  ?",  warum 
wird  nicht  zum  mindesten  beigefügt: 
„Wer  gibt  diesen  Mann  dieser  Frau 
in  die  Ehe  ?"  Und  was  ist  von  dem 
Ehering  zu  halten,  mit  dem  hier  nur 
die  Frau  gebunden  wird  ? 

Aber  ganz  besonders  erregt  ein 
Psalmenvers,  der  sich  an  den  Gatten 
wendet,  die  Empörung  der  Spiritual 
Militancy  League.  Weshalb  spricht 
man  zum  Manne:  „Die  Frau  wird 
sein  wie  der  fruchtbare  Weinstock, 
dessen  Zweige  die  Mauern  deines 
Hauses  umranken."  Die  Frauen  ver- 
langen, daß  man  ihnen  ganz  das 
gleiche  von  ihrem  Gatten  singe. 

Die  Spiritual  Militancy  League 
will  auch  nicht  mehr,  daß  man  sage: 


„Die  Frau  ward  aus  der  Rippe  des 
Mannes  geschaffen."  Zufolge  dem 
Manifeste  ist  diese  unwissenschaftliche 
Legende  herabwürdigend  für  die  Frau 
und  eine  dumme  Schmeichelei  für 
die  Eigenliebe  des  Mannes,  die  schon 
groß  genug,  „wirklich  gerade  schon 
groß  genug"  sei. 

Mangel  an  katholischen  Priestern 
in  Frankreich:  Papst  Pius  X.  hat  die 
Gründung  der  Kultusassoziationen 
verboten,  die  immerhin  den  Priestern 
eine  materielle  Grundlage  ihrer  Exi- 
stenz verbürgt  hätten. 

Ich  weiß  nicht,  ob  Pius  X.  heute 
sein  Verbot  bereut;  aber  ich  weiß, 
daß  der  Nachwuchs  der  Geistlichkeit, 
seit  Leben  und  Nahrung  ihm  nicht 
mehr  verbürgt  ist,  von  Jahr  zu  Jahr 
immer  weniger  zahlreich  wird. 

In  Ajaccio  ist  die  Zahl  der  Semi- 
naristen von  85  auf  20  gesunken,  in 
Albi  von  120  auf  50,  in  Avignon  von 
45  auf  23,  in  Bayonne  von  192  auf 
146,  in  Dogne  von  54  auf  22,  in 
Nizza  von  65  auf  30,  in  Rodez  von 
200  auf  130,  in  Tülle  von  40  auf  16, 
in  Viviers  von  150  auf  90;  und  so  , 
geht  es  fort. 

Im  ganzen  ist  für  die  25  Diözesen 
der  priesterliche  Nachwuchs  um  mehr 
ale  die  Hälfte  gesunken.  Man  zählte 
für  1910  nur  1011  Anwärter  an  Stelle 
von  2077  im  vorhergehenden  Jahre. 

G.  C. 
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AZIZA  DE  ROCHEBRUNE,  KONSTANTINOPEL: 
EIN  TÜRKISCHER  ROMAN. 


ER  Inhalt  des  in  der  Julinummer  erwähnten  Romanes  der  türki- 
schen Dichterin  Halide  Hanoum:  „Sevie  Thalib",  ist  folgender: 
Fahir  kehrt  nach  Stambul  zurück,  nachdem  er  sich  ziemlich  lange 
in  England  aufgehalten  hat.  Die  Illusionen,  die  er  über  seine  Heimat 
hegte,  wurden  bald  durch  die  orientalische  Wirklichkeit  zunichte  gemacht. 
Die  Frauen  befinden  sich  in  derselben  Situation  wie  ehemals,  und  er  hat 
sich  eingebildet,  daß  die  Revolution  ihr  Glück  gemacht  habe. 

Er  will  bei  sich  verwirklichen,  was  die  Konstitution  in  dem  Kaiserreiche 
nicht  erfüllen  konnte.  Mit  einer  jungen,  ziemlich  gebildeten  Türkin,  Madjide, 
verheiratet,  will  er  derselben  seine  modernen  Ideen  einimpfen.  Sie  bleibt 
widerspenstig,  woraus  Streitigkeiten,  Schmollen  und  dann  wieder  Versöhnung 
im  Hauswesen  entsteht. 

Eben  zu  dieser  Zeit  erscheint  Sevie,  die  verhängnisvolle  Schönheit. 
Freundin  und  Kindheitsgespielin  von  Fahir  (die  kleinen  Mädchen  der 
Türkei  haben  bis  zur  Entwicklung  vollkommen  freien  Verkehr  mit  dem  andern 
Geschlecht)  ward  Sevie  sehr  früh  an  Thalib  Bey,  einen  niedrigen  Charakter, 
verschenkt,   dem   sie  die  lange  Reihe  von  Jahren  völlig  ausgeliefert  war. 

Gebildet  und  eingeweiht  in  die  englische  Kultur,  ein  liebevolles  Gemüt, 
das  ein  Mensch  wie  Thalib  Bey  nie  und  nimmer  verstehen  konnte,  erwacht  sie 
zur  Liebe.  Sie  bekennt,  daß  die  Heirat  nur  auf  der  Basis  der  Liebe  aufgebaut 
werden  dürfe  und  verläßt  das  eheliche  Heim,  um  mit  dem  Konvertiten 
Djemal,  ihrem  früheren  Musiklehrer,  zu  leben,  den  sie  liebt  —  und  der 
sie  glücklich  macht. 

Man  unterhält  sich  unausgesetzt  über  Sevie  bei  Fahir.  Derselbe  hat  den 
Wunsch,  diese  seltsame  Frau,  von  der  die  gemeinsamen  Freunde  sprechen, 
zu  sehen.  Er  beschäftigt  sich  in  Gedanken  viel  mit  dieser  Absicht.  Das  Zu- 
sammentreffen findet  statt:  seine  Kindheitsgefährtin,  deren  Züge  in  seinem 
Gedächtnis  ausgelöscht  waren,  ist  bezaubernd.  Er  ist  betört:  die  Leidenschaft 
beraubt  ihn  seiner  Vernunft  und  seines  Willens.  Er  flieht  nach  Ägypten, 
um  Vergessenheit  zu  suchen.  Vergebens.  Trostloser  denn  je  kehrt  er  an 
seinen  Herd  zurück. 

Seine  Frau  hat  sich  inzwischen  den  modernen  Anschauungen  angepaßt: 
—  sie  ist  so  geworden,  wie  Fahir  es  gewünscht  hatte.  Er  könnte  sie  lieben, 
wenn  die  andere  nicht  Herrin  seines  Herzens  wäre.  Er  versucht,  sich  mit 
Madjide  zu  versöhnen.  Diese  weiß  von  seiner  Leidenschaft  zu  Sevie  und 
stößt  dieses  Almosen  einer  geringen  Liebe  zurück.  Und  Fahir,  allein  mit 
seiner  qualvollen  Leidenschaft,  ohne  jegliche  Stütze,  begibt  sich  zu  Sevie. 
Sie  weist  seine  Liebeswerbung  zurück.  Eine  wilde  Wut  ergreift  Fahir.  Er 
schnellt  empor.  Aber  Sevie,  von  Entsetzen  ergriffen,  hält  ihn  zurück: 
Wohin  gehst  Du?  Willst  Du  Djemal  Böses  zufügen? 
Ja.  Wenn  ich  zu  Deinen  Füßen  Djemals  zerstoßenes  Gehirn  niederlegen 
werde,  wirst  Du  verstanden  haben. 
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Da  ergibt  sich  Sevie. 

Eine  Moschee:  Frauen  und  Kinder  weinen  und  beten.  Man  trägt  den 
Meolond  für  die  Seelenruhe  derer  vor,  die  auf  dem  Felde  der  Ehre  gefallen 
sind  während  der  von  den  freiheitlichen  Truppen  Rumeliens  zur  Zeit  der 
Reaktion  des  April  gelieferten  Kämpfe. 

Madjide  ist  da;  sie  beweint  ihren  Gatten  Fahir,  der  sich  unter  den  Mär- 
tyrern befand.  Während  der  Lesung  der  Fatiha  sagt  Madjide  zu  ihrem 
Sohne,  dem  Kinde  von  Fahir:  Du  mußt  Dich  für  das  Wahre,  für  das  Gerechte, 
für  das  Vaterland  opfern,  ebenso  wie  Dein  lieber  Vater  sich  geopfert  hat.  — 
Fahir,  um  sich  dem  Wahnsinn  seiner  unbefriedigten  Liebe  zu  entziehen, 
hatte  den  Tod  gesucht.  Er  hatte  wenigstens  mit  einem  letzten  Schimmer 
von  Einsicht  ein  edelmütiges  Ende,  Sühne  und  Verzeihung  zu  wählen  gewußt. 

CHRONIK 


D^^nlER  Kampf  gegen  die  „Schmutz- 
und  Schundliteratur",  den  die 
_JJ  österr.  Buch-  und  Verlags  - 
händler  aufgenommen  haben,  war, 
wie  sie  dem  Handelsministerium 
mitteilen,  von  Erfolg  begleitet. 
,,In  der  Belletristik  gab  es  heuer 
keine  Sensation,  und  manche  Er- 
wartungen wurden  enttäuscht." 
Die  Käufer  greifen  sehr  gern  nach 
gediegener  Kost.  Der  Absatz  guter, 
billiger  Sammlungen  (Volksbüche- 
reien) hält  an.  Auch  alte,  neu  auf- 
gelegte Schriften  finden,  viele  Käufer. 
Das  Heer  der  mutigen  Belagerer  des 
Schmutzturmes  wächst:  der  Erfolg 
wird  nicht  ausbleiben,  besonders  seit- 
dem auch  die  Regierungen  sich  zu 
gemeinsamem  Vorgehen  gegen  diese 
Giftmischer  und  Jugendverderber  ver- 
einigt haben.  Georg  Schmiedl, 
Wien. 

<$> 

Hans  WeidenmiUlers  Werbeschu- 
lung für  Kaufleute:  Hans  Weiden- 
müller in  Leipzig  hat  wieder  einige 
kleine  Bändchen  herausgebracht,  in 
denen  er  den  Gedanken  der  Werbe- 
schulung  für  Kaufleute,  den  er  als 


erster  auch  auf  das  sprachliche  Gebiet 
ausgedehnt  hat,  weiter  entwickelt. 
Es  sei  wiederum  auf  diese  interessan- 
ten Versuche  hingewiesen,  die  hoffent- 
lich nach  und  nach  dazu  führen  wer- 
den, auch  das  Reklamedeutsch  zu 
reinigen  und  zu  verbessern. 

<$> 

Monographien  deutscher  Reklame- 
künstler: Vom  Deutschen  Museum 
für  Kunst  in  Handel  und  Gewerbe  in 
in  Hagen  in  Westfalen  sind  im  Ver- 
lage von  Fr.  Wilhelm  Ruhfus  in  Dort- 
mund Heft  3  und  6  der  Monographien 
deutscher  Reklamekünstler  heraus- 
gegeben worden.  Heft  3  behandelt 
Julius  Klinger,  Heft  6  Gipkens.  Die 
Monographien  sind  ausgezeichnet  aus- 
gestattet und  verdienten,  bekannter 
zu  sein,  als  sie  sind. 

<S> 

Die  Kunst  des  Schmückens :  Schon 
seit  einem  Jahrzehnt  tobt  der  Kampf 
auf  dem  Gebiete  des  kunstgewerb- 
lichen Schaffens,  der  sogenannten 
Zweckkunst.  Künstler  und  Kunst- 
kenner suchten  auf  die  verschiedenste 
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Weise  das  Problem  zu  lösen,  bald  der 
einen,  bald  der  anderen  Richtung  das 
Wort  redend.  Man  verfiel  hier  wie 
dort  in  Extreme,  kein  einheitliches 
Bild  kunstgewerblicher  Überzeugung 
wrollte  in  Erscheinung  treten. 

Vor  kurzem  kam  bei  Küthmann 
in  Dresden  ein  Buch  von  Carl  Knoll 
und  Dr.  Fritz  Reuther-Dresden 
heraus:  ,,  D  i  e  Kunst  des 
Schmückens.  Eine  Klä- 
rung des  Schmuck  pro- 
blems  durch  Wort  und 
Bild  für  Schaffende  und 
Genießend  e."  Was  das  Buch 
in  seinem  Titel  verspricht,  hält  es. 
Die  Verfasser  haben  in  ebenso  kunst- 
sinniger wie  logischer  Wreise  den 
Knäuel  der  vielfach  sich  wider- 
sprechenden Ansichten  und  Be- 
strebungen entwunden  und  gezeigt, 
wo  die  eigentliche  Fährte  liege,  die  zu 
gehen  sei.  Reiche  Illustrationen,  die 
einerseits  die  Forderungen  der  Au- 
toren erläutern,  andererseits  die  gang 
und  gäben  Geschmacklosigkeiten  und 
logischen  Verirrungen  auf  dem  Ge- 
biet des  Kunstgewerbes  an  den 
Pranger  stellen,  geben  dem  Buch 
auch  alle  Reize  einer  verständnisför- 
dernden Unterhaltungslektüre  und 
machen  es  zu  einem  getreuen  Do- 
kument unseres  Jahrzehnts. 

Es  wäre  interessant  und  wün- 
schenswert, wenn  auch  auf  den 
übrigen  Gebieten  des  Kunstschaffens 
eine  ähnlich  sichtende  logische  Arbeit, 
von  soviel  echtem  Verständnis  ge- 
leitet, getan  würde. 

Ein  italienisches  Skizzenbuch  *)  Ein 

Skizzenbuch  nennt  die  Verfasserin 

*)  „Kennst  du  das  Land?"  Blät- 
ter aus  einem  italischen  Skizzenbuch 
von  Marianne  Schrutka  von  Rechten  - 
stamm.  Mit  41  Abbildungen,  meist 
nach  Originalaufnahmen.  Umschlag. 
Zeichnung  von  Eleonore  Doelter.  Jena 
1912.    Hermann  Costenoble. 


bescheiden  ihr  Buch,  das  Reiseein- 
drücke festhält :  „Geschautes,  aber 
auch  Gedachtes,  Erlebtes,  Erlitte- 
nes/' Durchaus  nicht  skizzenhaft, 
sondern  in  schönen  Stimmungsbil- 
dern, in  denen  Geschichte  und  Kunst- 
geschichte in  eins  verwoben  erscheint. 
Abseits  von  der  großen  Heerstraße 
durchwandert  man  an  der  Hand 
dieser  Führerin  Italien  vom  Norden 
bis  zum  Süden.  Man  berührt  Orte, 
wo  die  Geschichte  jahrhundertelang 
stillgestanden  hat,  und  folgt  dann 
wieder  dem  Menschenstrom,  der  sich 
auch  heute  noch  alljährlich  in  das 
,,Land  der  Sehnsucht"  ergießt. 


Julie  Adam, 
Wien. 


Ein  Schillerroman  *) :  Auf  einem 
schlichten  unscheinbaren  Hause  in 
Weimar  steht  zu  lesen:  ,,Hier  wohnte 
Schiller".  Scheu  wandert  der  Be- 
sucher durch  die  stillen  Räume  und 
blickt  in  das  Sterbezimmer  des 
großen  deutschen  Dichters  hinein, 
dessen  tragisches  Geschick  nicht  ein- 
mal der  Tod  beendete.  Von  den 
Wänden  schauen  ihn  Bilder  des 
Frühverstorbenen  aus  großen  tief- 
liegenden Augen  an  und  um  den 
Mund  spielt  ein  schmerzhaftesLächeln. 
Ums  Menschentum  kämpfte  schon 
der  Knabe  Schiller  und  dabei  grub 
sich  dies  Lächeln  in  seine  Züge  ein. 
Es  war  ein  schwerer,  harter  Kampf, 
ein  Kampf  auf  Leben  und  Tod. 
Schiller  ging  damals  als  Sieger  daraus 
hervor,  aber  die  Wunde,  die  ihm 
geschlagen  wurde,  vernarbte  niemals, 
an  ihr  starb  er. 

Molo,  der  uns  hier  die  Jugend - 
geschiente  Schillers  bietet,  den  An- 
fang einer  Trilogie  von  Romanen, 
hat  in  dem  Dichter  eine  verwandte 

*)  „Um  Menschentum".  Ein  Schiller- 
Roman  von  Walter  von  Molo.  Erster 
Teil.  1. — 5.  Auflage.  Verlegt  bei  Schuster 
&  LoeffJer,  Berlin  und  Leipzig  1912. 
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Seele  erkannt,  in  die  er  sich  restlos 
einzufühlen  vermag.  Darin  liegt 
die  Stärke  dieses  Romans,  seine 
packende  Wirkung,  der  sich  keiner 
zu  entziehen  vermag. 

Schillers  erste  Begegnung  mit 
Goethe  ist  ein  wahres  Kabinetts - 
stück : 

„Das  ist  nämlich  ein  erleuchtetes 
Subjektum  meines  Landes  t" 

„Eine  Kopfneigung,  die  verbindliches 
Interesse  markierte,  erfolgte.  Mit  gleich- 
gültiger Höflichkeit  bemühten  sich,  für 
einen  Augenblick,  Goethes  glänzende 
Augensterne  in  das  bleiche  Akademiker- 
gesicht zu  sehen,  das  mit  tiefer  Scham 
der  Vorschrift  genügte,  die  gütig  anord- 
nete, daß  jeder  Bürgerliche  des  Herzogs 
Rockzipfel  dankend  zu  küssen  hätte. 
Das  kalte  Licht  stand  in  den  hohen  Fen- 
stern und  sah  mit  erbarmungsloser  Neu- 
gier zu.  Fritz  Schillers  gemarterte  Augen 
klammerten  sich  an  Goethe  fest.  Des 
Geheimrats  Blick  schwebte  weiter.  Er 
gab  nicht  viel  auf  Karl  Eugens  Empfeh- 
lung und  sann  eben  allerhand  spinnweb- 
feinen Dingen  nach,  spinnwebfeinen  Dingen, 
die  nicht  zu  einem  armen,  schweißnassen 
Schwabenantlitz  paßten  .  .  . 

Julie  Adam, 
Wien. 
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In  eigener  Sache :  Der  Herausgeber 
des  Hochland,  Herr  KarlMuth,  macht 
uns  darauf  aufmerksam,  daß  der 
Aufsatz  von  Frau  Geheimrat  Charlotte 
Ulimann,  Eisenach?  „Kultur-  und 
Nationalbewußtsein  im  Elsaß"  im 
Juniheft  der  Dokumente  des  Fort- 
schritts, Jahrgang  1910,  fast  wörtlich 
einem  Aufsatz  von  Legrand  im  Fe- 
bruarheft des  Hochland,  Jahrgang 
1910,  entnommen  ist.  Im  Einver- 
ständnis mit  der  Redaktion  des 
Hochland  veröffentlichen  wir  diese 
unangenehme  redaktionelleErfahrung 
und  weisen  noch  ausdrücklich  darauf 
hin,  daß  Frau  Geheimrat  Ullmann 
nicht  etwa  nur  den  Gedankengang 
des  Aufsatzes  im  Hochland  über- 
nommen hat,  sondern  daß  in  einem 
Aufsatz  von  ungefähr  160  Zeilen 
nahezu  2/3  wörtlich  mit  dem  im 
Hochland  veröffentlichten  Text  über- 
einstimmen. Wir  brauchen  wohl 
nicht  hinzuzufügen,  daß  wir  erst 
jetzt  durch  Herrn  Karl  Muth  von 
der    Sachlage   in  Kenntnis  gesetzt 

worden  sind.  _ .    _  .  _  . 

Die  Redaktion. 


Verantwortlich  für  die  Redaktion  Erich  Lilienthal,  Berlin- Wilmersdorf.  —  Alle  Manuskripte  sind 
an  die  Deutsche  Redaktion,  Berlin-Wilmersdorf,  Prinzregentenstr.  115/116  zu  richten.  —  Unverlangte 
Manuskripte  werden  nur  zurückgesandt,  wenn  ihnen  Rückporto  beiliegt. 
Druck  von  Georg  Reimer  in  Berliu  W.  10. 


Umschlag  und  Ausstattung  zeichnete  Lucian  Bernhard,  Berlin. 


INSTITUT  FÜR  INTERNATIONALEN  AUSTAUSCH 
FORTSCHRITTLICHER  ERFAHRUNGEN. 


Im  Sinne  des  Beschlusses,  der  in  der  Sitzung  des  internationalen  Vor- 
stands vom  13.  Juni  1913  gefaßt  wurde,  erlaube  ich  mir,  im  nachstehenden 
das  Modell  eines  Ortsgruppenstatutes  der  Beurteilung  unserer  Komites  in 
den  einzelnen  Städten  zu  unterbreiten  und  wäre  ihnen  aufrichtig  dankbar, 
wollte  man  eventuelle  aus  der  Praxis  geschöpfte  Anregungen  an  das 
Generalsekretariat  gelangen  lassen;  dieselben  werden  in  den  nächsten  Num- 
mern durch  Veröffentlichung  in  diesen  Spalten  zur  Kenntnis  der  Gruppen 
und  ihrer  Mitglieder  gebracht  werden. 

Selbstverständlich  wäre  das  nachfolgende  Modell  auch  im  Sinne  der 
lokalen  Verhältnisse  und  Bedürfnisse  von  jeder  Gruppe  entsprechend  zu 
adaptieren. 

Der  Generalsekretär 
R.  Broda. 


Statuten  der  Ortsgruppe  zu  ....  . 
des  „Institutes  für  internationalen  Austausch  fortschrittlicher 

Erfahrungen". 

§  1.  Die  zu    wohnhaften  Mitglieder  des  „Institutes  für 

internationalen  Austausch  fortschrittlicher  Erfahrungen"  schließen  sich  zu 
einer  autonomen  Ortsgruppe  zusammen.  Die  Ziele  der  Ortsgruppe  sind  die 
gleichen  wie  die  des  Institutes  selbst:  Die  sozialen  und  kulturellen  Erfah- 
rungen des  Auslandes  sollen  zum  besseren  Verständnisse  der  Lösungsmög- 
lichkeiten heimischer  Probleme  herangezogen  werden.  Die  Ortsgruppe 
stellt  sich  speziell  zur  Aufgabe,  diese  Methode  auch  für  Behandlung  lokaler 
Fragen  heranzuziehen. 

§  2.  Die  Gruppe  nimmt  in  erster  Linie  folgende  Aktionsmittel  in  Aus- 
sicht : 

1.  Verteilung  der  vom  Generalsekretariat  des  Instituts  übermittelten 
Broschüren  zwecks  Aufklärung  der  öffentlichen  Meinung *über  wichtige 
Reformfragen. 

2.  Veröffentlichung  von  Artikeln  in  der  lokalen  Presse  über  beispiel- 
gebende Erfahrungen  des  Auslandes,  welche  das  Verständnis  heimischer 
Fragen  erleichtern. 

3.  Veranstaltung  von  Versammlungen,  in  welchen  die  vom  Institut 
entsandten  ausländischen  Redner  das  Wort  ergreifen. 

4.  Veranstaltung  von  lokalen  Diskussionsabenden  zur  Klärung  der 
Ansichten  über  Fragen  lokaler  Reform,  resp.  die  ausländischen  Parallel- 
erfahrungen, bezüglich  welcher  entsprechende  Nachweise  vom  General - 
Sekretariat  des  Instituts  einzuholen  sind. 


i 


Dokumente  des  Fortschritts,  VI.  Jahr.  8.  Heft. 


5.  Selbständige  Initiative  für  Schaffung  kultureller  Institutionen  am 
Sitz  der  Gruppe,  insoweit  ausländische  Erfahrungen  hierfür  nützliche  An- 
regung zu  bieten  vermögen. 

6.  Veranstaltung  von  Enqueten  über  beispielgebende,  am  Orte  bereits 
bestehende  Einrichtungen  und  Übermittlung  von  entsprechenden  Referaten 
an  das  Generalsekretariat  des  Institutes  zwecks  Veröffentlichung  in  den 
,, Dokumenten  des  Fortschritts"  und  deren  ausländischen  Schwester- 
organen. 

§  3.  Allen  in    wohnhaften  Mitgliedern  des  Institutes  steht 

das  Recht  zu,  der  Ortsgruppe  als  Mitglieder  beizutreten.  Fremde  Personen 
können  durch  Anmeldung  beim  Vorstande  der  Gruppe  die  gleichzeitige  Mit- 
gliedschaft der  Gruppe  und  des  Instituts  erwerben.  Der  Jahresbeitrag  be- 
trägt 15  Mark  (für  Lehrer,  Studenten  und  Arbeiter  10  Mark),  wofür  die  Mit- 
glieder sämtliche  Publikationen  des  Instituts  einschließlich  der  Monats- 
schrift: ,, Dokumente  des  Fortschritts"  erhalten,  das  Auskunftsbureau  des 
Instituts  unentgeltlich  benutzen  und  die  in  seinem  Archiv  befindlichen  aus- 
ländischen Zeitschriften  unentgeltlich  entleihen  dürfen,  zu  den  Vorträgen 
freien  Zutritt  haben,  sowie  anderseits  an  allen  Unternehmungen  der  Gruppe 
teilzunehmen  berechtigt  sind. 

Personen,  welche  einen  einmaligen  Beitrag  von  250  Mark  leisten,  werden 
als  „Gründer",  alljährlich  im  Organ  des  Instituts  verzeichnet  und  sind  von 
weiteren  Jahresbeiträgen  befreit;  die  Namen  der  ,, Stifter",  die  einen  ein- 
maligen Beitrag  von  400  Mark  leisten,  werden  in  gleicher  Weise  alljährlich 
in  den  „Dokumenten  des  Fortschritts"  kundgetan.  Gründer  und  Stifter 
erhalten  für  Lebenszeit  alle  Publikationen  des  Instituts. 

§  4.  Die  Mitgliedsbeiträge  ä  15  Mark*)  werden  derart  geteilt,  daß  12  Mark 
an  die  Zentralleitung  nach  Paris  zu  übersenden  sind,  wofür  die  Publikationen 
geliefert,  die  Auskünfte  und  Materialien  beschafft  und  die  Honorare  der  Vor- 
tragenden bestritten  werden;  die  restlichen  3  Mark  verbleiben  der  Gruppe 
für  ihre  lokalen  Unternehmungen. 

Beiträge  von  10  Mark  werden  derart  geteilt,  daß  8  Mark  an  die  Zentral- 
leitung zu  senden  sind,  2  Mark  der  Gruppe  verbleiben.  ' 

Von  Gründerbeiträgen  von  250  Mark  verbleiben  150  Mark  (von  Stifter- 
beiträgen 250  Mark)  der  Gruppe,  100  (resp.  150)  Mark  sind  nach  Paris  für 
Versendung  der  Publikationen  auf  Lebenszeit  zu  übermitteln. 

§  5.  Personen,  welche  die  „Dokumente  des  Fortschritts"  nicht  regel- 
mäßig zu  beziehen  wünschen,  können  der  Gruppe  als  außerordentliche  Mit- 
glieder mit  einem  Beitrag  von  5  Mark  pro  Jahr  (Lehrer,  Studenten  und 
Arbeiter  3  Mark)  beitreten.  Hiervon  sind  1,50  Mark  nach  Paris  zu  senden, 
wofür  die  Januarnummer  der  „Dokumente  des  Fortschritts"  sowie  die  vom 
Institut  ausgegebenen  kurzgefaßten  Propagandabroschüren  an  das  betreffende 
Mitglied  geliefert  werden.  Der  Restbetrag  von  3,50  Mark  resp.  1,50  Mark 
verbleibt  der  Gruppe. 

Auch  in   wohnhafte  Mitglieder  des  „Bundes  für  Organisierung 

menschlichen  Fortschritts"  können  sich  der  Gruppe  als  außerordentliche 
Mitglieder  anschließen. 

Sie  zahlen  1,50  Mark  pro  Jahr  an  die  Gruppe,  ihren  restlichen  Bei- 
trag direkt  an  das  Schatzmeisteramt  des  Bundes  in  Paris. 

§  6.  Der  Gruppe  stehen  als  weitere  finanzielle  Ressourcen  zur  Verfügung: 


*)  Wenn  Gruppen  einen  höheren  Beitrag  zu  erheben  für  gut  befinden,  so  wird 
ihre  Verpflichtung,  12  Mark  an  die  Zentralleitung  zu  überweisen,  darum  nicht  geändert: 
sie  verfügen  eben  über  eine  größere  Summe  für  ihre  lokalen  Bedürfnisse. 
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a)  Die  Eintrittsgelder  zu  den  Vorträgen.  (Andererseits  sind  naturgemäß  die 
lokalen  Spesen  der  Versammlung  von  den  Gruppen  zu  bestreiten,  während  die 
Honorare  der  Vortragenden  von  der  Zentralleitung  in  Paris,  ohne  Kosten  für 
die  Gruppe  beglichen  werden.)  b)  Freiwillige  Gaben  der  Mitglieder,  die 
ausschließlich  der  Gruppe  zufließen. 

§  7.  Mitglieder,  welche  aus  der  Gruppe  zu  scheiden  wünschen,  haben 
dies  bis  längstens  1.  Dezember  an  den  Sekretär  der  Gruppe  oder  das  General- 
sekretariat in  Paris  bekannt  zu  geben.  Im  gegenteiligen  Falle  bleiben  sie  zur 
Bezahlung  des  Mitgliedbeitrags  für  das  kommende  Jahr  verpflichtet. 

§  8.  Zur  Leitung  der  Gruppe  sind  die  Generalversammlung,  der  Vor- 
stand und  das  Sekretariat  berufen. 

§  9.  Die  Generalversammlung  tritt  einmal  im  Jahre  zusammen;  Ort 
und  Zeit  wird  durch  den  Vorstand  bestimmt. 

Sie  nimmt  den  Rechenschaftsbericht  des  Vorstandes  entgegen  und 
nimmt  die  Neuwahlen  zu  demselben  vor. 

§  10.  Der  Vorstand  besteht  aus  5—10  Personen,  die  alljährlich  von  der 
Generalversammlung  gewählt  werden.  Er  bestellt  aus  seiner  Mitte  einen 
Vorsitzenden,  ein  oder  zwei  Sekretäre  und  einen  Schatzmeister. 

Der  Vorstand  leitet  die  Unternehmungen  der  Gruppe. 

§  11.  Das  Sekretariat  erledigt  die  laufenden  Angelegenheiten  derselben 
und  besorgt  die  Korrespondenz  mit  dem  Generalsekretariat  des  Instituts 
in  Paris. 

Dem  Schatzmeister  obliegt  die  Einziehung  der  Mitgliedsbeiträge  und  die 
Bestreitung  der  Ausgaben  der  Gruppen. 

§  12.  Zur  Änderung  der  Statuten  bedarf  es  der  Zustimmung  des  inter- 
nationalen Vorstandes  des  Instituts.  Ebenso  ist  dieser  in  außerordentlichen 
Fällen,  wenn  Aufrufe  oder  Unternehmungen  der  Gruppe  in  offenem  Wider- 
spruch zu  den  allgemeinen  Tendenzen  des  internationalen  Vereins  stehen 
sollten,  zum  Einspruch,  und  wenn  demselben  nicht  Folge  geleistet  wird,  zur 
Auflösung  der  Gruppe  berechtigt.  Doch  bleibt  der  Gruppe  das  Recht  eines 
Appells  an  die  Generalversammlung  des  Instituts  gewahrt,  ohne  daß  jedoch 
solchem  Appell  aufschiebende  Kraft  zukäme. 

Wenn  die  Gruppe  aufgelöst  werden  sollte,  und  insolange  sie  nicht,  sei  es 
infolge  Stattgebung  ihres  Appells,  sei  es  unter  einem  neuem  vom  Vorstand 
des  Instituts  bestätigten  Lokalvorstand  wieder  hergestellt  wäre,  sind  die  am 
Orte  seßhaften  Institutsmitglieder  verpflichtet,  ihre  Beiträge  direkt  an  die 
Zentralleitung  abzuführen,  resp.  können  sie  im  Übertretungsfalle  aus  dem 
Institute  ausgeschlossen  werden. 

§  13.  Sowie  der  Mitgliederstand  der  Gruppe  die  Zahl  50  übersteigen 
sollte,  ernennt  sie  einen  Vertreter,  dem  Sitz  und  Stimme  im  internationalen 
Vorstand  des  Instituts  zukommen. 

§  14.  Die  Mitglieder  des  Gruppenvorstandes,  ihr  Vorsitzender,  ihr 
Sekretär  und  ihr  Schatzmeister  üben  ihr  Amt  als  Ehrenamt  aus,  ebenso  die 
Vorstandsmitglieder  und  Sekretäre  des  Instituts  selbst  und  erhalten  als 
solche  keinerlei  finanzielle  Entschädigung. 

§  15.  Bloß  das  Vermögen  der  Gruppe  ist  für  Verpflichtungen  derselben 
haftbar;  weder  die  einzelnen  Mitglieder  noch  das  Gesamtinstitut  können  in 
dieser  Richtung  herangezogen  werden. 

Bei  Auflösung  der  Gruppe  fällt  ihr  eventuelles  Vermögen  an  das  In- 
stitut zurück;  bei  Neubildung  einer  Gruppe  wird  ihr  das  Vermögen  ihrer 
Vorgängerin  wieder  überwiesen. 
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Ausschuß-Sitzung  der  Ortsgruppe  Wien. 

Am  28.  Juni  1913  fand  eine  Sitzung  des  Ausschusses  der  Ortsgruppe 
Wien  statt,  an  welcher  die  Reichsratsabgeordneten  Baron  Hock  und  Dr. 
Ofner,  Universitätsprofessor  Dr.  Emil  Reich,  Herr  Fachlehrer  Schmiedl  (Ob- 
mann der  Sozialpädagogischen  Gesellschaft)  und  andere  teilnahmen.  Zunächst 
wurden  die  im  nächsten  Winterhalbjahr  abzuhaltenden  Vorträge  besprochen. 
Professor  Dr.  Broda  soll  im  Deutsch-demokratischen  Verein  entweder  über 
,, Sozialversicherung  oder  Staatsbürgerversorgung  (Erfahrungen  Englands)" 
oder  über  die  „Vorteile  des  Proportionalwahlrechtes  (Erfahrungen  Belgiens)", 
ferner  in  der  Sozialpädagogischen  Gesellschaft  über  das  „Fortschrittsideal 
in  seiner  Anwendung  auf  das  Leben"  sprechen;  Jean  Jaques  Kaspar,  Ad- 
vokat aus  Paris  in  der  „Freien  Schule"  über  ,,1'education  morale  ä  l'ecole", 
endlich  der  Senator  Magalhaes  Lima  aus  Lissabon  im  Monistenbund  über 
Trennung  von  Kirche  und  Staat  in  Portugal.  Weitere  Vorträge  des  Senators 
Martinet  (Paris)  und  anderer  sind  in  Aussicht  genommen. 

Sohin  erstattete  Herr  Georg  Schmiedl  als  Sekretär  des  in  der  letzten 
Sitzung  eingesetzten  Exekutivkomites  für  Propaganda  des  Proportional- 
wahlrechtes ein  Referat  über  die  in  dieser  Richtung  geplanten  Schritte. 
Während  in  der  sich  anschließenden  Debatte  Herr  Georg  Schmiedl  den  Wert 
des  Proportionalwahlrechtes  insbesondere  vom  volkserziehlichen  Standpunkt 
betonte  und  Professor  R.  Broda  sich  ihm  insofern  anschloß,  als  er  eine  Min- 
derung der  Schärfe  des  politischen  Kampfes  davon  erwarte,  teilten  die  Reichs- 
ratsabgeordneten Baron  Hock  und  Dr.  Ofner  diese  Auffassung  nicht  und  mein- 
ten, daß  in  letzter  Linie  die  Einführung  des  Proportionalwahlrechtes  von  den 
Interessen  und  den  Machtverhältnissen  der  politischen  Parteien  abhänge. 
Übrigens  bekannten  sich  auch  diese  Redner  als  Anhänger  des  Proportional- 
wahlrechtes aus  Gründen  der  Gerechtigkeit  und  politischen  Zweckmäßigkeit. 

Dr.  Schönhof  brachte  zur  Sprache,  daß  in  Österreich  zum  Schutze 
nationaler  Minoritäten  auch  andere  und  teilweise  weitergehende  Maßnahmen 
als  das  Proportionalwahlrecht,  welches  eine  Majorisierung  ja  keineswegs  aus- 
schließt, teils  schon  bestehen,  teils  als  Bedürfnis  empfunden  werden  und  in 
Aussicht  genommen  sind  (nationaler  Kataster  und  nationale  Kurien),  zog 
aber  daraus  keineswegs  den  Schluß,  daß  das  Proportionalwahlrecht  für  Öster- 
reich wertlos  sei,  sondern  hielt  es  nebst  den  erwähnten  anderen  Formen  des 
Minoritätenschutzes  und  eventuell  innerhalb  der  nationalen  Gruppen  auf  die 
rein  politischen  Parteien  angewendet  ?  für  ebenso  möglich  und  zweckmäßig 
wie  anderwärts. 

Die  Frage,  ob  eine  unmittelbare  politische  Aktion  einzuleiten  oder  der 
Boden  für  die  Idee  des  Proportionalwahlrechtes  lediglich  durch  Aufklärung 
über  die  ausländischen  Erfahrungen  vorzubereiten  sei,  wurde  in  letzterem 
Sinne  entschieden,  da  nur  dies  in  den  Bereich  des  Instituts  falle  und  innerhalb 
seiner  Kräfte  liege.  Herr  Fachlehrer  Georg  Schmiedl,  Wien  II,  Rembrandt- 
straße  41,  wird  die  Propaganda  im  Sinne  dieses  Beschlusses  weiterführen. 

Der  dritte  Punkt  der  Tagesordnung  war  die  Propaganda  für  den  welt- 
lichen Moralunterricht.  Herr  Anton  Österreich  erstattete  als  Sekretär  des  in 
der  letzten  Sitzung  eingesetzten  Exekutivkomites  hierüber  Bericht  und  teilte 
mit,  daß  in  Wien  bereits  ein  Komite  bestehe,  welches  einen  praktischen  Ver- 
such mit  weltlichem  Moralunterricht  für  Kinder  konfessions- 
loser Eltern  plane ;  er  schlug  vor,  das  Exekutivkomitee  des  Institutes 
mit  diesem  Komite  zu  fusionieren.  Nach  lebhafter  Debatte,  an  welcher 
sich  besonders  die  Herren  Professor  Broda  und  Abgeordneter  Baron  Hock 
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beteiligten,  wurde  dieser  Antrag  abgelehnt,  da  die  Aufgabe  des  Institutes 
in  der  Aufklärung  über  ausländische  Erfahrungen,  nicht  in  inländischen 
Experimenten  bestehe  und  neben  letzteren,  die  gewiß  zu  begrüßen  und  zu 
fördern  seien,  ihre  Berechtigung  behalte. 

Herr  Anton  Österreich  gab  nach  dieser  Abstimmung  die  Erklärung  ab, 
daß  er  es  für  entsprechender  halte,  sich  auf  seine  Betätigung  als  Mitgiled  des 
Wiener  Komites  für  praktische  Einführung  der  Morallehrkurse  ab  Beginn  des 
neuen  Schuljahres  zu  konzentrieren  und  bitte,  einen  andern  Herrn  an  seiner 
Stelle  als  Sekretär  des  Exekutivkomitee  für  Propagierung  der  auslän- 
dischen Erfahrungen  auf  dem  Gebiete  des  weltlichen  Moralunterrichts 
zu  designieren. 

Das  Komite  nahm  mit  aufrichtigem  Bedauern  von  diesem  Entschlüsse 
Kenntnis. 

Die  Verlesung  eines  Aufrufes  und  Lehrplanes  des  erwähnten  Komites 
durch  Herrn  Oberlehrer  Cararo  wurde  indessen  mit  großem  Interesse  und 
Beifall  aufgenommen.  Die  Debatte  erstreckte  sich  auch  auf  die  Frage,  ob 
die  Propaganda  zunächst  nur  für  den  weltlichen.  Moralunterricht  der  Kinder 
konfessionsloser  Eltern  oder  für  den  weltlichen  Moralunterricht  neben 
dem  Religionsunterricht  oder  für  den  weltlichen  Moralunterricht  an  Stelle 
des  Religionsunterrichtes  zu  betreiben  sei.  Ersteres  wurde  als  Gegenwarts- 
ziel,  letzteres  als  Endziel  von  der  Mehrzahl  der  Redner  festgehalten. 

Als  formelle  Sanktion  der  Debatte  nahm  das  Komite  mit  allen  gegen  eine 
Stimme  genehmigend  zur  Kenntnis,  daß  Professor  Broda  von  Paris  aus  bis 
zur  Wahl  eines  neuen  ortsansässigen  Sekretärs  im  Namen  und  Auftrag  der 
Wiener  Gruppe  die  Propaganda  für  neutralen  Moralunterricht  auch  in  Öster- 

re5ch  leit0"  D  e  r  Schriftführer 

Dr.  Egon  Schönhof. 

PS.  Herr  Dr.  K.  Friedjung,  Wien  I,  Ebendorferstraße  6,  hat  es  einige 
Tage  nach  dieser  Sitzung  freundlichst  übernommen,  das  Sekretariat  des 
Exekutivkomitee  für  weltlichen  Moralunterricht  zu  führen  und  Herrn 
Professor  Broda  speziell  auch  bei  der  systematischen  Verbreitung  der  Bro- 
schüre über  die  Ergebnisse  des  weltlichen  Moralunterrichts  in  Frankreich  und 
bei  der  planmäßigen  Einleitung  aller  sonstigen  Propagandamethoden  in 
seiner  neuen  Eigenschaft  zu  unterstützen. 

Zuschriften  in  der  Angelegenheit  sind  an  seine  Adresse  zu  richten. 


Bericht  über  den  Tätigkeitsbeginn  der  Ortsgruppe  Dortmund. 

Die  Ortsgruppe  in  Dortmund  wählte  zum  Vorsitzenden  Herrn  S.  Grün- 
wald,  zum  Schriftführer  für  den  Ort  Herrn  Reincke,  zum  Schriftführer  für 
das  Ausland  Herrn  Dr.  Lütgenau  und  zum  Kassenwart  Herrn  Rechtsanwalt 
Kohn.  Die  Ortsgruppe  betrachtet  sich  als  ein  Bindeglied  oder  eine  neutrale 
Vermittlerin  zwischen  den  verschiedenen  fortschrittlichen  Vereinigungen 
und  Parteien.  Sie  konnte  als  solche  bereits  erfolgreich  wirken  in  der  Angelegen- 
heit der  geplanten  Volkshochschule,  die  am  1.  Oktober  ins  Leben  treten  wird. 
Diese  Volkshochschule  soll  in  politischer  und  religiöser  Hinsicht  parteilos  sein 
und  man  darf  für  ihr  Gedeihen  die  besten  Hoffnungen  hegen.  Unsere  tätigen 
Kräfte  wirken  auch  dort  positiv  mit.  Um  eine  größere  Zahl  von  Einwohnern 
für  unsere  Bestrebungen  zu  interessieren  und  gegebenenfalls  einen  stärkeren 
Resonanzboden  zu  finden,  haben  wir  die  Einrichtung  getroffen,  daß  eine 
Liste  von  „Freunden"  geführt  wird,  die  nicht  Mitglieder  sind,  aber  zu  den 
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Vorträgen  und  Diskussionsabenden  eingeladen  werden,  wofür  sie  einen  kleinen 

Beitrag  zahlen.  ~     c  , 

ö  Der  Schriftführer 

Dr.  Lütgenau. 


Volkshochschule  in  Dortmund. 

Am  1;  Oktober  soll  in  Dortmund  die  Volkshochschule,  an  deren  Gründung 
die  Ortsgruppe  Dortmund  des  Instituts  für  den  internationalen  Austausch 
fortschrittlicher  Erfahrungen  beteiligt  ist,  zunächst  in  provisorischen  Räumen, 
eröffnet  werden.  Die  Schule  ist  eine  f  r  e  i  e  ,  wird  aber  von  der  Stadt  unter- 
stützt; die  Höhe  dieser  städtischen  Unterstützung  steht  noch  nicht  fest. 
Die  parteipolitische  Neutralität  der  Einrichtung,  durch  die  die  Beteiligung 
aller  Klassen  und  Parteien  ermöglicht  und  herbeigeführt  worden  ist,  drückt 
sich  u.  a.  in  der  Tatsache  aus,  daß  dem  Ausschusse  Herr  Oberbürgermeister 
Dr.  Eichhoff  und  der  sozialdemokratische  Redakteur  Herr  Mehlich  gleich- 
zeitig angehören.  Wir  sind  in  der  Lage,  die  Satzungen  des  Volkshochschul- 
vereins und  den  Plan  der  Schule  selbst  zu  veröffentlichen.  Allerdings  werden 
diese  Entwürfe  noch  der  Generalversammlung  des  Vereins  im  Oktober  unter- 
breitet werden,  ehe  sie  in  Kraft  treten. 

Satzungen    des    Volkshochschulvereins  Dortmund. 

§  1.  Der  Volkshochschulverein  Dortmund  bezweckt  die  Ausbreitung 
der  Wissenschaft  durch  Errichtung  einer  Volkshochschule. 

§  2.  Ordentliches  Mitglied  des  Vereins  wird  jeder  ohne  Unterschied 
des  Geschlechts,  der  eine  Mitgliedskarte  erwirbt.  Der  jährliche  Beitrag 
beträgt  mindestens  eine  Mark  und  ist  im  voraus  zu  entrichten. 

§  3.  Die  Mitgliedschaft  berechtigt  zur  Teilnahme  und  zum  Abstimmen 
in  den  Mitgliederversammlungen,  zur  unentgeltlichen  Empfangnahme  der 
Vereinsdruckschriften,  zum  unentgeltlichen  Besuche  der  Einzelvorträge  und 
zur  Teilnahme  an  den  Lehrkursen  und  Vortragsreihen  gegen  Erlegung  einer 
ermäßigten,  vom  Ausschusse  festgesetzten  Hörgebühr. 

§  4.  Der  Mitgliedschaft  geht  verlustig,  wer  den  jährlichen  Beitrag  trotz 
einmaliger  Erinnerung  nicht  innerhalb  eines  Monats  entrichtet.  Ferner  ist 
die  Mitgliederversammlung  berechtigt,  ein  Mitglied  auszuschließen,  das  sich 
einer  Ehrlosigkeit  oder  eines  groben  oder  wiederholten  Verstoßes  gegen  die 
Interessen  des  Vereins  schuldig  gemacht  hat. 

§  5.  Vereine  und  Gesellschaften  können  dem  Volkshochschulverein  als 
unterstützendes  Mitglied  beitreten.  Der  Beitrag  wird  mit  dem  Vorstande 
vereinbart. 

§  6.  Die  Organe  des  Volkshochschulvereins  sind:  der  Ausschuß,  der 
Vorstand,  die  Mitgliederversammlung. 

§7.  Der  Ausschuß  besteht  aus  21  Personen;  drei  davon  entsendet 
der  Lehrkörper  der  Volkshochschule.  Mit  Ausnahme  des  Generalsekretärs 
werden  die  übrigen  von  der  Mitgliederversammlung  durch  Stimmzettel  gewählt  . 

Die  Wahl  der  Ausschußmitglieder  erfolgt  auf  drei  Jahre,  und  zwar  der- 
gestalt, daß  im  ersten  Jahre  6,  in  den  beiden  folgenden  je  7  Mitglieder  aus- 
scheiden. 

Scheidet  im  Laufe  eines  Jahres  ein  Mitglied  aus,  so  ist  der  Ausschuß 
berechtigt,  sich  durch  Zuwahl  zu  ergänzen.  Der  nächsten  Mitgliederversamm- 
lung bleibt  aber  die  Bestätigung  dieser  Wahl  vorbehalten. 

§  8.   Der  Ausschuß  hat  alle  Angelegenheiten  des  Vereins  zu  erledigen, 
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soweit  sie  nicht  der  Mitgliederversammlung  vorbehalten  sind.  Er  hat  ins- 
besondere die  Lehrer  und  den  Generalsekretär  anzustellen,  die  Besoldung 
und  die  Hörgebühr  festzusetzen  und  den  Lehrplan  aufzustellen. 

Die  Mitglieder  des  Ausschusses  sind  zu  allen  Sitzungen  vom  Vorstande 
schriftlich  einzuladen.  Es  können  nur  Beschlüsse  gefaßt  werden,  wenn 
mindestens  11  Mitglieder,  darunter  4  des  Vorstandes  und  eines  der  Lehrer- 
schaft anwesend  sind.  Bei  Abstimmung  entscheidet  die  einfache  Stimmen- 
mehrheit; Stimmengleichheit  gilt  als  Ablehnung. 

§  9.  Der  Vorstand  wird  vom  Ausschuß  aus  dessen  Mitgliedern  durch 
Stimmzettel  gewählt.  Er  besteht  aus  6  Personen  und  dem  Generalsekretär. 
Der  engere  Vorstand,  bestehend  aus  dem  Vorsitzenden,  seinem  Stellvertreter 
und  dem  Generalsekretär,  vertritt  den  Verein  gerichtlich  und  außergerichtlich. 
Erklärungen  des  Vorstandes  sind  nur  dann  verbindlich,  wenn  sie  von  zwei 
Mitgliedern  des  engeren  Vorstandes  unterzeichnet  sind. 

§  10.  Der  Generalsekretär  hat  nach  Weisung  des  Vorstandes  alle  Be- 
schlußangelegenheiten für  die  Mitgliederversammlung  und  den  Ausschuß  vor- 
zubereiten, die  Kurse  und  Vortragsreihen  sowie  die  Einzelvorträge  einzu- 
richten und  den  Verkehr  mit  den  Lehrern  und  der  Presse  sowie  mit  der,  Be- 
hörde zu  pflegen.    Er  wird  besoldet. 

§  11.  Die  Mitgliederversammlungen  sind  ordentliche  oder  außer- 
ordentliche. Die  ordentliche  Mitgliederversammlung  findet  jährlich  in  den 
Monaten  April  oder  Mai  statt.  Ihr  liegt  die  Entgegennahme  und  Prüfung  des 
Jahresberichtes,  des  Abschlusses  und  des  Haushaltplanes  ob.  Sie  wählt  die 
Mitglieder  des  Ausschusses,  mit  Ausnahme  des  Generalsekretärs  und  soweit 
sie  nicht  vom  Lehrkörper  entsendet  werden. 

Außerordentliche  Mitgliederversammlungen  kann  der  Ausschuß  zu 
jeder  Zeit  einberufen.  Er  muß  sie  einberufen  und  binnen  sechs  Wochen 
abhalten,  wenn  es  von  100  Mitgliedern  schriftlich  beantragt  wird.  Die  Ein- 
berufung erfolgt  entweder  durch  schriftliche  Einladung  der  Mitglieder  oder 
durch  Bekanntgabe  in  den  Dortmunder  Tageszeitungen. 

Die  Einladungen  müssen  einmal  3  Wochen  und  einmal  4  Tage  vor  dem 
Tage  der  Versammlung  erscheinen;  die  letzte  Einladung  muß  die  Tagesordnung 
enthalten. 

§  12.  Anträge  zur  Mitgliederversammlung  sind  spätestens  8  Tage  nach 
der  ersten  Einladung  mit  Begründung  beim  Vorstande  einzureichen.  Die  An- 
träge werden  in  der  letzten  Einladung  veröffentlicht  und  in  der  Mitgliederver- 
sammlung nochmals  bekannt  gegeben,  aber  nur  dann  zur  Beratung  gestellt, 
wenn  sie  von  mindestens  30  Versammlungsteilnehmern  unterstützt  werden. 

§  13.  Zur  Beschlußfassung  über  Satzungsänderungen  ist  die  An- 
wesenheit eines  Drittels  der  Mitglieder,  über  die  Auflösung  des  Vereins  der 
Hälfte  der  Mitglieder  erforderlich.  Ist  diese  Anwesenheitszahl  nicht  erreicht, 
kann  die  Einberufung  einer  neuen  Mitgliederversammlung  beschlossen 
werden,  welche  dann  mit  jeder  Zahl  von  Teilnehmern  beschlußfähig  ist. 

Beschlüsse  über  Satzungänderungen  bedürfen  einer  Zweidrittel-,  über 
die  Auflösung  des  Vereins  einer  Dreiviertelmehrheit.  Alle  anderen  Beschlüsse 
werden  mit  einfacher  Stimmenmehrheit  gefaßt.  Stimmengleichheit  gilt  als 
Ablehnung. 

Zur  Abstimmung  berechtigt  sind  alle  ordentlichen  Mitglieder,  die  sich 
durch  ihre  Mitgliedskarte  für  das  laufende  Geschäftsjahr  ausweisen. 

§  14.   Das  Geschäftsjahr  läuft  vom  1.  April  bis  zum  31.  März. 

§  15.  Im  Falle  der  Auflösung  des  Vereins  fällt  sein  Vermögen  nach 
Entscheidung  der  Mitgliederversammlung  an  einen  oder  mehrere  Vereine 
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oder  Einrichtungen  in  Dortmund,  deren  Zweck  die  Förderung  und  Aus- 
breitung der  Wissenschaft  ist. 

Organisation  der  Volkshochschule. 

§  1.  Die  Veranstaltungen  der  Volkshochschule  zerfallen  in  Halbjahrs  - 
kurse,  längere  oder  kürzere  Vortragsreihen  und  Einzelvorträge,  je  nach  der 
Natur  des  Gegenstandes. 

§  2.  Regelmäßige  Lehrfächer  sind:  Deutsche  Sprache  und  Literatur, 
Geschichte,  Volkswirtschaft,  Naturwissenschaften,  technische  und  Handels- 
wissenschaften, neuere  Fremdsprachen.  Die  anderen  Gegenstände  werden 
durch  Wunsch  und  Bedürfnis  der  Lernenden  bestimmt.  Die  Feststellung  des 
Lehrplans  und  die  Hörgebühr  trifft  der  Ausschuß.  Sein  Berichterstatter  ist 
der  Generalsekretär. 

§  3.  Die  Volkshochschule  soll  als  Mittelpunkt  der  freien  Bildungs- 
bestrebungen  —  in  Wissenschaft,  Kunst  und  Kultur  —  für  Dortmund  und 
Umgebung  dienen.  Für  bildende  Veranstaltungen,  zu  denen  die  Kräfte  der 
einzelnen  nicht  ausreichen,  nimmt  der  Ausschuß  der  Volkshochschule  Vor- 
schläge und  Anregungen  aus  der  Bürgerschaft  entgegen. 

§  4.  Die  Unterrichtsform  soll  im  allgemeinen  die  seminarische  oder 
die  von  Vortrag  und  nachfolgender  Aussprache  oder  die  von  Frage  und 
Antwort  sein.   Der  Lehrer  soll  möglichst  wenig  seine  Überordnung  betonen. 

§  5.  Die  Lehrer  erhalten  eine  vom  Ausschuß  festgesetzte  Besoldung, 
auf  die  nicht  verzichtet  werden  kann. 

§  6.  Der  Lehrer  ist  verpflichtet,  den  Lehrkursus  oder  die  Vortragsreihe 
bei  einer  Mindestzahl  von  15  eingeschriebenen  Hörern  abzuhalten.  Wenn  ein 
Lehrgang  von  mindestens  acht  Vorträgen  wegen  zu  geringer  Beteiligung 
(weniger  als  15  Personen)  oder  anderer  Hindernisse  halber  nicht  zustande 
kommt  oder  nur  bis  zum  dritten  Vortrage  gelangt,  so  ist  den  Teilnehmern 
die  gezahlte  Hörgebühr  zurückzuerstatten. 

§  7.  Wenn  eine  Anzahl  von  Vorträgen  durch  Veranlassung  des  Lehrers 
ausfällt,  so  kann  der  Ausschuß  einen  entsprechenden  Abzug  von  der  Besoldung 
beschließen. 

§  8.  Die  Lehrer  erhalten  auf  Wunsch  für  sich  undyhren  Hausstand 
Freikarten  zu  sämtlichen  Kursen  und  Vorträgen. 

§  9.  Die  Lehrer  haben  innerhalb  ihres  Vortragsgebietes  vollkommene 
Lehrfreiheit.  Als  selbstverständlich  wird  es  angesehen,  daß  sie  die  Gesetze 
beobachten  und  insbesondere  den  rein  wissenschaftlichen  Zweck  im  Auge 
behalten  und  religiöse  oder  politische  Werbung  wie  nicht  minder  persönliche 
Angriffe  vermeiden. 

§  10.  Zur  Vertretung  unterrichtlicher  Interessen  entsenden  die  Lehrer 
drei  Personen  aus  ihrer  Mitte  in  den  Ausschuß. 

(Besonders  beachtenswert  erscheinen  uns  in  letzterem  Entwurf  die 
Paragraphen  3,  4  und  9.) 

Dr.  Lütgenau. 


Vielleicht  wollen  die  andern  Ortsgruppen  unseres  Instituts  in  den  Städten 
Deutschlands  darüber  beraten,  ob  sie  nicht  eine  gleichgerichtete  Initiative 
ergreifen  könnten.  —  Die  Oktobernummer  der  Dokumente  des  Fortschritts 
wird  eingehende  Nachweise  über  andere  Erfahrungen  auf  diesem  Felde 
enthalten.  R.  Broda. 


s 
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BUND  FÜR  ORGANISIERUNG  MENSCHLICHEN 
FORTSCHRITTS. 


Die  Generalversammlung  des  Bundes,  die  am  13.  Juni  1913  abgehalten 
wurde,  hat  als  wichtigste  Arbeit  des  Herbstes  die  Veranstaltung  von  Dis- 
kussionsabenden in  den  bedeutenderen  Gruppen  des  Vereins,  zwecks  Klärung 
und  Ausarbeitung  der  programmatischen  Thesen  des  Bundes,  sowie  die  Aus- 
gabe der  Monographie:  „Die  Kulturaufgaben  des  Jahrhunderts",  welche  die 
gleichen  Gesichtspunkte  von  anderer  Seite  beleuchtet,  in  Aussicht  genommen. 

Als  Ergänzung  dieses  Programmes  gestatte  ich  mir  nachstehend  einige 
Anregungen  zu  unterbreiten  und  würde  mich  sehr  freuen,  wollten  die  Mit- 
glieder des  Bundes  mir  ihre  Stellungnahme  hierzu  und  alle  einschlägigen 
Wünsche  mitteilen  und  so  für  die  Beschlüsse  der  nächsten  Vorstandssitzung 
eine  klare  Direktive  geben. 

Die  Generalversammlung  erkannte  einmütig  als  wichtigste  Aufgabe  der 
nächsten  Zukunft  die  Klärung  unserer  eigenen  Forderungen  an.  Wir  sind 
uns  darüber  einig,  daß  der  Fortschrittswille  der  Menschheit  als  neuer  Faktor 
in  das  Spiel  von  Interessenkämpfen  und  Zufall,  das  bis  jetzt  die  Entwicklung 
beherrschte,  treten  solle,  und  daß  zu  diesem  Zwecke  zunächst  eine  Klärung 
darüber,  welches  die  wichtigsten  Gegenwartspostulate  dieses  Fortschrittes 
seien,  erfolgen  müsse.  Eben  die  obenerwähnten  Diskussionen  der  Gruppe 
sollen  ja  diesem  Zwecke  dienen  und  es  ist  gewiß  entsprechend,  diese  Anre- 
gung beizubehalten. 

Vielleicht  könnte  jedoch  eben  diese  Betätigung  ergänzt  werden  durch 
Veranstaltung  von  Enqueten  über  die  wesentlichsten  Fortschrittsprobleme 
der  Zeit  und  Veröffentlichung  derselben  in  den  elf  Heften  der  „Dokumente 
des  Fortschritts" ;  und  zwar  könnte  wieder  in  der  Januarnummer  das  Problem 
der  Bekämpfung  des  Alkohols,  in  der  Februarnummer  die  Sozialisierung  der 
Produktion,  in  der  Juninummer  die  Friedensbewegung,  in  der  Julinummer 
die  Frauenfrage,  in  der  Novembernummer  die  Regelung  der  Konflikte  zwischen 
Kapital  und  Arbeit  behandelt  werden  usw.  Die  Redaktion  würde  sich  • —  in 
dieser  Richtung  kann  ich  ja  selbst  jede  Gewähr  übernehmen  —  zunächst  an 
eine  Reihe  von  Fachmännern  wenden  und  sie,  was  z.  B.  die  Januarnummer 
anlangt,  befragen,  welche  Methoden  der  Bekämpfung  des  Alkoholismus  ihrer 
Ansicht  nach  als  wirksamste  anzusehen  und  zu  befürworten  wären. 

Die  gleiche  Anfrage  könnte  an  die  Generalsekretäre  der  wichtigsten  Ver- 
bände zur  Bekämpfung  des  Alkoholismus  im  In-  und  Auslande  gerichtet 
werden;  erstere  Antworten  würden  dem  Leser  die  allgemeine  Anschauung 
des  Problems  erleichtern,  letztere  die  bereits  gesammelten  praktischen  Er- 
fahrungen aufzeigen. 

Die  Gruppen  des  Bundes  endlich  könnten  das  Ergebnis  ihrer  Diskussions- 
abende, die  ja  der  gleichen  Problemenreihe  gewidmet  sein  sollen,  in  einem 
Aufsatz  zusammenfassen  und  denselben  gleichfalls  an  die  Redaktion  der 
„Dokumente  des  Fortschritts",  zwecks  Veröffentlichung  im  Rahmen  der 
Enquete,  einsenden;  diese  Komplexe  von  Gutachten  würden  jedesmal  in 
der  Nummer  20 — 30  Seiten  zu  füllen  haben  und  am  Schlüsse  des  Jahres 
wieder  als  Monographie,  „Die  Kulturaufgaben  des  Jahrhunderts",  jedoch 
naturgemäß  in  einem  vier-  bis  sechsmal  so  starken  Bande  wie  die  dies- 
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jährige  Monographie  gleichen  Titels,  erscheinen.  Derart  würde  den  am 
planmäßigen  Menschheitsfortschritt  interessierten  Schichten  der  Öffentlich- 
keit eine  klare  Richtlinie  bezüglich  der  notwendigen  Reformen  der  nächsten 
Zukunft  gegeben  werden  und  könnte  bei  entsprechender  Versendung  der 
Monographie  an  die  Presse  und  eventueller  unentgeltlicher  Verteilung  an 
wichtige  Vereine  und  Körperschaften  ein  starker  Widerhall  erzeugt,  viel- 
seitige Anregung  zu  intensiver  Beschäftigung  mit  diesen  Fragen  gegeben,  eine 
Bewegung  für  Verwirklichung  all  dieser  Postulate  entfesselt,  resp. — wo  bereits 
in  entsprechender  Lebhaftigkeit  vorhanden  —  vereinheitlicht  werden. 

Eventuell  wäre  es  auch  möglich,  mit  allen  jenen  Vereinen,  deren  Leiter 
sich  durch  ihr  Gutachten  an  der  Enquete  beteiligen,  spezielle  Vereinbarungen 
zu  treffen,  daß  sie  eine  gewisse  Anzahl  von  Exemplaren,  sei  es  der  Monogra- 
phie: „Die  Kulturaufgaben  des  Jahrhunderts  (1914)",  sei  es  jener  kurzen 
Broschüre,  in  welcher  die  Enquete  über  ihr  Spezialproblem  —  als  Separatum 
aus  der  betreffenden  Nummer  der  „Dokumente  des  Fortschritts"  —  be- 
handelt werden  könnte,  zu  einem  zu  vereinbarenden,  sehr  wesentlich  er- 
mäßigten Preise  beziehen  würden,  um  selbe  dann  unter  ihrer  Mitglieder- 
schaft zu  verbreiten.  So  wäre  ebenfalls  eine  sehr  weitgehende  Ausbreitung 
des  Wirkungskreises  unserer  Aktion  gegeben. 

Dieses  Buch  (dessen  Umfang  11  X  25  d.  i.  annähernd  300  Seiten  betragen 
würde),  gäbe  eine  klare  Einsicht  in  all  die  Detailanwendungen,  die  der  „Bund 
für  Organisierung  menschlichen  Fortschritts"  von  seinem  allgemeinen  Im- 
perativ planmäßiger  Mitarbeit  am  Gattungsfortschritt  zu  ziehen  sich  veranlaßt 
sieht;  damit  wäre  dann  der  Embryo  des  Programms  einer  internationalen 
Kulturpartei  geschaffen  und  der  Weg  für  volle  Entfaltung  unserer  Bestreb- 
ungen geöffnet. 

Der  Präsident: 
R.  Broda. 


Konstituierung  der  Wiener  Ortsgruppe  des  Bundes. 

Die  Wiener  Mitglieder  des  Bundes  traten  am  1.  Juli  in  den  Räumen  des 
Wiener  Bureaus  des  „Instituts  für  den  internationalen  Austausch  fortschritt- 
licher Erfahrungen",  die  für  diesen  Zweck  zu  ihrer  Verfügung  gestellt  wurden, 
zwecks  Konstituierung  einer  Wiener  Ortsgruppe  des  „Bundes  für  Organi- 
sierung menschlichen  Fortschritts"  zusammen. 

Frau  Johanna  Hauch  und  Frau  Helene  Bauer  sowie  die  Herren  Dr. 
K.  Friedjung,  Fachlehrer  Georg  Schmidl  und  Stud.  Ignaz  Holzreithner  wurden 
zu  Mitgliedern  des  provisorischen  Komites  der  Gruppe  gewählt;  Herr  Dr. 
K.  Friedjung,  Wien  I,  Ebendorferstraße  6,  übernahm  das  Sekretariat  der 
Gruppe  und  sind  Anfragen  bezüglich  der  weitern  Betätigung  derselben  an 
ihn  zu  richten;  Herr  Ignaz  Holzreither,  Wien  III,  Keinergasse  20  135  wurde 
zum  stellv.  Sekretär  bestellt. 

Im  Sinne  der  von  der  Generalversammlung  des  Bundes  in  Paris  aus- 
gegangenen Anregungen,  die  vom  Unterzeichneten  überbracht  und  erläutert 
wurden,  nahm  man  als  Tätigkeitsbeginn  die  Veranstaltung  von  sieben  Dis- 
kussionsabenden zur  Beratung  der  sieben  Thesen  des  Bundesprogramms  in 
Aussicht. 

Eingehende  weitere  Überlegung  wird  der  Frage  zugewendet  werden,  ob 
bereits  im  kommenden  Winterhalbjahr  einige  Zusammenkünfte  zu  veran- 
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stalten  seien,  in  denen  das  Fortschrittsideal  als  Quelle  seelischer 
Erbauung  gewertet  werden  soll. 

Sie  würden  eventuell  durch  Musik  eingeleitet  werden,  worauf  ein  Vor- 
trag über  einen  erhebenden  Erfolg  fortschrittlicher  Bestrebung  oder  über  die 
Notwendigkeit,  ernste  Arbeit  für  Lösung  eines  aktuellen  Fortschrittsproblems 
einzusetzen,  folgen  würde. 

Die  psychische  und  teleologische  Differenzierung  der  erstgenannten 
Diskussionsabende  und  der  letztgenannten  Zusammenkünfte  läge  darin, 
daß  in  den  Diskussionsabenden  die  rein  logische  Klärung  der  Auffassungen 
über  die  Richtlinien  der  Vereinstätigkeit  alleiniges  Ziel  bilden  würde,  während 
die  Behandlung  des  jeweiligen  Einzelproblems  bei  den  letztgenannten  Zu- 
sammenkünften nur  ein  Mittel  zum  Zwecke  der  Erzeugung  einer  ge- 
hobenen Kollektivstimmung,  der  Mitfreude  am  Menschheitsfortschritt,  der 
Begeisterung  für  eigene  Mitarbeit  an  demselben  zu  bilden  hätte. 

Diese  Emotionen,  angeregt  auch  durch  die  einleitenden  und  abschließen- 
den Musikvorträge  würden  gleicher  Bestimmung  genügen,  welcher  die  frei- 
religiösen Sonntagsfeiern  in  Deutschland,  die  positivistischen  Feiern  in  Frank- 
reich, die  Weiheversammlungen  der  Society  for  ethical  culture  in  England  und 
Amerika  dienen:  ein  Ersatz  der  alten  religiösen  Feste  zu  sein,  die  all  jenen, 
die  sich  von  den  alten  Dogmen  losgesagt,  keine  volle  Befriedigung  mehr  zu 
geben  vermögen. 

Ein  Mitglied  des  provisorischen  Komites  erklärte  sich  zur  Überlassung 

entsprechender  Räume  für  solche  Zusammenkünfte  bereit. 

Weitere  Beschlüsse  sollen  in  einer  nächsten  Sitzung  im  Herbst  gefaßt 

werden.  D    ,  ,  , 

R.  Broda. 
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BRITISH  INSTITUTE  OF  SOCIAL  SERVICE 

0  b  j  e  c  t  s :  To  collect,  register  and  disseminate  in! ormation  relating 
to  all  forms  of  Social  Service  in  order: 

1.  To  make  such  inf ormation  available  to  all  concerned 
in  the  improvement  and  elevation  of  our  national  life. 

2.  To  promote  the  initiation  and  development  in  this 
country  of  the  most  beneficial  and  successful  forms 
of  Social  Service* 

3.  To  give  assistance  to  all  organizations  that  have 
social  aims,  and  to  facilitate  co-operation  between 
them;  and,  as  far  as  possible,  to  prevent  overlapping. 

Progress  serves  as  the  medium  f or  distributing  the  Information 
which  has  been  gathered  and  stored  in  the  Library.  Bach 
issue  contains  articles  by  experts  on  the  subjects  with 
which  they  deal,  also  shorter  articles  which  merely  outline 
various  civic,  social  and  industrial  activities  in  order  to 
stimulate  inquiry.  It  contains  in  addition  reviews  of  the 
tatest  sociological  books,  with  a  valuable  bibliography  of 
such  books  and  articles  as  have  been  published  during 
the  previous  quarter. 

Office:  4  Tavistock  Place,  London. 
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f\urch  Einsendung  eines  Jahresbeitrages  von  15  Mk. 

an  das  Hauptbureau,  Paris,  59  rue  Claude  Bernard 
werden  nachstehende  Rechte  erworben. 

1.  Bezug  der  .DOKUMENTE  DES  FORTSCHRITTS1 
und  sämtlicher  anderen  im  Laufe  des  betr. 
Jahres  vom  Institut  herausgegebenen  Publi- 
kationen. 

2.  Benutzung  des  internationalen  Auskunfts- 
bureaus und  leihweise  Überlassung  der  im 
Archiv  befindlichen  ausländischen  Zeitschriften. 

3.  Freier  Zutritt  zu  den  Vorträgen  des  Instituts. 


Jede  gewünschte  Auskunft  wird  vom  Generalsekretariat 
des  Instituts,  Paris,  59  rue  Claude  Bernard  erteilt. 
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Um  die  Ziele  des  Bundes  zu  konkreter  Veranschaulichung  zu  bringen,  seien 
im  nachstehenden  einige  jener  Bestrebungen  genannt,  welche  er  als  An- 
wendungen seines  Grundgedankens  organischen  Menschheitsfortschritts  betrachtet, 
welche  er  mit  allen  ihm  zu  Gebote  stehenden  Äktionsmitteln  fördern  will: 

1.  Planmäßige  Fürsorge  für  Gesundheit  und  Veredelung  der 
Rasse.  — Bau  billiger  und  gesunder  Volkswohnungen  —  Gartenstadtbewegung.  — 
Tuberkulosebekämpfung. —  Gesetzgebung  zur  Bekämpfung  der  Trunksucht  durch 
Verbot  besonders  schädlicher  alkoholischer  Getränke  (nach  dem  Beispiel  des 
Schweizer  Absinthverbotes).  —  Pflege  gesundheitsfördernder  Sportsübung  inner- 
halb entsprechender  Grenzen.  —  Bekämpfung  der  Rauch-'  und  Staubplage.  — 
Arbeiterschutzgesetzgebung,  um  die  Gesundheitsgefährdung  der  Arbeiter,  besonders 
auch  der  Frauen  und  der  Kinder,  durch  überlange  Arbeitszeit,  Gebrauch  gesund- 
heitsschädlicher Substanzen  (Phosphor  usw.)  zu  verhindern. 

2.  Fürsorge  für  geistige  Heranbildung  der  Massen.  —  Un- 
entgeltlichkeit des  Unterrichts,  unentgeltliche  Verabreichung  der  Lehrmittel, 
warmes  Frühstück,  warme  Besch ahung  und  Bekleidung  an  bedürftige  Kinder 
(wie  in  Frankreich).  —  Stipendienerteilung  an  alle  begabten  Volksschüler,  um 
ihnen  den  Besuch  höherer  Schulen  zu  ermöglichen  (wie  in  Neuseeland).  — 
Volkshochschulen  (wie  in  Norwegen  und  Dänemark). 

3.  Verbesserung  der  sozialen  Konstitution  der  Völker  durch 
eine  von  wissenschaftlichen  Gesichtspunkten  geleitete  Politik  sozialer  Reformen, 
durch  planvolle  Verstaatlichung  undVcrstadtlichung  der  hierfür  reifen  Produktions- 
zweige. —  Förderung  der  Genossenschaftsbewegung. 

4.  Bewegung  für  Ersatz  des  Faustrechtszustands  zwischen  den  Völkern 
durch  ein  Rechtssystem,  analog  der  Uberwindung  des  Faustrechtszustandes  zwischen 
den  Individuen  durch  Ausbildung  eines  Zivil-  und  Strafrechts,  wie  sie  die  ver- 
gangenen Jahrhunderte  gebracht  haben;  Förderung  der  Bewegung  zur  Schaffung 
internationaler  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Gerichtsbarkeit. 

5.  Heranziehung  aller  Talente  in  der  Frauenwelt  durch  Erweiterung  der 
Frauenbildung  und  Wegräumung  aller  Kindernisse,  welche  der  Berufsbetätigung 
der  Frau  auch  auf  höchsten  geistigen  Stufen  entgegenstehen;  Heranziehung 
der  Frauen  als  Wählerinnen  und  Gewählte  zum  politischen  Leben,  um 
dieses  so  durch  ihre  spezifische  Kompetenz  für  pädagogische  und  humanitäre 
Fragen,  ihre  Betonung  altruistischer  Gesichtspunkte  zu  bereichern. 

6.  Forschungs-Institute  zum  Zwecke  systematischer  Erweiterung 
menschlicher  Erkenntnis;  Förderung  des  technischen  Fortschritts  auf  jede,  den 
öffentlichen  Körperschaften  mögliche  Weise. 

7.  Heranziehung  moderner  wissenschaftlicher  Gesichtspunkte  zur  Refor- 
mation des  Strafrechts  (Jugendgerichte,  bedingte  Verurteilung,  lebens- 
längliche Anhaltung  von  Gewohnheitsverbrechern. 


Wer  diese  Ziele  fördern,  wer  eine  zentrale  Kraftstelle  für  inter- 
nationale Kulturpolitik  schaffen  will,  trete  unserem  Bunde  bei! 
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DR.  PAUL  KAMMERER,  PRIVATDOZENT  AN  DER 
UNIVERSITÄT  WIEN:  PÄDAGOGIK  UND  ERB- 
LICHE ANPASSUNG. 

jUFEN  wir  die  Grundanschauungen  pädagogischer  Altmeister  ins 
Gedächtnis:  zunächst  eines  Herbart  und  Rousseau,  so 
spiegelt  sich  darin  bereits  die  größte  Streitfrage  der  jetzigen  Lebens- 
forschung: Allmacht  der  Außenwelt  und  Anpassung,  Ohnmacht 
der  Innenwelt  und  Vererbung;  oder  umgekehrt  Allmacht  der  Naturzüchtung 
und  der  eingeborenen,  Ohnmacht  des  Milieus  und  der  darin  erworbenen 
Eigenschaften  ? 

Wenn  mit  Herbart  richtige  Erziehung  darin  gipfelt,  den  Willen  des 
Kindes  zu  brechen,  um  es  für  weise  Lehren  empfänglich  zu  machen,  so  liegt 
darin  die  Erwartung,  daß  alles  Gute  nur  von  außen,  nur  aus  dem  Erziehungs- 
milieu stammen  kann.  Und  wenn  es  laut  Rousseau  nur  darauf  ankommt, 
die  vom  Kinde  mitgebrachten  guten  Anlagen  ungestört  sich  entfalten  zu 
lassen,  so  liegt  darin  die  ausschließliche  Anerkennung  der  Vererbung,  deren 
innerer  Schatz  von  der  Außenwelt  keinerlei  Bereicherung  und  keine  andere 
Wohltat  erwarten  darf  als  Fernhaltung  von  Hemmnissen.  —  Der  goldene 
Mittelweg  wird  durch  die  Ansichten  von  Pestalozzi  und  F  r  ö  b  e  1  ge- 
wiesen: weder  Innen  noch  Außen  sind  allein  maßgebend,  sondern  die  ange- 
borenen Fähigkeiten  müssen  durch  angelernte  Fertigkeiten  zweckmäßig 
ergänzt  werden.  Ins  Biologische  übersetzt,  kommt  dies  der  Lehre  von  der 
„Vererbung  erworbener  Eigenschaften"  nahe:  allerdings  ist  die  Umwelt  sehr 
mächtig,  indem  sie  ihre  Kreaturen  zwingt,  sich  anzupassen;  aber  auch  die 
Innenwelt  ist  nicht  zu  unterschätzen,  denn  sie  läßt  ja  angepaßte  Merkmale 
früherer  Geschlechter  aufleben! 

So  offenbart  sich,  wie  die  Grundsätze  der  Pädagogik  ganz  im  Biologischen 
wurzeln:  das  müssen  sie  wohl,  gleich  unserer  ganzen  Kultur ;  denn  was  der 
Mensch,  ein  Lebewesen,  schafft  und  woraus  er  besteht,  ist  Leben 
und  deshalb  Teilgebiet  der  Lebenskunde.  Lediglich  solch  Teilgebiet  ist  wahre 
Erziehungslehre:  es  muß  für  sie  von  größter  Wichtigkeit  sein,  ob  die  Biologen 
dazu  gelangen,  Vererbung  erworbener  Eigenschaften  anzunehmen  oder  zu 
leugnen. 

An  welche  Seite  aber  soll  sich  der  Pädagoge  anschließen,  da  der  Streit, 
wie  erwähnt,  noch  im  eigenen  Lager  tobt  ?  Soll  er  sich  an  die  L  a  - 
marckisten  halten,  welche  die  Erblichkeit  von  Übung  und  Gewohnheit 
verfechten  ?  oder  an  die  zu  Unrecht  so  genannten  Neo-Darwinisten, 
die  der  Anpassung  bestenfalls  vorübergehenden  Wert  im  flüchtigen  Dasein 
des  Individuums  einräumen?  Diese  Entscheidung  muß  eigener  Einsicht 
überlassen  bleiben;  doch  zuvor  soll  der  Pädagoge  das  Für  und  Wider  wesent- 
lichster biologischer  Tatsachen  kennen  gelernt  haben.  Bedauerlicherweise 
trägt  ihm  heute  die  publizistische  Strömung  leichter  und  einseitig  das  ver- 
neinende Material  zu,  dem  gegenüber  das  bejahende  kaum  hinlänglich  ge- 
würdigt wird.  Apodiktische  Behauptungen  zugunsten  des  letzteren  auszu- 
sprechen, sei  nicht  Zweck  meiner  Zeilen;  sondern  bloß  zu  erinnern,  daß  die 
Wissenschaft  nicht  so  frei  ist  von  derartigen  bejahenden  Fakten,  als  die„Neu- 
Darwinianer"  gern  zeigen  möchten. 

Man  führt  dagegen  an,  daß  jedes  Kind  selbst  sprechen,  lesen,  schreiben, 
der  Sohn  des  Pianisten  Klavier  spielen  lernen,  der  des  Handwerkers  erst 
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wieder  Lehrling  werden  muß,  wenn  er  in  Vaters  Fußstapfen  tritt.  Dies  Argu- 
ment beruht  indes  auf  einem  Trugschluß,  nämlich  auf  fundamentaler  Ver- 
wechslung zwischen  fertiger  Eigenschaft  und  Eigenschafts  anläge  : 
das  Kind  muß  ja  auch  gehen,  der  Vogel  fliegen  lernen;  dennoch  wird  niemand 
behaupten  wollen,  die  Anlage  hierzu  sei  nicht  erblich  festgelegt.  Freilich  ist 
sie  in  Gestalt  der  Beine  und  Flügel  in  ungleich  höherem  Grade  äußerlich  sicht- 
bar als  das  räumliche  Substrat  geistiger  Eigenschaften,  die  Ausbildung 
bestimmter  Hirnpartien.  Deutlich  zeigen  die  ersten  Versuche  des  Kindes, 
sich  ohne  fremde  Hilfe  aufzurichten,  sein  Sitzen,  Kriechen  und  Laufen  auf 
allen  Vieren,  daß  es  schließlich  in  den  Besitz  normaler  Bewegungsformen 
gelangen  würde,  selbst  ohne  elterliche  Anleitung.  Gilt  nun  wiederum  das- 
selbe von  geistigen  Eigenschaften  ?  Würde  ein  Kind  hochgebildeter  Eltern 
nicht  Analphabet  bleiben,  wenn  man  es  jedweder  Schulung  fernhielte  ? 

Man  wird  geneigt  sein,  die  Frage  zu  bejahen;  und  doch  muß  dazu  er- 
mahnt werden,  sie  auf  Grund  pädagogisch-menschlicher  Erfahrung  allein 
vorsichtig  nur  unbeantwortet  zu  lassen.  Ihre  Beantwortung  wird  erschwert 
erstens  durch  die  kleine  Generationenreihe,  die  auf  allgemeine  Kenntnis  des 
Lesens,  Schreibens  und  gar  höherer  Geistesbildung  zurückblickt;  zweitens 
dadurch,  daß  das  Experiment,  Kinder  geschulter  Eltern  ungeschult  auf- 
wachsen zu  lassen,  erst  gemacfct,  sogar  oft  wiederholt  werden  müßte,  wofür 
uns  die  Kinder  begreiflicherweise  zu  gut  sind.  Immerhin  liegen  einige  unab- 
sichtliche, gewissermaßen  Naturexperimente  vor,  wie  der  erst  dreijährige, 
schon  Melodien  spielende  Mozart  und  das  berühmte  Beispiel  der  taub- 
stummblinden, später  geheilten  Helen  Keller,  die  uns  darzutun  ver- 
mögen, daß  auch  die  scheinbar  nur  von  außen  angeflogenen  Fertigkeiten  der 
Sprache,  Schrift  und  Kunst  zu  erblichen  Dispositionen  werden  konnten  und 
sich  nun  ohne  neuerliche  Durchbildung  bis  zu  gewissem  Grade  selbsttätig 
entfalten  gleich  einer  beliebigen  rein  körperlichen  Fähigkeit. 

Viel  reicher  fließt  die  Quelle  unserer  Erfahrung  aus  dem  Tierreiche.  Denn 
hier  bedeutet  es  kein  Wüsten  mit  unberechenbaren  Werten,  wenn  wir  Experi- 
mente gleich  den  zuvor  angedeuteten  wirklich  durchführen.  Wer  Bedenken 
trägt,  zoologische  Erfahrungen  mittelbar  in  anthropologische  zu  verwandeln, 
kann  leicht  beruhigt  werden:  es  hat  sich  noch  immer  bewährt,  daß  große 
Gesetzmäßigkeiten  des  Lebens  auch  wirklich  auf  alle  Lebensreiche  Geltung 
haben.  Die  Gegner  der  Vererbung  erworbener  Eigenschaften  scheuen  sich 
durchaus  nicht,  beispielsweise  die  zuerst  im  Pflanzenreich  entdeckte 
Mendel  sehe  Regel  auf  den  Menschen  zu  übertragen,  und  sie  tun  es  mit 
vollem  Rechte.  Da  wir  mit  Menschenmaterial  kaum  experimentieren, 
wenigstens  nicht  die  Anforderungen  des  Zuchtversuches  erfüllen  dürfen,  so 
ist  der  Analogieschluß  vom  Pflanzen-  und  Tierversuch,  wie  bereits  die  auf 
die  Medizin  angewandte  Physiologie  lehrt,  nicht  der  schlechteste  Ersatz. 

Ehe  ich  einige  Versuche  anführe,  die  das  Vorkommen  der  Vererbung 
erworbener  Eigenschaften  stützen,  bediene  ich  mich  noch  etlicher  nicht- 
experimenteller Tierbeispiele,  die  zwar  minder  beweisend,  aber  mit  dem 
engeren  Erziehungsproblem  noch  in  greifbarerer  Beziehung  stehen.  Es  handelt 
sich  um  sehr  wahrscheinliche  Vererbung  von  Dressurergeb- 
nissen bei  Haustieren:  in  der  Nachkommenschaft  von  Hunden,  ja  Katzen, 
denen  man  das  „Bitten"  beigebracht,  finden  sich  nicht  selten  Individuen, 
die  von  selber  die  gleiche  aufwartende  Stellung  und  Bewegung  annehmen, 
auch  wenn  sie  es  nie  von  andern  sehen  konnten  und  niemand  sich  abgab,  es 
ihnen  zu  lehren.     Weismann  (unser  genialer  Gegner)  und  Exner 
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kannten  junge  Jagdhunde,  die,  zum  erstenmal  in  ihrem  Leben  vors  Wild 
geführt,  beim  Hören  des  ersten  Flintenknalles  sofort  hinliefen,  das  vermeint- 
lich erschossene  Rebhuhn  zu  apportieren,  das  aber  gar  nicht  getroffen  worden 
war  und  das  sie  daher  auch  nicht  hatten  fallen  sehen;  erst  seit  Erfindung  des 
Pulvers  kann  jene  Bedeutung  des  Schusses  ins  Erbgedächtnis  der  Jagdhunde 
Eingang  gefunden  haben!  Vollblutfüllen  stellen  sich,  lange  bevor  sie  sport- 
liche Verwendung  erfuhren,  in  Reih'  und  Glied  und  veranstalten  untereinander 
freiwillige  Wettrennen.  Nestvögel,  im  Käfig  fern  von  ihresgleichen  aufge- 
zogen, singen  schließlich  das  Lied  ihrer  Ahnen,  wenn  auch  leiser  und  flüchtiger 
als  unter  Anleitung  eines  männlichen  Sängers  der  Vaterart.  Eine  junge,  noch 
nicht  ganz  flügge  Elster  vollführte,  auf  dem  trockenen  Boden  ihres  Bauers 
sitzend,  die  ganze  Folge  komplizierter  Badebewegungen,  wenn  man  ihr  ein 
Tröpfchen  Wasser  über  den  Schnabelfirst  rollen  ließ.  Im  Brutofen  geschlüpfte 
Küchlein  picken  nach  Körnern  und  Krumen;  ebensolche  Straußenkücken 
können  dabei  zwar  nicht  jeglicher  Anleitung  entbehren,  begnügen  sich  aber 
zum  Zeichen  ihrer  erblichen  Vorbereitung  mit  billigem  Surrogat:  ihr  Wärter 
muß  mit  dem  Finger  oder  einem  Stift  auf  den  Boden  hinklopfen,  wo  das 
Futter  liegt. 

Mit  einer  längeren  Reihe  von  Experimentalbeispielen,  deren  Bekämpfung 
wohl  nur  noch  unter  großem  Aufwand  an  Spitzfindigkeit  möglich  erscheint, 
machte  Przibram*)  die  Leser  bekannt.  Ich  beschränke  mich  hier  auf 
solche  Beispiele,  die  ich  selbst  zustande  brachte;  und  unter  ihnen  wieder  auf 
solche,  in  denen  nicht  unmittelbar  der  Körper  des  Versuchsobjektes  geändert 
wurde,  sondern  dessen  Instinkte.  Wir  haben  also  streng  genommen  abermals 
Dressurergebnisse,  Lernresultate  vor  uns,  die  freilich  dann  mittelbar  zu  Ver- 
änderungen von  Gestalt  und  Farbe  führen,  nur  einen  Umweg  bedeuten  aus 
psychischem  Ursprungsort  zu  morphologischem  Endziel.  Daran  war  mir 
seinerzeit  am  meisten  gelegen,  und  weil  jener  Umweg  bei  Veränderung  des 
Fortpflanzungstriebes  am  kürzesten  ist,  beschäftigte  ich  mich  lange  nur  mit 
diesem  und  kam  (scheinbar  minder  instruktiv  für  die  Zwecke  vorliegenden 
Aufsatzes)  bis  heute  in  bezug  auf  Erblichkeit  anderer  Instinktvariationen 
keine  eigenen,  abgeschlossenen  Arbeiten  vorweisen. 

Die  in  Westeuropa  verbreitete  eiertragende  Kröte  (Aly- 
tes)  unterscheidet  sich  dadurch  von  den  andern  europäischen  Krötenarten, 
daß  sie  an  ihren  Eiern  Brutpflege  ausübt.  Dieser  Aufgabe  unterzieht  sich 
der  Vater,  der  die  relativ  wenigen  Eier  auf  seinen  Schenkeln  umherträgt,  bis 
die  Jungen  zum  Schlüpfen  reif  wurden;  dann  begibt  er  sich  in  einen  Tümpel, 
wo  sie  die  Hülle  sprengen  und  als  freischwimmende  Kaulquappen  verbleiben, 
bis  wieder  der  Verwandlungstermin  in  die  fertige  Kröte  heranrückt.  Mäßige 
Temperaturerhöhung  auf  25 — 30  C°  zwingt  nun  aber  schon  die  sich  begatten- 
den erwachsenen  Tiere,  das  Wasser  aufzusuchen,  wo  dem  Männchen  das 
Aufladen  der  frisch  gelegten  Eier  mißlingt:  einige  Eier  —  mit  jeder  solchen 
Generation  wächst  deren  Zahl  —  vermögen  sich  trotzdem,  also  ohne  Brut- 
pflege und  in  ungewohntem  Medium,  weiterzuentwickeln.  Sie  liefern  eine 
Rasse  von  „eiertragenden"  Kröten,  die  fortan  ihren  Namen  nicht  mehr 
verdienen  und  gewohnheitsmäßig  zwecks  Eiablage  zum  WTasser  eilen  —  auch 
dann,  wenn  die  anfänglich  schuldtragende  Erwärmung  auf  spätere  Genera- 
tionen nicht  fortwirkt.     Die  körperlichen  Konsequenzen  dieser  Lebens- 


*)  „Die  ersten  Erfolge  der  experimentellen  Abstammungslehre."  —  Dokumente 
des  Fortschritts,  Dezember  1909,  S.  908—911. 
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änderung,  wie  Riesenwuchs,  Zunahme  der  Eiermenge,  Abnahme  ihres  Dotter- 
reichtums, Verdunkelung  ihrer  Farbe,  Verfrühung  des  Auskriechstadiums, 
Entstehung  einer  Begattungsschwiele  am  Daumen  des  geschlechtsreifen 
Männchens  usw.  will  ich  hier  nicht  näher  erörtern. 

Nahezu  reziprok  verläuft  eine  aufgezwungene  Fortpflanzungsanpassung 
beim  Laubfrosch:  er  legt  schon  normalerweise,  gleich  den  übrigen 
europäischen  Fröschen,  seine  Eier  in  stehende  Gewässer  ab;  kann  jedoch 
durch  Fortnahme  des  Wasserbeckens  unter  gleichzeitiger  Darbietung  groß- 
blättriger Vegetation  dazu  bewogen  werden,  sie  an  Stellen  relativ  stärkster 
Feuchtigkeitsansammlung  auf  Pflanzen  abzulegen.  Mit  einer  gewissen  Vor- 
liebe geschieht  das  in  den  Düten,  die  von  jungen,  noch  zusammengerollten 
Blättern  (z.  B.  Aspidistra,  Canna)  gebildet  werden.  Auch  diese  Gewohnheit, 
die  eine  Annäherung  an  die  Laichverhältnisse  vieler  tropischer  Baumfrösche 
bedeutet,  kann  trotz  Rückgabe  des  Bassins  erblich  werden  und  von  einer 
Reihe  leiblicher  Abweichungen  (Zwergwuchs,  Verspätung  des  Auskriech- 
stadiums usw.)  begleitet  sein.  —  Über  meine  im  Prinzip  analogen  Versuche 
an  Salamandern  hat  a.  a.  0.  schon  Przibram  berichtet :  am  Feuer- 
salamander, wobei  der  Trieb,  die  Jungen  auf  dem  Lande  statt  im  Wasser  ab- 
zusetzen, erblich  fixiert  wurde  und  zum  Gebären  sehr  weniger,  aber  vollent- 
wickelter Lufttiere  hinleitet;  und  am  Alpensalamander,  wo  der  Instinkt,  die 
Nachkommenschaft  im  Wasser  statt  auf  fester  Erde  loszuwerden,  zum  Werfen 
viel  zahlreicherer,  aber  unentwickelter  Kiementierchen  hinführt. 

Wir  dürfen  nicht  zweifeln,  daß  es  von  solchen  biologischen  Ergebnissen 
eine  Nutzanwendung  aufs  Menschenleben  und  speziell  auch  auf  Erziehungsfragen 
gibt,  und  sei  es  nur  in  Form  einer  sogenannten  „Moral",  die  wir  aus  „Tier- 
fabeln"  zu  gewinnen  pflegen.  Sie  kommt  Fröbel-Pestalozzis  Er- 
ziehungsmaximen am  nächsten:  mit  Rousseau  dürfen  wir  vieles  der 
natürlichen,  ererbten  Veranlagung  überlassen,  aber  gleichzeitig  mit  Her- 
bart vieles  daran  zu  bessern,  im  inneren  Erbe  Spreu  und  Weizen  zu  sondern 
suchen.  IJoch  unsere  Lehre  führt  eine  schöne  Strecke  weiter:  jene  älteren 
Meister  bauten  nur  auf  dem  Anlagenschatze  der  Vergangen- 
heit; wir  schaffen  uns  nach  unserer  Wahl  in  der  Zukunft 
einen  neuen. 

Erziehung,  Bildung,  Schulung,  Übung  erschöpfen  darnach  ihre  Bedeu- 
tung nicht  mehr  dort,  wo  wir  bisher  ihre  Grenzen  sahen;  sondern  jede  Tat, 
ja  in  seiner  Summierung  jedes  Wort  gewinnt,  ob  gut,  ob  schlecht,  stammes- 
geschichtliche Bedeutung.  Nicht  bloß  dem  jeweiligen  Individuum 
nützen  wir  durch  Pflege  seines  Körpers  und  Geistes,  sondern  in  jedem  unserer 
Schüler  erweisen  wir  Wohltaten  weit  darüber  hinaus  der  ganzen  Rasse. 
Schon  jetzt  mehren  sich  Symptome,  daß  wir  rascher  lernen,  was  unsere  Vor- 
fahren gut  gekonnt  haben;  leichter  ausüben,  was  sie  in  saurer  Arbeit  trainiert 
haben:  Fähigkeiten,  die  wir  uns  angeeignet;  Tätigkeiten,  die  wir  fleißig  aus- 
geübt, werden  Spuren  hinterlassen  bei  unseren  Kindern  und  Kindeskindern. 
Wenn  noch  so  abgeschwächt,  wenn  nur  der  Neigung  oder  Disposition  nach 
und  nicht  etwa  in  ausgebildeter  Form:  irgendein  Abglanz  von  dem,  was 
wir  gelernt  und  geleistet  haben,  muß  organisch  auf  unsere  Nachkommen 
übergehen! 
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EMMA  DOMOKOS  LOELLBACH,  SZEGED, UNGARN: 
PÄDAGOGISCH-PSYCHOLOGISCHE  LABORATO- 
RIEN DER  UNGARISCHEN  SEMIN  ARIEN. 


AS  mit  dem  städtischen  Lehrerinnenseminar  im  Budapester  VI.  Be- 
zirk in  Verbindung  stehende  pädagogisch-psychologische  Labora- 
torium wurde  im  Jahre  1909  gegründet.    Heute  sind  schon  alle 
staatlichen  Lehrer-  und  Lehrerinnenbildungsanstalten,  viele  kon- 
fessionelle Seminarien  und  Pädagogien  Ungarns  mit  Laboratorien  nach  dem 
Muster  des  Seminars  im  VI.  Bezirk  versehen. 
Zwecke  der  Laboratorien  sind: 

1.  Induktiver  Unterricht  der  Psychologie  und  Physiologie  auf  experi- 
menteller Grundlage. 

2.  Einführung  der  werdenden  Lehrer  in  die  einfacheren  physiologischen, 
psychologischen  und  pädagogischen  Untersuchungen.  (Z.  B.  Körpermessun- 
gen, Datensammlungen  und  Ausarbeitung  von  Beobachtungen.) 

3.  Experimentelle  Begründungen  pädagogischer  Grundsätze.  (Z.  B. 
Begründung  der  Gesetze  der  Anschauung  durch  den  Fall-Tachystoskop  usw.) 

4.  Wissenschaftliche  Ausbildung  der  experimentellen  Pädagogik.  Ladislaus 
N  a  g  y  ,  der  Leiter  des  Laboratoriums  und  Begründer  dieser  Bewegung  in 
Ungarn,  machte  folgende  wissenschaftlichen  Forschungen:  Analytische  und 
synthetische  Funktionen  bei  der  Apperzeption  der  Kinder  (mit  dem  Ransch- 
burgschen  Mnemometer).  Untersuchungen  mit  Bezug  auf  die  Art  des  Lernens. 
Messungen  der  Intelligenz.  Messungen  der  geistigen  Arbeitsleistungen; 
Sommersche  Assoziationsexperimente  usw. 

Das  psychologische  Laboratorium  des  Lehrerinnenseminars  enthält,  seinen 
Zwecken  entsprechend,  folgende  Einrichtungen: 

1.  Physiologischen  und  psychologischen  Unterricht  demonstrierende 
Apparate. 

2.  Experimentellen  pädagogischen  Forschungen  dienende  Apparate, 
Datensammlungsbogen. 

3.  Kinderforschungssammlungen.  (Intuitive,  spontane  Kinderarbei- 
ten, Kinderzeichnungen.) 

Der  Erfolg  der  Demonstrationen  ist: 

1.  Die  Aufmerksamkeit  der  Lehramtskandidaten  wird  statt  dem  Theore- 
tisieren  den  konkreten  Tatsachen  des  psychischen  Lebens  zugewendet.  Sie 
machen  selbständige  Versuche  an  sich  und  ihren  Genossen,  es  entwickelte 
sich  ihre  psychologische  Beobachtungsgabe,  was  auch  für  die  Ausbildung  in 
der  praktischen  Pädagogik  wertvoll  ist. 

2.  Der  induktive  Unterricht  der  Psychologie  wirkte  auf  die  Methode 
des  Unterrichtes  der  pädagogischen  Gegenstände.  Die  Grundsätze  der  Didak- 
tik wurden  durch  experimentelles  Verfahren  bewiesen.  Auf  diese  Weise 
überzeugen  sich  die  Lehrer  von  der  Richtigkeit  der  induktiven  Untersuchun- 
gen. Der  Unterricht  der  Pädagogik  wurde  demnach  in  allen  Teilen  tiefer  und 
inhaltsreicher. 

3.  Das  Ergebnis  der  im  Laboratorium  verrichteten  wissenschaftlichen 
Arbeiten  ist  von  großer  Wichtigkeit  auf  die  Fortbildung  der  auf  experimen- 
tellen Grundlagen  beruhenden  Didaktik  und  auf  die  induktive  Untersuchung 
der  Lebensäußerungen  der  Kindesseele. 

Die  dem  Seminar  angeschlossene  Elementarschule  steht  im  Dienste  der 
wissenschaftlichen  Experimente. 
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Methode  des  psychologischen  Unterrichtes. 

Die  Methode  des  psychologischen  Unterrichtes  ist  ausschließlich  demon- 
strativ. 

Es  sind  drei  Methoden  in  Anwendung: 

1.  Experimentelle  Demonstrationen.  (Reales  Vorzeigen  irgendeiner 
Erscheinung.) 

2.  Beobachtungsmethode.  (Selbstbeobachtung  und  Beobachtung  ande- 
rer.) 

3.  Analytische  Methode.  (Analysieren  künstlerischer  und  kindlicher 
Produktionen.) 

Grundprinzip  des  Unterrichtes  ist  die  folgernde  Induktion. 
Der  Verlauf  des  Unterrichtes  ist  folgender: 

I.  Beobachtung  der  zu  unterrichtenden  Erscheinung  in  der  Natur  (in 
wirklichem,  konkreten  Verlauf).  Analysieren  der  Beobachtung.  Aufstellen 
der  Frage  (warum?). 

II.  Durchführung  des  Experimentes  an,  womöglich  mehreren  Schülern 
(zum  Vorzeigen  individueller  Unterschiede). 

III.  Die  Schüler  folgen  und  entwickeln  den  Grundsatz. 

IV.  Das  Versetzen  des  Grundsatzes  ins  Leben.  (Seine  Bedeutung  im 
Leben  des  Kindes,  im  Allgemeinleben,  in  der  Kunst  usw.,  Beispiele  der 
Schüler.) 

V.  Aufgabe,  Anwendung  der  These.  Sammlungen  einschneidender 
Kinderbeobachtungen,  welche  gemeinsam  zergliedert  werden.  Datensammlung 
und  deren  Ausarbeitung. 

Haupt charakterzug  des  Unterrichts  Seminardirektors  Ladislaus  Nagys, 
des  Bahnbrechers  der  induktiven  Methode,  ist  enge  Verknüpfung  mit  dem 
Leben,  konkreter  Zug  in  allem.  Ausweis  der  Gesetzmäßigkeiten  der  Seele. 
Aktive  Arbeit  der  Schüler,  Unterstützung  ihrer  selbständigen  Forschungen 
und  deren  Anwendung  im  Unterricht. 

Jeder  Schüler  hat  sein  Beobachtungsheft,  die  Kinder  werden  während 
des  Hospitierens  in  der  Übungsschule  beobachtet.  Das  Heft  ist  eingeteilt 
nach  den  Grundsätzen  der  Entwicklungslehre  und  die  eben  gemachten  Be- 
obachtungen werden  dort  eingetragen,  wohin  sie  psychologisch  zu  gehören 
scheinen.  Öfter  werden  die  Kinder  längere  Zeit  aus  besonderen  Gesichts- 
punkten beobachtet.  Jeder  Zögling  hat  nämlich  eine  Gruppe  Kinder  in  der 
Übungsschule,  die  er  ständig  beobachtet. 

Die  Kinderforschung  in  den  Seminarien  ist  heute  schon  systematisch 


eingeführt. 


G.  BRODA,  PARIS:  DAS  PEDOLOGISCHE  MUSEUM 
IN  BUDAPEST. 


CHON  im  Jahre  1904  wollte  die  Ungarische  Gesellschaft  für  Er- 
forschung des  Kindes  eine  Ausstellung  von  Werken  kindlicher  Kunst, 
die  ohne  Beeinflussung  durch  Erwachsene  entstanden  wären,  ver- 
anstalten. Damals  mangelte  es  am  nötigen  Gelde.  Ein  Jahr  darauf 
wurde  ein  bescheidenes  kleines  Museum  eröffnet,  das  den  Ehrenplatz 
ines  ersten  Pedologischen  Museums  der  Erde  einnahm. 


DAS  PEDOLOGISCHE  MUSEUM  IN  BUDAPEST  589 

4j  ■— — ■  sggg® 

Seine  Materialien  wurden  im  Jahre  1910  durch  eine  Stiftung  von  1800  Kr. 
des  Handelsministers  Kossuth,  der  solche  kindliche  Werke  für  Zwecke  der 
Industriegeschichte  im  ganzen  Lande  sammeln  ließ,  erheblich  vermehrt. 
Im  Jahre  1912  wurden  dem  Museum  durch  die  Stadt  Budapest  —  nebst 
neuerlichen  Subventionen  —  endlich  auch  die  nötigen  Räumlichkeiten  inner- 
halb eines  großen  modernen  Schulgebäudes  am  Maria-Theresien-Platz  zur 
Verfügung  gestellt  und  am  28.  April  genannten  Jahres  das  Museum  für 
das  Publikum  eröffnet. 

* 

Der  wissenschaftliche  Zweck  des  Museums  ist,  sowohl  der  individuellen 
Kindesentfaltung  als  auch  dem  Fortgang  der  Rasse-Entwicklung  nach- 
zuspüren. 

Der  praktische  Zweck  des  Museums  ist  der  Nachweis  der  Erfolge  der 
pedologischen  Forschung  in  pädagogischer,  industrieller  und  künstlerischer 
Hinsicht. 

Das  Museum  ist  in  vier  Sektionen  eingeteilt. 

1.  Die  pedologische  Sektion.  Hier  werden  alle  Erkenntnisse,  die  man 
bisher  über  die  kindlichen  Funktionen,  die  intellektuellen  Eigenschaften 
des  Kindes  und  die  Kindesindividualität  überhaupt  gesammelt  hat,  in 
Gravüren  und  Statistiken  mitgeteilt.  Alle  diese  Dokumente  zeigen  den 
physischen  und  geistigen  Entwicklungsgang  des  Kindes  und  die  Wechsel- 
beziehungen dieser  beiden  Entwicklungen  untereinander.  Man  hat  so  alle 
spontanen  kindlichen  Schöpfungen  vereinigt,  ihre  Zeichnungen  und  manuel- 
len Arbeiten,  und  hat  sie  nach  mehreren  Gesichtspunkten  gruppiert.  Dieser 
Sektion  sollen  auch  die  Ergebnisse  der  Anthropometrie  mit  typischen  Photo- 
graphien ungarischer  Kinder  eingegliedert  werden. 

2.  Die  ethnographische  Sektion.  Während  die  pedologische  Abteilung 
die  individuelle  Entwicklung  des  Kindes  wiedergibt,  zeigt  die  ethnographische 
die  individuelle  Entwicklung  des  Kindes  zugleich  mit  der  Rasse-Entwicklung. 
Hier  sind  die  spontanen  Schöpfungen  der  Analphabeten  und  diejenigen 
anderer  bildungsloser  Erwachsener  parallel  mit  den  analogen  kindlichen 
Werken  ausgestellt. 

3.  Die  pädagogische  Sektion.  Diese  zeigt  neue  Experimente  und  For- 
schungsmethoden der  Pädagogen  über  die  Fragen  von  Erziehung  und  Unter- 
richt. 

4.  Die  industrielle  Sektion.  Hier  sieht  man  alle  Kinderspielzeuge,  die 
durch  die  Industrie  hergestellt  werden  und  die  vom  hygienischen,  päda- 
gogischen und  ästhetischen  Standpunkt  für  die  Kinder  zu  empfehlen  sind. 

Einige  Beispiele  aus  den  verschiedenen  Sektionen  mögen  zur  Illustration 
dienen.  So  enthalten  Kasten  1  und  2  der  pedologischen  Abteilung  Parallelen 
zwischen  der  Modellier-  und  Zeichenfähigkeit  der  Kinder  *). 

Man  wollte  sehen,  ob  das  Bilden  in  zwei  oder  drei  Dimensionen  den 
Kindern  auf  den  verschiedenen  Altersstufen  besser  zusage  und  wollte  die 
Analogien  und  Abweichungen  bei  beiden  Ausdrucksmitteln  beobachten. 
So  haben  die  Kinder  der  4.  Volksschulklasse  in  Gödöllö  7  gestellte  Aufgaben 
nach  spontaner  Eingebung  sowohl  zeichnen  als  auch  modellieren  müssen. 
Desgleichen  haben  die  Kleinen  der  Mutterschule  von  O-Verbasz  (im  Alter 
von  5 — 6  Jahren)  zeichnen  und  kneten  müssen.  Die  7  Themen  sind:  1.  Der 


*)  Gesammelt  von  Fr.  Takäcs-Berenyi,  Lehrerin  an  der  Mutterschule  von  O-Ver- 
bäsz,  und  vom  Seminardirektor  L.  Konservator  Nagy  geordnet. 
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Mann.  2.  Die  Frau.  3.  Der  Reiter.  4.  Das  Pferd  wirft  den  Reiter  ab.  5.  Der 
Soldat  im  Krieg.  6.  Die  Heimkehr  im  Zug  und  im  Wagen.  7.  Das  Haus  und 
der  Garten. 

Das  vereinigte  Material  wurde  nach  folgenden  Gruppen  geordnet:  L  Die 
Tonarbeit  ist  besser  als  die  Zeichnung.  II.  Die  Tonarbeit  ist  der  Zeichnung 
gleichwertig.  III.  Die  Tonarbeit  steht  unter  der  Zeichnung.  Man  berück- 
sichtigte bei  der  Einordnung  in  erster  Linie  den  technischen  Wert,  in  zweiter 
Linie  den  Ausdruckswert. 

Arbeiten  von  5 — 7  jährigen  Kindern: 

I.  Gruppe.   Die  Tonarbeit  steht  über  der  Zeichnung,  35  Stücke,  53% 
II.  Gruppe.    Die  Tonarbeit  ist  der  Zeichnung  gleich- 


wertig  22    „  33% 

III.  Gruppe.    Die  Tonarbeit  steht  unter  der  Zeichnung    9    „  14% 

Zusammen  66  Stücke,  100  % 

Arbeiten  von  8 — 11jährigen  Kindern: 

I.  Gruppe  11  Stücke,  18% 

II.  „   30     „  50% 

HI.     „   19     „  32% 


Zusammen  60  Stücke,  100% 

Der  3.  Kasten  zeigt  die  Entwicklung  des  natürlichen  Farbensinns  bei 
9 — 11jährigen  Schulkindern.  Die  Kinder  bekamen  8  Aufgaben.  Alle 
Aufgaben  hatten  einen  inneren  Zusammenhang  und  bildeten  eine  Ge- 
schichte. Man  gab  weiter  keine  Anleitungen;  nur  erklärte  der  Lehrer  in  der 
vorhergehenden  Stunde  die  einzelnen  Farben  und  das  Pinselführen.  Die 
Kinder  lieferten  30  bis  49  farbige  Zeichnungen  über  die  verschiedenen  Gegen- 
stände. 

Die  Arbeiten  wurden  nach  vier  Stufen  eingeteilt.  1.  Die  subjektive  Stufe. 
2.  Die  subjektive  und  objektive  Stufe.  3.  Die  objektive  Stufe.  4.  Die  ästhetische 
Stufe.  Bei  fünf  Aufgaben  stellte  man  die  Prozentuale  der  Zeichnungen  nach 
den  verschiedenen  Stufen  fest. 


Stufe 

Der  Mann 

Das  Pferd 
wirft  den 
Reiter  ab 

Der 
Wagen 

Der  Zug 

Haus 
und 
Garten 

Durch- 
schnitt 

I.  Subjektive  Farben- 
gebung  

II.  Subjektive  uud  ob- 
jektive Farbenge- 

III.  Objektive  Farben- 
gebung   

IV.  Ästhetische  Stufe. . 

51,0% 

36,2  % 
12,8  % 

60.0  % 

34.1  % 

5,2  % 
2,6  % 

53,9  % 

35,9  % 

7,7  % 
2,6  % 

30;0  % 

36,0  % 

30,0  % 
2,6  % 

24,4  % 

22,4  % 

24,4  % 
28,8  % 

43.2% 

32.9% 

20.0% 
7,2% 

Der  Prozentsatz  der  beiden  ersten  auf  spontane  Kolorierung  gegründeten 
Stufen  ergibt:  75;  der  Prozentsatz  der  beiden  höheren  Stufen:  25. 

In  den  folgenden  Kästen  sind  von  Kindern  selbstverfertigte  Spiel- 
gegenstände ausgestellt,  um  zu  erforschen,  welches  die  Elemente  sind,  die 
dem  Spieltrieb  des  Kindes  am  meisten  entsprechen. 
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Alle  diese  Gegenstände  sind  in  allen  Gegenden  Ungarns  gesammelt  und 
nach  den  kindlichen  Altersstufen  eingeteilt. 

Eine  sehr  interessante  Feststellung  der  ethnographischen  Abteilung  ist, 
daß  beim  Vergleich  der  Zeichnungen  erwachsener  Analphabeten  und  schul- 
pflichtiger Kinder  die  Analphabeten  durchschnittlich  nicht  über  die  Schaffens- 
kraft der  neunjährigen  Kinder  hinauskommen.  Ein  Beweis  dafür,  wie  not- 
wendig der  Unterricht  für  die  menschliche  Psyche  im  entwicklungsfähigen 
Alter  ist:  wie  es  eben  im  allgemeinen  Utopie  ist  zu  meinen,  daß  Phantasie 
und  Geist  sich  auch  ohne  Nahrung  weiter  entwickeln. 

Die  pädagogische  Sektion  zeigt  den  Schöpfertrieb  des  Kindes  im  Dienst 
des  Unterrichts.  Der  glühende  Wunsch  des  Kindes,  selbst  zu  schaffen,  findet 
z.  B.  im  Geschichtsunterricht  hervorragende  Verwertung*).  Beim  Abschluß 
eines  jeden  Kapitels  lädt  der  Lehrer  die  Kinder  ein,  das  Gehörte  nach  eigenem 
Gutdünken  in  einem  Bilde  festzuhalten.  Die  Bilder  stellen  ein  Geschehnis 
auf  Grund  der  Beobachtungen  einer  Studienfahrt,  sowie  wertvoller,  von 
Frau  Löllbach-Domokos  Szeged,  freundlichst  überlassener  Materialien 
dar  oder  sie  versinnbildlichen  eine  ganze  Geschichtsepoche.  Der  Lehrer  gibt 
den  Gegenstand  an,  die  Ausführung  verbleibt  ganz  allein  den  Kindern.  Nach 
beendeter  Stunde  vergleichen  sie  ihre  Bilder  und  müssen  selbst  entscheiden, 
welches  der  Aufgabe  am  besten  gerecht  wird  oder  welches  die  größte  Eigenart 
hat. 

Die  Resultate  sind: 

a)  die  Entfaltung  der  schöpferischen  Einbildungskraft  des  Kindes; 

b)  Gesteigertes  synthetisches  Vermögen; 

c)  Schärfung  der  Erinnerungen  aus  dem  Unterricht; 

d)  Stärkung  des  logischen  Urteils. 

Auf  den  niedersten  Grad  werden  jene  Bilder  eingeschätzt,  die  nur  Wieder- 
gaben bekannter  Darstellungen  sind:  wie  „Der  Vertrag  der  früheren  Herren 
von  Ungarn",  oder  „Dugovics'  Opfer",  und  „Szechenyi".  Einige  hinzugefügte 
Sätze  verleihen  auch  diesen  mehr  konventionellen  Schöpfungen  besonderes 
Interesse,  wie  z.  B.  auf  dem  Bilde  Dugovics'  die  lakonischen  Worte:  „So  ist 
der  Ungar". 

Auf  der  zweiten  Stufe  stehen  Bilder,  deren  Vorwurf  wohl  auch  von 
konventionellen  Abbildungen  beeinflußt  ist,  die  aber  in  der  Ausführung  etwas* 
Originelles  bieten.  Man  sieht  hier:  „Das  befreite  Vaterland",  „Mathias  den 
Gerechten"  usw.  So  steigt  die  Klassifizierung  bis  zur  fünften  Stufe,  die  da 
abstrakte  Zusammenhänge  und  statt  des  Ereignisses  das  Symbol  wählt. 
Als  solche  sieht  man:  „Unser  hundertjähriger  Kampf  gegen  die  Türken  und 
Österreicher",  oder:  „Die  Konvention  mit  Österreich".  —  Ungarn  und  Öster- 
reich stehen  einander  als  geharnischte  Ritter  mit  den  nationalen  Fahnen  im 
Arm  gegenüber  und  reichen  einander  die  Hände. 

Auch  die  Kindergärten  und  Mutterschulen  sind  vertreten  mit  Arbeiten 
aus  Lehm,  Gras,  Stroh. 

Die  Lehrerin  spricht  mit  den  Kleinen  über  einen  Gegenstand,  der  die 
Kinder  fesselt  und  nun  formen  sie  die  erhaltenen  Eindrücke,  wie  sie  wollen. 
Verlangt  eines  eine  Unterweisung,  so  gibt  sie  ihm  die  Lehrerin  selbstverständ- 


Es  kommen  so  sehr  abwechslungsreiche  Arbeiten  zustande,  welche  über 
das  Vorstellungsvermögen  der  Kinder  Aufschluß  geben.  Die  Freiheit,  die  den 


lieh. 


*)  Eine  Neuerung  des  Prof.  A.  Ürhegyi. 
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Kindern  zu  dieser  Beschäftigung  gelassen  wird,  ist  ein  Mittel,  Disziplin  zu 
halten,  da  die  Arbeit  die  Aufmerksamkeit  und  den  Willen  der  Kleinen  fesselt. 
Auch  die  tatsächlichen  Fähigkeiten  der  Kinder  werden  auf  diese  Art  sehr 
gefördert. 

Über  die  Aufnahmsfähigkeit  der  Kinder  wurden  sehr  interessante  Beob- 
achtungen in  individuellen  Kurvenzeichnungen  niedergelegt.  Die  Kinder 
reagieren  auf  den  Unterricht  nicht  gleichmäßig.  Am  höchsten  ist  die  allge- 
meine Aufnahmefähigkeit  um  9  Uhr  morgens,  der  Schlaf  ist  da  völlig  über- 
wunden. Nun  lernen  viele  Kinder  der  Volksschule  noch  2  Stunden  ebenso 
leicht  weiter;  andere  haben  den  Höhepunkt  erreicht  und  es  folgt  schon  nach 
einer  Stunde  die  Erschlaffung,  um  eventuell  nach  einer  weiteren  Stunde 
erneuter  Aktivität  Platz  zu  machen.  Dergleichen  Beobachtungen  kann  man 
nicht  nur  bei  nervösen,  sondern  bei  fast  allen  Kindern  ziemlich  genau  fest- 
stellen, und  wird  es  in  größeren  Schulen  für  die  Einteilung  der  Kinder  in 
homogene  Klassen  und  in  allen  Schulen  für  die  Einteilung  des  Stundenplanes 
wertvoll  sein,  diese  Forschungsmethoden  zu  benutzen. 

Es  ist  eine  so  geläufige  Auffassung,  daß  alle  Originalität  des  Kindes 
dazu  berufen  sei,  ,,im  Lauf  der  Entwicklung"  zu  verschwinden,  daß  wir 
wirklich  allen  Bestrebungen,  die  großzügige  Entfaltung  jener  reichen,  in  der 
jungen  Menschheit  schlummernden  Anlagen  zu  begünstigen,  Sympathie 
schulden. 


PRIMARARZT  DR.  J.  ZAPPERT,  PRIVATDOZENT 
FÜR  KINDERHEILKUNDE  IN  WIEN:  SCHUL- 
GESUNDHEITSPFLEGE. 

S  ist  überraschend,  wie  langsam  sich  bei  den  Jugendbildnern 
früherer  Zeiten  die  Ansicht  durchgesetzt  hat,  daß  in  der  Erziehung 
der  Kinder  neben  dem  rein  intellektuellen  Wissen  auch  körperliche 
Kräftigung  angestrebt  werden  müsse.  In  den  mittelalterlichen 
Klosterschulen  war  eine  jede  körperliche  Betätigung  strengstens  verpönt, 
und  auch  als  später  der  Einfluß  weiterblickender  geistlicher  Kreise,  insbeson- 
dere im  Zeitalter  der  Reformation,  den  Knaben  etwas  mehr  Körperfreiheit 
gestattete,  blieb  doch,  wenigstens  in  Deutschland,  die  körperliche  Hygiene 
der  Schulkinder  gegenüber  den  an  sie  gestellten  geistigen  Forderungen  stark 
irn  Hintergrunde.  Dazu  kam,  daß  der  Schulunterricht  meist  in  ganz  un- 
geeigneten Räumen  (alten  Klöstern)  erteilt  wurde  und  strenge  Disziplinar- 
vorschriften die  Konviktschüler  an  freier  Bewegung  hinderten.  Erst  all- 
mählich gelang  es  der  hingebenden  Arbeit  einsichtiger  Pädagogen  wie  Salz- 
mann,  Basedow,  und  mitfühlender  Ärzte,  so  namentlich  Joh.  Peter 
Franks  und  Lorinsers,  weite  Kreise  dafür  zu  interessieren,  daß  die 
Schule,  je  mehr  sie  die  Kinder  durch  gesetzlichen  Zwang  an  sich  ziehe,  auch 
die  Verpflichtung  übernehme,  deren  Gesundheit  zu  schützen.  In  den  letzten 
Jahrzehnten  hat  sich  eine  große  Zahl  von  Gelehrten  mit  dieser  Frage  be- 
schäftigt, und  dieSchulgesundsheitspflegeist  durch  die  Arbeiten 
von  Burgerstein  und  Netolitzky,  Kotelmann, AxelKey, 
Schmidt  - Monnard,  Hermann  Cohn,  Eulenburg  und 
Bach,  Baur,  Schubert  und  vieler  anderer  zu  einem  festen  Bestand- 
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teil  unserer  allgemeinen  Volkshygiene  geworden,  der  auch  in  den  meisten 
Staaten  durch  Gesetze  und  Verordnungen  in  bestimmte  Bahnen  gelenkt 
worden  ist. 

Maßgebend  für  die  Grundzüge  der  Schulhygiene  war  die  Tatsache,  daß 
überall  eine  deutliche  Verschlechterung  des  Gesund- 
heitszustandes der  Kinder  in  den  Jahren  des  Schul- 
besuches konstatiert  worden  war.  Die  Zahl  der  Kränklichen 
stieg  in  den  Jahren  des  Schulbesuches  um  25 — 30  %.  Insbesondere  zeigten 
einige  Krankheiten,  die  man  direkt  als  Folgen  des  Schulbesuches  ansehen 
mußte,  ein  kolossales  Anwachsen.  So  konnte  man,  namentlich  in  Mittel- 
schulen, ein  Ansteigen  der  Kurzsichtigkeit  bis  zu  60  und  80  %  (in 
der  obersten  Klasse)  konstatieren.  Ebenso  fand  man  ein  Anwachsen  der 
Nervosität,  bei  Gymnasialschülern  von  8%  bis  gegen  70%,  eine 
Steigerung  der  Rückgratsverkrümmungen  zwischen  dem  8. 
bis  16.  Jahre  von  11  %  bis  32  %.  Kopfschmerz,  Nasenbluten 
zeigen  ein  ähnliches  Ansteigen  in  den  Jahren  des  Schulbesuches.  Es  ist  nun 
allerdings  in  den  letzten  Jahren  darauf  hingewiesen  worden,  daß  nicht  alle 
diese  Gesundheitsschädigungen  durch  die  Schule  bedingt  sein  müssen,  sondern 
zum  Teil  mit  der  in  diese  Zeit  fallenden  Pubertät  zusammenhängen;  nament- 
lich bezüglich  der  Rückgratsverkrümmungen  hat  Schanz  vor  einer  allzu 
großen  Bewertung  des  Schuleinflusses  gewarnt. 

Daß  aber  trotzdem  der  Schule,  namentlich  in  den  deutsch -sprechenden 
Ländern,  eine  ungünstige  Einwirkung  auf  den  Gesundheitszustand  der  Kinder 
zugeschrieben  werden  muß,  beweisen  die  ganz  anderen  gesundheitlichen  Ver- 
hältnisse in  Landerziehungsheimen,  Militärkonvikten  usw.,  sowie  in  den 
englischen  Mittelschulen,  wo  der  körperlichen  Betätigung  in  Form  von 
Sport,  Jugendspielen  usw.  ein  großer  Raum  im  Lehrplan  zugewiesen  ist. 
Es  ist  also  tatsächlich  ein  Stück  Volksgesundheit,  das  durch  die  Schulhygiene 
erhalten  oder  vielleicht  schon  gerettet  werden  muß,  abgesehen  davon,  daß 
die  Verschlechterung  des  Gesundheitszustandes  gerade  in  den  besseren  Mittel- 
klassen auch  der  Militärbehörde  viel  zu  denken  gibt. 

Die  Bestrebungen  der  Schulhygieniker  richten  sich  1.  auf  das  Schul- 
gebäude, 2.  auf  das  Schulzimmer,  3.  auf  die  Schuluten- 
silien, 4.  auf  die  Art  des  Unterrichtes,  5.  auf  den  Gesundhsit- 
zustand  der  in  die  Schule  eintretenden  Kinder,  6.  auf  den 
Gesundheitszustand  der  Schüler  während  der  Schul- 
zeit. In  letzter  Zeit  hat  man  mit  vollem  Rechte  auch  die  Hygiene  des 
Lehrers  in  das  Kapitel  der  Schulgesundheitspflege  einbezogen.  Behält 
man  nur  das  Kind  im  Auge,  so  kann  man,  wie  aus  obiger  Anführung  ersicht- 
lich, das  große  Gebiet  der  Schulhygiene  in  zwei  Hauptgruppen  teilen: 
I.  Hygiene  der  Schulräume. 

II.   Hygiene  des  Schülers. 

I.  Die  gesundheitlich  günstige  Ausgestaltung  der  Schulräume  ist 
vorwiegend  Sache  der  Techniker.  Bei  Anlage  des  Schulhauses  ist 
die  Lage  des  Bauplatzes  (ruhige  Umgebung,  Entferntsein  von  Fabriken, 
Kasernen,  Eisenbahnstationen  usw.),  sowie  dessen  genügende  Größe  (geräu- 
miger Hof,  Turnplatz  im  Freien,  eventueller  Raum  für  eine  Eisbahn),  ferner 
die  reichliche  Versorgungsmöglichkeit  mit  Trinkwasser,  endlich  die  genügende 
natürliche  Belichtung  ins  Auge  zu  fassen.  Bei  der  Innenausgestal- 
tung des  Schulhauses  ist  auf  große  heizbare,  lichte  Korridore, 
auf  zahlreiche  geruchlose  Klosettanlagen  (niedere  Sitze,  Kontrollierbarkeit 
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von  außen,  Ölurinoir),  Waschgelegenheiten ,  Trinkwasseranlagen  und 
eigene  Garderoben  für  jedes  Klassenzimmer  Gewicht  zu  legen.  In  neueren 
Schulbauten  wurden  mit  Recht  auch  eigene  E  ß  s  ä  1  e  sowie  Brause- 
bäder eingerichtet.  Großer  Sorgfalt  bedarf  die  hygienische  Aus- 
gestaltung des  Schulzimmers.  Die  Art  der  künstlichen  Be- 
leuchtung (elektrisch,  die  verschiedenen  Auersysteme),  die  Behei- 
zung (Niederdruckdampfheizung,  Meidingeröfen),  die  Fußbodenbe- 
schaffenheit (Linoleum,  Stauböl),  endlich  die  äußerst  wichtige  und 
vielstudierte  Schulbankfrage  bedürfen  eingehender  Berücksich- 
tigung. Daß  bestimmten  Zwecken  dienende  Schulräume  (Turnsäle,  Zeichen- 
säle, physikalische  Kabinette  usw.)  ganz  besonderer  hygienischer  Ausgestal- 
tung bedürfen,  liegt  auf  der  Hand.  Erwähnenswert  und  zur  Nachahmung 
empfohlen  sind  die  flachen  Dachgärten,  welche  namentlich  in  Groß- 
städten, wo  der  Baugrund  teuer  ist,  einen  geräumigen  Hof  zum  Teil  ersetzen 
können.  Eine  der  Gesundheit  zuträgliche  Umwandlung  mancher  für  den 
Unterricht  nötigen  Schulutensilien  wird  von  den  Hygienikern  mehr- 
fach gefordert,  ohne  allerdings  bis  jetzt  in  größerem  Umfang  durchgeführt 
worden  zu  sein.  So  ist  eine  Verbesserung  der  für  die  Augen  schädlichen 
schwarzen  Tafel  und  weißen  Kreide,  des  Schwammes,  der  Anbringung  von 
Karten,  Wandtafeln,  mancher  Schreib-  und  Zeichenhefte  usw.  empfehlens- 
wert. 

II.  Umfassende  Untersuchungen  haben  eine  große  Reihe  von  Wünschen 
über  die  Hygiene  des  Unterrichtes  wachgerufen.  Die  durch 
exakte  physiologische  Experimente  meßbare  Ermüdbarkeit  der  Kinder, 
welche  sowohl  innerhalb  der  Schulstunde  als  des  Schultages  eine  regelmäßige 
Kurve  aufweist,  fordert  das  Einschieben  größerer  Pausen,  die  Vermeidung 
einer  langen  Unterrichtszeit  (namentlich  am  Nachmittag)  die  Einführung 
von  Freinachmittagen,  die  Regulierung  des  Stundenplanes.  Der  Gesangs- 
unterricht soll  nicht  in  einem  ungelüfteten  Räume,  der  ermüdende  Turn- 
unterricht nicht  vor  einem  geistige  Anspannung  erfordernden  Unterrichts  - 
gegenständ  abgehalten  werden.  Der  Druck  der  Schulbücher  soll  bestimmten, 
von  Hermann  Cohn  aufgestellten  Regeln  entsprechen;  die  Steilschrift  ist 
nach  der  Meinung  vieler  Autoren  der  Schrägschrift  vorzuziehen.  Der  Hand- 
arbeitsunterricht bedarf  mehrfacher  Reformationen;  mit  gutem  Erfolg  wird 
versucht,  einen  Handfertigkeitsunterricht  (bei  Mädchen  praktische  Haus- 
haltungs-  und  Kochlehre)  an  dessen  Stelle  treten  zu  lassen.  Ganz  gewaltig 
sind  die  schulhygienischen  Forderungen  bezüglich  des  Turnunter- 
richtes und  sonstiger  körperlicher  Betätigungen  der  Schul- 
jugend. Dies  ist  der  Hebel,  mittelst  dessen  die  gesundheitliche  Förderung 
unserer  Schuljugend  in  die  richtige  Bahn  geleitet  werden  kann.  Die  Heran- 
ziehung der  Schüler  zu  Jugendspielen,  zu  Sporttätigkeit,  zum  Schwimmen, 
Eislaufen,  Wandern  ist  von  größter  Wichtigkeit  und  muß  durch  Beschaffung 
von  Spielplätzen,  von  Utensilien,  von  ermäßigten  Gebühren  auf  Sport- 
plätzen, Eisenbahnen  unterstützt  werden.  All  dies  gilt  in  gleicher  Weise  für 
Mädchen  wie  für  Knaben. 

Die  gesundheitliche  Überwachung  des  Schülers  selbst 
hat  sich  darauf  zu  erstrecken,  daß  einerseits  Gebrechen  desselben  beim  Schul- 
unterrichte berücksichtigt,  andererseits  die  Schädigungen  des 
Schulbesuches,  der  ,, Schulkrankheiten4',  auf  ein  Minimm  redu- 
ziert werden.  Das  ist  die  Domäne  des  Schularztes,  dessen  Anstellung 
in  allen  Volks-,  Mittel-  Lehrlingsschulen  dringend  gefordert  werden  muß. 
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Durch  Untersuchung  sämtlicher  ,, Schulrekruten"  werden  Defekte  der  Sinnes- 
organe (namentlich  Augen,  Ohren),  körperliche  Erkrankungen  sowie  intellek- 
tuelle Schwächen  erkannt  und  die  Kinder  demzufolge  entweder  ganz  vom 
Schulbesuche  befreit  oder  für  gewisse  Gegenstände  dispensiert  resp.  zur  Nach- 
sicht empfohlen  oder  endlich  Hilfsschulen  und  Förderklassen  für  minder 
Begabte  zugewiesen.  Gelegentliche  Kontrolluntersuchungen 
der  Kinder  während  des  Schulbesuches  können  erworbene  Krankheiten  auf- 
decken und  dadurch  den  Schüler  vor  großem  Schaden  bewahren;  es  sei  hier 
nur  an  manche  nervöse  Störungen  erinnert,  welche  unter  dem  Bilde  einer 
Änderung  des  Verhaltens  in  der  Schule  verlaufen  und  vom  Lehrer  leicht 
verkannt  werden  können.  Auch  dem  Auftreten  von  ansteckenden 
Krankheiten  in  der  Schule  wird  der  Schularzt  seine  Aufmerksamkeit 
schenken  und  damit  öfter  eine  Verbreitung  derselben  hintanhalten.  Eine 
strittige  Frage  ist  es,  inwieweit  erkrankte  Kinder  auch  von  der  Schule  aus 
einer  Behandlung  zugeführt  werden  sollen.  Gegen  eine  auch  den 
Kindern  wohlhabender  Eltern  zugängliche  S  c  h  u  1  k  1  i  n  i  k  wehren  sich 
begreiflicherweise  die  praktischen  Ärzte;  einstweilen  ist  nur  die  Errichtung 
von  Schulzahnkliniken  zugestanden  worden.  Doch  ist  nicht  zu  zweifeln,  daß 
auf  diesem  Gebiete  eine  Einigung  erzielt  werden  und  daß  insbesondere  die 
unentgeltliche  Behandlung  von  Augen-  und  Ohrenleiden  für  die  arme  Be- 
völkerung durch  Schulärzte  ermöglicht  werden  wird.  Freilich  müßte  damit 
auch  eine  Gratislieferung  therapeutischer  Hilfsmittel  (z.  B.  Brillen)  ver- 
bunden sein.  In  das  Kapitel  des  Schülerschutzes  gehört  auch  die  schulärzt- 
liche Begutachtung  bei  der  Berufswahl  der  aus  den  niedrigen  Schulen 
Austretenden;  auch  hierin  erfordern  die  bisherigen  Obliegenheiten  des  Schul- 
arztes einer  Erweiterung.  Im  Interesse  der  armen  Schuljugend  müßte  der 
Schularzt  auch  in  innigem  Kontakt  mit  humanitären  Vereinen 
stehen  (Ferienheime,  Schulspeisungen,  Bekleidungsvereine  usw.),  die  dort 
nachzuhelfen  vermögen,  wo  ärztliche  Maßregeln  allein  die  Gesunderhaltung 
des  Schulkindes  nicht  zu  leisten  imstande  sind. 

Die  Rapporte  der  Schulärzte,  die  Beobachtungen  einsichtiger  Schul- 
männer müssen  bei  den  leitenden  Schulbehörden  wohl- 
wollendes Verständnis  finden.  Tatsächlich  sehen  wir  allenthalben, 
daß  in  den  letzten  Jahren  behördliche  Verordnungen  über  Erleichterung  von 
Prüfungen,  von  Schularbeiten,  über  Pausen,  Ferien,  über  Jugendspiele  und 
Körperübungen  usw.  das  gesundheitliche  Niveau  der  Schuljugend  zu  heben 
bemüht  sind. 

Auch  auf  die  Lehrerschaft  hat  sich  die  Schulhygiene  zu  erstrecken. 
Die  rechtzeitige  Erkennung  einer  beginnenden  Lungentuberkulose 
ist  für  Lehrer  und  Schüler  gleich  bedeutungsvoll.  Die  Überbürdung  der  Lehrer 
verlangt  mindestens  ebensoviel  Berücksichtigung  als  die  so  viel  diskutierte 
,,  Überbürdung"  der  Schüler. 

Es  gibt  wenig  Zweige  der  öffentlichen  Gesundheitspflege,  wo  so  viele 
Kreise  einmütig  zusammenarbeiten  müssen,  wie  bei  der  Hygiene  der  Schüler. 
Staatliche  und  städtische  Behörden,  Lehrervereinigungen,  Ärztekammern, 
Pädagogen,  Ärzte,  Techniker  sollen  an  dem  bedeutungsvollen  Werke  mit- 
wirken. Auch  die  Unterstützung  derElternist  dringend  erforder- 
lich, wird  aber  leider  nicht  selten  vermißt.  Gerade  die  Angehörigen  des  Mittel- 
standes zeigen  oft  wenig  Verständnis  für  schulhygienische  Vorschriften. 
Turndispense,  Jugendspielbefreiungen,  Ablehnung  der  schulärztlichen  Auf- 
sicht, Anfüllung  schulfreier  Nachmittage  mit  Privatstunden  machen  manche 
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schülerfreundliche  Vorschrift  zunichte.  Noch  immer  herrscht  vielfach  ein 
aus  der  eigenen  Jugendzeit  stammendes  Mißtrauen  der  Eltern  gegen  die 
Lehrer,  und  die  Überraschung  ist  oft  nicht  gering,  wenn  sich  bei  einer  Unter- 
redung der  Lehrer  als  einsichtsvoller,  wohlwollender  und  richtiger  Beurteiler 
des  Kindes  entpuppt. 

Die  Bestrebungen  der  modernen  Medizin  stehen  unter  dem  Zeichen  der 
Vorbeugung  von  Krankheiten;  vielleicht  wird  unser  Epoche  sich  einmal  den 
Ruhmestitel  des  Zeitalters  der  Prophylaxe  erwerben.  Die  Schulhygiene  ist 
eine  der  dankbarsten  sympathischesten  Teile  dieses  umfassenden  wissenschaft- 
lichen Gebietes.  Möge  es  deren  Bemühungen  gelingen  das  zu  erhalten  was 
Familie  und  Staat  dringend  benötigen:  eines  fröhlichen,  frischen  gesunden 
Nachwuchses. 


PROF.  DR.  CARL  FURTMÜLLER,  WIEN:  REFOR- 
MEN IM  ÖSTERREICHISCHEN  MITTELSCHUL- 
WESEN. 

IE  in  Österreich  seit  Jahren  mit  besonderer  Heftigkeit  geführte 
Diskussion  über  die  Notwendigkeit,  die  Ziele  und  die  Wege  einer 
Mittelschulreform  hat  endlich  zu  einer  Reformaktion  der  Unter - 
„J  richtsverwaltung  geführt,  deren  Marksteine  drei  große  Enqueten, 
die  Mittelschulenquete  des  Jahres  1907,  die  Enquete  über  körperliche  Er- 
ziehung von  1910  und  die  Enquete  über  die  Mädchenmittelschulen  (1912) 
bildeten;  die  Ergebnisse  dieser  Enqueten  dienten  jeweils  als  Grundlage  für 
einschneidende  organisatorische  Maßnahmen.  Es  war  nicht  gerade  leicht, 
aus  den  Verhandlungen  der  ersten  und  wichtigsten  dieser  Enqueten  die  Grund- 
lagen für  ein  Reformprogramm  zu  gewinnen.  Einerseits  standen  sich  prin- 
zipielle Gegnerschaften  unversöhnlich  gegenüber:  die  Anhänger  und  die 
Gegner  der  klassischen  Sprachen,  die  Verteidiger  einer  mehr  humanistischen 
und  die  strengen  Parteigänger  einer  fast  ausschließlich  realistisch -natur- 
wissenschaftlichen Bildung,  die  Freunde  einer  mehr  idealistischen  Erziehung 
und  die  extremen  Praktiker,  die  bei  der  Jugendbildung  nur  das  unmittelbar 
im  Leben  Verwertbare  ins  Auge  behalten  wollen;  aber  auch,  wo  sich  die 
erhobenen  Forderungen  nicht  gegenseitig  ausschlössen,  ergaben  sie,  zu- 
sammengenommen, eine  solche  Fülle  von  Ansprüchen  an  die  Schule,  daß 
ihre  gleichzeitige  Realisierung  zu  einem  Ding  der  Unmöglichkeit  wurde. 
Es  war  naheliegend,  diesen  Schwierigkeiten  durch  den  Versuch  eines  um- 
fassenden Kompromisses  zu  begegnen.  Indem  man  diesen  Weg  beschritt, 
mußte  man  natürlich  nicht  nur  von  vornherein  darauf  verzichten,  irgend 
jemand  völlig  zu  befriedigen,  sondern  man  konnte  auch  nicht  verhindern, 
daß  sich  in  die  neuen  Bestimmungen  manches  einschlich,  was  leichter  in 
eine  Verordnung  zu  setzen  als  in  der  Praxis  durchzuführen  war.  So  kommt 
es,  daß  derzeit  ein  gewisses  tastendes  Experimentieren  das  Charakteristikum 
des  österreichischen  Schulwesens  ist.  Muß  man  sich  daher  auch  sagen,  daß 
die  eigentliche  österreichische  Mittelschulreform  erst  kommen  muß,  so  ist 
doch  die  jetzige  Periode  gerade  als  Versuchsstadium  interessant  genug. 

Der  Kompromißcharakter  der  ganzen  Reform  zeigt  sich  am  sinnfälligsten 
in  der  Bewertung  der  Schultypen  und  der  Stellung  zu  den  klassischen  Sprachen. 
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Bisher  gewährte  nur  die  Reifeprüfung  über  das  achtklassige  Gymnasium 
(mit  Latein  und  Griechisch)  die  uneingeschränkte  Berechtigung  zum  Hoch- 
schulstudium, während  dem  Abiturienten  der  siebenklassigen  Realschule 
(mit  Französisch  und  Englisch)  nur  die  Technik  offenstand.  Jetzt  verzichtete 
man  für  die  Zulassung  zur  Universität  zwar  auf  das  Griechische,  nicht  aber 
auf  das  Lateinische  und  schuf  neben  den  bisherigen  Typen  das  achtklassige 
Realgymnasium  (mit  Latein  und  Französisch  bzw.  Englisch),  das  seinen 
Absolventen  mit  wenigen  Einschränkungen  dieselben  Berechtigungen  ge- 
währt wie  das  humanistische  Gymnasium.  Daneben  suchte  man  durch 
Zwischenformationen  den  Übergang  von  einer  Studientype  zur  anderen 
zu  erleichtern.  Hier  böte  sich  die  Gelegenheit  zu  einem  wirklich  fruchtbaren 
Experiment,  die  bisher  (zum  Teil  legislatorischer  Schwierigkeiten  halber) 
noch  nicht  ergriffen  worden  ist.  Es  gälte,  auch  die  Realschule  achtklassig 
zu  machen,  den  drei  Schultypen  völlig  gleiche  Berechtigungen  zu  verleihen 
und  sie  dann  in  freien  Wettbewerb  treten  zu  lassen. 

Am  Eingang  der  ganzen  Bewegung  standen  heftige  Klagen  über  die 
Ängstigung  der  Schüler  durch  das  bestehende  Prüfungssystem  und  über 
ihre  Überbürdung.  Die  Regelung  des  Prüfungswesens  kann  man  wohl  als 
den  gelungensten  Teil  der  ganzen  Reform  bezeichnen.  Die  Zahl  der  schrift- 
lichen Prüfungen  und  ihr  Einfluß  auf  die  Gesamtbeurteilung  wurden  stark 
herabgesetzt.  Das  Prüfen  soll  nach  Möglichkeit  zu  einem  fruchtbringenden 
Teil  des  Unterrichts,  zu  einem  nochmaligen  vereinfachenden  und  gruppierenden 
Durcharbeiten  des  Lehrstoffs  werden.  Nicht  so  sehr  die  Einzelleistung  als 
der  Gesamteindruck,  den  der  Schüler  macht,  soll  entscheiden.  Dieses  System 
bewährt  sich  überall  dort  vortrefflich,  wo  es  praktisch  durchführbar  ist,  wo 
nämlich  nicht  eine  zu  große  Schüleranzahl  den  Lehrer  zwingt,  bei  der  früheren, 
mehr  mechanischen  Art  des  Prüfens  zu  bleiben.  An  einem  Punkte  freilich 
ist  man  auch  hier  über  das  leidige  Kompromiß  nicht  hinausgekommen.  Einer 
der  wichtigsten  Streitpunkte  war  die  Reifeprüfung  gewesen,  gegen  welche 
viele  gewichtige  Argumente  vorgebracht  wurden,  die  aber  gerade  in  einem 
kulturell  so  differenzierten  Lande  immerhin  die  wichtige  Funktion  hatte, 
gewissermaßen  das  Niveau  zu  halten  und  ein  gewisses  Minimum  von  Leistungen 
zu  garantieren.  Man  konnte  sich  nicht  entschließen,  sie  ganz  abzuschaffen, 
aber  man  hat  sie  derart  erleichtert,  daß  sie  jetzt  für  die  große  Mehrzahl  der 
Schüler  nichts  mehr  als  eine  lästige  Formalität  bildet. 

Die  Klagen  über  die  Überbürdung  erfuhren  ein  merkwürdiges  Schicksal. 
Prinzipiell  wurde  ihnen  ohne  weiteres  Rechnung  getragen  und  es  wurde 
scharf  hervorgehoben,  daß  aller  unnütze  Gedächtnisballast  aus  der  Schule 
entfernt  werden  solle.  Andererseits  aber  traten  die  Vertreter  der  einzelnen 
Wissenschaften  mit  soviel  neuen  Forderungen  hervor  (Bürgerkunde,  ein- 
gehende Behandlung  der  neuesten  Geschichte,  Einbeziehung  der  deutschen 
Literatur  nach  Goethe  in  den  Lehrplan,  Elemente  der  höheren  Mathematik 
und  der  wissenschaftlichen  Geographie),  daß  das  Endresultat  nicht  eine 
Erleichterung,  sondern  eine  Hinaufsetzung  der  Anforderungen  war,  wenn 
anders  nicht  die  Gründlichkeit  des  Unterrichts  leiden  soll.  Wer  die  auf  Grund 
des  neuen  Lehrplans  herausgegebenen  Lehrbücher  mit  denen  seiner  eigenen 
Schulzeit  vergleicht,  wird  mit  Freude  und  einem  leisen  Neid  sehen,  um  wieviel 
mehr  Anregung  und  Anschauung  heute  geboten  wird,  einen  wieviel  frischeren 
und  lebenswärmeren  Ton  sie  im  allgemeinen  haben.  Ist  er  aber  Fachmann, 
so  wird  er  in  nur  allzu  vielen  Fällen  ein  schier  unbehebbares  Mißverhältnis 
zwischen  dem  gebotenen  Stoff  und  der  verfügbaren  Zeit  feststellen  müssen. 
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Dabei  ist  zu  bedenken,  daß  die  neue  und  so  fruchtbare  Lehrmethode,  nach 
der  der  Lehrer  neue  Erkenntnisse  nicht  einfach  mitteilt,  sondern  sie  soweit 
als  möglich  in  gemeinsamer  Arbeit  von  den  Schülern  selbst  finden  läßt,  nur 
dann  anwendbar  ist,  wenn  der  Lehrer  nicht  hasten  muß.  Die  unausgesetzte 
Verbesserung  der  Lehrmethoden  in  allen  Unterrichtsfächern  ist  übrigens 
der  zweite  unleugbare  Gewinn,  den  die  Reformbewegung  bisher  gezeitigt 
hat.  Überall  soll  das  Konkrete  dem  Abstrakten  vorangehen,  dem  Schüler 
soll  Gelegenheit  zu  praktischer  Anschauung  und  eigener  Betätigung  gegeben 
werden,  neben  den  Unterricht  sollen  Laboratoriumsarbeit,  Übungen  im 
Gelände,  Besichtigungen  technischer  Anlagen,  Exkursionen  treten.  Aller- 
dings ist  auch  hier  vieles  mehr  dem  bisher  Geübten  äußerlich  angefügt  als 
mit  ihm  organisch  vereinigt. 

In  den  allerletzten  Jahren  hat  sich  nun  die  Hauptkraft  der  Reform- 
bewegung auf  die  Forderung  konzentriert,  die  Schule  habe  sich  der  körper- 
lichen Erziehung  der  Jugend  ebenso  energisch  anzunehmen  wie  der  geistigen. 
Diese  Strömung  ist  nicht  nur  aus  volkshygienischen,  sondern  auch  aus  rein 
pädagogischen  Gründen  zu  begrüßen,  da  die  Schule  nur  gewinnen  kann,  wenn 
der  wissenschaftliche  Lehrer  seinen  Schülern  auch  persönlich  durch  häufigere 
gemeinsame  Ausflüge  oder  durch  gemeinsame  sportliche  Betätigung  nähertritt. 
Daher  strebt  man  auch  an,  die  körperliche  Ausbildung  nicht  eigenen  Turn- 
lehrern zu  überlassen,  sondern  sie  vollberechtigten,  akademisch  gebildeten 
und  dabei  für  die  körperliche  Erziehung  fachlich  geschulten  Lehrern  zu  über- 
tragen. Die  pädagogischen  Vorteile  dieser  Einrichtung  werden  freilich  nur 
dann  voll  zur  Geltung  kommen,  wenn  die  betreffenden  sich  freiwillig  der 
neuen  Aufgabe  unterziehen  und  nicht  durch  einen  Druck  von  oben  dazu 
genötigt  werden.  Schon  jetzt  haben  an  fast  allen  Anstalten  die  Schüler  neben 
dem  obligaten  Turnunterricht  Gelegenheit  zu  Jugendspielen,  Fußball,  unent- 
geltlichen oder  sehr  billigen  Schwimmbädern  und  zahlreichen  gemeinsamen 
Ausflügen.  Daneben  widmen  sich  kleinere  Gruppen  oft  noch  dem  Fechten, 
Rudern,  Radfahren  oder  dem  Wintersport.  Offiziell  legt  man  leider  das  Haupt- 
gewicht auf  den  Schießunterricht  und  verwendet  darauf  einen  sehr  bedeutenden 
Teil  der  spärlichen  verfügbaren  Mittel.  Hierfür  sprechen  nicht  pädagogische, 
sondern  rein  militärische  Gründe,  obzwar  auch  über  den  militärischen  Wert 
der  Übungen  die  Fachleute  geteilter  Ansicht  sind.  Sehr  leicht  hat  man  es 
sich  bisher  mit  der  Frage  gemacht,  wie  diese  körperlichen  Übungen  in  den 
Rahmen  des  Schulbetriebs  einzufügen  seien.  Man  hat  einfach  angeordnet, 
daß  zwei  Nachmittage  der  Woche  nicht  nur  vom  Unterricht,  sondern  auch 
von  allen  Aufgaben  freizuhalten  seien,  ohne  daß  deshalb  an  den  übrigen 
Tagen  eine  Mehrbelastung  eintreten  dürfe.  Dadurch  hat  man  Lehrer  und 
Schüler  vor  ein  Problem  gestellt,  das  sich  zwar  formell  umgehen,  aber  nicht 
tatsächlich  lösen  läßt.  Ganz  übersehen  hat  man  dabei,  daß  der  heran- 
wachsende junge  Mensch  zu  seiner  gesunden  Entwicklung  auch  eine  Zeit 
fruchtbarer  Muße  bedarf,  in  der  er  ohne  äußere  Ablenkung  seinen  eigenen 
Interessen  und  Neigungen  leben  kann. 

Man  mag  sich  zu  den  Einzelheiten  der  Reformen  stellen,  wie  man  will, 
zweierlei  wird  man  nicht  leugnen  können:  einerseits,  daß  in  den  letzten  Jahren 
sowohl  von  den  Schulaufsichtsbehörden  als  von  der  Lehrerschaft  in  außer- 
ordentlich hingebungsvoller  Weise  an  der  Umgestaltung  unseres  Schul- 
wesens gearbeitet  wurde,  andererseits,  daß  die  erzielten  Erfolge  der  auf- 
gewendeten Mühe  nicht  ganz  zu  entsprechen  scheinen.  Hört  man  die  Stimmen 
erfahrener  Mittelschulfachleute  und  Hochschullehrer,  so  gewinnt  man  den 
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Eindruck,  daß  die  Schule  dem  begabten  und  geweckten  Schüler  zwar  heute 
weit  mehr  zu  bieten  hat  als  früher,  daß  aber  die  Leistungen  des  Durchschnitts 
gegen  früher  eher  zurückstehen. 

Forscht  man  nach  den  Ursachen  dieses  teilweisen  Mißerfolges,  so  wird 
einem  eine  Kehrseite  der  ganzen  Reformbewegung  klar.  Dadurch,  daß  man 
sich  in  Streitfragen  um  Lehrplan  und  Methode  vertiefte,  vergaß  man  ganz, 
sich  um  das  eigentliche  Grundproblem  des  österreichischen  Mittelschulwesens 
zu  kümmern,  um  seine  materielle  Grundlage.  Es  muß  gesagt  werden:  der 
ganze  Körper  der  österreichischen  Mittelschule  ist  unterernährt.  Nicht  nur, 
daß  die  Professoren  eine  Bezahlung  erhalten,  die  die  meisten  von  ihnen  bis 
in  hohes  Dienstalter  hinauf  zu  aufreibendem  Nebenerwerb  zwingt,  ein  Um- 
stand, der  natürlich  auch  auf  die  Auswahl  des  Nachwuchses  nicht  ohne  Einfluß 
bleibt,  nicht  nur,  daß  für  die  baulichen  und  fachlichen  Bedürfnisse  der  Anstalt 
oft  nur  notdürftig  vorgesorgt  ist;  in  allen  größeren  Städten  sind  die  Klassen 
so  überfüllt,  daß  die  hohe  Schülerzahl  der  Durchführung  eines  modernen 
Unterrichtsbetriebes  schwere,  oft  unüberwindliche  Hindernisse  entgegensetzt. 
Eine  Ministerialverordnung  setzt  als  Maximalzahl  einer  Klasse  60  Schüler 
für  die  Unterstufe,  50  für  die  Oberstufe  fest.  Aber  selbst  diese  abnorm  hohen 
Ziffern,  die  im  Schulwesen  einer  vorgeschrittenen  reichsdeutschen  Stadt 
sogar  für  eine  Volksschulklasse  unerhört  wären,  werden  in  der  Praxis  oft 
genug  überschritten.  Dem  steht  gegenüber,  daß  in  kleinen  Städten  gemischt- 
sprachiger Gegenden  aus  nationalen  Konkurrenzgründen  Anstalten  errichtet 
wurden,  die  einen  bedeutenden  Teil  des  Mittelschulbudgets  in  Anspruch 
nehmen  und  infolge  ihrer  außerordentlich  geringen  Schülerzahl  auch  den 
unbegabten  und  unfleißigen  Schüler  durch  die  acht  Klassen  schleifen  müssen, 
um  ihren  Bestand  zu  sichern. 

Nicht  übersehen  darf  auch  werden,  daß  bei  einem  großen  Teil  des  Pu- 
blikums hinter  den  Reformforderungen  einfach  die  Tendenz  steckt,  die  Mittel- 
schule aus  einer  Bildungsschule  in  eine  Klassenschule  des  Bürgertums  zu 
verwandeln;  aus  einer  Anstalt,  die  die  Funktion  hat,  Begabungen  nicht  nur 
zu  entwickeln,  sondern  auch  zu  sichten,  in  eine  solche,  die  einfach  jedem, 
der  über  die  nötigen  Mittel  verfügt,  sie  zu  besuchen,  zu  den  gewünschten 
Berechtigungen  verhilft.  In  Österreich  sind  derartige  eigensüchtige  Be- 
strebungen nie  um  ein  nationales  Gewand  verlegen.  Und  so  ist  es  vorge- 
kommen, daß  nationale  Organisationen  an  die  Lehrkörper  Aufforderungen 
versendet  haben,  bei  der  Klassifikation  ja  recht  milde  zu  sein,  um  die  Söhne 
der  eigenen  Nation  nicht  denen  der  jeweils  feindlichen  nachstehen  zu  lassen. 
So  will  man  die  Schule  zu  einem  Werkzeug  der  Konkurrenz  bei  der 
Beamtenfabrikation  herabwürdigen.  Es  gilt  also,  bei  kritischen  Stimmen 
über  unser  Schulwesen  vorsichtig  zu  sein,  da  solche  Kreise  gerade  jeder 
Reform,  die  wahrhaft  vorwärts  führt,  feindlich  sein  werden. 

Das  traurigste  Kapitel  im  österreichischen  Mittelschulwesen  bildet 
die  höhere  Mädchenbildung.  Hier  verharrt  der  Staat  noch  immer  auf  dem 
Standpunkt,  die  Gründung  von  Schulen  ausschließlich  der  privaten  Initiative 
zu  überlassen  und  nur  in  äußerst  seltenen  Fällen  mit  einer  kärglichen  Sub- 
vention einzuspringen.  Neben  die  wenigen  Mädchengymnasien  treten  jetzt 
einzelne  Realgymnasien.  Die  eigentliche  Mädchenmittelschule  aber  ist  das 
sechsklassige  Lyzeum,  ein  kläglicher  Zwitter,  der  sich  den  Anschein  geben 
wollte,  mehr  zu  sein  als  eine  höhere  Töchterschule,  aber  seinen  Absolventinnen 
als  einzige  charakteristische  Berechtigung  die  Möglichkeit  eröffnet,  sich 
auf  der  Universität  zu  —  Lyzeallehrerinnen  auszubilden.    Die  natürliche 
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Folge  war  eine  erschreckende  Überproduktion  von  Lyzeallehrerinnen  und 
eine  weitere  Herabdrückung  des  Niveaus  der  Lyzeen,  die  ja  jetzt  Lehrkräfte 
ohne  vollwertige  akademische  Bildung  erhielten.  Jetzt  sucht  man  diesen 
Übeln  zu  begegnen,  indem  man  für  das  Lyzeallehramt  dieselben  Anforde- 
rungen stellt  wie  für  das  Lehramt  an  Mittelschulen,  und  indem  man  den 
Lyzeen  gymnasiale  und  realgymnasiale  Ergänzungskurse  angliedert,  um 
so  den  Schülerinnen  einen  wirklichen  Abschluß  ihrer  Studien  zu  ermöglicher. 
Eine  wahrhafte  Gesundung  aber  wird  erst  dann  eintreten,  wenn  der  Staat 
seine  Pflicht,  auch  für  die  höhere  weibliche  Bildung  zu  sorgen,  anerkennt, 
sowie  man  überhaupt  in  Österreich  endlich  wird  lernen  müssen,  daß  Schul- 
reformen ohne  entsprechende  materielle  Fundierung  dazu  verurteilt  sind, 
in  Halbschlächtigkeit  zu  enden. 


PROF.  DR.  L.  GOCKLER,  BUDAPEST:  EIN  NEUES 
ORGAN  DER  LEHRERBILDUNG. 

(Das  städtische  Lehrer-Fortbildungs-Institut  zu  Budapest.) 

E""|M  Oktoberheft  1912  unserer  Zeitschrift  brachten  wir  eine  kurze 
Notiz  über  die  Errichtung  des  sogenannten  Pädagogischen  Seminars 
zu  Budapest. 
J       Über  den  Zweck,  die  Organisation  und  das  bisherige  Wirken 
dieser  neuen  Institution  erhalten  wir  folgende  Ausführungen: 

Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  daß  auf  dem  Gebiete  des  Unterrichts  - 
wesens  eines  Landes  ein  Stillstand  der  extensiven  Entwicklung  unmöglich 
ist.  So  haben  denn  die  offiziellen  Jahresberichte  des  ungarischen  Unterrichts- 
ministeriums stets  einen  Fortschritt  zu  bezeichnen. 

Wie  es  aber  mit  der  intensiven  Entwicklung  unseres  Schulwesens,  ins- 
besondere des  Volksschulunterrichts  bestellt  ist,  kann  aus  der  Tatsache 
ersehen  werden,  daß  das  Ministerium  genötigt  war,  das  sogenannte  „praktische 
Jahr"  fallen  zu  lassen.  Unsere  Lehramtskandidaten  konnten  sich  nämlich 
erst  nach  einem  vollen  Dienstjahre  zur  Lehrerbefähigungsprüfung  melden. 
Nun  aber  haben  die  Prüfungskommissionen  die  traurige  Erfahrung  gemacht, 
daß  die  jungen  Lehrer  nach  dem  ersten  Dienstjahre  weniger  Fachwissen 
und  geringere  allgemeine  Kenntnisse  bekundeten,  als  sie  beim  Abgange  vom 
Lehrerseminar  hatten.  Es  wurde  nun  —  wie  der  offizielle  Bericht  sagt  — 
aus  diesem  Grunde  die  Verfügung  getroffen,  daß  alle  Lehramtskandidaten  noch 
vor  dem  Abgang  aus  dem  Lehrerseminar  zur  Lehrerbefähigungsprüfung 
zugelassen  werden. 

In  anderen  Ländern  ist  man  überzeugt,  daß  das  Seminar  keine  fertigen 
Lehrer  bilden  kann,  daß  es  nur  den  Grund  legt,  auf  dem  jeder  weiter  bauen 
muß.  Bei  uns,  in  Ungarn,  ist  man  anderer  Ansicht.  Das  Lehrerbefähigungs- 
zeugnis ist  ein  Brotbrief,  welcher  einem  jungen,  neunzehnjährigen  Anfänger 
das  Anrecht  auf  eine  lebenslängliche  gesicherte  Stellung  und  dazu  das  Recht 
gibt,  schon  in  einem  Jahre  das  Wenige  gänzlich  zu  vergessen,  was  er  im 
Seminar  erlernte. 

Ein  Blick  auf  das  Wirken  unserer  Lehrervereine,  auf  den  Inhalt  unserer 
Fachblätter  und  der  Fachliteratur  zeigt,  wie  traurig  es  bei  uns  mit  der  Fort- 
bildung des  Lehrers  im  Amte  bestellt  ist. 


EIN  NEUES  ORGAN  DER  LEHRERBILDUNG 


601 


J 


Da  die  intensive  Entwicklung  des  Schulwesens  in  erster  Reihe  von  der 
Lehrerbildung  abhängt,  das  Unterrichtssystem  unseres  Landes  aber  die 
ganze  Lehrerbildung  ausschließlich  auf  den  Seminarunterricht  beschränkt 
und  die  Fortbildung  im  Amte  ganz  unberücksichtigt  läßt,  hat  der  geniale 
Bürgermeister  von  Budapest,  Dr.  Stefan  v.  Barczy,  auf  Initiative 
unseres  hervorragenden  Pädagogen  Dr.  Edmund  Weszely,  Ober- 
direktor der  hauptstädtischen  Volks-  und  Mittelschulen,  die  Gründung  eines 
Lehrerfortbildungsinstitutes  beschlossen,  welches  heute  einzig  in  seiner  Art 
dasteht. 

Das  Institut  trägt  den  Namen:  Hauptstädtisches  Pädagogisches  Seminar 
(Fövärosi  Pedagögiai  Szeminarium).  Es  ist  jedoch  kein  Seminar  im  Sinne 
der  Lehrerseminare  Deutschlands.  Und  auch  keins  im  Sinne  der  Universitäts- 
seminare.  Der  Name  wurde  wahrscheinlich  den  letzteren  entlehnt,  da  ein 
Teil  der  Arbeiten  an  die  der  Universitätsseminare  erinnert. 

Der  Zweck  des  Instituts  ist  — wie  erwähnt  —  die  Fortbildung  der  Lehrer 
im  Amte. 

Ihrem  Dienstverhältnisse  entsprechend  können  die  Lehrer  in  zwei  Klassen 
geteilt  werden:  1.  solche,  die  schon  definitiv  angestellt  sind,  2.  solche,  die 
nur  provisorisch  beschäftigt  sind,  sich  aber  ein  Anrecht  auf  eine  definitive 
Stelle  erwerben  wollen.  Dementsprechend  sind  die  Arbeiten  des  Fortbildungs- 
institutes in  zwei  große  Kategorien  geteilt:  1.  in  sogenannte  „Wissenschaft- 
liche Kurse"  und  2.  in  Arbeiten  des  „Ständigen  Kurses".  Erstere  sollen 
den  kulturellen  Bedürfnissen  der  gesamten  hauptstädtischen  Lehrerschaft 
entgegenkommen.  Letztere  aber  sollen  für  eine  systematische  Fortbildung 
derjenigen  Lehrer  sorgen,  die  sich  dem  Dienste  der  Hauptstadt  widmen 
wollen  und  an  die  der  Magistrat  mit  Recht  die  Forderung  stellen  kann,  daß 
sie  sich  der  besseren  materiellen  Stellung  entsprechend  den  Provinzlehrern 
gegenüber  eine  höhere  allgemeine  Bildung,  tiefere  Fachkenntnisse  und  eine 
gewisse  Vertrautheit  mit  den  hauptstädtischen  Verhältnissen  erwerben. 

Der  Besuch  der  „Wissenschaftlichen  Kurse"  steht  einem  jeden  Lehrer 
(Volks-,  Bürger-  und  Mittelschullehrer),  Lehrerin,  frei.  Aber  auch  Gäste 
sind  stets  gern  gesehen,  insbesondere  bei  den  wissenschaftlichen  Vorträgen. 
Ihre  Zahl  ist  unbeschränkt. 

Der  Besuch  des  „Ständigen  Kurses"  ist  nur  denjenigen  gestattet,  die 
auf  Grund  eines  speziellen  Gesuches  vom  Magistrat  zugelassen  werden.  Ihre 
Zahl  ist  beschränkt.  Gegenwärtig  besuchen  28  Lehrer  und  28  Lehrerinnen 
diesen  Kurs.    Sie  beziehen  ein  Stipendium  von  je  1200  Kronen. 

Zu  diesen  beiden  Hauptkursen  gesellen  sich:  1.  Laboratorien,  2.  technische 
Kurse,  3.  das  pädagogische  Praktikum,  4.  das  pädagogische  Theoretikum, 
5.  Kurse  für  moderne  Sprachen  und  6.  Seminararbeiten. 

Vorläufig  stehen  der  Lehrerschaft  drei  Laboratorien  zur  Verfügung: 
a)  das  pädagogische  Laboratorium  unter  der  Leitung  des  Oberdirektors 
Dr.  Edmund  Weszely,  b)  das  physikalische,  mit  30  Arbeitstischen 
unter  der  Leitung  des  Universitätsprofessors  Dr.  Eugen  Klupathy 
und  c)  das  psychologische  Laboratorium  unter  der  Leitung  des  Privatdozenten 
Dr.  Geza  Revesz.  —  Für  die  Besucher  des  „Ständigen  Kurses"  sind 
spezielle  Laboratorien  reserviert. 

Die  technischen  Kurse  umfassen:  Slöjd,  Zeichnen  und  Kalligraphie. 

Das  pädagogische  Praktikum  besteht  in  einer  wöchentlichen  Muster - 
lektion,  welche  in  der  dem  Institute  unterstellten  städtischen  Volksschule 
von  hauptstädtischen  Lehrern,  die  sich  hierzu  melden,  gegeben  wird.  An 
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die  Musterlektionen  schließt  sich  unter  Vorsitz  des  Oberstudiendirektors 
Dr.  W  e  s  z  e  1  y   eine  eingehende  Besprechung  an. 

Das  pädagogische  Theoretikum  besteht  in  einer  wöchentlichen  freien 
Zusammenkunft,  wobei  wichtige  theoretische  und  praktische  Fragen  zur 
Erörterung  gelangen. 

Die  Kurse  für  moderne  Sprachen  umfassen:  Deutsch,  Französisch  und 
Englisch.  Sie  sind  —  wie  alle  übrigen  Kurse  —  unentgeltlich  und  ihre  Leiter 
sind  gebürtige  Deutsche,  Franzosen  und  Engländer. 

An  den  Seminararbeiten  nehmen  nur  die  Mitglieder  des  ständigen 
Kurses  teil. 

Wie  schon  aus  dieser  kurzen  Skizze  ersichtlich  ist,  liegt  das  Schwer- 
gewicht auf  den  persönlichen  Arbeiten  der  Teilnehmer.  Es  soll  jedem  Lehrer, 
soweit  als  möglich,  Gelegenheit  zur  Betätigung  gegeben  werden. 

Aber  auch  die  wissenschaftlichen  Vorträge  sind  von  großer  Wichtigkeit. 
Sie  umspannen  das  ganze  Gebiet  des  Wissens:  Philosophie,  Pädagogik,  deren 
Hilfswissenschaften,  als  Ethik  und  Psychologie,  ferner  Ästhetik,  Sprach- 
wissenschaft, Landes-  und  Weltliteratur,  Geographie,  Geschichte,  Natur- 
wissenschaften, Technik,  Heilkunde,  Verfasssungskunde  und  Bibliotheks- 
kunde. 

Die  Zahl  der  Kurse  beträgt  gegenwärtig  58.  Die  Stundenzahl  der  ein- 
zelnen Kurse  aber  variiert  zwischen  2  und  12.  Auch  Einzelvorträge  finden  statt. 

Die  Vortragenden  sind  ohne  Ausnahme  die  hervorragendsten  Vertreter 
ihres  Faches  im  Lande,  deshalb  in  überwiegender  Zahl  Professoren  der  Uni- 
versität. Nichts  charakterisiert  die  Gewissenhaftigkeit  und  die  Ambition 
des  leitenden  Oberstudiendirektors  Dr.  W  e  s  z  e  1  y  besser,  als  die  Tat- 
sache, daß  es  ihm  gelungen  ist,  den  hervorragendsten  Geographen  des  Landes, 
Dr.  Eugen  Cholnoky,  Professor  an  der  Universität  zu  Klausen- 
burg, zu  bewegen,  wöchentlich  die  16  stündige  Reise  nach  Budapest  und 
zurück  zu  unternehmen  um  hier  einen  Vortrag  zu  halten.  So  ist  denn  auch 
kein  Wunder,  daß  manche  Vorträge  vor  einem  Auditorium  von  über  300 
Personen  gehalten  werden. 

Die  Zahl  der  Besucher  war  im  letzten  Sommersemester  1277;  darunter 
1  Oberrealschuldirektor,  5  Professoren  an  Oberrealschulen,  2  Professoren 
an  höheren  Handelsschulen,  2  Lehrerinnen  an  höheren  Töchterschulen, 
12  Bürgerschuldirektoren,  84  Bürgerschullehrer,  172  Bürgerschullehrerinnen, 
61  Volksschuldirektoren,  347  Volksschullehrer,  475  Volksschullehrerinnen, 
22  Kindergärtnerinnen,  7  Religionslehrer  und  85,  die  nicht  im  Dienste  der 
Hauptstadt  standen. 

Das  neue  Institut  besitzt  ein  ganz  modernes  Schulgebäude,  in  welchem 
ein  Kindergarten,  eine  städtische  Knaben-  und  Mädchenschule,  beide  als 
Versuchsschulen  des  Institutes,  untergebracht  sind.  Außer  einer  großen 
Anzahl  von  geräumigen  Laboratorien  und  Lehrsälen  befindet  sich  in  dem 
mächtigen  Gebäudekomplex  auch  eine  reichhaltige  pädagogische  Fach- 
bibliothek unter  der  Leitung  des  Realschuldirektors  Dr.  Friedrich 
O  z  o  r  a  i. 

Das  Institut  hält  außerdem  Verbindungen  aufrecht  mit  der  Gesellschaft 
für  Kinderpsychologie  (Gyermektanulmanyi  tärsasag),  deren  Leiter  Ladis- 
laus Nagy  und  Dr.  Rauschburg  auch  zu  den  Vortragenden 
zählen;  ferner  mit  der  Gesellschaft  zur  Förderung  der  Volksbildung,  deren 
Leiter    Dr.    Stefan    v.  Bärczy    und    Edmund    v.  Wild  n  er 
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sind,  und  auf  deren  Einladung  Oscar  Seinig  aus  Charlottenburg  erst 
unlängst  einen  interessanten  Vortrag  für  die  Hörer  der  beiden  Kurse  hielt. 

Dem  rastlosen  Bemühen  des  leitenden  Oberstudiendirektors,  Herrn 
Dr.  Weszely,  ist  es  in  kurzer  Zeit  gelungen,  dieses  neue,  bisher  einzig 
in  seiner  Art  dastehende  Organ  der  Lehrerbildung  in  den  Mittelpunkt  der 
pädagogischen  Bestrebungen  Ungarns  zu  stellen.  Seine  Resultate  werden 
gewiß  nicht  wenig  zur  intensiven  Entwicklung  unseres  Schulwesens  bei- 
tragen. 

DR.  LUDO  M.  HARTMANN,  PRIVATDOZENT  AN 
DER  UNIVERSITÄT  WIEN:  DIE  TÄTIGKEIT  DES 
VEREINS  „FREIE  SCHULE"  IN  DEUTSCH-ÖSTER- 
REICH. 

OIN  unserer  Zeit  des  Rechts-  und  Wohlfahrtsstaates,  der  prinzipiell 
keine  Tätigkeit,  die  auf  das  allgemeine  Wohl  abzielt,  ablehnt,  kann 
es  —  wenn  man  von  den  Parteien  absieht,  die  dazu  bestimmt  sind, 
im  politischen  Kampfe  die  Macht  über  den  Staat  zu  gewinnen  — 
nicht  die  Aufgabe  freier  Organisationen  sein,  den  Staat  selbst  oder  einen  Teil 
seiner  Tätigkeit  auf  die  Dauer  zu  ersetzen.  Wenn  dennoch  erfahrungsgemäß 
gerade  in  unserer  Zeit  die  vereinsmäßigen  freien  Organisationen  immer  mehr 
an  Zahl  und  an  Bedeutung  wachsen,  so  erklärt  sich  dies  aus  dem  Umstände, 
daß  der  Staat  beständig  hinter  der  gesellschaftlichen  Entwicklung  zurück- 
bleibt und  daß  daher  das  Bedürfnis  entsteht,  entweder  die  staatliche  Tätigkeit 
durch  freiwillige  Arbeit  zeitweise  zu  ergänzen  oder  Institutionen  zu  schaffen, 
die  dem  Staate  beispielgebend  vorangehen  und  ihm  neue  Ziele  für  seine  Tätig- 
keit weisen,  oder  aber  die  Verwaltung  des  Staates  zu  überwachen,  damit  sie 
nicht  auch  von  den  gesetzlich  schon  festgelegten  Zielen  abweiche. 

Diese  Aufgabe  wird  besonders  schwierig,  wo  Rudimente  früherer  Zeiten 
in  die  Gegenwart  hineinragen,  die,  gestützt  auf  bestimmte  Interessengruppen, 
reaktionär  wirken,  indem  sie  die  letzte  Entwicklung  verneinen  und  aufzu- 
heben suchen.  Ein  solches  Rudiment  ist  der  Klerikalismus,  dessen  Staats- 
theorie auf  die  Vergangenheit  zurückweist,  so  daß  er,  gestützt  auf  die 
große  Macht  der  Kirche,  die  Funktionen  des  modernen  Staatsorganis- 
mus beständig  zu  stören  bestrebt  ist.  In  der  mittelalterlichen  Gesellschaft 
erhob  die  Kirche  den  Anspruch  auf  Herrschaft  über  den  Staat  und  übernahm 
in  ihrer  Art  eine  ganze  Anzahl  von  Aufgaben,  die  der  Staat  noch  nicht  selbst 
auf  sich  genommen  hatte,  z.  B.  die  Wohltätigkeit,  den  Unterricht.  Heute, 
da  der  Staat  diese  Aufgaben  in  sein  Bereich  gezogen  hat,  will  sie  doch  auf  die 
Machtmittel,  die  aus  ihrer  Erfüllung  entspringen,  nicht  verzichten  —  obwohl 
prinzipiell  der  Kampf  im  modernen  Staate  schon  zu  ihren  Ungunsten  ent- 
schieden ist.  Der  Zwiespalt  aber,  der  hieraus  entspringt,  zwischen  Macht 
(der  Kirche)  und  Recht  (des  Staates),  zwischen  Realität  und  Gesetz  ist  um  so 
deutlicher  und  um  so  gefährlicher,  je  schwächer  der  Staat  und  je  stärker 
die  Kirche  ist,  also  nirgends  so  gefährlich,  wie  in  Österreich.  Diesem  Zwie- 
spalte  verdankt  der  Verein  „Freie  Schule"  seine  Entstehung. 

Die  liberale  Schulgesetzgebung  vom  Ende  der  sechziger  Jahre,  welche 
den  Schulzwang  und  die  allgemeine  Volksschule  einführte,  ist  interkonfessio- 
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nell;  sie  kennt  nur  öffentliche  Simultan-  und  keine  konfessionellen  staatlichen 
Schulen  und  schließt  jedes  Aufsichtsrecht  der  Kirchen  über  den  Unterricht 
in  den  weltlichen  Lehrgegenständen  aus  *);  sie  ist  also  liberaler  als  die  Gesetz- 
gebung mancher  anderer  sonst  fortgeschrittenerer  Staaten.  Allerdings  zog 
sie  aber  nicht  die  letzte  Konsequenz;  sie  fordert  immer  noch  eine  „sittlich  - 
religiöse"  Erziehung,  die  dadurch  bewirkt  werden  soll,  daß  für  die  Ange- 
hörigen der  einzelnen  Religionsgenossenschaften  der  konfessionelle  Religions- 
unterricht obligatorisch  ist.  Diese  gottlosen  Schulgesetze  („abominabiles") 
sind  bekanntlich  von  Pius  IX.  samt  ihren  Urhebern  verdammt  worden,  und 
kein  christkatholischer  Mann  ist  in  seinem  Gewissen  verpflichtet,  sie  zu 
halten.  Aber  da  der  österreichische  Staat  nach  kurzer  Zeit  wieder  unter  die 
Herrschaft  der  Klerikalen  geriet,  hatte  die  Emanzipation  der  Schule  von  der 
Kirche  nur  zur  Folge,  daß  der  Staat  jetzt  als  ergebener  Diener  des  Klerikalis- 
mus durch  seine  eigene  Verwaltung  seine  Schule  zu  klerikalisieren  begann, 
was  um  so  leichter  gelang,  als  die  Kirche  durch  den  obligaten  Religionsunter- 
richt immer  noch  mit  einem  Fuße  in  der  staatlichen  Schule  stand.  So  begannen 
dann,  namentlich  seit  der  christlich-sozialen  Lueger-Reaktion,  jene  Miß- 
stände einzureißen,  gegen  welche,  gestützt  auf  das  Gesetz,  die  ,, Freie  Schule' ' 
seit  einem  Dezennium  einen  heftigen  Kampf  mit  der  staatlichen  Verwaltung 
führt.  Im  Staatsgrundgesetze  steht  zwar  ausdrücklich  zu  lesen,  daß  niemand 
zu  einer  religiösen  Handlung  gezwungen  werden  darf,  der  nicht  der  hierzu 
berechtigten  Gewalt  eines  andern  —  gemeint  sind  natürlich  Eltern  und  Vor- 
münder —  untersteht.  Dies  hinderte  aber  nicht,  daß  Kinder  angehalten 
werden,  gegen  den  Willen  der  Eltern,  an  beliebig  vermehrten  religiösen  Übun- 
gen teilzunehmen  mit  der  Motivierung,  daß  diese  einen  Bestandteil  des  Re- 
ligionsunterrichts bilden.  Gegen  diese  Auffassung  hat  der  Verein  „Freie 
Schule"  einen  zum  Teil  erfolgreichen  Kampf  geführt;  es  kommt  doch  wenig- 
stens nicht  mehr  vor,  daß  die  Kinder  gestraft  werden,  weil  sie  auf  Geheiß  der 
Eltern  an  religiösen  Übungen  nicht  teilgenommen  haben;  es  wird  verhindert, 
daß  das  Abgangszeugnis  aus  der  Volksschule  verweigert  wird,  weil  der  Katechet 
nicht  dazu  zu  bewegen  ist,  einem  Kinde,  das  an  religiösen  Übungen  nicht  teil- 
genommen hat,  eine  Note  aus  dem  Unterrichtsgegenstande  „Religion"  ins 
Zeugnis  zu  schreiben,  u.  ä.  Aber  allerdings  hat  sich  —  und  das  ist  für  den 
Einfluß  des  Klerikalismus  Österreichs  charakteristisch  —  neulich  schon  ein 
oberstes  Tribunal  gefunden,  das  sich  der  klerikalen  Auffassung  angeschlossen 
hat;  wie  denn  überhaupt  auch  die  Rechtsprechung  in  den  letzten  Dezennien 
sich  immer  mehr  den  herrschenden  klerikalen  Strömungen  anpaßt. 

Ebensowenig  wie  in  der  Angelegenheit  der  religiösen  Übungen  respek- 
tieren die  Klerikalen  das  Elternrecht  —  das  sie  immer  wieder  gegen  den 
Schulzwang  anrufen  —  bei  konfessionslosen  (Dissidenten-)  Kindern.  Mit 
Rücksicht  auf  die  vorgeschriebene  „sittlich-religiöse"  Erziehung  verlangen 
sie,  daß  auch  diese  Kinder  einen  konfessionellen  Religionsunterricht  genießen, 
und  zwar  —  was  besonders  erbaulich  ist  —  soll  es  gerade  der  Unterricht  der- 
jenigen Konfession  sein,  aus  welcher  die  Eltern  ausgetreten  sind.  Auch  hier 
tut  der  Staat  für  die  Kirche,  was  er  irgend  kann.  Allein  durch  konsequente 
Aufklärung  und  immer  erneutes  Vorgehen  bei  den  Behörden  hat  die  „Freie 
Schule"  doch  auch  hier  Erfolge  erzielt.  Für  die  österreichische  Verwaltung  ist 
es  bezeichnend,  daß  in  manchen  Fällen,  in  denen  es  die  Rechtslage  doch  nicht 


*)  „Der  Unterricht  in  den  übrigen  Lehrgegenständen  (außer  Religion)  ist  unab- 
hängig von  dem  Einfluß  jeder  Kirche  oder  Religionsgesellschaft." 
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gestattete,  den  Klerikalen  vollständig  zu  Willen  zu  sein,  man  es  vorzog,  die 
Akten  im  Ministerium  liegen  zu  lassen,  bis  die  Kinder  mit  vierzehn  Jahren 
die  Schule  verlassen  hatten  und  die  Rekurse  gegenstandslos  waren.  In- 
zwischen waren  die  Kinder  des  Religionsunterrichtes  ledig;  aber  es  war  wenig- 
stens keine  Entscheidung  gegen  die  Klerikalen  ergangen. 

Noch  weit  schwieriger  ist  es  natürlich,  die  klerikalen  Schulgegner  da  zu 
fassen,  wo  es  sich  nicht  um  konkrete  Fälle  und  jesuitische  Interpretationen 
handelt,  sondern  um  das  systematische  Eindringen  des  dem  liberalen  Reichs- 
volksschulgesetze feindlichen  Geistes  in  die  Schule.  So  heißt  es  in  einer  für 
die  Lehrerbildungsanstalten  approbierten  Erziehungslehre:  „Die  Gnade 
muß  den  Erzieher  zu  einem  so  wichtigen  und  schwierigen  Werke  unterstützen 
und  in  der  Seele  des  Zöglings  wirksam  sein,  um  in  ihm  die  Ähnlichkeit  mit 
Gott  immer  mehr  auszubilden.  Darum  ist  das  Gebet,  und  zwar  das  ver- 
einte Gebet  von  Erzieher  und  Zögling,  als  das  Mittel,  die  göttliche  Gnade 
zu  erflehen,  zugleich  ein  unerläßliches  Erziehungsmittel.  Mit  dem 
Gebete  muß  der  öftere  und  würdige  Empfang  der 
übrigen  von  Gott  eingesetzten  Gnadenmittel  ver- 
bunden werde  n."  Wenn  in  demselben  Buche  die  angehenden  Lehrer 
,,vor  einem  unterschiedslosen  Lesen  alles  dessen,  was  die  Klassiker  geschrie- 
ben", gewarnt  werden,  so  mag  man  sich  den  Geist  vorstellen,  der  in  die  Lehrer- 
bildungsanstalten eingezogen  ist.  Und  durchaus  derselbe,  nicht  nur  religiöse, 
sondern  konfessionelle  Geist  beherrscht  durchaus  die  in  den  Volksschulen 
selbst  eingeführten  Bücher,  die  als  Grundlage  für  den  vom  „Einflüsse  jeder 
Kirche  oder  Religionsgesellschaft  unabhängigen  Unterricht"  dienen  sollen. 
Schlimmer  noch  ist  es,  wie  die  Bewegungsfreiheit  der  Lehrer  gehemmt  wird; 
ist  es  doch  vorgekommen,  daß  vor  längerer  Zeit  ein  Lehrer  in  Unter- 
suchung gezogen  wurde,  weil  er  den  Kindern  erzählte,  daß  der  Walfisch  einen 
so  engen  Schlund  habe,  daß  er  nur  ganz  kleine  Fische  schlucken  könne  — 
da  den  Kindern  der  Widerspruch  dieser  Tatsache  mit  der  biblischen  Jonas- 
legende auffiel,  die  der  Katechet  kurze  Zeit  darauf  in  der  Religionsstunde 
erzählte.  Daß  in  gewissen  Ländern  nur  solche  Lehrer  angestellt  werden  oder 
Karriere  machen,  die  erklären,  gewissen  klerikalen  Lehrervereinen  beizu- 
treten; daß  der  Katechet  in  der  Schule  vielfach  tatsächlich  als  Inspektions- 
organ der  Kirche  und,  was  schlimmer  ist,  der  klerikalen  Partei  in  bezug  auf 
das  Verhalten  der  weltlichen  Lehrer  dient,  ergänzt  das  Bild,  das  man  sich 
von  den  realen  Verhältnissen  des  österreichischen  Schulwesens  zu  machen  hat  . 
Nicht  zu  vergessen  ist  auch,  daß  der  Staat  die  ihm  auferlegte  Verpflichtung, 
für  die  Lehrerbildung  zu  sorgen,  in  sträflicher  Weise  vernachlässigt  und  gern 
klerikalen  Landesausschüssen  und  klerikalen  Vereinen  die  Errichtung  und 
teilweise  Erhaltung  von  Lehrerbildungsanstalten  überläßt,  so  daß  in  manchen 
Ländern  die  an  staatlichen  Bildungsanstalten  herangezogenen  Lehrer  nur 
noch  eine  Minorität  bilden.  So  sorgt  die  staatliche  Verwaltung  bald  durch 
ihr  aktives,  bald  durch  ihr  passives  Verhalten  dafür,  daß  der  Einfluß  des 
Staates  und  des  Gesetzes  in  der  Schule  beständig  zugunsten  der  katholischen 
Kirche  zurückgedrängt  wird.  Da  ist  es  nun  die  Aufgabe  des  Vereins  ,, Freie 
Schule",  das  Gesetz  und  den  staatlichen  Einfluß  gegen  die  öffentliche  Ver- 
waltung zu  verteidigen.  Dieser  Tätigkeit  dienen  vor  allem  die  231  Orts- 
gruppen des  Vereins,  die  über  ganz  Deutsch -Österreich  zerstreut  sind;  jede 
Gesetzwidrigkeit  soll  festgestellt  werden,  damit,  wenn  nötig,  durch  Stellung 
von  Rechtsschutz  von  Seiten  der  Zentrale  oder  durch  Rekurse  an  die  Behörden 
klerikale  Übergriffe  zurückgewiesen  werden  können.    Wo  es  liberale  Ver- 
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tretungen  in  den  Gemeinderäten,  in  den  Ortsschulräten  gibt,  werden  diese 
über  gesetzwidrige  Vorgänge  unterrichtet  und  ihre  Wirksamkeit  in  Anspruch 
genommen.  Durch  Versammlungen  und  Broschüren  wird  eine  energische 
Aufklärungsarbeit  und  Erziehungstätigkeit  geleistet,  nicht  nur  an  der  Be- 
völkerung, die  vielfach  aus  Unkenntnis  und  Indolenz  die  Schritt  vor  Schritt 
fortschreitende  geheime  Minierarbeit  der  Klerikalen  übersieht,  sondern  auch 
an  den  Behörden  selbst,  die  sich  allmählich  daran  gewöhnen  müssen,  daß  sie 
unter  der  Kontrolle  der  Öffentlichkeit  stehen.  Man  könnte  mitunter  den 
Eindruck  gewinnen,  als  ob  der  Verein  ,, Freie  Schule"  eine  Sisyphusarbeit 
verrichte,  wenn  nicht  der  Haß,  mit  dem  die  Klerikalen  ihn  verfolgen,  die  be- 
ständigen Denunziationen  insbesondere  der  Lehrer,  die  Mitglieder  der  ,, Freien 
Schule"  sind  und  gleichsam  das  Rückgrat  ihrer  Organisation  bilden  müssen, 
durch  Bischöfe  und  klerikale  Agitatoren  den  Beweis  dafür  erbrächte,  das 
wirklich  etwas  geleistet  wird. 

Prinzipiell  nicht  weniger  wichtig,  aber  infolge  des  ununterbrochenen, 
von  der  Verwaltung  aufgedrungenen  Kampfes  um  das  Schulrecht  weniger 
intensiv  ist  die  positive  Tätigkeit  des  Vereins.  Nach  ungeheuren  Schwierig- 
keiten, die  überwunden  werden  mußten,  weil  die  Gemeinde  Wien  ihr  Schul- 
und  Bauaufsichtsrecht  mißbrauchte,  ist  es  gelungen,  ein  Musterschulhaus  zu 
errichten,  das  in  hygienischer  Hinsicht  als  mustergültig  angesehen  werden 
kann.  In  diesem  Gebäude  ist  eine  Volksschule  untergebracht,  die  ursprünglich 
vom  Vereine  selbst,  jetzt  von  dem  früheren  Direktor  als  Vertrauensmann  des 
Vereins,  in  eigener  Regie  geführt  wird.  Während  es  Wiener  Vorstädte  gibt, 
in  denen  80  oder  mehr  Kinder  in  einer  Klasse  untergebracht  werden,  während 
in  den  österreichischen  Landschulen,  die  zu  zwei  Dritteln  noch  ein-  oder  zwei- 
klassig  sind,  auch  noch  mehr  Kinder  —  wieder  gegen  das  Gesetz  —  in  einem 
engen  Raum  zusammengepfercht  sind,  ist  es  in  der  „Freien  Schule"  unver- 
brüchlicher Grundsatz,  daß  nicht  mehr  als  20  Kinder  in  eine  Klasse  aufge- 
nommen werden.  Man  hat  ja  unendlich  viel  über  moderne  Unterrichts- 
methoden geschrieben;  aber,  organisatorisch  betrachtet,  ist  die  Grundlage 
für  jede  Reform  die  Verminderung  der  Schülerzahl;  denn  nur  diese  ermöglicht 
einerseits  die  Individualisierung,  anderseits  die  Intensität  des  Unterrichtes 
und  in  letzter  Linie  die  Anwendung  irgendeiner  Methode,  die  etwas  anderes 
ist  als  Drill.  Die  Herabsetzung  der  Schülerzahl  ermöglicht,  wie  die  Erfahrung 
der  „Freien  Schule"  bestätigt  hat,  die  Anbahnung  eines  Vertrauensverhält- 
nisses zwischen  Lehrer  und  Schüler,  die  Herabsetzung  der  hohen  Stundenzahl 
und  dadurch  die  Vermeidung  unökonomischer  Zeit-  und  Kräftevergeudung, 
die  zu  den  größten  psychischen  und  hygienischen  Schäden  des  heutigen 
Schulwesens  gehört.  Es  wird  Platz  für  den  Handfertigkeitsunterricht  und 
für  körperliche  Übungen  und  für  all  die  übrigen  Tätigkeiten  geschaffen,  die 
nicht  minder  notwendige  Bestandteile  des  Kinderlebens  sind,  wie  der  regel- 
mäßige Schulunterricht. 

Selbstverständlich  war  es  das  Bestreben  des  Vereins,  daß  in  der  Schule 
auch  ein  einheitlicher  wissenschaftlicher  und  pädagogischer  Geist  walte; 
und  um  zu  vermeiden,  daß  diese  Einheitlichkeit,  die  für  das  Kind  von  der 
höchsten  Bedeutung  ist,  mehr  gestört  werde,  als  durch  die  Gesetze  vorgeschrie- 
ben ist,  wurde  der  obligate  Religionsunterricht  den  weltlichen  (auch  für  Re- 
ligion geprüften)  Lehrern  anvertraut.  Das  erschien  aber  den  Herren  über  die 
Schule  staatsgefährlich,  obwohl  auch  an  öffentlichen  Schulen  suppletorisch 
Religionsunterricht  von  Weltlichen  erteilt  wird.  Durch  eine  künstliche  Inter- 
pretation der  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Privatschulen  wurde  der 
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Verein,  nachdem  er  seine  Beschwerde  in  allen  Instanzen  vorgebracht  hatte, 
gezwungen,  sich  einen  Katecheten  aufdrängen  zu  lassen,  dem  die  missio 
canonica  ad  hoc  vom  fürsterzbischöf liehen  Ordinariate  erteilt  worden  war. 
Allerdings  wird  der  Unterricht  dieses  Katecheten  nur  in  Anwesenheit  einer 
weltlichen  Lehrperson  erteilt.  Immerhin  ist  aber  durch  das  Eingreifen  der 
Behörden  bewirkt  worden,  daß  da*  Kind  von  vornherein  vor  die  ihm  unerfüll- 
bare Aufgabe  gestellt  wird,  den  Zwiespalt  zu  überwinden,  der  sich  für  die 
Christlichsozialen  selbst  in  dem  Gegensatze  der  Naturgeschichte  des  Wal- 
fisches und  der  Legende  von  Jonas  ausdrückt,  und  den  pädagogisch  noch  ge- 
fährlicheren Zwiespalt  zwischen  dem  Zutrauen  zur  Schule  und  zum  Eltern- 
hause einerseits  und  dem  zu  einer  andern  Person,  die  ihm  ebenfalls  mit 
Autorität  in  der  Schule  entgegentritt. 

Selbstverständlich  aber  sollte  das  Haus  und  der  Betrieb  der  „Freien 
Schule"  nur  beispielgebend  wirken.  Für  die  Öffentlichkeit  ist  es  lehrreich, 
für  den  Staat  beschämend,  wenn  eingestanden  werden  muß,  wieviel  auf  dem 
Gebiete  des  Schulwesens,  wenn  auch  nur  die  primitivsten  Anforderungen  erfüllt 
würden,  geleistet  werden  könnte  und  geleistet  werden  sollte.  Ein  Einbruch 
in  das  Prinzip  der  Staatsschule  durch  die  Organisierung  eines  Privatschul- 
wesens war  und  ist  natürlich  nicht  beabsichtigt.  Dergleichen  können  nur  die 
Klerikalen  mit  Hilfe  der  Kirche  und  ihrer  unerschöpflichen  Mittel  unterneh- 
men, die  ja  prinzipiell  die  staatliche  Schule  überhaupt  verdammen  und  nur, 
so  lange  sie  diese  überhaupt  tolerieren  müssen,  sie  wenigstens  unter  ihre 
Herrschaft  zu  bringen  trachten.  Nun  haben  wir  zwar  in  Österreich  noch 
keine  belgischen  Zustände;  allein  es  ist  nicht  zu  verkennen,  daß  durch  die 
Errichtung  der  vielen  klerikalen  Lehrerbildungsanstalten,  durch  die  vielen 
von  verschiedenen  Orden  geleiteten  Mädchenvolksschulen  und  höheren 
Töchterschulen,  durch  die  minderwertigen  geistlichen  Gymnasien,  die  von  den 
Regierungen  das  Öffentlichkeitsrecht  erhalten  haben,  ein  vielversprechender 
Anfang  gemacht  worden  ist,  um  das  zu  erreichen,  was  etwa  in  Frankreich 
vor  der  Verweltlichung  der  Schule  erreicht  war.  Die  Krönung  des  klerikalen 
Schulsystems  soll  die  Errichtung  einer  katholischen  Universität  in  Salzburg 
sein,  einer  sogenannten  ,, freien"  Universität  unter  bischöflicher  Aufsicht,  für 
die  ein  starker  Verein  unter  der  Führung  des  Kardinals  von  Salzburg  eine 
rührige  Propaganda  betreibt  und  die  in  dem  Momente  errichtet  werden  wird, 
in  welchem  Aussicht  vorhanden  ist,  daß  der  Staat  schwach  genug  geworden 
ist,  auch  hier  auf  seine  Rechte  zu  verzichten  und  dagegen  die  Pflicht  auf  sich 
zu  nehmen,  die  klerikale  Mißgeburt  in  bezug  auf  Berechtigungen 
(Staatsdienst  usw.)  den  staatlichen  Universitäten  gleichzustellen.  All 
diese  Strömungen  werden  getragen  von  außerordentlich  starken  kleri- 
kalen Organisationen,  wie  dem  katholischen  Schulvereine,  dem  Bonifazius-, 
dem  Pius-Vereine  usw.,  die,  durch  die  Hierarchie  einheitlich  geleitet, 
in  jedem  Dorfe  im  Pfarrer  ihren  natürlichen  Vertreter,  in  der  christlich- 
sozialen Partei  und  im  Feudaladel  ihre  mächtigen  Protektoren  haben.  Diesen 
gewaltigen  Werkzeugen  des  Kulturkampfes  gegenüber  ist  die  ,, Freie  Schule" 
in  der  Tat  noch  schwach,  und  wenn  in  dem  Kampfe  um  geistige  Freiheit  von 
vornherein  Sonne  und  Wrind  ungleich  verteilt  sind,  so  erschweren  die  politi- 
schen Verhältnisse  in  dem  Nationalitätenstaate  Österreich  den  Kampf  noch 
mehr. 

Es  ist  nicht  anders  möglich  und  selbstverständlich,  daß  die  „Freie  Schule" 
ein  deutscher  Verein  ist  und  ihre  Tätigkeit  auf  deutsches  Gebiet  beschränkt, 
während  sie  andern  analogen  Vereinen  den  Kampf  auf  anderssprachigem 
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Gebiete  überläßt.  Aber,  so  sonderbar  es  klingt,  gerade  infolge  des  notwendigen 
nationalen  Kampfes  in  Österreich  haben  die  Deutschen  es  verlernt,  sich  ein- 
heitlich zur  Erreichung  bestimmter  Zwecke  zusammenzuschließen.  Die 
nationalen  Parteien  haben  sich  gewöhnt,  die  andern  Parteien  der  gleichen 
Nationalität  nur  nach  dem  Grade  —  dem  wirklichen  oder  angeblichen  — 
ihres  Nationalismus  zu  beurteilen.  Dies  zeitigt  die  sonderbare  Erscheinung, 
daß  sich  insbesondere  die  deutschnationalen  bürgerlichen  Politiker  weigern, 
mit  ihren  Volksgenossen,  die  zur  sozialdemokratischen  Partei  gehören,  ge- 
meinsam zur  Erreichung  der  eminent  nationalen  Ziele  der  „Freien  Schule" 
zusammenzuarbeiten.  So  ist  z.  B.  das  Unsinnige  geschehen,  daß  der  „Freien 
Schule"  der  Konkurrenzverein  ,, Freie  deutsche  Schule"  an  die  Seite  gesetzt 
worden  ist,  der  angeblich  dieselben  Ziele  verfolgt,  jedoch  mit  Ausschluß  der 
Mitarbeit  der  einen  Hälfte  des  deutschen  Volkes.  Wie  immer  in  solchen 
Fällen,  vermindert  die  Teilung  die  Stoßkraft,  und  wenn  auch  die  „Freie 
deutsche  Schule"  keine  irgend  nennenswerten  Propagandaerfolge  aufzu- 
weisen hat,  genügt  doch  ihre  Existenz,  um  vielen  Indolenten  und  um  ihr 
weltliches  Heil  Besorgten  eine  Ausrede  zu  gewähren,  sich  keinem  von  beiden 
Vereinen  anzuschließen,  indem  sie  das  unvernünftige  Schlagwort,  daß  ihnen 
die  „Freie  Schule"  nicht  national  genug  sei,  wiederholen.  Selbstverständlich 
spielen  die  Klassengegensätze  auch  auf  der  andern  Seite  eine  Rolle,  so  daß 
die  „Freie  Schule"  mitunter  zwischen  zwei  Feuern  steht  und  in  Zeiten  heftiger 
politischer  Kämpfe  an  manchen  Orten  ihre  Arbeit  zeitweise  einzustellen  ge- 
nötigt ist. 

Immerhin,  trotz  aller  taktischen  Schwierigkeiten,  darf  man  an  der  steigen- 
den Wirksamkeit  der  „Freien  Schule"  nicht  verzweifeln.  Je  drückender  die 
klerikale  Macht  wird,  je  mehr  sich  der  Staat  —  ohne  Rücksicht  auf  das  von 
ihm  selbst  gesetzte  Recht  —  vor  ihr  beugt,  desto  mehr  wird  die  Notwendigkeit 
des  Zusammenschlusses  empfunden  werden  und  desto  mehr  Früchte  wird  die 
Aufklärungs-  und  Erziehungsarbeit  des  Vereins  „Freie  Schule"  zeitigen. 

<$> 
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IE  beschäftigen  sich  mit  2 — 6  jährigen  Kindern.  Fast  in  allen 
Gemeinwesen,  angefangen  bei  einer  Einwohnerzahl  von  4000  bis 
5000,  gibt  es  solche  Schulen,  ganz  besonders  aber  in  Arbeiter- 
distrikten, wo  die  Frau  in  der  Fabrik  arbeitet  und  sich  daher  um 
ihre  Kinder  nicht  bekümmern  kann.  Diese  werden  einer  Kindergärtnerin 
anvertraut,  die  die  vollkommene  Lehrerinnenbildung  nachweisen  muß. 
(Vor  1881  waren  die  Diplome  von  niedrigerem  WTert.)  Zwei  oder  mehrere 
Gehilfinnen,  je  nach  der  Zahl  der  Zöglinge,  stehen  der  Leiterin  zur  Seite. 

Alle  diese  Mütterschulen  ohne  Ausnahme  sind  gemischte  Schulen  und 
nehmen  Knaben  und  Mädchen  auf.  (Von  den  Volksschulen  für  Kinder  von 
6 — 13  Jahren  sind  diejenigen  in  den  10  000  kleinen  Gemeinden,  die  nur  eine 
Schule  besitzen,  gemischt,  dort,  wo  mindestens  zwei  Schulen  bestehen,  für 
Knaben  und  Mädchen  getrennt.) 
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Die  Mütterschulen  sind  eine  Gründung  für  sich,  d.  h.  sie  haben  mit  den 
Volksschulen  für  Kinder  zwischen  6  und  13  Jahren  nichts  zu  tun.  Das  unter- 
scheidet sie  von  den  „Kleinkinderklassen",  die  den : -Mädchenschulen  ange- 
schlossen sind  und  die  4 — 7  jährige  Knaben  und  Mädchen  aufnehmen,  um 
sie  hernach  an  die  Mädchen-  und  Knabensch  ü(-]e«a\  am  Orte  abz*ugob£ri. 

Wie  der  Name  sagt,  müssen  die  Lehrerinnen  der  Mütterschüleh  zugleich 
auch  Mütter  sein.  ' 

Sie  sind  Mütter  in  dem  Sinne,  daß  sie  die  Stelle  der  Mutter  vertreten, 
die  ihrem  Heim  nicht  vorstehen  kann.  Sie  liebkosen  die  Kleinen,  Zärtlichkeit 
und  frohe  Laune  sollen  ihnen  die  lebhaften  und  oft  recht  lauten  Freuden 
ihres  jungen  Alters  verschaffen;  mit  einem  Wort,  sie  werden  nicht  mit  der 
Strenge  gehalten,  die  der  Schulunterricht  im  vorgerückteren  Alter  zuweilen 
erheischt. 

Sie  sind  Mütter  auch  in  dem  Sinn,  daß  sie  sich  im  besonderen  um  die 
Reinhaltung  der  Kleinen  bekümmern:  Vornehmlichstes  Erziehungsmittel 
einer  französischen  Mütterschule  ist  ein  Waschraum,  wo  die  Kinder  sich  zu 
reinigen  lernen,  wenn  sie  sich  beschmutzt  haben  oder  wenn  sie  von  zu  Hause 
aus  nicht  sauber  gehalten  werden.  In  vielen  Mütterschulen  hat  jedes  Kind 
sein  Handtuch,  das  es  am  bestimmten  Platz  aufheben  muß. 

Immer  zum  selben  Zweck,  den  Kindern  Freude  zu  geben,  nehmen  die 
Lehrerinnen  auch  teil  an  ihren  freien  Spielen  während  der  Erholungspausen. 
Sie  leiten  sie  zum  friedfertigen  Spiele  an,  ohne  Zank  und  Unwirschheiten. 
Sie  lehren  die  Kinder  Spiele,  wenn  diese  nicht  von  selbst  die  nötige  Initiative 
ergreifen.  Es  wird  marschiert  und  gesungen,  leichte  Turnübungen  entfalten 
Biegsamkeit  und  Festigkeit  der  jungen  Körper.  Das  Gefühl  für  Ordnung, 
Zucht  und  Rhythmus,  das  ja  die  beste  Frucht  der  Erziehung  ausmacht, 
wird  in  den  Kleinen  herangebildet. 

Durch  die  Sorgfalt  um  die  Reinlichkeit,  durch  die  Spiele  und  Bewegungs- 
übungen beginnen  also  die  Mütterschulen  die  Erziehung  zuerst  durch  Be- 
schäftigung mit  dem  Körper.  Sie  setzen  diese  halb  körperliche,  halb  intellek- 
tuelle Erziehung  fort  durch  Unterricht  im  Singen,  im  Zeichnen,  in  der  Hand- 
fertigkeit. 

Die  2 — 4  jährigen  Kinder  lernen  durch  Abhören  richtig  zu  intonieren 
und  die  Worte  des  Liedes  deutlich  auszusprechen.  Schon  dies  Resultat  allein 
wäre  ein  erfreuliches.  Nichts  ist  wohltuender,  als  diese  zarten  Stimmen  von 
weniger  als  sechsjährigen  Kehlen  ganz  gleichzeitig  einsetzen,  rein  singen, 
den  Takt  halten  und  wieder  verklingen  zu  hören. 

Der  erste  Handfertigkeitsunterricht  läßt  aus  Würfeln,  Brettchen  und 
Stäbchen  Bauten  aufführen.  Mit  den  Würfeln  und  Brettchen  und  Holz- 
klötzchen werden  Mauern,  Türme,  Häuser,  Ställe,  Wohnungen  mit  Zimmern 
und  Gängen  gebaut,  mit  einem  W7ort,  eine  große  Zahl  von  Formen  und  Kom- 
binationen ausgeführt.  Des  Kindes  kleines  Gehirn  entwirft  einen  Plan,  arbeitet 
an  seiner  Durchführung,  modifiziert  wieder,  sucht  neue  Eingebungen  und 
verwirklicht  endlich  das  geträumte  Ideal.  Dann  lobt  und  bewundert  die 
Lehrerin,  und  die  Freude  glänzt  auf  der  Stirn  des  kleinen  Erfinders,  der  kleinen 
Baumeisterin.  Aber  ungeachtet  des  Lobes  macht  die  Lehrerin  aufmerksam 
hier  auf  einen  Proportionsfehler,  dort  auf  einen  Mangel  an  Parallelismus 
oder  Symmetrie.  Die  Lehrerin  trägt  das  Fehlerhafte  behutsam  ab  und  setzt 
es  im  Geist  des  Kindes,  doch  fehlerlos  wieder  zusammen.  Keine  Übung  schärft 
so  sehr  die  Intelligenz:  Man  hat  ganz  stumpfe  Geister  beim  Spielen  mit  Bau- 
kasten erwachen  sehen. 
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Das  Programm  der  Mütterschulen  enthält  weiter  Übungen  im  Papier  - 
falten,  im  Zerschneiden  von  Pappdeckeln,  im  Flechten  vielfarbiger  Woll- 
fäden oder  Papiers'teeiien.  Immer  vollführt  die  Hand,  was  die  Vorstellung 
ihr  eingibt;  immer  wird  -die.  Erziehung  des  Gehirnes  durch  die  Erziehung 
bestimmter,  Organe  ergänzt,  j 

Dasselbe  Prinzip  leitet  den  Zeichenunterricht:  Das  Kind  baut  zuerst 
Formen  mit  den'  Wür-'cln  und  Stäbchen,  dann  zeichnet  es  dieselben.  Es 
versteht,  was  es*  herstellt;  die  Linien,  die  es  zieht,  bedeuten  eigene  Vor- 
stellungen. Und  nachdem  es  die  stofflich  hergestellten  Kombinationen  auch 
bildlich  darzustellen  versucht  hat,  beginnt  bald  auch  die  Einbildungskraft 
von  selber,  neue  Formen  mit  dem  Griffel  oder  Bleistift  auf  Schiefertafel  oder 
Papier  hinzuwerfen. 

Und  hier  ein  weiterer  Grad  in  der  intellektuellen  Erziehung:  Die  Lehrerin 
nimmt  ein  Bild  (eines  Tieres,  einer  Pflanze,  eines  Werkzeugs  usw.),  beschreibt 
es  und  läßt  es  hierauf  beschreiben.  Nun  spricht  das  Kind  selbst;  es  lernt 
seinen  Gedanken  auszudrücken  nicht  mehr  bloß  durch  Konstruktion  oder 
Zeichnung,  sondern  mittelst  der  Sprache.  Die  Idee  dringt  von  den  Sinnen 
zum  Gehirn,  präzisiert  sich  und  wird  dank  den  Worten,  die  sie  ausdrücken, 
etwas  Bestimmtes. 

Auch  alles  mögliche  Beobachtete  wird  vom  Kind  sprechend  wieder- 
gegeben: die  Speisen,  die  Kleider,  Werkzeuge,  Tiere  usw.  Nach  und  nach 
ergreift  das  Kind  Besitz  von  der  äußeren  Welt,  die  es  schildert,  nachdem 
es  sie  beobachtet  hat. 

Das  Programm  empfiehlt,  immer  mit  der  jeweiligen  Jahreszeit  im  Ein- 
klang zu  bleiben  betreffs  der  gewählten  Schulbeispiele,  damit  die  unmittel- 
bare Beobachtung  der  Phänomene  soviel  als  möglich  der  Wiedergabe  voran- 
gehen könne.  Im  Oktober  die  Weinlese  und  die  Getränke.  Im  November, 
wo  der  Tag  immer  kürzer  wird,  die  Beleuchtung,  die  Zündhölzchen,  die  Kerze, 
die  Lampe,  das  Petroleum,  das  Gas  usw.  Im  Dezember  die  Kälte,  den  Schnee, 
das  Eis,  die  Heizung,  Brennmaterial  und  Öfen.  Im  Januar  die  Decken,  die 
Wolle,  die  Pelze,  die  Kleiderstoffe.  Im  Februar  die  Nahrung.  Im  März 
Holz,  Steine,  Eisen,  Ziegel,  Glas.  Im  April  die  Vegetation,  die  Blumen,  die 
Blätter,  das  Entstehen  der  Früchte.  Im  Mai  die  Milchwirtschaft,  Milch, 
Butter,  Käse.  Im  Juni  das  Heuen  und  die  Ernte.  Je  nach  den  Umständen 
macht  man  auf  den  Sturm,  den  Regen,  die  Wolken,  den  Wind,  das  Gewitter 
aufmerksam. 

Da  die  Kinder  vor  allem  Tiere  lieben,  so  nennt  das  Programm  die  ge- 
wöhnlichen Tiere,  die  die  Lehrerin  von  den  Kindern  beobachten  und  be- 
schreiben lassen  soll:  das  Pferd,  den  Ochsen,  den  Esel,  den  Hund,  die  Katze, 
das  Schwein,  die  Ziege,  das  Schaf,  die  Ente,  die  Gans,  Süß-  und  Seewasser- 
fische, den  Hasen,  das  Kaninchen,  das  Eichhörnchen,  die  Hühner,  Tauben, 
Schwalben,  Spatzen,  die  Vogelnester,  die  Insekten. 

Die  Aufmerksamkeit  der  Kinder  wird  nun  auf  die  geographischen  Eigen- 
tümlichkeiten ihrer  Umgebung  gelenkt.  Man  führt  sie  ins  Freie  und  zeigt 
ihnen  den  Berg,  den  Hügel,  das  Plateau,  den  Wasserfall,  den  Bach,  den 
Strom,  das  Tal,  das  Meer,  das  Schiff,  den  Leuchtturm,  die  Landzunge  usw. 
Für  alle  jene  von  diesen  Phänomenen,  die  am  Orte  nicht  angetroffen  werden, 
ersetzt  eine  Erzählung  die  Beobachtung:  Hier  ersteigt  das  Kind  eine  neue 
Staffel  auf  der  Leiter  des  Intellektualismus:  Man  verlangt  von  ihm,  sich 
vorzustellen,  was  es  nicht  gesehen  hat. 
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Nach  dieser  Richtung  hin,  aber  auf  anderem  Gebiet,  wird  es  weiter 
angeregt.  Man  weiß,  wie  sehr  die  Kinder  das  Erzählen  lieben.  Die  Lehrerin 
der  Mutterschule  muß  in  der  schwierigen  und  wichtigen  Kunst  zu  erzählen 
geübt  sein  und  einen  hohen  Grad  von  Vollkommenheit  erreicht  haben.  Sie 
muß  bei  dem,  was  sie  erzählt,  mitgerissen  werden  oder  doch  wenigstens  aus- 
sehen, als  ob  sie  es  wäre;  sie  sagt  manches  geheimnisvoll,  wieder  anderes 
lustig  und  wieder  anderes  mit  Schrecken  und  von  mehr  oder  weniger  ent- 
sprechenden Gesten  begleitet. 

Die  Lehrerin  lehrt  praktische  Moral,  indem  sie  den  Kindern  die  Regeln 
des  Umgangs  mit  den  Eltern  einprägt,  mit  den  Geschwistern,  den  Groß- 
eltern, mit  alten  Leuten  überhaupt,  mit  den  Lehrerinnen,  den  Kameraden, 
den  Vorübergehenden  auf  der  Straße.  Man  gewöhnt  die  Kinder  an  Höflichkeit 
und  gute  Haltung. 

Und  nun,  nachdem  die  Kinder  eine  Grundlage  von  Moral  und  von  Schick- 
lichkeit erhalten  haben,  können  sie  kleine  Gedichte  auswendig  lernen.  Sie 
sagen  sie  meist  mit  sehr  korrekter  Betonung  und  Aussprache  auf.  Man  hört 
sechs-  und  fünfjährige  Kinder  der  Mütterschulen  oft  besser  deklamieren, 
als  Achtjährige  aus  der  Volksschule,  wo  diese  Übung  nicht  immer  so  gepflegt 
wird  wie  in  der  Mutterschule. 

Dem  Lehrer  der  Volksschule  wird  auf  diese  Art,  statt  verwahrloster 
Proletarierkinder,  ein  ausgezeichnetes  Schülermaterial  übergeben. 


DR.  ARVID  MÖRNE,  FINNLAND:  DIE  VOLKS- 
HOCHSCHULEN IN  FINNLAND*). 

^■"IIE  ersten  finnischen  Volkshochschulen  in  Finnland  wurden  1892 
in  Ilmola,  Limingo,  Hvittis  und  Jorois  Gemeinden  gegründet. 
Der  Direktor  der  letztgenannten  Lehranstalt,  Herr  Hjalmar  Mikander 
J  (jetzt  Vorsteher  der  Volkshochschule  im  nördlichen  Savolax), 
dürfte  gegenwärtig  als  die  leitende  Persönlichkeit  unter  den  finnischen  Volks - 
hochschullehrern  des  Landes  angesehen  werden. 

Jedoch  waren  diese  vier  Volkshochschulen  nicht  die  ersten  innerhalb 
der  Grenzen  des  Landes.  Bekanntlich  erstrecken  sich  an  den  Küsten  Finn- 
lands entlang  zwei,  von  einer  schwedischen  Bevölkerung  bewohnte  Ge- 
biete, und  hier  wurde  schon  1889  in  der  kleinen  Stadt  Borgä  eine  Volks- 
hochschule eröffnet.  Im  Jahre  1891  entstanden  noch  zwei  schwedische  Volks- 
hochschulen, eine  in  Esbo  und  eine  in  Kronoby  Gemeinden.  Vorsteher  der 
letztgenannten  Schule  wurde  Herr  Johannes  Klockars,  der  noch  jetzt  seinen 
Posten  innehat. 

Die  zwei  Namen,  die  ich  genannt,  vertreten  die  Traditionen  in  der  Volks - 
hochschulweit  Finnlands.  Und  nicht  nur  diese  zwei,  sondern  so  gut  wie  alle 
Volkshochschullehrer  und  Lehrerinnen,  die  sich  jetzt  im  Alter  von  50  und 
40  Jahren  befinden  und  dabei  gewesen  sind,  den  Grund  der  Institution  zu 


*)  Dr.  Mörne  bittet  uns  mitzuteilen,  daß  wir  die  Einleitung  seines  Aufsatzes,  die 
die  Entwicklung  der  finnischen  Volkshochschulen  aus  den  Grundtvigschen  Anschauungen 
schilderte,  deshalb  weggelassen  haben,  weil  wir  über  die  Grundtvigschen  Volkshoch- 
schulen, anläßlich  von  Aufsätzen  über  die  dänischen  Volkshochschulen  schon  mehrfach 
ausführlich  berichtet  haben.  D.  Red. 
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schaffen,  haben  ihre  Impulse  von  Dänemark  erhalten.  Die  Grundtvigsche 
Volkshochschulidee,  besonders  so  wie  sie  von  Ludwig  Schröder  und  Paul 
la  Cour  in  der  berühmten  „erweiterten"  Volkshochschule  in  Askov  entwickelt 
worden  ist,  hat  sie  begeistert,  und  ihre  Tätigkeit  hat  darauf  gezielt,  jene  auf 
finnländischen  Boden  zu  verpflanzen.  Auch  in  unseren  Volkshochschulen 
hat  der  mündliche  Vortrag,  darauf  zielend,  in  der  Bauernjugend  ideelle 
Interessen  zu  erwecken,  eine  größere  Rolle  gespielt  als  das  verstandesmäßige 
Einlernen  der  Fachkenntnisse.  In  den  schwedischen  Volkshochschulen 
Finnlands  hat  man  die  Dichtung  Grundtvigs  direkt  verwerten  können,  da 
ja  dänische  Literatur  ohne  besondere  Schwierigkeit  von  Schweden  gelesen 
werden  kann.  Eine  große  Rolle  spielen  hier  wie  in  Dänemark  die  alten  skandi- 
navischen Götter-  und  Heldensagen,  die  selbstverständlich  in  der  schwedisch- 
finnländischen  Bauernjugend  das  Gefühl  ihrer  skandinavischen  Nationalität 
stärken.  Brauche  ich  noch  zuzufügen,  daß  diese  Tendenz  Hand  in  Hand 
mit  einem  loyalen  Streben  bei  den  Lehrern  geht,  das  natürliche  Gefühl  im 
Volke  für  das  für  Schweden  und  Finnen  gemeinsame  finnländische  Vaterland 
zu  erhalten  und  zu  erweitern.  Die  Gedichte  Runebergs  sind  ja  schwedisch 
geschrieben  und  werden  natürlich  in  unseren  schwedischen  Volkshochschulen 
gelesen.  Übrigens  stehen  sowohl  die  schwedischen  als  die  finnischen  Schulen 
den  großen,  humanitären  Strömungen  im  europäischen  Kulturleben  offen. 
Das  Nationale  ist  vorwärts  gegangen,  aber  hat  nicht  wie  bei  Grundtvig  alles 
beherrscht. 

Wenn  die  Prinzipien  Grundtvigs  in  den  finnischen  Volkshochschulen 
Finnlands  angewandt  werden,  stellt  sich  der  Lehrer  natürlich  auf  den  Boden 
der  nationalen  finnischen  Kultur.  Er  erklärt  Kalevala,  das  tiefsinnige  National- 
epos der  Finnen.  Auch  in  der  modernen  finnischen  Literatur,  die  in  den 
letzten  Jahrzehnten  in  innerer  Reife  und  äußerer,  formeller  Bildung  be- 
deutende Fortschritte  gemacht  hat,  findet  er  reichlichen  Stoff  zu  einer  Tätig- 
keit im  nationalen  Geist. 

Es  muß  noch  erwähnt  werden,  daß  der  Unterrichtsplan  auch  den  Natur- 
wissenschaften Platz  bereitet  hat,  und  daß  in  den  Volkshochschulen  auch 
Elementarunterricht  vorkommt.  Man  beschäftigt  sich  mit  Buchführung, 
man  unterrichtet  die  Schüler  im  Aufsetzen  schriftlicher  Akten,  wie  Kauf- 
briefe, Kontrakte  u.  a.  Und  vor  allem  repetiert  man  den  Volksschulkursus 
im  Rechnen  und  Rechtschreibung.  Schließlich  —  hier  blickt  wieder  die 
Grundtvigsche  Idee  hervor  —  widmet  man  dem  gemeinsamen  Durchlesen 
der  vornehmsten  und  dem  Volke  am  leichtesten  zugänglichen  Werke  in  der 
Literatur  der  Muttersprache  viele  Zeit. 

Ich  darf  diese  Darstellung  nicht  enden,  ohne  darauf  hinzuweisen,  daß 
das  letzte  Jahrzehnt  den  Unterricht  in  den  jetzt  zahlreichen  Volkshochschulen 
Finnlands  vor  ein  sehr  ernstes  Problem  gestellt  hat.  Auf  vielen  Seiten  werden 
Forderungen  laut  auf  einen  rationelleren  Landwirtschaftsunterricht  für  das 
Volk  und,  im  Zusammenhang  damit,  auf  mehr  Raum  für  die  in  einigen  Schulen 
benachteiligten  physisch -mathematischen  Fächer.  Zwar  hat  sich  die  Volks- 
hochschule in  Finnland  vom  ersten  Anfang  an  auf  einen  rationelleren  Grund 
gestellt  als  die  dänische.  Ich  erwähnte  schon,  daß  die  Naturwissenschaften 
im  Stundenplan  einen  Platz  haben.  In  die  meisten  (und  seit  einigen  Jahren 
in  alle)  Schulen  ist  außerdem  praktischer  Unterricht  eingeführt  worden: 
für  die  Schüler  in  Tischlerei,  für  die  Schülerinnen  im  Weben,  Nähen  und 
Kochen.  Und  dazu  ist  für  die  Schüler  noch  ein  kurzer  Kursus  in  der  Land- 
wirtschaft gekommen.  Aber  dies  wird  nicht  als  genügend  angesehen.  „Die 
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Kenntnis  der  Bedingungen  der  Landwirtschaft,  diese  Kenntnis,  welche  die 
Hauptbedingung  des  Wohlstands  der  Nation  ist,  muß  das  ackerbautreibende 
Volk  in  seinen  Schulen  vor  allem  anderen  erwerben/'  ruft  man.  Und  man 
hat  vielleicht  recht.  Die  Volkshochschule  kann  zwar  nicht  eine  Landwirt- 
schaftsschule werden,  aber  sie  soll  alle  ihre  Kräfte  darauf  einsetzen,  in  ihren 
aus  Ackerbauerfamilien  hervorgegangenen  Schülern  Liebe  zum  Beruf  des 
Ackerbauers  zu  wecken  und  sie  dazu  zu  veranlassen,  nach  beendigtem  Kursus 
die  einjährigen  Fachschulen  für  Landwirtschaft  zu  besuchen,  welche  jetzt 
überall  entstehen  und  sich  mit  der  Zeit  wohl  über  ganz  Finnland  ausbreiten 
werden. 

Ein  Kursus  in  einer  finnländischen  Volkshochschule  dauert  6  Monate 
(1.  November  bis  1.  Mai).  Unsere  Schulen  sind  (im  Gegensatz  zu  den  dänischen) 
gemischt.  Das  durchschnittliche  Alter  der  Schüler  wechselt  zwischen  18  und 
20  Jahren.  Die  Mehrzahl  der  Schüler  entstammt  der  selbstbesitzenden  Bauern- 
klasse, aber  eine  bedeutende  Minorität  gehört  der  Volksschicht  der  kleinen 
Fronbauern  und  Ackerarbeiter.  Beinahe  alle  Schulen  haben  ein  Internat. 
Die  Schüler  wohnen  also  in  der  Schule  gehörenden  Häusern  und  nehmen 
ihre  Mahlzeiten  mit  den  Lehrern  zusammen  ein.  Der  Umgang  zwischen 
Lehrern  und  Schülern  beschränkt  sich  nicht  bloß  auf  die  Stunden  und  die 
Mahlzeiten.  Gemeinsame  Diskussionsabende,  Gesellschaften  und  Ausflüge 
werden  veranstaltet,  und  man  sucht  übrigens  so  viel  wie  möglich  der  Schule 
ein  familienhaftes  Gepräge  zu  geben.  Diesem  Volkshochschulleben  fehlt  nicht 
eine  soziale  Bedeutung.  Man  beachte,  daß  obgleich  zwischen  Schülern  und 
Lehrern  durchaus  keine  soziale  Entfernung  merkbar  ist,  diese  dennoch, 
sowohl  männliche  als  weibliche,  zum  überwiegenden  Teil  höhere  Schulen 
absolviert  haben  und  daß  eine  bedeutende  Zahl  der  Lehrer  an  der  Universität 
zu  Helsingfors  Examina  gemacht  hat.  Und  es  ist  vielleicht  von  noch  größerem 
Wert,  daß  zwischen  der  Bauern-  und  der  Arbeiterjugend  ein  Kameradschafts - 
band  angeknüpft  wird. 

Während  des  größten  Teils  ihres  Daseins  sind  die  Volksschulen  Finnlands 
durch  die  Opferwilligkeit  einzelner  Mitbürger  und  Landgemeinden  erhalten 
worden.  Die  wiederholten  Anheimstellungen  des  Landtages  an  die  Regierung  des 
Großfürstentums  um  Anweisung  finnländischer  Staatsgelder  zu  diesem  Zwecke 
wurden  nur  in  geringerem  Maße  bewilligt,  bis  der  Systemwechsel  nach  dem 
politischen  Großstreik  im  Jahre  1905  den  Volkshochschulen  plötzlich  einen 
Staatszuschuß  verschaffte,  welcher  ihre  Stellung  sicherte.  Bekanntlich 
hat  die  Reaktion  augenblicklich  wieder  die  Oberhand.  Das  ganze  Kultur- 
leben Finnlands  leidet  unter  ihrem  Druck.  Ob  die  Volkshochschulen  ihren 
Staatszuschuß  behalten  werden,  ist  sehr  zweifelhaft. 

Gegenwärtig  bestehen  41  Volkshochschulen  in  Finnland,  14  mit 
schwedischer  *)  und  27  mit  finnischer  Unterrichtssprache.  Wenn  wir 
von  der  Volkshochschule  im  nördlichen  Karelen  absehen,  von  der  Aus- 
künfte fehlen,  sind  diese  Schulen  zusammen  von  1664  Schülern  besucht 
worden  oder  durchschnittlich  41,6  pro  Schule.  In  den  schwedischen  Volks- 
hochschulen ist  die  Gesamtanzahl  der  Schüler  417  oder  durchschnittlich  29,8 
pro  Schule  gewesen,  in  den  finnischen  1247  oder  im  Durchschnitt  48  pro 
Schule. 

In  den  schwedischen  Volkshochschulen  haben  85  %  der  Schüler  höhere 
Volksschulen  durchgegangen  oder  haben  entsprechende  Kenntnisse  gehabt; 

*)  Die  schwedische  Volkshochschule  zu  Helsingfors,  die  nur  an  gewissen  Abenden 
der  Woche  arbeitet,  ist  nicht  in  diese  Statistik  aufgenommen  worden. 
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69%  sind  Söhne  und  Töchter  grundbesitzender  Bauern.  32%  sind  Interne. 
Die  entsprechende  Prozentzahl  in  den  finnischen  Schulen  sind  74%,  73% 
und  55%. 

j||  In  den  schwedischen  Volkshochschulen  wurden  während  des  Jahres 
an  94  Schüler  5900  finnische  Mark  in  Stipendien  gegeben,  was  durchschnittlich 
421  Fmk.  pro  Schule  und  63  Fmk.  pro  Stipendiat  gibt.  In  den  finnischen 
Schulen  wurden  während  derselben  Zeit  an  228  Schüler  10  589  Fmk.  ver- 
teilt oder  durchschnittlich  407  Fmk.  pro  Schule  und  46  Fmk.  pro  Stipendiat. 


CHRONIK. 


DT*  Lagerfeuermädchen  in  Ame- 
rika: Ein  sehr  eigenartiger 
 II  Versuch  positiver  Moraler- 
ziehung ist  in  Amerika  gemacht  wor- 
den. Es  handelt  sich  um  die  Lager- 
feuermädchenbewegung, über 
die  Dr.  Luther  H.  Gulick  auf  dem 
im  Haag  abgehaltenen  II.  inter- 
nationalen Kongreß  für  Moralerzie- 
hung berichtete.  Die  „Lagerfeuer- 
mädchen" sind  eine  nationale  Or- 
ganisation für  Mädchen;  ihre  Wirk- 
samkeit erstreckt  sich  auf  die  Förde- 
rung der  richtigen  Lebensweise.  Die 
Gründer  gingen  von  der  Ansicht  aus, 
daß  das  Alltagsleben  genug  Schönes 
und  Wunderbares  enthalte,  um  inter- 
essant und  anziehend  zu  erschei- 
nen; die  meisten  Menschen  aber  er- 
kennen dies  nicht,  und  es  sei  darum 
nötig,  vor  allem  der  jungen  Weiblich- 
keit in  all  diesen  Beziehungen  die 
Augen  zu  öffnen.  Die  Tätigkeiten, 
welche  der  Verein  zur  Grundlage  von 
Rang  und  Ansehen  in  der  Organisa- 
tion machte,  umfassen  die  gewöhn- 
lichen notwendigen  Beschäftigungen 
der  Hausfrau,  wie  z.  B.  Waschen, 
Bügeln  und  Kochen,  kurz  kleine  All- 
tagspflichten, die  sehr  oft  als  un- 
wichtig hingestellt  werden.  Die  Or- 
ganisation sieht  sie  aber  nicht  nur 
als  Pflichten,  sondern  als  Taten 


an,  die  mit  Eifer  und  Mut,  welche 
aller  Ehren  wert  sind,  unternommen 
werden  müssen ;  auf  diese  Weise  wird 
den  Mädchen  die  Romantik  und 
Wichtigkeit  derselben  klar. 

Die  Organisation  setzt  sich  aus 
lokalen  Unterverbänden,  die  wieder 
aus  einzelnen  Gruppen  bestehen,  zu- 
sammen. Jede  derselben  umfaßt 
etwa  6  bis  20  Mädchen  im  Alter  von 
12  bis  20  Jahren.  An  der  Spitze 
einer  jeden  solchen  Gruppe  steht  eine 
ältere  Frau,  die  „Wächterin  des 
Feuers",  deren  Charakter  und  Per- 
sönlichkeit sie  zur  Leitung  ganz  be- 
sonders geeignet  erscheinen  lassen. 

Von  dieser  „Wächterin' '  abge- 
sehen, gibt  es  drei  Rangsstufen, 
nämlich  „Holzsammler",  „Feuer- 
macher" und  „Fackelträger".  In  die 
erste  Klasse  kann  jedes  Mädchen  auf- 
genommen werden,  das  bei  dem 
„Ratsfeuer"  — wie  die  allmonatliche, 
mit  einem  gewissen  Zeremoniell  um- 
gebene Zusammenkunft  des  „Lager- 
feuers" genannt  wird  —  den  Wunsch 
ausspricht,  ein  Lager feuermädchen  zn 
werden  und  das  Lagerfeuergesetz  zu 
befolgen.  Die  „Wächterin  des  Feuers" 
erklärt  ihm  dann  das  Gesetz,  welches 
es  Satz  für  Satz  wiederholen  muß. 
Dieses  enthält  keine  Verbote,  sondern 
ist  rein  positiver  Natur,  wie  die  nach- 
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stehend  aufgeführten  einzelnen  Punk- 
te zeigen. 

,, Suche  Schönheit"  heißt  das  erste 
Gesetz.  Dieses  bedeutet,  daß  das 
Lagerfeuermädchen  in  allem  Schön- 
heit fordern  soll,  daß  es  lernen  soll, 
sie  zu  sehen  und  zu  schätzen,  wo  sie 
sich  auch  immer  darbieten  möge,  sei 
es  in  der  Natur  oder  in  den  Menschen, 
und  daß  es  dort,  wo  Schönheit  fehlt, 
helfen  soll,  sie  zu  schaffen. 

,,Sei  dienstfertig"  ist  das  zweite 
Gesetz,  welches  die  Liebe  als  Alpha 
und  Omega  jedes  Dienstes  ansieht. 

Der  dritte  Punkt  des  Gesetzes 
heißt  „Vermehre  dein  Wissen".  Dies 
bezieht  sich  nicht  notwendigerweise 
auf  Bücherwissen,  sondern  auf  die 
Art  des  Wissens,  das  die  Frau  braucht, 
um  den  vielen  heutzutage  an  die 
Frauen  gestellten  Anforderungen  in 
wirksamster  und  geschicktester  Weise 
gerecht  zu  werden.  Dies  haben  die 
Frauen  bis  jetzt  noch  nicht  gelernt, 
und  dieser  Umstand  ist  der  Grund 
dafür,  weshalb  in  den  Großstädten  so 
viele  kleine  Kinder  auf  den  Straßen 
spielen  und  so  viele  aus  Mangel  an 
geeigneter  Nahrung  und  Fürsorge 
sterben. 

,,Sei  zuverlässig",  ist  ein  weiterer 
Punkt  des  Gesetzes  und  will  sagen, 
daß  das  Lagerfeuermädchen  andern 
Menschen  und  seinen  eigenen  Idealen 
gegenüber  ehrlich  und  treu  sein  soll, 
daß  es  nicht  voreilig  zu  Werke  gehen, 
was  es  aber  einmal  unternommen  hat, 
ohne  zurückzuschrecken  zu  Ende 
führen  soll. 

„Halte  auf  Gesundheit";  diesen 
Punkt  betont  das  Gesetz  des  Lager- 
feuers nicht  so  sehr  deshalb,  weil  die 
Gesundheit  etwas  Wünschenswertes 
an  sich  ist,  sondern  mehr  aus  dem 
Grunde,  weil  ihr  Besitz  dazu  be- 
fähigt, mit  viel  mehr  Kraft  und  Be- 
geisterung an  das  Lebensgeschäft 
heranzugehen  und  wirksamer  an  der 
Arbeit  teilzunehmen. 

„Lobe  und  preise  die  Arbeit"  ist 
der  sechste  Punkt  des  Gesetzes.  Für 


viele  Menschen  ist  die  Arbeit  bloße 
Qual,  und  manche  betrachten  sie  als 
einen  dem  Menschen  auferlegten 
Fluch,  während  sie  in  Wirklichkeit 
eine  unserer  größten  Segnungen  ist. 
Das  Lager feuergesetz  lehrt,  die  Arbeit 
zu  ehren  und  zu  preisen;  es  hebt  sie 
vom  Niveau  einer  bloßen  Notwendig- 
keit zu  dem  der  Zweckmäßigkeit 
empor. 

Der  letzte  Punkt  des  Gesetzes  ist 
der  Imperativ:  „Sei  glücklich".  Es 
ist  eine  feierliche  und  gebieterische 
Pflicht,  glücklich  zu  sein,  und  dieses 
Gebot  bedeutet,  daß  die  wahre  Quelle 
aller  Freude,  wie  die  wahre  Quelle 
der  Schönheit,  im  Geiste  liegt;  daß 
das  Glück  eine  Seelenstimmung  ist. 

Um  zur  nächsten  Rangstufe,  der 
einer  Feuermacherin,  aufzusteigen, 
muß  das  Lagerfeuermädchen  gewisse 
Anforderungen  erfüllen,  von  denen 
einige  hier  aufgezählt  seien: 

1.  Zusammen  mit  den  andern  Be- 
werberinnen mindestens  zwei  Mahl- 
zeiten für  Lagerfeuerversammlungen 
zubereiten  und  auftragen  helfen  (dies 
schließt  selbständigen  Einkauf  der 
Nahrungsmittel,  Kochen  und  Ser- 
vieren des  Mahles  und  Überwachen 
des  Feuers  in  sich). 

2.  Ein  Paar  Strümpfe  und  ein 
gestricktes  Unterkleid  ausbessern  und 
ein  Handtuch  säumen. 

3.  Mindestens  einen  Monat  lang 
ordnungsgemäß  Buch  führen  über 
alle  Einnahmen  und  Ausgaben. 

4.  Wenigstens  einen  Monat  lang 
bei  offenem  Fenster  oder  im  Freien 
schlafen. 

5.  Einen  Monat  lang  täglich  wenig- 
stens eine  halbe  Stunde  körperliche 
Übungen  im  Freien  machen. 

6.  Sich  mindestens  einen  Monat 
lang  von  Zuckerwerk  und  Sodawasser 
zwischen  den  Mahlzeiten  enthalten. 

7.  Die  Hauptursachen  der  Kinder- 
sterblichkeit im  Sommer  aufzählen 
und  angeben  können,  auf  welche 
Weise  dieselbe  herabgesetzt  werden 
könne. 
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8.  Wissen,  was  zu  tun  ist,  wenn 
die  Kleider  einer  Person  Feuer  ge- 
fangen haben;  bei  Ertrinkenden;  bei 
Schnittwunden,  erfrorenen  Füßen  und 
Ohnmachtsanfällen. 
K\'.  9.  Einfache  Verbände  anlegen 
können  und  den  Gebrauch  des  Wund- 
pflasters  kennen. 

10.  Den  Lebenslauf  irgendeiner 
Frau  kennen,  die  für  das  Land  oder 
den  Staat  viel  getan  hat. 

Solche  und  weitere  ähnliche  An- 
forderungen sind  an  sich  natürlich 
nicht  von  besonderer  Wichtigkeit, 
zeigen  aber,  welche  Art  der  Tätigkeit 
das  Lagerfeuer  als  wichtig  ansieht  und 
mit  Ehren  und  Auszeichnungen  belegt. 

Außer  der  Erfüllung  dieser  An- 
forderungen muß  die  Bewerberin  noch 
20  besondere  „Verdienste"  aufweisen 
können,  die  sie  aus  folgenden  sieben 
Gruppen  auswählen  kann:  Gesund- 
heitswesen, Haushalt,  Handfertigkeit, 
Lagerfeuerwesen,  Naturwissenschaft, 
Geschäft  und  Vaterlandsliebe;  doch 
muß  davon  mindestens  e  i  n  Ver- 
dienst in  jeder  dieser  Gruppen 
erworben  sein,  aber  nicht  mehr  als 
fünf  in  ein  und  derselben,  außer  der 
des  Haushaltwesens. 

Bei  der  Bewerbung  um  den  Rang 
einer  Fackel  träger  in  muß  die  Feuer  - 
macherin  weitere  15  Verdienste  auf- 
weisen können. 

Indem  so  die  Feuermädchenbewe- 
gung bestrebt  ist,  einen  Antrieb  zum 
Leben  im  Freien,  zu  gesunder  Unter- 
haltung, zur  Interessenahme  an  häus- 
lichen Dingen  zu  geben  und  das  All- 
tagsleben anziehender  und  freudiger 
zu  gestalten,  kurz  indem  sie  eher  das 
Gute  fördern  als  das  Böse  verhindern 
will,  stellt  sie  einen  neuartigen  Ver- 
such zu  positiver,  aufbauender  Moral- 
erziehung dar.  der  Nachahmung  ver- 
dient. 


Schulen  für  Väter:  Der  Verband 
der  amerikanischen  Frauen  hielt  kürz- 


lich in  Chicago  eine  große  Versamm- 
lung ab,  um  gegen  den  Vorschlag  des 
Staates  Ohio,  welcher  die  Eheschei- 
dung schwieriger  gestalten  will,  zu 
protestieren.  Eine  andere  Resolution, 
die  auf  Antrag  der  Doktorin  Jarron 
angenommen  wurde,  geht  dahin,  daß 
Schulen  errichtet  werden  sollen,  in 
denen  die  Männer,  vor  allem  die 
Ehemänner,  in  den  verschiedenen 
Kenntnissen,  welche  die  Erfüllung 
der  väterlichen  Pflichten  vollkom- 
mener gestalten,  unterwiesen  werden 
sollen.  G.  C. 


Körperausbildung  in  der  Schule : 

Lange  wurde  die  körperliche  Er- 
ziehung in  den  Schulen  Frankreichs 
stark  beiseite  geschoben.  Wohl  sprach 
Rousseau  von  körperlichen  Übungen 
in  seinem  Emile.  Aber  aus  der 
Theorie  wurde  niemals  Praxis.  Die 
ganze  erste  Hälfte  des  XIX.  Jahr- 
hunderts hindurch  ließ  die  Philosophie 
der  Enzyklopädisten  die  Pädagogik 
und  den  menschlichen  Körper  völlig 
vergessen. 

Aber  nach  dem  Krieg  von  1870 
besann  man  sich  in  Frankreich  eines 
besseren.  Man  kam  auf  den  Ge- 
danken, daß  es  nicht  genügte,  alles, 
was  jung  war,  unter  die  Waffen  zu 
rufen,  man  müßte  schon  die  Schul- 
kinder auf  ihren  künftigen  Beruf  vor- 
bereiten. Man  wollte  sie  zuerst 
kräftigen  und  schaffte  verhältnis- 
mäßig sehr  kostspieliges  Turngerät 
(Trapez,  Ringe,  Leitern,  Reck,  Han- 
teln usw.)  an.  Auch  machte  man 
kleine  Holzgewehre  und  rüstete  Schü- 
lerbataillone damit  aus. 

Das  Geräteturnen  dauerte  nicht 
lange.  Nach  einigen  Monaten  wurden 
die  Apparate  zurückgestellt.  Dieses 
Turnen  war  zu  gefährlich.  Die 
Schülerbataillone  ihrerseits  wurden 
belacht  oder  mit  Achselzucken  ab- 
getan. 

Der  Versuch,  in  die  Schule  das 


CHRONIK  DES  BILDUNGSWESENS 


619 


Turnen  einzuführen,  war  kläglich  ge- 
scheitert. Man  sprach  noch  hier  und 
da  vom  Turnen;  aber  man  glaubte 
nicht  mehr  daran;  es  wurde  als 
Kuriosum  aufgefaßt. 


1898  wurden  neue  Anordnungen 
für  einen  regelmäßigen  Turnunter- 
richt erlassen.  Die  Lehrer  hielten  sich 
schlecht  und  recht  daran.  Dann  ver- 
gaß man  sie  wieder.  Kein  Lehrer 
wußte  ja  was  vom  Turnen.  Man  hatte 
„Reglements"  erlassen,  ohne  die 
Lehrer  dafür  auszubilden. 

Da  kam  ein  neuer  Klang  aus  dem 
Norden.  Das  schwedische  Turnen 
hielt  seinen  Triumphzug  durch  den 
Kontinent.  Das  Volk  schien  sich 
auf  einmal  für  Körperübungen  zu 
interessieren.  Die  Presse  war  voll 
von  Sport.  Nun  wurden  auch  die 
Lehrer  im  Turnen  unterwiesen.  Ihren 
Kasernendienst  benutzte  man  dazu, 
um  sie  während  10  Wochen  in  die 
Spezialkurse  der  militärischen  Turn- 
schule von  Joinville-le-Pont  zu 
schicken.  Um  ferner  diese  in  der 
Kenntnis  der  physischen  Erziehung 
ausgebildeten  Lehrer  anzufeuern,wur- 
den  mehrere  Vereine  begründet.  Die 
beiden  wichtigsten  sind :  „Körperliche 
Erziehung  in  der  Schule",  ein  Verein 
der  sich  mit  den  Unterrichtsmethoden 
und  mit  der  Unterstützung  des 
Lehrers  in  seiner  Aufgabe  eines 
physischen  Bildners  beschäftigt,  und 
„Spiel  und  Sport  in  der  Schule",  ein 
Verein,  der  die  Öffentlichkeit  über 
die  Vorteile  körperlicher  Stählung 
aufzuklären  strebt.  —  Die  Vereine 
wirken  bei  den  öffentlichen  Körper- 
schaften auf  Gewährung  von  Krediten 
hin,  von  Territorien  für  Spielzwecke, 
ferner  auf  die  Abschaffung  von  Ge- 
setzen, die  die  Bewegung  für  körper- 
liche Erziehung  einschränken  können 
(z.  B.  die  zivile  Verantwortlichkeit 
des  Lehrers). 


Aus  der  Wiener  Volkshochschule : 

Das  „Volksheim",  die  bekannte, 
einzigartige  Wiener  Volkshochschule, 
versucht  sich  eben  jetzt  mit  einer 
neuen  Methode  des  Anschauungs- 
unterrichts; es  gibt  der  Wiener  Be- 
völkerung einen  umfassenden  Ein- 
blick in  die  Kunstschätze  auf  dem 
Gebiet  des  Porträts,  die  der  Boden 
ihrer  Vaterstadt  trägt,  aber  nicht 
in  den  öffentlichen  Galerien,  sondern 
ehrfürchtig  umhegt  im  Innern  der 
Patrizierhäuser  als  kostbares  Erbteil 
von  Väterzeiten  her  oder  in  wohl- 
gezählten Reihen  verwahrt  von  ver- 
ständnisvollen Sammlern.  Im  Sinne 
seiner  Aufgabe  der  Volks  b  i  1  d  u  n  g 
hat  das  Volksheim  zugleich  seinen 
Besuchern  die  kunstgeschichtliche 
Führung  von  Fachmännern  geboten, 
die  diese  sorgfältig  zusammen- 
getragenen, sonst  der  Öffentlichkeit 
verschlossenen  künstlerischen  Doku- 
mente, die  die  Jahrhunderte  um- 
fassen, erläuterten. 

Die  hervorragendsten  vertretenen 
Wiener  Sammlungen  sind  die  der 
Herren  Kommerzialrat  Julius  Reich, 
Professor  v.  Angeli,  Stephan  v.  Au- 
spitz, Dr.  Eisler,  Graf  Lanckeronski,  A. 
v.  Strasser  sowie  vieler  anderenPersön- 
lichkeiten  der  Universität  und  Hoch- 
finanz. Zu  den  wertvollsten  Stücken 
gehörte  neben  einem  prachtvollen 
Romney,  der  einzig  in  Wien  ist,  der 
„Don  Prospero  Quintavalle"  von 
Bernardo  Campi  aus  dem  Venedig 
des  16.  Jahrhunderts.  Er  ist  einem 
Tizianporträt  ebenbürtig.  —  Ein 
wertvolles  Gegenstück  ist  ein  durch 
seelische  Vertiefung  überraschender 
Makart  — die  Gattin  des  Universitäts- 
professors Fournier  darstellend. 

Und  noch  eine  Perle  birgt  diese 
Ausstellung,  eine  Federzeichnung: 
Hugo  v.  Hofmannsthal  in  seinem 
Arbeitskabinett  von  Rauchinger.  Der 
Künstler  hat  das  Helldunkel  der 
Wange  durch  gefüllte  Rhomben  er- 
zeugt, wobei  ein  weißgelassener 
Raster  der  plastischen  Biegung  folgt. 
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Die  Fernwirkung  ist  eine  äußerst 
lebendige. 

Wir  sehen  ein  Bildnis  von  Lenau, 
im  Irrenhause  gemalt;  eine  Goethe- 
skizze. Uns  entzückt  ein  Aquarell 
von  Daffenger:  sein  Söhnchen  und 
neben  diesem  ein  „Kinderkopf"  von 
Eugene  Garriere  ! 

Ein  Ölgemälde  von  Hans  Krüger 
zeigt  die  nachmalige  Gattin  des 
großen  Chirurgen  Billroth  als  halb- 
wüchsiges Mädchen.  Durchsichtig 
schmächtig,  mit  lebhaftem  Gesicht, 
sitzt  es  im  graugewürfelten  Kattun- 
kleid  mit  überm  Tisch  verschränkten 
Armen  und  einigen  Feldblumen. 

Die  Ausstellung  ermangelt  nicht 
prächtiger  Lenbachs,  Waldmüllers, 
Canons,  Rahls;  Lawrence  ist  gut 
vertreten,  ebenso  Maes.  Selbstver- 
ständlich bilden  ein  Hauptkontingent 
spezifisch  wienerische  Künstler  von 
einst  und  jetzt.  Im  ganzen  eine 
Veranstaltung,  die  weite  Kreise  mit 
künstlerischem  oder  kulturhistori- 
schem Interesse  dem  ,, Volksheim" 
und  dessen  großherzigen  Beschickern 
zu  danken  haben. 

G.  B. 

<$> 

Eine  Kinderbibliothek  in  Indien: 

Als  ein  Symptom  der  geistigen  Auf- 
wärtsbewegung in  Indien  mag  er- 
wähnt werden,  daß  speziell  in  den 
unter  einheimischen  Fürsten  stehen- 
den Staaten  sehr  viel  Interesse  auf 
Ausgestaltung  des  Bibliothekswesens 
gelegt  wird.  So  hat  der  Staat  Baroda 
im  Westen  Indiens,  unweit  Bombay, 
in  der  Staatshauptstadt  eine  Zentral- 
bibliothek angelegt,  welche  eine  eigene 
Frauen-  und  Kinderbibliothek  mit 
spezieller  Ausstattung  für  Bedürf- 
nisse dieser  Leserkategorien  enthält. 

Die  Idee  der  speziellen  Kinder- 
abteilungen in  Bibliotheken  kam  von 
Amerika,  wie  überhaupt  die  große 
Anzahl  indischer  Studenten  an  ame- 
rikanischen Hochschulen  eine  gewisse 


Wechselbeziehung  zwischen  beiden 
Ländern,  ein  Übergehen  amerikani- 
scher Erfahrungen  auf  Indien  er- 
leichtert. 

ImZusammenhang  mit  derKinder- 
bibliothek  sollen  auch  Vorlesungen, 
die  dem  kindlichen  Intellekt  angepaßt 
sind,  speziell  mit  Lichtbildern  aus- 
gestattet, stattfinden. 

O.  Shastra. 

Die    Schülerselbstmorde :  Die 

Schuljugend  wird  in  der  Klasse  mit 
allen  falschen  Vorurteilen  der  mensch- 
lichen Gesellschaft  bekannt  gemacht. 
Sie  hört  in  dem  geschichtlichen 
Unterrichte  von  rühmlichen  Helden- 
taten berühmter  Kriegshelden  und 
den  Schrecken  der  Schlachten,  aber 
wenig  von  den  günstigen  Einflüssen 
des  Friedens,  ohne  den  ein  kultureller 
Fortschritt  ein  Ding  der  Unmöglich- 
keit ist.  ,,Dulce  est  pro  patria  mori," 
wird  dem  jungen,  unreifen  Menschen 
immer  wieder  vorgetragen,  und  er 
gewöhnt  sich  langsam  daran,  den 
militärischen  Ehrbegriff  zur  Richt- 
schnur seines  Verhaltens  zu  machen. 

Wenn  der  Lehrer  den  Schüler 
schlecht  klassifiziert,  empfindet  er 
die  nichtgenügende  Note  als  eine 
Schande  und  Schmach.  Er  sieht 
sich  als  ein  unfähiges  WTesen  hin- 
gestellt und  läuft  Gefahr,  seine 
Vergehungen  als  ein  Verbrechen  zu 
betrachten,  das  man  geradeso  büßen 
kann,  wie  der  Feldherr,  der  sich 
nach  der  verlorenen  Schlacht  den  Tod 
gibt.  Die  Schülerselbstmorde,  von 
denen  man  alljährlich  zu  unzähligen 
Malen  in  der  europäischen  Presse  liest, 
sind  eine  Folge  der  falschen  Er- 
ziehung, in  der  der  unmoderne  Ehren  - 
kodex  aus  der  grauen  Ritterszeit  nicht 
ausgemerzt  ist.  Man  sucht  in  Lehrer- 
kreisen in  schlechter  WTeise  die  Jugend 
vor  den  ihr  drohenden  Gefahren  zu 
bewahren,  indem  man  sich  der  irrigen 
Annahme  hingibt,  der  Schüler  werde 
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nicht  blindlings  ins  Verderben  rennen, 
wenn  man  ihm  keinen  „Fünfer" 
gebe  und  ihn  womöglich  immer  milde 
beurteile.  So  ein  Mittel  wird  in  den 
seltenstenFällen  den  Todeskandidaten 
von  seiner  Tat  zurückhalten.  Wird 
dagegen  die  militärische  Anschauung, 
die  mit  dem  Dasein  eines  Menschen 
sein  willkürliches  Spiel  treibt,  in  der 
Schule  bekämpft,  so  muß  sich  die 
heranwachsende  Generation  dem  Ge- 
dankengang des  freidenkenden  Päda- 
gogen anpassen  und  über  die  Be- 
leidigungen der  Ehre  ganz  andere 
Ansichten  als  früher  hegen. 

Es  ergibt  sich  daraus  eine  bedeut- 
same Fortschrittsmöglichkeit  für  die 
gesamte  Menschheit.  Die  Jugend  darf 
nicht  für  den  Krieg,  sondern  müßte 
für  den  Frieden  begeistert  werden. 
Geschieht  es  so  häufig,  daß  man  ihr 
Vorbilder  aus  dem  militärischen  Leben 
bringt,  dann  wird  sie  leicht  in  den 
Fehler  fallen,  es  sei  eine  kriegerische 
Erziehung  die  schönste  und  edelste. 
Man  muß  ihr  das  Werden  der  inter- 
nationalen Weltorganisation  anschau- 


lich schildern  und  durch  die  Ein- 
führung von  Friedensgedenktagen  die 
Wichtigkeit  des  Pazifismus  darlegen. 
Die  Erkenntnis  des  Zusammen- 
schlusses der  Kulturvölker  zu  einer 
großen  Einheit  würde  eine  Revo- 
lutionierung ihres  Seelenlebens  be- 
wirken. Sie  würden  sich  als  nichts- 
würdig betrachten,  nicht  einst  als 
reife  Männer  für  den  kampflosen  Aus- 
gleich der  streitenden  Nationen  sich 
einzusetzen.  In  der  Geschichte  gibt 
es  hervorragende  Persönlichkeiten, 
die  an  der  Ausgestaltung  des  inter- 
nationalen Weltfriedens  mitarbeiteten. 
Wenn  ein  Kant  in  einer  kriegerischen 
Epoche  das  Wort:  „Ewiger  Friede" 
aussprach  und  sein  Ideal  mutig  der 
eroberungslüsternen  Menge  gegenüber 
stellte,  so  wird  die  Jugend  aus  dem 
geradezu  heroischen  Wirken  des 
großen  Philosophen  für  einen  humanen 
Gedanken,  von  dem  das  Wohl  und 
Wehe  der  Menschheit  abhängt,  ver- 
stehen, wie  kulturfördernd  Friedens - 
helden  sich  bewähren  können. 

Dr.  Emst  Czuczka. 
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DAS  VOLKSHOCHSCHULPROBLEM. 

AS  Übergreifen  einer  gewissen  „Bildung"  auch  auf  die  breitesten 
Volksschichten  ist  eine  Tatsache,  die  nicht  mehr  in  der  Zukunft,  die 
in  der  Gegenwart  liegt,  während  sie  all  den  Jahrtausenden  der  Ver- 
gangenheit als  eine  schwer  erreichbare  Utopie  erscheinen  mußte. 
Aber  die  Erfahrung  hat  gezeigt,  daß  mit  der  Verbreitung  der  elementaren 
Kenntnisse  auch  in  der  untersten  arbeitenden  Schicht  durchaus  nicht  eine 
vollgültige  Befriedigung  aller  vorliegenden  geistigen  Bedürfnisse,  eine  Lösung 
des  Volksbildungsproblems,  ein  stabiler  Zustand  erreicht  sei,  im  Gegenteil: 
Während  die  Massen  der  Vergangenheit  in  ihrer  Unwissenheit  ruhig  verharrten 
und  wenig  oder  keine  Anstrengung  machten,  sich  aus  ihr  zu  -  erheben, 
sehen  wir,  daß  die  halbgebildeten  Massen  von  heute  oder  doch  die  Besten 
aus  dieser  Masse  sich  leidenschaftlich  nach  mehr  Bildung,  mehr  Wissen 
emporsehnen. 

Die  psychologische  Erklärung  ist  übrigens  leicht.  Wer  nichts  weiß,  mag 
das  als  naturgegeben  hinnehmen;  wer  etwas  weiß,  erfährt  eben  daraus,  wieviel 
ihm  zu  vollständigem  WTissen  fehlt.  Wer  sich  einen  Teil  der  bürgerlichen  Hoch- 
kultur  angeeignet  hat,  erkennt  daran,  daß  diese  Kultur  viel  Macht  nach  außen 
und  viel  Möglichkeiten  seelischen  Werdens  dem  Ich  vermittle,  er  will  bis 
zur  Vollkultur  aufsteigen. 

So  sehen  wir  in  allen  modernen  Kulturländern  ein  reges  Interesse  der 
Massen  für  weitere  Bildung,  wir  können  es  am  massenhaften  Zuspruch  der 
später  zu  erörternden  Volksbildungsinstitute  ablesen.  Besonders  lebhaft 
wird  dieses  Interesse  bei  den  städtischen  Massen,  deren  gewerbliche  oder 
kommerzielle  Beschäftigung  ihnen  den  Wert  des  Wissens  alltäglich  vor  Augen 
führt,  am  allerlebhaftesten  bei  der  großindustriellen,  von  sozialistischen 
Ideen  erfaßten  Arbeiterschaft. 

Der  deutsche  Sozialismus  will  ja  eine  Anwendung  wissenschaftlicher 
Grundsätze  auf  die  Probleme  des  Lebens  darstellen,  seine  politischen  Beweis- 
führungen gehen  auf  nationalökonomische  Thesen  zurück,  und  der  Arbeiter, 
der  aus  den  elementarsten  Klasseninstinkten  heraus  sich  der  Sozialdemo- 
kratie anheimgibt,  muß  so  nach  Aneignung  des  entsprechenden  wissenschaft- 
lichen Rüstzeuges  streben. 

Der  Sozialismus  hebt  ihn  auch  rein  seelisch  gerade  in  seinen  besten 
Stimmungen  aus  der  Sphäre  des  alltäglichen  Lebens  heraus,  weist  ihn  auf  ein 
fernes  Zukunftsziel  hin,  gibt  ihm  Anreiz,  sich  mit  geistigen  Dingen  zu  be- 
schäftigen, und  da  ist  es  naturgemäß  wieder  die  Bildung  in  erster  Linie,  die 
als  Pförtnerin  dieser  höheren  geistigen  WTelt  fungiert  und  die  ihrerseits  wieder 
auch  stärkstes  Selbstziel  geistiger  Bestrebungen  ist. 
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Inwieweit  haben  all  diese  Bestrebungen  organischen  Wert  für  die  Ent- 
wicklung der  Gegenwartsmenschheit  ?  Zunächst  stellt  es  an  und  für  sich 
bereits  eine  organische  Vervollkommnung  des  genus  humanum 
dar,  wenn  seine  Mehrheit  einen  höheren  Entwicklungsgrad  geistiger  Reife 
besitzt. 

Man  mag  über  den  Wert  des  Wissens  für  das  individuelle  Glück  welcher 
Meinung  immer  sein,  man  mag  selbst  dem  Irrwahn  huldigen,  daß  die  Un- 
wissenheit und  Bedürfnislosigkeit  den  Menschen  glücklicher  mache,  als  Ent- 
faltung vielfältiger  Empfängnismöglichkeiten;  daß  jedoch  das  wissende 
Wesen  in  der  organischen  Stufenleiter  über  dem  unwissenden  steht,  daß 
die  Linie,  die  vom  Tier  über  den  Naturmenschen  zum  dumpfen  Arbeits- 
menschen späterer  Zeiten  heranführt,  beim  Übergang  zum  arbeitenden  Men- 
schen, der  ein  Weniges  von  den  Gesetzen  der  Natur  und  seines  eigenen  Lebens 
kennt,  einen  Schritt  nach  vorwärts  tut,  daran  kann  ja  ein  Zweifel  nicht 
bestehen. 

Bildung  der  Massen,  und  zwar  nicht  bloß  die  Elementarbildung,  die  nur 
gewisse,  im  Kampfe  ums  Dasein  notwendige  Fertigkeiten  sowie  das  Rüstzeug 
für  weitere  Bildungsarbeit  gibt,  sondern  auch  diese  höhere  Bildung  selbst, 
welche  den  Gesichtskreis  erweitert,  liegt  also  zweifelsohne  im  Sinne  der  Im- 
perative organischer  Vervollkommnung. 

Diese  Massenbildung  ist  auch  unumgänglich,  wenn  die  Elite  selbst, 
welcher  die  produktive  Arbeit  für  Fortbildung  von  Wissen  und  Kultur  obliegt, 
in  dieser  ihrer  Betätigung  ihr  Bestes  leisten  soll.  Zunächst  bedarf  die  letztere 
staatlicher  Hilfe  für  ihre  Universitäten  und  Bildersammlungen,  ihre  For- 
schungs-  und  Kunstinstitute,  und  in  unseren  modernen,  demokratischen 
Gemeinwesen  wird  ihr  diese  Unterstützung  um  so  eifriger  zuteil,  je  mehr  die 
Massen,  die  auf  die  Parlamente  entscheidenden  Einfluß  haben,  Verständnis 
für  all  diese  Kulturbetätigung  besitzen.  Wie  gefährlich  andererseits  das  Unver- 
ständnis der  Massen  für  Kulturfragen,  für  Wissenschaft  und  Kunst  werden 
kann,  lehrt  das  Beispiel  jener  klerikal  regierten  Länder,  deren  klerikale  Massen 
von  wichtigen  Zweigen  der  Kultur  nichts  wissen  wollen  und  dem  Kultur - 
fortschritt  so  viele  Fußangeln  legen. 

Aber  auch  abgesehen  von  all  diesen  materiellen  Bedingungen  bedarf  die 
Elite  der  ideellen  Befeuerung  durch  die  Begeisterung  der  Massen  für  ihr  Tun. 
Das  Bewußtsein,  dem  höchsten  Sehnen  ihres  Volkes  zu  dienen,  gibt  ihr 
die  treibende  Kraft. 

Auch  hier  spielen  übrigens  ideelle  und  materielle  Motive  ineinander,  denn 
die  Bücherproduktion  wie  die  Schöpfung  von  Gemälden  hängt  vom  Wissen 
und  Kunstverständnis,  wenn  auch  nicht  der  ganz  breiten  Masse,  so  doch  einer 
recht  breiten  Mittelstandsschicht  ab;  je  höher  sich  ihre  Bildung  entwickelt, 
desto  mehr  Absatz  finden  die  Erzeugnisse  der  kulturell  produktiven  Schichten, 
desto  leichter  wird  es  ihnen,  in  ihrer  Betätigung  zu  beharren. 

Damit  die  produktive  Elite  Bedeutendes  schaffe,  muß  sie  ferner  aus  be- 
gabten Menschen  bestehen,  eine  Auslese  von  Talenten  umfassen.  In  den 
Aristokratien  der  Vergangenheit  kam  im  wesentlichen  nur  die  sozial  oberste 
Gesellschaftsschicht  als  Rekrutierungsfeld  der  kulturell  produktiven  Schicht 
in  Frage.  Die  Begabungen,  die  in  der  breiten  Masse  des  Volkes  schlummern 
mochten,  wurden  nicht  zu  kulturellem  Tun  erweckt. 

Je  mehr  jedoch  Bildung  in  die  Massen  dringt,  desto  eher  wird  es  möglich, 
daß  auch  der  begabte  Sohn,  daß  auch  die  begabte  Tochter  des  Volkes  sich 
zur  kulturellen  Produktion  aufschwinge^  und  einer  der  wesentlichsten  Werte 


624  DOKUMENTE  DES  FORTSCHRITTS  OKT.  1913 


der  Bewegung,  welche  dem  Volke  Bildung  vermitteln  will,  ist  es:  das  Re- 
servoir, aus  dem  die  tätigen  Köpfe  in  Auslese  der  Besten  zu  schöpfen  sind, 
zu  erweitern,  jedes  Talent  und  vor  allem  jedes  Genie,  das  nur  irgendwo  in 
der  breiten  Volksmasse  vorhanden  sein  mag,  für  Zwecke  der  Fortbildung 
heranzuziehen,  keines  verdorren  zu  lassen. 


Überblicken  wir  all  diese  Gesichtspunkte,  so  sehen  wir,  daß  die  Bildung 
der  Massen  ihre  organische  Vervollkommnung  und  damit  einen  Selbst- 
zweck darstellt,  auch  wenn  diese  Massen  überwiegend  rein  rezeptiv  auf 
kulturellem  Gebiete  bleiben.  Wir  sehen  jedoch  auch,  daß  eben  diese  Massen- 
bildung wichtige  Vorbedingung  für  ein  umfassendes  Schaffen  der  produktiven 
Schichten  bildet,  und  wenn  von  jenen  Seiten,  welche  der  modernen  Demo- 
kratie feindlich  sind,  vielfach  darauf  hingewiesen  wird,  daß  die  herrschende 
Klasse  allein  für  Kulturproduktion  genüge  und  durch  die  Handarbeit  der 
Mehrheit  zu  erhalten  sei,  wenn  zum  Beweise  dieser  Meinung  auf  Griechenland, 
in  dem  ja  tatsächlich  die  Sklaven  rein  passiv  für  die  kulturell  tätige  Herren- 
schicht  frohndeten,  hingewiesen  wird,  so  vergißt  man  daran,  daß  die  soziale 
Demokratisierung  heute  schon  viel  zu  weit  gediehen  ist,  um  an  Wiederher- 
stellung starrer  Klassenschichtung  auch  nur  ernsthaft  denken  zu  lassen,  daß 
der  politische  Einfluß  dieser  Massen,  ganz  ungleich  der  antiken,  auf  Sklaverei 
aufgebauten  Gesellschaft,  heute  so  groß  ist,  daß  ihre  Unkultur  eine  Kultur- 
blüte in  der  Elite  brutal  zerstören  würde,  und  daß  die  wirtschaftlich  erfolg- 
reichen Söhne  des  Volkes  heute  bereits  allerorten  in  die  herrschenden  Schich- 
ten aufsteigen  und  dadurch,  wenn  sie  unkultiviert  sind,  Unkultur  allüberall 
hintragen.  Wir  haben  heute  nur  die  Wahl  zwischen  einer  kulturell  hochstehen- 
den Demokratie,  die  ihre  geistige  Auslese  zu  den  Gipfelpunkten  der  geistigen 
Bildung  hinanträgt  und  einer  kulturellen  Versumpfung,  die  das  individuelle 
Schaffen  der  Besten  immer  wieder  durch  Nichtverstehen  hemmt  und  am 
Erfolge  hindert. 


W  as  kann  geschehen,  um  diesem  wichtigen  Imperative  Genüge  zu  leisten, 
um  Hochbildung  zu  verbreiten  ?  Die  obligatorische  Volksschule  reicht  offenbar 
für  diese  Zwecke  nicht  aus.  So  sehr  es  wünschenswert  und  in  einigen  der 
höchststehenden  Länder  erreichbar  sein  mag,  die  Schulpflicht  und  vor  allem 
die  Fortbildungsschulpflicht  bis  zu  den  reifsten  Jugendjahren  auszudehnen, 
kann  es  sich  doch  immer  nur  einerseits  um  die  Aneignung  gewisser  nütz- 
licher Fertigkeiten,  andererseits  um  die  Schaffung  einer  Grundlage,  auf  der  sich 
dann  geistige  Bildung  aufbauen  mag,  handeln. 

Näher  dem  Ziele  schon  kommt  das  ausgebildete  Stipendiensystem  Neu- 
seelands, das  allen  begabten  Volksschulkindern  die  Möglichkeit  zur  weiteren 
Vervollkommnung  an  Mittel-  und  Hochschulen  verleiht  und  damit  die  freien 
Berufe  aus  einer  Auslese  der  Volksmassen  rekrutiert,  zugleich  aber  die  wirt- 
schaftliche Verwüstung,  die  in  der  Nichtnutzbarmachung  der  Talente  in  der 
breiten  Volksschicht  für  jene  Berufe,  in  denen  sie  Entsprechendes  leisten 
könnten,  besteht,  vermeidet. 

Aber  auch  dieses  System,  das  gewiß  die  geistige  Leistungsfähigkeit  eines 
Volkes  bedeutend  erhöht,  trägt  dem  Bedürfnisse  der  breiten  Schichten  nach 
geistiger  Fortbildung  und  Erlangung  vollständiger  kultureller  Rezeptivität 
nicht  zur  Genüge  Rechnung,  weil  ja  naturgemäß  nur  jene  kleine  Minderzahl 
des  Volkes,  welche  für  die  freien  Berufe  erforderlich  ist,  an  die  höheren  Schulen 
gezogen  wird.  Gibt  es  mehr  Intelligenzen  im  Volke,  mehr  rezeptive  Be- 
gabungen als  für  die  genannten  Zwecke  erforderlich  sind,  so  müssen  sie  eben 
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aus  ökonomischen  Gründen  von  dieser  höheren  Bildung  ausgeschlossen 
bleiben. 

Wird  durch  dieses  neuseeländische  System  der  Notwendigkeit  einer  Er- 
weiterung des  Reservoirs  für  die  Bildung  der  produktiven  Elite  Rechnung  ge- 
tragen, so  kann  andererseits  dem  eingangs  skizzierten  Imperativ:  1.  organischer 
Vervollkommnung  der  Massen  vermöge  der  Gewinnung  eines  großen  geistigen 
Gesichtskreises,  2.  Stützung  der  geistigen  Elite  durch  eine  rezeptiv  starke 
Masse,  nur  durch  ein  Volkshochschul System  Rechnung  getragen  werden. 

Ehe  wir  daran  gehen  können,  die  Technik  eines  solchen  vollkommenen 
Systems  zu  skizzieren,  müssen  wir  an  Hand  jener  Methode,  die  in  diesen  Spalten 
immer  befolgt  wird,  die  zahlreichen  Versuche,  die  in  den  verschiedenen  Kultur- 
staaten bereits  gemacht  worden  sind,  kritisch  würdigen. 

Nicht  hinreichend  bekannt  ist  es  in  der  Tat,  wieviel  bereits  auf  dem  Ge- 
biete des  Volkshochschulwesens  experimentell  geschehen  ist,  und  wie  eine 
Kombination  gewisser  wertvoller  Systeme  bereits  zur  Schöpfung  eines  wahr- 
haft seinem  Ziele  gerecht  werdenden  Systems  genügen  würde. 

Die  Schwierigkeit  liegt  eben  darin,  daß  die  einzelnen  Systeme  ihre  Voll- 
endung in  verschiedenen  Ländern  erreicht  haben,  daß  jedes  derselben  allein 
den  Endzwecken  des  Problems  nicht  gerecht  wird  und  daß  es  an  entsprechen- 
der Fühlung  zwischen  den  einzelnen  nationalen  Volkshochschulbewegungen 
bisher  gefehlt  hat.  Als  solche  wollen  wir  im  folgenden  der  Reihe  nach  be- 
sprechen: 

1.  Die  bloßer  Anregung  und  geistiger  Aufrüttelung  dienenden  „Uni- 
versites populaires"  Frankreichs  und  der  andern  romanischen  Länder. 

2.  Die  einer  Erweiterung  der  Schulbildung  dienenden  Lehrkurse  der 
,,University  extension"  in  England  resp.  die  wesensverwandten  „Volkstüm- 
lichen Universitätskurse"  Deutschlands  und  Österreichs,  resp.  die  gleichfalls 
sehr  nahestehenden  Kurse  der  „Arbeiterakademie"  in  Norwegen,  des  „Ar- 
beiterinstituts" in  Schweden  und  der  finnischen  „Volksbildungsgesellschaften". 

3.  Die  Volkslaboratorien  in  Wien  und  die  Volkshochschulen  Amerikas, 
die  bereits  festeren  Griff  an  die  Gesamtpersönlichkeit  legen,  wahre  Volkshoch- 
schulen darstellen. 

4.  Die  Bauernhochschulen  Dänemarks,  welche  den  vollkommensten 
Typus  in  dieser  Richtung  verwirklicht  haben. 

Die  „Universites  populaires"  sind  in  Frankreich  aus  der  Verbrüderung 
von  Hochschulintelligenz  und  Arbeiterschaft,  wie  sie  die  Dreyfus-Affaire  mit 
sich  brachte,  entstanden.  Die  intellektuellen  Schichten  innerhalb  des  Bürger- 
tums, in  ihrem  Kampfe  um  die  im  Falle  Dreyfus  verletzte  abstrakte  Ge- 
rechtigkeit politisch  isoliert,  erfaßten  die  Möglichkeiten,  die  aus  einer  Heran- 
ziehung der  Arbeiterschaft  zu  ihren  geistigen  Bestrebungen  lagen  und  gründe- 
ten die  ersten  „Universites  populaires"  in  den  Pariser  Vorstädten.  Allüberall 
zeigte  sich  weitgehendstes  Verständnis  und  leidenschaftliches  Interesse. 
Einige  dieser  Institute  gewannen  bald  tausende  von  Hörern,  tausende  von 
zahlenden  Mitgliedern. 

Eine  eigentliche  Schulfunktion  war  ihnen  allerdings  fremd.  Sie  sollten 
den  Massen  bloß  die  Schönheit  der  modernen  Kultur  erschließen  und  sie  zum 
Denken  anregen,  ihnen  geistige  und  sittliche  Reife  geben.  All  dies  glaubte 
man  durch  einzelne  Vorträge  bedeutender  Intellektueller  über  die  spezifischen 
Gebiete  ihres  Forschens  und  Schaffens  zu  erreichen. 


626  DOKUMENTE  DES  FORTSCHRITTS  OKT.  1913 

0SSSSSSSSSSSSSSSSSSSSS ==SB=S9 

Die  oben  geschilderte  Woge  politischer  Begeisterung  brachte  es  mit  sich, 
daß  viele  bedeutende  Männer  der  Wissenschaft  und  Kultur  sich  unentgeltlich 
und  gern  für  diese  Vorträge  zur  Verfügung  stellten,  und  auch  das  Neugierde- 
interesse daran,  einen  bedeutenden,  in  der  Presse  vielbesprochenen  Mann 
kennen  zu  lernen,  mochte  manchen  Hörer  zu  diesen  Vorträgen  treiben. 

Anknüpfend  an  die  Vorträge  wurden  dann  allerdings  auch  einige  Lehr- 
kurse in  solchen  Fächern,  welche  der  Masse  nahe  lagen,  wie  Esperanto,  engli- 
sche Sprache,  Stenographie,  eingerichtet,  aber  ihre  Schülerzahl  blieb  immer 
klein  im  Vergleich  zur  Zahl  der  Besucher  der  großen  Vortragsabende.  Diese 
letztere  wird  nur  übertroffen  von  der  Masse,  die  sich  zu  gewissen  sonntäglichen 
Festen  drängt,  in  denen  Dichter  der  Arbeiterklasse  ihre  Werke  vortragen. 

Die  umfassendste  dieser  Anstalten  war  die  Volksuniversität  im  Faubourg 
St.  Antoine,  die  sich  ,,La  Cooperation  des  idees"  nannte.  Die  Zahlung  von 
50  Centimes  monatlich  berechtigte  zum  Hören  sämtlicher  Vortragskurse 
und  Veranstaltungen,  die  im  Laufe  des  ganzen  Monats  stattfanden.  Es  gab 
keinerlei  andere  Zahlungsbedingungen.  Angehörige  aller  politischen  und 
geistigen  Gruppen  waren  bei  den  Kursen  willkommen. 

Eine  gewisse  Erschwerung  des  Werkes  lag  in  der  Tatsache,  daß  die  Ar- 
beiter, ermüdet  von  dem  langen  Arbeitstage  oder  niedergedrückt  durch  un- 
freiwillige Arbeitslosigkeit,  nicht  mit  vollkommener  geistiger  Frische  zum 
Abendkurse  kommen  können.  Eben  diese  mindere  geistige  Aufnahmefähig- 
keit verlangte  nach  anregender  geistiger  Nahrung,  die  die  Nerven  aufpeitscht, 
und  so  konzentrierte  man  sich  auf  die  wechselnden,  die  Neugierde  stets  wach- 
haltenden Vorträge,  während  systematischere  Kurse  an  der  Über- 
müdung der  Zuhörer  eine  schwer  zu  übersteigende  Schranke  gefunden  hätten. 

Immerhin  konnte  man  einige  Vorträge  vielfach  zu  einer  Gruppe  zu- 
sammenfassen, so  daß  doch  eine  etwas  systematischere  Bildung  vermittelt 
wurde.  Eine  eigene  Monatsschrift,  in  welcher  der  Inhalt  der  wichtigsten 
Kurse  zusammengefaßt  wurde,  erhöhte  auch  den  Wert  der  Studien  *). 

Die  Kurse  haben  weite  Bande  der  Kameradschaft  und  Brüderschaft 
zwischen  den  Schülern  geschaffen,  auf  ihrem  Boden  entstand  ein  weiter  und 
aufgeklärter  Familienkreis.  Man  konnte  eigenartige  psychische  Stimmungen 
einer  Vereinigung  der  durch  Gefühlsgemeinsamkeit,  gemeinsame  soziale  Ten- 
denzen zusammengeschlossenen  Schichten  beobachten. 

Der  Ruf  der  Pariser  Anstalten  drang  in  die  französische  Provinz,  und  in 
allen  größeren  Städten  erwuchsen  gleichartige  Volkshochschulen.  Er  drang 
weiter  nach  den  andern  romanischen  Ländern.  Blühende  Volkshochschulen 
entwickelten  sich  besonders  in  Italien.  Die  Mailänder  Universitä  popolare 
brachte  es  bald  zu  4559  Hörern,  ihre  Vorträge  und  Kurse  betreffen  Arbeiter- 
gesetzgebung, Naturwissenschaften,  die  Geschichte  Mailands,  Sozialhygiene, 
Volkswirtschaft,  italienische  Literatur,  Chorgesang  usw.  Der  Unterricht 
wird  von  den  Professoren  und  Ingenieuren  der  großen  Schulen  erteilt,  und 
volle  Lehrfreiheit  ist  den  Rednern  gewährleistet.  Die  Volkshochschule  von 
Mailand  setzt  sich  das  Ziel,  die  gemeinsame  und  lautere  Werkstätte  aller 
ehrlich  gedachten  und  anständig  vorgetragenen  Ideen  zu  sein.  Die  vornehm- 
sten Vertreter  der  Universität  nehmen  an  der  Volkshochschule  teil,  und 
Männer,  wie  der  Abgeordnete  Varazani,  der  Schriftsteller  Molinari,  widmeten 
ihr  ihre  besten  Kräfte. 

Unter  den  Hörern  überwiegen  die  industriellen  Arbeiter. 


*)  Siehe  den  Aufsatz  des  Herausgebers  dieser  „Cahiers  de  Tuniversite  populaire", 
Henri  Dagan,  in  der  Aprilnummer  1908  der  „Dokumente  des  Fortschritts". 
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In  Rom  ging  die  Initiative  zur  Volkshochschule  von  der  Vereinigung 
freier  Dozenten  aus,  und  zwar  bereits  im  Jahre  1901.  Der  Lehrstoff  wurde  in 
vier  Gruppen,  Literatur,  und  Kunst,  Gesetzgebung  und  Medizin,  geteilt. 

Auch  in  Spanien  gab  sich  reges  Interesse  für  die  neue  Bewegung 
kund  *).  1903  wurde  in  Valencia  eine  Volkshochschule  nach  Pariser  Muster 
gegründet,  die  dank  den  Anregungen  des  republikanischen  Schriftstellers  Blasco 
Ibanez  einen  großen  Ruf  erlangte.  1904  wurde  in  Madrid  eine  Volkshochschule 
begründet,  Vorträge,  Kunstführungen  in  alte  Städte  und  an  landschaftlich 
schöne  Punkte,  musikalische  Abende,  alles  fand  reiches  Interesse.  Anfangs 
waren  diese  Vorträge  im  Madrider  „Athenäum"  untergebracht,  das  gleich- 
falls Vorträge  für  Arbeiter  veranstaltet.  Seither  haben  sie  sich  räumlich  von 
ihm  getrennt.  Seit  1906  erhalten  sie  eine  kleine  Staatssubvention,  und  es 
werden  auch  Vorträge  für  Taubstumme  und  Blinde,  künstlerische  Ausflüge 
für  die  in  Asylen  untergebrachten  Kinder  veranstaltet. 

In  Barcelona  ist  ein  besonders  günstiger  Boden  für  die  Volkshochschul- 
bewegung, da  die  geistig  rege  Bevölkerung  der  Stadt,  unbefriedigt  durch  den 
unzureichenden  offiziellen  Unterricht  des  spanischen  Staates,  seit  langem  ge- 
wohnt ist,  auch  für  den  Volksschulunterricht  autonome  Bildungsanstalten  zu 
schaffen.  Anschließend  wurde  dann  das  ,,Atheneo  obrero",  eine  für  die  Ar- 
beiterschaft bestimmte  Volkshochschule,  und  das  ,,Atheneo  encyelopedico", 
das  sich  an  alle  breiten  Volksklassen  wendet,  eröffnet.  Beide  haben  eigene 
Gebäude,  in  denen  neben  den  für  die  große  Öffentlichkeit  bestimmten  Vor- 
trägen auch  ernste  systematische  Kurse  stattfinden.  Insofern  reichen  beide 
Anstalten  bereits  an  den  Typus  der  ausgebildeten  Volkshochschulen  heran, 
die  wir  an  dritter  Stelle  besprechen  werden. 

Auch  in  Ägypten  sind  Volkshochschulen,  speziell  im  Kreise  des  italieni- 
schen Bevölkerungselementes,  entstanden.  So  hat  die  Alexandriner  Volks- 
hochschule sich  die  allgemeine  Verbreitung  wissenschaftlicher  und  literarischer 
Kultur  unter  der  italienischen  Bevölkerung  Alexandriens  zum  Ziele  gesetzt. 
Die  Redner  sind  frei  in  der  Wahl  ihrer  Themen,  die  Volkshochschule  sagt 
stolz  in  ihrem  Berichte,  daß  keinerlei  Autorität  sie  bevormunde  und  sie  die 
Freiheit  der  Redner  und  die  Würde  der  Studien  durch  ihre  absolute  Unab- 
hängigkeit gewährleiste. 

Wurde  dadurch  naturgemäß  eine  schwere  Zersplitterung  der  ganzen 
Bildungsbestrebung  heraufbeschworen,  so  hat  sich  die  Volkshochschule 
anderseits  eine  Bibliothek  und  einen  Lesesaal  sowie  die  zu  Unterricht  und 
Experimenten  notwendigen  Laboratorien  angegliedert  und  auch  unter  den 
Lehrern  der  höheren  Schulen  eine  Reihe  von  Lehrkräften  gewonnen,  so  daß 
immerhin  Ersprießliches  geleistet  werden  konnte. 

In  Belgien  haben  sich  die  Volkshochschulen  in  engem  Anschluß  an  die 
französischen  entwickelt.  Schon  im  Jahre  1901  wurden  in  Möns,  Charleroi 
und  Brüssel  Volkshochschulen  gegründet,  denen  bald  ähnliche  Institute  in 
allen  Städten  und  Industrieorten  des  Landes  folgten.  Im  Mittelpunkte  stehen 
die  freien  Vorträge  über  verschiedene  Themen,  welche  das  Bildungsinteresse 
der  Bevölkerung  wachhalten.  Ernsteres,  systematisches  Studium  wird  nur 
in  wenigen  Instituten,  so  im  Foyer  intellectuel  im  Brüsseler  Vorort  St.  Gilles, 
betrieben.  Sein  Wahlspruch  heißt:  „Wenn  die  Arbeiterklasse  sich  befreien 
will,  muß  ihr  erstes  Ziel  sein,  sich  von  der  Unwissenheit,  ihrem 
größten    Feinde,    freizumachen/'     Die  Volkshochschule  unterhält  Kurse 


*)  Siehe  die  Enquete,  die  Henri  Dagan  in  der  Aprilnummer  1908  der  „Doku- 
mente des  Fortschritts"  veröffentlichte. 
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über  so  verschiedenartige  Probleme,  wie  Geologie,  Meteorologie  und  Chemie 
einerseits,  Stenographie  und  Russisch  anderseits.  Allwöchentlich  wird 
geturnt,  es  finden  Fechtübungen  statt,  photographische  Kurse,  Chorgesang, 
Orchesterspiel  usw.  Es  besteht  eine  Auskunftstelle  über  Fragen  des  Rechtes, 
des  Handels,  der  Technik  und  Industrie,  eine  Stellenvermittlung,  eine 
Säuglingsfürsorge  und  eine  Bibliothek  von  mehr  als  3000  Bänden. 

In  andern  Städten  sind  es  die  Gemeindeverwaltungen,  welche  die  Volks- 
hochschulen unterstützen  und  ihnen  Mittel  zuführen.  So  konnten  die  Kurse 
zum  Teil  für  unentgeltlich  erklärt  werden. 

An  die  eigentlichen  wissenschaftlichen  Abteilungen  pflegen  sich  Kultur  - 
abende,  musikalische  und  literarische  Veranstaltungen,  Rezitationen  und 
Theateraufführungen  anzuschließen.  Die  Kunsterziehung  wird  durch  Besuch 
der  Museen,  der  Ausstellungen,  wissenschaftlicher  Anstalten  und  Fabriken, 
durch  Reisen  ins  Ausland,  Ausflüge  usw.  ergänzt.  Diese  Volkshochschulen 
haben  auch  Versuche,  die  Naturfeste  zu  erneuern  (z.  B. 
das  „Fest  der  Bäume"),  mit  sich  gebracht. 

In  Belgien  hat  sich  tatsächlich  in  der  Kreuzung  der  von  Frankreich 
herübergekommenen  Einflüsse,  die  auf  Anregung  der  Massen  ausgehen,  und 
der  auf  Rassenmomente  zurückgehenden  germanischen  Gründlichkeit,  welche 
z.  T.  eine  größere  Systematisierung  der  Studien  einführte,  ein  interessanter 
Mischtypus  herausgebildet,  und  Anstalten,  die  auch  rein  äußerlich  großen 
Umfang  angenommen  haben,  sind  entstanden.  So  beträgt  das  Budget  der 
Volkshochschule  von  St.  Gilles  mehrere  hunderttausend  Mark  im  Jahre. 

Diese  konstante  Aufwärtsbewegung  der  belgischen  Volkshochschule  ist 
doppelt  interessant,  wenn  wir  in  Rücksicht  ziehen,  daß  die  Zahl  der  französi- 
schen Volkshochschulen  sich  nur  relativ  kurze  Zeit  auf  ihrer  Höhe  erhielt. 
Als  der  Enthusiasmus  der  Dreyfusperiode  verklungen  war,  war  der  Reiz  der 
Neuheit  verschwunden,  und  da  begannen  sich  auch  die  Redner  zu  fragen, 
warum  sie  eigentlich  so  viel  Zeit  einem  Werke  widmeten,  das  ja  doch  keine 
systematische  Bildung  vermittle.  Da  kamen  auch  die  Arbeiter  selbst  nicht 
mehr  so  häufig  wie  ehedem  zu  den  Vorträgen,  nur  die  Sensation  eines  beson- 
ders berühmten  Vortragenden  vermag  heute  die  Räume  der  „Universite 
populaire"  im  Faubourg  St.  Antoine  noch  zu  füllen,  an  gewöhnlichen  Abenden 
sind  im  weiten  Saale,  einem  Erbstück  der  ersten  Ruhmesepoche,  nur  einige 
wenige  Bankreihen  besetzt. 

Trotzdem  ist  die  Tradition  stark  genug,  um  diese  Volkshochschule  zu 
erhalten,  während  die  überwiegende  Mehrzahl  der  andern  Volkshochschulen 
in  Paris  ihre  Betätigung  gänzlich  eingestellt  hat.  In  den  Provinzen  ist  es 
mancherorten  ähnlich  gewesen,  während  einige  Städte  allerdings  den  Über- 
gang zu  einer  geregelteren  Form  des  Betriebes,  zur  Schaffung  einer  wahren 
Schultradition  gefunden  haben. 

In  Frankreich  hat  man  darum  von  einer  wahren  Krise  der  „Universites 
populaires"  sprechen  können  und  hat  sich  vielfach  gefragt,  worauf  sie  denn 
zurückgehen  möge,  und  ob  sie  vielleicht  zeige,  daß  das  Bedürfnis  der  breiten 
Volksmassen  nach  höherer  Bildung  eben  doch  nur  auf  eine  scheinbare  und 
vorübergehende  Sensation  begründet  gewesen  sei.  Mochte  diese  Frage- 
stellung bei  Begrenzung  der  Problemstellung  auf  Frankreich  erklärlich  sein, 
so  wird  sie  unsinnig,  wenn  wir  die  bereits  erwähnten  Volksschulen  Belgiens 
und  wenn  wir  die  weiter  zu  erörternden  Volkshochschulen  Amerikas,  Öster- 
reichs und  der  nordischen  Länder  in  Rücksicht  ziehen. 

An  der  Krise  der  französischen  Volkshochschulen  ist  neben  der  Wandelbar- 
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keit  des  gallischen  Temperaments  im  wesentlichen  der  Umstand  schuld,  daß 
sie  eben  allzu  leichte  Kost  geboten  haben.  Der  Arbeiter  mochte  sich  freuen, 
ein,  zwei,  drei  Jahre  lang  je  15 — 20  Vorträge  über  die  heterogensten  Fragen 
zu  hören,  dann  aber  mußte  es  ihm  naturgemäß  im  Hirn  herumgehen  wie  ein 
Mühlenrad,  und  er  mußte  sich  fragen,  wozu  denn  dieses  Vielerlei  unzusammen- 
hängenden Wissens  tauge. 

Die  Lösung  des  Problems  kann,  wie  wir  später  im  einzelnen  sehen  werden, 
nur  in  der  Systematisierung  des  Wissens,  in  der  Gruppierung  der  freien  Vor- 
träge um  einen  festen  Kern  systematischer  Kurse  gefunden  werden;  die  freien 
Vorträge  mögen  dann  noch  als  Dessert  dienen,  sie  mögen  aus  dem  großen  Re- 
servoir der  den  Volkshochschulen  noch  ganz  fern  stehenden  Arbeitermassen 
stets  neue  Kräfte  herbeiziehen,  aber  es  darf  nicht  ihre  Aufgabe  sein,  sie  mit 
ihren  eigenen  Kräften  dauernd  festzuhalten,  sie  dürfen  nur  für  eben  diese 
ernsteren  Elemente  der  Hörerschaft  den  bloßen  Übergang  zu  den  systemati- 
schen Kursen  und  Laboratorien  darstellen. 


Von  ganz  andern  Bedürfnissen  und  Aktionszentren  ging  die  zweite  Form 
der  Volkshochschulen,  gingen  die  „volkstümlichen  Universitätskurse"  aus. 
Ihre  Heimat  ist  England.  Die  Universitäten  Oxford  und  Cambridge  haben 
sich  schon  vor  einer  ganzen  Reihe  von  Jahren  entschlossen,  den  eigentlichen 
Universitätsvorträgen  die  ,,University  extension",  d.  h.  Universitätsvorträge 
ernsten  Charakters,  doch  leichterer  Faßbarkeit  für  die  bildungshungrigen, 
einer  akademischen  Schulung  ermangelnden  Schichten  der  Bevölkerung  an- 
zugliedern. Im  deutschen  Sprachgebiete  war  es  zuerst  die  Universität  Wien, 
welche  die  Idee  aufgriff.  Gewiß  haben  auch  in  Deutschland  und  Österreich 
schon  vorher  Volksbildungs-  und  Arbeiterbildungsvereine  aller  Art  bestanden, 
welche  nach  Art  der  französischen  ,, Universites  populaires",  wenn  auch  in  be- 
scheidenerem Rahmen,  die  Vermittlung  allgemeiner  Anregung  durch  Vor- 
träge und  Bibliothekswesen  zum  Ziel  hatten.  Sie  blieben  auch  neben  den 
volkstümlichen  Universitätskürsen  bestehen,  mußten  aber  den  letzteren  die 
Führung  der  Bewegung  überlassen. 

In  Wien  wurde  die  volkstümliche  Lehrtätigkeit  offiziell  als  Aufgabe  der 
Universität  anerkannt  *).  Ein  vom  Senat  und  den  Fakultäten  gewählter 
Ausschuß  leitete  die  volkstümlichen  Universitätskurse.  Die  Vortragenden 
werden  statutengemäß  dem  Lehrkörper  der  Universität,  besonders  den  Privat- 
dozenten, entnommen,  der  Staat  gewährt  der  Universität  eine  Subvention, 
welche  den  größten  Teil  der  Auslagen  decken  soll. 

Diese  Leitung  der  Kurse  durch  die  Universität  selbst  verbürgte  die 
Stabilität  der  Einrichtung  und  ihre  wissenschaftliche  Tendenz.  Die  staatliche 
Subvention  ermöglicht  eine  große  Ausbreitung  der  Lehrtätigkeit,  mehr  als 
100  Kurse  konnten  geschaffen  werden,  jede  mit  besonderen  Abenden  und 
zusammen  annähernd  20  000  Hörern.  Manche  dieser  Kurse  dehnen  sich  über 
einen  oder  zwei  Winter  aus,  so  daß  auch  größere  Wissensgebiete  systematisch 
behandelt  werden  können,  fast  so  systematisch  wie  in  den  Universitätsvor- 
lesungen selbst. 

Die  Unabhängigkeit  des  Programms  von  den  aus  den  Kursen  selbst  zu 
erwartenden  Einnahmen  gibt  die  Möglichkeit,  auch  Themata  zu  behandeln, 
welche  einem  minder  intensiven  Interesse  der  breiten  Volksschichten  ent- 


*)  Siehe  den  Aufsatz  des  Inspirators  der  österreichischen  Volkshochschule  wegimg. 
Dr.  Ludo  M.  Hartmann,  in  der  Aprilnummer  1908  dieser  Zeitschrift. 


42 


630 


DOKUMEMTE  DES  FORTSCHRITTS 


OKT.  1913 


6 


sprechen  und  somit  keine  sehr  große  Hörerzahl  anziehen  können,  die  aber 
an  Bildungswert  besonders  bedeutend  sind. 

In  Berlin  machten  sich  innerhalb  der  Universität  gewisse  Widerstände 
gegen  gleiche  Vorkehrungen  geltend,  und  so  mußte  ohne  offiziellen  Zusammen- 
hang mit  ihr  ein  Verein  von  Hochschullehrern  gebildet  werden,  der  volks- 
tümliche Kurse  veranstaltete.  An  Stelle  der  Realunion  ist  also  eine  Art 
Personalunion  der  Volksbildung  mit  der  Universität  getreten,  die  Unterneh- 
mung entbehrt  der  staatlichen  Subvention.  In  ähnlicher  Weise  ist  seither 
der  Volkshochschulunterricht  in  einer  Reihe  von  andern  deutschen  Universi- 
tätsstädten organisiert  worden. 

Wesensverwandt  den  genannten  Einrichtungen  sind  auch  die  Lehrkurse, 
die  das  Unterrichtsdepartement  der  Stadt  New  York  in  allen  Stadtteilen 
der  amerikanischen  Handelsmetropole  veranstalten  läßt.  Intensiver  noch 
wird  der  Gedanke  in  den  Arbeiterakademien  Norwegens  ausgebaut. 

Die  Akademie  in  Ghristiania  verdankt  ihr  Zustandekommen  einer 
Anregung,  die  unmittelbar  aus  Arbeiterkreisen  hervorging.  Ein  Direktorium 
wurde  geschaffen,  das  mit  dem  Unterrichtsministerium  in  enge  Fühlung  trat 
und  von  ihm  bedeutende  Summen  für  die  Durchführung  der  Idee  erhielt. 
Zahlreiche  systematische  Kurse  in  den  Vorstädten  von  Ghristiania  konnten 
organisiert  werden. 

Das  Beispiel  zündete  auch  in  der  Provinz,  und  gegenwärtig  finden  sich, 
über  ganz  Norwegen  verteilt  *),  über  70  Arbeiterakademien,  hiervon  über  40 
in  den  Städten,  über  30  in  den  Landgemeinden.  Die  durchschnittliche  Zahl 
der  Hörer  für  jede  Vorlesung  betrug  bereits  im  Unterrichtsjahr  1906  in  den 
Städten  ungefähr  200,  in  den  Landgemeinden  etwa  120,  und  ist  seither  noch 
weiter  gestiegen.  In  der  Arbeiterakademie  von  Ghristiania  wurden  die  220 
Vorlesungen  von  42  000  Hörern  besucht. 

Um  das  gesprochene  Wort  durch  das  geschriebene  zu  unterstützen, 
erhalten  die  Hörer  eine  vom  Vortragenden  selbst  verfaßte,  klar  und  leicht 
geschriebene  Darstellung  des  behandelten  Gegenstandes.  Außerdem  wird 
eine  kleine,  populärwissenschaftliche  Zeitschrift,  die  anspornen  soll,  tiefer  in 
den  Stoff  einzudringen,  an  der  Arbeiterakademie  in  Christiania  verteilt,  und 
erhält  jeder  Hörer  für  jede  Vorlesung  einen  gedruckten  Repetitionsbogen. 

In  Finnland  sind  es  eine  schwedische  und  finnische  Gesellschaft  für 
Volksaufklärung,  die  in  regem  Wettbewerb  miteinander  Vorträge  und  systemati- 
sche Kurse  in  allen  Städten  des  Landes  veranstalten.  Der  Landtag  gibt  dafür 
bedeutende  Subventionen,  und  die  Durchdringung  des  ganzen  finnischen 
Volkes  mit  modernen  Gedanken,  die  so  viel  für  die  Stärkung  der  moralischen 
Kraft  der  Nation  und  damit  indirekt  für  die  Bewahrung  der  psychischen 
Individualität  derselben  getan  haben,  geht  gewiß  in  umfassendem  Maße 
auf  das  Wirken  der  Volkshochschulen  zurück. 

All  diese  Lehrkurse  erfüllen  gewiß  die  eingangs  skizzierten  Imperative 
einer  geistigen  Vervollkommnung  der  Massen  und  einer  Schaffung  größerer 
Rezeptivität  für  kulturelle  Anregungen;  aber  sie  befriedigen  nicht  in  voll- 
ständiger Weise  die  Sehnsucht  jener  Elite  der  Arbeiterschaft,  welche  Anteil 
an  wirklicher  Forschung  nehmen,  zur  vollen  Höhe  moderner  Hochkultur  auf- 
steigen und  in  vielen  Fällen  auch  sozial  zu  einer  ihren  Befähigungen  besser 
angepaßten  Lebensstufe  sich  heraufarbeiten  will. 


*)  Siehe  den  Aufsatz  von  Telefsen  in  der  Mainummer  1908  dieser  Zeitschrift. 
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Diesen  Bedürfnissen  werden  nur  wenige  vollausgebildete  Anstalten,  die 
allein  den  Namen  „Volkshochschulen"  wahrhaft  verdienen,  gerecht.  Dies 
sind  gewisse  amerikanische  Volksbildungsinstitutionen,  das  Volksheim  in  Wien 
und  in  einer  ganz  andern  Art  die  Bauernhochschulen  Dänemarks. 

Unter  den  amerikanischen  Institutionen  möge  als  typisches  Beispiel 
das  Drexel-Institut  in  Philadelphia  und  das  Brooklyn-Institute  of  Arts  and 
Sciences  betrachtet  werden.  Das  erstere  dient  vorzüglich  der  höheren  beruf- 
lichen Ausbildung  von  Personen,  welche  zunächst  auf  andern  Lebensstufen 
ihren  Erwerb  gesucht  haben  und  nun  qualifiziertere  Arbeiter  zu  werden 
wünschen.    Einige  der  Abteilungen  der  Hochschule  sind  die  folgenden*): 

Unterricht  im  Zeichnen,  Malen,  Modellieren  usw., 

Elektrizität,  Mechanik,  Chemie  usw., 

Handelsschule,  Buchführung,  Stenographie  usw., 

Ökonomie,  praktische  Anleitung  für  das  Hauswesen, 

Schneidern,  Putzmachen, 

Vorträge  in  Kunst  und  Wissenschaft,  Orgelkonzerte  usw., 
Orchestermusik. 

Ideelleren  Zwecken  dient  die  obgenannte  Volkshochschule  Brooklyn. 
Sie  veranstaltete  z.  B.  im  Jahre  1905: 

5  Vorlesungen  über  das  Problem  industrieller  Monopole, 

6  Vorlesungen  über  soziale  Kräfte  im  viktorianischen  Zeitalter, 
12  Vorträge  über  Shakespeare, 

6  Vorträge  mit  Lichtbildern  über  Architektur  und  Baukunst, 
6  Ansprachen  über  die  Philosophie  des  persönlichen  Lebens, 
Lichtbildervorträge  über  griechische  Archäologie, 
Vorlesungen  und  Illustrationen  über  Architektur, 
Vorlesungen  mit  Illustrationen  über  Astronomie, 
Vorlesungen  über  Botanik  mit  Illustrationen, 
6  Vorträge  mit  Lichtbildern  über  organische  Chemie, 
6  Vorträge  mit  Illustrationen  über  Nahrungsmittel, 
Vorlesungen  mit  Lichtbildern  über  Elektrizität, 
Vorträge  mit  Illustrationen  über  Maschinenwesen, 
Vorlesungen  mit  Lichtbildern  über  Insektenkunde, 
Vorlesungen  mit  Illustrationen  über  die  Baukunst  der  Ameisen, 
6  Vorträge  mit  Lichtbildern  über  kunstvolle  Handarbeiten, 
6  Vorträge  über  amerikanische  Kunst, 
5  Vorträge  mit  Illustrationen  über  Naturschönheit, 
8  Vorlesungen  über  Erdkunde. 


In  Wien  sehen  wir  im  Anschluß  an  die  volkstümlichen  Universitätskurse 
als  wahre  Volksseminare  zwei  „Volksheime"  entwickelt,  in  denen  dem  Be- 
dürfnis nach  intensiverer  Arbeit  auf  einzelnen  Gebieten  des  Wissens,  nach 
innigerem  Kontakt  mit  dem  Lehrer  und  nach  entsprechender  wissenschaft- 
licher Selbsttätigkeit  Genüge  getan  wird.  Manche  Hörer  der  philosophischen 
Vorträge  wollten  auch  philosophische  Werke  unter  Anleitung  lesen,  andere 
Hörer  durch  Lektüre  von  historischen  Quellen,  wenn  auch  in  Übersetzungen, 
mit  tieferem  Verständnis  in  die  Vorzeit  und  in  die  kritischen  Methoden, 
mit  welchen  diese  Vorzeit  rekonstruiert  wird,  eindringen ;  wieder  andere  durch 

*)  Siehe  die  eingehendere  Schilderung  in  der  Studie  „Das  moderne  Proletariat" 
von  Dr.  Julius  Deutsch  und  dem  Unterzeichneten. 
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intensiveres  Studium  der  Mathematik  der  Erfassung  physikalischer  Gesetz- 
mäßigkeiten näherkommen;  wieder  andere  das  Pflanzenleben  beobachten  und 
mit  Mikroskop  und  Pflanzenpresse  umgehen.  All  diesen  Zwecken  dienen  die 
beiden  Volksheime,  von  denen  das  erste  bereits  seit  12  Jahren  besteht  und 
seit  7  Jahren  ein  eigenes  Gebäude  besitzt,  mit  je  einem  physikalischen  und 
chemischen,  experimentell-psychologischen  und  naturhistorischen  Kabinette, 
mit  Räumen  für  die  regelmäßigen  historisch-nationalökonomischen  Übungen, 
mit  Fachbibliohtek  usw.  Diese  erst  begründete  Anstalt  zählt  über  2000 
Volksstudenten,  die  zumeist  mehrere  Abende  der  Woche  in  ihr  zubringen  und 
sich  so  wahrhaft  zur  Hochschulbildung  emporringen  *). 

In  der  genannten  Anstalt  ist  ferner  eine  Lesehalle  und  eine  Ausleihbiblio- 
thek des  Volksbildungsvereins  untergebracht;  eine  Reihe  volkstümlicher 
Tageskurse  und  Sonntagsvorträge  sowie  auch  Konzerte  des  Volksbildungs- 
vereins werden  in  den  Räumen  des  „Volksheimes"  abgehalten,  Studenten 
und  Volksschullehrer  unterrichten  in  seinen  Lehrzimmern  in  verschiedenen 
Elementarfächern  und  fremden  Sprachen,  so  daß  auch  jenes  „Leben",  jenes 
eifrige  Kommen  und  Gehen,  das  jeder  lebendigen  Institution  so  gut  ansteht 
und  ein  Fortentwicklungsferment  bedeutet,  in  beiden  Wiener  Volksheimen 
besonders  scharf  in  Erscheinung  tritt. 

Einige  Zahlen  mögen  das  Gesagte  weiter  veranschaulichen:  Im  Jahre 
1912  wurden  147  systematische  Kurse  abgehalten  und  von  4680  Hörern 
besucht.  Die  Bibliothek  zählt  5000  Werke.  Die  Jahreseinnahme  beträgt 
60  000  K. ;  die  Zahl  der  zahlenden  Mitglieder  2655,  das  Reinvermögen  der 
Anstalten  377  000  K. 

Enge  Fühlung  zwischen  Lehrenden  und  Lernenden  hat  sich  herausge- 
bildet. Die  Wunsche  dieser  werden  durch  hierzu  bestellte  Vertrauensmänner 
dem  leitenden  Ausschuß  bekannt  gegeben.  Die  Selbstregierung  wird  durch 
frei  gewählte  Ordner  ausgeübt,  denen  sich  zahlreiche  freiwillige  Mitarbeiter 
in  den  Seminaren  und  Laboratorien  anschließen. 

Im  Vorjahre  wurde  ferner  im  Semmeringgebirge,  nahe  von  Wien,  ein 
Haus  erbaut,  in  dem  solche  Hörer,  welche  Naturbeobachtungen  machen 
wollen,  für  kürzere  Zeit  Aufenthalt  nehmen.  Im  Semmeringvolksheim  wie 
auch  in  der  städtischen  Anstalt  ist  für  wohlfeile  alkoholfreie  Beköstigung 
gesorgt,  so  daß  die  Hörer  das  Haus  als  ihr  Heim  betrachten  können. 

Ein  rein  äußerlicher  Beweis  für  die  Lebenskraft  der  zuerst  begründeten 
Anstalt  liegt  auch  in  der  bereits  erwähnten  Tatsache,  daß  eine  Schwester - 
anstalt  in  einer  andern  Wiener  Vorstadt  begründet  werden  mußte,  um  die 
Fülle  der  Hörer  fassen  zu  können,  wie  auch  anderseits,  um  die  großen  Wege 
durch  die  Stadt  Wien  abzukürzen  und  auch  solchen  Personen,  welche  nicht 
über  entsprechend  viel  Zeit  für  diese  Wege  verfügen,  den  Besuch  eines  Volks  - 
heimes  zu  ermöglichen. 

Dem  Volksheim  in  der  Linie  einer  vollständigen  Erfassung  des  Hörers, 
in  der  Konzentrierung  zur  wahren  Schule,  ebenbürtig,  im  übrigen  aber  weit 
von  ihm  abweichend,  haben  sich  die  Bauernhochschulen  Dänemarks 
entwickelt. 

Diese  Volkshochschulen  sind  überwiegend  für  die  Jugend  der  land- 
wirtschaftlichen   Bevölkerungskreise    bestimmt.     Es    gibt    ihrer    70  in 

*)  Siehe  den  bereits  erwähnten  Aufsatz  von  Dr.  Hartmann  in  der  Aprilnummer 
1908  und  den  Aufsatz  von  Georg  Schmiedl  in  der  Mainummer  1913  der  „Dokumente 

des  Fortschritts". 
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Landstädten  und  größeren  Dörfern.  Der  Kursus  r  für  7  männliche  Schüler 
dauert  vom  1.  November  bis  zum  1.  April,  erstreckt  sich  also  über  jene  Periode 
des  -  Jahres,  während  welcher  die  Erntearbeiten  nahezu  vollständig  ruhen. 
Den  Schülern,  die  fast  den  ganzen  Tag  in  der  Schule  verbringen,  erwächst 
trotzdem  kein  irgendwie  wesentlicher  Ausfall  ihres  Erwerbes,  der  sich  eben 
ohnehin  auf  den  Sommer  konzentriert.  So  wurde  es  möglich,  daß  etwa  ein 
Viertel  der  jungen  Leute  aus  den  dänischen  Landgebieten  diese  Schulen 
besucht.  Die  Schülerinnen,  die  auch  sehr  zahlreich  sind,  gehen  vom  1.  Mai 
bis  1.  August  zur  Schule. 

Das  Schulgeld  für  Unterricht,  Wohnung  und  Beköstigung  in  der  An- 
stalt beträgt  35  K.  (39  M.)  pro  Monat,  doch  erhält  ein  großer  Teil  der  Schüler 
staatliche  Stipendien,  die  einen  großen  Teil  der  Summe  decken.  Der  Unter- 
richt umfaßt  vor  allem  Geistes-  und  Naturwissenschaften. 

Die  eigentliche  fachtechnische  Unterweisung  bleibt  speziellen  Fach- 
schulen vorbehalten,  doch  geben  die  Volkshochschulen  vermöge  der  allge- 
meinen geistigen  Reife,  die  sie  vermitteln,  naturgemäß  eine  wertvolle 
Basis  für  den  fachlichen  Unterricht;  und  wenn  Dänemark  heute  durch 
seine  landwirtschaftlichen  Genossenschaften  zu  den  wohlhabendsten  Ländern 
der  Erde  gehört,  ist  auch  dies  z.  T.  den  Volkshochschulen,  die  das  Ver- 
ständnis für  den  Genossenschaftsgedanken  geweckt,  die  für  seine  Verwirk- 
lichung notwendige  sittliche  Reife  gegeben  haben,  zu  danken. 

So  bieten  sich  dem  Reformfreunde  zahlreiche  und  wertvolle  Beispiele  und 
Erfahrungen  dar,  aus  denen  er  schöpfen  kann,  um  jenen  Typus  der  Volkshoch- 
schule, der  den  Imperativen  der  Anregung  und  Vervollkommnung  der  Massen, 
der  Schaffung  kultureller  Rezeptivität  für  die  Schöpfungen  der  Elite  und 
der  Heranziehung  aller  Talente  aus  der  breiten  Masse  für  eigene  Mitarbeit 
in  der  Kultur  entspricht,  zu  bilden. 

Diese  Volksuniversität  müßte  die  Vorzüge  der  einzelnen  Systeme  syn- 
thetisch vereinigen  *).  Zunächst  müßte  ein  breiter  Kranz  volkstümliche 
Vorträge  über  verschiedene  populärwissenschaftliche  Themen  nach  Art  der 
romanischen  Volksuniversitäten  dem  Anregungsbedürfnis  der  Massen  dienen, 
um  aus  der  modernen  Bildungsbestrebungen  fern  lebenden  Masse  durch  die 
Sensation  des  einzelnen  Vortrages  die  Elemente  herauszuholen,  aus  denen 
sich  dann  der  Hörerkreis  der  wahren  Volkshochschule  rekrutieren  kann.  Diese 
Kurse  würden  im  übrigen  dem  Bildungsbedürfnis  der  breiten  Masse,  die  nach 
der  Tagesarbeit  Geistesbefriedigung  sucht,  Genüge  tun  und  sie  in  wirksamem 
Grade  kulturell  verfeinern  helfen. 

Für  solche,  die  tieferes  Eindringen  in  das  wissenschaftliche  Leben  suchen, 
wären  den  genannten  Vorträgen  systematische  Kurse,  wie  sie  in  Deutsch- 
land und  Österreich  in  den  volkstümlichen  Universitätskursen  bereits  gegeben 
sind  und  wie  sie  in  Amerika,  Belgien  und  Norwegen  aus  einem  Bedürfnis 
heraus  erwachsen  sind,  anzugliedern.  Die  Absolventen  dieser  Kurse  würden 
sich  bereits  ein  so  eingehendes  Wissen  auf  den  einzelnen  Wissensgebieten  an- 
eignen können,  um  als  Leser  wissenschaftlicher  Werke,  als  Empfänger  geistiger 
Anregungen,  als  Beschauer  schöner  Bilder,  als  Enthusiasten  guter  Musik 
jenen  Hintergrund  der  rezeptiven  Masse  zu  bilden,  welcher  für  die  Schaffen- 
den so  unendlich  wertvoll  ist,  welcher  jenen  Widerhall  erzeugt,  der  den  geistig 
Tätigen  befeuert. 


*)  Siehe  die  Konklusionen  meines  Aufsatzes  in  der  Aprilnummer  1908  dieser 
Zeitschrift. 
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Um  dem  dritten  Gesichtspunkt  einer  Heraushol  ung  der  Talente  aus  der 
Tiefe  zu  entsprechen,  wären  den  Kursen  Volksseminar ien  nach  Art  des  Wiener 
Volksheims  anzugliedern,  mit  entsprechenden  Laboratorien  und  Bibliotheken, 
welche  ein  ernstes  Abendstudium  gestatten.  Prüfungen  am  Jahresschlüsse 
hätten  die  begabtesten  und  eifrigsten  Teilnehmer  zu  ermitteln,  denen  durch 
Stipendien  (wie  in  anderem  Rahmen  in  Neuseeland)  die  Möglichkeit  gegeben 
würde,  an  speziellen  Volksmittelschulen  (deren  Lehrplan  dem  der  allgemeinen 
Mittelschulen  verwandt,  aber  vom  formalen  Ballast  befreit  wäre)  einen  ordent- 
lichen Studiengang  anzutreten. 

Der  Unterricht  könnte,  damit  auch  solche  sittlich  und  geistig  hervor- 
ragenden Mitglieder  des  Arbeiterstandes,  welche  keine  oder  nur  halbe  Sti- 
pendien empfangen  und  tagsüber  ihre  Erwerbstätigkeit  fortsetzen  müssen, 
sich  diesem  Studium  widmen  können,  vorwiegend  auf  die  Abendstunden 
gelegt  werden,  wie  ja  diese  Einrichtung  der  Evening  High  Schools  für  Er- 
werbstätige sich  in  Amerika  so  gut  bewährt  und  so  vielen  den  Ausftieg 
zu  einer  höheren  Berufsbetätigung  ermöglicht  hat.  In  ländlichen  Gegenden 
wäre  der  Unterricht  in  diesen  Volksmittelschulen  wieder  nach  Dänemarks 
Muster  auf  die  Wintermonate  anzusetzen. 

Die  Stipendien,  die  den  Arbeitslohnertrag  der  Hörer  zu  decken  hätten, 
würden  sich  so  überwiegend  auf  ein  bescheidenes  Maß  beschränken  können. 

Am  Schlüsse  eines  mehrjährigen  Kurses  würde  dann  die  Mehrheit  der 
Absolventen  wieder  ins  praktische  Leben  eintreten,  und  zwar  überwiegend 
in  ihren  eigenen  Beruf,  jedoch  auf  höherer  Stufenleiter,  als  Beamte  statt  als 
Arbeiter.  Wieder  andere  könnten  auch  als  Gewerkschaftsfunktionäre,  Schrift- 
steller, Redakteure,  Leiter  von  Volksbildungsinstitutionen  und  in  anderer 
Weise  ihre  Kenntnisse  der  Klasse,  aus  der  sie  hervorgegangen  sind,  zugute 
kommen  lassen. 

Eine  Auslese  aber,  die  während  des  Kurses  und  während  der  Abschluß- 
prüfungen ihre  ganz  vorzügliche  Befähigung  zu  wissenschaftlicher  Forschung 
bewiese,  würde  wie  in  Neuseeland  mit  Stipendien  an  die  staatlichen  Hochschulen 
gesandt  werden.  Da  diese  Auslese  aus  einer  ursprünglich  sehr  großen  Zahl 
geschaffen  worden  wäre,  somit  in  gewissem  Grade  eine  geistige  Auslese  der 
breiten  Volksmassen  selbst  darstellte,  wäre  die  Wahrscheinlichkeit  recht  groß, 
daß  aus  ihrer  Mitte  hervorragende  Forscher  erwüchsen  und  im  Dienste  des 
Kulturfortschritts  Kräfte,  die  sonst  verkümmern,  zur  Entwicklung  kämen. 
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KORRESPONDENZEN 

POLITISCHE  ENTWICKUUNG 

KOMMERZIALRAT  JULIUS  REICH,  WIEN:  EIN 
FINANZIELLER  VORSCHLAG  ZUR  FRIEDENS- 
FRAGE. 
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WEI  Umstände  sind  es  vornehmlich,  die  der  Ausgestaltung  der  obli- 
gatorischen Schiedsgerichtsbarkeit  in  einem  den  Weltfrieden  wirklich 
verbürgenden  Umfange  entgegenstehen.  Zunächst  die  erklärliche 
Scheu  eines  wirklichen  Großstaates,  der  sich  als  solcher  fühlt,  Fragen, 
die  seine  Ehre,  Unabhängigkeit  oder  sein  Lebensinteresse  betreffen,  einer 
schiedsgerichtlichen  Beurteilung  zu  unterziehen.  Wird  selbst  diese  Scheu 
überwunden,  bleibt  als  zweites  Gefahrenmoment  die  Möglichkeit,  daß  der 
Staat,  gegen  den  die  Entscheidung  des  Schiedsgerichts  ausgefallen  ist,  er- 
klärt, sich  in  einer  Zwangslage  zu  befinden,  bei  Anerkennung  des  Urteiles 
inneren  Unruhen  und  schweren  Erschütterungen  ausgesetzt  zu  sein  und 
daher  der  Entscheidung  sich  nicht  unterwerfen  zu  können.  In  einem  solchen 
Falle  fehlt  das  Exekutivorgan,  um  dem  Urteile  des  Schiedsgerichtes  Rechts- 
kraft zu  verschaffen;  die  Institution  des  Schiedsgerichtes  wäre  auf  das  ärgste 
bloßgestellt  und  seine  Wirksamkeit  für  die  Zukunft  sehr  fragwürdig.  Es 
wäre  dies  eine  Niederlage  des  Schiedsgerichtsgedankens,  welche  dieser  selbst 
wohl  schwerlich  überleben  würde.  Es  frägt  sich  nun,  ob  es  nicht  möglich 
wäre,  diesen  Schwierigkeiten  in  entsprechender  Weise  zu  begegnen. 

Solange  die  Staaten  ihr  Schicksal  selbst  in  der  Hand  zu  haben  wünschen, 
über  ihr  Wohl  und  Wehe  im  Notfalle  die  oberste  Entscheidung  selbst  zu  fällen 
beanspruchen,  ist  es  allerdings  schwer  möglich,  ihre  unbedingte  Beugung 
unter  ein  schiedsgerichtliches  Urteil  für  alle  Fälle  zu  erzwingen.  Statt  des 
Zwanges  können  nur  Mittel  in  Betracht  kommen,  welche  die  Durchsetzung 
des  Urteils  zu  erleichtern  suchen,  ohne  den  kategorischen  Imperativ  in  An- 
wendung zu  bringen.  In  diesem  Sinne  sei  der  nachfolgende  Vorschlag  gemacht, 
der  sich  demnach  nicht  als  Lösung  der  so  schwierigen  Frage,  sondern  nur  als 
Versuch  darstellt,  das  Problem  auf  eine  Art  finanzieller  Basis  zu  stellen  und 
dadurch  dessen  Schwierigkeiten  wenigstens  einigermaßen  zu  mildern. 

Die  Staaten,  die  dem  Haager  Schiedsverbande  angehören,  hätten  nach 
diesem  Vorschlage  jährlich  einen  Betrag,  der  den  Kosten  eines  Rüstungs- 
tages für  den  betreffenden  Staat  entspricht,  einzuzahlen.  Diese  täglichen 
Kosten  wurden  von  Professor  Richet  in  den  Dokumenten  des  Fortschrittes 
für  die  europäischen  Großstaaten  mit  zweihundertfünfzig  bis  dreihundert 
Millionen  Mark  berechnet.  Die  tatsächlichen  Kosten  wären  nun  im  gegen- 
seitigen Einvernehmen  von  den  betreffenden  Staaten  festzustellen,  wohl  am 
besten  durch  Annahme  eines  einheitlichen  Kostensatzes  für  jeden  mobili- 
sierten, bzw.  mobilisierungsfähigen  Mann,  sowie  entsprechender  Zuschläge 
nach  dem  Tonnengehalte  der  für  Kriegszwecke  zur  Verfügung  stehenden 
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Flotte.  Der  nach  den  so  berechneten  Kosten  entfallende  Betrag  wäre  von 
den  betreffenden  Staaten  in  Haag  in  monatlichen  Raten  zur  Einzahlung  zu 
bringen.  Sollten  die  Kosten  eines  Rüstungstages  für  die  Beitragsleistung  als 
zu  hoch  erscheinen,  so  könnte  ein  einheitlicher  Bruchteil,  beispielsweise  die 
Hälfte  oder  ein  Viertel  derselben  als  Beitragsleistung  bestimmt  werden.  Die 
derart  eingezahlten  Beträge  hätten  unter  internationaler  Verwaltung  zu 
stehen  und  wären  nutzbringend  anzulegen.  Am  einfachsten  würde  diese  An- 
lage in  einer  ähnlichen  Weise  erfolgen  in  der  z.  B.  die  russische  Regierung 
ihre  Guthaben  im  Auslande,  die  mehrere  hundert  Millionen  Rubel  betragen 
unterhält,  also  gegen  tägliche  oder  kurzfristige  Kündigung  bei  erstklassigen 
Banken,  wobei  die  Banken  jedes  Staates  der  Beitragsleistung  desselben 
entsprechend  berücksichtigt  werden  könnten. 

Um  jeden  Konflikt  wegen  der  Rückzahlung  mit  den  zahlungspflichtigen 
Staaten  auszuschließen,  könnten  solche  Banken  gewählt  werden,  die  im 
Auslande  Filialen  haben,  daher  auch  mit  ihren  ausländischen  Vermögen 
für  die  Rückzahlung  haften.  Diese  Elocierung  von  Geldern  in  fruchtbringender 
Weise  hätte  noch  den  weiteren  Vorteil,  daß  sie  den  Segen  einer  längeren 
Friedensperiode,  nämlich  einen  billigeren  Zinsfuß  rascher  herbeizuführen 
imstande  wäre,  da  die  bedeutenden  Kapitalien,  die  dem  Markte  zur  Verfügung 
gestellt  würden,  also  die  Vermehrung  des  Leihkapitals  auf  den  Leihpreis  des 
Geldes,  den  Zinsfuß  ermäßigend  wirken  würden.  Die  auf  jede  Staatseinlage 
entfallenden  Zinsen  wären  am  Schlüsse  des  Jahres  der  Einlage  nach  ent- 
sprechendem Abzüge  für  die  Verwaltungskosten  gutzuschreiben.  Es  könnte 
auch  in  Haag  selbst  eine  internationale  Bank  zur  Verwaltung  dieser  Gelder 
gegründet  ^werden,  deren  Leitung  den  beitragenden  Staaten  zustehen  würde. 

Alle  Streitigkeiten  zwischen  den  einzelnen  Staaten  sollen,  sobald  das 
Haager  Schiedsgericht  sich  zur  Entscheidung  derselben  kompetent  erklärt, 
der  Schiedsgerichtsbarkeit  ohne  jede  Ausnahme  unterliegen.  Nur  bei  Streitig- 
keiten, welche  Ehre,  Unabhängigkeit  oder  die  Lebensinteressen  eines  Staates 
berühren,  hat  der  betreffende  Staat  das  Recht,  bei  Anhängigmachung  des 
schiedsgerichtlichen  Verfahrens  den  bezüglichen  Vorbehalt  (Ehren-  bzw. 
Integritäts-Reservation)  zu  erheben.  Dieser  Vorbehalt  würde  ihn  zwar  von 
der  Durchführung  des  Schiedsspruches  eventuell  entbinden,  jedoch  die  Nicht- 
anerkennung des  Schiedsspruches  hätte  die  Folge,  daß  die  von  ihm  bis  zum 
Tage  des  Urteiles  geleisteten  Einzahlungen  samt  Zinsen  zugunsten  jenes 
Staates,  der  im  Rechtsstreite  Sieger  geblieben  ist,  verfallen.  Diesem  Staate 
wäre  auch  seine  eigene  Einzahlung  zur  Verfügung  zu  stellen,  wenn  es  infolge 
der  verweigerten  Anerkennung  des  Schiedsspruches  zu  einem  Kriege  mit  dem 
anderen  Staate  kommen  sollte.  In  gleicher  Weise  hätte  die  Rückerstattung 
der  eigenen  Einlage  an  jeden  Staat,  der  sich  im  Kriegsfalle  als  Verbündeter 
dem  rechtssiegenden  Staate  anschließt,  zu  erfolgen,  während  die  Bundes- 
unterstützung des  schiedswidrigen  Staates  den  Verlust  der  eigenen  Einlage 
nach  sich  ziehen  würde.  Sind  mehrere  Staaten  an  dem  Rechtsstreite  be- 
teiligt, so  kompliziert  sich  die  Sache  natürlich,  doch  wird  durch  entsprechende 
Aufteilung  der  eingezahlten  Beträge  eine  analoge  Lösung  wohl  unschwer  zu 
finden  sein. 

Für  das  Urteil  des  Schiedsgerichtes  wäre  auf  diese  Weise  wenigstens 
eine  Geldsanktion  gegeben;  der  Staat,  der  den  Urteilsspruch  nicht  auf  sich 
nehmen  will,  hätte  eine  materielle  Sühne  für  sein  schiedswidriges  Vorgehen 
zu  leisten.  In  der  Praxis  könnte  diese  Leistung  ziemlich  empfindlich  werden, 
nachdem  die  Einzahlungen  nach  einer  Reihe  von  Jahren  eine  beträchtliche 


SYRISCHE  FRAGEN  637 

<ä"'  O 

Höhe  erreichen  können;  der  Verlust  der  Einzahlungen  wäre  ferner  um  so 
peinlicher,  als  dieselben  dem  Gegner  zufallen,  welcher  außerdem  durch  den 
Empfang  seiner  eigenen  Einlage  im  Kriegsfalle  eine  bedeutende  Verbesserung 
seiner  finanziellen  Rüstungsbereitschaft  erhält.  Zum  Kriegführen  gehört 
bekanntlich  nicht  bloß  einmal,  sondern  dreimal  Geld;  das  Geldrecht  hat  sich 
neben  dem  Faustrecht  gleichberechtigte  Geltung  errungen  und  die  finanzielle 
Kriegsbereitschaft  gilt  gegenwärtig  als  ebenso  wichtig  wie  die  militärische. 
Es  ist  nicht  ausgeschlossen,  daß  in  so  manchen  Fällen  aus  diesem  Grunde 
der  Spruch  des  Schiedsgerichtes  angenommen  werden  dürfte,  wo  er  sonst 
abgelehnt  worden  wäre.  Es  gibt  ja  auch  bei  Ehrenfragen  solche  größerer  und 
kleinerer  Bedeutung.  Schließlich  ist  das  Urteil  einer  Körperschaft  wie  des 
Haager  Schiedsgerichtes  für  die  wirkliche  Beurteilung  einer  Angelegenheit 
doch  ungleich  wichtiger  und  richtunggebender  wie  die  Wohlmeinung  und  das 
Ermessen  des  einzelnen  Staates,  der  zudem  Partei  in  der  Sache  selbst  ist. 
Diesem  höheren  Gesichtspunkte  wird  sich  ein  Staat,  wenn  eine  bedeutende 
materielle  Schädigung  mit  der  entgegengesetzten  Auffassung  für  ihn  ver- 
bunden ist,  wohl  leichter  unterordnen,  wie  ohne  jede  Schadensfolge.  Im 
Interesse  des  Friedensgedankens  würde  es  liegen,  daß  die  staatlichen  Ein- 
zahlungen zeitlich  unbeschränkt  erfolgen.  Nach  zwanzig  bis  dreißig  Jahren 
würde  für  jeden  Staat  an  Kapital  und  Zinsen  ein  Fond  vorhanden  sein,  der 
das  Gewicht  der  Friedenswagschale  ganz  bedeutend  verstärken  würde.  Nach 
fünfzig  Jahren  würden  die  angesammelten  Fonds  die  Kriegsgefahr  schon 
ungemein  abschwächen.  Sollte  jedoch  eine  solche  Opferwilligkeit  für  den 
welterlösenden  Friedensgedanken  als  zu  weitgehend  erscheinen,  so  könnten 
die  angesammelten  Fonds  nach  einer  Reihe  von  Jahren  immer  zur  Hälfte 
zur  Rückzahlung  gelangen,  oder  die  Einzahlung  jedes  Staates  mit  einem 
Maximum  bemessen  werden. 

Es  ist  nicht  der  Friedenstempel  selbst,  der  mit  diesem  Vorschlage  be- 
treten wird,  sondern  nur  einige  Stufen  zu  demselben.  Ideale  bleiben  be- 
kanntlich unerreichbar,  es  muß  genügen,  wenn  versucht  wird,  den  Weg  zu 
ihnen  zu  weisen.  Möge  die  hier  versuchte  Wegweisung  nicht  zu  weitab  vom 
Ziele  führen. 


A.  GAROFALO:  SYRISCHE  FRAGEN. 

^^NTER  all  den  Provinzen  der  asiatischen  Türkei  steht  Syrien 
wohl  kulturell  weitaus  am  höchsten,  seine  Erschließung  durch 
moderne  Verkehrsmittel,  der  Zustrom  europäischer  Pilger  und 
J  Touristen,  die  Verbreitung  der  französischen  Sprache,  die  kulturell 
so  wertvolle  Nähe  Ägyptens,  sowie  auch  gewisse  Errungenschaften  politischer 
Selbstverwaltung  (speziell  im  Libanon,  der  ja  seit  53  Jahren  in  seiner 
inneren  Verwaltung  unabhängig  und  der  Türkei  gegenüber  durch  den 
Schutz  der  Großmächte  gedeckt  ist)  haben  Syrien  in  einem  gewissen  Grade 
aus  der  asiatischen  Sphäre  herausgehoben,  Europa  angenähert. 

Viele  seiner  Fragen  bleiben  jedoch  ungelöst,  manche  Entwicklung  bahnt 
sich  vor,  die  im  Falle  einer  Auflösung  oder  Teilung  der  asiatischen  Türkei 
bedeutsame  Konsequenzen  nach  sich  ziehen  wird.  Einige  dieser  Fragen  seien 
nachstehend  besprochen: 

1.  Das  Libanongebiet  hat  seit  der  Einführung  der  türkischen  Kon- 
stitution Wünsche  nach  Erweiterung  seiner  Selbstverwaltung  aufgestellt  und 
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selbige  den  Großmächten  überreicht.  Erleichtert  wird  dies  durch  den  Um- 
stand, daß  ein  großer  Teil  der  christlichen  Maroniten  (die  den  Hauptstock  der 
Libanonbevölkerung  ausmachen),  für  die  Haupterwerbsjahre  das  wenig 
fruchtbare  Bergland  der  Väter  verlassen  und  in  Europa,  Ägypten  sowie  neuer- 
dings insbesondere  in  Nordamerika  und  Westindien  bessere  Verdienstmög- 
lichkeiten aufsucht.  Überall  dort  haben  sich  Komitees  gebildet,  welche  die 
öffentliche  Meinung  der  betreffenden  Länder  zugunsten  der  Libanonfreiheit 
zu  beeinflussen  suchen. 

2.  Besondere  Unterstützung  finden  die  Bestrebungen  der  Maroniten 
seit  altersher  in  Frankreich,  das  ja  bereits  im  Jahre  1860  eine  Flotte  nach 
Beirut  entsandte,  um  die  Maroniten  gegen  mohammedanische  Verfolgung 
zu  schützen,  und  bei  dieser  Gelegenheit  die  Autonomie  des  Libanongebietes 
erzwang.  Seither  blickt  man  im  Libanongebiet  auf  Frankreich  als  Schutz 
der  eigenen  Freiheit,  und  dieses  Zusammengehörigkeitsgefühl  äußert  sich 
auch  darin,  daß  die  zahlreichen  französischen  Missionsschulen  in  Beirut  und 
im  Libanongebiet,  die  Jesuitenuniversität  in  Beirut,  sowie  neuerdings  auch 
die  Anstalt  der  weltlichen  französischen  Mission  von  einem  großen  Teil  der 
maronitischen  Jugend  besucht  wird.  Die  französische  Sprache  ist  also  im 
Handel  Beiruts  herrschend  geworden  und  selbst  in  den  Gebirgsdörfern  kann 
man  sich  mit  ihr  sehr  wohl  verständigen. 

Frankreich  baut  auf  eben  diese  Beziehung  zu  den  Maroniten,  denen 
sich  eine,  wenn  auch  weniger  intime  Beziehung  zu  den  anderen  syrischen 
Christen  und  sogar  zu  den  aufgeklärten  mohammedanischen  Kreisen  zuge- 
sellt, seine  Zukunftsaspirationen  auf  ein  französisches  Protektorat  über 
Syrien,  im  Falle  es  zur  Teilung  der  asiatischen  Türkei  käme. 

Von  Ägypten  her  wendet  sich  dagegen  allerdings  starker  englischer 
Einfluß,  der  speziell  in  Palästina  festen  Fuß  gefaßt  hat,  doch  ist  der  Einfluß 
Frankreichs,  der  im  Libanongebiete  durchaus  gebietet,  auch  in  den  anderen 
Gebieten  überwiegend. 

3.  Ein  weiteres  Rassenelement,  welches  auf  Autonomie  hinarbeitet, 
sind  die  Juden  in  Palästina,  die  in  den  letzten  Jahren  durch  starken  Zustrom 
an  Menschen,  Geld  und  Kulturgütern  aus  Europa  eine  starke  Stellung  im 
Lande  gewonnen  haben.  In  Jerusalem  selbst  bilden  sie  die  große  Mehrheit 
der  Bevölkerung,  und  unter  den  vielerlei  Sprachen,  vermittels  deren  man 
sich  den  Eingeborenen  verständlich  zu  machen  versuchen  mag,  ist  wohl 
der  bekannte  Jargon  (ein  mit  hebräischen  und  slawischen  Worten  durch- 
setztes Mittelhochdeutsch,  das  jedoch  auch  für  den  modernen  Deutschen  ohne 
weiteres  verständlich  ist),  die  dienlichste  Umgangssprache. 

Allerdings  versucht  man  neuerdings,  zur  strikte  hebräischen  Sprache  und 
Kultur  zurückzukehren,  und  in  einer  Reihe  von  Schulen  ist  das  Hebräische 
zur  Unterrichtssprache  erklärt  worden. 

Eine  Reihe  von  Bildungsvereinen  sucht  gleichfalls  jüdische  Zivilisation 
im  Lande  zu  festigen,  und  eine  große  Anzahl  von  landwirtschaftlichen  Kolo- 
nien, die  sich  durch  ganz  Judäa  und  Galiläa  erstrecken,  unterstützt  von  den 
ausländischen  jüdischen  Kolonisationsgesellschaften,  vermögen  es,  daß  auch 
die  lange  Zeit  verödeten  Landstriche  Palästinas  mehr  und  mehr  von  Juden 
besiedelt  werden. 

Inwieweit  es  im  Laufe  der  Jahre  zur  tatsächlichen  Umwandlung  Palästinas 
in  ein  rein  jüdisches  Wirtschafts-  und  Kulturgebiet  und  im  weiteren  Zuge 
zu  einer  politischen  Autonomie  kommen  mag,  hängt  jedoch  naturgemäß 
von  den  politischen  Problemen  der  asiatischen  Türkei  ab.    Zerfällt  sie,  so 
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könnte  immerhin  an  die  Schaffung  jüdischer  Autonomie  in  Palästina  analog 
der  maronitischen  Autonomie  im  Libanon  unter  französischem  Schutz  ge- 
dacht werden. 

Die  Mehrheit  innerhalb  der  syrischen  Bevölkerung  bilden  jedoch  natur- 
gemäß weder  die  Juden  im  kleinen  Palästina,  noch  die  Maroniten  im  Libanon- 
gebiet, noch  auch  die  Drusen  im  Hauran,  die  den  Maroniten  und  Türken 
ßo  viele  blutige  Schlachten  geliefert  haben,  sondern  die  Araber,  zum  Teil 
Christen,  zum  Teil  Mohammedaner.  r 

Diese  Araber  haben  die  türkische  Konstitution  mit  Freuden  begrüßt 
und  arbeiten  nun  darauf  hin,  im  Sinne  der  neuen,  freieren  Einrichtungen 
eine  selbständige  Presse,  wie  sie  ehedem  von  Abdul  Hamid  mit  eiserner  Hand 
niedergehalten  wurde,  zu  begründen,  der  arabischen  Sprache  gegenüber 
dem  bisher  ausschließlichen  Monopol  des  Türkischen  Geltung  in  Amt  und 
Gericht  zu  verschaffen,  die  arabische  Kultur  wieder  freier  zu  entfalten. 

Gewiß  ist  der  Gegensatz  zwischen  Christen  und  Mohammedanern  heute 
noch  so  lebhaft,  daß  ein  arabisches  Gemeinsamkeitsgefühl  nur  in  beschei- 
denem Maße  anzusprechen  ist,  aber  freimaurische  und  freidenkerische  Be- 
strebungen haben  in  Beirut  selbst  doch  bereits  starke  Geltung  und  mögen 
dereinst  als  Brücke  zwischen  beiden  Konfessionen  dienen. 

Der  Araber  ist  als  Semit  bekanntlich  durchaus  von  den  Türken  rasse- 
verschieden,  auch  sein  auf  Handel  und  Erwerb  gerichtetes  bewegliches  Tem- 
perament steht  der  Ruhe  des  türkischen  Beamten,  Kriegers  und  Ackerbauers 
fremd  gegenüber.  Ist  der  Türke  ehrlicher,  der  Araber  wie  die  übrigen  semi- 
tischen Völker  in  gewissem  Grade  skrupelloser  bei  Handel  und  Verkehr, 
so  ist  anderseits  die  Begabung  des  Arabers  für  Wissenschaft  und  Kunst 
unvergleichlich  größer  als  die  des  Türken,  und  es  ist  sehr  wohl  zu  hoffen,  daß 
sich  unter  dem  Schutze  erfreulicher  Institutionen  eine  wertvolle  arabische 
Kultur  entwickle,  die  in  gewissem  Grade  auch  vermöge  der  islamitischen 
Gemeinsamkeit  die  national-türkischen  Teile  des  Reiches  befruchten  mag. 

Jedenfalls  bereiten  sich  in  Syrien,  das  in  der  Vergangenheit  so  oft  Kampf- 
einsatz großer  Rassen  gebildet,  neuerdings  interessante  Entwicklungen  vor. 
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D^IE  Juden  in  Marokko:  Die 
|  mohammedanische  Bevölke- 
_ Jf  rung  Marokkos  steht  be- 
kanntlich den  Versuchen  friedlicher 
Verbreitung  europäischer  Sitte  und 
Kultur  mit  großem  Mißtrauen  ent- 
gegen. Man  beugt  sich  den  franzö- 
sischen und  spanischen  Waffen,  sucht 
jedoch  die  Angleichung  an  euro- 
päisches Wesen  zu  vermeiden. 


Es  bestünde  somit  die  bedenkliche 
Gefahr,  daß  im  Lande  zwei  einander 
schroff  gegenüberstehende  Rassen 
und  Zivilisationstypen  um  Geltung 
ringen;  jene  Heranziehung  der 
eingeborenen  Völker  zur  Leitung 
ihrer  eigenen  Angelegenheiten,  jene 
SchafTung  konstitutioneller  Einrich- 
tungen, die  in  Marokko  nach  dem 
Vorbilde  von  Algerien  und  über  das- 
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selbe  hinaus  über  kurz  oder  lang 
versucht  werden  muß,  würde  wesent- 
lichen Schwierigkeiten  begegnen. 

Bedeutend  erleichtert  wird  jedoch 
die  Lösung  dieses  Problems  durch  die 
Tatsache,  daß  die  marokkanischen 
Juden,  die  in  allen  Küstenplätzen  so- 
wie auch  in  den  Städten  des  Inneren 
einen  sehr  großen  Prozentsatz  der 
Bevölkerung  ausmachen,  den  Handel 
überwiegend  und  auch  das  Gewerbe 
in  bedeutendem  Maße  beherrschen 
und  sich  der  europäischen  Herrschaft 
ganz  anders  gegenüberstellen  als 
ihre  mohammedanischen  Landsleute. 
Durch  Jahrhunderte  hindurch  waren 
sie  unterdrückt  worden,  kein  Jude 
durfte  ein  Pferd  besteigen,  weil  dieses 
edle  Tier  ausschließlich  dem  recht- 
gläubigen Diener  des  Propheten  reser- 
viert blieb;  in  den  Städten  müssen 
sie  bis  zum  heutigen  Tage  eigene 
Ghettos  (in  Marokko  Mellahs  genannt), 
die  durch  Mauern  von  der  übrigen 
Stadt  getrennt  sind,  bewohnen ;  durch 
hohe  Abgaben  mußten  sie  bisher  den 
Schutz  der  Fürsten  erkaufen,  und 
auch  so  waren  sie  keineswegs  jeder- 
zeit gegen  Erpressungen  seitens 
derselben  oder  der  mohammedani- 
schen Bevölkerung  gefeit. 

Sie  begrüßten  darum  die  einmar- 
schierenden Franzosen  als  Befreier 
von  ihrem  erniedrigenden  Lose,  stell- 
ten sich  allerorten  bereitwillig  zur 
Verfügung  und  suchten  sich  so  rasch 
als  möglich  französische4  Sprache  und 
Kultur  anzueignen.  Die  ,,Alliance 
israelite  universelle"  'hat  in  den 
Küstenstädten  eine  Reihe  von  Schulen 
mit  französischer  Unterrichtssprache 
eröffnet,  die  allerorten  überfüllt  sind ; 
ebenso  drängen  sich  die  jüdischen 
Kinder  in  die  vom  französischen 
Staate  errichteten  Anstalten. 

In  gewissem  Sinne  ist  diese  Ent- 
wicklung der  algerischen  parallel,  wo 
sich  die  zahlreichen  einheimischen 
Juden  ja  auch  ganz  den  französischen 
Herren  des  Landes  assimiliert  haben, 
was  vor  30  Jahren  bereits  durch  das 
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Decret  Cremieux,  das  den  Juden  das 
französische  Bürgerrecht  und  das 
Stimmrecht  zu  Parlaments-  und  Ge- 
meindewahlen gab  —  während  die 
Mohammedaner  das  erstere  gar  nicht, 
das  letztere  nur  in  beschränktem 
Grade  erhielten  —  von  der  französi- 
schen Regierung  anerkannt  wurde. 
Ist  auch  kürzlich  ein  Gemeinderat 
der  Hauptstadt  Fez  ins  Leben  ge- 
rufen worden,  so  handelt  es  sich  in 
Marokko  allerdings  für  den  Augen- 
blick noch  weniger  um  Mitarbeit  an 
der  Verwaltung  des  Landes  als  viel- 
mehr um  Betätigung  in  untergeord- 
neten Beamtenstellungen  und  um 
allgemeine  Vermittlertätigkeit  zwi- 
schen Europäern  und  Eingeborenen. 
Die  Juden  sowie  andererseits  aus  Al- 
gerien herübergekommene,  an  den 
Kontakt  mit  Frankreich  gewohnte 
Mohammedaner  bilden  wohl  die  bei- 
den wichtigsten  Mittelglieder  zwi- 
schen den  neuen  und  alten  Herren 
Marokkos,  die  beiden  hauptsächlich- 
sten Stützpunkte  einer  allmählichen 
Umwandlung  marokkanischen  Volks- 
lebens. 

<e> 

Die  Besiedelung Marokkos:  Soeben 
ist  eine  neue  Statistik  der  Bevölke- 
rung von  Casablanca,  der  aufstreben- 
den Handelsstadt  in  Westmarokko, 
die  vor  so  kurzer  Zeit  noch  gänzlich 
darniederlag,  erschienen.  Aus  der- 
selben geht  hervor,  daß  die  Bevölke- 
rung heute  bereits  32  000  Seelen  be- 
trägt, darunter  bloß  3000  mohamme- 
danische Eingeborene,  9000  Juden 
und  20  000  Europäer  (12  000  Fran- 
zosen, 4000  Spanier,  3500  Italiener, 
300  Engländer,  156  Deutsche,  130 
Griechen,  40  Portugiesen  und  12 
Belgier). 

Auch  die  Ansiedlung  europäischer 
Kolonisten  im  angrenzenden  Schauja- 
gebiete geht  sehr  rasch  vor  sich ;  noch 
schneller  allerdings  die  Erwerbung 
der  Ländereien  durch  Grundstück- 
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Spekulanten,  eine  Gefahr,  der  sich  die 
leitenden  Kreise  der  Verwaltung 
durchaus  nicht  verschließen.  So  wird 
in  einer  der  letzten  Nummern  des 
Amtsblattes  darüber  geklagt,  daß 
viele  dieser  Spekulanten  in  Europa 
oder  Algerien  ihren  definitiven  Wohn- 
sitz behalten  und  alljährlich  bloß  für 
einige  Wochen  nach  Marokko  kom- 
men, um  ihren  Agenten,  die  am  Orte 
ansässig  sind,  entsprechende  An- 
weisungen zu  geben.  Sie  lassen  die 
Grundstücke,  die  sie  angekauft  haben, 
vollkommen  unbenutzt  liegen,  warten 
darauf,  daß  die  Besiedlung  des  Landes 
den  Wert  des  Grundstückes  hebe  und 
den  Wiederverkauf  zu  einem  Viel- 
fachen des  Ankaufspreises  ermögliche. 

Viele  haben  im  Schaujagebiete 
Grundstücke  in  ausgezeichneter  Lage 
zu  20 — 30  M.  pro  Hektar  erworben; 
heute  verlangen  sie  bereits  400  M. 
pro  Hektar,  und  weigert  sich  der 
Kolonist,  die  hohe  Summe  zu  be- 
zahlen, so  erklären  sie,  weiter  warten 
zu  wollen. 

Jedenfalls  ein  hübsches  Schul- 
beispiel für  jene  Schäden,  welche 
die  Bodenreformbewegung  auch  in 
Europa,  wenngleich  in  minderer  Aus- 
dehnung, aufzudecken  sich  bemüht 
hat,  denen  gegenüber  sie  durch  ent- 
sprechende Wertzuwachssteuern  vor- 
zugehen vorschlägt. 

Würden  diese  Forderungen  im 
Schau jagebiete  verwirklicht  werden, 
so  wäre  die  Rückhaltung  der  Grund- 
stücke minder  ertragreich,  man  ver- 
kaufte eher  an  die  Kolonisten,  die  den 
Boden  wirklich  bebauen  wollen,  und 
die  Erschließung  des  Landes  könnte 
so  noch  weit  rascher  vor  sich  gehen. 

M.  Harnet. 

Die  neue  chinesische  Staatsver- 
fassung sieht  ein  eigenartiges  Wahl- 
recht vor,  welches  gewiß  weit  vom 
demokratischen  Wahlrecht  der  füh- 
renden europäischen  Staaten  entfernt 
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ist,  aber  eben  hiedurch  eine  ent- 
sprechende Anpassung  an  die  noch 
minder  entwickelte  Volksbildung  er- 
möglicht und  den  Beweis  dafür  er- 
bringt, wie  sehr  die  neue  Republik 
von  jeder  Demagogie  entfernt  ist. 

Das  chinesische  Parlament  zerfällt 
bekanntlich  in  einen  Senat  und  ein 
Unterhaus.  Der  erstere  wird  von  den 
Provinziallandtagen  erwählt,  die  Mit- 
glieder des  Unterhauses  von  der  Be- 
völkerung. Das  Wahlrecht  ist  jedoch 
erstens  an  den  Nachweis  empfangener 
Volksschulbildung  und  zweitens  an 
einen  Zensus  geknüpft  (der  Wähler 
muß  3  Mk.  direkte  Steuern  zahlen 
oder  Grundbesitz  im  Werte  von  1000 
Mark  nachweisen).  Zweijähriger 
Wohnsitz  im  Bezirke  und  Voll- 
endung des  21.  Lebensjahres  wird 
weiter  gefordert.  Militärpersonen, 
Staatsbeamte  und  Geistliche  sind 
vom  Wahlrecht  ausgeschlossen. 

Das  Wahlrecht  ist  indirekt.  In 
jeder  Provinz  werden  50  mal  mehr 
Wahlmänner,  als  sie  Abgeordnete  zu 
entsenden  hat,  erkoren.  Bei  dieser 
Urwahl  gelten  diejenigen  Personen 
als  gewählt,  welche  die  meisten  Stim- 
men erhielten,  vorausgesetzt,  daß 
jeder  Kandidat  mehr  als  ein  Drittel 
aller  abgegebenen  Stimmen  auf  sich 
vereinigt.  Ergibt  der  erste  Wahlgang 
kein  entsprechendes  Resultat,  so 
wird  er  wiederholt. 

Diese  Wahlmänner  erwählen  dann 
die  Abgeordneten.  Diejenigen  Kan- 
didaten gelten  als  gewählt,  welche 
die  meisten  Stimmen  auf  sich 
vereinigen  unter  der  Voraussetzung, 
daß  jeder  Kandidat  die  absolute 
Mehrheit  der  Stimmen  erhalten  habe. 
Insoweit  das  nicht  erhellt,  wird  nicht 
zu  einer  Stichwahl  im  europäischen 
Sinne  geschritten,  sondern  der  Wahl- 
akt so  oft  wiederholt,  bis  die  ent- 
sprechende Anzahl  von  Kandidaten 
die  absolute  Majorität  erlangt  haben. 

J.  Wang. 
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Zur  mongolischen   Fragt:  Am 

21.  Oktober  1912  wurde  bekanntlich 
ein  Staatsvertrag  zwischen  dem  neu- 
gegründeten, unabhängigen  Mongo- 
lenreich und  Rußland  geschlossen, 
welcher  dem  russischen  Handel  weit- 
gehende Vorrechte  in  der  Mongolei 
einräumt  und  Rußland  zum  Ga- 
ranten der  mongolischen  Unabhän- 
gigkeit gegenüber  China  bestellt. 

Rußland  eröffnete  daraufhin  wei- 
tere Verhandlungen  mit  der  chinesi- 
schen Republik,  um  auch  diese  zur  An- 
erkennung der  mongolischen  Unab- 
hängigkeit zu  bestimmen.  Es  erklärte 
sich  bereit,  auf  Entsendung  von 
Kolonisten  nach  der  Mongolei  seiner- 
seits zu  verzichten,  wenn  auch  China 
die  Schaffung  einer  unabhängigen 
mongolischen  Armee  zugestehe,  und 
von  der  Ansiedlung  russischer  Kolo- 
nisten in  der  Mongolei  außerhalb  der 
Städte,  in  denen  sich  russische  Kon- 


suln befinden,  absehe;  sofern  auch 
China  die  Entsendung  chinesischer 
Kolonisten  nach  der  Mongolei  einstelle. 

China  erwiderte  hierauf  in  einer 
Note,  in  der  es  das  Recht  der  Mon- 
golei auf  Aufstellung  einer  selbstän- 
digen Armee  anerkennt,  auf  Ent- 
sendung von  Kolonisten  nach  der 
Mongolei  verzichtet,  jedoch  das  Veto- 
recht gegenüber  allen  Verträgen  der 
Mongolei  mit  ausländischen  Staaten, 
auch  wenn  sie  nur  rein  kommerzieller 
Natur  wären,  beansprucht  und  die 
russische  Vermittlung  für  Rückgän- 
gigmachung des  Unabhängigkeits- 
manifestes  der  Mongolei  ansucht. 

Die  weiteren  Verhandlungen  haben 
bekanntlich  keine  Annäherung  der 
gegenseitigen  Standpunkte  ergeben, 
und  die  Mongolei  trachtet,  ohne  sich 
mit  China  weiter  zu  beschäftigen, 
ihre  Unabhängigkeit  inzwischen  aus- 
zubauen. 


TE(M^ISCHER^WITOBCHAITF 
UCHERFORTSCHRITT 

MAJOR  AUGUST  VON  PARSEVAL,  BERLIN:  ÜBER 
WASSERFLUGZEUGE. 

IE  letzte  große  Neuheit  auf  dem  Gebiete  des  Flugwesens  ist  das 
Wasserflugzeug.  Seine  Idee  besteht  darin,  einem  Flugzeuge 
Schwimmer  zu  geben,  die  es  befähigen,  auf  die  Wasseroberfläche 
niederzugehen  und  wiederaufzusteigen.  Diese  Idee  ist  nicht  neu, 
sondern  war  schon  bei  den  ersten  Versuchen  mit  Flugzeugen  in  Erwägung 
gezogen.  Man  hoffte  dadurch  die  Gefahren  des  Absturzes  zu  vermindern 
und  den  Aufstieg  zu  erleichtern;  doch  zeigten  sich  schon  bei  den  ersten  Ver- 
suchen erhebliche  Schwierigkeiten. 

Auf  seinen  Schwimmern  muß  nämlich  das  Flugzeug  unter  dem  Druck 
seiner  Schraube  eine  solche  Anlaufsgeschwindigkeit  gewinnen,  daß  die  Aero- 
planflächen  in  der  Luft  wirksam  werden  und  das  Aufsteigen  vom  Wasser 
möglich  wird. 


ÜBER  WASSERFLUGZEUGE 
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Der  Bau  der  Schwimmer  ist  also  die  Schwierigkeit;  so  lange  das  Flug- 
zeug schwimmt,  sollen  sie,  auch  bei  Wind  und  Wellen,  eine  zuverlässige 
Unterstützung  gegen  Umkippen  gewähren.  Dazu  müssen  sie  ziemlich  groß 
sein.  Für  jedes  Kilogramm  Gewicht  muß  der  Schwimmer  ein  Liter  Volumen 
haben;  dazu  muß  noch  eine  entsprechende  Reserveschwimmkraft  kommen, 
so  daß  man,  je  nach  Größe  des  Flugzeugs,  ein  bis  zwei  Kubikmeter  Volumen 
braucht,  die  man  auf  eine  breite  und  tiefe  Basis  verteilen  muß,  um  das  Fahr- 
zeug gegen  Umschlagen  zu  sichern. 

Man  hat  nun  die  schwierige  Aufgabe,  diesen  großen  Körpern  im  Wasser 
die  hohe  Fluggeschwindigkeit  zu  erteilen.  Hierzu  gibt  es  nur  ein  Mittel,  daß 
man  nämlich  das  Prinzip  des  Gleitbootes  anwendet,  wobei  die  Schwimmer 
breit  gebaut  und  derart  mit  schiefen  Flächen  ausgerüstet  sind, -daß  sie  durch 
den  Wasserdruck  selbst  sich  aus  dem  Wasser  herausheben  und  dadurch  den 
W^asserwiderstand  vermindern.  Ältere  Versuche  haben  gezeigt,  daß  man 
damit  bedeutende  Geschwindigkeiten  erreichen  kann. 

Die  Anordnung  der  Schwimmer  ist  verschieden;  in  der  Mehrzahl  der 
Fälle  benutzt  man  zwei  nebeneinander  liegende,  lange  und  tiefe  Schwimmer. 
Doch  kommen  auch  lange  Mittelschwimmer  vor  mit  kleineren  Seitenaus- 
legern. 

Das  Material  der  Schwimmer  ist  meistens  Holz  (oder  Blech).  Oft  sind 
sie  auch  durch  Schotten  in  Abteilungen  gegliedert,  damit  das  Fahrzeug  beim 
Leckwerden  einer  Abteilung  flott  bleibt. 

Eine  beträchtliche  Schwierigkeit  besteht  ferner  darin,  den  Schwimmern 
die  nötige  Solidität  zu  geben,  da  bei  Wellenschlag  heftige  Stöße  auftreten; 
auch  ist  das  Abkommen  vom  Wasser  bei  Seegang  sehr  schwierig. 

Alles  dies  bedeutet  daher  eine  beträchtliche  Mehrbelastung  des  Flug- 
zeugs und  erhöht  die  Schwierigkeit  des  Fluges  in  besonderem  Maße.  In 
Deutschland  verlangt  die  Militärbehörde,  daß  die  Flugzeuge  außerdem  noch 
mit  Anfahrgestellen  auf  Rädern  ausgerüstet  sein  müssen.  Da  die  Räder 
im  Wasser  einen  großen  Widerstand  haben  und  das  Erreichen  großer  Ge- 
schwindigkeit unmöglich  machen,  so  müssen  sie  zum  Aufziehen  eingerichtet 
werden,  wie  die  Beine  eines  Vogels,  was  eine  weitere  Komplikation  bedingt. 

Es  ist  begreiflich,  daß  bei  solchen  Erschwerungen  die  Leistungen  der 
Wasserflugzeuge  nicht  auf  der  gleichen  Höhe  sich  halten,  wie  diejenigen 
der  Landflugzeuge.  Gleichwohl  haben  Versuche  in  England  und  Amerika 
den  Beweis  geliefert,  daß  Wasserflugzeuge  sehr  nützliche  militärische 
Leistungen  vollbringen  können;  es  ist  gelungen,  angreifende  Unterseeboote 
vom  Flugzeuge  aus  rechtzeitig  zu  sichten  und  zu  melden.  So  liegt  denn  die 
Ausbildung  dieses  Zweiges  der  Technik  im  militärischen  Interesse. 

Ein  neuer  Schritt  auf  diesem  Gebiete  war  der  Bodensee-Wasserflugzeug- 
Wettbewerb  1913.  Es  verdient  Erwähnung,  daß  die  Marinebehörde  mit  der 
Verlegung  dieses  Wettbewerbes  auf  einen  Binnensee  keineswegs  einver- 
standen war  und  den  Wettbewerb  nicht  unterstützte,  da  sie  wohl  nicht  mit 
Unrecht  der  Ansicht  war,  daß  ein  Binnengewässer  viel  leichtere  Verhältnisse 
bietet  als  die  See,  wo  stärkerer  Wind  und  Wellenschlag  zu  erwarten  ist. 
Der  entschiedenen  Weigerung  der  Industrie  war  es  zuzuschreiben,  daß  dieser 
erste  Wasserflugzeug-Wettbewerb  nicht  an  der  See  stattiand  und  daher 
nur  eine  Art  Vorübung  für  schwierigere  Aufgaben  bildete. 

Gemeldet  waren  17  Apparate,  wovon  11  am  Start  erschienen;  bei  den 
Ausscheidungsprüfungen  wurden  3  Apparate  schwer  beschädigt,  während 
2  Apparate  sich  nicht  vom  Wasser  erheben  konnten.   Für  die  Wettbewerbe 
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blieben  somit  6  Apparate  übrig,  wovon  3  den  großen  Preis  bestritten,  welcher 
auf  eine  zweimalige  Umrundung  des  Bodensees  ausgesetzt  war.  Der  glück- 
liche Gewinner  war  Hirth  mit  einer  Zeit  von  1  Std.  46  Min.  17  Sek.  An  dem 
Wettbewerb  für  Sportflugzeuge  nahmen  2  Apparate  teil. 

Es  hatten  sich  also  nur  3  Apparate  größerer  Leistungen  fähig  gezeigt; 
immerhin  ist  dieses  Resultat  günstiger  als  dasjenige  in  Monaco.  —  Man  darf 
aber  nicht  außer  acht  lassen,  daß  das  Wetter  weit  günstiger  war,  wie 
seinerzeit  am  Mittelländischen  Meer,  und  daß  der  Wettbewerb  an  offener  See 
sicherlich  ein  anderes  Gesicht  gezeigt  haben  würde. 

Mit  Rücksicht  auf  die  selbstgewählte  Erleichterung  der  Prüfung  war 
die  Preisbemessung  recht  reichlich,  und  man  muß  abwarten,  was  die  Zukunft 
bringt,  wenn  die  Flugzeuge  auf  offener  See  geprüft  werden. 

Man  kann  wohl  voraussehen,  daß  Wasserflugzeuge  im  allgemeinen  größer 
und  mit  stärkeren  Motoren  versehen  sein  müssen,  als  Landflugzeuge  bei  gleichen 
Leistungen.  Dabei  interessiert  die  Frage,  ob  es  möglich  sein  wird,  weitere 
Reisen  in  solchen  Fahrzeugen  über  See  zu  unternehmen,  und  für  jetzt  kann 
man  diese  Frage  ruhig  verneinen.  Weder  die  Erreichung  des  Nordpoles,  noch 
die  Überfliegung  des  Atlantischen  Ozeans,  wie  es  in  den  Köpfen  mancher 
abenteuerlustigen  Personen  spukt,  ist  heute  ausführbar,  wie  ein  einfacher 
Überschlag  ergibt.  Ein  Flugzeug  von  100  km  Stundengeschwindigkeit  würde 
zur  Zurücklegung  eines  Weges  von  3000  km  30  Stunden  gebrauchen  und 
an  Öl  und  Benzin  in  dieser  Zeit  mindestens  800  kg  mitnehmen  müssen,  also 
das  ,, Sieben-  bis  Achtfache"  von  dem  Betriebsstoff,  den  ein  solches  Fahrzeug 
zurzeit  trägt. 

Wir  sind  also  von  einem  solchen  Ziele  noch  recht  weit  entfernt,  wenn 
man  auch  die  Erreichung  desselben  nicht  für  absolut  unmöglich  halten  kann. 
Zum  mindesten  hat  die  letzte  Katastrophe  des  Zeppelinschiffes  bei  Helgo- 
land aufs  eindringlichste  die  großen  Gefahren  des  Überseeflugs  gezeigt. 
Nur  eine  lange  Erfahrung  kann  uns  in  den  Stand  setzen,  an  so  große 
Unternehmungen  mit  Aussicht  auf  Erfolg  heranzutreten. 


Verantwortlich  für  die  Redaktion  Ericli  Lilien t h a  1 ,  Berlin- Wilmersdorf.  —  Alle  Manuskripte  sind 
an  die  Deutsche  Redaktion,  Berlin-Wilmersdorf,  Prinzregentenstr.  115/116  zu  richten.  —  Unverlangte 
Manuskripte  werden  nur  zurückgesandt,  wenn  ihnen  Rückporto  heiliegt. 
Druck  von  Georg  Reimer  in  Berlin  W.  10. 


Umschlag  und  Ausstattung  zeichnete  Lucian  Bernhard,  Berlin. 


INSTITUT  FÜR  INTERNATIONALEN  AUSTAUSCH 
FORTSCHRITTLICHER  ERFAHRUNGEN. 


Das  Winterhalbjahr  1912/13  hat  die  Begründung  von  zahlreichen  auto- 
nomen Ortsgruppen  unseres  Vereins  in  allen  Staaten  Europas  gebracht,  viele 
freudige  Bereitwilligkeit  zu  ernster  Arbeit,  viel  Opferwille  zur  Übernahme  all 
der  materiellen  Lasten  hat  sich  allerorten  bekundet. 

So  paradox  es  jedoch  klingen  mag,  sind  die  Mitglieder  unserer  Ortsgruppen 
bisher  weit  eifriger  in  der  Bezahlung  der  Beiträge  —  also  gerade  jener  Sphäre, 
die  anderwärts  die  undankbarste  zu  sein  scheint  —  gewesen,  als  in  der  eigentlich 
ideell  aufbauenden  Betätigung,  welche  die  Verwertung  unserer  Methode, 
die  Darstellung  ausländischer  Erfahrungen  für  die  Lösung  lokaler  Fragen, 
ermöglichen  würde. 

In  der  Septembernummer  erlaubte  ich  mir  an  gleicher  Stelle  das  Modell 
eines  Örtsgruppenstatutes  zu  unterbreiten,  von  der  Ansicht  ausgehend,  daß 
eine  klare  Erfassung  der  Möglichkeiten  einer  solchen  Betätigung,  des  organisa- 
torischen Rahmens,  in  dem  sie  sich  vollziehen  kann,  die  Inangriffnahme  der 
entsprechenden,  lokal  nuancierten  Arbeiten  erleichtern  werde.  Vielleicht 
soll  ich  im  Nachstehenden  eine  weitere  Basis  für  diese  Betätigung  durch 
spezialisierte  Darlegung  der  einzelnen  Arbeitsmöglichkeiten  (siehe  §  2  des 
angezogenen  Modellstatuts)  geben. 

1.  Nächste  und  leichteste  Betätigung  der  Gruppe  liegt  in  der  Anteil- 
nahme an  den  Gesamtaktionen  des  Instituts.  Sie  kann  je 
nach  dem  Eifer  und  den  Kräften  der  Gruppe  weitgehend  oder  bescheiden 
sein.  Auch  im  letzteren  Falle  braucht  es  nicht  an  Genugtuung  über  das  Ge- 
leistete zu  fehlen,  da  die  äußeren  Erfolge  der  Gesamtaktionen  hierfür  bürgen. 
Denn  ein  Gesamterfolg  verleiht  schon  Genugtunug,  auch  wenn  man  nur  in  be- 
scheidenen Grenzen  daran  mitgearbeitet  hat. 

Um  dies  näher  zu  veranschaulichen,  sei  angeführt,  daß  unser  Institut 
im  Jahre  1912  in  Deutschland,  Frankreich  und  Österreich  eine  aufklärende 
Propaganda  betrieben  hat,  durch  welche  die  wertvollen  Ergebnisse  der 
australischen  und  englischen  Heimarbeiterschutzgesetzgebung 
auf  dem  Festlande  von  Europa  bekannt  gemacht  werden  sollten,  um  gleich- 
gerichtete Gesetze  zur  Besserung  des  traurigen  Loses  der  Heimarbeiter  und 
Heimarbeiterinnen  auch  in  Deutschland,  Frankreich  und  Österreich  ent- 
stehen zu  lassen.  Über  10  000  Broschüren  wurden  verteilt,  eine  große  Anzahl 
von  Aufsätzen  in  der  Presse  veröffentlicht,  Vorträge  gehalten,  Fühlung  mit 
den  leitenden  Persönlichkeiten  (so  in  Frankreich  mit  dem  Berichterstatter 
der  zuständigen  Parlamentskommission,  Deputierten  Berthod)  genommen, 
und  tatsächlich  läßt  sich,  zumindest  für  Frankreich,  der  wirksame  Einfluß 
dieser  Propaganda  für  die  Beschleunigung  und  entsprechende  Amendierung 
der  französischen  Regierungsvorlage  feststellen. 


Dokumente  des  Fortschritts,  VI.  Jahro-.  9.  Heft. 


Der  großartige  Erfolg  der  englischen  Gesetzgebung,  wie  er  eben  jetzt 
—  unsere  Voraussagungen  bestätigend,  und  die  Zweifel  der  Deutschen 
Reichsregierung  dementierend  —  in  der  Ausdehnung  der  auf  ihrem  Ur- 
sprungsgebiet so  erfolgreichen  Lohnämter  auf  eine  doppelte  Anzahl  von 
Gewerben  in  äußere  Erscheinung  tritt,  wird  uns  auch  weiterhin  Anlaß  zur 
Fortführung  dieser  Propaganda  geben. 

Im  Jahre  1913  suchten  wir  mit  den  gleichen  Mitteln  eine  Verbesserung 
des  französischen  Entwurfes  über  Invaliditätsversicherung  zu 
erzielen. 

In  Deutschland  suchten  wir  durch  Darstellung  der  musterhaften  Ergeb- 
nisse des  weltlichen  Moralunterrichtes  der  französischen 
Staatsschulen  die  vielfachen  Vorurteile,  die  dagegen  in  Deutschland  als  gegen 
eine  unerfüllbare  Utopie  bestehen,  zu  mindern.  In  Österreich  propagierten 
wir  zur  gleichen  Zeit  die  belgisch -finnländischen  Erfahrungen  mit  dem 
Proportionalwahlrecht. 

Die  eine  wie  die  andere  Propaganda  soll  im  Winterhalbjahre  weitergehen, 
während  wir  uns  in  Frankreich  speziell  einer  Reform  der  Volks- 
universitäten nach  [dem  Beispiele  der  skandinavischen  Staaten 
widmen  werden. 

Was  können  die  Ortsgruppen  tun,  um  an  dieser  Betätigung  mitzu- 
arbeiten ? 

a)  Sie  können  zunächst  unsere  Propagandabroschüren,  deren  wir  eine 
beliebige  Anzahl  den  Gruppensekretären  zur  Verfügung  stellen,  entweder 
unentgeltlich  verteilen  oder,  wenn  ihnen  dies  entsprechender  erscheint,  zum 
Besten  der  Gruppenkasse  verkaufen. 

b)  Sie  können  die  Preßnoten  über  die  genannten  Auslandserfahrungen, 
die  wir  gern  zur  Verfügung  der  Sekretäre  halten,  in  der  Presse  ihrer  Stadt 
zum  Abdruck  bringen  und  so  die  öffentliche  Meinung  in  weiteren  Kreisen  für 
die  Sache  interessieren. 

c)  Sie  können  lokale  Versammlungen  zur  Klärung  dieser  Fragen  ver- 
anstalten und  durch  Vermittlung  unseres  Generalsekretariats  ausländische  Vor- 
tragende, die  über  die  betreffenden  Paralleler fahrungen  des  Auslandes  be- 
richten können,  berufen. 


2.  Außer  dieser  Teilnahme  an  den  allgemeinen  Aktionen  des  Vereins 
können  und  sollen  die  Gruppen  sich  der  Lösung  lokaler  Fragen, 
welche  an  Hand  ausländischer  Parallelerfahrungen  geklärt  werden  können, 
widmen.  Unsere  Essener  Gruppe  hat  z.  B.  in  wertvoller  Weise  die  Initiative 
für  Bekämpfung  lokalen  Alkoholmißbrauchs  durch  Offenhalten  von  Biblio- 
theken und  auf  andere  Weise  ergriffen.  Unsere  Dortmunder  Ortsgruppe  hat 
sich  an  der  Begründung  einer  Volksuniversität  beteiligt. 

Naturgemäß  kann  von  Seite  der  Zentralstelle  nicht  angegeben  werden, 
welche  lokalen  Fragen  am  dringendsten  nach  Behandlung  von  solch  weiten 
Gesichtspunkten  aus  rufen;  unsere  Gruppen  müssen  selbst  darüber  schlüssig 
werden,  der  Reform  welcher  Mißstände,  der  Schaffung  welcher  positiven 
Kulturzentren  sie  ihre  Kräfte  widmen  wollen.  Unser  Generalsekretariat  wird 
gern  bereit  sein,  alle  Materialien  und  Nachweise  über  bezügliche  Parallel- 
erfahrungen des  Auslandes  zu  liefern;. die  Gruppensekretäre  mögen  sie  zu 
Noten  verarbeiten  und  in  der  Presse  ihrer  Stadt  zum  Abdruck  bringen. 


3.  Die  Gruppen  können  ferner  der  Aufklärung  ihrer  Mit- 
glieder durch  Veranstaltung  von  Vorträgen  und  Dis- 
kussionsabenden dienen. 
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In  dieser  Richtung  hat  unsere  Ortsgruppe  in  Gera  durch  eine  Reihe  von 
internen  Vorträgen  und  Debatten,  welche  den  wichtigsten  Kulturfragen  ge- 
widmet waren,  Schönes  geleistet,  ebenso  die  Gruppe  Essen  durch  ihre  Dis- 
kussionen über  das  Alkoholproblem,  die  Gruppe  Wien  durch  Debatten  über 
das  Proportionalwahlrecht. 

Auch  die  Pläne  der  Ortsgruppe  Breslau  bezüglich  der  Erörterung  der 
wichtigsten  Probleme  der  Sozialhygiene  und  der  in  diesem  Falle  im  Auslande 
gemachten  Erfahrungen,  die  philosophisch-sozialen  Diskussionsabende  der 
Ortsgruppe  Abo  in  Finnland,  die  politischen  Diskussionen  der  Gruppe  Pan- 
tschowa  in  Ungarn  usw.  zeugen  davon,  daß  gerade  diese  Betätigungsmöglich- 
keit bereits  recht  eifrige  Pflege  gefunden  hat. 

Vielfach  ist  man  sich  darüber  klar  geworden,  daß  gerade  die  Hefte  der 
,, Dokumente  des  Fortschritts",  deren  jedes  ja  eine  Zusammenstellung  von 
Aufsätzen  über  die  verschiedenen  Gesichtspunkte  für  Beurteilung  eines  kon- 
zentrierten Problems  enthält,  eine  wertvolle  Materialsammlung  für  solche 
Diskussionen  darstellen;  daß  sich  Referent  und  Korreferent  einer  solchen  De- 
batte sehr  wohl  an  Hand  der  Aufsätze  der  vorangegangenen  Nummern  der 
Zeitschrift  entsprechend  dokumentieren  können. 

In  dieser  Richtung  möchte  ich  darauf  hinweisen,  daß  vielleicht  gerade 
der  Leitaufsatz  der  Oktobernummer  (über  das  Problem  der  Volkshochschulen) 
bei  solchen  Gruppenabenden  debattiert  werden  könnte;  vielleicht  mögen  die 
entsprechenden  ausländischen  Gesichtspunkte  Anregung  zur  Schaffung  von 
eigenen  lokalen  Institutionen  geben:  ähnlich,  wie  die  Gruppen  Dortmund 
und  Aschaffenburg  ja  eine  solche  Initiative  ergriffen  haben.  Es  wäre 
ein  sehr  schönes  Ergebnis  solcher  Anstrengungen,  wenn  einige  Volks- 
hochschulen nach  dem  Muster  der  blühenden  Auslandsinstitutionen 
auch  in  deutschen  Städten  errichtet  würden. 

Auch  die  Aufsätze  der  November-Nummer,  welche  Beiträge  zur  Lösung 
der  Arbeiterfrage  bringen  wird,  und  die  der  Dezember-Nummer,  welche 
gewisse  soziale  Krankheiten  bekämpfen  wollen,  mögen  den  Stoff  für  solche  Dis- 
kussionsabende abgeben,  der  Wert  der  Lektüre  mag  so  durch  den  Eindruck 
des  gesprochenen  Wortes  bei  unseren  Mitgliedern  vertieft  werden. 


4.  Außerdem  haben  unsere  Gruppen  naturgemäß  an  der  Veranstaltung 
jener  Versammlungen,  in  denen  die  von  unserer  Zentralstelle  entsandten 
ausländischen  Redner  das  Wort  ergreifen,  mitzuwirken. 

In  dieser  Beziehung  hat  sich  ja  allerorten  freudige  Bereitwilligkeit 
kundgegeben. 


5.  Unseren  Gruppen  steht  ferner  die  Zeitschrift  „Dokumente  des  Fort- 
schritts" für  Berichterstattung  über  ihre  Arbeiten  offen  sowie  für  Mitteilungen 
über  beispielgebende  Institutionen  am  Orte,  sei  es,  daß  die  Gruppe  an  ihnen 
mitgearbeitet,  sei  es,  daß  sie  diese  auf  dem  Wege  einer  Enquete  untersucht  hat. 

Wir  haben  gern  in  unserer  letzten  Nummer  einen  solchen  Bericht  unserer 
Ortsgruppe  Dortmund  über  die  unter  ihrer  Beteiligung  gegründete  Dort- 
munder Volksuniversität  veröffentlicht  und  an  gleicher  Stelle  der  Einführung 
des  weltlichen  Moralunterrichts  für  Kinder  konfessionsloser  Eltern,  an  der 
sich  mehrere  Mitglieder  unserer  Ortsgruppe  W7ien  beteiligt  haben,  Erwähnung 
getan.  Wir  hoffen,  in  einer  unserer  nächsten  Nummern  eine  Enquete  unserer 
Aboer  Ortsgruppe  über  die  Wirkung  der  finnischen  Antialkoholgesetzgebung 
auf  das  Seelenleben  des  finnischen  Volkes  und  seine  moralische  Widerstands- 
kraft gegenüber  fremder  Unterdrückung  veröffentlichen  zu  können. 
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Allen  Mitgliedern  unserer  Ortsgruppen,  welche  an  wissenschaftlichen 
Untersuchungen  sozialer  Phänome  und  an  der  Darstellung  derselben  vor  einem 
internationalen  Publikum  Interesse  haben,  bietet  sich  durch  Schaffung  dieser 
freien  Tribüne  eine  vielleicht  willkommene  Möglichkeit  der  Mitteilung  des 
Gefundenen. 

Der  Vorstand  unseres  Instituts  würde  sich  herzlich  darüber  freuen,  wenn 
unsere  Gruppen  die  eine  oder  andere  dieser  Anregungen  aufgreifen  wollten. 
Rat  und  Hilfe  bei  der  Durchführung  der  betreffenden  Aktion  soll  ihnen  jeder- 
zeit bereitwillig  zuteil  werden,  und  mit  aufrichtigem  Stolze  würden  wir  in 
diesen  gleichen  Spalten  die  Berichte  der  Gruppen  über  das  von  ihnen  Ge- 
leistete veröffentlichen,  den  andern  Gruppen  zur  Aneiferung,  ihnen  selbst  als 
bescheidener  Lohn  ihrer  Anstrengung. 

R.  Broda. 


Ethische  Kultur 

Halbmonatsschrift 
für  ethisch -soziale  Reformen 

Begründet  von  GEORG  VON  GIZYCKI 

Mit  der  Monatsbeilage  „Kinderland",  Blätter  für 
ethische  Jugenderziehung,  u.  der  Vierteljahrsbei- 
lage :  „Weltliche  Schule".  (Mitteilungen  des  Deut- 
schen Bundes  für  weltl.Schuleu.Moralunterricht.) 

Herausgeg.  von  DR.  RUDOLF  PENZIG 

Verlag:  Verlag  für  ethische  Kultur 
Richard  Bieber,  Berlin  S0.1 6,Ru  ngest.27 

Die  im  21.  Jahrgange  erscheinende  Halbmonats- 
schrift »Ethische  Kultur«  mit  ihren  wertvollen 
Beiblättern  Kinderland  und  Weltliche  Schule  ist  mit 
stetig  wachsendem  Erfolge  bemüht,  gegenüber  der 
7.uxn  Teil  unvermeidlichen  Zersplitterung  moderner 
fortschrittlicher  Kulturentwicklung  nachdrücklich 
deren  E  i  n  h  e  i  t  zu  betonen  und  festzuhalten  und  so- 
mit eine  gemeinschaftliche  Basis  zu  schaffen,  auf  der 
alle  freiheitlichen  Gedankenrichtungen  sich  begeg- 
nen, und  alle  vorwärts  gerichteten  Elemente  sich 
zusammenfinden  können. 

Die  »Ethische  Kultur«  mit  der  Monatsbeilage 
»Kinderland«,  Blätter  für  ethische  Jugenderziehung, 
und  der  Vierteljahrsbeilage  »Weltliche  Schule«  (Mit- 
teilungen des  Deutschen  Bundes  für  weltliche  Schule 
und  Moralunterricht)  erscheint  am  i.  und  15.  jeden 
Monats.  Preis  vierteljährlich  Mk.1.60.  Man  abonniert 
bei  allen  Buchhandlungen  und  Postanstalten,  sowie 
direkt  beim  Verlage  Berlin  SO.  16,  Rungestraße  27, 
der  auf  Verlangen  Probenummern  gratis  und  franko 
versendet. 


Im  Januar  1913  begann  der  IX.  Jahrg.  der  Zeitschrift: 

Sexual-Probleme 

Zeitschriftfür  Sexualwissenschaft 
und  Sexualpolitik 

Herausgeber  Dr.  med.  Marcuse 

Preis:  Halbjährlich  (6  Hefte)  Mark  4.— 
Einzelheft  80  Pfg. 

Mit  den  »Sexual-Problemen«  wollen  wir  ein  er- 
schöpfendes Quellen-  und  Sammelwerk  für  die  ge- 
samte Sexualwissenschaft  und  ein  großzügiges  Organ 
für  praktische  Sexualpolitik  bieten.  Eine  stattliche 
Reihe  angesehener  Fachschriftsteller  auf  allen  in 
Betracht  kommendenWissensgebieten  sind  ständige 
Mitarbeiter.  Neben  ausführlichen,  allgemein  ver- 
ständlichen Aufsätzen  aus  dem  Gebiete  der  Medizin 
und  Hygiene,  der  Naturwissenschaft  und  Völker- 
kunde, der  Rechts-  und  Sozialwissenschaft,  der 
Philosophie,  Pädagogik  und  Ethik  wird  sich  unsere 
Zeitschrift  auch  die  eingehende  Berichterstattung 
über  die  einschlägige  Literatur,  über  die  aktuellen 
Ereignisse  im  öffentlichen  Leben,  über  die  Fort- 
schritte und  Erfahrungen  auf  sexualwissenschaft- 
lichem Gebiet  angelegen  sein  lassen. 

Abonnements  nehmen  alle  Buchhandlungen  und 
Postanstalten  entgegen. 

Probeheft  mit  ausführlichem  Prospekt 
gratis  und  franko  durch 

J.  D.  Sauerländer's  Verlag 

Frankfurt  a.  M.,Finkenhofstraße  21 


Diesem  Heft  liegen  folgende  Prospekte  bei: 

1.  Verlag  der  „Hilfe"  in  Berlin -Schöneberg 

2.  Kunstwart -Verlag  in  München 
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Französische  Ausgabe 

„Les  Documents  du  Progres" 

Revue  Internationale 
Directeur:  Dr.  R.  Broda,  Paris,  59  nie  Claude  Bernard 

Englische  Ausgabe 

„Progress" 

Published  bythe  British  Institute  of  Social  Service,  London 
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Ungarische  Ausgabe 

SZOCIÄLPOLITIKAI  SZEMLE 

Herausgegeben  von  Dr.  Eugen  Länczi 
in  Verbindung  mit  Dr.  Marcel  Kadosa,  Budapest 

Esperanto-Ausgabe 

Homaro 

Herausgeber:  M.  Mangada,  Madrid 
Chefredakteur:  Dr.  Uhlmann,  Schussenried 

Probenummern  aller  Ausgaben  erhältlich  durch  das 
Hauptbureau,  Paris,  59  rue  Claude  Bernard. 


mmm  m  INSTITUT  od  bj  m  o 
für  Internationalen  Austausch 
fortschrittlicher  Erfahrungen 


|\!ffc§i  Einsendung  eines  Jahresbetrages  von  15  Mk. 

an  das  Haitptbureau,  Paris,  59  rue  Claude  Bernard 
werden  nachstellende  Rechte  erworben. 

1.  Bezug  der  .DOKUMENTE  DES  FORTSCHRITTS1 
und  samtlicher  anderen  im  Laufe  des  betr. 
Jahres  vom  Institut  herausgegebenen  Publi- 
kationen. 

2.  Benutzung  des  internationalen  Auskunfts- 
bureaus und  leihweise  Überlassung  der  im 
Archiv  befindlichen  ausländischen  Zeitschriften. 

3.  Freier  Zutritt  zu  den  Vorträgen  des  Instituts. 


Jede  gewünschte  Auskunft  wird  vom  Generalsekretariat 
dm  Instituts,  Paris,  59  rue  Claude  Bernard  erteilt. 


KUMENTEDB 
■  FORTSCHRITTS 

'  INTERNATIONALE  REVUE 


6 'JAHR 


iO  HEFT 


VERLEGT  BEI  GEORG  REIMER-BERUM 


Bund  für  Organisierung  mensch- 
lichen Fortschritts 

Hauptbureau:  59,  Rue  Claude  Bernard,  Paris 


Üm  die  Ziele  des  Bundes  zu  konkreter  Veranschaulichung  zu  bringen,  seien 
im  nachstehenden  einige  jener  Bestrebungen  genannt,  welche  er  als  An- 
wendungen seines  Grundgedankens  organischen  Menschheitsfortschritts  betrachtet, 
weiche  er  mit  allen  ihm  zu  Gebote  stehenden  Aktionsmitteln  fördern  will: 

1.  Planmäßige  Fürsorge  für  Gesundheit  und  Veredelung  der 
Rasse.  — Bau  billiger  und  gesunder  Volkswohnungen  —  Gartenstadtbewegung.  — 
Tuberkulosebekämpfung.  —  Gesetzgebung  zur  Bekämpfung  der  Trunksucht  durch 
Verbot  besonders  schädlicher  alkoholischer  Getränke  (nach  dem  Beispiel  des 
Schweizer  Absinthverbotes).  —  Pflege  gesundheitsfördernder  Sportsübung  inner- 
halb entsprechender  Grenzen.  —  Bekämpfung  der  Rauch-  und  Staubplage.  — 
Arbeiterschutzgesetzgebung,  um  die  Gesundheitsgefährdung  der  Arbeiter,  besonders 
auch  der  Frauen  und  der  Kinder,  durch  überlange  Arbeitszeit,  Gebrauch  gesund- 
heitsschädlicher Substanzen  (Phosphor  usw.)  zu  verhindern. 

2.  Fürsorge  für  geistige  Heranbildung  der  Massen.  —  Un- 
entgeltlichkeit  des  Unterrichts,  unentgeltliche  Verabreichung  der  Lehrmittel, 
warmes  Frühstück,  warme  Beschuhung  und  Bekleidung  an  bedürftige  Kinder 
(wie  in  Frankreich).  —  Stipendienerteilung  an  alle  begabten  Volksschüler,  um 
ihnen  den  Besuch  höherer  Schulen  zu  ermöglichen  (wie  in  Neuseeland).  — 
Volkshochschulen  (wie  in  Norwegen  und  Dänemark). 

3.  Verbesserung  der  sozialen  Konstitution  der  Völker  durch 
eine  von  wissenschaftlichen  Gesichtspunkten  geleitete  Politik  sozialer  Reformen, 
durch  planvolle  Verstaatlichung  undVerstadilichung  der  hierfür  reiien  Produktions- 
zweige. —  Förderung  der  Genossenschaftsbewegung. 

4.  Bewegung  für  Ersatz  d^es  Faustrechtszustarids  zwischen  den  Völkern 
durch  ein  Rechtssystem,  analog  der  Überwindung  des  Faustrechtszustandes  zwischen 
den  Individuen  durch  Ausbildung  eines  Zivil-  und  Strafrechts,  wie  sie  die  ver- 
gangenen Jahrhunderte  gebracht  haben;  Förderung  der  Bewegung  zur  Schaffung 
internationaler  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Gerichtsbarkeit. 

5.  Heranziehung  aller  Talente  in  der  Frauenwelt  durch  Erweiterung  der 
Fraueubildung  und  Wegräumung  aller  Hindernisse,  welche  der  Berufsbetätigung 
der  Frau  auch  auf  höchsten  geistigen  Stufen  entgegenstehen;  Heranziehung 
der  Frauen  als  Wählerinnen  und  Gewählte  zum  politischen  Leben,  um 
dieses  so  durch  ihre  spezifische  Kompetenz  für  pädagogische  und  humanitäre 
Fragen,  ihre  Betonung  altruistischer  Gesichtspunkte  zu  bereichern. 

6.  Forschungs-Institute  zum  Zwecke  systematischer  Erweiterung 
menschlicher  Erkenntnis;  Förderung  des  technischen  Fortschritts  auf  jede,  den 
öffentlichen  Körperschaften  mögliche  Weise. 

7.  Heranziehung  moderner  wissenschaftlicher  Gesichtspunkte  zur  Refor- 
mation des  Strafrechts  (Jugendgerichte,  bedingte  Verurteilung,  lebens- 
längliche Anhaltung  von  Gewohnheitsverbrechern. 


Wer  diese  Ziele  fördern,  wer  eine  zentrale  Kraftstclle  für  inter- 
nationale Kulturpolitik  schaffen  will,  trete  unserem  Bunde  bei! 


DOKUMENTE  DES 
FORTSCHRITTS 
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Internationale  Revue 

Herausgegeben  von  Prof.  Dr.  R.  Broda  in  Paris 
in  Verbindung  mit  Dr.  Hermann  Beck  und 
Erich  Lilienthal  in  Berlin 

6.  Jahr  10.  Heft 


Organ  des  Instituts  für  intern.  Austausch 
fortschrittlicher  Erfahrungen  u.  des  Bundes 
für  Organisierung  menschlichen  Fortschritts 

IIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIW 

Verlegt  bei  Georg  Reimer  in  Berlin  W.10 

Jährlich  11  Hefte  für  10  Mark  -  Einzelheff  1  Mark 
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DR.  HEINZ  POTTHOFF,  DÜSSELDORF:  ARBEITER- 


SCHUTZ IN  DEUTSCHLAND. 

^—|IE  soziale  Gesetzgebung  des  Deutschen  Reiches  hat  —  wie  so  man- 
ches andere  —  die  Sache  am  verkehrten  Ende  angefaßt:  bei  den 
Wirkungen  statt  bei  den  Ursachen.  Allerdings  als  vor  rund  hundert 
J  Jahren  Preußen  die  ersten  Industrieschutzbestimmungen  erließ, 
da  war  ihr  Zweck,  die  Militärtauglichkeit  der  Arbeiterschaft  aufrecht  zu 
erhalten,  und  sie  wandte  sich  richtig  gegen  die  übermäßig  langen,  ungeregelten 
Arbeitszeiten,  gegen  die  übermäßige  Frauen-  und  Kinderarbeit,  mit  der, 
namentlich  im  Westen,  die  junge  Textil-  und  Metallindustrie  die  Gesundheit 
der  heranwachsenden  Generation  ruinierte.  Aber  als  zehn  Jahre  nach  der 
Reichsgründung  der  neue  deutsche  Bundesstaat  mit  großzügiger  Sozialpolitik 
vorging,  da  beherrschte  ihn  der  Gedanke  vom  Mitleid  mit  den  Schwachen, 
von  der  Versorgung  der  Bedürftigen.  Und  er  begann  mit  der  Arbeiter- 
versicherung. Die  rechtzeitige  und  sachgemäße  Aufbringung  der 
Lebenskosten  ist  gewiß  unendlich  rationeller  als  die  früher  übliche  Versorgung 
durch  Familie,  Wohltätigkeit  und  Armenpflege.  Aber  sie  müßte  eine  Volks- 
wirtschaft ruinieren,  wenn  man  den  einzelnen  die  Freiheit  ließe,  im  Vertrauen 
auf  die  Staatsversorgung  Raubbau  an  der  Arbeitskraft  der  anderen  zu  treiben; 
die  wirtschaftliche  Überlegenheit  zu  benutzen,  um  sich  durch  eine  Versündi- 
gung am  Nationalreichtum  private  Gewinne  zu  verschaffen.  Nicht  Ver- 
sorgung der  Arbeitsunfähigen  ist  das  wichtigste  Ziel  staatlicher  Sozialpolitik, 
sondern  Erhaltung  und  Förderung  der  Arbeitsfähigkeit,  nicht:  Schutz  der 
Schwachen!  (um  das  beliebteste  Schlagwort  zu  ersetzen),  sondern:  Schutz 
vor  Schwächung!  Die  Renten  der  Versicherung  müssen  ganz  am  Ende  stehen 
als  letztes  Hilfsmittel  in  solchen  Fällen,  in  denen  trotz  bester  Vorbeugungs- 
maßregeln  eine  Schädigung  oder  der  Eintritt  eines  natürlichen  Verfalles  nicht 
abzuwenden  ist. 

Solche  Vorbeugungsmaßregeln  enthalten  unsere  Versicherungsgesetze  in 
erheblichem  Maße.  Kranken-,  Unfall-  und  Invalidenversicherung  geben  jähr- 
lich hunderte  von  Millionen  für  ärztliche  Behandlung  aus.  Das 
bedeutet  nicht  nur  eine  „Fürsorge"  für  die  Erkrankten  oder  Verletzten,  son- 
dern auch  eine  ökonomische  Maßregel  zur  schnellen  Wiederherstellung  ihrer 
Arbeitsfähigkeit,  auf  der  unser  Volksreichtum  beruht,  und  einen  Schutz 
dagegen,  daß  Gesundheitsstörungen  zu  dauernder  Beeinträchtigung  der  Ar- 
beitsleistung führen.  Die  Träger  der  Unfallversicherung  üben  eine  wachsende 
Tätigkeit  aus  auf  dem  Gebiete  der  Unfallverhütung.  Berufs - 
genossenschaften,  die  ihre  Pflicht  hier  nicht  erfüllen,  können  von  der  Ober- 
behörde dazu  angehalten  werden.  Die  Träger  der  Invalidenversicherung  und 
die  neue  Reichsversicherungsanstalt  für  Angestellte  verwenden  nicht  nur 
viele  Millionen  dazu,  durch  rechtzeitiges  Heilverfahren  einer  Invalidi- 
tät vorzubeugen  oder  eine  Arbeitsfähigkeit  wiederherzustellen,  sondern  sie 
dürfen  auch  ihr  Vermögen  teilweise  in  anderen  allgemeinen  Maßregeln  zur 
Förderung  der  Gesundheit  verwenden.  So  haben  einzelne  Landesversiche- 
rungsanstalten Gutes  geleistet  in  der  Kleinwohnungsfrage  *).  Die  Versiche- 
rung ist  zur  Gruudlage  einer  umfassenden  Volkshygiene  geworden, 
d.  h.  zu  einem  Arbeiterschutze  ersten  Ranges. 


*)  Vgl.  meinen  Vortrag  auf  dem  Bodenreformtage  in  Straßburg:  „Versiche- 
rung und  Bodenleihe",  abg.  im  Jahrbuch  der  Bodenreform,  Jena  1913,  Heft  4. 
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Daneben  stehen  nun  die  gesetzlichen  Maßregeln,  die  man  als  Arbeiter- 
schutz im  engeren  Sinne  bezeichnet,  nämlich  Beschränkungen  der  Frauen- 
und  Kinderarbeit,  Verkürzung  der  Arbeitszeit,  Sicherung  von  Nacht-  und 
Sonntagsruhe  usw.  Sie  ergeben  ein  sehr  buntes  Bild,  denn  es  laufen  hier 
durcheinander:  Allgemeines  Recht  und  Spezialgesetze;  Reichsrecht  und 
Landesrecht;  Gesetz  und  Verordnungen  des  Bundesrates,  der  Landesbehörde, 
der  örtlichen  Verwaltung,  der  Gewerbeaufsicht  und  der  Berufsgenossen- 
schaften. Die  Hauptbestimmungen  sind  am  Schlüsse  zusammengestellt  *). 
Hier  genügen  einige  allgemeine  Bemerkungen: 

Nichts  ist  verkehrter,  als  in  solchen  Schutzbestimmungen  eine  unwirt- 
schaftliche Beschränkung  der  Arbeit,  eine  Verminderung  und  Verteuerung 
der  Leistung,  damit  eine  Erschwerung  unserer  Wettbewerbsfähigkeit  auf  dem 
Weltmarkte  zu  sehen.  Der  Zweck  ist  der  entgegengesetzte.  Sonntagsarbeit 
wird  nur  deswegen  verboten,  weil  der  Mensch  bei  einem  wöchentlichen  Ruhe- 
tage in  Jahrzehnten  mehr  leistet  als  ohne  ihn.  Verkürzung  der  täglichen 
Arbeitszeit  hat  oft  genug  zu  einer  Vermehrung  der  täglichen  Produktion 
geführt.  Die  Kinderarbeit  wird  gehindert,  damit  der  Körper  sich  zunächst 
entwickeln  und  nachher  mehr  und  besseres  leisten  kann.  Die  Frauenarbeit 
wird  beschränkt,  damit  sie  nicht  zu  einer  Beeinträchtigung  der  wichtigsten 
Frauenaufgabe:  der  Tragung  und  Erziehung  des  kommenden  Geschlechtes, 
führt  usw.  Der  Zweck  der  Schutzgesetze  ist  ein  rationelles  Wirt- 
schaften mit  der  Arbeitskraft,  der  Gesundheit  der  Millionen,  ist  die  Hinderung 
eines  Raubbaus  am  Mitmenschen,  der  für  den  einzelnen  vorteilhaft  sein  kann, 
für  die  Gesamtheit  auf  die  Dauer  aber  stets  verderblich  sein  muß. 

Eine  Grenze  für  diese  Menschenökonomie  liegt  darin,  daß  auf 
dem  Weltmarkte  noch  mehr  als  auf  dem  Binnenmarkte  der  Kampf  die  Grund- 
lage des  Wirtschaftsverkehrs  ist;  daß  dieser  Wirtschaftskampf  nur  ein  Stück 
des  allgemeinen  Kriegszustandes  bildet;  und  daß  eine  rationelle  Volkswirt- 
schaft dabei  einer  unrationellen  auf  Teilgebieten  und  vorübergehend  unter- 
liegen kann.  Deswegen  sind  gerade  auf  dem  Gebiete  des  Arbeiterschutzes 
internationale  Vereinbarungen  von  großer  Bedeutung.  Je  mehr 
die  Staaten  sich  gegenseitig  zu  rationeller  Arbeitsverwertung  verpflichten, 
desto  mehr  Segen  bringen  sie  ihrer  eigenen  Volkswirtschaft  und  Volksgesund- 
heit. Man  soll  doch  nicht  die  Augen  davor  verschließen,  daß  der  abscheuliche 
Mädchenhandel,  zu  dessen  Bekämpfung  alle  Kulturstaaten  sich  gemeinsam 
rüsten,  quantitativ  eine  harmlose  Kleinigkeit  ist  gegen  den  Handel  mit 
Menschenleben  und  Gesundheit,  der  in  den  stolzen  Ausfuhrzahlen  mancher 
Industrie  erscheint. 

Ein  anderes  wichtiges  Problem  ist  in  Deutschland  neuerdings  wieder 
viel  erörtert  worden  im  Anschluß  an  ein  Buch  von  Professor  Bernhard  **), 
der  behauptet,  daß  die  Fülle  der  Reglementiererei  und  Beaufsichtigung  zu 
einer  lästigen  Fessel,  zu  einer  schädlichen  Beeinträchtigung  der  Unternehmer- 
tätigkeit geworden  sei.  Bei  aller  Übertreibung  liegt  hier  ein  Kern  berechtigter 
Kritik.  Aber  das  Heilmittel  dagegen  ist  auch  seit  langem  von  fortschritt- 
licher Seite  angegeben  worden.  Es  heißt  Selbstverwaltung  an  Stelle  der 
Bureaukratie.  Paritätischen  Organisationen  der  Unternehmer,  Angestellten 
und  Arbeiter  (Arbeitskammern)  sollten  die  Befugnisse  der  örtlichen  Polizei- 
behörden und  der  Gewerbeaufsichtsbeamten  übertragen  werden.  Dann  könnte 


*)  Nach  meinem  Buche  „Probleme  des  Arbeitsrechtes",  Jena  1912. 
**)  Unerwünschte  Folgen  der  deutschen  Sozialpolitik.    Berlin  1911. 
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die  Gesetzgebung  sich  auf  wenige  allgemeine  Regeln  beschränken  und  die 
Durchführung,  die  Anpassung  an  die  besonderen  Verhältnisse  der  einzelnen 
Gewerbezweige  getrost  den  Beteiligten  selbst  anheimgeben. 

Ganz  das  gleiche  Problem  wird  uns  noch  auf  einem  anderen  Gebiete 
beschäftigen,  das  auch  zum  Arbeiterschutze  im  weiteren  Sinne  gehört:  dem 
Dienstvertragsrechte.  Das  Recht  des  Dienstverhältnisses  ist 
dasjenige,  auf  dem  in  Deutschland  die  Rechtsentwicklung  am  weitesten 
hinter  dem  Bedürfnisse  zurückgeblieben  ist.  Trotzdem  es  das  bei  weitem 
wichtigste  ist,  so  ist  es  doch  am  wenigsten  vollständig  und  am  wenigsten 
einheitlich  geregelt.  Sechs  Reichsgesetze  und  sechs  Dutzend  Landesgesetze 
gelten  neben-  und  durcheinander,  widersprechen  sich  in  sinnlosester  Weise  *). 
Jedes  einzelne  dieser  Gesetze  enthält  einzelne  soziale  ,, Schutzvorschriften", 
die  dem  Arbeiter  oder  Angestellten  gewisse  Mindestbedingungen  sichern  sollen 
(Kündigungsfristen,  Gehaltszahlung  in  Krankheitsfällen,  Dienstzeugnis,  Bar- 
zahlung des  Lohnes  u.  dgl.).  Hier  hat  seit  einigen  Jahren  eine  lebhafte  Be- 
wegung auf  Vereinheitlichung  des  Rechtes  eingesetzt,  die  zunächst  von  den 
Privatangestellten  getragen,  dann  von  der  Gesellschaft  für  soziale  Reform 
und  vom  Deutschen  Juristentage  unterstützt  wurde  und  auch  im  Reichstage 
eine  Mehrheit  hat  **).  Vom  kommenden  Jahre  ab  wird  auch  eine  literari- 
sche Sammelstelle  für  die  Fragen  des  Arbeitsrechtes  bestehen  ***),  und  der 
Gedanke  des  einheitlichen  Dienstrechtes  für  die  Angestellten  wird  wahr- 
scheinlich binnen  kurzem  eine  Frage  praktischer  Tagespolitik  sein.  Dabei 
müssen  natürlich  die  Grundsätze  sozialer  Schutzgesetzgebung  entschieden 
werden,  und  es  ist  zu  hoffen,  daß  die  deutsche  Gesetzgebung  sich  resolut  vom 
Schutze  der  Schwachen  zum  Schutze  vor  Schwächung,  von  der  Versorgung 
zur  Erhaltung,  von  der  Nächstenliebe  zur  Menschenökonomie  bekehren  wird. 

Kurze  Übersicht  über  die  Arbeiter-Schutzgesetze 
(im  engeren  Sinne)  in  Deutschland. 

a)  Für  alle  Arbeiter. 
I.  Die  Arbeitszeit  ist  für  erwachsene  männliche  Arbeiter  grundsätzlich 
nicht  beschränkt.    Rechtliche  Beschränkungen  beziehen  sich  auf 

1.  gesundheitsgefährliche  Betriebe.  Die  Gewerbeordnung  gibt  dem  Bundesrat 
die  Befugnis  zur  Beschränkung  der  Arbeitsdauer  in  schädlichen  Betriebsarten. 
Derartige  Verfügungen  sind  erlassen  für  Bäckereien  und  Konditoreien,  Getreide- 
mühlen, Gast-  und  Schankwirtschaften,  Bleihütten,  Akkumulatorenfabriken,  Stein- 
brüche und  Steinhauereien,  Thomasschlackenanlagen,  Bleifarbenfabriken,  Anlagen 
der  Großeisenindustrie.  Die  Verfügungen  setzen  entweder  eine  Höchstdauer  der 
täglichen  oder  ununterbrochenen  Arbeitszeit  (bis  herunter  auf  6  Stunden),  oder  eine 
Mindestdauer  der  Arbeitspausen  oder  der  Nachtruhe  fest.  Derartige  Beschränkungen 
sind  auch  in  den  Berggesetzen  der  Einzelstaaten;  aber  nur  Bayern  hat  seit  1908 
den  allgemeinen  Achtstundentag. 

2.  Offene  Verkaufsstellen  (Ladengeschäfte).  Nach  der  G.O.  139  c/f  ist  allen 
Handlungsgehilfen,  Lehrlingen  und  Arbeitern  eine  tägliche,  ununterbrochene  Ruhe- 
zeit von  10 — 11  Stunden  zu  gewähren;  außerdem  eine  Mittagspause  von  1  y2  Stunden. 
Offene  Verkaufsstellen  müssen  von  9  Uhr  abends  bis  5  Uhr  morgens  geschlossen  sein. 
Der  Ladenschluß  von  8  Uhr  abends  oder  bis  7  Uhr  früh  kann  auf  Antrag  von  zwei 

*)  Wegen  aller  Einzelheiten  muß  ich  auf  meine  „Probleme  des  Arbeitsrechtes" 
(Jena  1912)  und  auf  meine  Gutachten  zum  30.  und  31.  Juristentage  (Berlin  1910 
und  1912)  verweisen. 

**)  Vgl.  Schriften  d.  Gesellsch.  f.  soziale  Reform  Heft  25 — 33,  Verhandlungen 
des  30.  u.  31.  Juristentages,  Verhandl.  des  Verbandes  d.  Gewerbe-  u.  Kaufmanns  - 
gerichte,  Leipzig  1913. 

***)  „Arbeitsrecht",  Jahrbuch  für  das  gesamte  Dienstrecht  der  Arbeiter, 
Angestellten  und  Beamten.  Herausg.  v.  Dr.  Sinzheimer  u.  Dr.  PotthofT.  Verlag 
I.  Heß,  Stuttgart. 
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Drittel  der  beteiligten  Geschäftsinhaber  für  einzelne  Bezirke  oder  Geschäftszweige, 
auch  für  bestimmte  Tage  oder  Jahreszeiten  durch  die  Ortsverwaltung  eingeführt 
werden.  In  Hunderten  von  Städten  ist  davon  Gebrauch  gemacht.  (Für  dringende 
Fälle  sind  Ausnahmen  vorgesehen.) 

3.  Sonntagsarbeit.  Die  Arbeit  an  Sonn-  und  Feiertagen  ist  durch  die  Ge- 
werbeordnung grundsätzlich  verboten.  Die  Vereinbarungen  darüber  sind  nichtig, 
Dienstleistungen  am  Sonntag  begründen  keinen  Lohnanspruch.  Die  Ruhezeit  soll 
24  Stunden  betragen.  Aber  das  bezieht  sich  nicht  auf  die  nicht  der  Gewerbeordnung 
unterstehenden  Verträge  (also  namentlich  nicht  auf  Landwirtschaft,  Künste,  ärzt- 
liche, juristische  usw.  Berufe,  häusliche  Dienste).  Die  Gewerbeordnung  nimmt  auch 
einzelne  Betriebsarten  völlig  aus  (so  Gast-  und  Schankwirtschaften,  Theater-  und 
Musikaufführungen,  Verkel  rsgewerbe,  Apotheken,  Krankenanstalten,  Lohndiener, 
Dienstmänner).  Der  Bundesrat  kann  für  bestimmte  Gewerbe  aus  Betriebsrück- 
sichten (Saisonbetriebe  und  solche  mit  ununterbrochenem  Feuer)  Sonntagsarbeit 
in  beschränktem  Umfange  gestatten  und  hat  für  etwa  80  Gewerbearten  Gebrauch 
davon  gemacht.  Die  höheren  Verwaltungsbehörden  können  ferner  Sonntagsarbeit 
gestatten  für  Gewerbe,  deren  Ausübung  an  Sonntagen  zur  Befriedigung  von  täg- 
lichen Bedürfnissen  der  Bevölkerung  notwendig  ist,  sowie  für  Betriebe,  die  durch 
Wind  oder  unregelmäßige  Wasserkraft  bewegt  werden.  Auch  die  Gewerbeinspek- 
toren können  vorübergehend  zur  Verhütung  eines  unverhältnismäßigen  Schadens 
Sonntagsarbeit  gestatten.  Für  das  Handelsgewerbe  beschränkt  sich  das  völlige 
Verbot  auf  die  ersten  Feiertage  der  großen  Feste;  im  übrigen  dürfen  Gehilfen  und 
Arbeiter  5  Stunden  lang  beschäftigt  werden.  (Für  Haupt geschäftswochen  bis 
zu  10  Stunden.)    Mit  der  Ruhezeit  fällt  der  Ladenschluß  zusammen. 

Bieten  diese  Gesetzesbestimmungen  und  Verwaltungsvorschriften  schon  ein 
buntes  Bild,  so  wird  es  in  der  Praxis  noch  viel  bunter  dadurch,  daß  G.O.  105  c 
allgemein  Ausnahmen  zuläßt  für  Arbeiten  in  Notfällen  oder  im  öffentlichen  Interesse, 
für  Inventur,  für  Bewachung,  Reinigung  und  Instandhaltung  der  Anlagen  und  Vor- 
bereitung des  Montagsbetriebes,  für  Verhütung  des  Verderbens  von  Material. 

4.  Die  Nachtarbeit  unterliegt  keinen  weiteren  Beschränkungen.  Auch  allge- 
meine Vorschriften  für  Ruhepausen  bestehen  nicht.  Auf  Erholungsurlaub  hat  nie- 
mand ein  gesetzliches  Recht. 

II.  Schutz  der  Gesundheit.  Die  Bestimmung  des  §  618  B.G.B., 
wonach  Betriebe,  Arbeitsstätten  (und  eventuell  auch  Wohnstätte)  so  einzurichten 
sind,  wie  es  die  möglichste  Rücksichtnahme  auf  Leben,  Gesundheit,  Sittlichkeit 
und  Religion  erheischen,  hat  nur  zivilrechtliche  Wirkung.  Die  ähnlich  lautenden 
Vorschriften  H.G.B.  62  und  G.O.  120  a/e  aber  auch  öffentlich-rechtliche.  Hier 
ist  im  Gesetz  ausdrücklich  noch  vorgeschrieben  die  Aufrechterhaltung  der  guten 
Sitten  und  des  Anstandes,  die  Fürsorge  für  genügendes  Licht,  ausreichenden  Luft- 
raum und  Luftwechsel,  Beseitigung  von  Staub,  Dünsten  und  Abfällen,  Schutz  gegen 
Berührungen  mit  Maschinenteilen,  Beseitigung  der  Gefahren  aus  Fabrikbränden, 
Vorschriften  über  betriebssicheres  Verhalten  der  Arbeiter,  Fürsorge  für  Bedürfnis- 
anstalten und  Räume  zum  Einnehmen  der  Mahlzeiten.  Zur  Durchführung  kann 
der  Bundesrat  allgemeine  Vorschriften  erlassen,  ebenso  die  Landes-  oder  Ortsver- 
waltung. Die  Polizei  kann  auch  einzelnen  Betrieben  Vorschriften  machen.  Das 
ist  in  großer  Zahl  geschehen  für  Betriebe  mit  besonderen  Gefahren ;  so  hat  der  Bundes- 
rat Verfügungen  erlassen  für  Herstellung  von  Bleifarben  und  Bleiprodukten,  von 
Zigarren,  Alkali  Chromaten,  für  Buchdruckereien  und  Schriftgießereien,  Roßhaar- 
spinnereien, Bürsten-  und  Pinselfabriken,  Zinkhütten,  Glashütten,  Glasschleifereien, 
Steinbrüche,  Steinmetzbetriebe,  Betriebe  für  elektrische  Akkumulatoren  aus  Blei, 
für  das  Mahlen  von  Thomasschlacke,  zur  Vulkanisierung  von  Gummiwaren,  Her- 
stellung von  Suspensorien,  Ausführung  von  Maler-,  Anstreicher-  oder  Lackierer- 
arbeiten, Herstellung  von  Phosphorzündhölzern.  Ein  umfangreiches  Kapitel  bilden 
die  Sicherheitsvorschriften  der  Bergpolizei.  Auch  die  Berufsgenossenschaften  haben 
das  Recht  zum  Erlaß  von  Unfallverhütungsvorschriften,  und  viele  von  ihnen  haben 
in  weitgehendem  Maße  davon  Gebrauch  gemacht.  Die  Verletzung  aller  dieser  Vor- 
schriften macht  den  Unternehmer,  meist  auch  den  beteiligten  Betriebsbeamten 
strafbar. 

IV.  Die  Überwachung  und  Durchführung  der  Schutzbestim- 
mungen ist  größtenteils  der  Polizei  übertragen.  Nur  für  die  Maßregeln  zum  Schutze 
der  gewerblichen  Arbeiter  (nicht  der  technischen  Beamten  und  nicht  in  Handels- 
geschäften) sind  besondere  Gewerbeinspektoren  angestellt.  Eine  Mitwirkung  der 
Arbeiter  selbst  ist  nur  in  bescheidenem  Maße  vom  Gesetz  vorgeschrieben. 
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b)  Für  Frauen. 
Mit  Rücksicht  auf  die  besondere  Empfindlichkeit  der  Frauenorgane  gegen  die 
Folgen  anstrengender  Fabrikarbeit,  und  mit  Rücksicht  auf  die  besondere  Bedeutung 
der  Frauengesundheit  für  die  kommende  Generation  ist  die  Arbeit  von  Frauen  ganz 
verboten  durcli  Gesetz  in  Bergwerken  (unter  Tage,  bei  Förderung,  Transport  und 
Verladung),  von  1917  ab  in  Kokereien  und  beim  Materialtransport  an  Bauten; 
durch  Bundesratsverordnung  in  einer  Reihe  von  gesundheitsschädlichen  Betrieben. 
(Vorwiegend  Verbot  einzelner  Arbeitsverrichtungen  in  den  unter  a  III  genannten 
Unternehmungen.)  Gesetzlichen  Beschränkungen  unterliegt  die  Frauenarbeit  in 
allen  gewerblichen  Betrieben  mit  10  Arbeitern,  in  Ziegeleien,  Brüchen  und  Gruben, 
Werkstätten  der  Kleider-  und  Wäschekonfektion  (letztere  durch  Bundesratsver- 
ordnung) mit  5  Arbeitern,  in  allen  Betrieben  mit  mechanischem  Triebwerk,  in 
Bergwerken  (über  Tage),  Hüttenwerken,  Zimmerplätzen,  Bauhöfen,  Werften  und 
Werkstätten  der  Tabakindustrie  ohne  Rücksicht  auf  die  Personenzahl.  Die  Be- 
schränkungen sind: 

I.  Die  tägliche  Arbeitszeit  darf  10  Stunden  nicht  überschreiten.  Sie  muß  von 
einer  1  Y2  stündigen  Pause  unterbrochen  sein.  Die  Ruhezeit  muß  mindestens  11 
Stunden  und  ohne  Unterbrechung  währen.  Nachtarbeit  zwischen  8  und  6  Uhr  ist 
verboten.  An  Sonnabenden  und  Vorabenden  der  Feiertage  darf  die  Arbeitszeit 
8  Stunden  nicht  überschreiten  und  muß  um  5  Uhr  nachmittags  beendigt  sein  (außer 
in  Badeanstalten).  Ausnahmen  sind  möglich  wegen  Häufung  der  Arbeit,  bei  Natur- 
ereignissen oder  Unglücksfällen,  zur  Verhütung  des  Verderbens  von  Rohstoffen  usw., 
zur  Bewachung,  Reinigung  und  Instandhaltung. 

II.  Wöchnerinnen  dürfen  8  Wochen  lang  nicht  beschäftigt  werden.  Davon 
müssen  6  Wochen  nach  der  Entbindung  liegen. 

III.  Über  die  Höchstarbeitszeit  hinaus  darf  den  Arbeiterinnen  keine  Arbeit 
nach  Hause  mitgegeben  werden. 

Unbeschränkt  zulässig  ist  die  Frauenaibeit  in  Handelsgeschäften  (für  Ver- 
käuferinnen, Kontoristinnen  und  Arbeiterinnen),  in  Heilanstalten,  bei  Theater-  und 
Musikaufführungen,  in  Apotheken,  Gärtnereien,  in  Gast-  und  Schankwirtschaften, 
in  der  Landwirtschaft,  im  häuslichen  Dienste,  in  liberalen  Berufen  und  anderen 
nicht  der  Gewerbeordnung  oder  ähnlichen  Gesetzen  unterliegenden  Tätigkeiten. 

c)  Für  Jugendliche. 

Öffentlich-rechtliche  Beschränkungen  der  Arbeit  von  jugendlichen  Personen 
finden  sich  im  wesentlichen  im  Kinderschutzgesetz  von  1903  und  in  der  Gewerbe- 
ordnung. 

I.  Alle  minderj  ährigen  Personen  sind  privatrechtlich  selbständig, 
sobald  sie  die  Ermächtigung  der  Eltern  oder  des  Vormundes  zur  Eingehung  des 
Dienstverhältnisses  einmal  erlangt  haben.  Nur  der  Lehrvertrag  bedarf  einer  schrift- 
lichen Zustimmung,  und  der  Abschluß  von  Konkurrenzklauseln  ist  gegenüber 
minderjährigen  Handlungsgehilfen  und  Technikern  ungültig.  Die  Behörden  können 
Bestimmungen  über  Arbeitsbücher  oder  Lohnbücher,  über  Auszahlung  des  Lohnes 
an  die  Eltern  oder  deren  Benachrichtigung  treffen.  Ihre  Beobachtung  wird  dann 
durch  Strafen  geschützt.  Es  ist  aber  wenig  Gebrauch  von  der  Befugnis  gemacht 
worden. 

II.  Jugendliche  Arbeiter  sind  solche  unter  16  Jahren.  Ihre  Beschäfti- 
gung ist  durch  Bundesratsverordnung  in  einer  Reihe  von  gesundheitsgefährlichen 
Betrieben  verboten  (im  wesentlichen  denselben,  in  denen  auch  Frauenarbeit  verboten 
ist).  Beschränkt  ist  die  Arbeit  wesentlich  in  denselben  Betrieben,  in  denen  auch  die 
Frauenarbeit  Einschränkungen  unterliegt.  Hier  darf  die  Arbeitszeit  10  Stunden 
täglich  nicht  übersteigen.  Sonntagsarbeit  und  Nachtarbeit  zwischen  8  und  6  Uhr 
sind  verboten.  Die  Ruhezeit  muß  11  Stunden  ohne  Unterbrechung  dauern.  Je 
nach  der  Dauer  der  Arbeit  müssen  1  bis  3  Pausen  von  je  y2  bis  1  Stunde  eingelegt 
werden.  Ausnahmen  können  in  dringenden  Fällen  gemacht  werden.  Außerdem 
kann  der  Bundesrat  für  Anlagen  mit  ununterbrochenem  Feuer  Nachtarbeit  Jugend- 
licher bis  zu  10  Stunden  täglich  (mit  Pausen)  und  60  Stunden  wöchentlich  gestatten 
(besteht  für  Glashütten,  Walz-  und  Hammerwerke  und  Steinkohlenbergwerke). 
Hausarbeit  darf  in  Fabriken  beschäftigt  gewesenen  Jugendlichen  nicht  mitgegeben 
werden.  Über  die  Beschäftigung  muß  Anzeige  erstattet  und  ein  Verzeichnis  geführt 
werden.  Verletzungen  der  Bestimmungen  sind  strafbar.  Diese  gelten  nicht  für 
die  meisten  Handwerksstätten,  auch  trotz  Motorenbetrieb,  dagegen  für  Werkstätten 
der  Kleider-  und  Wäschekonfektion  mit  weniger  als  10  Arbeitern.  In  Bäckereien 
und  Konditoreien  gelten  die  gleichen  Bestimmungen  wie  für  erwachsene  Arbeiter, 


652  DOKUMENTE  DES  FORTSCHRITTS  NOV.  1913 

ff  — — M  - !  »p 

in  Getreidemühlen  ist  die  Nachtarbeit  verboten;  in  Gast-  und  Schankwirtschaften 
ist  die  Höchstarbeitszeit  15  Stunden,  sie  darf  nicht  zwischen  10  Uhr  abends  und 
6  Uhr  früh  liegen.  Keinen  besonderen  Beschränkungen  unterliegt  die  Arbeit  Jugend- 
licher im  Handelsgewerbe,  in  Apotheken,  Heilanstalten,  bei  Theater-  und  Musik- 
aufführungen, in  Gärtnereien,  im  Verkehrsgewerbe,  in  der  Landwirtschaft,  im  Haus- 
dienste,  in -liberalen  Berufen. 

III.  Personen  zwischen  16  und  18  Jahren  gelten  im  allgemeinen  als 
Vollarbeiter;  nur  in  den  gesundheitsgefährlichen  Betrieben  ist  ihre  Tätigkeit  be- 
schränkt (wenn  auch  etwas  weniger  als  die  der  Jugendlichen),  und  in  Gast-  und 
Schankwirtschaften  dürfen  nachts  zwischen  10  und  6  Uhr  Mädchen,  die  nicht  zur 
Familie  gehören,  nicht  Gäste  bedienen. 

IV.  Für  Kinder  von  13  Jahren,  die  nicht  mehr  schulpflichtig  sind, 
gelten  die  Bestimmungen  der  jugendlichen  Arbeiter.  Nur  darf  die  tägliche  Arbeits- 
zeit nicht  6  Stunden  und  in  Betrieben  mit  ununterbrochenem  Feuer  die  wöchent- 
liche Arbeitszeit  nicht  36  Stunden  übersteigen. 

V.  Kinder  unter  13  Jahren  und  schulpflichtige  Kinder  werden  ver- 
schieden behandelt,  je  nachdem  es  eigene  oder  fremde  sind.  Verboten  ist  die  Be- 
schäftigung von  Kindern  in  allen  Betrieben  mit  mindestens  10  Arbeitern  (ausgenom- 
men Handelsgewerbe,  Apotheken,  Heilanstalten,  Theatervorstellungen  usw.,  Gärt- 
nereien, Verkehrsgewerbe,  Gast-  und  Schankwirtschaften),  in  Berg-  und  Hütten- 
werken, Brüchen,  Ziegeleien,  Zimmerplätzen,  Bauhöfen,  Werften,  in  der  Tabak- 
industrie und  bei  Bauten,  in  Werkstätten  mit  Motorenbetrieb  und  in  einer  großen 
Anzahl  von  Werkstätten  und  Betrieben,  welche  der  Bundesrat  bestimmt.  Verboten 
ist  (mit  einzelnen  Ausnahmen)  die  Beschäftigung  fremder  Kinder  unter  12  Jahren, 
eigener  Kinder  unter  10  Jahren.  In  den  nicht  verbotenen  Gewerbebetrieben  dürfen 
Kinder  nicht  zwischen  8  Uhr  abends  und  morgens,  nicht  in  der  Schulzeit  und  nicht 
länger  als  3  bis  4  Stunden  täglich  beschäftigt  werden.  Für  Schaustellungen,  Gast- 
und  Schankwirtschaften  gelten  noch  weitere  Beschränkungen.  Auch  Sonntags- 
arbeit ist  bis  auf  einzelne  Ausnahmen  untersagt.  Nicht  beschränkt  ist  die  Kinder- 
arbeit in  der  Landwirtschaft,  im  Haushalte. 

d)  Für  Heimarbeiter. 
Am  20.  12.  1911  ist  ein  Hausarbeitsgesetz  erlassen  worden;  es  enthält  Vor- 
schriften über  den  Schutz  der  öffentlichen  Gesundheit,  über  den  Schutz  von  Leben, 
Gesundheit  und  Sittlichkeit  der  Heimarbeiter,  über  weitere  Beschränkung  der 
Kinderarbeit,  über  Lohntafeln,  Arbeitszettel,  Arbeiterverzeichnisse  und  dergleichen. 


AIME  BERTHOD,  MITGLIED  DES  FRANZÖSISCHEN 
PARLAMENTS,  BERICHTERSTATTER  DER  PAR- 
LAMENTARISCHEN KOMMISSION  FÜR  ARBEITER- 
SCHUTZ: MINIMALLÖHNE  FÜR  HEIMARBEITE- 
RINNEN. 


iE  Leser  der  „Dokumente  des  Fortschritts"  haben  schon  wieder^ 
holt  von  den  Heimarbeiter  Schutzgesetzen,  die  in  England  in  Kraft 
stehen,  in  Frankreich  vorbereitet  werden,  in  großen  Zügen  gehört 
und  will  ich  mich  heute  auf  die  Darlegung  jener  Veränderungen, 


resp.  wie  ich  glaube,  Verbesserungen  beschränken,  welche  die  zuständige 
Parlamentskommission  auf  meinen  Antrag  an  der  Regierungsvorlage  für 
Heimarbeiterinnenschutz  vorgenommen  hat  und  die  —  nach  menschlicher 
Voraussicht  —  in  den  definitiven  Gesetzestext  übergehen  werden. 

Die  Kommission  hat  die  von  der  Regierung  aufgestellte  Forderung, 
daß  das  Gesetz  zunächst  bloß  den  weiblichen  Heimarbeitern  zugute  kom- 
men solle,  angenommen.  Um  jedoch  die  Heimarbeiterin  vor  Konkurrenz  von 


MINIMALLÖHNE  FÜR  HEIMARBEITERINNEN  653 

männlichen  Heimarbeitern  der  gleichen  Branche  zu  schützen,  sollen  die  später 
zu  besprechenden,  für  die  Heimarbeiterinnen  festgesetzten  Minimallöhne  auch 
für  männliche  Branchekollegen  gelten.  Da  diese  letzteren  bisher  wesentlich 
höher  als  die  Frauen  bezahlt  wurden,  so  wird  diese  Bestimmung  nur  in  Aus- 
nahmefällen einen  Wandel  in  der  Entlohnung  der  männlichen  Heimarbeiter 
bringen,  während  der  Einfluß  auf  den  Mehrverdienst  der  Arbeiterinnen  aller- 
dings ein  weitgehender  sein  wird. 

Die  Regierungsvorlage  hat  bekanntlich  *)  das  Prinzip  akzeptiert,  daß 
die  unzureichende  Entlohnung  der  Heimarbeiterinnen,  die  wieder  Überarbeit 
und  Unterernährung  mit  sich  bringt,  durch  Festlegung  gesetzlicher  Minimal  - 
löhne  zu  beheben  sei.  Aber  die  Regierung  hat  sich  nicht  entschließen  können, 
im  Einklang  mit  der  englischen  Gesetzgebung  eigene  Behörden  für  Beratung 
und  Festsetzung  dieser  Minimallöhne  einzusetzen.  Sie  wollte  einfach  den 
Heimarbeiterinnen  einen  Rechtsanspruch  darauf  zuerkennen,  daß  ihre  Stück- 
löhne mindestens  so  hoch  seien,  um  ihnen  bei  10  stündiger  Arbeitszeit  einen 
solchen  Verdienst,  wie  er  dem  Verdienste  der  Fabrikarbeiterinnen  gleicher 
Branche  im  Bezirke  entspräche,  zu  sichern. 

Im  Sinne  der  Regierungsvorlage  hätten  jedoch  die  Gewerbegerichte 
in  jedem  Einzelfalle,  auf  Antrag  der  betreffenden  Arbeiterin,  darauf  erkennen 
müssen,  ob  der  Lohn  allzu  niedrig  gewesen  und  der  Arbeitgeber  zur  Erstattung 
der  Differenz  zu  verhalten  sei. 

Die  Kommission  hat  den  zahlreich  hiergegen  erhobenen  Einwendungen  **) 
Rechnung  getragen  und  festgesetzt,  daß  eigene  Behörden,  die  Conseils  con- 
sultatifs  du  travail,  in  analoger  Weise,  wie  sie  die  australischen  und  englischen 
Gesetze  vorsehen,  gesetzliche  Minimallöhne  für  die  Heimarbeiterinnen  aus- 
arbeiten. 

Allerdings  wird  ihnen  zum  Unterschied  von  der  angelsächsischen  Gesetz- 
gebung die  spezielle  Direktive  erteilt,  festzustellen,  welches  der  bestehende 
Durchschnittslohn  der  Fabrikarbeiterinnen  der  Branche  sei 
und  eben  diese  Durchschnittslöhne  dann  als  Minimal- 
löhne für  die  Heimarbeiterinnen  festzulegen.  In 
Ausnahmefällen  können  sie  auch  unter  diese  Durchschnittslöhne  in  ihren 
Festsetzungen  heruntergehen,  und  zwar  um  I/3  des  genannten  Lohnes.  Aller- 
dings sieht  der  Vorschlag  der  parlamentarischen  Kommission  die  Einsetzung 
einer  zweiten  Instanz,  d.  h.  einer  Kommission  in  Paris,  vor,  welche  auf 
Beschwerde  seitens  der  einen  oder  anderen  Partei  bezüglich  dieser  Minimal- 
löhne endgültig  zu  entscheiden  hat. 

In  strikte  obligatorischer  Weise  wird  den  genannten  Conseils  consul- 
tatifs  du  travail  allerdings  bloß  aufgetragen,  einen  Minimallohn  pro  A  r  - 
beitsstunde  festzulegen.  Sie  sollen  allerdings,  so  empfiehlt* ihnen  das 
Gesetz,  weitergehen  und  auf  Grund  dieser  Löhne  pro  Arbeitsstunde  die 
Stücklöhne  für  die  wichtigsten  Verrichtungen  ausarbeiten  und  nur 
diese  Stücklöhne  haben  ja  naturgemäß  für  Heim  arbeiterinnen  Bedeutung. 
Die  Conseils  consultatifs  du  travail  können  jedoch,  dies  gestattet  ihnen  das 
Gesetz,  von  der  Festlegung  der  Stücklöhne  für  allzu  verwickelte  und  allzu 
zahlreiche  Verrichtungen  absehen;  in  diesem  Falle  hat  das  Gewerbegericht 
einzeln  zu  entscheiden,  ob  der  betreffende,  vom  Arbeitgeber  im  Einzelfalle 


*)  Siehe  Aufsatz  von  Prof.  Broda  in  der  Septembernummer  1911  d.  D.  d.  F. 
**)  So    auch  insbesondere  der  Kritik,  welche  in  den  Flugschriften  des  „Institut 
international  pour  la  diffusion  des  experiences  sociales"  enthalten  war. 
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gezahlte  Stücklohn  dem  obligatorisch  festgelegten  Minimallohn  pro  Arbeits- 
stunde entspricht. 

Die  Hoffnungen  aller  wahren  Freunde  einer  Ausgestaltung  dieser  Gesetz- 
gebung gehen  allerdings  dahin,  daß  die  Conseils  consultatifs  du  travail  von 
ihrer  Befugnis,  auch  die  Stücklöhne  festzusetzen,  weitgehenden  Gebrauch 
machen  und  so  wahre,  mit  Gesetzeskraft  ausgestattete  Kollektivarbeits- 
verträge  schaffen  werden. 


Über  alle  diese  Bestimmungen  hat  sich  eine  ziemliche  Einigkeit 
aller  beteiligten  Fachleute  erzielen  lassen.  Die  Meinungen  gehen  nur  auch 
weiter  darüber  auseinander,  in  welcher  Weise  die  Bezahlung  dieser  Minimal- 
löhne zu  erzwingen  und  damit  eine  wahrhafte  Garantie  gegen  Fort- 
dauer der  Ausbeutung,  unter  der  die  Heimarbeiterinnen  in  Frankreich  wie 
anderswo  bisher  gelitten  haben,  zu  schaffen  sei. 

In  England  sind  es  bekanntlich  die  Fabrikinspektoren, 
welche  die  Bezahlung  dieser  Minimallöhne  zu  überwachen  haben  und  zuwider- 
handelnde Arbeitgeber  werden  auf  ihren  Antrag  in  Geldstrafe,  bei 
Rückfällen  in  höhere  Geldstrafe  und  schließlich  in  Gefängnishaft  genommen. 

Eben  diese  Bestimmungen  wurden  auch  in  Frankreich  von  vielen  Seiten 
gefordert.  Und  daß  sie  durchgreifender  als  jede  andere  Maßregel  den  Erfolg 
des  Gesetzes  verbürgt  hätten,  soll  nicht  geleugnet  werden. 

Andererseits  wurde  von  amtlicher  Seite  die  Arbeitsüberlastung  der 
Fabrikinspektoren  gegen  eine  Betrauung  derselben  mit  diesen  neuen  und 
verwickelten  Agenden  ins  Feld  geführt  und  andererseits  wurde  von  Arbeit- 
geberseite leidenschaftlicher  Protest  gegen  die  Androhung  von  Strafsätzen 
für  Nichtbezahlung  der  Minimallöhne  erhoben  und  darauf  hingewiesen,  daß 
diese  Minimallöhne  ja  zum  Teil  nicht  in  ihrer  endgültigen  Stücklohnform 
festgesetzt  wurden,  ein  Arbeitgeber  also  sehr  wohl  gegen  die  behördliche 
Verfügung  verstoßen  und  dabei  doch  in  gutem  Glauben  handeln  könne. 

Allerdings  wird  dieser  Einwand  sehr  geschwächt,  insoweit  es  sich  um 
Artikel  handelt,  deren  Minimallohnfestsetzung  schon  einmal  Gegenstand 
eines  gewerbegerichtlichen  Urteils  gewesen  wäre;  doch  wurde  auch  in  dieser 
Richtung  von  Seiten  der  Arbeitgeber  behauptet,  daß  die  Fabrikate  der  Heim- 
arbeit so  variabel  seien,  daß  auch  in  dieser  Richtung  Zweifel  entstehen  und 
dem  Arbeitgeber,  der  den  Minimallohn  nicht  bezahlt,  zugute  gehalten  werden 
können. 

Wie  immer  dem  sei,  die  Mehrheit  der  parlamentarischen  Kommission, 
deren  Beschluß  ich  nun  vor  dem  Parlament  zu  vertreten  habe,  hat  sich  gegen 
die  Betrauung  der  Fabrikinspektoren  und  gegen  Festlegung  von  Straf- 
sätzen ausgesprochen. 

Die  Durchsetzung  der  Minimallohnansprüche  soll  vielmehr  (abgesehen 
vom  gesetzlichen  Zwange  einer  Veröffentlichung  der  bezahlten  Löhne,  welche 
manche  schreiende  Ungleichheit  wohl  von  selbst  ausschließt)  dem  Z  iv  i  1 - 
rechts  wege  überlassen  bleiben.  Und  zwar  soll  in  erster  Linie  die  Arbeite- 
rin selbst  befugt  sein,  gegen  Arbeitgeber,  die  niedrigere  als  die  gesetzlich 
festgelegten  Minimallöhne  bezahlen,  auf  Erstattung  der  Differenz  zu  klagen. 

Als  diese  Bestimmung  zuerst  vom  Arbeit sbeirat  vor  einigen  Jahren 
vorgeschlagen  ward,  begegnete  sie  auf  sozialpolitisch  vorgeschrittener  Seite 
allgemeinem  Hohn,  weil  man — wie  ich  glaube,  mit  Recht — darauf  hinwies: 
die  Arbeiterinnen,  denen  ja  selbst  die  entsprechende  Initiative  für  gewerk- 
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schaftliche  Organisierung  und  selbständige  Vertretung  ihrer  Interessen  fehle 
und  die  eben  um  dieses  Mangels  willen  der  ganzen  Minimallohngesetzgebung 
bedürfen,  würden  keineswegs  den  Mut  aufbringen,  gegen  ihren  Arbeitgeber 
zu  klagen  und  sich  damit  sofortiger  Arbeitsentziehung  auszusetzen. 

Um  diesem  Gesichtspunkt  zu  entsprechen,  hat  schon  die  ursprüngliche 
Regierungsvorlage  festgesetzt,  daß  gewisse  autorisierte  Gewerkvereine, 
Käuferligen  und  Verbände  zum  Schutz  der  Heimarbeiterinnen  berechtigt 
sein  sollen,  an  Stelle  der  Arbeiterin  selbst  Klage  zu  erheben. 

Über  meinen  Antrag  hinaus  hat  die  Parlamentskommission  diese  Befugnis 
dahin  erweitert,  daß  jedweder  Gewerkverein  der  Branche,  ohne  irgend- 
welcher behördlichen  Autorisierung  zu  bedürfen  und  ohne  irgendeine  Schädi- 
gung seiner  eigenen  Mitglieder  nachweisen  zu  müssen  — ,  daß  also  auch  Gewerk- 
vereine, die  ausschließlich  aus  Fabrikarbeitern  zusammengesetzt  sind  und 
bloß  eine  allgemeine  Solidaritätsbeziehung  zum  Heimarbeiterelend  haben  — , 
befugt  sein  sollen,  eine  Klage  einzubringen.  Da  solche  Gewerkvereine  immerhin 
in  allen  größeren  Provinzorten  bestehen,  mag  gehofft  werden,  daß  sie  in 
einem  wesentlichen  Tei^Frankreichs  die  Einhaltung  der  Minimallöhne  erzielen 
werden,  wenngleich  naturgemäß  für  das  eigentliche  flache  Land  vieles  un- 
geschehen bleiben  wird. 

Unser  neues  geändertes  Gesetz  sieht  auch  vor,  daß  der  Arbeitgeber  im 
Falle  seiner  Verurteilung  nicht  bloß  die  Differenz  zwischen  dem  von  ihm 
gezahlten  Lohn  und  dem  gesetzlich  festgelegten  Minimallohn,  sondern  eine 
darüber  hinausgehende  Entschädigung  an  die  Arbeiterin  zu  bezahlen  hat. 

Man  hat  gegen  unsere  Vorschläge  den  Einwand  erhoben,  daß  sie 
eine  Erweiterung  der  üblichen  Rechtsanschauung  darstellen,  indem  Verbände, 
die  gar  keinen  Schaden  erlitten  haben,  trotzdem  zur  Erhebung  einer  Klage 
berechtigt  sein  sollen;  aber  die  oberwähnten  materiellen  Gesichtspunkte 
scheinen  uns  eine  solche  juristische  Neuschöpfung  zu  rechtfertigen. 

Das  Gesetz  soll  in  diesen  Wochen  seine  endgültige  Fassung  in  den 
Beschlüssen  der  parlamentarischen  Körperschaften  gewinnen  und  bald 
wird  so  in  Frankreich  ein  neuer  Typus  der  Minimallohngesetzgebung  ge- 
schaffen werden ;  die  Erfahrung  wird  zeigen,  ob  er  sich  ebenso  bewährt,  wie 
jene  ausgezeichnete  englische  Gesetzgebung,  die  in  diesen  letzten 
Jahren  soviel  verdientes  Lob  gefunden  und  eben  jetzt  durch  Regierungs- 
verordnung auf  eine  so  große  Reihe  neuer  Industrien  ausgedehnt  wird. 


JUSTIN  GODARD,  MITGLIED  DES  FRANZÖSI- 
SCHEN PARLAMENTS:  VORSCHLÄGE  ZUR  MIL- 
DERUNG DES  ANTAGONISMUS  ZWISCHEN  KAPI- 
TAL UND  ARBEIT. 


ENN  wir  die  Schaffung  eines  —  sei  es  auch  nur  temporären  — 
Modus  vivendi  zwischen  Kapital  und  Arbeit  ins  Auge  fassen  wollen, 
so  kann  dies  wohl  nur  in  der  Art  geschehen,  daß  die  Arbeit  an  dem 
Gewinn,  den  sie  erzielen  hilft,  in  gleicher  Weise'  beteiligt 
sei,  wie  das  Kapital.  Dieser  Anteil  muß  rechtlich  festgelegt  und  ihr  zu- 
erkannt werden  als  etwas  ihr  absolut  Gebührendes;  er  darf  nicht  etwa  eine 
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Almosenform  annehmen,  wie  es  bei  den  in  Kraft  stehenden  Systemen  der 
Gewinnbeteiligung  oft  allzusehr  den  Anschein  hat. 

Ein  Gesetz  mit  diesen  Zielpunkten  ist  im  Mai  d.  J.  dem  französischen 
Parlament  vorgelegt  worden.  Danach  sollen  die  Aktiengesellschaften  eines 
neuen  Typus  außer  den  Kapitalsaktien  Arbeitsaktien  ausgeben,  deren  An- 
zahl mindestens  ein  Viertel  der  Kapitalsaktien  betragen  muß.  Diese  Aktien 
sind  Kollektivbesitz  der  Angestellten  und  berechtigen  diese,  an  der  General- 
versammlung teilzunehmen  und  mindestens  ein  Viertel  der  Verwaltungs- 
ratsmitglieder aus  ihrer  Mitte  zu  wählen. 

Dieses  Gesetz  hinkt.  Es  schenkt  den  Arbeitern  ohne  weiteres  etwas, 
statt  es  sie  v  e  r  d  i  e  n  e  n  zu  lassen,  und  für  Begründung  von  auf  solcher 
Basis  beruhenden  Aktiengesellschaften  mit  Gewinnbeteiligung  des  Arbeiters 
dürften  sich  wohl  kaum  die  nötigen  Kapitalisten  finden. 

Nach  dem  Vorbild  der  englischen  Gesellschaft  Taylor  sollte  erst  nach 
Amortisierung  des  Kapitals  und  dessen  Verzinsung  zu  5  %,  der  Gewinn  in 
zwei  gleichen  Teilen  unter  Kapital  und  Arbeit  verteilt  werden.  Der  auf  jeden 
Angestellten  oder  Arbeiter  entfallende  Anteil  wird  im  genannten  Falle  pro- 
portioneil zu  seinem  Gehalt  bzw.  Lohn  bestimmt.  Diese  Anteile  werden  in 
Aktien  der  Gesellschaft  ausgegeben  und  geben  im  folgenden  Jahre  Anrecht 
auf  reguläre  Dividende,  welche  bar  ausgezahlt  wird. 

Das  Kapital  wird  mit  dieser  Teilung  natürlich  nicht  zufrieden  sein. 
Es  behauptet,  daß  es  allein  alles  aufs  Spiel  setze,  alle  durch  die  geschäftlichen 
Schwankungen  bedingten  Gefahren  auf  sich  nehme,  und  schreibt  seiner 
Umsicht  allein  die  eventuelle  Amortisierung  zu;  es  wäre  also  —  nach  An- 
sicht seiner  Wortführer  —  mehr  als  recht  und  billig,  wenn  es  für  sich  einen 
größeren  Gewinn  beanspruche  als  die  Arbeit,  die  nichts  als  Einsatz  bringt  und 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  das  Kapital  gute  Geschäfte  macht  oder  nicht,  ihren 
Lohn  verlangt  und  erhält.  Das  Kapital  vergißt  bei  diesem  Raisonnement, 
zunächst  einmal,  daß  es  die  vollbrachte  Amortisation  der  Arbeit  zu  verdanken 
hat,  ohne  deren  Mitwirkung  es  nur  etwas  Lebloses  ist;  ferner,  daß  die  Arbeit 
ebensogroßen  Gefahren  ausgesetzt  ist,  wie  das  Kapital,  wenn  dessen  Speku- 
lationen nicht  glücken.  Ja,  für  sie  ist  das  Risiko  noch  größer.  Bankrott 
gewordene  Unternehmungen  ziehen  Arbeitslosigkeit  nach  sich;  Hunderte  von 
Arbeitern  müssen  eine  andere  Erwerbsmöglichkeit  suchen  und  nagen  in- 
zwischen oft  am  Hungertuch. 

Das  Kapital  dagegen  existiert  weiter;  es  kann  nie  zugrunde  gehen,  höch- 
stens durch  Wirkung  der  Naturkräfte.  Es  kann  wohl  schlecht  angelegt  werden, 
aber  dann  wechselt  es  nur  den  Besitzer. 

Da  Kapitalist  und  Arbeiter  also  gleichen  Gefahren  ausgesetzt  sind  — 
der  eine  mit  Plazierung  seines  Kapitals,  der  andere  mit  seiner  Arbeit  —  haben 
sie  auch  Anspruch  auf  gleiche  Vorteile  im  Falle  günstigen  Geschäftsganges. 

Dem  könnte  in  nachstehender  Weise  Rechnung  getragen  werden:  Jede 
Aktiengesellschaft  müßte  verhalten  werden,  aus  ihrem  Gewinnüberschuß 
einen  Reservefonds  zur  Amortisation  der  Aktien  zu  begründen.  Dieser 
Fonds  wäre  obligatorisch. 

Sind  die  Aktien  einmal  amortisiert,  so  würde  das  durch  das  Zusammen- 
arbeiten von  Kapital  und  Arbeit  neu  geschaffene  Kapital  beiden  Teilen 
gleichmäßig  gehören  und  unter  sie  in  Form  von  Nutznießungsaktien  verteilt 
werden. 

Angesichts  des  Wechsels  des  Personals  müßte  eine  Organisation  zur 
Wahrung  des  gemeinsamen  Interessen  geschaffen  und  ermächtigt  werden, 
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die  Kontrolle  über  die  Nutznießungsaktien  auszuüben.  Denn  alles  aus  der 
Produktion  erzielte  Kapital  darf  nicht  dem  Betrieb  entzogen  werden  und 
totes  Kapital  werden,  sondern  muß  weiter  arbeiten. 

Alle  aus  den  Nutznießungsaktien  erzielten  Einkünfte  müßten  jedes  Jahr 
so  angewandt  werden,  daß  sie  den  Arbeitern  zur  Unabhängigkeit  verhelfen, 
sie  durch  Vereinigung  von  Kapital  und  Arbeit  in  den  Besitz  der  beiden  Pro- 
duktionsfaktoren setzend.  Über  das  nötige  Kapital  verfügend,  können  sie 
gleich  den  kapitalistischen  Gesellschaften  vorgehen,  —  Produktivgenossen- 
schaften ausbauen  und  ihre  wirtschaftliche  Emanzipation  erreichen. 


PAUL  DESCAMPS,  PARIS:  DIE  GEWINNBETEI- 
LIGUNG DER  ARBEITER  IN  EINER  ENGLISCHEN 
WEBEREI. 

If—j—^OR  zwei  Jahren  hatte  ich  anläßlich  einer  sozialen  Enquete  in  Eng- 
liAv^!  *an(*  Gelegenheit,  eine  Wollweberei  zu  besichtigen,  in  welcher  die 
JIÄl«  Arbeiter  am  Reingewinn  partizipieren,  welches  Prinzip  seit  mehr 
"  saal  als  25  Jahren  regelmäßig  in  Kraft  stand.  Ich  dachte,  daß  die  Be- 
schreibung dieser  Weberei  die  Leser  der  „Dokumente  des  Fortschritts" 
interessieren  dürfte,  denen  es  ja  darum  zu  tun  ist,  Neuerscheinungen  des 
Fortschritts,  auf  welchem  Gebiet  immer,  kennen  zu  lernen.  Ich  will  mich 
aber  in  einer  solchen  Beschreibung  nicht  auf  bloße  Darstellung  der  Tatsachen 
beschränken,  sondern  versuchen,  ihre  Ursachen  aufzudecken  und  die  Be- 
dingungen, die  ihre  Erstehung  ermöglichten.  Mit  anderen  Worten,  diese 
Schilderung  soll  nach  der  Forschungsmethode,  die  in  dieser  Zeitschrift  bereits 
eingehend  erörtert  wurde  *),  vorgenommen  werden. 

Woodhouse  Mills,  wovon  ich  sprechen  will,  liegt  in  Huddersfield,  einer 
Industriestadt  in  Yorkshire  (England)  die  fast  100  000  Einwohner  zählt.  Diese 
Fabrik  ist  Eigentum  einer  Aktiengesellschaft  und  William  Thomson 
ist  sowohl  Direktor  als  auch  Präsident  des  Verwaltungsrates  der  Fabrik. 
Zugleich  ist  er  städtischer  Gemeinderat  und  bekleidet  die  in  England  unbesol- 
dete Stelle  des  Friedensrichters. 

Im  Jahr  1886  entschloß  sich  Mr.  Thomson,  seinen  Arbeitern  einen  Gewinn- 
anteil am  Unternehmen  zuzugestehen.  Er  tat  es  jedoch  nicht  etwa  auf  Fordern 
seiner  Arbeiter  hin,  sondern  um  gewisse  Ideen  John  Ruskins**)  einer  praktischen 
Erprobung  zu  unterziehen,  wie  man  ja  fast  in  allen  Fällen  feststellen  kann,  daß 
die  Einrichtung  des  Gewinnanteils  an  einer  Fabrik  nicht  zustande  kommt, 
weil  die  Arbeiter  sie  fordern,  sondern  daß  es  stets  ein  philanthropischer 
Chef  ist,  der  eine  Theorie,  die  ihn  begeistert,  in  die  Praxis  umsetzen  will. 

Für  die  Aktionäre  wurde  eine  5  prozentige  Verzinsung  festgesetzt, 
während  der  Überschuß  unter  die  Arbeiter  proportional  zu  ihrer  Löhnung 
aufgeteilt  werden  sollte. 

Nachdem  das  System  einige  Jahre  zur  Zufriedenheit  aller  Beteiligten 


*)  Siehe  Sozialwissenschaft,  von  Paul  Descamps. 

**)  John  Ruskin  war  bei  Inaugurierung  der  neuen  Ordnung  in  den  Woodhouse  Mills 
persönlich  zugegen. 
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funktioniert  hatte,  wurde  die  Akkordarbeit,  die  in  Webereien  üblich  ist,  durch 
eine  feste  Wochenlöhnung  von  25  Schilling  abgelöst.  Es  ist  ungefähr  der 
mittlere  Lohn,  den  ein  Weber  dieser  Gegend  zu  erhalten  pflegt.  Der  Anreiz 
zur  Arbeit,  den  sonst  das  Akkordverhältnis  bildet,  ist  in  diesem  Fall  durch  die 
Aussicht  auf  Gewinnanteil  gegeben.  Man  könnte  die  Sache  auch  so  dar- 
stellen, daß  in  dieser  Fabrik  ein  Mindestlohn  von  25  Sch.  die  Woche  ge- 
zahlt wird,  und  daß  das  Mehr  nach  dem  jeweiligen  Reingewinn  wechselt. 
Dieses  Minimum  erhalten  die  Arbeiter  ebensogut  während  der  Ferienzeit  und 
bei  gemindertem  Arbeitsgang  als  bei  voller  Arbeit.  • 

Jedes  Jahr  schließt  die  Fabrik  für  einige  Tage  und  die  Arbeiter  gehen 
dann  ans  Meer  oder  machen  einen  Gesellschaftsausflug.  Dieser  Brauch  ist 
der  Fabrik  von  Thomson  and  Sons  gar  nicht  allein  eigentümlich,  sondern 
besteht  in  zahlreichen  Textilfabriken  Nordenglands.  Aber  daß  auch  die 
Löhnung  während  dieser  Ferientage  weiterbesteht,  ist  allerdings  eine  Eigen- 
tümlichkeit des  hier  besprochenen  Etablissements. 

Die  Textilindustrien  sind  bekanntlich  häufigen  Krisen  unterworfen,  doch 
sind  die  Geschäfte  derzeit  in  gutem  Gang;  statt  Arbeitslosigkeit  herrscht 
Arbeitermangel.  Vor  einigen  Jahren  war  es  nicht  so,  doch  dauerte  bei  Thom- 
son and  Sons  die  Arbeitseinstellung  nie  mehr  als  3  Wochen  und  auch  während 
dieser  Frist  konnte  den  Arbeitern  der  übliche  Lohn  ausgezahlt  werden. 

Richtig  ist,  daß  der  Reingewinn  in  den  Krisenjahren*  unter  5%  fiel. 
Und  hier  wird  das  Phänomen  interessant,  denn  gerade  so  wie  den  Arbeitern 
ihr  Fixum  garantiert  ist,  ebenso  ist  es  mit  den  Aktionären.  Gewisse  groß- 
mütige Aktionäre  wollten  nun  auf  ihre  Dividende  verzichten,  dies  wurde 
aber  zurückgewiesen.  Als  aber  die  Arbeiter  sich  spontan  entschlossen,  die 
Summe,  die  zur  Deckung  der  5  prozentigen  Aktionärzinsen  fehlte,  aus  eigenen 
Mitteln  zu  zeichnen,  da  wurde  dies  angenommen.  Unter  Umständen  gehört 
nämlich  mehr  Hochherzigkeit  dazu,  das  Geschenk  der  Niederen  anzunehmen, 
als  ihnen  eines  zu  machen. 

Durch  diesen  Akt  zeigten  die  Arbeiter  ihre  Anhänglichkeit  an  die  Fabrik, 
ihren  Willen,  das  Experiment  zu  einem  guten  Ende  zu  führen. 

Nehmen  wir  an,  daß  man  die  Aktionäre  aus  dem^Reservefond  bezahlt 
gemacht  hätte,  so  konnte  eine  verlängerte  Krise  denselben  vollständig  leeren 
und  am  Schlüsse  den  Sturz  des  Unternehmens  herbeiführen.  Nehmen  wir 
im  Gegenteil  an,  daß  die  Aktienzinsen  heruntergesetzt  worden  wären,  so 
hätte  so  mancher  Aktionär  entmutigt  seinen  Anteil  losgeschlagen,  was  den 
Ruin  des  Kapitals  bedeuten  konnte. 

Ich  glaube  nicht,  daß  das,  was  sich  in  Woodhouse  Mills  zugetragen  hat, 
sich  überall  zutragen  würde;  denn  es  erforderte  ein  gewisses  Niveau  der 
Erziehung  in  der  Arbeiterklasse,  das  leider  nicht  überall  anzutreffen  ist. 
Es  setzte  voraus,  daß  die  Arbeiter  das  Experiment  nicht  als  einen  Braten 
auffaßten,  von  dem  sie  nur  die  guten  Bissen  untereinander  zu  teilen  haben 
würden,  sondern  daß  sie  verstünden,  daß  sie  selbst  an  der  Zubereitung  des 
Bratens  beteiligt  wären  und  an  der  Verantwortung  für  sein  Gelingen  mit- 
trügen. Das  setzte  ferner  voraus,  daß  diese  Leute  eine  außergewöhnliche 
Willenskraft  und  Voraussicht  besäßen,  um  sich  nicht  zu  beugen,  nicht  der 
Versuchung,  passiv  zu  bleiben,  zu  unterliegen.  Verantwortlichkeitssinn, 
Willen  und  Voraussicht,  das  war  es,  was  die  Erziehung  dieser  Leute  zuvörderst 
entwickelt  hatte. 

Erwähnen  möchte  ich,  daß  auch  ohne  Krisenjahre  das  Gehalt  der  Leute 
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unter  das  Minimum  von  25  Sch.  sinkt,  sofern  dies  notwendig  ist,  um  den 
Aktionären  gerecht  werden  zu  können,  so  daß  die  Stabilität  des  Kapital- 
zinsfußes besser  gesichert  erscheint  als  die  der  Löhne.  Statt  daß  diese  Fluk- 
tuation der  Löhne  aber  von  den  Arbeitern  mühsam  geduldet  würde,  geschieht 
sie  im  vollen  Einverständnis  mit  ihnen.  Käme  bei  der  ganzen  Einrichtung 
auch  gar  keine  materielle  Besserstellung  des  Arbeiters  heraus,  so  ist  doch 
interessant,  zu  konstatieren,  daß  sich  bei  ihm  eine  moralische  Hebung  durch- 
setzt. 

Man  würde  irren  in  der  Annahme,  daß  jeder  Arbeitgeber,  der  auf  eine 
gleich  qualifizierte  Arbeiterschaft  stieße,  mit  Erfolg  ein  gleich  eingerichtetes 
Unternehmen  leiten  könnte.  Es  müßte  eben  ein  Unternehmer  sein,  der  — 
wie  alle  erfolgreichen  Unternehmer  —  auch  ein  fähiger  Geschäftsmann  wäre, 
seine  Angelegenheiten  zu  führen  und  über  seine  Interessen  zu  wachen  ver- 
stünde. 

Aber  man  würde  sich  ebenfalls  täuschen,  hielte  man  mit  dem  Vorhanden- 
sein einer  Elitearbeiterschaft  und  eines  Direktors,  der  zugleich  tüchtiger 
Geschäftsmann  und  Philanthrop  wäre,  alles  für  getan.  Es  müssen  auch  noch 
eine  Reihe  äußerer  Umstände  passen,  die  weder  vom  Arbeiter  noch  vom 
Unternehmer  abhängen. 

Der  Geschäftsgang  der  Fabrik  muß  sich  einer  genügenden  Stabilität 
erfreuen.  So  wurden  alle  bekannten  Beispiele  von  Gewinnanteil  der  Arbeiter- 
schaft durch  alte,  gutrenommierte  Häuser  gegeben,  denen  die  gute  Qualität 
ihrer  Produkte  eine  treue  Kundenschaft  sichert.  Eine  Neugründung  mit 
allen  Ungewißheiten  des  nächsten  Morgens  konnte  niemals  an  derartige 
Einrichtungen  denken.  Andere  Industriezweige  wiederum  sind  solchen 
Schwankungen  unterworfen,  daß  das  hier  gezeichnete  System  auf  sie  keine 
Anwendung  fände. 

Die  Firma  Thomson  and  Sons  ist  alt  und  berühmt;  zum  Unterschied 
von  den  anderen  Fabriken  von  Huddersfield  erzeugt  sie  nur  reine  Schafwoll- 
artikel  guter  Qualität  ohne  Beimengungen;  sie  arbeitet  alles  in  allem  mehr 
für  eine  reiche  Kundschaft,  was  nicht  überall  der  Fall  sein  kann.  Weiter 
sind  ihre  Artikel  wenig  der  Mode  unterworfen;  die  Fabrik  hat  also  nicht  für 
Neuerfindungen  und  Musterversand  große  Summen  zu  investieren.  Die 
allgemeine  Tendenz  der  Wollindustrie  in  England  geht  überhaupt  in  der 
Richtung  einer  Automatisierung  der  Arbeit,  einer  Festlegung  gewisser  Typen 
der  zu  erzeugenden  Artikel  und  einer  reinlicheren  Regelung  der  Beziehung 
zwischen  Produzenten  und  Verkäufer.  Es  wäre  ungerecht,  diese  Tatsache  im 
unklaren  zu  lassen,  die  Mr.  Thomson  zugute  kam,  ohne  daß  dadurch  sein 
eigenes  oder  seiner  Arbeiter  Verdienst  heruntergesetzt  werden  sollte.  Wenn 
man  will,  daß  der  Fortschritt  unbedingt  sicher  vor  sich  gehe,  ist  es  unerläßlich, 
alle  die  Vorbedingungen  zu  kennen,  die  sein  Gelingen  ausmachen. 

Noch  einige  Details  und  unsere  Untersuchung  ist  beendigt. 

Die  Fabrik  zählt  an  die  hundert  Arbeiter,  Verheiratete,  Junggesellen^ 
junge  Mädchen  und  Witwen,  —  keine  verheirateten  Frauen.  Es  ist  eine 
allgemeine  Tendenz  in  England,  daß  jede  verheiratete  Frau  mit  der  Geburt 
des  ersten  Kindes  die  Fabrik  verläßt.  Die  Administration  von  Woodhouse 
Mills  besteht  in  der  Regel  darauf,  daß  ein  Mädchen,  das  sich  verheiratet,  die 
Arbeit  verläßt,  wobei  ihr  eine  kleine  Mitgift  gespendet  wird,  von  100  bis  125 
Mark,  je  nach  der  Dauer  ihrer  Dienstleistung. 

Die  Fabrik  begreift  noch  einige  andere  W'ohlfahrtseinrichtungen  in  sich: 
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Ein  Teil  der  Gewinne  —  statt  direkt  in  den  Säckel  der  Arbeiter  zu 
fließen  —  wird  als  Krankenkasse  angelegt;  dieselbe  funktioniert  seit  1893; 
ein  anderer  Teil  als  Pensionskasse,  dank  welcher  die  alten  Arbeiter  10  Mark 
pro  Woche,  die  Arbeiterinnen  7  Mark  erhalten.  Auch  gibt  es  einen  Lesesaal. 
Alle  Arbeiter  sind  Mitglieder  des  Gewerkvereines. 

Man  weiß,  daß  eine  Aktiengesellschaft  durch  einen  Verwaltungsrat  aus 
mindestens  7  Mitgliedern  bestehend,  geleitet  werden  muß.  Bei  der  Gesell- 
schaft Thomson  and  Sons  ist  derselbe  folgendermaßen  zusammengesetzt: 
Mr.  W.  Thomson,  Verwaltungspräsident  und  Direktor  der  Fabrik;  zwei 
von  der  Hauptversammlung  gewählte  Arbeiter;  zwei  von  der  Hauptver- 
sammlung gewählte  Arbeiteraktionäre;  zwei  von  der  Hauptversammlung  der 
Aktionäre  gewählte  Aktionäre,  die  zugleich  Mitglieder  der  Textilunion  sind. 

Entsprechend  einem  sehr  verbreiteten  Gebrauch  in  England  wird  jedes 
Jahr  ein  Teil  des  Gewinnes  zur  Amortisierung  der  Maschinen  vorweg- 
genommen, k  H 

Alles  in  allem  wird  das  Werk  mit  überlegener  Umsicht  geleitet.  Es 
zeigt  uns  klar  den  Wert  des  persönlichen  Faches  für  das  Gelingen  solcher 
sozialer  Versuche. 

EDWARD  R.  PEASE,  LONDON:  DIE  WOHNUNGS- 
FRAGE IN  ENGLAND. 

©^TIE    öffentliche  Meinung    Großbritanniens    ist   sich   seit  langen 
Jahren  darüber  klar,  daß  die  Schaffung  entsprechender  W7ohn- 
gelegenheit  für  die  arbeitende  Klasse,  vor  allem  auch  auf  dem  flachen 
;  J  Lande,  unter  den  drängenden  sozialen  Notwendigkeiten,  unter  den 

brennenden  Wünschen  der  Bevölkerung  einen  der  ersten  Plätze  einnehmen 
müsse  und  ein  weit  ausgedehntes  Reformprogramm  in  dieser  Richtung  soll 
die  Plattform  der  liberalen  Partei  für  die  nächsten  Wahlen  bilden. 

England  besitzt  jedoch  schon  seit  längerer  Zeit  Wohnungsgesetze, 
die  gewissen  Teilgesichtspunkten  des  Problems  Rechnung  tragen;  spe- 
ziell im  Jahre  1890  wurde  ein  Gesetz  erlassen,  das  in  den  Jahren  1900, 
1903  und  1909  entsprechend  ausgestaltet  wurde.  Der  erste  Absatz  dieses 
Gesetzes  gestattet  jeder  Stadtgemeinde,  „slums",  d.  i.  Gruppen  von  unge- 
sunden, modernen  Anforderungen  nicht  entsprechenden  Häusern,  zu  er- 
werben und  niederzulegen. 

Natürlich  ist  dieses  Vorgehen  recht  kompliziert,  da  das  Eigentum  von 
zahlreichen  Hausbesitzern  erworben  werden  muß;  der  Ankaufspreis  muß 
ferner,  wenn  eine  gütliche  Einigung  nicht  zu  erzielen  ist,  im  Wege  des  Expro- 
priationsverfahrens bestimmt  werden,  wozu  allerdings  zu  bemerken  ist, 
daß  in  jenen  wahren  Wert  der  Häuser,  der  dem  Eigentümer  zu  erstatten  ist, 
die  aus  der  Überfüllung  der  Häuser  sich  ergebenden  Teile  des  Zinsertrags 
nicht  einzurechnen  sind;  ferner  müssen  in  manchen  Fällen  auch  Rechte  der 
Mieter  entsprechend  abgelöst  werden,  speziell  wenn  es  sich  um  wichtige 
Geschäftswerte  handelt. 

Naturgemäß  ist  all  das  für  die  Gemeindeverwaltungen  sehr  kostspielig; 
sie  können  durchaus  nicht  hoffen,  durch  Neubau  von  Häusern  auf  dem  neu- 
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gewonnenen  Grund  und  Boden  ihre  Kosten  wieder  hereinzubringen,  denn 
die  ,,slums"  mit  ihrer  dichten  Bebauung  und  ihren,  eben  um  der  Vernach- 
lässigung willen,  geringeren  Reparaturkosten  geben  höhere  Zinserträgnisse 
als  die  neuen  Häuser,  welche  die  Stadtvertretungen  an  ihrer  Stelle  erbauen 
können. 

k:  Trotzdem  hat  eine  ganze  Reihe  von  Stadtvertretungen  von  diesem 
Rechte  Gebrauch  gemacht;  London,  Birmingham  und  Glasgow  vor  allem 
haben  ganze  Stadtviertel  niedergelegt,  enge  Gäßchen,  lichtberaubte  Innen- 
höfe, unhygienische  Häusergruppen  wurden  beseitigt  und  moderne  Häuser 
an  breiten,  geraden  Straßen  sowie  auch  entsprechende  Parks  angelegt.  Gewiß 
gibt  es  auch  heute  noch  in  manchen  englischen  Städten  „slums",  aber  die 
schlimmsten  sind  doch  beseitigt  und  der  Gesundheitszustand  hat  sich  infolge 
dieser  Maßregel  wesentlich  gebessert. 

In  einem  Regierungsbericht,  der  im  August  1913  ausgegeben  wurde, 
heißt  es,  daß  in  24  englischen  Städten  insgesamt  städtische  Anleihen  in  der 
Höhe  von  54  Millionen  Mark  für  diese  Zwecke  aufgenommen  wurden.  London 
einerseits,  Schottland  andererseits  sind  in  diesen  Ziffern  nicht  einbegriffen, 
so  daß  die  Gesamtsumme  der  Aufwendungen  wohl  an  100  Millionen  erreicht. 

Ein  zweiter  Absatz  des  Gesetzes  ermächtigt  die  Stadtverwaltungen, 
in  Fällen  von  direkt  und  erwiesenermaßen  gesundheitsschädlichen  Häusern, 
an  die  Besitzer  den  Auftrag  für  Reparatur  oder  Niederbruch  zu  erteilen. 
Im  Jahre  1912  wurden  solche  Aufträge  für  47  429  Häuser  erteilt,  bei  13  417 
Häusern  wurden  Reparaturen  aufgetragen,  bei  9761  Häusern  ein  Wohn- 
verbot erlassen,  bei  wieder  anderen  der  strickte  Auftrag  für  Demolierung 
erteilt.  Diese  Ziffern  bedeuten  gegenüber  früheren  Jahren  ein  starkes  An- 
wachsen, wie  es  vor  allem  durch  das  erleichterte  Administrativverfahren, 
das  im  Gesetz  des  Jahres  1909  vorgesehen  wurde,  sich  erklärt. 

Außer  dieser  speziellen  Bestimmung  gibt  es  auch  noch  eine  Reihe  von 
allgemeinen  bau-  und  gesundheitspolizeilichen  Verordnungen,  deren  sich  die 
Stadtvertretungen  in  besonders  charakteristischen  Fällen  zur  Ausrottung 
des  Übels  bedienen.  So  wurden  in  Manchester  auf  Grund  solcher  verschieden- 
artiger Verordnungen  14  000  Häuser  demoliert. 

Das  Gesetz  bestimmt  auch,  daß  die  Eigentümer  von  Arbeiterhäusern,  d. 
h.  Häusern,  deren  Wohnungsmieten  unterhalb  einer  gewissen  Grenze  liegen, 
der  Aufsicht  der  städtischen  Baubehörde  unterliegen  resp.  von  ihren  Eigen- 
tümern in  einem  bestimmten,  von  der  Behörde  kontrollierten  Reparaturzu- 
stand erhalten  werden  müssen.  Im  letzten  Jahre  wurde  auf  Grund  dieser 
Bestimmung  entsprechende  Vorsorge  für  43  781  Häuser  erlassen;  in  einer 
ganzen  Reihe  von  Fällen  wurde  Abbruch  verordnet. 

Der  dritte  Teil  des  eingangs  erwähnten  Gesetzes  fand  bei  Erlaß  desselben 
nur  wenig  Beachtung,  weil  er  sich  nur  mit  „Lodging  houses"  beschäftigt.  Sein 
augenscheinlicher  Zweck  war,  die  großen  Städte  zur  Errichtung  und  Instand- 
haltung von  städtischen  Gebäuden  für  die  obdachlosen  Klassen  zu  ermächtigen; 
er  gab  den  Ortsbehörden  ausgedehnte  Vollmachten  zur  Erbauung,  Aus- 
stattung und  Instandhaltung  dieser  nützlichen  Einrichtungen.  In  der  ver- 
besserten Fassung  des  Gesetzes  ist  der  Ausdruck  „Lodging  houses"  nicht 
in  seiner  gewöhnlichen  Bedeutung  gebraucht,  sondern  er  bedeutet  darin 
ein  Häuschen  mit  etwas  Gartenland.  Die  Praxis  zeigte,  daß  dieser  Teil  des 
Gesetzes  eigentlich  den  lokalen  Behörden  sowohl  in  den  Städten  wie  auf  dem 
Lande  die  Möglichkeit  gewährt,  überall  da,  wo  Mangel  an  Häusern  für  diearbei- 
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tenden  Klassen  herrscht,  solche  zu  erbauen.  Vom  Jahre  1891  bis  zum  31.  März 
1913  wurden  den  lokalen  Behörden  für  neue  Häuser  über  55  Millionen  Mark 
vorgeschossen;  hierin  sind  jedoch  Schottland  und  London  nicht  inbegriffen. 
Für  die  ersten  6  Jahre  wurden  zusammen  nur  etwa  820  000  Mark  gewährt; 
dann  kam  auf  einmal  ein  großer  Sprung  und  im  Jahre  1901  allein  wurden 
8 132  000  Mark  aufgenommen,  jedenfalls  infolge  des  Zusatzgesetzes  vom 
Jahre  1900.  Von  da  ab  war  wieder  ein  Rückgang  zu  verzeichnen  bis  zu  dem 
am  31.  März  1913- endigenden  Jahre,  in  welchem  den  lokalen  Behörden  über 
8  184  000  Mark  geliehen  wurden.  Auch  zum  Bau  von  kleinen  Häusern  ge- 
gründete Vereine  und  Gesellschaften  erhielten  während  dieser  21  Jahre  von 
der  Regierung  rund  23  200  000  Mark  vorgeschossen. 

John  Burns  brachte  dann  im  Jahre  1809  den  Town  planning  act  zur 
Annahme.  Durch  ihn  wurde  das  Wohnungsgesetz  vom  Jahre  1890  ganz 
wesentlich  verbessert  und  eine  neue  Reformmethode,  die  Festlegung  von 
Stadtbebauungsplänen,  von  denen  ich  weiter  unten  sprechen  werde, 
hinzugefügt. 

Die  wichtigsten  Änderungen  an  dem  Wohnungsgesetz  waren  folgende: 
1.  Die  Ortsbehörden  werden  verhalten,  alle  Häuser  ihrer  Bezirke  zu  in- 
spizieren; 2.  es  wurde  ihnen  zur  Pflicht  gemacht,  für  genügend  Häuser  für 
die  Einwohner  ihres  Bezirks  Sorge  zu  tragen,  während  dies  bisher  nur  in  ihr 
Belieben  gestellt  war;  3.  wenn  die  lokale  Behörde  ihre  Pflicht  vernachlässigt, 
können  vier  beliebige  Einwohner  an  die  Regierung  appellieren. 

Dank  diesem  Gesetze  hat  das  Wohnungsproblem  neuerdings  unter  den 
Angelegenheiten  der  inneren  Politik  einen  hervorragenden  Platz  eingenommen, 
hauptsächlich  aber  in  den  ländlichen  Bezirken.  In  den  Städten  sind  immer 
Wohnungen,  wenn  auch  mitunter  unzureichende,  zu  finden;  in  den  Dörfern 
hingegen  müssen  Leute  oft  jahrelang  warten,  bevor  sie  ein  Häuschen  be- 
kommen, in  das  sie  einziehen  können.  Die  meisten  dieser  Landhäuser  gehören 
zu  dem  Landgut  und  wenn  der  Gutspächter  einen  der  Leute  entläßt,  muß 
dieser  das  Häuschen  verlassen  und  kann  oft  kein  anderes  finden.  Der  Pächter 
zahlt  niedrige  Löhne  und  setzt  einen  Arbeiter  in  ein  Häuschen  entweder 
umsonst  oder  für  1  bis  2  Mark  per  Woche;  nach  einer  Regierungsumfrage 
soll  der  Durchschnitt  1,50  Mark  betragen.  Ein  solches  Landhaus  kann  jedoch 
nicht  für  einen  Preis  hergestellt  werden,  der  weniger  als  3,50  Mark  Zinsen 
pro  Woche  erfordert,  und  5  Mark  ist  ein  ganz  gewöhnlicher  Satz,  selbst  wenn 
das  Kapital  vom  Staate  zum  niedrigstmöglichen  Zinsfuß  gefunden  wird.  In 
diesen  ländlichen  Bezirken  können  daher  keine  Häuser  gebaut  werden,  es 
müßte  denn  die  Miete  viel  höher  angesetzt  werden  als  der  Arbeiter  zahlen 
kann,  oder  der  Bauherr  darf  von  seinem  Kapital  keinen  Ertrag  erwarten. 

Wie  kann  dem  abgeholfen  werden  ?  Eine  Gruppe  von  Konservativen,  von 
manchen  Liberalen  und  der  Arbeiterpartei  unterstützt,  reichte  eine  Gesetzes- 
vorlage ein,  welche  bestimmte,  daß  die  Zentralregierung  einen  großen  Teil  des 
den  lokalen  Behörden  aus  der  Errichtung  von  Häusern  erwachsenden  Verlustes 
tragen  solle.  Zweimal  wurde  diese  Gesetzesvorlage  vom  Unterhause  mit 
sehr  großer  Mehrheit  angenommen;  da  aber  für  alle  Gesetzesanträge,  welche 
Geldausgaben  erfordern,  die  Zustimmung  der  Regierung  nötig  ist  und  die 
englischen  Regierungen  Anträge,  welche  von  der  Opposition  ausgehen,  nicht 
anzunehmen  pflegen,  wurde  die  Vorlage  fallen  gelassen. 

Innerhalb  des  letzten  Jahres  haben  indes  bedeutende  Veränderungen 
in  der  Handhabung  des  Wohnungsgesetzes  stattgefunden.     Bisher  hatte 
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die  Regierung  immer  nur  eine  hemmende  Wirkung  ausgeübt  und  die 
Genehmigung  von  Bauplänen  oft  versagt  *).  All  dies  hat  sich  jetzt 
geändert.  Die  Behörde  ist  bei  einem  Bureau  für  Zeitungsausschnitte  abonniert, 
um  zu  erfahren,  was  im  ganzen  Lande  diesbezüglich  vorgeht.  Sie  prüft  die 
Berichte  der  Sanitätsbehörden  und  setzt  sich  mit  den  lokalen  Behörden 
in  Verbindung,  wenn  irgendwo  ein  Wohnungsmangel  zu  verzeichnen  ist. 
Wenn  vier  Einwohner  gegen  die  Nachlässigkeit  ihrer  Ortsbehörde  reklamieren, 
werden  Inspektoren  mit  erstaunlicher  Schnelligkeit  ausgesandt  und  öffent- 
liche Enqueten  veranstaltet.  Ich  kenne  persönlich  drei  oder  vier  Dörfer, 
in  denen  vor  etwa  zwei  Monaten  derartige  Untersuchungen  stattfanden 
und  in  meinem  eigenen  Dorfe  ist  kürzlich  eine  solche  wegen  einer  geplanten 
Anleihe,  die  zur  Errichtung  von  10  Häusern  bestimmt  sein  soll,  vorgenommen 
worden. 

Der  bemerkenswerteste  Vorfall  der  letzten  Zeit  ist  vielleicht  die  Antwort 
des  Herrn  Burns  an  den  Stadtrat  von  Wakefield,  als  derselbe  um  Umwandlung 
in  einen  ,,county  borough",  d.i.  die  höchste  Stadtklasse,  ersuchte.  Er  erwiderte 
nämlich,  die  Wohnungsgelegenheiten  in  der  Stadt  Wakefield  seien  sehr  schlechte 
und  er  werde  das  Gesuch  nicht  berücksichtigen,  wenn  sie  nicht  verspräche, 
100  neue  Häuser  auf  einmal  zu  bauen.  Diese  überraschende  Bedingung  wurde 
bereitwillig  angenommen. 

Die  Wohnungsfrage  auf  dem  Lande  ist  ein  Streitpunkt  der  nächsten  Zu- 
kunft. —  Der  Präsident  des  Landwirtschaftsministeriums  kündigte  vor  wenigen 
Monaten  an,  daß  die  Regierung  in  vernachlässigten  Ortschaften  selber  Land- 
häuser bauen  werde.  Aber  dieses  Projekt,  das  äußerst  schwer  durchzuführen 
ist,  scheint  wieder  fallengelassen  worden  zu  sein.  Wahrscheinlich  ist  das 
einzige,  was  getan  werden  kann,  der  eben  entworfene  konservative  Plan, 
und  man  erwartet,  daß  die  Regierung  ihn  annehmen  wird. 

Stadtbebauungspläne  sind  für  England  noch  etwas  Neues  und  wurden 
aus  Deutschland  übernommen;  ich  brauche  hier  wohl  nicht  näher  darauf 
einzugehen.  Das  Gesetz  von  1909  gestattet  den  lokalen  Behörden,  Entwürfe 
in  Vorschlag  zu  bringen,  welche  von  der  lokalen  Regierungsbehörde  genehmigt 
werden  müssen. 

Bis  zum  31.  Juli  1913  wurden  von  39  lokalen  Behörden  51  Bebauungs- 
pläne vorgelegt,  aber  bis  jetzt  ist  nur  einer  und  zwar  in  Birmingham,  voll 
und  ganz  genehmigt  worden.  Über  die  übrigen  wird  erst  verhandelt.  Es 
ist  daher  zu  früh,  um  schon  jetzt  einen  Bericht  über  den  Erfolg  dieses  Teils 
des  Gesetzes  geben  zu  können. 


DR.  I.  VON  BÜLOW,  BERLIN:  DER  DEUTSCHE 
VEREIN  FÜR  SOZIALE  INNERE  KOLONISATION. 

IE  allgemeine  wirtschaftliche  Lage  bringt  es  mit  sich,  daß  zu  den 
durch  ihr  Gewerbe  notwendig  zeitweise  Arbeitslosen  wie  den  Bau- 
handwerkern noch  Angehörige  aller  anderen  Beschäftigungsarten 
treten.  Handel  und  Industrie  stoßen  große  Scharen  von  arbeits- 
fähigen, arbeitswilligen  Leuten  ab,  ohne  daß  diese  anderweitige  Beschäftigung 


!)  Niemals  aber  hatte  sie  die  Initiative  zu  deren  Ausarbeitung  ergriffen. 
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finden.  Etwaige  Sparpfennige  sind  bald  aufgezehrt,  die  Unterstützung  durch 
die  Gewerkschaften  kommt  nur  denen  zugute,  die  ihnen  angehören,  sonst 
muß  der  Staat  eingreifen,  die  Städte,  die  öffentliche  und  private  Mild- 
tätigkeit. 

Von  den  2  000  000  in  Gewerkschaften  Organisierten  sind  laut  Statistik 
in  den  letzten  Jahren  regelmäßig  40  000  bis  50  000  arbeitslos  gewesen.  In 
diesem  Jahre  wird  sich  die  Zahl  noch  wesentlich  erhöhen.  Die  in  den  Gewerk- 
schaften Organisierten  sind  zumeist  die  tüchtigsten  und  intelligentesten 
Arbeiter.  Sie  können  am  ersten  Beschäftigung  erwarten.  Darum  ist  anzu- 
nehmen, daß  von  den  nicht  organisierten  anderen  14  bis  16  Millionen  im 
Handel  und  Gewerbe  tätigen  Arbeitern  mindestens  der  gleiche  Prozentsatz 
zu  feiern  gezwungen  sein  wird.  Wir  können  also  danach  auf  500  000  bis 
600  000  Arbeitslose  ohne  weiteres  rechnen  und  müssen  befürchten,  daß  sich 
die  Zahl  der  Million  nähern  wird,  wenn  man  alle  die  hinzunimmt,  die  von  den 
Statistiken  nicht  erfaßt  wurden,  die  selbständigen  kleinen  Kaufleute,  die  an 
der  verminderten  Kaufkraft  der  Arbeiter  zugrunde  gehen,  letzten  Endes  auch 
die  Arbeitslosen  der  freien  Berufe. 

Diese  runde  Million  wird  heute  von  den  Besitzenden  und  Erwerbenden 
miterhalten,  der  Aufwand  für  sie  beträgt  jährlich,  wenn  man  die  Aufstellun- 
gen der  verschiedenen  Armenetats  zusammenzieht,  etwa  eine  Milliarde  Mark. 
Für  diese  Milliarde  Mark  werden  die  Unterstützungsbedürftigen  nicht  gut, 
nicht  einmal  ausreichend,  genährt,  gekleidet  und  logiert,  dazu  bedürfte  es 
eines  weit  höheren  Betrages.  Denn  es  ist  nicht  allein  die  Million  Arbeits- 
loser, die  davon  leben  sollen,  sondern  auch  noch  die  Familien,  die  hinter  ihnen 
stehen.  Diese  Milliarde  gibt  das  deutsche  Volk  jährlich  aus,  ohne  daß  es 
eine  Gegenleistung  erhält.  Die  brachliegende  Arbeitskraft  der  Million,  ihre 
durch  die  Darbezeit  verminderte  Gesundheit  bedeutet  hinzukommend  eine 
Einbuße,  die  ein  Vielfaches  jener  Milliarde  ausmachen  muß. 

Wenn  wir  dessenungeachtet  im  Deutschen  Reiche  eine  Million  fremder 
Arbeiter  (Russen,  Polen,  Italiener)  beschäftigen,  so  beweist  das  nicht  etwa, 
daß  unsere  einheimischen  Arbeitslosen  arbeitsunwillig  sind.  Sie  finden  nur, 
wenn  sie  aus  ihrer  regulären  Arbeit  herauskommen,  die  Stellen,  die  sie  sonst, 
weil  zu  schlecht  bezahlt,  verschmähen  müssen,  durch  jene  anspruchsloseren 
Ausländer  eingenommen,  die  trotz  ihrer  geringen  Lohnansprüche  jedes  Jahr 
bedeutende,  durch  die  Statistik  leider  nicht  faßbare  Beträge  unseres  National- 
vermögens in  bar  ins  Ausland  tragen. 

Auf  der  andern  Seite  haben  wir  in  Deutschland  rund  500  Quadratmeilen 
Moorboden  und  Ödland.  Ein  kleines  Königreich,  das  keinem  Frucht  trägt 
und  das  richtig  beackert,  ausreichen  würde,  jene  Million  mit  Weib  und  Kind 
zu  ernähren.  Versuche  haben  erwiesen,  daß  sich  das  Ödland  selbst  schlechte- 
ster Klasse,  wenn  es  richtig  bewirtschaftet  wird,  zu  einem  ertragreichen 
Gartenland  umwandeln  läßt.  Daß  der  Überertrag  solchen  Geländes  in 
Deutschland  seinen  Absatz  finden  wird,  beweist  die  Tatsache,  daß  wir  einen 
großen  Teil  unseres  Verbrauches  an  Obst  (1912:  100  Millionen),  Eiern  (1912: 
193  Millionen)  und  Gemüse  (1912:  54  Millionen)  aus  dem  Auslande  holen 
müssen. 

Diese  500  Quadratmeilen  Ödlandes  und  die  Million  Arbeitsloser  zusammen- 
zubringen, ist  der  zwingend  logische  Zweck  des  Vereins  für  soziale  innere 
Kolonisation  in  Berlin-Zehlendorf. 

Der  Verein  besteht  seit  zwei  Jahren.  Er  wurde  von  den  Abgeordneten 
von  Kaphengst  (konservativ)  sowie  dem  Schriftsteller  Hans  Ostwald  ge- 
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gründet,  zum  Vorstand  gehören  jetzt  die  Herren  von  Böhlendorff-Kölpin, 
M.  d.  R.,  Magistratsrat  v.  Schulz,  Franz  Behrens,  M.  d.  R.,  Dr.  Südekum, 
M.  d.  R.,  Paul  Cassirer,  Hugo  Simon,  Hans  Ostwald,  alles  Männer,  die 
die  nötige  Sachkenntnis  besitzen. 

Wenn  der  Gedanke  auch  nicht  neu  ist,  die  allzu  vielen  Stadtarbeiter  dem 
Lande  wieder  zuzuführen,  so  zeigten  doch  die  bisherigen  Versuche  von  anderer 
Seite  nicht  den  nötigen  Erfolg.  Zum  Teil  lag  das  an  ihrem  konfessionellen 
Einschlag,  zum  Teil  an  dem  zwangsweisen  Einstellen  der  Arbeiter. 

Auch  anderwärts  hat  man  schon  Versuche  mit  der  Beschäftigung  Ar- 
beitsloser gemacht.  In  mancher  Beziehung  ist  da  die  Siedlung  der  Heils- 
armee in  Hadleigh  an  der  Themsemündung  vorbildlich.  Auch  hier  ist  Ödland 
durch  Arbeitslose  urbar  gemacht  worden.  Aber  der  Arbeiter  der  Heilsarmee 
erhält  die  Arbeit  wie  ein  Almosen,  man  gibt  ihm  als  Entgelt  Nahrung  und 
Unterkunft,  keinen  baren  Lohn. 

Das  Wesentliche  und  für  die  Allgemeinheit  Nützlichste:  dem  freien 
Arbeiter  freie  Arbeit  gegen  angemessenes  Entgelt  zu  geben,  ihn  frisch  und 
gesund  für  den  Augenblick  zu  erhalten,  wo  ihn  seine  ursprüngliche  Tätigkeit 
wieder  aufnehmen  kann,  das  ist  in  dieser  Form  bisher  nur  von  dem  Verein 
für  soziale  innere  Kolonisation  durchgeführt  worden. 

Der  Verein  ist  noch  zu  jung,  um  mit  einem  Zahlenerfolg  aufwarten  zu 
können.  Die  Hemmnisse  waren  in  der  ersten  Zeit  für  ihn  zahllose.  Dadurch 
daß  er  die  der  städtischen  Armenpflege  zur  Last  fallenden  Arbeitslosen  auf 
dem  flachen  Lande  beschäftigen  wollte,  wies  ihn  eine  Behörde  an  die  andere 
in  stetem  verderblichen  Kreislauf.  Überall  hieß  es,  wir  wollen  nicht  mit  dem 
Versuch  anfangen,  erst  etwas  Positives  sehen. 

So  entschloß  sich  der  Verein  zu  eigenem  Handeln.  Mit  120  M.  in  der 
Kasse  wurde  begonnen.   Dieser  Mut  sollte  sich  belohnen. 

Es  fanden  sich  Menschenfreunde,  die  ihn  anerkannten,  und  endlich  gab 
auch  das  Reich  eine  Unterstützung.  So  konnte  der  Verein  Anfang  Oktober 
1913  einer  breiteren  Öffentlichkeit  zeigen,  was  er  erreicht. 

Auf  einem  Stück  Heideland  bei  Reppen  hat  er  bisher  150  Arbeitslose 
beschäftigt.  Das  bis  dahin  brachliegende  Terrain  wurde  durch  die  Arbeiter 
ragolt,  gedüngt  und  zur  Gartenbestellung  fertiggemacht.  Wenn  Erd- 
arbeiten nicht  möglich  waren,  wurden  Holzarbeiten  ausgeführt.  Die  Arbeits- 
losen erhielten  einen  Tagelohn  von  2,25  bis  3,12  M.  Den  Familien  der  Ver- 
heirateten wurde  täglich  eine  Mark  zugesandt.  Die  Unterkunft  bei  den 
Bauern  in  der  Umgebung  war  kostenlos,  für  die  Verpflegung  mußte  der 
einzelne  1,20  M.  den  Tag  zahlen. 

Die  dort  beschäftigten  Arbeitslosen  entstammten  den  verschiedensten 
Berufen.  Am  zahlreichsten  waren  die  Bauhandwerker  vertreten,  aber  auch 
Kaufleute  und  Bankbeamte  fehlten  nicht.  Von  den  Leuten  ist  keiner  bisher 
der  Armenpflege  wieder  zur  Last  gefallen.  Sie  haben  sich  also  zu  ferner  Arbeit 
draußen  auf  dem  Felde  gestärkt  und  einen  Sparpfennig  zurücklegen  können. 
Besonders  wertvoll  hierbei  dürfte  die  moralische  Seite  der  Sache  sein.  Kein 
Almosen  demütigt,  kein  Zwang,  abgesehen  von  dem,  den  jedes  Dienstver- 
hältnis mit  sich  bringt,  bedrückt  den  Mann.  Er  ist  als  Kostgänger  in  einer 
ordentlichen  ansässigen  Familie  untergebracht,  in  Räumen,  die  nie  mit  mehr 
als  4 — 5  Mann  belegt  sind. 

Besonderes  Gewicht  wird  auf  die  kleinen  Nebenumstände  gelegt.  So 
hat  jeder  Arbeiter  sein  Bett  und  seinen  Stuhl.   Das  scheint  unwichtig,  wird 
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aber  in  dem  Leben  des  einzelnen  zum  großen  Faktor.  Dort  kann  er  nach 
getaner  Arbeit  ausruhen,  er  hat  ein  Stückchen  Eigenes,  er  findet  Ruhe  und 
Möglichkeit,  sich  zu  sammeln,  im  Gegensatz  zu  den  Arbeiterbaracken  z.  B. 
der  Stadt  Berlin,  die  ihre  Arbeiter  in  riesigen  Schlafsälen  unterbringen,  wo 
150,  200  Mann  zusammenliegen  und  sich  naturgemäß  stören,  wo  ihnen  nur 
lehnenlose  Bänke  zur  Verfügung  stehen,  die  sie  mit  anderen  teilen  müssen. 
Die  Beachtung  solcher  Imponderabilien  verdanken  die  Arbeitslosen  Hans 
Ostwald,  der  selbst  einst  am  eigenen  Leibe  hat  erfahren  müssen,  was  das 
Elend  bedeutet.  Wie  der  Arbeiter  gekommen  ist,  kann  er  wieder  gehen, 
wenn  er  will,  wenn  ihn  seine  Arbeit  wieder  ruft. 

Aber  was  er  geschaffen,  bleibt.  Das  sind  keine  Notstandsarbeiten, 
keine  unfruchtbaren  Werke.  Er  sieht,  wie  sich  unter  seiner  Hand  der  Boden 
zum  Fruchtträger  verwandelt.  Das  von  den  Arbeitslosen  aus  dem  Öden 
herausgestampfte  Gartenland  findet  seine  Ansiedler.  Es  wird  im  Renten- 
gutsverfahren ausgegeben.  Parzellen  von  ein  bis  zwei  Morgen  Größe  erhalten 
die  Ansiedler  zu  freiem  Eigentum.  Ein  Haus  von  drei  bis  fünf  Zimmern, 
Stall,  Brunnen,  Zaun,  Straße,  fertig  bestelltes  Gartenland  und  Dung  auf  drei 
Jahre  bekommt  der  einzelne  geliefert.  Er  hat  von  dem  W7ert  (4 — 6000  M.) 
10  %  anzuzahlen,  75  %  übernimmt  die  Rentenbank,  den  Rest  der  Verein. 
Eine  Jahresrente  von  200 — 260  M.  dient  zur  Verzinsung  und  zur  Amortisation 
in  60y2  Jahren. 

Zur  Bestellung  von  Haus,  Hof  und  Garten  genügt  die  Arbeit  der  Fa- 
milienangehörigen und  die  helfende  Hand  des  Hausvaters  in  seinen  freien 
Stunden.  Denn  er  kann  und  soll  seinem  bisherigen  Berufe  nachgehen.  Er 
findet  stets  Arbeit  in  der  nahen  Stadt,  auf  den  umliegenden  Gütern. 

Bisher  sind  von  den  vorgesehenen  24  Stellen  in  Reppen  8  besiedelt. 
Der  Ertrag  von  Stall  und  Garten  genügt  für  die  tägliche  Ernährung  der 
Ansiedler  und  wird,  wenn  die  Spargelbeete,  die  Obstbäume  erst  tragen,  einen 
baren  Gewinn  bringen. 

Das  Wohlbefinden  der  den  Großstädten  entrückten,  auf  eigener  Scholle 
lebenden  Leute  ist  augenfällig.  Der  Beweis,  daß  Ödland,  Boden  siebenter 
Klasse,  ertragreiches  Gartenland  werden  kann,  ist  erbracht,  die  Kosten, 
800 — 1000  M.  für  den  Morgen,  sind  für  Kleinsiedelungen  und  intensive  Be- 
wirtschaftung angemessen. 

Nachdem  dieser  Versuch  gelungen  ist,  werden  sich  die  interessierten  Stel- 
len nicht  mehr  zurückhalten  dürfen.  Der  Verein  bedarf  zur  Verwirklichung 
seiner  Ziele  großer  Mittel,  aber  dadurch,  daß  jeder  Arbeitslose,  den  er  über- 
nehmen kann,  für  die  Stadt  eine  Ersparnis  bedeutet,  dadurch,  daß  er  aus 
Verzehrern  Erwerber  macht,  die  ihren  Verdienst  wieder  in  die  Stadt  zurück 
tragen,  daß  auf  seinen  Ländereien  Ansiedlungen  entstehen,  deren  Früchte 
den  Bedarf  der  Stadt  wieder  decken  werden  und  zu  billigeren  Preisen  wie 
die  aus  dem  Auslande  kommenden  Erzeugnisse,  entsteht  ein  voller  direkter 
Ausgleich,  ganz  abgesehen  von  dem  Umstände,  daß  der  Industrie  dort  eine 
Reservearmee  geschaffen  wird,  die  gesund  und  kräftig  jederzeit  bei  Bedarf 
einspringen  kann,  daß  endlich  auch  die  stets  infolge  von  Not  gesteigerte 
Kriminalität  sich  vermindern  muß. 

Der  Verein  arbeitet  partei-  und  konfessionslos,  nur  das  Wohl  des  Men- 
schen, die  Zukunft  des  Volkes  liegt  ihm  am  Herzen. 

Er  schafft  Werte,  die  der  Allgemeinheit  zugute  kommen  müssen,  die 
Gesundheit  unseres  Volkes  besitzt  in  ihm  einen  Arzt,  der  mit  Präventivmaß- 
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regeln  arbeitet.  In  seinen  Ansiedlungen  finden  die  Hunderttausende,  die 
wir  sonst  im  Laufe  der  Jahre  an  die  neue  Welt  abgeben  müssen,  ein  Heim 
in  der  Heimat. 

Darum  ist  die  Unterstützung  des  Vereins  keine  Wohltätigkeit  im  her- 
kömmlichen Sinne,  sondern  einfach  der  Ausdruck  des  Selbsterhaltungswillens 
der  Einsichtsvollen.  Der  Verein  braucht  nur  einen  kleinen  Teil  jener  Milliarde, 
die  die  Arbeitslosen  jedes  Jahr  verzehren,  um  aus  diesem  Minus  ein  Plus 
zu  machen. 


T.BOKHANOWSK Y.PARIS:  EINE  FERIENKOLONIE 
AUF  GENOSSENSCHAFTLICHER  GRUNDLAGE. 

^"|ER  Zweck  der  Ferienkolonien  ist  bekannt.  Sie  sollen  wenig  oder 
gar  nicht  bemittelten  Personen  gestatten,  sich  während  ihrer  kurzen 
Urlaubszeit  in  Landluft  zu  erholen. 
J  Frankreich  besitzt  eine  Unzahl  derartiger  Vereine,  die  zum  Teil 
durchaus  auf  Wohltätigkeitsstiftungen,  zum  Teil  auf  partieller  Unterstützung 
von  außen,  und  endlich  zum  Teil  auf  genossenschaftlicher  Grundlage  beruhen. 
Das  allgemeine  Prinzip  ist:  Ersparnis  durch  gemeinsames  Vorgehen.  Jede 
einzelne  Person  oder  Familie  würde,  um  sich  allein  einen  Landaufenthalt 
zu  suchen,  mehr  ausgeben,  als  wenn  sie  sich  einer  Gruppe  angliedert,  die  den 
gemeinsamen  Aufenthalt  bewerkstelligt. 

Eine  der  interessantesten  dieser  Gründungen  ist  die  genossenschaftliche 
Ferienkolonie  ,,La  nature  pour  tous",  die  im  Jahre  1903  von  einer  von  so- 
zialistischen Tendenzen  erfüllten  Gruppe  ins  Leben  gerufen  wurde.  Sie  war 
anfänglich  bloß  Arbeitern  und  ihren  Familien  zugedacht. 

Mit  dem  kleinen  Kapital,  das  durch  die  Genossenschaftsbeiträge  und 
eine  weitere  Anleihe,  die  persönlich  an  die  Mitglieder  gemacht  wurde,  zu- 
sammenkam, kaufte  man  ein  Stück  Land  (in  Chätelaillon-Charente  inferieure) 
und  errichtete  darauf  einen  Speisepavillon  mit  Küche  und  Nebenräumen. 
Die  Zimmer  werden  vom  Geschäftsführer  der  Gesellschaft  in  der  Umgebung 
gemietet. 

Wer  in  die  Ferienkolonie  gehen  wollte,  mußte  der  Gesellschaft  beitreten 
und  mußte  seinen  Beitrag  zu  ihrem  Gesamtvermögen  leisten.  Die  Einrichtung 
trug  daher  nicht  den  Stempel  einer  philanthropischen  Stiftung  im  engeren 
Sinn  des  WTortes.  Jeder  zahlt  das  gleiche,  es  gibt  keine  Begünstigten.  Aber 
alle  haben  auch  das  Recht,  an  der  Generalversammlung,  die  einmal  im  Jahre 
einberufen  wird,  teilzunehmen  und  mitzustimmen.  Ja,  ein  Paragraph  der 
Statuten  bestimmt  sogar,  daß,  wer  der  Generalversammlung  nicht  beiwohnt, 
ohne  einen  Vertreter  zu  ernennen  oder  ohne  sich  wenigstens  schriftlich  zu 
entschuldigen  1  Franken  Strafe  zu  zahlen  hat. 

Der  Zweck  dieser  Bestimmung  geht  dahin,  die  Mitglieder  tatsächlich 
am  gemeinsamen  Werk  zu  interessieren,  damit  jeder  auch  das  seinige  dazu- 
tue. Zu  oft  geschieht  es  auch  in  freiwillig  gebildeten  Gruppen,  daß  viele  Per- 
sonen vom  Gang  der  Verwaltung  nichts  wissen  wollen,  solange  die  Ver- 
waltung nur  gute  Resultate  ergibt.    Aber  damit  das  Werk  nicht  seinen 
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Charakter  einbüße,  soll  keiner  an  seine  genossenschaftlichen  Rechte  und 
Pflichten  vergessen  dürfen. 

Die  Generalversammlung  erwählt  ihren  Verwaltungsrat  und  die  Kontroll- 
kommission und  begutachtet  oder  verwirft  die  Berichte,  die  ihr  von  beiden 
unterbreitet  werden.  Der  Rat,  aus  21  Mitgliedern  gebildet,  hat  sehr  weit- 
gehende Befugnisse  in  der  Geschäftsführung.  Er  ernennt  den  Sekretär  und 
den  Schatzmeister,  die  Geschäftsführer  und  anderen  Bediensteten  der  Kolonien 
und  bestimmt  ihre  Gehälter.  Die  Bücher  werden  von  der  Kontrollkommission 
eingesehen. 

Die  Organisation  der  Gesellschaft  hat  sich  seit  der  Gründung  der  Gesell- 
schaft nur  in  ein  oder  zwei  Punkten  verändert.  So  konnte  ganz  am  Anfang 
jedes  Mitglied  das  Geld,  das  er  bei  seinem  Eintritt  eingezahlt  hatte,  sich 
wieder  aus  der  Kasse  zurückzahlen  lassen,  was  aber  mit  dem  geregelten 
Geschäftsgang  und  einer  Entfaltung  der  Kolonien  später  nicht  mehr  als 
vereinbar  erschien.  Jeder  Teilhaber  hat  10  Franken  im  ersten  und  5  Franken 
in  den  drei  folgenden  Jahren  zu  zahlen,  also  im  ganzen  25  Franken.  Wenn 
die  Genossenschaft  aufgelöst  würde,  fiele  ihr  Vermögen  einer  anderen  Ein- 
richtung, die  gleichem  Zwecke  gewidmet  ist,  anheim. 

Da  ferner  nur  ein  minimaler  Bruchteil  der  Arbeiter  einen  Urlaub  erhält 
und  in  Ferienkolonien  gehen  kann,  sah  sich  die  Genossenschaft  genötigt, 
auch  kleine  Angestellte,  Lehrer  und  Lehrerinnen  mit  ihren  Familien  sowie 
überhaupt  Personen  in  bescheidener  Lebensstellung,  deren  Gesinnungen  ihr 
nicht  direkt  entgegengerichtet ,  waren,  in  ihren  Kreis  aufzunehmen.  Be- 
dingung ist,  daß  sie  in  irgend  einen  fortschrittlichen  Verband  eingeschrieben 
sind,  sei  es  in  einer  Gewerkschaft,  die  mit  der  Arbeitsbörsejin  Zusammenhang 
steht,  sei  es  in  Lehrervereinen,  weltlichen  Stiftungen  usw.  Nichtsdestoweniger 
wird  in  den  Kolonien  nicht  von  Politik  gesprochen.  Man  ist  da,  um  sich  zu 
erholen.  —  Jeden  Freitag  wird  ein  musikalischer  Abend  veranstaltet,  doch 
ohne  Anschluß  von  Vorträgen. 

Die  Zahl  der  Mitglieder  beläuft  sich  heute  auf  ungefähr  2400.  Es  be- 
stehen vier  Kolonien:  eine  in  den  französischen  Alpen  in  Allevard  und  drei 
an  der  Küste:  in  Yport  (Normandie),  in  St.  Trojan  (Oleron-Insel)  und 
Chätelaillon. 

Die  Kolonisten  zeichnen  sich  für  1,  2  oder  3  Wochen  je  nach  Wunsch 
ein  und  zahlen  21  Franken  die  Woche.  Der  Staat  bewilligte  auf  seinen  Eisen- 
bahnlinien eine  Ermäßigung  von  68%,  ebenso  die  Bahngesellschaft,  welche 
den  Verkehr  mit  der  Mittelmeerküste  vermittelt.  Die  Hinfahrt  ist  dabei 
als  gemeinsam  vorausgesetzt,  während  die  Rückfahrt  einzeln  geschehen 
kann.  Kinder  zahlen  von  allem  die  Hälfte.  Die  Mahlzeiten  werden  gemein- 
sam eingenommen.  In  St.  Trojan  besitzt  die  Gesellschaft  ein  eigenes  Wohn- 
gebäude,  in  Allevard  hat  sie  einen  alten  Turm  auf  mehrere  Jahre  gemietet, 
im  übrigen  werden  Zimmer  aufgenommen. 

In  jeder  Kolonie  ernennen  die  Mitglieder  einen  Delegierten  für  die  Saison. 
Er  vertritt  sie  beim  Geschäftsführer  und  der  Administration  und  wacht  über 
das  gute  Einvernehmen  aller  Gäste.  Er  veranstaltet  auch  die  Ausflüge  und 
gibt  bei  Tische  das  für  die  Mitglieder  Wissenswerte  bekannt.  Jeder  Teilhaber 
empfängt  von  ihm  ein  Papier  und  Kuvert  und  hat  seine  Eindrücke  über 
den  Aufenthalt  und  eventuelle  Wünsche  einzuschreiben,  hierauf  durch  den 
Vertreter  versiegelt  an  den  Verwaltungsrat  zu  übersenden. 

Andererseits  haben  die  Kolonisten  zweierlei  Pflichten  zu  erfüllen:  Bei  den 
Mahlzeiten  pünktlich  zu  sein  und  ihre  Zimmer  aufzuräumen.  Gelegentlich 
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gibt  es  etwas  gemeinsame  Arbeit,  z.  B.  Gemüseputzen.  Es  herrscht  ein  leichter, 
ansprechender  Ton. 

Die  finanzielle  Lage  der  Gesellschaft  ist  eine  gute.  Sie  entledigt  sich 
mehr  und  mehr  ihrer  Schulden.  Es  bleibt  zu  wünschen,  daß  sie  an  jedem 
Orte  ein  eigenes  Wohnhaus  errichten  könnte,  während  sie  bisher  nur  eines 
in  St.  Trojan  besitzt. 


Eine  andere  Gesellschaft,  die  sich  im  Anfangsstadium  der  Vergenossen- 
schaftung  befindet,  ist  ,,Le  rayon  de  soleil".  Es  gibt  auch  sonst  noch  viele 
zahlende  Kolonien,  doch  tragen  sie  meist  scharf  politische  Färbung  und 
werden  von  den  Parteien  ganz  oder  teilweise  unterhalten.  Ich  nenne  die 
Kolonie  von  Larmer  (Bretagne),  eine  rein  sozialistische  Gründung. 

Interessant  ist  ferner  die  Kolonie  der  Pariser  Kanalräumer  „Für  Aus- 
gebeutete". Die  Kanalräumer-Gewerkschaft  hat  einen  Konsumverein  ge- 
gründet, der  einer  eigenen  Ferienkolonie  all  seine  Boni  zuwendet.  Diese 
Kolonie  bietet  nicht  nur  Landaufenthalt,  sondern  ist  auch  der  Waisen-  und 
Altersversorgung  innerhalb  des  Kreises  der  Gewerkschaftsmitglieder  und 
ihrer  Familien  gewidmet.  In  die  Ferienkolonie  werden  vor  allem,  doch  nicht 
ausschließlich,  Kinder  entsandt. 

Die  Kanalräumer  sind  nicht  die  einzigen  Arbeiter,  die  einzahlen,  um 
ihre  Kinder  im  Sommer  aufs  Land  schicken  zu  können.  Es  besteht  unter 
anderen  die  Hauptgewerkschaft  der  städtischen  Arbeiter  von  Paris,  die  seit 
1910  alljährlich  ihre  Kinder  nach  der  Auvergne  zu  Privaten  geben.  Aber  der 
Arbeiterferienkolonien  sind  in  Frankreich  noch  immer  allzu  wenige. 


CHRONIK. 


ISENBAHNERSCHIEDSGE- 
RICHTE in  England :  Große 
Streikbewegungen  auf  den 


englischen  Eisenbahnen  haben  es 
der  englischen  Regierung  bereits 
seit  längerer  Zeit  I nahegelegt,  eine 
schiedsgerichtliche  Entscheidung  der 
zwischen  der  Gesellschaft  und  ihren 
Angestellten  schwebenden  Streitig- 
keiten anzurufen.  Am  6.  November 
wurde  unter  dem  bestimmenden  Ein- 
fluß der  Regierung  ein  solcher  Ver- 


trag zwischen  Arbeitgebern  und  Ar- 
beitnehmern abgeschlossen.  Er  sieht 
vor,  daß  im  Falle  eines  Konflikts  zu- 
nächst direkte  Verhandlungen  zwi- 
schen den  leitenden  Beamten  der 
Gesellschaft  und  einer  Deputation 
der  Arbeiterschaft  geführt  werden 
sollen.  Sollten  diese  zu  keinem  posi- 
tiven Resultat  führen,  so  wird  die 
Streitfrage  vor  ein  Einigungsamt 
gebracht,  das  aus  Vertretern  der 
Gesellschaft   und    der  betreffenden 
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Arbeitergruppe  (die  in  Streik  zu 
treten  droht)  zusammengesetzt  ist. 
Bringt  dasselbe  gleichfalls  keine 
Schlichtung  der  Streitfrage  zuwege, 
so  kommt  diese  in  zweiter  Instanz 
vor  ein  Einigungsamt,  das  aus  Dele- 
gierten aller  Einigungsämter  erster 
Instanz  zusammengesetzt  ist.  Kommt 
es  auch  hier  zu  keiner  gütlichen  Er- 
ledigung, so  steht  es  jeder  der  beiden 
Parteien  frei,  an  einen  Schiedsrichter 
zu  appellieren,  der  vom  genannten 
Komiteez  weiter  Instanz  resp.,  wenn 
dessen  Mitglieder  sich  nicht  einigen 
können,  vom  Speaker  des  Parlaments 
ernannt  wird. 

Die  Einigungsämter  wurden  dann 
auch  geschaffen;  aber  in  der  Praxis 
zeigte  es  sich,  daß  sowohl  die  Gesell- 
schaft als  auch  ihre  Angestellten  all 
die  Verhandlungen  vor  den  Einigungs- 
ämtern  als  eine  bloße  Durchgangs- 
formalität betrachten.  Nur  die 
Schiedssprüche  selbst  wurden  ernst 
genommen,  und  auch  ihnen  gegenüber 
zeigte  sich  im  Falle  ungünstiger  Ent- 
scheidung viel  Vviderspruch. 

Schließlich  wuchs  die  Mißstim- 
mung; man  beklagte  sich  über  die 
schleppende  Erledigung  der  Anträge 
und  über  unzureichendes  sachliches 
Entgegenkommen;  und  im  Sommer 
1911  kam  es  bekanntlich  zu  einem 
Generalstreik  auf  den  englischen 
Eisenbahnen. 

Er  wurde  durch  die  Zusage  der 
Regierung,  ein  Untersuchungskomitee 
zur  Gründung  eines  Schiedsgerichts 
einsetzen  zu  wollen,  beendet  und  die 
Kommission  hat  inzwischen  ihren 
Bericht  erstattet. 

In  dem  Vorschlage  heißt  es,  daß 
alle  Streitfälle  zwischen  Bahngesell- 
schaften und  Angestellten  künftig  vor 
Lohnämtern  zur  Verhandlung  kom- 
men sollen,  die  den  früheren  Eini- 
gungsämtern erster  Instanz  ent- 
sprechen, d.  h.  aus  den  Delegierten 
der  Gesellschaft  und  einer  Deputation 
jeder  Arbeiterkategorie  zusammen- 
gesetzt sein  sollen. 


Beide  Teile  sollen  im  gegenseitigen 
Einvernehmen  aus  einer  vom  Handels- 
ministerium vorgeschlagenen  Liste 
einen  unparteiischen  Präsidenten  er- 
wählen. Im  Falle  der  Nichteinigung 
soll  er  vom  Handelsministerium  selbst 
ernannt  werden. 

Eben  dieser  Präsident  soll  im 
Falle  der  Nichteinigung  der  übrigen 
Mitglieder  sein  entscheidendes  Votum 
zur  Schlichtung  des  Streitfalles  geben. 
Die  Entscheidungen  der  Lohnämter 
sollen  endgültige,  keinerlei  Appell 
zulässige  sein.  Ebenso  bedarf  es 
keinerlei  Ratifikationen  durch  die 
streikende  Partei;  die  Entscheidung 
des  Lohnamtes  hat  die  Kraft  eines 
Tarifvertrages. 

Die  Anträge  der  Unter suchungs- 
kommission,  über  die  formell  dem 
König  Bericht  erstattet  wurde,  sind 
von  der  Regierung  genehmigt  und 
zur  Kenntnis  genommen  worden. 

F.  Carson. 


Ein  gewerbliches  Schiedsgericht 
neuer  Art:  Zwischen  den  Sardinen- 
fischern der  französischen  Westküste 
und  den  Fabrikanten,  welche  die  Ver- 
arbeitung der  Sardinen  betreiben,  ist 
es  Ende  1912  zu  einem  Konflikt  ge- 
kommen, und  eine  Anzahl  von  Fabri- 
kanten gab  ihre  Absicht  bekannt,  die 
Fabriken  für  das  Jahr  1913  zu 
schließen,  weil  nicht  entsprechend 
viel  Fische  geliefert  würden.  Ander- 
seits weigerten  sich  die  Fischer,  voll- 
kommenere Fangmethoden  anzuwen- 
den, weil  eine  Vermehrung  der  Pro- 
duktion eine  Erniedrigung  der  Preise 
herbeiführen  könne. 

Dieser  Konflikt  führte  zu  einer 
Verhandlung  in  der  französischen  De- 
putiertenkammer, und  die  Regierung 
wurde  aufgefordert,  die  schiedsge- 
richtliche Erledigung  des  Streites  zu 
betreiben.    Tatsächlich   kamen  auf 
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ihre  Initiative  Vertreter  beider  Par- 
teien zusammen  und  ernannten  eine 
Schiedskommission. 

Diese  hat  nunmehr  ihren  Spruch 
erlassen.  Derselbe  verpflichtet  die 
Fabrikanten  zunächst  zur  Bezahlung 
gewisser  Mindestpreise  für  jede  Fisch- 
art, während  die  Fischer  ihrerseits 
darauf  verzichten,  unterhalb  dieses 
Mindestpreises  an  irgendeinen  Kon- 
kurrenten zu  verkaufen,  und  indem 
sie  beim  Fang  gewisse,  für  die  Kon- 
servierung schädliche  Methoden  ver- 
meiden. Die  Fischer  verpflichten  sich, 
den  Fischfang  nach  den  von  der  In- 
dustrie im  Sinne  größerer  Ergiebig- 
keit bezeichneten  Methoden  zu  än- 
dern; die  Fabrikanten  wieder  geben 
den  Fischern  insofern  eine  Garantie 
gegenüber  dem  möglichen  Nichtv er- 
kauf der  Fische,  als  sie  sich  bereit  er- 
klären, gewissen  Kommissionen  täg- 
lich die  Menge  der  Fische  anzugeben, 
die  sie  am  nächsten  Tag  zu  kaufen 
sich  verpflichten  können. 

Diese  Kommissionen  sollen  aus 
3  Vertretern  der  Fabriken  und  3  Ver- 
tretern der  Fischer  unter  Vorsitz 
eines  unparteiischen  Siebenten  zu- 
sammengesetzt sein.  Dieses  Präsi- 
dium soll  nacheinander  den  Leitern 
gewisser,  im  einzelnen  angeführter 
staatlicher  Behörden  zufallen. 

Diese  Kommissionen  sollen  täg- 
lich die  Menge  der  erforderlichen 
Fische  feststellen  und  bekannt  geben, 
unter  Umständen  die  Anwendung 
anderer  Fangmethoden  anordnen,  be- 
ziehungsweise gestatten  und  über  alle 
Streitigkeiten  zwischen  Fischern  und 
Fabrikanten  entscheiden. 


Ein  Schweizer  Einigungsamt  mit 
ausgedehnten  Vollmachten:  Die  Re- 
gierung des  Kantons  Zürich  hat  kürz- 
lich im  Kantonalrat  eine  Vorlage  ein- 
gebracht, welche  die  Errichtung  eines 
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staatlichen  Einigungsamtes  für  Kon- 
flikte zwischen  Arbeitgebern  und  Ar- 
beitern vorsieht.  Die  Entscheidungen 
desselben  sollen  allerdings  für  die 
Parteien  nicht  unbedingt  bindend 
sein,  aber  es  wird  (nach  dem  Vorbilde 
der  kanadischen  Gesetzgebung) 
dafür  Vorsorge  getroffen,  daß  während 
der  Verhandlungen  des  Einigungsam- 
tes Waffenstillstand  zwischen  den 
Parteien  herrschen  muß.  Streik, 
Aussperrung,  Streikpostenstehen, 
schwarze  Listen  und  Anwerbung  von 
Arbeitswilligen  sind  während  dieser 
Zeit  verboten. 

Man  ging  von  der  Ansicht  aus, 
daß  es  nur  recht  und  billig  sei,  daß 
die  Parteien,  welche  das  Einigungs- 
amt  anrufen,  während  dessen  Tätig- 
keit den  Krieg  einstellen;  nur  so 
werden  sie  dem  Entgegenkommen  des 
Staates,  welcher  das  Einigungsamt 
für  ihre  Zwecke  unterhält,  gerecht. 

Man  hofft  auch,  daß  der  Spruch 
des  Einigungsamtes,  wenn  er  einmal 
ergangen  ist,  durch  die  überzeugende 
Kraft  seines  Motivenberichtes  und 
durch  seinen  Einfluß  auf  die  öffent- 
liche Meinung  wesentlichen  Einfluß 
in  der  gewünschten  Richtung  üben 
wird.  Auflehnungen  gegen  den  fakul- 
tativen Spruch  werden,  so  hofft  man, 
eine  Ausnahme  bleiben. 

A.  Wehrli. 


Belgische  Einigungsämter:  Die 

belgische  Regierung  hat  dem  Parla- 
ment kürzlich  eine  Vorlage  unter- 
breitet, derzufolge  Einigungsämter 
für  Streitigkeiten  zwischen  Industri- 
ellen und  Arbeitern  errichtet  werden 
sollen. 

Diese  Einigungsämter  sollen  aller- 
dings nicht  die  Kompetenz  obligatori- 
scher Schiedsgerichte  (im  Sinne  der 
Gesetzgebung  Neuseelands)  erhalten, 
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sondern  bloß  fakultativen  Charakter 
tragen. 

In  jeder  Provinz  wird  ein  Eini- 
gungsamt errichtet,  bestehend  aus 
drei,  von  der  Regierung  ernannten 
Persönlichkeiten  und  je  einem  Ver- 
trauensmann der  Arbeitgeber  und 
Arbeiter. 

DasEinigungsamt  ist  dazu  berufen, 
zunächst  eine  gütliche  Beilegung 
aller  Streitfälle  zu  versuchen,  und 
wenn  die  streitenden  Parteien  es 
darum  angehen,  einen  Schiedsspruch 
zu  erlassen. 

Einigungsämter,  die  in  der  Haupt- 
stadt als  zweite  Instanz  zu  fungieren 
haben,  sollen  gleichfalls  errichtet 
werden. 

Es  liegt  also  bei  der  ganzen  Ein- 
richtung bloß  der  Versuch  vor,  den 
moralischen  Einfluß  einer  unpartei- 
ischen Instanz  entsprechend  zur  Gel- 
tung zu  bringen. 

Das  gleiche  Projekt  sieht  vor, 
daß  die  Mittel  für  einen  Streik  nur 
von  den  Nächstbeteiligten  aufge- 
bracht werden  dürfen,  während  jede 
Unterstützung  (durch  Fremde)  bei 
Androhung  schwerer  Geldstrafe  ver- 
boten wird.  Und  gerade  auf  solcher 
Solidarität,  welche  einer  Arbeiter- 
gruppe Mittel  seitens  anderer  Ar- 
beitervereine des  Landes  zufließen 
läßt,  beruht  die  stärkste  Erfolgs- 
chance der  belgischen  Arbeiterbe- 
wegung. —  Auf  lebhaften  Wider- 
spruch aus  Gewerkschaftskreisen 
wurde  das  Projekt  durch  die  Bestim- 
mung ergänzt,  daß,  wenn  die 
Streikenden  den  Schieds- 
spruch eines  Einigungsamtes 
angerufen  haben,  ihnen 
Unterstützungen  von  jeder- 
mann zufließen  dürfen. 

Das  Gesetz  steht  also  auf  dem 
Standpunkt,  daß  Unterstützungen 
nur  an  streitende  Gruppen,  welche 
sich  auf  den  Boden  des  Schieds- 
gerichtsprinzips stellen,  gegeben  wer- 
den  dürfen,    während    die    Nicht  - 


anrufung  des  Schiedsgerichtes  durch 
dieses  Verbot  der  Kollekten  zu  einem 
Nachteil  auch  für  den  Erfolg  des 
Kampfes  selbst  gestempelt  werden 
soll. 

Die  Schneiderei-  und  Weißnäh- 
Genossenschaft  „L'Entr'aide"  in  Pa- 
ris: In  einem  neuen  Stadtviertel  von 
Paris  ist  vor  zwei  Jahren  ein  Ge- 
schäft von  einem  ganz  neuen  Typus 
eröffnet  worden.  Es  heißt  „L'Entr'- 
aide" (die  gegenseitige  Hilfe)  und 
wurde  von  einer  Frau  gegründet,  die, 
ungleich  den  Gewohnheiten  anderer 
Modehausschöpfer,  in  dieser  Unterneh- 
mung keinerlei  persönlichen  Nutzen 
sucht,  sondern  nur  die  Freude,  ein 
in  Frankreich  einzig  dastehendes 
Werk  ins  Leben  gerufen  zu  haben. 

Die  Entr'aide  ist  eine  Genossen- 
schaft für  Schneiderei  und  Weiß- 
waren, gebildet  aus  einem  Dutzend 
Teilhabern,  welche  etwa  vierzig  Ar- 
beiterinnen beschäftigt,  sei  es  bei  sich 
zu  Hause,  sei  es  in  der  Werkstatt,  und 
die  ihrerseits  Teilhaberinnen  werden, 
sobald  sie  es  wünschen.  Der  Zweck 
ist,  die  Löhne  der  Arbeiterinnen  zu 
heben  unter  Beibehaltung  der  üb- 
lichen Verkaufspreise.  Selbstver- 
ständlich ist,  daß  eine  solche  Ge- 
nossenschaft, an  deren  Reingewinn 
die  Teilhaberinnen  jeweils  partizi- 
pieren, keine  Reichtümer  ansammeln 
kann. 

Was  die  Qualität  der  Wäschekon- 
fektion anlangt,  kann  die  Genossen- 
schaft mit  den  größten  Weißzeug- 
häusern konkurrieren;  die  bessere 
Ware  wird  sogar  billiger  abgegeben, 
als  dort,  wo  die  Kundin  auch  den 
Luxus  der  Aufmachung  mitbezahlen 
muß;  dabei  belaufen  die  mittleren 
Taglöhne  der  Arbeiterinnen  sich 
bis  zu  4  Franken.  Mit  steigendem 
Kundenzuspruch  werden  alle  Löhne 
immer  mehr  gehoben  werden.  Das 
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Prinzip  der  Unternehmung  ist,  daß 
auch  die  Frau,  die  nur  Leintücher 
oder  Küchenwäsche  säumen  kann, 
ihren  Hunger  mit  ihrer  Hände  Arbeit 
stille. 

In  der  Schneiderwerkstatt  werden 
sowohl  elegante  als  auch  prak- 
tische Toiletten  hergestellt.  Eine 
Abteilung  ist  für  den  kleinerenBürger- 
stand  gedacht.  Bei  der  Schneiderei 
ist  es  eher  möglich  als  bei  der  Weiß- 
näherei,  die  Löhnung  der  Arbeiterin 
mit  40  Cent,  pro  Stunde  zu  berechnen, 
ohne  daß  deshalb  den  Kunden  ein 
höherer  Preis  gemacht  werden  müßte. 

Die  Gründung  umfaßt  auch  eine 
kleine  Modistenabteilung.  Die  Federn 
hierzu  werden  von  einer  Federmacher  - 
Genossenschaft  bezogen.  Ebenso  hat 
eine  Schuhmacher-  und  eine  Herren- 
und  Damenschneider-Genossenschaft 
sich  der  „Entr'aide"  angeschlossen. 

Dem  neuen  Unternehmen  ist  ein 
großer  Kundenzulauf  zu  wünschen, 
denn  nur  dann  erscheint  die  Fort- 
setzung seiner  segensreichen  Tätig- 
keit als  gesichert. 


Ausdehnung  der  englischen  Ge- 
setzgebung für  Schutz  der  Heim- 
arbeiterinnen: Es  sind  nun  bereits 
einige  Jahre  seit  der  Begründung  der 
ersten  vier  englischen  Lohnämter, 
welche  der  Ausbeutung  der  Heim- 
arbeiter zu  steuern  berufen  wurden, 
vergangen,  und  die  Ergebnisse  können 
zusammenfassend  gewürdigt  werden. 

Die  Löhne  sind  in  den  in  Frage 
stehenden  Gewerben  im  Durchschnitt 
um  80 — 100%  gehoben  worden. 

Lohnsätze  von  1  Mark  pro  Tag, 
wie  sie  früher  nicht  selten  waren, 
sind  nun  verschwunden,  die  Auf- 
zehrung der  Körper  kraft  der  Ar- 
beiterin resp.  der  Heimarbeiterin 
durch  Unterernährung,  und  die  ver- 
geblichen Versuche,  die  Niedrigkeit 


des  Lohnsatzes  durch  Überarbeit 
auszugleichen,  haben  aufgehört. 

Auch  die  Arbeitgeber  resp.  ein 
starker  Bruchteil  derselben  ist  übri- 
gens mit  der  neuen  Entwicklung  zu- 
frieden, weil  sie  die  illoyale  Kon- 
kurrenz durch  solche  Branchekollegen, 
die  ganz  besonders  niedrige  Stück- 
löhne bezahlten  und  mit  Preisunter- 
bietungen vorgehen  konnten,  be- 
seitigt haben. 

Im  Sinne  dieser  überwiegenden 
Zustimmung  hat  die  Regierung  von 
ihrem  gesetzlichen  Rechte  Gebrauch 
gemacht,  das  Prinzip  der  gesetzlichen 
Festlegung  der  Minimallöhne  auf  eine 
verdoppelte  Anzahl  von  Betriebs- 
zweigen auszudehnen,  und  zwar  in 
erster  Linie  auf  die  Wäscheerzeugung, 
die  Konservenerzeugung  und  die 
Zuckerbäckereien. 


Die  Bergwerksgesellschaft  zu  Lens 
in  Frankreich:  Einige  in  sozialer 
Hinsicht  bemerkenswerte  Einrich- 
tungen hat  die  Bergwerksgesellschaft 
zu  Lens  (Nordfrankreich)  geschaffen. 
Diese  im  Jahre  1860  begründete  Ge- 
sellschaft verfügt  heute  über  14  in 
Betrieb  befindliche  Schächte,  mit 
einem  Ertrag  von  3  541  614  Tonnen 
Kohlen.  Der  rapide  Aufschwung 
des  Betriebes  hat  naturgemäß  eine 
kolossale  Entwicklung  des  ursprüng- 
lich kleinen  Fleckens  Lens  bewirkt, 
der  heute  eine  Bevölkerung  von 
70  000  Seelen  aufweist. 

Die  Grubengesellschaft  hat  für 
ihre  Arbeiter  und  Beamten  6735 
Häuser  gebaut,  die  29  160  Personen 
beherbergen.  Es  sind  dies  keine 
Mietskasernen,  sondern  kleine  Häus- 
chen mit  Gärten.  Jeder  Mieter  ver- 
fügt über  ein  Stück  Gartenland, 
dessen  Ertrag  ihm  allein  zugute 
kommt.  Um  für  eine  rationelle  Be- 
bauung des  Bodens  zu  sorgen,  werden 
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an  der  sichtbaren  Stelle  jeden  Monat 
Tafeln  angebracht,  welche  anzeigen, 
was  in  dem  betreffenden  Monat  an- 
gebaut werden  soll.  In  den  von  der 
Gesellschaft  unterhaltenen  Schulen 
wird  besonderer  Unterricht  im  Garten- 
bau erteilt. 

Der  Mietszins  beträgt  4 — 10  Fran- 
ken pro  Monat  bei  freier  Heizung  (15 
Franken  für  die  Beamten).  Die  Löhne 
schwanken  zwischen  1740  bis  2230 
Franken.  Hierzu  kommen  noch  ver- 
schiedene Unterstützungen  und  Bei- 
träge für  die  Hilfs-  und  Pensions- 
kassen. 

Die  Herstellungs-  und  Unter- 
haltungskosten dieser  Häuser  be- 
laufen sich  auf  30  Millionen.  Der 
Mietzins  von  jährlich  550000  Franken 
deckt  somit  nicht  einmal  die  Kapital- 
zinsen dieser  Summe,  von  Amorti- 
sierung ganz  zu  schweigen. 

Diese  Gesellschaft  hat  ferner  neun 
Konsumvereine  gegründet,  die  aus- 
schließlich von  den  Arbeitern  selbst 
verwaltet  werden  und  ihren  Mit- 
gliedern Gewinne  bis  zu  27  %  des 
eingezahlten  Anteils  ausschütten. 


NOV.  1913 

Betrieb,  der  auch  geheime  Doku- 
mente der  Landesverteidigung  herzu- 
stellen habe,  eine  Gefahr  erblicken, 
mit  Erfolg  verteidigt.  Man  führte 
zugunsten  des  Systems  an,  daß  es 
die  Schule  gemeinsamer  Arbeit  für 
die  Arbeiter  darstelle  und  eine  loyale 
Zusammenarbeit  auch  zwischen  der 
Direktion  und  dem  Personale  ermög- 
liche, die  Beziehung  von  Arbeitgeber 
und  Arbeitnehmer,  welche  ja  stets 
den  Keim  zum  Klassenkampfe  in  sich 
trage,  in  eine  Kooperation  gleich- 
gestellter Faktoren  umwandele. 

Das  System  erlaube  es,  die  Zahl 
der  Auf  Sichtsbeamten  wesentlich  ein- 
zuschränken und  eröffne  Aussicht  auf 
eine  Verminderung  zweckloser  bureau- 
kratischer  Posten,  die  bei  Aus- 
weitung des  Systems  auf  andere 
Staatsbetriebe  in  Wegfall  kommen 
könnten,  da  die  Erwählten  der  Ar- 
beiter selbst  unentgeltlich  die  Auf- 
sichtsfunktionen übernehmen. 

Charles  Milhaud. 

# 
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Die  französische  Staatsdruckerei 

hat  ein  eigenartiges  System  für  An- 
teilnahme der  Arbeiter  an  der  Lei- 
tung des  Betriebes  eingeführt.  Ge- 
wisse Arbeiten  werden  einer  aus  Ar- 
beitern der  Druckerei  gebildeten  Ge- 
nossenschaft übertragen  und  dieser 
obliegt  es,  die  einzelnen  Verrichtun- 
gen unter  die  Mitglieder  der  Ge- 
nossenschaft zu  verteilen,  sowie  die 
Löhne  auszuzahlen. 

Dieses  System  wurde  kürzlich 
Gegenstand  einer  lebhaften  Debatte  im 
französischen  Parlamente  und  wurde 
von  denLeitern  der  Staatsdruckerei  wie 
auch  von  einflußreichen  Abgeordneten 
gegen  die  Angriffe,  welche  in  der 
Einflußnahme  der  Arbeiter  auf  einen 


Zur  französischen  Sozialversiche- 
rung: Seit  zwei  Jahren  ist  bekannt- 
lich eine  obligatorische  Altersversiche- 
rung nach  deutschem  Muster  in 
Frankreich  eingeführt,  jedoch  in  Maß- 
gabe des  Grundsatzes,  daß  nicht  erst 
wie  in  Deutschland  bei  Erreichung 
des  70.,  sondern  bereits  bei  Er- 
reichung des  65.  Lebensjahres  An- 
spruch auf  eine  Altersversicherung 
gegeben  ist.  Auch  diese  Jahresziffer 
wurde  seither  noch  herabgesetzt,  und 
zwar  auf  60  Jahre. 

Eben  jetzt  werden  wieder  nütz- 
liche, von  der  Regierung  als  solche 
aufgezeigte  Änderungen  im  Gesetze 
vorgenommen.  Die  Summen,  welche 
durch  Sammlung  der  Beiträge  ge- 
bunden werden,  sollen  nicht  bloß, 
wie  anfänglich  bestimmt,  im  Aus- 
maße von  10%,  sondern  von  25%  für 
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Volkswohnungen  und  ähnliche  soziale 
Einrichtungen  verwendet  werden, 
auch  wo  der  Zinsertrag  derselben  ein 
mäßiger  ist. 

Mitglieder  von  wechselseitigen  Un- 
terstützungsvereinen, die  gewisse  Min- 
destleistungen erfüllen,  sind  von  der 
separaten  Teilnahme  an  der  Staats- 
versicherung entbunden,  die  Vereine 
verrechnen  mit  der  Staatskasse.  Das 
neue  Amendement  spricht  diesen  Ver- 
einen für  die  Einsammlung  der  Bei- 
träge eine  Provision  von  5  %  und  für 
die  Einsammlung  der  Beiträge  der 
Arbeitgeber  eine  Provision  von  1  % 
zu. 


Private    Sozialversicherung:  In 

Frankreich  und  England  hat  be- 
kanntlich bis  in  die  letzte  Zeit  keiner- 
lei staatliche  Sozialversicherung  be- 
standen und  haben  sich  darum  die 
intelligentesten  und  vorausblickend - 
sten  Arbeitergruppen  zu  autonomen 
Verbänden,  die  solche  Sozialversiche- 
rung pflegen  und  aus  eigenen  Mitteln 
unterhalten,  zusammengeschlossen. 
Einige  Zahlen  über  den  Umfang  der 
französischen  Societe  de  secours  mu- 
tuel  mögen  interessieren. 

Im  Jahre  1910  flössen  den  aner- 
kannten Vereinen  an  ordentlichen 
Mitgliedsbeiträgen  39  363  515  Fr.  zu. 
Die  sonstigen  Einnahmen,  inklusive 
10  Millionen  Fr.  Staatssubvention, 
betrugen  27  000  000  Fr.,  so  daß  den 
genannten  Gesellschaften  über  66 
Millionen  Franken  pro  Jahr  für  ihre 
sozialen  Zwecke  zur  Verfügung  stehen. 
Die  freien  Vereine,  welche  die  spezi- 
ellen Vorteile  der  anerkannten  Ver- 
eine nicht  anstreben,  bzw.  nicht  ge- 
nießen, hatten  eine  Einnahme  von 
11%  Mill.  Fr.  und  die  Vereine  eines 
ganz  speziellen  Typus,  die  wechsel- 
seitigen Unterstützungsvereine  der 
Schuljugend,  eine  Einnahme  von 
4  800  000  Fr. 


Die  wesentlichsten  Aufgaben  der 
anerkannten  Vereine  waren:  5%  Mil- 
lionen für  ärztliche  Honorare,  6%  Mil- 
lionen für  Medikamente,  11%  Milli- 
onen für  Krankenunterstützungen, 
1  660  000  Fr.  für  Leichenbegängnisse, 
3  Millionen  für  Witwen-  und  Waisen  - 
Unterstützungen,  700  000  Fr.  für 
Unterstützung  von  Invaliden,  6%  Mil- 
lionen für  Altersunterstützungen:  mit 
Verwaltung  und  sonstigen  Ausgaben 
zusammen  53  Millionen,  so  daß  ein 
Überschuß  von  13%  Mill.  Fr.  ver- 
blieb. 

Den  anerkannten  Gesellschaften 
gehörten  783  943,  den  freien  Ver- 
bänden 91  520,  den  wechselseitigen 
Unterstützungsverbänden  der  Schul- 
jugend 120  632,  ferner  die  Societe  de 
secours  mutuel:  zusammen  996  095 
Mitglieder  an.  Jedenfalls  zeigen  die 
Ziffern,  wie  großen  Umfang  bei  einem 
psychologisch  hierfür  disponierten 
Volk  die  freiwillige  Selbstversicherung 
auch  der  breiten  Massen  annehmen 
kann;  die  Ziffern  zeigen  jedoch  trotz 
allem,  daß  es  nur  eine  Elite,  eine 
kleine  Minorität  der  Arbeiterschaft 
ist,  die  allein  Vorteil  zieht,  während 
die  großen  Massen  doch  erst  vermöge 
der  staatlichen  Zwangsversicherung 
gegen  all  die  Unglücksfälle  des  Ar- 
beiterlebens gedeckt  werden  können. 

Charles  Leblond. 


Das  internationale  Sekretariat  der 
gewerkschaftlichen  Landeszentralen 

veröffentlicht  Jahresberichte,  und  aus 
dem  Berichte  des  Jahres  1911  geht 
hervor,  daß  die  Zahl  der  gewerk- 
schaftlich organisierten  Arbeiter  im 
Jahre  1911  in  allen  Ländern,  die  in 
der  Zentrale  vertreten  sind,  zusammen 
um  1470309  zugenommen  habe.  Be- 
sonders markant  ist  die  Zunahme  in 
England :  Von  2  282  361  auf  3  010  346, 
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in  Deutschland  stieg  sie  von  2  688  144 
auf  3  061  002,  in  Amerika  von 
1  710  433  auf  2  282  361.  Es  sind  also 
die  drei  Länder  mit  großer  wirtschaft- 
licher Ausbeutung,  welche  ihre  Orga- 
nisationen noch  weiter  bedeutend  ge- 
stärkt haben.  Frankreich,  das  ohne- 
hin eine  um  soviel  geringere  Zahl 
gewerkschaftlich  organisierter  Ar- 
beiter besitzt,  hat  sie  nur  um  weniges 
gesteigert,  von  977  350  auf  1  029  228, 
und  andere  Länder  mit  noch  schwä- 
cheren Organisationen  haben  die 
Stärke  der  Gewerkschaften  direkt 
zurückgehen  sehen  (in  Italien  von 
783  535  auf  709  943,  in  Rumänien  von 
8815  auf  6000). 

In  anderen  Ländern  wieder,  die 
gewiß  eine  starke  Arbeiterbewegung 
haben,  wie  Belgien  und  die  Schweiz, 
haben  lokale  Ursachen  zum  gleichen 
Phänomen  geführt;  die  Zahl  der  ge- 
werkschaftlich organisierten  Arbeiter 
ist  in  Belgien  von  138  928  auf  92  735 
und  in  der  Schweiz  von'  93  797  auf 
78  119  zurückgegangen,  während  an- 
derseits wieder^  Spanien  ein  Auf- 
steigen auf  das  Doppelte,  von  40  984 
auf  80  000  zu  verzeichnen  hat. 

Jedenfalls  zeigen  diese  Tatsachen, 
daß  wohl  einerseits  die  großen  Länder 
mit  gewerkschaftlichen  Organisati- 
onen mit  ihrer  klaren  Erkenntnis  der 
Werte,  welche  sie  der  Arbeiterschaft 
vermitteln,  eine  aufsteigende  Ent- 
wicklung zeigen  (England,  Deutsch- 
land, Amerika);  daß  jedoch  in  den 
Ländern,  in  denen  die  Erkenntnis 
noch  nicht  Gemeingut  der  Massen  ge- 
worden, die  Entwicklung  sprunghaft 
vor  sich  geht,  politische  Wellen- 
bewegungen, glückliche  und  unglück- 
liche Streiks  die  Linie  in  der  einen 
oder  anderen  Weise  entscheidend  zu 
beeinflussen  vermögen. 

Aus  den  gleichen  Berichten  geht 
auch  hervor,  daß  einzelne  Industrien, 
welche  sich  international  organisiert 
und  ständige  Sekretariate  geschaffen 
haben,  bereits  eine  sehr  große  Stärke 
haben.     So  hat  der  internationale 
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Metallarbeiterverband  970  420  Mit- 
glieder, der  internationale  Transport- 
arbeiterverband 821  815,  der  Buch- 
druckerverband 433  700  Mitglieder. 
Die  Gesamtzahl  der  dem  internatio- 
nalen Sekretariat  der  Landesverbände 
angeschlossenen  Arbeiter  beträgt 
6  900  995  gegen  eine  Gesamtsumme 
von  11  435  498  gewerkschaftlich  orga- 
nisierten Arbeitern  in  den  20  Ländern, 
in  denen  sich  gewerkschaftliche  Lan- 
deszentralen gebildet  haben,  d.  i.  in 
fast  allen  irgendwie  in  Frage  kom- 
menden Industriestaaten. 

Verwendung  der  Gewerkschafts- 
gelder für  Parteizwecke  in  England: 

Das  englische  Unterhaus  hat]i  nun- 
mehr^ in  zwei  Lesungen  ein  Gesetz 
angenommen,  welches  die  Verwendung 
von  Gewerkschaftsgeldern  für  poli- 
tische Zwecke  autorisiert.  Zur  Er- 
klärung dieses  Beschlusses,  der  von 
der  englischen  Arbeiterschaft  mit 
großer  Leidenschaft  gefördert  wurde, 
sei  bemerkt,  daß  die  englischen  Ge- 
werkvereine ihrerseits  die  Arbeiter- 
partei gebildet  haben  und  aus  Ge- 
werkschaftsgeldern die  Kosten  für  die 
Wahl  der  Arbeitervertreter  aufbrin- 
gen. Diese  Übung  wurde  durch  einen 
Gerichtsbeschluß,  der  auf  Apell  sol- 
cher Gewerkschaftsmitglieder,  wel- 
che mit  der  politischen  Richtung  der 
Kandidaten  nicht  einverstanden  wa- 
ren, gefällt  wurde,  untersagt  und  da- 
mit die  Grundlage,  auf  welcher  die 
Existenz  der  parlamentarischen  Ar- 
beiterpartei beruht,  in  Frage  ge- 
stellt. 

Das  neue,  vom  Unterhaus  be- 
schlossene Gesetz  legt  den  Gewerk- 
schaften jedoch  gewisse  Verpflich- 
tungen, die  das  allgemeine  Recht  ein- 
schränken, auf.  Sie  dürfen  sich  nur 
dann  mit  Politik  beschäftigen,  wenn 
eine  geheime  Abstimmung  über  die 
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Frage  stattgefunden  und  eine  Mehr- 
heit der  Stimmen  sich  für  die  Affir- 
mative ausgesprochen  hat.  Die  poli- 
tischen Ausgaben  werden  aus  dem 
Spezialkonto  des  Gewerkschaftsfonds 
bestritten,  und  steht  es  den  Gewerk- 
schaftsmitgliedern frei,  jenen  Teil 
ihrer  Beiträge,  welcher  für  diese  poli- 
tischen Zwecke  bestimmt  ist,  zurück- 
zuhalten, ohne  daß  ihre  übrigen  ge- 
werkschaftlichen Rechte  hierdurch 
beeinträchtigt  würden. 

Aus  diesem  Konto  können  Wahl- 
und  Versammlungskosten  und  Diäten 
für  Parlamentsmitglieder  bestritten 
werden.  A.  Macdonald. 


39 


eingenommen.  Allerdings  ist  im 
gleichen  Zeitraum  fast  der  ganze  Be- 
trag als  Streikunterstützung  wieder 
ausgezahlt  worden,  so  daß  die  Gewerk- 
schaftskassen über  keinen  anderen 
Überschuß  verfügen  als  die  vom 
Auslande  gespendeten  besonderen 
Unterstützungen. 

In  Dänemark  und  Norwegen  da- 
gegen sind  die  Gewerkschaften  vor- 
wärts gegangen.  Besonders  stark 
war  ihr  Zuwachs  in  Dänemark,  wo 
die  Gewerkschaften  über  104  000 
Mitglieder  zählen.  In  Norwegen  ist 
die  Gesamtzahl  der  Gewerkschafts- 
mitglieder von  1907 — 1911  von 
38  000  auf  53  000  Mitglieder  herauf- 
gegangen. 


Die  Gewerkschaftsbewegung  in 
Skandinavien:  Die  Gewerkschaften 
in  Schweden  und  Finnland  sind  in 
den  letzten  5  Jahren  bedeutend 
zurückgegangen.  Im  Jahre  1907 
hatten  die  finnischen  Gewerkschaften 
im  ganzen  25  000  Mitglieder  und  im 
Jahre  1911  war  ihre  Zahl  auf  etwas 
über  19  000  gesunken.  Noch  stärker 
war  der  Niedergang  in  der  schwedi- 
schen Landesorganisation,  die  an 
und  für  sich  bedeutend  stärker  ent- 
wickelt war  als  die  finnische.  Im 
Jahre  1907  zählte  die  schwedische 
Organisation  im  ganzen  186  000  Mit- 
glieder, im  Jahre  1912  war  ihre  An- 
zahl auf  83  000  gesunken.  Hierzu 
ist  allerdings  zu  bemerken,  daß  die 
letzten  Jahre  wieder  einen  Zuwachs 
gebracht  haben,  da  im  Jahre  1911 
ihre  Anzahl  auf  79  000  gesunken  war. 
Für  die  Arbeiterorganisationen,  die 
in  Schweden  außerhalb  des  Gesamt- 
verbandes stehen,  war  die  Situation 
etwas  günstiger,  aber  auch  ihre  Mit- 
gliederzahl  ist  gesunken.  Im  Zeit- 
raum von  1907 — 1911  haben  die 
schwedischen  Gewerkschaften  im 
ganzen  etwas  über  12  Millionen  skan- 
dinavische Kronen  Mitgliedsbeitrag 


Aus  der  französischen  Arbeiter- 
bewegung: Die  französische  Regie- 
rung hat  kürzlich  in  der  Kammer 
eine  Vorlage  eingebracht,  welche 
einerseits  den  Gewerkvereinen  volle 
Rechtsfähigkeit  gibt,  anderseits  die 
Überschreitung  ihres  strikte  beruf s- 
genossenschaftlichen  Wirkungskreises 
verhindern  soll.  Der  Minister  führte 
in  Begründung  der  Vorlage  aus,  daß 
die  französischen  Gewerkvereine  man- 
gels der  Berechtigung  zum  Besitz  von 
Immobilien  bisher  fast  gar  kein 
Eigentum  besaßen,  und  daß  ein  sol- 
cher Besitz  der  Gewerkvereine  wün- 
schenswert wäre,  weil  er  ihnen  einen 
größeren  Verantwortungssinn  gäbe, 
sie  vor  unüberlegten  Handlungen  zu- 
rückhalten würde.  Der  Minister  wies 
auch  darauf  hin,  daß  die  französischen 
Gewerkvereine  weniger  Mitglieder 
hätten  und  eine  minder  ernste  beruf- 
liche Tätigkeit  entfalteten  wie  die 
des  Auslands. 

Seine  Konstatierung  ist  gewiß 
richtig,  doch  muß  anderseits  in  Rück- 
sicht gezogen  werden,  daß  psycholo- 
gische Momente  auch  eine  wichtige 
Rolle  in  der  ganzen  Frage  spielen; 

45 
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daß  der  französische  Arbeiter  eben 
weniger  Lust  und  Neigung  hat,  all- 
mählich Kräfte  zu  wohlüberlegter 
Aktion  aufzusparen,  und  eher  geneigt 
ist,  in  Leidenschaft  und  Opfermut 
der  Stunde  Möglichkeiten  des  Er- 
folges zu  suchen.  Das  Durchsetzen 
der  geschilderten  Regierungsvorlage 
mag  immerhin  ein  gewisses  Gegen- 
gewicht gegen  diese  Tendenz  bieten. 

In  der  gleichen  Vorlage  soll  ander- 
seits festgesetzt  werden,  daß  die  Ge- 
werkschaftskommission sowie  alle  an- 
deren Verbände  von  Gewerkvereinen 
solche  leitende  Vorstände  besitzen 
müssen,  die  nach  dem  Proportional- 
wahlrecht gewählt  werden.  Jeder 
Gewerkverein  muß  soviel  Einfluß, 
bzw.  Stimmen  für  die  Wahl  haben, 
als  ihm  seiner  Mitgliederzahl  nach 
zukommt.  Diese,  für  den  Ausländer 
vielleicht  allzu  empfindlich  scheinende 
Fürsorge  der  Regierung  für  die  Admi- 
nistration von  Verbänden,  die  ihnen 
ja  keineswegs  freundlich  sind,  erklärt 
sich  aus  der  konkreten  Tatsache,  daß 
die  Kommission  des  allgemeinen  Ar- 
beiterverbandes, der  etwa  der  deut- 
schen Gewerkschaftskommission  ent- 
spricht, insofern  er  alle  auf  dem 
Standpunkt  des  Klassenkampfes  ste- 
henden Gewerkvereine  zusammen- 
faßt, von  Kongressen  ernannt  wird, 
auf  dem  jeder  Gewerkverein  ohne 
Rücksicht  auf  die  Zahl  seiner  Mit- 
glieder 1  Stimme  besitzt.  Die  starken 
Gewerkvereine,  die  sich  eben  hier- 
durch zu  einem  gewissen  Verant- 
wortlichkeitsgefühl durchgerungen, 
wie  etwa  die  der  Textil-  und  Berg- 
arbeiter, haben  so  nicht  mehr  Ein- 
fluß auf  die  Leitung  des  Verbandes 
als  die  vielen,  an  Mitgliedern  sehr 
schwachen,  zum  bedächtigen  Lohn- 
kampf unfähigen,  doch  von  leiden- 
schaftlich-revolutionärer Gesinnung 
erfüllten  Vereine  und  ihr  beherrschen- 
der Einfluß  auf  den  Arbeitsverband 
drückt  der  ganzen  Bewegung  den 
Stempel  ihrer  Gesinnung  auf.  Die 
Schaffung  des  Proportionalwahlrechts 


würde  den  Sieg  der  Gemäßigten  in 
dieser  Richtung  bedeuten. 

Ferner  verlangt  die  Regierungs- 
vorlage, daß  diese  Verbände  von  Ge- 
werkvereinen sich  ausschließlich  mit 
beruflichen  Fragen  befassen  und  jedes 
Eingreifen  in  öffentliche  Angelegen- 
heiten vermeiden.  (Sie  haben  in  letzter 
Zeit  durch  ihren  leidenschaftlichenEin- 
spruch  gegen  Wiedereinführung  der 
dreijährigen  Dienstzeit,  also  durch  die 
Behandlung  einer  ganz  außerhalb  der 
Berufsinteressen  liegenden  Angelegen- 
heit, die  öffentliche  Aufmerksamkeit 
auf  sich  gezogen,  und  mehrere  ihrer 
Führer  wurden  ob  antimilitaristischer 
Agitation  verhaftet.)  Gegen  diese 
Bestimmung  wendet  sich  allerdings 
entschiedenster  Widerstand  der  ge- 
werkschaftlichen Bewegung,  die  in 
Frankreich  nun  einmal  glaubt,  vom 
Piedestal  des  Klassenkampfes  aus, 
wie  er  in  den  Gewerkvereinen  am 
reinsten  in  Erscheinung  tritt,  alle 
öffentlichen  Entwicklungen  beein- 
flussen zu  sollen. 

Sieht  die  Regierung  auch  für 
solche  Verbände,  die  ihren  Wirkungs- 
kreis überschreiten,  sofortige  Auf- 
lösung und  für  ihre  Leiter,  im  Falle 
sie  der  gesetzlichen  Auflösung  ihres 
Verbandes  trotzen  wollen,  strafge- 
richtliche Verfolgung  vor,  so  wird  es 
doch,  wenn  überhaupt,  nur  unter 
größten  Erschütterungen  gelingenkön- 
nen, diesen  zu  so  großer  Bedeutung 
gelangten  Machtfaktor  durch  Spruch 
von  oben  aus  der  Welt  zu  schaffen. 

Charles  Leblond. 


<3> 


Reform  der  französischen  Arbeits- 
nachweise: Eine  französische  Re- 
gierungsvorlage, welche  in  der  be- 
ginnenden Parlamentssitzung  ver- 
handelt werden  soll,  sieht  einige  Be- 
stimmungen zur  Beseitigung  von 
Mißbräuchen,  die  sich  in  der   A  r  - 
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beitsvermittlung  eingestellt 
haben,  vor. 

So  soll  von  nun  an  kein  Wirt  be- 
rechtigt sein,  sich  direkt  oder  in- 
direkt an  irgendwelchem  Stellen- 
vermittlungsbureau zu  beteiligen,  da- 
mit die  Arbeitssuchenden  nicht  etwa 
in  der  Wartezeit  zum  Genüsse  gei- 
stiger Getränke  veranlaßt  werden 
können.  Aus  diesem  Grunde  darf 
sich  ein  Stellenvermittlungsbureau 
auch  nicht  in  den  Räumen  eines 
Wirtshauses  einmieten. 

Um  einem  anders  gearteten  Miß- 
brauch vorzubeugen,  wird  verboten, 
daß  kein  Stellenvermittlungsbureau 
den  Einkauf  in  bestimmten  Ge- 
schäften zur  Bedingung  der  Arbeits- 
vermittlungen machen  darf. 


<8> 


Zur  Regelung  der  Dienstboten- 
frage in  Österreich:  Die  Reichs- 
organisation der  Hausfrauen  Öster- 
reichs hat  eine  Reihe  von  Reformvor- 
schlägen für  die  Regelung  des  Dienst- 
botenwesens erstattet.  Die  Anfänge- 
rinnen imHausgehilfinnenstande  sollen 
im  Sinne  dieser  Anträge  zunächst 
eine  Lehrlingszeit  durchmachen,  ähn- 
lich wie  die  Anfänger  im  Gewerbe- 
stande, allgemein  zugängliche  Haus- 
haltungsschulen sollen  errichtet  wer- 
den. Für  spezielle  Wiener  Bedürf- 
nisse soll  ferner  ein  städtisches  Dienst- 
botenamt errichtet  werden,  das  spe- 
ziell auch  auf  schiedsgerichtlichem  We- 
ge Differenzen  zwischen  Hausfrauen 
und  Hausgehilfinnen  zu  lösen  hätte, 
nach  dem  Muster  Norwegens,  das  für 
solche  schiedsgerichtliche  Funktio- 
nen in  den  großen  Städten  das  Amt 
der  „Versöhnungskommission"  ge- 
schaffen hat.  Diese  wird  in  allgemei- 
nen Wahlen  alle  5  Jahre  für  jeden 
Distrikt  eigens  gewählt,  nach  allge- 
meinem Wahlrecht  aller  Männer  und 
Frauen,  die  über  25  Jahre  alt  sind. 
In  Norwegen  selbst  wird  übrigens 


gerade  jetzt  auf  Antrag  der  radikalen 
Regierung  die  Umwandlung  dieser 
Ämter  zu  wahren  Schiedsgerichts- 
kommissionen vorgenommen,  in  wel- 
chen die  Delegierten  der  Arbeitgeber- 
und Arbeitnehmer-Organisationen 
aus  dem  Stande  der  Hausfrauen  und 
Hausgehilfinnen  vertreten  sein  wer- 
den. 

Anschließend  an  diese  Vorschläge 
wurde  von  einer  Führerin  der  Wiener 
Frauenbewegung,  Helene  Granitsch, 
öffentlich  angeregt,  gewissen  speziel- 
len Wiener  Übelständen,  unter  denen 
besonders  die  Mädchen  leiden,  ein 
Ende  zu  setzen.    Das  kontinentale 
Klima  Wiens  mit  seinen  tiefen  Kälte- 
graden im  Winter  und  seiner  sub- 
tropischen Temperatür  im  Sommer 
treibt  fast  alle  Familien  des  Wiener 
Bürgertums   und   sogar   einen  be- 
trächtlichen Bruchteil  der  Familien 
des  Kleinbürgertums  im  Sommer  aus 
den  stickigen  Großstadtstraßen  auf 
das  Land.  In  der  Regel  wird  nun  vor 
Antritt  der  Reise  dem  Dienstmädchen, 
dessen  man  in  den  einfachem  länd- 
lichen Verhältnissen  nicht  bedarf,  ge- 
kündigt. Tausende  von  Mädchen  ver- 
suchen dann  auch  zunächst  von  ihren 
Ersparnissen  die  Sommerwochen  zu 
verbringen,    und   wenn   sie  aufge- 
zehrt sind,  fallen  die  Betreffenden  oft 
der  Entbehrung,  nicht  selten  dem 
Laster  anheim.  Helene  Granitsch  ver- 
langt zur  Verminderung  dieser  Gefahr, 
daß  auf  Initiative  der  Wiener  Stadt- 
gemeinde   Ledigenheime  gegründet 
werden,  die  den  stellenlosen  Dienst- 
mädchen Aufnahme  gewähren  und 
die  kostspielige,  mit  sittlichen  Ge- 
fahren verbundene  Unterkunft  bei 
der  „Bettfrau"  ersparen.  Diese  Ledi- 
genheime sollen  auch  in  Verbindung 
mit  der  Sozialversicherung  das  Elend 
der  dienstuntauglichen  Dienstmäd- 
chen zu  lindern  suchen. 

Was  die  Beschaffung  der  Kosten 
anlangt,  schlägt  Helene  Granitsch 
vor,  den  staatlichen  Wohnungsfür- 
sorgefonds heranzuziehen,  der  in  sei- 
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nen  Statuten  den  Bau  von  Ledigen- 
heimen vorsieht. 

Was  speziell  die  Sommerfrage  an- 
langt, sollte  den  Mädchen  während 
der  Sommerzeit  Gelegenheit  zu  wert- 
schaffender  Arbeit  gegeben  werden, 
aus  deren  Erlös  die  Kosten  für  ihre 
Ernährung  und  noch  eine  gewisse 
Vergütung  bestritten  werden  könnten, 
während  die  Dienstgeberin  zu  ver- 
halten wäre,  gleichsam  als  Versiche- 
rungsprämie für  den  ruhigen  Bestand 
der  Wirtschaftsführung  eine  Zusteuer 
zum  Lohn  zu  entrichten,  sofern  ein 
gewisser  längerfristiger  Kündigungs- 
vertrag  zwischen  beiden  Parteien 
zustande  käme  und  den  Wiederein- 
tritt des  Mädchens  in  ihre  frühere 
Stellung,  im  Herbste,  gewährleistete. 


Das  Taylor- System  *):  Das  ameri- 
kanische Bestreben,  bei  der  Arbeits- 
zeit zu  sparen  und  mit  möglichst 
geringer  Anzahl  menschlicher  Ar- 
beitskräfte in  möglichst  kurzer  Zeit 
möglichst  viel  zu  produzieren,  hat 
zur  vielseitigen  Annahme  des  Systems 
von  Frederik  W.  Taylor  in  Phila- 
delphia geführt.  Er  regelt  gewisse 
Arbeitsverfahren  derart  in  weitgehen- 
der Arbeitsteilung,  daß  jeder  einzelne 
Arbeiter  in  seiner  Spezialsphäre  eine 
große  Gewandtheit  und  die  Möglich- 
keit sehr  rascher  Durchführung  seiner 
SpezialVerrichtungen  gewinnt  und 
die  Summe  dieser  einzelnen  Lei- 
stungen im  Verhältnis  zur  aufge- 
wandten Zeit  günstiger  ist  als  bei 
der  früheren  Methode,  wo  jeder  Ar- 
beiter eine  Reihe  verschiedener  Ver- 
richtungen durchzuführen  hatte. 

*)  Eine  Übersetzung  des  Taylorschen 
Werkes  ist  aus  der  Feder  von  Herrn  In- 
genieur Roesler  unter  dem  Titel  „Grund- 
sätze wissenschaftlicher  Betriebsführung" 
im  Verlag  R.  Oldenbourg  in  München  er- 
schienen. 


Taylor  hat  sich,  worauf  Professor 
Ostwald  in  einer   Beleuchtung  des 
Systems  vom  monistischen  Stand- 
punkt in  seinen  Sonntagspredigten 
sehr  richtig  hingewiesen  hat,  hierbei 
den    energetischen    Imperativ  vor 
Augen  gehalten.  Er  hat  sich  gefragt, 
ob  die  Art  und  Weise,  in  der  die 
Werkzeuge  und  Maschinen  betätigt 
werden,  dem  größten  energetischen 
Nutzen   entsprechend  geordnet  ist, 
und  hat  feststellen  können,  daß  z.  B. 
die  Geschwindigkeit,  mit  welcher  eine 
Hobelmaschine  einen  Span  nimmt, 
die  Dicke  des  Spanes,  der  bei  jedem 
Gang  abgenommen  wird,  das  Ver- 
hältnis zwischen  Vor-   und  Rück- 
gangsgesch windigkeit  und  viele  andere 
wichtige  Faktoren  bisher  nur  nach 
grober   Schätzung,   nach  Tradition 
oder  Willkür  des  bedienenden  Ar- 
beiters eingestellt  worden  sind.  Eine 
präzise     wissenschaftliche  Unter- 
suchung der  Faktoren,  die  auf  den 
Vorgang  der  Metallbearbeitung  maß- 
gebend sind,  hat  ihn  dazu  geführt, 
die  Ausbeute  solcher  Arbeitsmaschi- 
nen auf  ein  Vielfaches  zu  steigern, 
indem  er  für  jeden  einzelnen  Teil  im 
Arbeitsgang  der  Maschine  die  vorteil- 
haftesten Bedingungen,  d.  h.  den 
größten  energetischen  Nutzeffekt  be- 
stimmte.    Mögen  auch  diese  For- 
schungen noch  nicht  erheblich  über 
das  in  vielen  Betrieben  bereits  Ge- 
handhabte hinausgehen,  so  sind  es 
doch  gewiß  wertvolle  Fortsetzungen 
bereits  vorhandener  Entwicklungs- 
linien.  Origineller  ist  die  Anwendung 
der  gleichen  wissenschaftlich-ökono- 
mischen Betrachtungen  auf  den  Ar- 
beiter selbst.    Taylor  stellt  sich  die 
Frage:  Welche  Prinzipien  sind  für 
den   einzelnen  Arbeiter  bei  seiner 
Leistung  maßgebend  ?    Hält  es  sich 
jeder  vor  Augen,  daß  er  eine  Maximal- 
leistung mit  einem  Minimum  von 
Energieaufwand  erreiche  ?  Keines- 
wegs.  Die  Ausbildung  des  Arbeiters, 
selbst  des  hochqualifizierten  Arbeiters, 
hat  diese  Frage  nicht  im  Auge  gehabt. 
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Die  Tradition  bestimmt  die  Art  und 
Weise,  wie  er  sein  Werkzeug  hand- 
habt, er  macht  es  so,  wie  er  es  als 
Lehr  junge  gelernt  hat.  Nur  ganz 
wenige  schöpferisch  begabte  Arbeiter 
bringen  selbstVerbesserungen  an,  und 
es  ist  ja  klar,  daß  der  Arbeiter  im 
wissenschaftlichen  Experimentieren 
nicht  hinreichend  geschult  ist  und 
die  nötige  Unabhängigkeit  gegenüber 
der  Tagesroutine  nicht  aufbringen 
kann,  um  das  Problem  der  besten 
Arbeitseinrichtung  einer  wissenschaft- 
lichen Lösung  zuzuführen. 

Ein  Beispiel  für  die  praktische 
Anwendung  der  Taylorschen  Methode : 
Bei  Verladung  größerer  Eisenbarren 
vom  Lagerplatz  auf  die  Eisenbahn- 
waggons wurde  der  Intelligenteste 
unter  den  ALrbeitsleuten  ausgewählt 
und  ein  Ingenieur  stellte  fest,  welche 
Bewegungen  dabei  ausgeführt  wurden, 
und  wieviel  Zeit  für  jede  notwendig 
war.  Dann  wurde  eine  Reihe  von 
Versuchen  gemacht,  um  festzustellen, 
inwieweit  die  Einschaltung  ent- 
sprechender Arbeitspausen  den  End- 


effekt  der  Arbeit  beeinflußt %"  Man 
fand,  daß  die  gleiche  Arbeitsleistung 
einen  wesentlich  gn;ö$eren  Energie- 
aufwand beanspruchte,  wenri  eie'bei 
halber  Erschöpfung*  ausgeführt/  wird, 
als  im  Falle  völlig  aa^geruhte?' Mus- 
keln, und  so  entschloß  man  sich  dazu, 
eine  größere  Anzahl  einzelner  Er- 
holungspausen von  einigen  Minuten 
in  den  Arbeitsgang  einzuschalten, 
auf  daß  die  arbeitenden  Muskeln 
immer  wieder  durch  den  Blutumlauf 
mit  hinreichend  neuem  Sauerstoff 
versehen  und  die  gebrauchten  Stoffe 
entfernt  werden  könnten. 

Die  Arbeiterschaft  hat  allerdings 
vielfachen  Widerstand  gegen  diese 
Methode  geäußert,  ihre  Übelstände 
für  noch  viel  schwerer  als  die  der 
eigentlichen  Akkordarbeit  erklärt, 
aber  durch  Anbietung  entsprechend 
höherer  Löhne  und  Verkürzung  der 
Arbeitszeit  mögen  wohl  diese  Ge- 
sichtspunkte contra  balanciert  wer- 
den und  die  größere  Produktivität 
der  Arbeit  bleibt  als  ständiger  Wert 
zurück. 
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KULTURAUFGABEN   DES  JAHRHUNDERTS. 

IX.   Die  Lösung  der  Arbeiterfrage. 


GHON  dieser  Titel  wird  gewiß  bei  vielen  meiner  Leser  Kopf  schütteln 
hervorrufen  und  ich  höre  sie  fragen:  Stellt  denn  die  Arbeiterfrage 
überhaupt  ein  Kulturproblem  dar,  ist  sie  nicht  eine  reine  Macht- 
frage,  die  nur  durch  den  Klassenkampf  in  der  einen  oder  anderen 


Weise  entschieden  werden  kann  ?  Ist  es  denn  möglich,  in  diese  Interessen- 
frage Gesichtspunkte  der  Kultur  hereinzutragen  und  eine,  sei  es  auch  nur 
relative  Einstimmigkeit  objektiver  Beurteiler  zu  erzielen  ? 

Im  folgenden  soll  gezeigt  werden,  daß  die  Arbeiterfrage  gar  nicht  ein 
einheitliches  Problem  darstellt,  sondern  aus  einer  Reihe  von  Entwicklungs- 
fragen besteht,  deren  Mehrzahl  allerdings  einer  klaren,  von  keinem  Inter- 
essentenstandpunkt aus  vernünftigerweise  zu  bekämpfenden  Lösung  zustrebt. 

Erfassen  wir  die  historische  Genesis  des  Problems. 

Die  Wirtschaftsepoche,  die  der  unseren  voranging,  war  auf  Eigen-  und 
Kleinbetrieb  und  dem  Besitz  der  Produktionsmittel  durch  den  Arbeiter 
selbst  aufgebaut.  Der  Handweber  arbeitete  für  eigene  Rechnung  mit  eigenem 
Werkzeug  und  ebenso  der  Bauer  unbeschadet,  daß  Steuern,  Frohnden  und 
Verpflichtungen  an  Obrigkeiten  aller  Art  vorlagen,  die  am  Wesen  der  Pro- 
duktionsform selbst  nichts  änderten. 

Die  großen  Entdeckungen  des  19.  Jahrhunderts,  welche  die  Einführung 
von  Maschinen  gestatteten,  ließen  maschinelle  Großbetriebe  erwachsen, 
die  der  auf  bloßer  Handarbeit  beruhenden  Kleinarbeit  technisch  überlegen 
waren  und  sie  mehr  und  mehr  verdrängten.  Damit  war  die  Möglichkeit  eines 
Besitzes  des  einzelnen  Arbeiters  an  seinen  Produktionsmitteln  nicht  mehr 
gegeben,  der  Unternehmer  ward  zum  Herren  derselben  und  die  Arbeiter  (in 
den  größten  Betrieben  nach  vielen  Tausenden  zählend)  traten  in  das  reine 
Lohnverhältnis  ohne  Mitbesitz  an  den  Produktionsmitteln  über. 

Die  Anfangsstadien  dieses  neuen  Systems  haben  vielfach  zu  bösartigen 
Übelständen,  Frauen-  und  Kinderarbeit,  allzu  langen  Arbeitsstunden,  unge- 
sunden Arbeitsräumen  geführt,  Gefahren  der  Rassedegeneration  wurden 
heraufbeschworen.  Aber  bald  kam  es  in  allen  Kulturländern  zu  Gegenmaß- 
regeln, eine  wirksame  Arbeiterschutzgesetzgebung  setzte  ein  und  in  den 
vorgeschrittenen  Industrieländern  des  Westens  ist  diese  Epoche  des  werden- 
den Kapitalismus  im  Ausklingen  begriffen ;  nur  eine  Ergänzung  der 
bereits  durchgeführten  Maßregeln  ist  noch  zu  fordern,  und  die  Beschlüsse  der 
Internationalen  Konferenz  für  Arbeiterschutz  vor  wenigen  Wochen  haben 
z.  B.  eine  dieser  notwendigen  Ergänzungen,  das  Verbot  der  Nachtarbeit 
für  jugendliche  Arbeiter  bis  zum  16.  Lebensjahre  gegeben.    Ein  nächstes  Mal 
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wird  es  sich  dann  darum  handeln,  diese  Schutzmaßregel  — wie  die  Delegierten 
der  französischen  Regierung  schon  diesmal  forderten  —  bis  zum  18.  Lebens- 
jahre zu  erstrecken.  — 

In  Japan  andererseits,  in  Indien  sowie  in  geringerem  Maße  auch  in  Ost- 
europa steht  die  Anpassung  der  neuen  Produktionsform  an  jene  hygieni- 
schen Notwendigkeiten,  deren  Außerachtlassung  die  Rasse  und  im  Menschen 
das  wichtigste  Produktionsinstrument  gefährdet,  noch  voll  und  ganz  auf 
der  Tagesordnung. 

Die  Arbeiterfrage  der  vorgeschrittenen  Länder  setzt  sich  aus  anderen 
Teilproblemen  zusammen.  Um  all  die  Wirrnisse  von  Vorurteilen  zu  durch- 
leuchten, wie  sie  die  kämpfenden  Gruppen  durch  Ineinanderschieben  der 
einzelnen  Momente  zu  erzeugen  lieben,  seien  diese  Teilprobleme  in  zwei 
Gruppen  geordnet,  deren  erste  die  speziellen  Folgeerscheinungen  des  modernen 
Großbetriebes,  also  die,  unserer  Zeit  eigene,  zweifellos  noch  ungelöste 
,, Arbeiterfrage",  umfaßt,  während  die  zweite  Gruppe  gewisse  Folgeerschei- 
nungen der  allgemeinen  demokratischen  Tendenz,  wie  sie  sich,  im  wesent- 
lichen ganz  unabhängig  von  der  geschilderten  technischen  Umwälzung,  infolge 
der  allgemeinen  Volksbildung  entfaltet  hat,  in  sich  begreift. 

Unter  den  Teilproblemen  der  ersten  Gruppe  sind  die  wesentlichsten 
wohl  diese: 

1.  Die  Regelung  des  Abhängigkeitsverhältnisses  zwischen  Arbeitgeber 
und  Arbeitnehmer. 

2.  Die  Verteilung  des  Arbeitsproduktes  zwischen  beide  Teile. 

Dem  Eigenbetriebe  der  Vergangenheit  war  die  glückliche  Tatsache  eigen, 
daß  sich  die  Leitung  der  Produktion  und  die  materielle  Arbeit  in  der  gleichen 
Person  verkörperten,  keinerlei  dauerndes  Abhängigkeitsverhältnis  bestand. 
Auch  wo  die  Familienangehörigen  des  Meisters  und  wo  fremde  Gesellen  sich  der 
Werkstatt  eingliederten,  handelte  es  sich  im  ersten  Falle  um  patriarchalische, 
durch  Familienempfindungen  gemilderte  Unterordnung,  im  zweiten  Falle 
um  ein  temporäres  Verhältnis,  das  von  den  Gesellen  mit  relativer  Leichtigkeit 
ertragen  wurde,  weil  sie  in  ihm  die  Möglichkeit  eines  Erlernens  des  Gewerbes 
suchten  und  nur  ein  Durchgangsstadium  zur  Etablierung  als  selbständige 
Handwerksmeister  sahen. 

Wieder  in  anderen  Betrieben  der  Vergangenheit  handelte  es  sich  um 
wahre  Sklaverei  oder  der  Sklaverei  angenäherte  Hörigkeit,  der  Wille  der 
Arbeitsherren  ließ  keinen  Widerstand  zu  W'orte  kommen  und  so  traurig  dies 
Verhältnis  sein  mochte,  konnte  doch  kein  Gegensatz  zwischen  Arbeitsherren 
und  Arbeitskräften  erstehen. 

Heute  ist  dies  anders.  Der  Arbeitsvertrag  ist  ein  formell  freier  und  so 
schwer  die  Abhängigkeit  auf  dem  Arbeiter  lasten  mag,  ist  er  doch  zu  ge- 
legentlichem Widerstand  befähigt.  Dieser  kann  im  Streik,  kann  in  der  Zer- 
störung der  Arbeitsmittel  eine  wilde  und  gefahrvolle  Form  annehmen. 

Wir  sehen  bereits  aus  dieser  Tatsachenreihe,  daß  eigentlich  wieder  zwei 
Unterprobleme  zu  unterscheiden  sind:  a)  Wie  sollen  heute,  wo  die  industriellen 
Betriebe  ganz  überwiegend  Privatunternehmungen  darstellen,  die  Lohn- 
und  Arbeitsverhältnisse  derart  geregelt  werden,  daß  zwecklose  W'ertezer- 
störung  in  Streik  und  Aussperrung  ausgeschlossen  erscheinen  ?  b)  Inwiefern  ist 
es  möglich,  das  Abhängigkeitsverhältnis,  das  gerade  den  besten  der  modernen 
Arbeiter  drückender  ist  als  die  materielle  Notlage,  die  ja  bei  der  Arbeiter- 
aristokratie mehr  und  mehr  zurücktritt,  wie  soll  diese  Abhängigkeit  durch 
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eine  andere  Lohnform  ersetzt  werden,  was  ja  als  „Beseitigung  der  Lohn- 
sklaverei" in  allen  Befreiungsträumen  der  Arbeiterschaft  die  erste  Stelle 
einnimmt  ? 

Die  Ersetzung  von  Streik  und  Aussperrung  durch  friedliche  Methoden 
der  Lohnfestsetzung  und  Arbeitsregelung  ist  in  den  angelsächsischen  Gebieten 
infolge  der  großen  experimentellen  Begabung  dieser  Rasse  empirisch  gelöst 
worden  und  bedarf  es  für  das  europäische  Festland  bloß  einer  Übertragung 
der  im  angelsächsischen  Kulturkreis  bewährten  Methode. 

In  Kanada  *)  hat  man  zunächst  die  Streiks  auf  Bahnen,  in  Bergwerken 
und  in  allen  jenen  Betrieben,  deren  Arbeitseinstellung  öffentliche  Interessen 
gefährdet,  dadurch  beseitigt,  daß  zur  Regelung  jedes  Konfliktes  eine  staat- 
liche Untersuchungskommission  eingesetzt  wird.  Während  sie  tagt,  sind 
Streik  und  Aussperrung  verboten,  nach  Erlaß  des  Spruches  allerdings  gesetz- 
lich gestattet,  doch  setzt  eben  dieser  Spruch  die  öffentliche  Meinung  und  die 
Regierung  des  Landes  in  die  Lage,  sich  ein  klares  Urteil  darüber,  welcher 
der  beiden  streitenden  Teile  im  Rechte  sei,  zu  bilden  und  ihr  ganzes  Schwer- 
gewicht zu  seinen  Gunsten  in  die  Wagschale  zu  werfen.  Nur  in  einer  ver- 
schwindenden Minderzahl  der  Fälle  hat  es  der  Teil,  gegen  den  sich  der  Spruch 
der  Kommission  richtete,  gewagt,  seinen  Widerstand  fortzusetzen,  die  Sprüche 
der  Kommission  sind  tatsächlich  fast  ausnahmslos  in  Kraft  getreten,  ohne 
daß  es  zu  Streik  oder  Aussperrung  gekommen  wäre. 

Weiter  geht  Neuseeland,  das  alle  Streitenden  in  erster  Instanz  vor  ein 
lokales  Einigungsamt  mit  bloß  beratender  Befugnis  und  in  zweiter  Instanz 
vor  einen  industriellen  Schiedsgerichtshof  in  der  Hauptstadt  des  Landes 
verweist.  Es  ist  aus  einem  Vertreter  des  Arbeitgeberbundes,  einem  Vertreter 
des  Arbeitnehmerbundes  nnd  einem  Rate  des  obersten  Gerichtshofes  zu- 
sammengesetzt und  entscheidet  in  letzter  Instanz  über  jede  Streitfrage,  die 
ihr  von  einem  Gewerkverein  oder  Arbeitgeberverband  unterbreitet  wird. 
Auflehnung  gegen  seine  Sprüche  in  der  Form  von  Streik  und  Aussperrung 
ist  gesetzlich  verboten  und  wird  mit  Geldstrafen  gegenüber  den  Verbänden, 
und,  sofern  diese  zahlungsunfähig  oder  zahlungsunwillig  wären,  an  ihren 
Mitgliedern  mit  Geld,  resp.  bei  Zahlungsunfähigkeit  mit  Gefängnishaft  ge- 
ahndet. Im  übrigen  ist^es  nur  in  ganz  vereinzelten  Ausnahmsfällen  zur  An- 
wendung dieser  Strafe  gekommen,  die  Interessenten  haben  sich  stets  willig 
den  Sprüchen  des  Gerichtshofes  gefügt  und  während  einer  langen  Periode 
von  Jahren  ist  Neuseeland,  früher  eines  der  streikreichsten  Länder  der  Erde, 
von  jedem  Streikversuch  verschont  geblieben. 

Eben  diese  Sicherung  der*Industrie  gegen  Arbeitseinstellung  und  Betriebs- 
unterbrechung brachte  anderseits  eine  solche  Steigerung  der  Erträgnisse 
mit  sich,  daß  den  Arbeitern  im  Ausgleichswege,  in  Form  von  Lohnverbesserung, 
die  der  Gerichtshof  aussprach,  ein  Teil  dieser  durch  den  Friedenszustand 
geschaffenen  Werte  zugesprochen  werden  konnte,  also  eine  materielle  Ver- 
besserung der  Lage  der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer. 

Australien  wieder  hat  das  gleiche  Problem  durch  Einsetzung  von  Lohn- 
ämtern  in  all  den  einzelnen  /Industriezweigen  gelöst.  Diese,  von  den  Inter- 
essenten gewählt  oder  von  der  Regierung  ernannt,  legen  Minimallöhne  und 
Maximalarbeitszeit  fest,  ohne  auf  Entstehung  eines  Streitfalles  auch  nur 

*)  Siehe  für  die  eingehendere  Beweisführung  die  verschiedenen  Studien  in  den 
November-Nummern  dieser  Zeitschrift,  sowie  insbesondere  die  Monographie :  „Inwie- 
weit ist  eine  gesetzliche  Regelung  der  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  möglich?"  Vom 
Unterzeichneten.    Berlin,  Georg  Reimer. 
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zu  warten.  Sie  haben  das  Prinzip  des  industriellen 
Konstitutionalismus,  der  Mitwirkung  der  Arbeiterschaft  an 
der  Regelung  eigener  Arbeitsverhältnisse  und  damit  auch  einer  Beseitigung 
des  lähmenden  Unterordnungsverhältnisses,  unter  dem  die  Arbeiterschaft 
anderer  Länder  heute  noch  leidet,  noch  weiter  ausgebildet. 

Trotzdem  liegt  auch  in  Australien  und  liegt  in  viel  höherem  Grade  in 
allen  anderen  Ländern  noch  heute  die  Tatsache  eines  Unterordnungsverhält- 
nisses von  Mensch  zu  Mensch,  die  über  die  bloße  Gliederung  der  materiellen 
Produktion  hinausgeht,  vor  und  es  erwächst,  wie  anfangs  erwähnt,  die  Frage, 
ob  nicht  die  Vorteile  des  Großbetriebes  mit  seiner  Zusammenballung  großer 
Menschenmassen  zu  arbeitsteiligem  Schaffen  aufrechterhalten  und  trotzdem 
der  Gegensatz  der  beiden  Klassen,  die  im  Werden  dieser  Großbetriebe  er 
standen,  beseitigt  werden  könne? 

Die  Lösung  dieses  Problems  wird  wieder  von  der  tatsächlichen  Ent- 
wicklung, die  bereits  wichtige  Etappen  durchlaufen  hat,  gegeben.  Die  Groß- 
betriebe nehmen  in  den  vorgeschrittenen  Industrieländern  mehr  und  mehr 
die  Form  von  Aktiengesellschaften  an,  und  wenn  wir  vom  Aktionär  selbst, 
der  ja  keine  Rolle  im  Betriebe  spielt  und  dem  Arbeiter  nicht  persönlich  ent- 
gegentritt, absehen,  so  haben  alle  im  Betriebe  tätigen  Personen  die  gleiche 
Eigenschaft  bezahlter  Angestellter,  der  eben  erwähnte  Gegensatz  des  be- 
zahlenden Herren  und  des  bezahlten  Dieners  liegt  nicht  mehr  vor.  Die  Milde- 
rung auch  der  in  diesen  Gesellschaften  zweifellos  vorhandenen  tatsächlichen 
Hierarchie  ist  Aufgabe  jener  Einrichtungen  des  Industriekonstitutionalismus, 
den  wir  im  Vorhergehenden  geschildert  haben.  Sie  verdrängen  die  Willkür 
durch  gesetzliche  Abgrenzung  der  Kompetenzen. 

Auch  diese  Aktiengesellschaften  ballen  sich  in  den  vorgeschrittensten 
Ländern,  wie  in  Amerika,  und  langsam  auch  in  den  ihnen  nachfolgenden 
Staaten  zu  Trusts  und  Privatmonopolen  zusammen,  die  in  der  Beseitigung 
der  Konkurrenz  große  Ersparnisse  und  erhöhte  Produktivität  gewährleisten, 
anderseits  eben  infolge  der  Ausschaltung  der  Konkurrenz  die  Möglichkeit 
haben,  die  Preise  zu  erhöhen  und  auf  die  konsumierenden  Massen  schwer  zu 
drücken.  Demgegenüber  hat  man,  wieder  in  Australien,  mit  der  Umwandlung 
der  Privatmonopole  in  Staatsmonopole  zu  erwidern  begonnen. 

In  analoger  Weise  ist  man  in  Europa  vielfach  mit  der  Verstaatlichung 
der  Bahnen,  zum  Teil  auch  der  Bergwerke,  mit  der  Schaffung  staatlicher 
Riesenbetriebe  für  Tabak-  und  Zündholzerzeugung  usw.  vorgegangen.  Die 
Städte  haben  Wasser-,  Elektrizitäts-  und  Gaswerke  in  eigenen  Betrieb  über- 
nommen, einige  derselben  betreiben  Brauereien,  verwalten  Mietshäuser 
und  haben  Groß  Schlächtereien  und  Bäckereien  errichtet. 

Diese  Entwicklung  zur  Übernahme  der  Großbetriebe  durch  die  öffent- 
lichen Körperschaften,  der  sich  auch  die  Begründung  von  Produktivgenossen- 
schaften und  Konsumvereinen  in  gewisser  Beziehung  angliedert,  führt  das 
Privateigentum  an  den  Produktionsmitteln  mehr  und  mehr  in  Kollektiv - 
eigentum  über,  wandelt  die  Gesamtheit  der  im  Betriebe  Tätigen  in  eine, 
wenn  auch  hierarchisch  gegliederte,  so  doch  in  sich  homogene  Angestellten  - 
schaft  um,  beseitigt  die  Klasse  des  Fabrikherrn  und  Fabrikeigentümers, 
macht  dem  Abhängigkeitsverhältnis  des  Besitzlosen  gegenüber  dem  Be- 
sitzenden ein  Ende. 

Gewiß  wird  es  lange  währen,  ehe  diese  Entwicklung  ihre  letzten  Ziele 
erreicht.  Gewiß  bleibt  auch  in  den  Staatsbetrieben  das  Bedürfnis  nach 
Industriekonstitutionalismus  voll  und  ganz  bestehen  und  alle  jene  Vor- 
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kelirungen,  die  die  Willkür  des  Fabrikherrn  gegenüber  dem  Arbeiter  aus- 
zuschließen bestimmt  waren,  müssen  nunmehr  der  Willkür  des  Beamten 
gegenüber  dem  untergeordneten  Angestellten  und  Arbeiter  entgegenwirken. 
Mit  anderen  Worten:  Die  Sozialisierung  der  Produktion,  von  der  wir  in  diesem 
Kapitel  sprechen  und  welche  nach  Ansicht  weiter  staatssozialistischer  sowie 
sozialdemokratischer  Kreise  die  Gesamtlösung  der  Frage  in  sich  begreift, 
ist  nur  die  Lösung  eines  Teils  des  Problems,  der  die  entsprechende  Lösung 
der  anderen  Teilprobleme  zur  Seite  stehen  müssen. 

Besonders  klar  tritt  dies  zutage,  wenn  wir  im  Sinne  unserer  eingangs 
zitierten  Disposition  nunmehr  das  zweite  große  Problem  der  Verteilung 
des  Arbeitsproduktes  ins  Auge  fassen.  Handelt  es  sich  im  Vorher- 
gehenden überwiegend  um  die  Beseitigung  idealer  Unzuträglichkeiten,  die 
alle  modernen  Arbeitsbeziehungen  vergiften,  so  liegt  nunmehr  eine  rein  mate- 
rielle Frage  vor. 

So  lange  die  Industrien  wie  heute  überwiegend  in  Privatbesitz  stehen, 
ist  es  unvermeidlich,  daß  ein  wesentlicher  Bruchteil  des  Arbeitsprodukts 
dem  Unternehmer  als  Leiter  der  Produktion  zufließt.  Auch  die  größte  Ge- 
schlossenheit der  Arbeiterorganisation,  auch  die  weitestgehenden  Schieds- 
sprüche müssen  dem  Unternehmer  einen  solchen  Anteil  belassen,  weil  er 
eben  sonst  die  Produktion,  deren  Risiko  nicht  mehr  durch  entsprechenden 
Gewinn  gedeckt  ist,  aufgeben  und  sein  Kapital  auf  dem  Rentenmarkte  ver- 
wenden wurden,  resp.  weil  die  Begründung  neuer  Unternehmungen,  die  wirt- 
schaftliche Produktivität  des  betreffenden  Landes  dadurch  schwer  beein- 
trächtigt würden.  Die  Lösung  der  Frage  vom  Arbeiterstandpunkt  kann  wieder 
nur  in  der  Sozialisierung  der  Produktion  liegen  und  wird  durch  die  tatsächliche 
Entwicklung,  die  ja  für  jeden  unparteiischen  Beobachter  unverkennbar  in 
dieser  Richtung  vor  sich  geht,  allmählich  gelöst. 

Nur  darf  man  nicht  meinen,  daß  die  Verstaatlichung  eines  Betriebes 
allüberall  und  jederzeit  die  integrale  Verteilung  des  gesamten  Arbeitsprodukts 
unter  die  Arbeitenden,  sei  es  auch  mit  größerer  Anteilnahme  der  geistigen 
Arbeiter,  beinhalte.  Die  preußischen  Staatsbahnen  bilden  wohl  den  größten 
und  vom  technischen  Standpunkt  aus  bestgeleiteten  Staatsbetrieb  der  Erde, 
aber  sie  stehen,  was  die  Verteilung  des  Arbeitsprodukts  anlangt,  durchaus 
auf  dem  Boden  eines  Privatunternehmens.  Sie  erstreben  und  erzielen  Gewinne 
im  Ausmaß  von  Hunderten  von  Millionen  pro  Jahr,  die  keineswegs  den 
Beamten  und  Arbeitern  oder  dem  fahrenden  Publikum  zugute  kommen, 
sondern  dem  allgemeinen  Staatsbudget  und  damit  indirekt  den  Rüstungen 
zu  Wasser  und  zu  Lande  (da  wichtige  Steuermöglichkeiten  für  Preußen  nicht 
in  Anspruch  genommen  werden  müssen  und  dem  Reich,  resp.  dessen  mili- 
tärischen Zwecken,  verbleiben).  Damit  das  Ideal  einer  Verteilung  des  Arbeits- 
produkts unter  die,  welche  schaffen,  ganz  erfüllt  werde,  genügt  also  die 
Sozialisierung  der  Produktion  nicht,  sondern  es  muß  auch  die  Bestimmung 
in  Geltung  treten,  daß  der  betreffende  Staatsbetrieb  nicht  auf  Gewinn  hin- 
ziele, sondern,  im  Falle  sich  solche  Gewinne  ergeben,  die  Löhne  erhöhe  oder 
die  Preise  erniedrige.  Eben  dieses  Prinzip  ist  z.  B.  das  der  Schweizer  Staats- 
bahnen und  im  wesentlichen  wohl  der  meisten  Gemeindebetriebe,  die  durch 
die  unmittelbare  Kontrolle  der  Bevölkerung  dazu  veranlaßt  werden,  im  Falle 
günstigen  Geschäftsganges  die  Betriebe  zu  verbessern  oder  die  Preise  zu 
ermäßigen. 

Fassen  wir  also  die  Teilprobleme  der  Arbeiterfrage,  soweit  sie  durch 
die  technischen  Umwälzungen  des  19.  Jahrhunderts  erwachsen  sind,  zusammen, 
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so  sehen  wir,  daß  ihre  Lösung  eben  durch  den  Fortgang  dieser  Entwicklung 
selbst,  durch  die  allmähliche  Verstaatlichung  der  reifen 
Produktionszweige,  durch  die  Milderung  der  Betriebs- 
hierarchie, durch  konstitutionelle  Einrichtungen, 
sowie  durch  Beseitigung  fiskalischer  Rücksichten, 
welche  die  wertvollen  Möglichkeiten  der  Verstaatlichung  zu  durchkreuzen 
geeignet  wären,  gegeben  ist. 

Der  aufmerksame  Leser  hat  zweifellos  beachtet,  daß  in  dieser  ganzen 
Entwicklung  im  wesentlichen  nur  Fragen  des  wirksamsten  Produktionstypus 
und  der  Beseitigung  drückender  Abhängigkeitsverhältnisse  auftreten,  erst 
tn  2.  Linie  Probleme  der  Einkomme  ns  Verteilung,  und  wenn  es  auch  ge- 
wiß im  Klasseninteresse  der  Arbeiterschaft  liegt,  daß  diese  Entwicklung  sich 
durchsetze,  wenn  auch  eben  dies  Interesse  der  Arbeiterschaft  den  wirksam- 
sten Hebel  der  Entwicklung  bildet,  so  liegen  anderseits  keinerlei  widerstrei- 
tende Klasseninteressen  vor. 

Daß  die  Arbeitsstreitigkeiten  durch  schiedsgerichtliche  oder  gesetzliche 
Festlegung  der  Löhne  anstatt  durch  Streik  und  Aussperrung  geregelt  werden, 
liegt,  wie  an  entsprechender  Stelle  gezeigt  wurde,  im  finanziellen  Interesse 
aller  Beteiligten. 

Daß  die  Gelegenheit  zur  Willkür,  die  den  denkenden  Arbeiter  so  hart 
drückt,  beseitigt  wird,  ist  für  ihn  ein  Vorteil  und  für  den  denkenden  Unter- 
nehmer kein  Nachteil. 

Die  Sozialisierung  der  Produktion  endlich  ist  ein  Naturprozeß,  genau 
so,  wie  die  Aufsaugung  der  Kleinbetriebe  durch  die  technisch  höherwertigen 
Großbetriebe  ein  Naturprozeß  gewesen  ist.  Die  Proletarisierung  des  Klein- 
bürgertums, wie  sie  mit  dem  Erwachsen  der  modernen  Großindustrie  ver- 
bunden war,  hat  gewiß  schweres  individuelles  Leid  verursacht,  und  trotzdem 
gibt  der  weitschauende  Vertreter  des  Kleinbürgertums  heute  zu,  daß  es 
wertlos  sei,  den  Todeskampf  einer  absterbenden  Schicht  zu  verlängern,  daß 
es  wertvoller  sei,  die  Umwandlung  des  alten  Mittelstandes  in  einen  neuen 
Mittelstand  der  Angestellten  zu  erleichtern  und  so  schmerzlos  als  möglich 
zu  gestalten. 

Hat  sich  also  das  Werden  unserer  maschinellen  Produktion,  auf  der  unser 
moderner  Reichtum  beruht,  unter  so  schweren  Geburtswehen  vollzogen, 
so  viele  individuelle  Interessen  getroffen  und  treffen  müssen,  so  wird  die 
neue  Phase  der  Umwandlung  der  auf  Einzelbesitz  beruhenden  Unternehmungen 
in  Aktiengesellschaften,  deren  Eingliederung  in  Trusts  und  Staat,  in  viel 
schmerzloserer  Weise  vor  sich  gehen  können;  sie  rechtfertigt  durchaus  nicht 
im  gleichen  Grade  den  bewußten  Widerstand  einer  Klasse,  wie  die  Aufsaugung 
der  Kleinbetriebe  allerdings  vom  rein  subjektiven  Interessenstandpunkt 
den  Widerstand  der  kleinbürgerlichen  Klasse  gerechtfertigt  hat.  Der  Unter- 
nehmer, der  seine  Fabriken  in  einen  Aktienbetrieb  umwandelt,  gibt  wohl 
Herrscherrechte  auf,  aber  er  gibt  sie  freiwillig  auf,  um  der  größeren  ökonomi- 
schen Möglichkeiten  der  höherwertigen  Organisationsform  willen.  Die  Aktien- 
gesellschaft, die  sich  dem  Trust  eingliedert,  mag  unter  Umständen,  wenn 
sie  lange  zögert  und  einen  Kampf  gegen  die  stärkere  Kapitalsgruppe  wagt, 
zu  Schaden  kommen.  Erkennt  sie  hinreichend  früh  die  Notwendigkeit  präziser 
Schritte,  so  wird  ihr  Besitzer  häufig  sogar  gewinnen  können. 

Die  Verstaatlichung  endlich  geht  ja  allüberall  nach  dem  Prinzip  einer 
Schadloshaltung  resp.  einer  in  gesetzlichen  Formen  sich  vollziehenden  Expro- 
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priation  der  Besitzer  vor  sich,  ein  dagegen  gerichtetes  Klasseninteresse  liegt 
also  nicht  vor  und  alle  Einsichtigen,  die  der  Entwicklung  lieber  dienen,  als 
sich  ihr  entgegenstemmen  wollen  —  mögen  sie,  welcher  sozialen  Klasse  immer, 
angehören  — ,  sollten  darum  die  von  der  Entwicklung  selbst  allmählich  herauf- 
gebrachte Lösung  der  Arbeiterfrage  befürworten. 

Hier  höre  ich  wieder  den  Leser  einwenden:  Bei  all  dem  ist  doch 
gar  \  nicht  von  Wandlungen  in  der  EijL  k  o  m  m  e  n  s  Verteilung  die 
Rede  und  gerade  sie  bilden  doch  hauptsächliches  Postulat  der 
Arbeiterschaft,  gerade  sie  bedrohen  die  heute  besitzende  Klasse  in  ihrer 
Existenz.  Eben  diese  Meinung  scheint  mir  einen  Trugschluß  darzu- 
stellen. Die  Arbeiterfrage  als  engbegrenzte  Folgeerscheinung  der  technischen 
Umwälzung  scheint  mir  durch  die  oben  geschilderte  Umwandlung  der  Güter  - 
Produktion  lösbar  zu  sein,  ohne  daß  überhaupt  —  außer  natürlich  in  jener 
Zukunft,  in  der  die  neuen  Gesetze  der  Produktion  die  bisherige  Weise  der 
Kapitals  b  i  1  d  u  n  g  aufheben  — ,  eine  Änderung  der  Einkommensverteilung 
damit  verbunden  wäre.  Die  Verstaatlichung  der  Produktion  läßt  sich  ohne 
weiteres  so  denken,  daß  die  Ungleichheit  zwischen  Beamtengehalt  und  Arbeiter - 
lohn,  die  höhere  Bezahlung  der  geistigen  gegenüber  der  materiellen  Arbeit 
aufrechterhalten  bleibe,  und  sie  bedeutet  gegenüber  den  Unternehmern,  deren 
Betrieb  übernommen  wird,  gegenüber  den  Aktionären,  deren  Aktien  in 
Staatsobligationen  verwandelt  werden,  zunächst  bloß  die  Umwandlung 
von  Unternehmergewinn  in  ein  Renteneinkommen:  in  vielen  Fällen,  wie 
die  Praxis  der  Verstaatlichungen  und  das  Steigen  der  Aktien  bei  Ankündigung 
einer  geplanten  Verstaatlichungsaktion  dem  Praktiker  zur  Genüge  beweist, 
sogar  einen  Gewinn  für  die  Kapitalsbesitzer. 

WTürde  die  Reform  auch  jedes  Übergreifen  auf  planmäßige  Wandlung 
der  Einkommensverhältnisse  vermeiden,  so  würde  sie  trotzdem  segensvoll 
wirken,  denn  die  gesetzliche  oder  schiedsgerichtliche  Regelung  der  Arbeits- 
verhältnisse bedeutet  eben  an  sich  die  Vermeidung  der  Wertezerstörung, 
Erhöhung  des  Einkommens  aller  Beteiligten.  Die 
Beseitigung  des  in  der  Privatwirtschaft  vorhandenen  Abhängigkeitsverhält- 
nisses ist  für  die  arbeitende  Schicht  ideell  wertvoll  und  gerade  dieser 
ideelle  Wert  wird  von  ihr  so  hoch  eingeschätzt. 

Bei  allmählichem  Sicheinleben  des  neuen  Systems,  bei  Begründung 
immer  zahlreicherer  Unternehmungen  durch  den  Staat  selbst,  anstatt  durch 
den  Privaten,  fällt  dann  auch  die  Notwendigkeit  der  an  diese  Privaten  zu 
zahlenden  Ablösungssummen  weg,  der  unter  die  Arbeiter  zu  verteilende 
Arbeitsgewinn  wird  größer,  ihre  Lage  gebessert. 


Wie  ich  in  den  einleitenden  Worten  erwähnte,  hat  sich  der  Arbeiterfrage 
ein  zweites  Problem  beigesellt,  das  aus  der  allgemeinen  Volksbildung  der 
Kulturstaaten  erfließt. 

Hatte  der  ungebildete  Bauer,  den  Staat,  Kirche  und  Gutsherr  im  Glauben 
an  die  gottgewollte  Überordnung  der  Herrenklasse  erhielten,  seine  niedrige 
Lebenslage  als  unabänderlich  hingenommen,  mußte  anderseits  in  den 
gereiften  und  gebildeten  Massen  von  heute  der  Wunsch  nach  Besserung 
ihrer  Lage,  nach  Ausgleichung  der  Lebensverhältnisse  erwachen.  Diesem 
Wunsche  steht  allerdings  das  berechtigte  Eigeninteresse  der  Besitzenden 
nach  Bewahrung  ihrer  Vorrechte  entgegen.  Hier  liegt  also  die  wahre  Grund- 
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läge  für  einen  Klassenkampf  vor,  der  über  die  Einkommensverteilung  zu 
entscheiden  hat. 

Trotzdem  soll  im  folgenden  gezeigt  werden,  daß  auch  in  dieser,  von  der 
eigentlichen  Arbeiterfrage  streng  zu  unterscheidenden  Gegensätzlichkeit 
für  eine  ideelle  Übereinstimmung  und  ein  planmäßiges  Eingreifen  in  das 
Zufallsspiel  des  Kampfes  mehr  Boden  gegeben  ist,  als  gemeiniglich  ange- 
nommen wird. 

Zunächst  sei  der  so  allgemein  verbreiteten  Irrmeinung  entgegengetreten, 
daß  die  Ungleichheit  des  Einkommens  an  sich  vom  Standpunkt  der 
Besitzlosen  zu  bekämpfen  sei.  Insoweit  dieses  Einkommen  nämlich  k  a  p  i  - 
talisie  t  wird,  insoweit  eine  private  Kapitalsanlage  zu  Produktiv- 
zwecken vorliegt,  dient  dies  der  Allgemeinheit  und  dem  Fortschritte.  Der 
Bau  neuer  Bahnen  und  Fabriken,  die  Erweiterung  der  Städte,  die  Ameliora- 
tionen  des  Bodens,  all  das  ist  durchaus  notwendig,  und  wenn  einmal  die  Ver- 
staatlichung der  Produktion  die  private  Kapitalsbildung  aufhebt,  wird  eben 
ein  Teil  des  kollektiven  Arbeitsproduktes  für  diese  Zwecke  verwendet  werden 
müssen. 

All  diese  privaten  Kapitalsanlagen  könnten  also  höchstens  aus  dem 
Gesichtspunkte  heraus  einer  Kritik  unterzogen  werden,  als  sie 

1.  gewisse  Machtpositionen  begründen  —  die  Entwicklung  wird  jedoch 
über  sie  wie  über  die  bereits  gewonnenen  Machptositionen  in  gleicher  Weise 
hinweggehen  —  sowie,  indem  sie 

2.  für  die  derzeitigen  Besitzer  oder  deren  Erben  ein  erhöhtes  Einkommen 
gewährleisten.  Da  jedoch  auch  dieses  wieder  notwendig  zur  neuen  Kapitals- 
bildung oder  in  anderer  Weise  verwendet  wird,  so  liegt  nur  eine  Hinaus- 
schiebung dieser  Teilung  vor  und  sind  nur  jene  Einkommensbestandteile 
in  Rücksicht  zu  ziehen,  die  nicht  zur  Kapitalsbildung  verwendet,  sondern 
aufgebraucht  werden. 

Nicht  die  Ungleichheit  der  Einkommen  also,  sondern  die  Ungleich- 
heit dessen,  was  nach  Abzug  der  Kapitalsbildung  noch  mit  dem  Einkommen 
geschieht,  das  heißt,  der  Ausgaben,  kann  vom  Standpunkt  der  minder 
Bemittelten  als  Angriffsobjekt  ins  Auge  gefaßt  werden. 

Wieder  höre  ich  den  Leser  einwenden:  Ob  Ungleichheit  der  Ausgaben 
oder  der  Einkommen,  die  Ungleichheit  bleibt  bestehen;  worauf  ich  erwidere, 
daß  diese  Ungleichheit  eben  doch  dem  Grade  nach  unendlich  weit  verschieden 
ist.  Das  Jahreseinkommen  der  Reichsten  beträgt  viele  Millionen,  das  der 
Ärmsten  einige  Hundert  Mark,  das  eine  mag  das  Hunderttausendfache 
des  anderen  betragen.  Die  Ausgabensumme  gerade  der  Reichsten  bleibt 
jedoch  tief  unter  ihrem  Einkommen  zurück,  beträgt  vielfach  noch  nicht  10%, 
weil  eben  die  Großindustrie  ihre  Gewinne  ganz  über  wiegend  zur  Kapitals  - 
Vermehrung  verwendet  und  keineswegs  konsumiert,  auf  den  obersten  Stufen 
gar  nicht  konsumieren  kann. 

Immerhin  bleiben  gewiß  auch  große  Divergenzen  in  der  Ausgaben  - 
Verteilung  übrig  und  es  soll  hier  durchaus  nicht  das  alte  Argument  gebraucht 
werden,  daß  der  Reiche,  der  viela  usgibt,  damit  auch  viel  zu  verdienen  gebe, 
denn  auch  der  Arme,  der  sich  Wohnung,  Kleidung  und  Nahrung  zu  ver- 
schaffen hat,  gibt  damit  anderen  zu  verdienen  und  seine  Art  ist  gewiß  mensch- 
lich berücksichtigenswerter. 

Anderseits  dürfte  sogar  für  eine  gewisse  Regelung  in  der  Verteilung 
der  Ausgabemöglichkeiten  eine  an  Einstimmigkeit  grenzende  Mehrheit  zu 
gewinnen  sein,  insoweit  nämlich  die  beiden  Extreme,  weitgehender 
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Luxus  und  offenbar  die  Rasseerhaltung  gefährdende 
Armut  wie  bei  den  Heimarbeitern,  bei  den  arbeitenden  Frauen  usw.  in 
Frage  kommen. 

Die  überwiegende  Mehrheit  nicht  bloß  innerhalb  der  Arbeiterschaft, 
sondern  auch  in  den  weiten  Kreisen  des  Mittelstandes  ist  gewiß  aus  rein 
menschlichen  Motiven  heraus  bereit,  eine  solche  Entwicklung  gutzuheißen, 
die  den  Reichsten  die  Möglichkeit  zur  Entfaltung  dieses  Luxus  nähme  und 
die  Ärmsten  aus  ihrer  Armut,  die  die  Rasse  gefährdet,  herausheben  würde; 
und  eine  solche  Einkommenspolitik  würde  sich  allerdings  der  Sozialisierung 
der  Produktion  sehr  wohl  angliedern  lassen. 

Was  bleibt  also  als  Einsatz  für  den  Klassenkampf,  welcher  Gegensatz 
mag  sich  auch  unter  Einsichtigen  behaupten  ?  Der  Gegensatz  zwischen 
Kopf-  und  Handarbeitern,  zwischen  der  Arbeiterschaft  mit  ihrem  jährlichen 
Ausgabebudget  von  1500  bis  3000  Mark  und  den  wohlhabenden  Schichten 
mit  ihrem  Ausgabebudget  von  5000  bis  20  000  Mark. 

Hat  dieser  Gegensatz  noch  solche  Bedeutung,  daß  er  das  Offenbleiben 
der  zentralsten  Fragen  unserer  Zeit,  den  Widerstand  einer  machtvollen 
Minderheit  gegen  eine  im  offenbaren  Interesse  der  überwiegenden  Mehrheit,  - 
in  der  klaren  Richtlinie  des  Fortschritts  liegende  Produktionsform  recht- 
fertigen würde  ? 

Gewiß  nicht,  denn  der  Kompromiß,  für  beide  Teile  befriedigend,  bietet 
sich  ja  von  selbst  dar,  ist  eigentlich  in  der  Praxis  der  großen  Kollektivbetriebe 
bereits  gefunden. 

Gerade  die  deutschen  Staatsbetriebe  gehen  ja  systematisch  darauf  aus, 
auch  ihren  unteren  Angestelltenkategorien  Beamtencharakter  zu  verleihen, 
sie  gegen  Wechselfälle  des  Lebens  nach  Kräften  zu  sichern  und  alle  Garantien 
für  Aufzucht  einer  starken  neuen  Generation  zu  liefern.  Eben  diese  Betriebe 
geben  gewiß  dem  Kopfarbeiter  höhere  Gehälter,  lassen  den  Anreiz  zu  schärfster 
Kräfteanspannung,  der  in  der  Hoffnung  liegt,  auf  der  Beamtenleiter  aufzu- 
steigen und  höhere  Gehaltstufen  zu  erreichen,  bestehen,  aber  sie  setzen  diesen 
höheren  Gehaltstufen  doch  eine  vernünftige  Grenze,  eben  in  jenen  Ziffern, 
die  wir  oben  als  Einkommensziffern  der  wohlhabenden  Kopfarbeiter  bezeichnet 
haben  und  die  jeden  unsinnigen,  vom  Standpunkt  der  Gattungserhaltung 
abstoßenden  Luxus  unbedingt  ausschließen. 

Eine  fernere  Zukunft  mag  auch  in  den  Staatsbetrieben,  in  den  sozialen 
Betrieben  der  Zukunft,  eine  Milderung  des  Abstands  zwischen  den  Anfangs- 
löhnen des  Handarbeiters  und  den  Endlöhnen  des  Kopfarbeiters  bringen. 
Das  wird  eine  Detailfrage  sein,  deren  Lösung  der  Praxis  einerseits, 
der  Überlegung  der  Volksvertretungen  der  Zukunft  anderseits  sehr  wohl  über- 
lassen bleiben  kann,  eine  Detailfrage,  die  durchaus  nicht  an  die  zentralen 
Imperative  des  Menschheitsfortschritts  heranreicht. 

Zu  einer  tatsächlichen  Nivellierung  der  Einkommen  wird  es  gewiß  niemals 
kommen,  weil  es  im  Selbstinteresse  der  Gesamtheit  liegt,  volle  Kraftein  - 
Setzung  durch  Aussicht  auf  ökonomisches  Aufsteigen  anzufeuern,  weil  gewisse 
leitende,  fein  differenzierte  geistige  Betätigungen  eine  reichere  Lebens- 
gestaltung, weitergehende  Kulturgenüsse  und  Anregungsmöglichkeiten  er- 
fordern, als  die  einfache  Handarbeit. 

Die  Kopfarbeiter  von  heute,  die  Beamten,  die  Mitglieder  der  freien 
Berufe  und  auch  die  Industriellen  selbst,  die  in  jener  noch  sehr  langen  Über- 
gangsperiode, die  bis  zur  Reife  aller  Produktionszweige  für  Verstaatlichung 
noch  vergehen  wird,  eine  so  wichtige  Funktion  im  Produktionsprozesse  zu 
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erfüllen  haben,  haben  von  der  Sozialisierung  der  Produktion  für  ihr 
Klasseninteresse  nichts  zu  fürchten,  für  ihre  rein 
menschlichen   Interessen   alles   zu  hoffen. 

Die  Lösung  der  Arbeiterfrage  ist  eine  technische  Frage,  für 
die  sich  volle  Einstimmigkeit  aller  Beteiligten  ergeben  kann.  Die  Lösung 
der  Einkommensfrage  in  maßvoll  demokratischem  Sinn  ist  eine 
Frage  der  Menschlichkeit  und  des  common  sense  und  keine  Klassenfrage. 
Die  Einstimmigkeit  aller  Menschen,  die  guten  Willens  und  offenen  Blickes 
für  die  Entwicklungsnotwendigkeiten  sind,  sollte  sich  sehr  wohl  für  eine 
Lösung  dieser  Fragen  im  Sinne  des  Menschheitsfortschrittes  erzielen  lassen. 


4> 


KORRESPONDENZEN 

ÖKONOMISCHE  ENTMCKUUNa 

GENERALSEKRETÄR  ERWIN  STEIN,  BERLIN- 
FRIEDENAU: DIE  ENTWICKLUNG  DER  DEUT- 
SCHEN GROSSSTÄDTE. 

||F'!^^  >IN  dem  Bestreben,  die  Richtlinien  der  kommunalen  Entwicklung 
Ii Sm  kk  IS  für  einzelne  deutsche  Städte  von  kundiger  Hand  zeichnen  zu  lassen, 
J^^^W  I  habe  ich  im  Rahmen  der  von  mir  herausgegebenen  Zeitschrift  für 
|L  ._Jfl  Kommunalwirtschaft  und  Kommunalpolitik  Sonderhefte  heraus- 
gegeben, die  sich  mit  Düsseldorf,  Chemnitz,  Posen  und  Dresden  beschäftigt 
haben.  Seit  kurzer  Zeit  sind  diese  Sonderhefte  in  Wegfall  gekommen.  Dafür 
gebe  ich  eine  Sammlung:  „Monographien  deutscher  Städte"  heraus,  die  die 
gleichen  Ziele  verfolgt  und  von  der  bis  jetzt  fünf  Bände  erschienen  sind: 
Neukölln,  Magdeburg,  Darmstadt,  Berlin-Wilmersdorf  und  Kassel  *).  Im 
Laufe  der  nächsten  Monate  werden  weitere  Bände:  Berlin,  Frankfurt  a.  M., 
Danzig  u.  a.  erscheinen. 

Die  Monographien  des  Städtewesens  behandeln  jeweils  für  eine  Stadt 
die  wesentlichen  Grundzüge  der  Entwicklung  des  kommunalen  Lebens,  die 
Finanz-  und  Steuerverhältnisse,  Einwohnerzahl  und  soziale  Struktur  der 
Bevölkerung,  Grundbesitz-  und  Bodenverhältnisse,  soziale  und  hygienische 
Fragen,  Armenwesen,  öffentliche  Fürsorge,  die  kommunale  Technik,  kurz 
alles,  was  für  die  Betätigung  der  Stadtverwaltungen  überhaupt  in  Frage 
kommt.  Besonders  hervorzuheben  sind  dabei  diejenigen  Einrichtungen  und 
Veranstaltungen,  die  als  neue  Merksteine  auf  dem  langen  Wege  der  kommunalen 
Betätigung  anzusehen  sind,  Maßnahmen,  die  besonders  wertvolles  und  auch 
für  andere  Gemeinwesen  beachtenswertes  Erfahrungsmaterial  bieten.  Dabei 
sollen  aber  auch,  natürlich  kurz,  Organisation  und  Ergebnisse  älterer  kommu- 
naler Institute  und  Einrichtungen  geschildert  werden,  damit  sich  ein  voll- 
ständiges, abgerundetes  Bild  von  Kommunalwirtschaft  und  Kommunal- 
politik der  betreffenden  Stadt  ergibt. 

Der  Grundsatz,  diese  Darstellungen  nur  von  durchaus  erfahrenen,  in  der 
Praxis  stehenden  Männern  schreiben  zu  lassen,  wurde  stets  durchgeführt. 
Als  Mitherausgeber  gewann  ich  für  den  Band  Neukölln  Herrn  Oberbürger- 
meister Dr.  Kaiser  und  Herrn  Bürgermeister  Dr.  Weinreich,  für  Magdeburg 
Herrn  Oberbürgermeister  Reimarus  und  Herrn  Stadtrat  Sahm,  für  Darm- 
stadt Herrn*  Oberbürgermeister  Giässing  und  Herrn  Bürgermeister  Mueller, 
für  Kassel  Herrn  Oberbürgermeister  Dr.  Scholz  und  für  Berlin-Wilmersdorf 
Herrn  Oberbürgermeister  Habermann  und  Herrn  Bürgermeistern  Peters. 
Außerdem  war  in  jeder  der  erwähnten  Städte  ein  großer  Stab  Mitarbeiter 
zur  Verfügung:  Mitglieder  des  Magistrats,  Direktoren  der  städtischen  Be- 

*)  Verlag  von  Gerhard  Stalling  in  Oldenburg. 
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triebe,  Leiter  der  Bibliotheken  und  Kunstsammlungen,  Städtebauer,  Sta- 
tistiker usw.  Welche  Fülle  von  Material  bei  jeder  Stadt  zu  bewältigen  ist, 
mag  an  Hand  des  zuletzt  erschienenen  Bandes  Kassel  gesagt  sein.  Das  Geleit- 
wort schrieb  Herr  Oberbürgermeister  Dr.  Scholz.  Über  die  bauliche  Ent- 
wicklung der  Stadt  äußerte  sich  Stadtbaurat  Höpfner,  über  die  städtischen 
Finanzen  Stadtsyndikus  Brunner.  Einen  Beitrag  über  die  Bevölkerung 
der  Stadt  Kassel  steuerte  Dr.  Riekes,  Direktor  des  Statistischen  Amtes,  bei, 
und  die  Entwicklung  des  Kasseler  Verkehrs  schilderte  der  Vorstand  des 
Stadtverkehrsamtes  W.  Weber.  Der  Abschnitt  über  das  Kasseler  Bildungs- 
wesen enthält  einzelne  Beiträge  von  fünf  verschiedenen  Mitarbeitern.  Beim 
Kapitel  über  die  soziale  und  hygienische  Fürsorge  standen  elf  Mitarbeiter 
zur  Verfügung.  Der  Abschnitt  über  öffentliche  Parkanlagen  wurde  von  drei 
Mitarbeitern  geschrieben,  der  über  Kunst  und  Wissenschaft  von  sieben  Mit- 
arbeitern. Über  die  wirtschaftlichen  Unternehmungen  der  Stadt  äußerten 
sich  ebenfalls  fünf  verschiedene  Mitarbeiter,  darunter  die  Direktoren  des 
Elektrizitätswerkes,  des  Wasserwerkes  und  des  Schlacht-  und  Viehhofes. 
Alles  in  allem  ist  auf  ungefähr  zwölf  Bogen  eine  Fülle  von  Material  zusammen- 
getragen, die  es  ermöglicht,  W7irtschaft,  Finanzwesen,  Hygiene,  Sozialpolitik 
und  Technik  der  Stadt  zu  studieren  und  vorurteilsfrei  zu  beurteilen.  Auf 
die  Beigabe  eines  reichlichen  Bildermaterials  wird  Wert  gelegt,  da  die  Ab- 
bildungen in  sehr  vielen  Fällen  zum  besseren  Verständnis  der  textlichen 
Erläuterungen  verhelfen  können. 

Je  weiter  die  Sammlung  fortschreitet,  um  so  größer  wird  das  Interesse 
aller  derjenigen  Persönlichkeiten,  die  sich  wegen  ihrer  Dienststellung  oder 
Ehrenämter  mit  Fragen  der  Kommunalwirtschaft  und  Kommunalpolitik 
beschäftigen  müssen.  Da  die  Monographien  nicht  nur  die  älteren  Einrichtungen 
der  Stadtverwaltungen  berücksichtigen,  sondern  auch  auf  Schilderung  der 
neuesten  Einrichtungen  und  Maßnahmen  und  auf  Wiedergabe  des  bereits 
gewonnenen  Erfahrungsmaterials  Wert  legen,  so  dürfte  sich  gerade  in  der 
Praxis  oft  zur  Benutzung  der  Monographien  Gelegenheit  geben. 

CHRONIK 


IE  geplante  Zollunion  zwischen 
Rußland  und  Finnland:  Die 

russische  Regierung  ist  gegen- 
wärtig mit  Vorarbeiten  für  eine  Neu- 
regelung der  Zollverhältnisse  für  den 
Verkehr  zwischen  Rußland  und  Finn- 
land beschäftigt  und  man  denkt  so- 
gar an  eine  vollständige  Niederlegung 
der  Zollschranken  zwischen  beiden 
Ländern.  Die  politischen  Kreise 
Finnlands  stehen  dem  Gedanken  ab- 
lehnend gegenüber,  weil  damit  wieder 
eines  der  Momente,  welche  die  Selb- 


ständigkeit Finnlands  decken,  fallen 
würde.  Die  wirtschaftlichen  Kreise 
haben  eher  geteilte  Ansicht.  Würde 
man  auch  die  Aufrichtung  der  rus- 
sischen Hochschutzzölle  an  Stelle  der 
derzeitigen  niedrigen  Zölle  Finnlands 
für  den  Verkehr  mit  dem  Auslande 
bedauern,  so  würde  man  anderseits 
die  Erschließung  des  russischen  Mark- 
tes für  die  finnische  Industrie  be- 
grüßen. Eben  diese  Möglichkeit  je- 
doch hat  wieder  in  industriellen 
Kreisen  Rußlands  selbst  Widerstände 
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gegen  die  Niederlegung  der  Zölle  her- 
vorgerufen, und  diese  mögen  viel- 
leicht den  sonst  hoffnungslosen  Wider- 
stand der  finnischen  Unabhängig- 
keitspartei gegen  die  Maßregel  zum 
Siege  führen.  Finnland  hat  nämlich 
reiche  Wasserkräfte,  große  Holz- 
schätze und  eine  überaus  arbeitsame, 
intelligente  Bevölkerung,  und  diese 
drei  Faktoren  haben  zum  Erwachsen 
einer  blühenden  Holzverarbeitung, 
vor  allem  zur  Begründung  von  großen 
Papierfabriken  geführt,  die  bei  Er- 
schließung des  russischen  Marktes 
für  die  russische  Konkurrenzindustrie 
überaus  gefährlich  werden  könnten. 

Schon  bisher  wurde  denn  auch 
von  russischer  Seite  der  Zwischenzoll 
immer  wieder  gefördert,  so  daß  die 
finnische  Einfuhr  um  der  günstigen 
Produktionsverhältnisse  willen  mit 
hohen  Differentialzöllen  belegt  wird. 

Wenn  trotz  allem  die  starken 
politischen  Gesichtspunkte,  die  inner- 
halb der  russischen  Regierung  für 
Herstellung  der  Zolleinheit  sprechen, 
die  Oberhand  gewinnen  sollten, 
würden  wieder  zahlreiche  andere  rus- 
sische Industrien  ihre  Erzeugnisse  in 
Finnland  absetzen  können,  der  west- 
und  mitteleuropäischen  Industrie 
würde  damit  ein  wertvoller  Markt  ver- 
loren gehen,  um  so  mehr,  da  eben 
heute  Finnland  nur  ganz  niedrige 
Zölle  gegen  das  Ausland  errichtet  hat 
und  die  hohen  russischen  Zölle, 
die  dann  eingeführt  würden,  jeden 
Verkehr,  auch  den  heute  so  überaus 
regen  Handels-  und  Schiffahrtsver- 
kehr über  die  Ostsee,  stark  einschrän- 
ken würden.  Gerade  dieses  Moment, 
das  auch  seine  ideellen  Gesichts- 
punkte hat,  weil  Finnland  überaus 
großen  Wert  auf  gute  Verbindung  mit 
Deutschland  und  den  anderen  Staaten 
des  Auslands  legt,  läßt  den  finnischen 
Patrioten  die  drohende  Umgestaltung 
in  noch  weniger  erfreulichem  Lichte 
erscheinen. 

<$> 


Zur  wirtschaftlichen  Entwicklung 
von  Französisch  -  Äquatorial- Afrika: 

Die  französische  Kolonie  Äqua- 
tor ial -Afrika  wurde  durch  das 
deutsch-französische  Abkommen  vom 
November  1911  in  drei  miteinander 
nur  lose  zusammenhängende  Teile, 
die  Gabonkolonie  am  Meere,  einen 
schmalen  Streifen  am  Ubangi  und 
mittleren  Kongo  und  die  weiten,  neu 
eroberten  Territorien  am  Tschadsee 
und  östlich  bis  zum  Sudan  hin  ein- 
geteilt. Da  die  Kolonie  so  ihrer 
strikten  Einheitlichkeit  beraubt  wur- 
de, mußte  dem  durch  eine  gewisse 
Dezentralisation  Rechnung  getragen 
werden.  Dieses  neue  System,  das 
trotzdem  eine  gemeinsame  Ober- 
leitung weiter  bestehen  läßt,  ist  jetzt 
völlig  durchgeführt. 

Um  die  Kolonie  zu  wirtschaft- 
licher Blüte  zu  bringen,  soll  nunmehr 
eine  Anleihe  von  140  Millionen  Mark 
aufgenommen  werden  und  ihre 
größere  Hälfte  (95  Millionen)  soll  zum 
Bau  von  Häfen  und  Bahnen,  die  die 
Verbindung  zwischen  den  einzelnen 
Teilstücken  herstellen  und  eine  billige, 
rasche  und  damit  brauchbare  Trans- 
portlinie für  den  Verkehr  vom  Tschad- 
seeterritorium nach  der  Küste  schaffen, 
verwendet  werden. 

Zunächst  soll  an  der  Pointe  noire 
ein  atlantischer  Seehafen,  der  auch 
großen  Seeschiffen  sichere  Verla- 
dungsmöglichkeit gewährt,  geschaffen 
und  dieser  Hafen  mit  Brazzaville, 
dem  unteren  Ende  der  Kongoschif- 
fahrt (das  letzte  Stück  des  Kongo 
ist  infolge  des  Gebirgsdurchbruches 
und  der  Stromschnellen  unschiffbar), 
verbunden  werden,  was  zusammen 
79  Millionen  Mark  kosten  wird. 
Während  bisher  die  Waren  des  mitt- 
leren Kongo  zu  Schiff  bis  Brazzaville 
und  dann  auf  der  belgischen  Eisen- 
bahn zum  belgischen  Hafen  Matadi 
geschafft  werden  mußten,  wird  ein 
Teil  dieses  Verkehrs  nunmehr  nach 
der  französischen  Kolonie  abgelenkt 
werden.    Auch  die  reichen  Gebiete, 


CHRONIK  DER  POLITISCHEN  ENTWICKLUNG 


695 


die  die  Bahn  durchschneidet,  werden 
nunmehr  eine  entsprechende  Trans- 
portmöglichkeit für  ihre  Waldpro- 
dukte erhalten. 

Weiter  sollen  dann  am  mittleren 
Kongo  gewisse  Regulierungen  und 
Beleuchtung  der  Flußstrecke  bei 
Nacht  angebracht  werden,  um  die 
Schiffahrt  zu  erleichtern,  ebenso  am 
Ubangi,  dem  großen  Nebenfluß  des 
Kongo.  Dort,  wo  der  Ubangi  nach 
Süden  umbiegt,  in  Bangi,  soll  eine 
Bahn  nach  Fort  Crampel  gebaut 
werden  und  so  auch  dieser  Teil  des 
Tschadseeterritoriums  entsprechende 
Verkehrsmöglichkeit  mit  der  Küste 
erhalten.  Sie  soll  bis  Fort  Archam- 
bauld  verlängert  werden,  wodurch 
dieses  wichtige  Zentrum  Innerafrikas, 
das  bisher  nur  in  ca.  zwei  Monaten  von 
der  Küste  aus  erreicht  werden  konnte, 
in  etwa  20  Tagen  zugänglich  werden 
würde. 


Außer  diesen  Arbeiten,  welche  ge- 
wisse Teile  der  Kolonie  überhaupt 
erst  erschließen  sollen,  ist  auch  eine 
Reihe  von  Kommunikationen  zu  ent- 
stehen im  Begriffe,  die  intensivere 
Wirtschaftsweise  in  den  bereits  er- 
schlossenen fruchtbarsten  Teilen  von 
Äquatorialafrika  ermöglichen  werden, 
und  diesen  Zwecken  soll  der  Rest  der 
Anleihe  gewidmet  werden. 

Für  die  Gebiete  von  Neu-Kamerun 
wird  sich  durch  diese  besseren  Ver- 
kehrsmittel der  anstoßenden  fran- 
zösischen Gebiete,  deren  Handels- 
tätigkeit und  Kaufkraft  sich  dadurch 
nicht  wenig  heben  wird,  auch  eine 
gewisse  wirtschaftliche  Chance  er- 
geben und  werden  gewisse  Transport- 
gelegenheiten, so  die  Schiffbar- 
machung  des  Ubangi  und  des  Kongo 
und  die  Eisenbahnlinie  zum!  Meere, 
geradezu  auch  der  deutschen  Kolonie 


zugute  kommen. 


A.  Carrere. 


^> 
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V==jlERNTALLAT:    Dem  großen 
katalonischen  Bauernfreund 
 I  Verntallat  soll  jetzt  in  seinem 

Geburtsdorf  Saint-Privat-de-Bar  ein 
Standbild  errichtet  werden. 

Man  weiß,  daß  die  unglücklichen 
Bauern  Kataloniens,  die  Jahrhunderte 
lang  in  der  feudalen  Sklaverei  schmach- 
teten, in  dem  mutigen  und  begabten 
Verntallat  ihren  Erlöser  fanden,  dem 
es  gelang,  sie  gegen  den  unerhörten 
Despotismus  der  Herren  zu  organi- 
sieren und  ihnen  zum  Sieg  zu  ver- 
helfen. Die  große  Königin  Johanna 
von  Aragonien  war  Verntallats  Ver- 
bündete, insofern  auch  sie  ihr  Mög- 


lichstes zur  Besserung  der  bäuerischen 
Verhältnisse  tat.  Nach  beendeter 
Revolte  bezeugte  sie  Verntallat  ihre 
Anerkennung,  indem  sie  ihn  zu  ihrem 
Rat  machte  und  ihm  den  Titel  eines 
Grafen  von  Hortol  verlieh. 

Er  war  selbst  Bauer  von  Geburt 
und  hatte  gegen  den  Generalrat  von 
Katalonien  zu  kämpfen,  der  aus  den 
fast  alles  Land  besitzenden  Edelleuten 
und  Priestern  gebildet  war.  Vern- 
tallats Energie  und  Unermüdlichkeit 
ließ  nicht  nach,  bis  endlich  der  be- 
rühmte Schiedsspruch  der  katho- 
lischen Könige  die  Rechte  der  „Re- 
mencen"  anerkannte. 


46* 


696 


DOKUMENTE  DES  FORTSCHRITTS 


NOV.  1913 


Verntallat  wurde  von  der  Mehr- 
zahl der  katalonischen  Geschichts- 
forscher mit  Parteilichkeit  beurteilt. 
Man  wollte  in  ihm  nur  den  Empor- 
kömmling und  geriebenen  Rädels- 
führer sehen.  Doch  nennt  Turita  ihn 
einen  kühnen  Mann,  und  erst  kürzlich 
hat  der  katalonische  Schriftsteller 
Franz  Momalvalgue  sein  Andenken 
geradezu  verherrlicht. 

Anläßlich  des  Monumentes,  das 
Katalonien  ihm  nunmehr  errichten 
will,  gibt  es  noch  immer  Gegner  Vern- 
tallats.  Man  solle  nicht  Revolutionäre, 
sondern  Neuschöpfer  krönen  usw. 
Aber  die  letzte  Schöpfertat  liegt  im 
Handeln  und  in  diesem  Sinne 
war  Verntallat  wirklich 
ein  Schaffender,  da  er  aus 
blutendem  Herzen  für  jene  stritt,  die 
ungezählt  und  bis  dahin  ungehört 
neben  ihm  litten  als  rechtlose,  vom 
Feudalstaat  zertretene  Bauern. 

<S> 

Die  Juden  Salonikis:  Bekannt- 
lich hat  Saloniki  128  000  Einwohner, 
davon  70  000  bis  75  000  Israeliten. 
Von  den  ersten  Anfängen  an  haben 
diese  die  furchtbaren  Niederlagen  der 
Türkei  bejammert. 

Juden  und  Türken  halten  seit 
jeher  gute  Gemeinschaft.  Man  kann 
sagen,  daß  die  Ottomanen  mit  den 
Juden  besser  umgingen,  als  die 
Christen  unter  den  katholischen  Kö- 
nigen Ferdinand  und  Isabella  und 
daß  sie  den  Juden  gegenüber  duld- 
samer waren,  als  den  christlichen 
Slaven  gegenüber. 

Die  Unruhe  der  Juden  beim  Fall 
der  Türkei,  ihre  angstvolle  Erwartung 
beim  Einzug  der  siegreichen  Griechen 
legt  sich  ein  wenig.  Aber  wird  sie 
jemals  ganz  verschwinden  ? 

Die  jüdischen  Zeitungen  Salonikis 
veröffentlichen  Aussprüche  des  neuen 
Königs  von  Griechenland,  worin  er 
die  griechischen  Juden,  ihre  Tatkraft, 
ihre  Staatstreue  preist  und  die  Hoff- 


nung ausspricht,  daß  auch  die  Juden 
Salonikis  ihren  griechischen  Brüdern 
gleichen  möchten.  Die  gleichen 
Zeitungen  bringen  auch  ein  warm- 
herziges Schreiben  des  griechischen 
Dichters  Matzouka,  in  dem  er  die 
Israeliten  Salonikis  auffordert,  an  der 
„Wiederherstellung  des  Vaterlandes 
mitzuarbeiten".  Hier  eine  Stelle  aus 
dem  schwungvollen  Aufruf: 

„Zu  uns,  zu  uns,  Juden  von 
Saloniki !  Laßt  uns  zusammen  das 
Brot  der  Liebe  brechen  und  den 
Trunk  gemeinsamer  Arbeit  leeren. 
Ich  ruf  Euch,  weil  ich  weiß,  daß  ihr 
Herzen  habt  und  daß  ihr  die  Bevor- 
zugten des  Geistes  seid.  Ich  bin 
dessen  sicher,  daß  ihr  meine  Worte 
aufnehmen  werdet,  als  wären  sie  Gold 
und  Edelstein  und  daß,  wenn  ihr  sie 
beherzigt,  sie  die  Würde  erlangen 
werden,  die  Krone  der  Vernunft  und 
den  Zepter  jeglichen  Gedeihens  zu 
schmücken/' 

Die  Zeitungen  drucken  die  nüch- 
ternen Worte  des  Königs  nach  und 
die  glühenden  des  Dichters,  aber  das 
nimmt  den  Juden  nicht  ihre  Be- 
denken. Ein  großer  Teil  des  Handels 
und  der  Banken  liegt  in  Saloniki 
heute  noch  in  ihren  Händen.  Was 
wird  geschehen,  wenn  die  neuen 
Herren  des  Landes  auch  in  dieser 
Beziehung  den  ersten  Platz  werden 
einnehmen  wollen?  Die  türkische 
Wirtschaft  wird  ihnen  kein  neuer 
Gönner  ersetzen. 

Als  Ferdinand  und  Isabella  sie 
aus  Spanien  verjagten,  fanden  sie  in 
großer  Anzahl  ein  friedliches  Asyl 
in  Saloniki.  Sie  genossen  völlige 
religiöse  Freiheit  und  konnten  sich 
ohne  Einmischung  der  Türken  den 
Beschäftigungen  hingeben,  zu  denen 
sie  den  natürlichen  Beruf  in  sich 
fühlen  und  in  denen  sie  Meister 
wurden. 

Nein,  es  wird  ihnen  unter  den 
Griechen  nicht  mehr  so  gut  gehen, 
und  wenn  ihre  natürliche  Anpassungs- 
fähigkeit sie  auch  mit  der  Zeit  sich 
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Bekannte  des  Konfektionärs,  sei  es 
Fremde. 

Auch  andere  Geschäftszweige,  spe- 
ziell in  New  York,  werden  mehr  und 
mehr  von  jüdischen  Firmen  beherrscht. 
Speziell  auch,  was  vielleicht  Wunder 
nehmen  mag,  das  Theaterwesen  der 
Handelsmetropole.  Anderseits  suchen 
viele  junge  Juden  und  zwar  sowohl 
die  Söhne  der  reichgewordenen  Kauf- 
leute wie  auch  vollständig  mittellose 
junge  Leute,  zum  Teil  direkt  aus 
Rußland  angekommen,  sich  den  Zu- 
gang zu  den  freien  Berufen  zu  eröff- 
nen; nicht  selten  arbeiten  sie  tagsüber 
in  Werkstätten  oder  Handelskontoren 
und  gehen  abends  zur  Evening- High- 
School,  von  der  sie  dann  weiter  zurUni- 
versität  aufsteigen  können.  In  diesen 
allerletzten  Jahren  wurden  denn  auch 
mehr  und  mehr  Lehrstellen  der  Uni- 
versitäten russisch -jüdischen  Bewer- 
bern verliehen  und  scheint  die  weitere 
Entwicklung  der  jüdischen  Berufs- 
verteilung dahin  zu  gehen,  daß  die 
aus  Deutschland,  Österreich  und  Un- 
garn stammenden  Juden  sich  vor- 
wiegend dem  Handel  widmen,  wäh- 
rend ein  sehr  wesentlicher  Bruchteil 
der  aus  Rußland  stammenden  Juden, 
speziell  diejenigen,  welche  in  der 
Heimat  revolutionäre  Ideen  einge- 
sogen haben,  zunächst  noch  durch 
manuelle  Arbeit  ihr  Brot  erwerben, 
mehr  und  mehr  jedoch  auf  dem  Wege 
höherer  Studien  zur  freien,  jenseits 
des  Handels  liegenden  Betätigung 
emporsteigen.  A.  Whitley. 

Eine  Reise  nach  den  Strafkolo- 
nien: Der  Versuch,  Wissenschaft 
in  feuilletonistischem  Plauderton  zu 
geben,  ist  in  Deutschland  verhältnis- 
mäßig neu  und  wird  jedenfalls  dazu 
beitragen,  in  einem  Laienpublikum 
dem  Buche  von  Dr.  Robert  Heindl  *) 

*)  Dr.  Robert  Heindl,  Verlag  Ullstein 
&  Co.,  Berlin-Wien,  1913.  Preis  10  M., 
geb.  12  M. 


in  die  neue  Lage  wird  schicken  lassen, 
so  werden  sie  doch  auch  weiterhin 
die  einzigen  bleiben,  die  der  otto- 
manischen Okkupation  nachtrauern. 

Viktor  Germaix. 

Die  Juden  in  Amerika:  Die  be- 
ständige Einwanderung  von  Juden 
aus  Rußland,  Rumänien  und  Ungarn, 
welche  besonders  in  den  letzten 
Jahren  überaus  intensiv  gewesen  ist, 
hat  die  Zahl  der  in  Amerika  wohn- 
haften Juden  auf  zwei  Millionen  an- 
schwellen lassen  und  die  Handelsme- 
tropole New  York,  die  eine  volle 
Million  Juden  zu  ihren  Einwohnern 
zählt,  ist  damit  zur  weitaus  bedeu- 
tendsten Judenstadt  der  Welt  ge- 
worden. 

Interessant  ist  es,  in  welchen  Er- 
werbszweigen sich  die  jüdische  Be- 
völkerung konzentriert  hat. 

Die  Kleiderfabrikation  war  bis 
zum  Jahre  1880  in  den  Händen  ge- 
bürtiger Amerikaner,  sowie  einiger 
deutsch-jüdischer  Firmen.  Deutsche 
und  Irländer  waren  ihre  Arbeiter. 
Heute  ist  die  überwiegende  Mehrzahl 
der  Firmen  jüdisch  und  die  jüdischen 
Konfektionsfirmen  von  New  York 
haben  allein  einen  Umsatz  von  1200 
Millionen  Mark.  Sie  besorgen  wohl 
die  Bekleidung  von  reichlich  der 
Hälfte  der  amerikanischen  Bevöl- 
kerung von  93  Millionen. 

Sehr  viel  Arbeitsamkeit,  Sparsam- 
keit, Befähigung  und  Wille,  auch 
die  ärgsten  Entbehrungen  zu  er- 
tragen, haben  den  aus  Rußland 
ohne  jedwedes  Vermögen  kommenden 
Juden  die  Begründung  dieser  Kon- 
fektionsfirmen ermöglicht,  allerdings 
nur  um  den  Preis  schwerer  Ausbeu- 
tung ihrer  Hilfsarbeiter,  die  haupt- 
sächlich in  Heimarbeit  beschäftigt 
werden,  auch  ihrerseits  überwiegend 
Juden,  sei  es  am  Anfang  der  Unter- 
nehmungen Familienangehörige  oder 
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Freunde  zu  gewinnen.  Die  Sach- 
lichkeit leidet  jedoch  ein  wenig  dar- 
unter, und  ob  die  gegebenen  Tat- 
sachen überall  stimmen,  mag  dahin- 
gestellt bleiben.  Daß  Heindl  z.  B. 
bei  Ceuta  die  Löwen  hat  brüllen 
hören,  ist  eine  dichterische  Über- 
treibung, aus  der  man  nicht  gern  den 
Schluß  ziehen  will,  daß  auch  anderes 
poetisch  frisiert  ist.  Am  inter- 
essantesten, weil  am  eingehendsten, 
ist  die  Sträflingskolonie  in  Neu- 
Caledonien  geschildert,  nachher  be- 
kommen wir  mehr  im  Stile  von 
Stichproben  von  spanischen,  chinesi- 
schen und  englischen  Sträflingen  zu 
hören.  Es  scheint,  wie  wenn  dem 
Verfasser  da  ein  wenig  die  Lust  aus- 
gegangen wäre,  oder  als  ob  man  ihn 
dort  nicht  so  harmlos  in  alle  Schäden 
hat  hineinsehen  lassen  wie  in  Neu- 
Caledonien,  denn  der  Zweck  des 
Buches  ist,  die  Schädlichkeit  und 
Nutzlosigkeit  des  Deportationswesens 
klarzulegen,  ein  Nachweis,  der  durch- 
aus gelingt,  aber  dennoch  nicht  dazu 
beitragen  wird,  den  Deportations- 
gedanken für  Deutschland  auszu- 
schalten. Man  wird  den  Einwand 
machen,  daß  unter  der  straffen  Hand 
deutschen  Beamtentums  sich  die 
Dinge  ganz  anders  gestalten  würden, 
wie  in  den  französischen  Sträflings- 
kolonien, daß  auch  unser  Verbrecher- 
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material  kein  ganz  so  schwer  zu 
handhabendes  sein  dürfte,  wie  die 
Pariser  Apachen.  Bei  der  englischen 
Deportation  handelt  es  sich  nur  um 
Nichteuropäer  und  auch  hieran  wird 
man  Einwände  zugunsten  der  Straf- 
ansiedlungen knüpfen. 

Dr.  v.  Bülow, 
Berlin. 

Ein  romanischer  Staatenbund:  In 

Paris  wird  derzeit  für  eine  eigen- 
artige politische  Bildung  Propaganda 
gemacht,  für  eine  nähere 
politische  Verbindung 
der  romanischen  Staaten: 
Frankreich,  Italien,  Spanien,  Portu- 
gal mit  eventuellem  Anschluß  von 
Rumänien  und  Griechenland. 

Wesentlicher  Inhalt  des  Verbandes 
wäre  die  gemeinschaftliche  Verwal- 
tung der  Kolonien  und  Schutzgebiete, 
sowie  ein  Schutz-  und  Trutzbündnis, 
während  alle  Konflikte  der  Staaten 
dem  Schiedsgerichte  des  Haager  Ge- 
richtshofes überwiesen  werden  sollen. 

In  den  Propagandaschriften  wird 
übrigens  angeführt,  daß  dem  neuen 
Verbände  jede  agressive  Absicht  gegen 
andere  Staaten  fernliege. 

S.  Dubois. 


BUDUNCtSWESEN 

DR.  MANFRED  R.  V.  VIVENOT,  WIEN:  DIE  „ZEN- 
TRAL-BIBLIOTHEK"  IN  WIEN. 

EIT  15  Jahren  besteht  in  Wien  eines  der  größten  gemeinnützigen 
Bildungsinstitute,  welches  merkwürdigerweise  trotz  seiner  stets 
steigenden  Inanspruchnahme  seitens  der  Bevölkerung  selbst  in 
den  maßgebenden  bildungsfreundlichen  Gesellschaftskreisen  des 
Inlandes  noch  wenig  bekannt  ist,  geschweige  denn  in  jenen  des  Auslandes. 
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Es  ist  dies  die  „Zentral-Bibliothek"  resp.,  um  sie  von  später  entstandenen 
Zentral- Bibliotheken  anderer  Vereinigungen  zu  unterscheiden,  richtiger: 
der  Verein  „Zentral-Bibliothek"  in  Wien  I.  Wild- 
pretmarkt  Nr.  2. 

Die  Zentral-Bibliothek  verdankt  ihre  Entstehung  und  erfolgreiche 
Entfaltung  der  unermüdlichen  Tatkraft  des  praktischen  Idealisten,  Univ.- 
Professor  Dr.  Eduard  Reyer,  welcher  mit  Hintansetzung  seiner 
Gesundheit  unter  Aufwand  ungewöhnlicher  Arbeitskraft,  Geduld  und  nam- 
hafter eigener  Mittel  es  zustande  brachte,  seine  von  höchster  Menschenliebe 
erfüllten  Ideen  unter  den  schwierigsten  Verhältnissen  in  Wirklichkeit  umzu- 
setzen. Die  auf  Grund  reicher,  vorwiegend  in  England  und  Amerika  ge- 
sammelter Erfahrungen  von  ihm  ersonnene  Organisation,  welche  nach  seinen 
Ratschlägen  mehrfach  im  Inlande  und  in  einzelnen  Fällen  auch  schon  im 
Auslande  Nachahmung  gefunden  hat,  hat  derart  günstige  Erfolge  aufzu- 
weisen, daß  es  zweckmäßig  erscheint,  den  Freunden  menschlichen  Fort- 
schrittes einen  kurzen  Umriß  der  wesentlichsten  Einrichtungen  und  Leistungen 
dieser  Bibliothek  zu  bieten,  und  zwar  in  der  Form,  wie  sie  sich  nach  den 
Wandlungen  im  Laufe  der  Jahre  gegenwärtig  darstellt.  Gerade  jenen  Ländern 
die,  so  wie  Österreich,  kulturell  noch  nicht  so  weit  vorgeschritten  sind,  daß 
sie  die  Bildungsmöglichkeit  für  ihre  Proletariermassen  als  eine  zur  Höher- 
entwicklung der  Menschheit  notwendige  Verwaltungsaufgabe  erfassen,  oder 
wenigstens  die  hierauf  abzielenden  Bestrebungen  privater  Korporationen 
durch  ausgiebige  Subventionen  aus  öffentlichen  Mitteln  unterstützen,  können 
die  Erfahrungen  der  Zentral-Bibliothek  vielleicht  wertvolle  Anregungen  für 
ähnliche  Schöpfungen  bieten. 

Der  Verein  „Zentral-Bibliothek"  ist  ein  gemeinnütziges,  nicht  auf  Ge- 
winn berechnetes  Unternehmen  und  hat  statutenmäßig  den  Zweck,  volks- 
tümliche Bibliotheken  und  Lesezimmer  in  Wien  und  Nieder -Österreich 
zu  errichten  und  zu  verwalten,  wobei  jedes  einseitige  religiöse  oder  politische 
Parteibestreben  grundsätzlich  ausgeschlossen  ist.  Es  sind  daher  Bücher 
und  Zeitschriften  der  verschiedensten  Richtung  in  den  Bibliotheken  ein- 
gestellt. Die  Parteilosigkeit,  resp.  politische  und  religiöse  Neu- 
tralität ist  nach  Reyer  eine  wesentliche  Grundbedingung  für  die  erfolgreiche 
Entwicklung  und  den  dauernden  Bestand  von  Volksbibliotheken.  Sie  dürfen 
keine  Partei- Bibliotheken  sein,  weil  solche  nur  von  einem  Teile  der  Be- 
völkerung benützt  und  unterstützt,  von  dem  anderen  hingegen  angefeindet 
werden  und  allmählich  verkümmern  oder  ganz  verschwinden,  sobald  eine 
andere  Partei  die  Oberhand  gewinnt.  Deshalb  wurde  der  Verein  „Zentral- 
Bibliothek"  dem  Protektorate  und  der  Aufsicht  des  Aka- 
demischen Senates  der  Wiener  Universität  unterstellt,  welcher 
durch  den  von  ihm  bestellten  Kurator  und  einen  besonderen  Rechnungs- 
revisor die  gesamte  Tätigkeit  des  Vereines,  insbesondere  die  Einhaltung  des 
Grundsatzes  der  Unparteilichkeit,  zu  überwachen  berufen  ist.  Die  Vereins  - 
Satzungen  enthalten  hierüber  ausführliche  Bestimmungen. 

Der  Verein  „Zentral-Bibliothek"  verwaltet  derzeit  27  Volks- 
bibliotheken,  und  zwar  eine  Zentrale  (Zentral-Bibliothek)  in  der 
Mitte  der  Stadt  und  26  Filial- Bibliotheken,  hiervon  23  in  den  äußeren  Be- 
zirken Wiens  und  je  eine  in  den  niederösterreichischen  Landstädten  Baden 
und  Mödling  sowie  eine  in  dem  Orte  Fischau.  Lesezimmer  bestehen  gegen- 
wärtig nicht,  da  ihr  Betrieb  zu  hohe  Auslagen  für  Lokalmieten  erfordern 
würde.  Die  Verwaltung  ist  überhaupt  nur  auf  das  eine  Arbeitsfeld  der  Büche- 
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reien  konzentriert.  Die  gesamten  Kräfte  sowie  die  vorhandenen  Geldmittel 
werden  nur  für  diesen  Zweck  verwendet  und  voll  ausgenützt,  ohne  sie  durch 
andere  Unternehmungen  zu  zersplittern.  Es  wird  besonderes  Gewicht  darauf 
gelegt,  daß  die  Bücher,  deren  Anschaffung  namhafte  Kosten  erforderten, 
auch  tatsächlich  gelesen  werden  und  nicht  unbenützt  die  Bibliotheksräum- 
lichkeiten ausfüllen.  Aus  diesem  Grunde  sind  auch  die  wissenschaft- 
lichen W  e  r  k  e  und  die  Musiknoten,  welche  bei  den  Filialen 
seltener  begehrt  werden,  in  der  Zentrale  zentralisiert. 

In  der  reichhaltigen  wissenschaftlichen  Abteilung  der 
Zentrale  sind  besonders  zahlreich  (einzelne  bis  zu  100  Exemplaren)  die  meisten 
technischen,  medizinischen  und  juridischen  Lehrwerke  für  den  Studien- 
gebrauch mittelloser  Hochschüler  eingestellt.  Weiters  bestehen  in  der  Zentrale 
noch  besondere  Abteilungen  für  schöne  Literatur,  fremde  Sprachen,  Jugend- 
literatur und  Musik. 

Die  der  Zentrale  seit  1905  angegliederte  Musikabteilung  —  die  erste 
derartige  volkstümliche  Musik-Bibliothek  in  Wien  und 
überhaupt  in  Österreich  —  enthält  die  Gesamtausgaben  der  Klassiker,  sämt- 
liche durch  die  musikwissenschaftliche  Forschung  erschlossenen  volkstüm- 
lichen Ausgaben  alter  Meister  sowie  die  Werke  der  modernen  Komponisten 
aller  Nationen.  Opern-,  Orchester-  und  Kammermusik,  dann  Chorwerke  sind 
sowohl  in  großen  und  kleinen  Partiturausgaben  (resp.  Stimmen),  als  auch 
in  zwei-  und  vierhändigen  Klavierauszügen  vorhanden.  Ausgeschlossen 
ist  gewöhnliche  Operettenmusik.  Für  Klavier,  Violine,  Violoncello  stehen 
alle  Originalwerke  und  zahlreiche  Bearbeitungen,  für  Gesang  Ausgaben 
in  sämtlichen  Stimmgattungen  zur  Verfügung.  Hauptwerke  sind  in  zahl- 
reichen, einige  (wie  Beethoven,  Mozart,  Wagner  u.  a.)  bis  zu  30  Exemplaren 
eingestellt.  Die  wichtigsten  musiktheoretischen  Werke  (Biographie,  Har- 
monie-, Formenlehre,  Ästhetik,  Musikgeschichte)  sind  vorrätig.  Die  Zentral- 
Bibliothek  bietet  solcherart  Musikstudierenden  und  Musikfreunden  einen 
wertvollen  Studienbehelf. 

Mit  Ausnahme  einiger  besonders  teurer  Werke  können  alle  wissen- 
schaftlichen und  musikalischen  Werke  der  Zentrale  auch  von  jedem  Leser 
der  Filialen  entlehnt  werden.  Ein  regelmäßiger  Transportverkehr  mittels 
Spediteur  vermittelt  die  Abgabe  solcher  Werke  an  die  Filialen. 
Auch  besitzt  jede  Filiale  in  ihrem  dauernden  Bücherbestande  noch  eine 
entsprechende  Anzahl  von  stärker  begehrten  wissenschaftlichen  Werken. 
Außerdem  erhalten  sie  aus  der  Zentrale  nach  Bedarf  leichtverständliche 
wissenschaftliche  Werke  gewissermaßen  als  W  anderbibliotheken, 
welche  nach  möglichster  Ausnützung  wieder  an  andere  Filialen  weiter  ab- 
gegeben werden.  Speziell  die  Filiale  des  VIII.  Bezirkes  in  der  Nähe  des  all- 
gemeinen Krankenhauses  und  der  Universitätskliniken  ist  noch  mit  einer 
medizinischen  Studienbibliothek  ausgestattet. 

Der  Einkauf  der  Bücher  und  Musiknoten  sowie  das  Einbinden 
derselben  erfolgt  stets  im  Großen,  wodurch  eine  bessere  Ökonomie  erzielt 
wird.  Eine  starke  Reserve  der  am  häufigsten  gelesenen  WTerke  (bis  zu  50  000 
Bänden  Dubletten)  ermöglicht  es  dann,  sämtliche  Filialen  nach  Bedarf  sofort 
mit  Büchern  zu  versorgen  und  die  Wünsche  der  Leser  rasch  zu  befriedigen. 

Der  Bücherbestand  aller  Bibliotheken  zusammen  beträgt  über 
500  000  Bände  (gerechnet  nach  Buchbinderbänden),  jener  der  Zentrale  allein 
über  200  000  Bände.  Von  letzteren  entfallen  ungefähr  60  %  auf  Wissenschaft. 
An  Noten  sind  in  der  Zentrale  etwa  10  000  Bände  eingestellt.    Jedes  Werk 
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erhält  beim  Einbinden  eine  Buchkarte.  Die  Vorteile  des  Buchkarten- 
systems, speziell  für  Volksbibliotheken,  können  als  bekannt  voraus- 
gesetzt werden. 

Die  Aufstellung  der  Werke  erfolgt  innerhalb  der  einzelnen  Ab- 
teilungen und  Gruppen  bloß  alphabetisch  nach  den  Namen  der  Autoren, 
da  die  Nummerierung  für  Volksbibliotheken  unpraktisch  ist. 

Die  Auswahl  der  in  die  Bibliotheken  einzustellenden  Bücher  und 
die  Bearbeitung  der  wichtigeren  Kataloge  obliegt  unter  der  Leitung  des 
Direktors  der  Wiener  Universitäts- Bibliothek,  Hofrat  Dr.  Himmel- 
baur,  einem  zumeist  aus  Fachleuten  der  Universitäts-Bibliothek  und  der 
Bibliothek  der  Technischen  Hochschule  bestehenden  Bibliotheks- 
komi t  e  e.  Bei  Auswahl  der  Noten  und  Bearbeitung  des  Musikkataloges 
wird  ein  besonderes  Komitee  von  Musiksachverständigen 
zu  Rate  gezogen,  an  dessen  Spitze  die  Musikschriftstellerin  Dr.  Else 
Bienenfeld  steht.  Auf  diese  Weise  ist  unter  Vermeidung  einer  zuweit- 
gehenden Zensur,  durch  welche  die  Leser  nicht  bekehrt,  sondern  nur  ver- 
scheucht würden,  genügende  Gewähr  dafür  geboten,  daß  Schundliteratur 
und  überhaupt  schlechte  Lektüre  oder  Musik  von  den  Bibliotheken  aus- 
geschlossen bleibt. 

Für  die  verschiedenen  Abteilungen  der  Zentrale  sowie  für  die  einzelnen 
Filialen  sind  besondere  Kataloge  angefertigt,  welche  in  den  betreffenden 
Bibliotheken  aufliegen  und  zu  sehr  mäßigen  Preisen,  die  gerade  noch  die 
Druckkosten  decken,  an  die  Leser  abgegeben  werden.  Ein  kleiner  Auszug 
aus  dem  zweibändigen  wissenschaftlichen  Kataloge  wird  an  Leser  der  Filialen 
um  den  geringfügigen  Preis  von  6  Hellern  abgegeben  und  kann  gleichzeitig 
als  Wunschliste  verwendet  werden. 

Der  Verein  „Zentral- Bibliothek"  steht  in  Verbindung  mit  der 
niederösterreichischen  Handels-  und  Ge  Werbekammer  und 
dem  Juridisch-politischen  Leseverein  in  Wien.  Die  mit 
diesen  beiden  Korporationen  getroffenen  Übereinkommen  ermöglichen  es, 
die  wertvollen  Bücherbestände  ihrer  Bibliotheken  auch  an  Leser  der  Zentral- 
Bibliothek  auszuleihen  und  so  der  Benützung  weitester  Kreise  zugänglich 
zu  machen.  Die  wichtigsten  Werke  derselben,  soweit  sie  überhaupt  abgegeben 
werden,  sind  auch  in  dem  wissenschaftlichen  Kataloge  der  Zentral- Bibliothek 
aufgenommen. 

Ein  besonderes  Übereinkommen  besteht  weiters  mit  dem  Wiener 
Volksbildungs-Verein.  Auf  Grund  desselben  können  sämtliche 
13  Volksbibliotheken  dieses  Vereines  für  ihre  Leser  auch  alle  wissenschaft- 
lichen Werke  (mit  Ausnahme  einiger  teurer)  aus  der  Zentral- Bibliothek 
gegen  Entrichtung  der  Lesegebühren  beziehen. 

Die  Lesegebühren  betragen  in  der  Zentrale  monatlich  50  Heller 
für  die  gesamte  wissenschaftliche,  fremdsprachige  und  Jugendliteratur  sowie 
in  beschränkter  Auswahl  auch  für  die  schöne  Literatur  und  Musiknoten. 
Wer  alle  literarischen  und  musikalischen  Werke  oder  die  früher  angeführten 
in  größerer  Anzahl  entlehnen  will,  hat  als  Monatsgebühr  1  Krone  20  Heller 
zu  bezahlen.  Der  Leser  kann  bei  einmaliger  Zahlung  der  Monatsgebühr  von 
50  Heller,  bzw.  1  Krone  20  Heller  nach  eigener  Wahl  sämtliche  Abteilungen 
auch  gleichzeitig  benützen.  In  allen  Fällen  muß  außer  der  Monatsgebühr 
für  jeden  entlehnten  Band  noch  eine  Bandgebühr  von  2  Heller  (sog. 
Leihheller)  entrichtet  werden.  Da  nicht  geteilte,  umfangreichere  Buch- 
händlerbände oder  teure  Werke  für  mehrere  Bände  gezählt  werden,  erhöht 
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sich  für  dieselben  die  Bandgebühr  auf  4  bis  6  Heller,  ausnahmsweise  auch 
auf  etwas  mehr.  Diese  Bandgebühr  trägt  viel  dazu  bei,  die  spielende  Viel- 
leserei,  wie  sie  bei  Freibibliotheken  vorkommt,  zu  verhindern.  In  den  Wiener 
Filialen  ist  ohne  Unterschied  der  Literatur  eine  einheitliche  Monatsgebühr 
von  20,  30  oder  50  Heller  je  nach  Lage  der  Bibliothek  oder  Ausstattung  mit 
Büchern  festgesetzt.  Dieselben  Monatsgebühren  berechtigen  die  Leser  der 
Filialen  auch  zur  Entlehnung  wissenschaftlicher  Werke  aus  der  Zentrale. 
Musiknoten  der  Zentrale  erhalten  sie  jedoch  nur  bei  Entrichtung  einer  Monats- 
gebühr von  50  Heller.  In  den  Filialen  außerhalb  Wiens  wird  von  den  am 
Orte  dauernd  ansässigen  Lesern  eine  geringere  Monatsgebühr  von  30  bzw. 
50  Heller,  von  den  Sommergästen  hingegen  eine  solche  von  einer  Krone  erhoben. 
Die  Bandgebühren  sind  in  allen  Filialen  die  gleichen  wie  in  der  Zentrale. 

Die  Lesegebühren  der  Zentral- Bibliothek  sind  derart  gering,  daß  sie 
auch  von  Unbemittelten  unschwer  aufgebracht  werden  können.  Ein  oder 
zwei  Gläser  Bier  oder  mehrere  Zigarren  im  Monate  weniger  und  die  Mittel 
zur  geistigen  Nahrung  sind  vorhanden. 

Gerade  die  E  n  t  g  e  1 1 1  i  c  h  k  e  i  t  ist  nach  Reyer  eine  weitere  Grund- 
bedingung für  den  Bestand  von  Volksbibliotheken  in  allen  rückständigen 
Ländern.  Freibibliotheken,  die  nur  von  den  Beiträgen  der  ordentlichen 
Mitglieder  (nicht  der  Leser  selbst)  und  den  unsicheren  Spenden  Privater 
ohne  ausgiebige  Unterstützung  aus  öffentlichen  Mitteln  erhalten  werden 
sollen,  sind  nicht  lebensfähig.  Auch  benimmt  die  Entgeltlichkeit  dem  Leser 
die  Empfindung,  daß  er  bloß  von  einer  Wohltätigkeitsanstalt  beteilt  wird; 
er  ist  vielmehr  selbst  aktiv  mitbeteiligt.  Reyer  legt  ferner  besonderes  Gewicht 
darauf,  daß  die  Lesegebühren  nicht  auf  einmal  für  längere  Zeit,  etwa  für 
ein  Jahr,  erlegt  werden  müssen,  sondern  in  Teilzahlungen,  d.  i.  pro  Monat 
entrichtet  werden  können.  Der  Leser  zahlt  so  den  geringeren  Betrag  leichter 
und  kann  den  Lesevertrag  mit  jedem  Monate  ohne  Verlust  wieder  unter- 
brechen. 

Die  Filialen  der  äußeren,  meist  von  den  arbeitenden  Klassen  bewohnten 
Bezirke  mit  einer  Monatsgebühr  von  20  Heller  sowie  die  wissenschaftliche 
und  musikalische  Abteilung  der  Zentrale  sind  stark  passiv.  Ihr  Defizit  wird 
durch  die  Überschüsse  der  anderen  Bibliotheken  bzw.  Abteilungen  der  Zentrale 
gedeckt.  Dadurch  tragen  die  bemittelteren  Leser  unmerklich  und  gewisser- 
maßen automatisch  die  Kosten  für  die  weniger  Bemittelten  und  jene,  welche 
ernste  Studien  treiben.  Ein  kleiner,  durch  private  Spenden  gebildeter  Fonds 
gestattet  es  außerdem,  in  ganz  besonders  rücksichtswürdigen  Fällen  den 
Leser  selbst  von  der  Entrichtung  der  Monatsgebühren  zu  entheben. 

Dies,  insbesondere  aber  die  überaus  zweckmäßige  Abstufung  der  Lese- 
gebühren sowohl  in  der  Zentrale,  als  auch  in  den  Filialen  untereinander 
ermöglicht  es,  selbst  den  in  den  entferntesten  Teilen  der  Großstadt  lebenden 
unbemittelten  Bevölkerungskreisen  besten  Lesestoff  gegen  ganz  geringes 
Entgelt  zur  Verfügung  zu  stellen  und  dieselben  an  allen  geistigen  Schätzen, 
speziell  auch  der  Wissenschaft  und  Musik,  teilnehmen  zu  lassen,  ein  Vorzug, 
durch  welchen  sich  die  Zentral- Bibliothek  von  den  Volksbibliotheken,  bzw. 
allgemeinen  öffentlichen  Bibliotheken  ähnlicher  gemeinnütziger  Unter- 
nehmungen wesentlich  unterscheidet. 

Auf  eine  Lesekarte  erhält  der  Leser  auf  einmal  in  der  Regel 
zwei  Werke,  je  nach  dem  Werte  derselben  auch  mehr  oder  weniger.  Werden 
auf  Lesekarten  der  Zentrale  zu  1  Krone  20  Heller  bloß  Werke  der  50  Heller 
Abteilungen  entlehnt,  so^wird  eine  entsprechend  größere  Anzahl  Werke 
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verabfolgt.  Außerdem  erhält  jeder  Leser  in  der  Zentrale,  wie  in  den  Filialen 
auf  Verlangen  als  sogenannte  Zugabewerke  noch  zwei  oder  mehrere 
wissenschaftliche  Werke,  deren  größere  Verbreitung  wünschenswert  erscheint, 
eventuell  andere  billige  Buchausgaben,  wofür  nur  die  Bandgebühren  zu 
entrichten  sind.  Es  kann  daher  ein  Leser  der  Zentrale  auf  Grund  einer  Lese- 
karte zu  50  Heller  unter  Umständen  sich  und  seine  Familie  mit  verschieden- 
artigstem Lesestoff  auf  einmal  versorgen.  Er  kann  z.  B.  ein  wissenschaft- 
liches Werk  für  sich,  einen  Roman  für  seine  Gattin,  dann  ein  Notenwerk 
und  ein  Jugendwerk  für  die  Kinder  gleichzeitig  entlehnen.  Der  Wert  der 
an  einen  Leser  auf  eine  Lesekarte  zugleich  ausgefolgten  Werke  erreicht  häufig 
die  namhafte  Höhe  von  mehr  als  50  Kronen. 

Zur  Einschreibung  als  Leser  ist  nur  die  persönliche  Vorweisung 
einer  geeigneten  Legitimation  erforderlich.  In  der  Zentrale  wird  in  einzelnen 
Ausnahmsfällen  auch  der  Erlag  einer  Kaution  von  10  Kronen  verlangt.  Für 
Volks-  und  Bürgerschüler  sowie  Mittelschüler  müssen  sich  die  Eltern  oder 
Vormünder  auf  eigenen  Namen  einschreiben  lassen. 

Der  Lesevertrag  kann  mit  jedem  Tage  begonnen  werden.  Die 
vorauszubezahlende  Monatsgebühr  gilt  bis  zum  entsprechenden  Tage  des 
nächsten  Monates.  In  der  Zentrale  werden  an  der  Kasse  zur  Bestätigung 
für  eingezahlte  Monatsgebühren  besonders  konstruierte  Stempel- 
maschinen  und  zur  Buchung  mehrere  kleine  Additionsmaschi- 
nen (Adix)  verwendet,  was  eine  außerordentlich  rasche  Abwicklung  der 
Kassengeschäfte  ermöglicht,  und  die  mühsamen  Zählarbeiten  nach  Kassen- 
schluß erspart.  Die  Reihenfolge,  in  welcher  die  Abfertigung  der 
Leser  erfolgt,  wird  durch  einen  eigenen  Nummernapparat  geregelt, 
wodurch  viele  unnötige  und  zeitraubende,  manchmal  auch  erregte  Aus- 
einandersetzungen vermieden  werden. 

Bei  der  Entlehnung  muß  die  Lesekarte  vorgewiesen  und  eine 
Wunschliste  beigebracht  werden.  Eine  aufdringliche  Einflußnahme  auf  die 
Leser  bei  Auswahl  ihrer  Lektüre  wird  in  den  Bibliotheken  des  Vereins  nicht 
geübt,  um  nicht  die  Empfindung  der  Bevormundung  hervorzurufen;  sio 
wäre  in  der  Zentrale  überhaupt  schon  wegen  des  bedeutenden  Tagesumsatzes 
an  Bänden  schlechterdings  unmöglich.  Selbstverständlich  wird  aber  über 
etwaige  Anfragen  der  Leser  in  dieser  Hinsicht  jederzeit  bereitwilligst  und 
eingehendst  Auskunft  erteilt.  Eine  unmerkliche  Beeinflussung  der  Leser 
zugunsten  der  wissenschaftlichen  oder  überhaupt  wertvollerer  Lektüre  wird 
vielmehr  hauptsächlich  durch  indirekte  Mittel  erzielt.  Es  wird  nämlich  seichte 
Lektüre  und  Musik  nur  in  wenigen,  gute  hingegen  in  vielen  Exemplaren 
eingestellt,  während  minderwertige  und  veraltete  Werke  allmählich  aus- 
geschieden werden.  Dadurch  werden  Leser,  welche  ein  gewünschtes  Werk 
gerade  nicht  erhalten  können,  aber  nicht  gerne  unverrichteter  Sache  sich 
entfernen  wollen,  angeregt,  bessere  Bücher  mitzunehmen,  als  sie  ursprüng- 
lich gewünscht  hatten.  Die  Steigerung  der  wissenschaftlichen  Entlehnungen 
wird  auch  durch  die  Einrichtung  der  schon  erwähnten  sog.  Zugabewerke 
wesentlich  gefördert. 

Die  Entlehnungsfrist  ist  für  wissenschaftliche  Werke  und 
Musiknoten  ein  Monat,  für  andere  WTerke  (schöne  Literatur  usw.)  14  Tage, 
kann  aber  verlängert  werden. 

Werden  die  entlehnten  Werke  innerhalb  der  festgesetzten  Entlehnungs- 
frist  nicht  zurückgestellt  und  ist  die  Frist  nicht  verlängert  worden,  so  wird 
der  Leser  dreimal  gemahnt,  wofür  besondere  Mahngebühren  erhoben  werden. 
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Bleibt  die  dreimalige  Mahnung  erfolglos,  so  wird  die  gerichtliche 
Mahnklage  gegen  ihn  eingebracht.  Diese  Mahnklage  stellt  sich  ihrem 
Wesen  nach  bloß  als  eine  vierte,  jedoch  gerichtlich  zugestellte  Mahnung  dar. 
Nur  in  besonders  schwierigen  Fällen  oder,  wenn  ungehöriges  Benehmen 
^ines  Lesers  energischeres  Vorgehen  erfordert,  wird  die  Austragung  der  ganzen 
Angelegenheit  einem  Rechtsanwälte  übertragen. 

Der  Verein  hat  sich  übrigens  in  seiner  Bibliotheksordnung  vertragsmäßig 
das  Recht  vorbehalten,  an  Leser  oder  deren  Beauftragte,  welche  durch  ihr 
Benehmen  den  Leseverkehr  stören  oder  sonst  die  einem  gemeinnützigen 
Unternehmen  zukommende  Rücksicht  außer  acht  lassen,  keine  Werke  zu 
verabfolgen  und  solche  Leser  nötigenfalls  von  der  Benützung  sämtlicher 
Bibliotheken  des  Vereines  auszuschließen.  Erfreulicherweise  ist  der  Verein 
zu  solchen  Maßregeln  nur  äußerst  selten  gezwungen. 

Der  Verein  „Zentral- Bibliothek"  wird  durch  einen  Vorstand  ge- 
leitet, welcher  aus  neun,  von  der  Hauptversammlung  gewählten  Mitgliedern 
besteht.  Er  hat  das  Recht,  sich  durch  Kooptation  um  höchstens  weitere 
neun  Mitglieder  zu  verstärken.  Gegenwärtig  besteht  der  Vorstand  aus  17 
Mitgliedern,  von  denen  etwa  die  Hälfte  den  Lehrkörpern  der  Universität 
und  der  technischen  Hochschule  angehört.  Der  Gesamtvorstand  hat  alle 
wichtigeren,  nicht  ausdrücklich  der  Hauptversammlung  vorbehaltenen 
Angelegenheiten  des  Vereines  zu  verhandeln  und  zu  entscheiden. 

Die  unmittelbare  Besorgung  der  Vereinsgeschäfte  obliegt  den  Vor- 
standsfunktionären, welche  vom  Gesamtvorstande  aus  seiner 
Mitte  gewählt  werden,  d.  s.  der  Obmann,  ein  Schriftführer,  ein  Finanzreferent 
und  ein  oder  mehrere  Bibliotheksreferenten  sowie  für  jedes  dieser  Ämter  je  ein 
oder  mehrere  Stellvertreter.  Der  Vorstand  besorgt  die  Geschäfte  unentgeltlich. 

Der  Jahresbeitrag  für  ordentliche  Mitglieder  ist  mit  min- 
destens 2  Kronen  festgesetzt.  Die  Leser  sind  bloß  außerordentliche 
Mitglieder  des  Vereines. 

Für  den  eigentlichen  Bibliotheksbetrieb  sind  fast  durchweg  weib- 
liche Kräfte  angestellt.  Ihre  Leistungen  stehen,  wie  der  Erfolg 
zeigt,  solchen  männlicher  Angestellten  in  keiner  Beziehung  nach.  Die  Ober- 
leitung des  gesamten  Betriebes  obliegt  einer  Direktion,  welcher  eine 
Oberbibliothekarin  und  drei  Bibliothekarinnen  angehören.  Diese  besorgen 
auch  die  Buch-  und  Kassenführung  sowie  die  statistischen  Arbeiten.  In  der 
Zentrale  wird  für  den  Parteienverkehr  eine  größere  Anzahl  erfahrener  Be- 
amtinnen und  Hilfskräfte  verwendet.  Den  Eilialleiterinnen  sind  auch  Hilfs- 
kräfte dauernd  oder  vorübergehend  beigegeben.  Derzeit  beschäftigt  der  Verein 
65  Angestellte,  wovon  29  auf  die  Zentrale  und  36  auf  die  26  Filialen  entfallen. 

Bei  der  Neuaufnahme  wird  vorwiegend  auf  Geschick  und  prak- 
tischen Sinn  sowie  auf  Ernst,  Verläßlichkeit  und  zuvorkommendes  Benehmen 
gegen  Parteien  Rücksicht  genommen.  Nach  gründlicher  Schulung  in  der 
Zentrale  und  Erlernung  aller  in  das  Fach  schlagenden  Arbeiten  werden  die 
Neuangestellten  zum  Verkehre  mit  den  Parteien  herangezogen  und  unter 
Aufsicht  ausgebildet.  Erst  dann  erhalten  sie  selbständigere  Stellungen  in  der 
Zentrale  oder  bei  den  Filialen. 

Die  festen  Bezüge  der  Angestellten  können  sich  mangels  ausgiebiger 
Unterstützungen  aus  öffentlichen  Mitteln  im  allgemeinen  nur  in  bescheidenen 
Grenzen  bewegen,  doch  werden  den  Angestellten,  mit  Ausnahme  der  jüngeren 
Hilfskräfte,  Tantiemen  durch  Beteiligung  an  einzelnen  Betriebs- 
einnahmen oder  für  besondere  Dienstleistungen  gewährt,  wodurch  ihnen 
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Gelegenheit  geboten  ist,  sich  ihre  Bezüge  nach  Maßgabe  ihrer  eigenen  Tüchtig- 
keit selbst  zu  erhöhen. 

Die  tägliche  Dienstzeit  ist  auf  höchstens  9  Stunden  beschränkt. 
Die  Mittagspause  ist  vertragsmäßig  mit  mindestens  1  %  Stunden  fest- 
gesetzt, beträgt  aber  tatsächlich  2  Stunden.  Sonn-  und  Feiertage  sind  dienst- 
frei. Alle  vollbeschäftigten  definitiv  Angestellten  haben  nach  Ablauf  des 
ersten  Dienstjahres  Anspruch  auf  einen  jährlichen  Erholungsurlaub 
von  mindestens  10  Tagen,  nach  5  oder  15  jähriger  Dienstzeit  von  mindestens 
2  bzw.  3  Wochen.  Tatsächlich  werden  aber  den  dienstälteren  Angestellten 
je  nach  Erholungsbedürftigkeit  auch  längere  Urlaube  gewährt.  Während 
des  Urlaubes  behalten  die  Angestellten  den  Anspruch  auf  die  ihnen  zukommen- 
den vollen  Geldbezüge. 

Solange  eine  gesetzliche  Krankenversicherungspflicht  für  die  Angestellten 
des  Vereines  nicht  besteht,  hat  dieser  selbst  freiwillig  die  Kranken- 
fürsorge für  seine  Angestellten  übernommen  und  zu  diesem  Zwecke 
einen  besonderen  Vereinsarzt  bestellt.  Den  Angestellten,  welche  während 
des  Dienstverhältnisses  erkranken,  ist  unentgeltliche  ärztliche  Behandlung 
durch  den  Vereinsarzt  (mit  Inbegriff  des  geburtshilflichen  Beistandes)  und 
Ersatz  der  Kosten  für  die  notwendigen  Heilmittel  sowie  die  Fortzahlung 
der  festen  Bezüge  ohne  Tantiemen  auf  die  ununterbrochene  Dauer  von 
höchstens  20  WTochen  vom  Beginne  der  Krankheit  an  zugesichert. 

Alle  Angestellten  mit  Ausnahme  weniger  Hilfskräfte  sind  auf  Grund 
des  Gesetzes,  betreffend  die  Pensionsversicherung  der  Privat- 
angestellten, bei  der  Landesstelle  der  „Allgemeinen  Pensionsanstalt  für  An- 
gestellte" in  Wien  versichert. 

Die  Auflösung  des  Dienstverhältnisses  kann  während 
des  ersten  Monates  der  halbjährigen  Probezeit  von  beiden  Teilen  jederzeit 
erfolgen.  Späterhin  kann  das  Dienstverhältnis  nur  nach  vorausgegangener 
Kündigung,  deren  Frist  vor  Ablauf  der  Probezeit  mindestens  14  Tage,  nachher 
mindestens  einen  Monat  betragen  muß,  von  beiden  Teilen  gelöst  werden. 
Hat  das  Dienstverhältnis  bereits  10  Jahre  ununterbrochen  gedauert,  so 
beträgt  die  Kündigungsfrist  3  Monate.  Ohne  Einhaltung  einer  Kündigungs- 
frist kann  das  Dienstverhältnis  von  jedem  Teile  nur  aus  wichtigen  Gründen 
sofort  gelöst  werden.  Die  näheren  Details  des  Dienstvertrages  sind  in  einer 
gedruckten  Angestelltenordnung  niedergelegt,  welche  nach  An- 
hörung verschiedener  Vertreter  der  Angestellten  vom  Vereinsvorstande 
festgestellt  wurde  und  jedem  Angestellten  beim  Dienstantritte  ausgefolgt  wird. 

Besondere  Instruktionen  regeln  weiter  das  Verhalten  beim 
Bibliotheksbetriebe  selbst. 

Sämtliche  Wiener  Filial- Bibliotheken  des  Vereines  sind  an  Werktagen 
von  9  bis  1  Uhr  und  von  3  bis  7  Uhr  abends  für  den  Parteienverkehr  ge- 
öffnet, wodurch  eine  volle  Ausnützung  der  Bibliotheken  ohne  Über- 
bürdung des  angestellten  Personales  ermöglicht  wird. 

Die  Einrichtung  der  Bibliotheken  ist,  den  geringen  verfügbaren 
Mitteln  entsprechend,  einfach  und  beschränkt  sich  nur  auf  das  Allernot- 
wendigste.  Mehr  Gewicht  als  auf  Äußerlichkeiten  wird  auf  immer  bessere 
Ausstattung  mit  Büchern  gelegt. 

Die  Filialen  werden  in  ihrer  ganzen  Gebahrung  von  der  Zentrale  über- 
wacht. Die  Abrechnung  erfolgt  monatlich.  Ein  besonders  bestellter  Re- 
visor nimmt  mehrmals  im  Jahre  unvermutete  Revisionen  in  allen  Filialen  vor. 

An  verzinslichem  Vermögen  besitzt  der  Verein  „Zentral-Bibliotkek". 
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27  400  Kronen  in  Wertpapieren,  ein  Vermächtnis  des  verstorbenen  Ehren- 
präsidenten Dr.  Karl  Ritter  von  Scherzer. 

Da  die  Subventionen  aus  öffentlichen  Mitteln  und  die  privaten  Spenden 
nur  wenige  tausend  Kronen  ausmachen  und  auch  die  Jahresbeiträge  der 
ordentlichen  Mitglieder  sehr  gering  sind,  ist  der  Verein  nahezu  ganz  auf  seine 
eigenen  Betriebseinkünfte  angewiesen.  Der  ganze  Betrieb  ist  daher,  soweit 
möglich,  nach  geschäftlichen  Grundsätzen  organisiert.  Fast  die  gesamten 
Auslagen  müssen  bloß  durch  die  geringen  Lesegebühren  der  außerordent- 
lichen Mitglieder  (Leser)  aufgebracht  werden.  Das  Jahresbudget  des  Vereins 
übersteigt  derzeit  bereits  300  000  Kronen.  Die  Mitgliederbeiträge 
und  sonstigen  Betriebseinkünfte  betrugen  im  letzten 
Jahre  (1912)  275  800  Kronen.  An  voraussichtlich  jährlich  wiederkehrenden 
Subventionen  aus  öffentlichen  Mitteln  kommen  gegenwärtig  nur  in 
Betracht:  1050  Kronen  vom  Staate,  4000  Kronen  von  der  Gemeinde  Wien, 
400  Kronen  von  der  niederösterreichischen  Handels-  und  Gewerbekammer 
und  50  Kronen  von  der  Stadtgemeinde  Mödling,  zusammen  5500  Kronen. 
Die  Auslagen  für  Neuanschaffung  von  Büchern  und  Musiknoten  samt 
Buchbinderkosten  beliefen  sich  im  Jahre  1912  auf  96  000  Kronen,  hiervon 
für  Einkäufe  allein  auf  70  000  Kronen.  Die  Druckkosten  (für  Kataloge  u.  a.) 
betrugen  über  12  000  Kronen.  Die  Personalauslagen  (einschließlich  der  Aus- 
lagen für  die  fachlichen  Mitarbeiter)  überstiegen  100  000  Kronen;  auf  die 
Pensionsversicherung  entfielen  hiervon  über  5000  Kronen.  An  Mieten  für 
die  Bibliothekslokale  wurden  zusammen  41  000  Kronen  ausgegeben.  Die 
Jahresmiete  der  Zentrale  allein  im  Zentrum  der  Stadt  erfordert  derzeit 
22  000  Kronen. 

Seit  seinem  15  jährigen  Bestände  hat  der  Verein  insgesamt  über  2y2 
Millionen  Kronen  für  Bibliothekszwecke  verausgabt.  Hiervon  entfiel  fast 
eine  Million  auf  Bücherkäufe  (einschließlich  Buchbinderkosten),  100  000 
Kronen  auf  Druckkosten,  über  700  000  Kronen  auf  Personalauslagen  und 
300  000  Kronen  auf  Lokalmieten. 

In  der  Zentrale  werden  täglich  im  Durchschnitte  800  Parteien 
abgefertigt  (an  einzelnen  Tagen  bis  zu  1400)  und  etwa  7000  Bände  ausgegeben 
(bisheriges  Maximum  13  000  Bände).  Ebenso  viele  Bände  werden  am  selben 
Tage  zurückgestellt.  Durchschnittlich  lassen  sich  täglich  46  Leser  einschreiben 
und  40  streichen.  Im  letzten  Jahre  waren  pro  Tag  durchschnittlich  23  000 
aktive  Leser  in  sämtlichen  Vereinsbibliotheken  gleichzeitig  einge- 
schrieben (Maximum  25  000),  hiervon  in  der  Zentrale  allein  9300  (Maximum 
10  700).  Tatsächlich  beträgt  aber  die  Zahl  der  die  Bibliotheken  im  Laufe 
eines  Jahres  benützenden  Personen  weitaus  mehr,  da  ein  beständiger  W7echsel 
derselben  infolge  von  Neueinschreibungen,  Streichungen  oder  Unterbrechungen 
stattfindet,  was  ziffernmäßig  nicht  festzulegen  ist. 

Auch  die  Statistik  der  Entlehnungen  kann  nur  ein  ganz  unvoll- 
kommenes Bild  dessen  bieten,  was  die  Bibliotheken  tatsächlich  an  Volks- 
bildung leisten.  Jeder  Leser  erhält  nämlich,  wie  oben  erwähnt,  auf  eine 
Lesekarte  gleichzeitig  soviel  verschiedenartigen  Lesestoff,  daß  er  damit 
gewöhnlich  auch  seine  Familie  oder  Bekanntschaft  versorgt.  Vom  Stand- 
punkte der  Volksbildung  kann  dies  nur  als  vorteilhaft  angesehen  werden, 
wenn  auch  dem  Vereine  dadurch  manche  Einnahmen  entgehen.  Die  Zahl 
der  Personen,  von  welchen  jeder  entlehnte  Band  wirklich  gelesen  wird,  ist 
demnach  ganz  unberechenbar.  Jedenfalls  beträgt  sie  noch  ein  Vielfaches 
aller  statistisch  erfaßbaren  Entlehnungsziffern. 
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Die  nachweisbaren  Gesamtentlehnungen  aller  Bibliotheken  des  Vereins 
betrugen  im  Jahre  1912  mehr  als  4%  Millionen  Bände,  wovon  2  Millionen 
auf  die  Zentrale  entfallen.  Im  Laufe  der  15  Jahre  seit  dem  Bestände  des  Vereins 
wurden  in  der  Zentrale  14  Millionen,  in  allen  Bibliotheken  zusammen  35 
Millionen  Bände  entlehnt.  Ungefähr  ein  Viertel  hiervon  entfällt  auf  Wissen- 
schaft und  Musik.  In  der  Zentrale  allein  machen  die  wissenschaftlichen  und 
musikalischen  Entlehnungen  mehr  als  die  Hälfte  der  Entlehnungen  aus. 
Speziell  an  Musikalien  wurden  im  letzten  Jahre  145  000  Bände  ausgeliehen. 

Von  einer  ausführlicheren  Darstellung  der  Gründung  und  fortschreitenden 
Entwicklung  der  Zentral- Bibliothek  muß  hier  abgesehen  werden  und  wird 
diesbezüglich  auf  die  einschlägige  Literatur  *)  verwiesen.  Die  vorstehenden 
Ausführungen  dürften  aber  eine  genügende  Vorstellung  über  die  gegen- 
wärtige Einrichtung  und  Leistung  der  Zentral- Bibliothek  bieten  und  zeigen, 
wie  selbst  unter  ungünstigen  Verhältnissen  mit  beschränkten  Mitteln  bei 
zweckmäßiger  Organisation,  vorsichtiger  Geldgebahrung  und  rationeller 
Ausnutzung  aller  in  Betracht  kommenden  Kräfte  ein  bedeutender  Nutz- 
effekt erzielt  werden  kann.  Reyer  hat  eben  ,,im  Gegensatz  zur  Majorität 
anspruchsvoller  Idealisten,  welche  das  Gute  nie  tun,  weil  sie  nur  das  Beste 
wollen,  versucht,  mit  dürftigen  Mitteln  ein  Werk  zu  schaffen,  welches  so  gut 
ist,  als  es  die  Verhältnisse  eben  gestatteten".  Er  hat  ,, nicht  mit  Worten, 
sondern  mit  Taten  gesprochen".  „Der  Glaube  an  eine  bessere  Zukunft  hat 
ihn  stark  gemacht."  „Wenn  wir  allen  geben,  so  können  uns  die  Besten 
nicht  entkommen,  und  diese  schaffen  die  Zukunft." 

<$>  <$> 
<$> 
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E=t|INE  Auswahlbibliothek  für  Ju- 
gendlektüre: Als  der  Wiener 
J  Volksbildungsverein  vor  10 
Jahren  einen  Jugendschriftenausschuß 
einsetzte,  berief  er  in  bewußtem  Gegen- 
satz zu  den  meisten  anderen  Prüfungs- 
ausschüssen die  Mitglieder  nicht  aus 


Lehrerkreisen,  sondern  er  betraute 
unabhängige  Frauen  des  gebildeten 
Mittelstandes  damit,  ein  „Verzeichnis 
empfehlenswerter  Jugendlektüre'4  zu- 
sammenzustellen, dem  bald  ein  An- 
hang: „Einige  Vorschläge  für  die 
erwachsene  Jugend"  beigegeben  wur- 


*)  Literatur-Verzeichnis:  Jahresberichte  des  Ver.  Zentr.-Bibl.  1897  98 
bis  1912.  —  E.  Reyer:  Entwicklung  und  Organisation  der  Volksbibliotheken.  1893.  — 
E.  Reyer:  Handbuch  des  Volksbildungswesens.  1896.  —  Ad.  Freiherr  Bach ofen 
v.  Echt:  Die  Errichtung  einer  wissenschaftlichen  Zentral-Bibliothek.  Vortrag,  1898.— 
E.  Reyer:  Über  Einrichtung  und  Verwaltung  kleiner  Volksbüchereien.  1902.  Verlag 
d.  Z.-B.  —  E.  Reyer:  Die  Verwaltung  der  Zentral-Bibliothek  in  Wien.  1902.  Verlag 
d.  Z.-B.  —  E.  Reyer:  Fortschritte  der  volkstümlichen  Bibliotheken.  1903.  —  E.  Reyer: 
Kritische  Studien  zum  volkstümlichen  Bibliothekswesen  der  Gegenwart.  1905.  — 
Ad.  Freih.  Bachofen  v.  Echt:  1.  Die  Wiener  Zentral-Bibliothek,  2.  Musikbibliotheken. 
Referat,  gehalten  am  7./9.  1906.  6.  Delegiertentag  der  deutsch-österr.  Volksbildungs- 
vereine. —  Dr.  Mich.  Hainisch:  Die  Wiener  Zentral-Bibliothek.  Öster.  Rundschau. 
Bd.  XXIV,  H.  2,  15./7.  1910.  —  Jos.  Luitpold  Stern:  Wiener  Volksbildungswesen.  1910. 
—  Dr.  Else  Bienenfeld:  Musikalische  Volksbibliothek,  Zeitschrift  für  Musik  und 
Literatur  „Ton  und  Wort"  1911,  H.  10.  —  E.  Reyer,  Dr.  Himmelbaur  u.  a.:  Bildung 
und  Staat.  Volksbibliotheken.  1912.  —  Hans  Lindau  (Berlin):  Eduard  Reyer  und 
die  Volksbibliotheken.    Neue  Freie  Presse  Nr.  17215,28/7.    1912.  S.  32. 
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de.  Dieses  Verzeichnis  wird  jeden 
Herbst  neu  herausgegeben;  es  will 
Gutes  bieten,  das  die  Jugend  erfreut. 
Zur  Förderung  der  Jugendschriften- 
bewegung ist  mit  derartigen  Ver- 
zeichnissen viel  getan,  aber  noch 
längst  nicht  alles.  Der  sorgsam 
Wählende  hat  den  Wunsch,  eine  An- 
zahl Bücher  durchzusehen,  bevor  er 
zur  engeren  Wahl  für  den  besonderen 
Zweck  schreitet;  diesem  Wunsche 
kommt  der  Buchhandel  nur  in  be- 
schränktem Maße  entgegen.  Und 
doch  ist  dringend  anzustreben,  nicht 
nur,  daß  jeder,  der  der  Jugend  Unter- 
haltungslektüre in  die  Hand  gibt, 
sich  der  damit  übernommenen  Ver- 
antwortung bewußt,  sondern  auch, 
daß  ihm  die  Möglichkeit  geboten 
werde,  so  zu  wählen,  wie  es  solchem 
Bewußtsein  entspricht. 

Diese  Erkenntnis  hat  den  Jugend- 
schriftenausschuß des  Wiener  Volks- 
bildungsvereins bewogen,  eine  Aus- 
wahlbibliothek einzurich- 
ten, in  der  der  Besucher  jedes  im 
Verzeichnis  empfohlene  Buch  genau 
durchsehen  und  das  Gewählte  mit 
Bestellzettel  bei  seinem  eigenen  Buch- 
händler bestellen  kann.  Wie  bei  Zu- 
sammenstellung des  Verzeichnisses 
wurde  auch  bei  den  die  Benützung 
der  Auswahlbibliothek  betreffenden 
Einrichtungen  Bedacht  genommen 
auf  Befriedigung  aller  Schichten  der 
Gesellschaft.  Die  Auswahlbibliothek 
ist  während  der  Wintermonate  an 
einem  Vor-  und  einem  Nachmittage 
der  Woche  unentgeltlich  geöffnet,  im 
Dezember  an  beiden  Tagen  bis  8  Uhr 


abends  und  an  einem  oder  dem 
anderen  Sonn-  oder  Feiertag,  um 
auch  solchen  ihren  Besuch  zu  ermög- 
lichen, die  an  Wochentagen  bis  zum 
Abend  beschäftigt  sind.  Ihr  Bestand 
deckt  sich,  wie  gesagt,  mit  dem 
Inhalt  des  Verzeichnisses  empfehlens- 
werter Jugend lektüre,  in  dem  vom 
billigen  Heft  bis  zum  Prachtband  für 
jede  Altersstufe  aufs  beste  gesorgt  ist. 

Abgesehen  von  der  Weihnachts- 
zeit, wo  vorwiegend  die  vielen  schönen 
Bilderbücher  und  andere  Geschenk- 
werke von  Angehörigen  aller  Stände 
zur  Durchsicht  verlangt  werden,  sind 
die  Besucher  hauptsächlich  Leute, 
die  sich  für  die  Jugendschriftenfrage 
schon  interessieren,  sich  auch  wohl 
selbst  mit  ihr  beschäftigen,  die  es 
daher  mit  Freude  und  Dankbarkeit 
begrüßen,  geeignetes  Arbeitsmaterial 
in  solcher  Fülle  so  leicht  zugänglich 
zu  finden.  Nur  langsam  wird  die 
Auswahlbibliothek  den  der  Jugend - 
Schriftenbewegung  fernstehenden  Ge- 
sinnungsgenossen bekannt;  kommen 
sie,  so  zeigen  sie  meist  großes  Er- 
staunen darüber,  daß  ein  so  vor- 
treffliches Unternehmen  seit  Jahren 
im  Gange  sein  konnte,  ohne  daß  sie 
davon  wußten.  Noch  langsamer 
gelingt  es  natürlich,  die  Gleichgültigen 
oder  gar  die  Gegner  solcher  Be- 
strebungen für  Verzeichnis  und  Aus- 
wahlbibliothek  zu  interessieren;  aber 
auch  hier  sind  Erfolge  zu  verzeichnen, 
die  den  Arbeitsmut  der  Pioniere  be- 
leben. 

Helene  Bucher, 
Wien. 


Verantwortlich  für  die  Redaktion  Erich  Lilienthal,  Berlin- Wilmersdorf.  —  Alle  Manuskripte  sind 
an  die  Deutsche  Redaktion,  Berlin-Wilmersdorf,  Prinzregeutenstr.  115/116  zu  richten.  —  Unverlaugte 
Manuskripte  werden  nur  zurückgesandt,  wenn  ihnen  Rückporto  beiliegt. 
Druck  von  Georg  Reimer  in  Berlin  W.  10. 

Umschlag  und  Ausstattung  zeichnete  Lucian  Bernhard,  Berlin. 


INSTITUT  FÜR  INTERNATIONALEN  AUSTAUSCH 
FORTSCHRITTLICHER  ERFAHRUNGEN. 


Aus  dem  Leben  unserer  autonomen  Ortsgruppen. 

Von  der  Breslauer  Ortsgruppe. 

Protokoll 

über  die  Sitzung  vom  15.  Mai  1913  im  Breslauer  Konzerthaus, 

abends  8%  Uhr. 

In  der  von  Einzelmitgliedern  und  den  Vertretern  der  der  Ortsgruppe 
angeschlossenen  Vereinigungen  zahlreich  besuchten  Versammlung  wurden 
folgende  Beschlüsse  gefaßt: 

1.  Auf  die  Tagesordnung  der  nächsten  Sitzung  ist  die  Frage  der  Organisa- 
tion der  Ortsgruppe  zu  setzen;  es  soll  darüber  Beschluß  gefaßt  werden, 
ob  ein  aus  einem  Vorsitzenden  und  mehreren  Mitgliedern  bestehender 
Vorstand  (Antrag  Dr.  Hans  Menzel)  gewählt  oder  ob  die  Ortsgruppe 
nach  innen  und  außen  nur  durch  einen  Vertrauensmann  vertreten 
werden  soll,  der  den  Verkehr  mit  der  Zentralleitung  des  Instituts  in 
Paris  aufrecht  erhalten  und  die  Mitglieder  jeweils  zu  den  Sitzungen 
berufen  soll  (Antrag  Justizrat  Dr.  Rosenthal). 

2.  Die  Ortsgruppe  soll  den  ihr  angeschlossenen  Vereinigungen,  mit  Unter- 
stützung der  Zentralleitung  des  Instituts,  bei  der  Besorgung  von 
Rednern  unter  günstigen  Bedingungen  behilflich  sein  (Antrag  Liepelt, 
Seewald,  Wiesenthal). 

3.  Die  Ortsgruppe  soll  eine  eigene  Tätigkeit  entfalten,  bedeutsame 
soziale  und  kulturelle  Reformen  des  Auslandes  propagieren  und  in 
der  nächsten  Zeit  ihre  Arbeit  ausschließlich  auf  die  Frage  konzen- 
trieren: „Was  können  wir  von  andern  Völkern  auf  dem  Gebiete  der 
Sozialhygiene  lernen  ?" 

4.  Um  diese  Arbeiten  zu  organisieren,  soll  in  der  nächsten  Sitzung  ein 
Arbeitsplan  genehmigt  werden.  In  Aussicht  genommen  wird  die 
Einsetzung  von  Ausschüssen  für  die  einzelnen  Themen.  Diese  Aus- 
schüsse sollen,  soweit  es  angängig  ist,  Enqueten  und  Untersuchungen 
über  die  Verhältnisse  in  Breslau  anstellen. 

5.  Der  Zentralleitung  des  Instituts  soll  mitgeteilt  werden,  daß  Herr 
Justizrat  Dr.  Rosenthal  sich  dem  Institute,  soweit  es  seine  Zeit  erlaubt  , 
als  Redner  für  das  Ausland  zur  Verfügung  stellt,  um  über  die  Er- 
fahrungen des  Deutschen  Bundes  für  Mutterschutz  zu  berichten. 

6.  In  der  nächsten  Sitzung  soll  darüber  Beschluß  gefaßt  werden,  ob  die 
Gruppe  regelmäßige  interne  Mitgliederdiskussionen  über  kulturelle 
Reformen  des  Auslandes  abhalten  soll  (Antrag  stud.  phil.  Hermann 
Ballach). 

Breslau,  den  15.  Mai  1913. 

Max  Stein, 
Sekretär  der  Gruppe. 
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Von  der  Geraer  Ortsgruppe. 

Die  Gruppe  Gera  hat  bereits  ein  umfassendes  Programm  für  die 
beginnende  Winterarbeit  aufgestellt.  Anknüpfend  an  die  jeweiligen  Probleme, 
die  in  den  Heften  der  „Dokumente  des  Fortschritts"  behandelt  werden, 
sollen  in  den  monatlichen  Diskussionsabenden  folgende  Themen  in  einleiten- 
den Vorträgen  behandelt  werden:  Der  Internationalismus  als  sittliche  Idee; 
die  Tatschule;  Grundfragen  der  Bodenreform;  die  Verbrechensbekämpfung 
in  der  deutschen  Strafrechtsreform;  moderne  Degenerationserscheinungen; 
die  deutsche  und  die  englische  Arbeiterv  er  Sicherung,  ein  Vergleich;  ein  noch 
zu  bestimmendes  literarisches  Problem;  die  Entwicklungstendenzen  in  der 
liberalen  Theologie.  In  einem  großen  öffentlichen  Vortrage  am  9.  Januar  1914 
wird  Professor  Dr.  Broda-Paris  über  ,,das  Trustproblem  in  Amerika  und  seine 
Lösung  in  Australien"  sprechen.  Ferner  wird  die  Gruppe  sich  auch  mit  bren- 
nenden praktischen  Kulturaufgaben  zu  befassen  haben  und  an  den  Ausbau 
der  Organisation  denken  müssen.  Erich  Dombrowski, 

Vorsitzender  der  Gruppe. 

Von  der  Ortsgruppe  Sonneberg. 

Vom  bisherigen  Sekretär,  Herrn  Gockel,  erfahren  wir,  daß  er  Sonneberg 
verläßt  und  die  Leitung  der  Gruppe  auf  Herrn  Amtsrichter  Karger  übergeht. 

Die  Gruppe  will  sich  im  ersten  Vereinsjahr  den  Problemen  der  Kinder- 
fürsorge widmen.  Speziell  einige  Damen  der  Gruppe  interessieren  sich 
für  diese  Betätigung  und  wurde  der  bezügliche  Antrag  von  einer  Dame, 
Frau  Hochmeister,  gestellt. 

Material  über  ausländische  Erfahrungen  soll  beschafft  und  für  die  Re- 
organisierung der  Kinderfürsorge  in  Sonneberg  verwertet  werden. 

Außer  dieser  praktischen  Betätigung  sind  monatliche  Zusammenkünfte 
der  Mitglieder  zum  Zwecke  der  Diskussion  aktueller  Probleme  —  in  An- 
lehnung an  die  Dokumente  des  Fortschrittes  —  in  Aussicht  genommen. 

Von  der  Ortsgruppe  Aschaffenburg. 

Vom  eifrigen  Sekretär  der  Ortsgruppe,  Herrn  Tierarzt  H.  Dun,  wird  uns 
mitgeteilt,  daß  die  Gruppe  seit  einem  Vierteljahre  mit  Vorarbeiten  für  die 
Begründung  einer  Volksbibliothek  beschäftigt  ist  und  daß  diese  Arbeiten 
einen  günstigen  Fortgang  nehmen.  Die  Lektüre  der  in  der  Bibliothek  auf- 
liegenden Bücher  soll  weiteren  Kreisen  der  Aschaffenburger  Bevölkerung 
Kenntnis  von  den  fortschrittlichen  Gedanken  und  Erfahrungen  des  In- 
und  Auslands  vermitteln.  Volksbildungskurse  sollen  sich  später  an  die 
Bibliothek  angliedern. 

Herr  Prof.  Haeckel  in  Jena,  Dr.  Maurenbrecher  in  Mannheim,  Dr.  Pott- 
hoff in  Düsseldorf  und  andere  Persönlichkeiten  sowie  eine  Reihe  von  kultu- 
rellen, sozialpolitischen  und  freigeistigen  Vereinen,  haben  dem  jungen  Unter- 
nehmen bereits  ihre  Unterstützung  gewidmet.  Der  Bücherbestand  ist  bereits 
auf  1000  Nummern  angewachsen. 

Durch  Versendung  zahlreicher  Briefe  und  Zirkulare  wurde  gleichzeitig 
auch  das  Interesse  weiter  Kreise  der  Aschaffenburger  Bevölkerung  für  die 
Ortsgruppe  und  ihr  Unternehmen  geweckt.  Die  Ortsgruppe  hat  Delegierte 
zu  mehreren  Kongressen  der  letzten  Zeit  gesandt,  so  insbesondere  zur  Nürn- 
berger Tagung  für  internationale  Verständigung,  und  hat  sich  an  der  Unter- 
schriftsammlung für  die  pazifistische  Weltpetition  selbständig  beteiligt. 
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Für  die  nächste  Zeit  ist  ein  Diskussionsabend  über  das  Volkshochschul- 
problem resp.  die  auf  diesem  Felde  gemachten,  für  Aschaffenburg  wertvollen 
Auslandserfahrungen  in  Aussicht  genommen. 

Von  der  Ortsgruppe  Dortmund 

wurde  in  der  Septembernummer  ausführlich  berichtet. 

Von  der  Ortsgruppe  Essen- Ruhr. 

Am  30.  September  u.  folgten  die  Mitglieder  einer  freundlichen  Einladung 
der  Familie  des  Herrn  Rechtsanwalts  Dr.  Levy,  indem  sie  sich  äußerst  zahl- 
reich im  Privathause  Moltkestr.  28  zu  einem  Vortragsabend  vereinigten.  Die 
Herbstarbeit  wurde  mit  dieser  Zusammenkunft  eingeleitet,  bei  der  Herr 
F.  P  i  1 1  a  t  h  -  Essen,  Vorsitzender  und  Delegierter  des  Esperanto-Bundes, 
einen  sehr  lehrreichen  und  interessanten  Vortrag  hielt  über  das  Thema: 
,,Die  Bedeutung  der  Weltsprache  Esperanto".  Die  Darlegungen  gipfelten 
in  der  Hauptsache  in  der  Begründung,  daß  Esperanto  eine  praktische  sprach- 
liche Notwendigkeit  der  Neuzeit,  und  zwar  für  Geschäftsleben  und  inter- 
nationale Verständigung,  bilde.  Weiter  wurden  die  leichte  Erlernbarkeit, 
der  logische  Aufbau  der  Grammatik,  die  Reichhaltigkeit  und  Ausdrucks  - 
möglichkeit  der  neutralen  Hilfssprache  ausführlich  behandelt.  Auch  wissen- 
schaftliche Vergleiche  zu  den  toten  und  gegenwärtigen  nationalen  Sprachen 
fanden  Darstellung.  Der  Vortrag  erntete  ungeteilten  Beifall  und  begegnete 
lebhaftem  Interesse,  was  die  umfangreiche  Diskussion  dokumentierte.  Letztere 
mußte  sogar  wegen  der  vorgerückten  Zeit  abgebrochen  und  auf  die  nächste 
Sitzung  vertagt  werden.  Das  Ziel  dieser  Veranstaltung  soll  die  Abhaltung 
eines  Esperanto-Kursus  sein,  zu  dem  bereits  Anmeldungen  vorliegen.  Die 
Gruppe  will  also  die  nachstehenden  Worte  von  Leo  Tolstoj  in  die  Tat  um- 
setzen: ,,Die  Opfer,  die  jeder  Mensch  unserer  europäischen  Welt  bringt, 
indem  er  einige  Zeit  dem  Studium  des  Esperanto  widmet,  sind  so  klein  und 
die  Resultate  so  groß,  daß  man  es  sich  nicht  versagen  kann,  diesen  Versuch 
zu  machen."  Möge  unser  Versuch  gelingen!  —  Im  Anschluß  an  diese  Veran- 
staltung, für  deren  Gelingen  allen  Beteiligten  herzlichst  gedankt  sei,  kann 
noch  eine  praktische  Arbeit  Erwähnung  finden.  Es  ist  beschlossen  und  Herr 
Lehrer  L  e  y  s  a  t  h  beauftragt  worden,  eine  Eingabe  an  das  hiesige  Ober- 
bürgermeisteramt  zu  richten,  nach  der  die  städtische  Lesehalle  täglich,  also 
auch  an  den  Sonntagen,  bis  10  Uhr  abends  (bisher  8  Uhr)  offengehalten  werden 
möchte.  Ebenso  sollen  unentgeltliche  volkstümliche  Lieder-  und  Theater- 
abende im  städtischen  Saalbau  behördlicherseits  zur  Durchführung  gelangen, 
und  zwar  ohne  Trinkzwang  für  die  Teilnehmer.  —  So  trägt  auch 
unsere  Gruppe  tatenfreudig  zur  Umgestaltung  unserer  Ideale  in  Wirklichkeit 
und  Leben  bei!  Es  ist  der  aufrichtige  Wunsch  des  Ausschusses,  daß  sich  zu 
dieser  beglückenden  Kulturarbeit  recht  viele,  viele  Mitarbeiter  finden  möchten; 
denn  je  mehr  wir  uns  im  Sinne  der  Bestrebungen  des  Instituts  zu  gemein- 
samer Arbeit  finden,  desto  größere  Erfolge  und  Ewigkeitswerte  können  für 
die  Menschheit  geformt  werden. 

Der  Sekretär. 
Paul  George. 

Von  der  Ortsgruppe  in  Wien. 

In  der  Juli-  und  Septembernummer  der  Dokumente  des  Fortschritts 
wurde  bereits  ausführlich  über  die  Einsetzung  der  beiden  Exekutivkomitees 
für  Propagierung 
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a)  des  weltlichen  Moralunterrichts  nach  dem  Muster  Frankreichs, 

b)  des  proportioneilen  Wahlrechts  nach  dem  Muster  Belgiens 
berichtet.    Seither  hat  in  Verfolgung  der  erstgenannten  Aktion  eine  öffent- 
liche Versammlung  im  Einvernehmen  mit  der  „Freien  Schule"  stattgefunden 
(am  10.  Oktober),  in  der  Herr  Jean  Jaques  Caspar  aus  Paris  über  Moral - 
Unterweisung  in  den  französischen  Staatsschulen  referierte. 

Von  der  Ortsgruppe  Beraun. 

Unter  Leitung  von  Herrn  Prof.  Seifert  pflegt  die  Gruppe  die  Berufung 
ausländischer  Vortragender  und  hat  am  18.  Oktober  wieder  einen  solchen 
Vortragen  Herrn  Jean  Jaques  Caspar  über  ,,Le  reveil  des  nationales  en 
Europe"  veranstaltet. 

Von  der  Budapester  Ortsgruppe. 

Der  verdienstvolle  Sekretär  der  Gruppe,  Herr  Dr.  Marchan  Geza,  teilt 
uns  mit,  daß  die  im  Mai  gegründete  Gruppe  bereits  eine  Reihe  von  Sitzungen 
abgehalten  und  auf  seinen  Antrag  beschlossen  habe,  ihr  erstes  Vereins  jähr 
einer  Diskussion  der  Probleme  des  Kinderschutzes  resp.  der  vor- 
liegenden Auslandserfahrungen  zu  widmen.  Diese  Probleme  stünden  derzeit 
in  Ungarn  im  Vordergrunde  des  Interesses  *),  und  die  Mitglieder  aller  Par- 
teien des  politisch  so  zerklüfteten  Landes  seien  wenigstens  in  diesen  Be- 
strebungen miteinander  einig. 

Die  Gruppe  beabsichtigt,  eine  Reihe  von  internen  Diskussionsabenden 
über  diese  Frage  zu  veranstalten;  eingeleitet  wurden  dieselben  jedoch  durch 
einen  Vortrag  des  Herrn  Jean  Jaques  Caspar  aus  Paris,  der  am  16.  Oktober 
vor  den  Mitgliedern  der  Budapester  Ortsgruppe  über  Jugendgerichte  in 
Frankreich  referierte. 

Von  der  Ortsgruppe  Abo. 

Die  Gruppe  hat  unter  Leitung  von  Dr.  v.  Ursin,  in  wertvollster  Weise 
unterstützt  von  Frl.  Dagmar  Oehrbohm,  ihre  regelmäßigen  Vortrags-  und 
Diskussionsabende,  die  im  Vorjahre  so  lebhaftes  Interesse  fanden,  wieder 
aufgenommen  und  beabsichtigt  außerdem,  eine  Rundfrage  über  gewisse 
Institutionen  Finnlands  (Alkoholverbot,  Frauenstimmrecht,Volkshochschulen), 
welche  die  moralische  Kraft  der  finnländischen  Bevölkerung  gestärkt  haben, 
zu  veranstalten  und  in  den  Dokumenten  des  Fortschritts  zu  veröffentlichen. 

Von  der  Ortsgruppe  Paris. 

In  Ausführung  des  Vorstandsbeschlusses  vom  Juni  hat  die  Pariser  Orts- 
gruppe eine  Broschüre  über  das  Volkshochschulproblem  ausgegeben  und  in 
derselben  einerseits  die  Krise  der  französchen  Volkshochschulen  kritisch 
beleuchtet,  andrerseits  jene  ausländischen  Institutionen  (so  das  Wiener 
Volksheim  und  die  dänischen  Volkshochschulen),  deren  Erfahrungen  einen 
Beitrag  zur  Lösung  des  französischen  Problems  geben  können,  geschildert. 

Von  der  Ortsgruppe  in  Algier. 

Die  Ortsgruppe  hat  sich  unter  Leitung  von  Herrn  Tardres  in  formeller 
Weist;  konstituiert  und  eine  Reihe  von  Diskussionsabenden  für  das  Winter- 
halbjahr vorbereitet. 

*)  Siehe  auch  die  Aufsätze  über  pädagogisch-psychologische  Laboratorien  und 
das  pedölogische  Museum  in  Budapest,  in  der  Oktobernummer  der  Dokumente  des 
Fortschritts. 
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Von  der  Ortsgruppe  in  Lissabon. 

Herr  Magalhaes  Lima,  Großmeistor  der  portugiesischen  Freimaurer,  und 
der  Direktionsrat  der  Academia  dos  estudos  Hvres,  haben  die  Reorganisierung 
der  Gruppe  in  ihre  Hände  genommen  und  wollen  insbesondere  kurzgefaßte 
Artikel  über  portugiesische  Entwicklungen  in  den  Dokumenten  des  Fort- 
schrittes zur  Veröffentlichung  bringen. 


Rückblick  und  Ausblick. 

In  der  Academie  francaise  ist  es  üblich,  daß  das  neu  gewählte  Mitglied 
seine  Tätigkeit  mit  einem  Rückblick  auf  das  von  seinem  Vorgänger  Ge- 
schaffene beginne. 

Soweit  auch  meine  bescheidene  Tätigkeit  von  den  hohen  Aufgaben  eines 
Mitgliedes  der  französischen  Akademie  entfernt  sein  wird,  sei  es  mir  dennoch 
gestattet,  mich  in  gleicher  Weise  an  die  Leser  der  Dokumente  des  Fort- 
schrittes zu  wenden:  mit  einer  Zusammenfassung  dessen,  was  mein  Vorgänger 
im  Amte,  Herr  Louis  Ganzenmüller,  der  im  Oktober  von  seiner  Betätigung 
in  unserem  Institute  zurücktrat,  um  sich  der  Leitung  eines  von  ihm  ge- 
gründeten selbständigen  Korrespondenzbureaus  zu  widmen,  in  diesem  Jahre 
durchgeführt  hat. 

Seine  wesentliche  Aufgabe  bestand  darin,  jene  Vortragsreisen  durch 
Europa  zu  arrangieren,  die  in  ihrer  Gesamtheit  dem  Typus  einer  internatio- 
nalen Volksuniversität  nahe  kommen. 

Von  Januar  bis  Oktober  waren  es  Miss  Sheepshanks,  Prof.  Agache, 
Prof.  Dr.  Broda,  Generalsekretär  Jean  Jaques  Caspar  und  Prof.  Dr.  Felix 
Regnault,  welche  in  dieser  Weise  sämtliche  Länder  Europas  und  Nordafrikas 
bereisten. 

Im  Januar  veranstaltete  Herr  Ganzenmüller  eine  Reihe  von  Vorträgen 
von  Prof.  Broda  in  Österreich  und  Deutschland. 

Im  Februar  mehrere  Vorträge  des  gleichen  Redners  in  Holland,  Belgien, 
Nord-  und  Mittelfrankreich. 

Von  März  bis  Mai  hielt  Miss  Sheepshanks,  die  Präsidentin  einer  der 
Londoner  Volksuniversitäten  und  seither  zur  Herausgeberin  des  publizisti- 
schen Organs  der  internationalen  Frauenstimmrechtsbewegung  erwählt, 
21  Vorträge  (in  Graz,  Wien,  München,  Konstanz,  Freiburg  i.  Baden,  Stutt- 
gart, Godesberg,  Brüssel,  Dortmund,  Hannover,  Kiel,  Berlin,  Leipzig,  Gera, 
Beraun,  Prag,  Görlitz,  Kaiisch  (russisch  Polen),  Krakau,  Lemberg  und 
Stanislau).  Sie  sprach  überwiegend  in  Frauenverbänden,  häufig  jedoch  auch 
in  den  verschiedenen  Ortsgruppen  unseres  Instituts. 

Zu  gleicher  Zeit  wurde  Prof.  Agache  nach  Nordeuropa  entsandt;  er 
sprach  siebenmal  (in  Abo  (zweimal),  Helsingfors,  Wiborg,  Reval  (zweimal) 
und  Dorpat),  überwiegend  in  Ortsgruppen  unseres  Instituts. 

Ebenfalls  zu  gleicher  Frühlingszeit  unternahm  Prof.  Broda  eine  Vör- 
tragsreise  nach  Südeuropa  und  Nordafrika,  deren  einzelne  Etappen  gleich- 
falls von  Louis  Ganzenmüllcr  vorbereitet  wurden. 
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Der  März  wurde  einer  Reihe  von  Versammlungen  in  Südfrankreich, 
Spanien  und  Portugal  gewidmet  und  konnten  in  mehreren  Städten,  so  ins- 
besondere in  Lyon,  Madrid  und  Lissabon,  Zentren  selbständiger  Betätigung 
für  die  Ziele  unseres  Vereins  ins  Leben  gerufen  werden. 

Dann  folgten  Vorträge  in  Oran,  Sidi-bel-Abbes,  Tlemcen,  Algier,  Con- 
stantine  und  Tunis  (sämtlich  in  Nordafrika)  und  anschließend  hieran  in 
Neapel,  Rom,  Fiume,  Belgrad  und  den  Städten  Ungarns. 

Im  Mai  dann  noch  in  einigen  Städten  Österreichs,  Deutschlands  und 
der  Schweiz. 

Zu  gleicher  Zeit  wurde  Herr  Prof.  Regnault  nach  Ägypten  entsandt, 
wo  er  eine  Reihe  von  Vorträgen  in  Kairo  und  Alexandrien  gehalten  hat. 

Damit  war  die  Sommerpause  gekommen,  die  von  Herrn  Ganzenmüller 
mit  der  Vorbereitung  der  herbstlichen  Vortragsreisen  ausgefüllt  wurde,  und 
kaum  hatte  das  herbstliche  Vereinsleben  wieder  begonnen,  als  Herr  General- 
sekretär Jean  Jaques  Caspar  eine  Vortragsreise  nach  Österreich-Ungarn  und 
dem  Balkan  antrat  und  auf  der  Rückreise  auch  die  Schweiz  berührte. 

Er  sprach  am  10.  Oktober  in  Wien  über  moralische  Erziehung  in  den 
Schulen  Frankreichs,  am  12.  in  Budapest  über  das  gleiche  Thema,  am  14. 
in  Belgrad  über  Le  Reveil  des  nationalites  en  Europe;  am  16.  veranstaltete 
unsere  Ortsgruppe  zu  Budapest  eine  Versammlung,  in  der  Herr  Caspar  über 
Les  tribunaux  pour  enfants  en  France  referierte. 

Am  17.,  18.  und  20.  folgten  dann  Vorträge  des  gleichen  Redners  in  Prag, 
Beraun  und  Lausanne. 

Eben  in  diesen  Tagen  tritt  Herr  Prof.  Broda  eine  Vortragsreise  an; 
deren  Daten,  soweit  sie  bei  Niederschrift  dieser  Zeilen  feststehen,  nach- 
stehend wiedergegeben  seien,  auf  daß  die  Leser  dieser  Zeilen  eventuell  Ge- 
legenheit nehmen  können,  die  Vorträge  zu  besuchen  und  den  anschließenden 
Besprechungen  unserer  Ortsgruppen  ihren  Rat  und  ihre  Unterstützung  zu 
leihen. 


Daten 

Orte 

Thema 

Nähere  Auskunft 
bei  unserm 
Delegierten 

2.  Nov. 
vormittags 

Lille,  Universite  populaire 

Le  röle  de  la  violence 
dans  les  conflits  de  la 
vie  moderne 

2.  Nov. 

Tournai,  Belgien,  Cerele 
d'enseignement  popu- 
laire 

L'enseignement  de  la  mo- 
rale  laique  en  France. 

4.  Nov. 

Brüssel,  Ligue  beige  du 
droit  des  flemmes 

Les  pays  oü  l'alcool  dis- 
parait 

Maxime  Faucon- 
nier,  101  Avenue 
deWoluve  ä  Wo- 
luve  St.  Lambert. 

5.  Nov. 

Köln,  Ortsgruppe  des 
Bundes  technisch-indu- 
strieller Beamter 

Das  Trustproblem  in  Ame- 
rika und  seine  Lösung 
in  Australien 

7.  Nov. 

Godesberg,  Frauenstimm- 
rechtsverb. 

Was  die  Völker  von  ein- 
ander lernen  können. 

8.  Nov. 

Bonn,  Internationale  Stu- 
dentenvereinigung und 
„Freie  Studentenschaft" 

Die  Rolle  der  Gewalt  in 
den  Konflikten  des  mo- 
dernen Lebens. 

9.  Nov. 

Bonn,  Ortsgruppe  des  In- 
stituts 

Soll  der  Fortschritt  der 
Menschheit  ein  Zufalls- 
spiel bleiben  ? 

Dr.  Verweyen, 
Königstraße  34. 
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10.  Nov. 


11. 

12. 


Nov. 
Nov. 


13.  Nov. 


14.  Nov. 


16.  Nov. 


17.  Nov. 


19.  Nov. 


20.  Nov. 


21.  Nov. 


22.  Nov. 


23.  Nov. 


26.  oder 

27.  Nov. 
29.  Nov. 


Düsseldorf,    F  ortschritt- 

liche  Volkspartei 
Elberfeld, 

Essen,  Ortsgruppe  des  In- 
stituts 

Witten,  Frauenstimm- 
rechtsverband 


Dortmund,  Ortsgruppe 
des  Instituts 

Hannover,  Ortsgruppe 
des  Instituts 

Kassel,  Bund  für  persön- 
liche Religion 


Gießen,  Freidenkerver- 
band 

Frauenstimm- 
rechtsverband 


Marburg 


des 


Mainz,  Ortsgruppe 
Instituts 

Aschaffenburg,  Orts- 
gruppe des  Instituts 

Mannheim,  Ortsgruppe 
des  Instituts 


Bern,  Verband  freigeistiger 

Vereine 
St.  Etienne,  Club  franco- 

etranger 


Kulturaufgaben  des  Jahr- 
hunderts. 


Kulturaufgaben  des  Jahr- 
hunderts. 

Die  Bezwingung  des  Al- 
koholismus durch  das 
Frauenstimmrecht  (Er- 
fahrungen Finnlands  u. 
Neuseelands) 

Soll  der  Fortschritt  der 
Menschheit  ein  Zufalls- 
spiel bleiben? 


Trennung  von  Kirche  und 
Staat  (Erfahrungen 
Frankreichs  und  Ame- 
rikas). 

Die  religiöse  Weltkrise 

Die  Frau  im  Parlament 
(Erfahrungen  des  Aus- 
lands) 


Fortschrittsmoral  oder 
Kirche 

Ce  que  les  peuples  peuvent 
apprendre  les  uns  des 
autres 


Dr.  Fritz  Bachmann, 
Josephinenstraße  5. 

Redakteur  George, 

Essen- West, 
Bardelebenstraße  8. 


Dr.  F.  Lütgenau, 
Dudenstraße  23. 

Iwan  Katz,  Ferdi- 
nandstraße 33. 
Ernst  Strüling, 

Emilienstraße  12. 


Wilhelm  Christ, 
Hafenstraße  23. 
Tierarzt  Dun,  Bhf. 
Hösbach  b.  Aschff  bg. 
Karl  Ludwig  Becker, 
Ludwigshafen, 
Kaiser  Wilhelm- 
straße 35. 


Unsere  Mitglieder  und  Freunde  sind  sehr  herzlich  gebeten,  nicht  nur 
selbst  diese  Vorträge  zu  besuchen,  sondern  auch  ihrerseits,  in  unserem  Namen, 
Freunde  und  Bekannte  zu  diesen  Vorträgen,  und  vor  allem  zu  den  anschließen- 
den Sitzungen  unserer  Ortsgruppen  einzuladen,  und  so  den  Anschluß  neuer 
Gesinnungsfreunde  an  unsere  Gruppe  zu  vermitteln. 

Vielleicht  soll  an  dieser  Stelle  vorschauend  noch  einer  Vortragsreise 
gedacht  Werden,  die  Prof.  Broda  im  Januar  unternehmen  wird. 

Ich  gebe  nachstehend  die  bis  heute  fixierten  Daten,  um  so  Vereine  und 
Persönlichkeiten  in  andern  Städten  der  Reiseroute  in  die  Lage  zu  setzen, 
sich  an  unser  Hauptbureau  mit  Anträgen  für  Arrangement  von  Vorträgen 
in  ihrem  Kreise  zu  wenden.  Allerdings  muß  ich  hinzufügen,  daß  solche  An- 
träge nur  bei  umgehender  Verständigung  noch  eine  gewisse  Aussicht  auf 
Berücksichtigung  besitzen,  da  ja  längstens  im  Laufe  des  November  alle 
Lücken  ausgefüllt  werden  dürften. 
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Daten 


Orte 


Themen 


Das  Trustproblein  in  Amerika  und 
seine  Lösung  in  Australien. 


Was  die  Völker 
lernen  können. 


voneinander 


7.  Januar       Prag,  Verein  „Freie  Schule'' 
9.  Januar       Gera,  Versammlung  unserer  Orts- 
gruppe 

10.  Januar       Leipzig,    Versammlung  unserer 
Ortsgruppe 

12.  Januar       Dresden,  Gesellschaft  für  inter- 
nationale Verständigung 

13.  Januar       Breslau,    Versammlung  unserer 
Ortsgruppe 

14.  Januar       Breslau,  Verein  freier  Gedanke 
16.  Januar       Danzig,  Monistenbund 
18.  Januar       Stettin,  Freie  Religionsgemeinde 

21.  Januar       Schwerin,  Vereinigung  für  wissen-    Soll  der  Fortschritt  der  Mensch- 
schaftliche  Vorträge  heit  ein  Zufallsspiel  bleiben? 

22.  Januar       Hamburg,  Monistenbund  Völkerverständigung  und  Völker- 
organisation. 

Um  den  Vereinen,  die  eventuell  an  weiteren  Vorträgen  Interesse  haben 
könnten,  ihre  Entschließung  zu  erleichtern,  geben  wir  nachstehend  eine  Liste 
der  Themen,  die  Prof.  Broda  behandeln  könnte: 

1.  Für  internationale  und  Friedens  vereine: 

Was  die  Völker  voneinander  lernen  können. 
Die  synthetische  Weltkultur  der  Zukunft. 
Die  Vereinigten  Staaten  der  Erde. 

Die  Rolle  der  Gewalt  in  den  Konflikten  des  modernen  Lebens. 
Nationalismus  und  Übernationalismus. 

2.  Für  Vereine,  die  sich  der  Pflege  allgemeiner   Kultur  widmen: 

Soll  der  Fortschritt  der  Menschheit  ein  Zufallsspiel  bleiben  ? 
Was  könnte  der  Fortschritts  w  i  1 1  e  der  Menschheit  vollbringen  ? 
Fortschrittsmoral. 

Die  Kulturaufgaben  des  Jahrhunderts. 

Die  sozialen  Krankheiten  der  Zeit  und  ihre  Bekämpfung. 

3.  Für  freigeistige  Vereine : 

Die  religiöse  Weltkrisis. 

Die  Entwicklungslehre  und  ihre  Anwendungen  auf  Weltanschauung, 

Moral  und  Leben. 
Konfessioneller  Religionsunterricht  oder  weltlicher  Moralunterricht  ? 

(Erfahrungen  Frankreichs). 
Trennung  von  Kirche  und  Staat  (Erfahrungen  Frankreichs  und. 

Amerikas). 

4.  Für  Frauenvereine  und  Abstinente  n  v  e  r  b  ä  n  d  e  : 

Die  Frau  im  Parlament  (Erfahrungen  der  Länder,  die  das  Frauen- 
stimmrecht besitzen). 
Frauenberufe  der  Zukunft. 
Das  Problem  der  Ehescheidung. 
Das  Zweikindersystem  in  Frankreich. 
Länder  ohne  Trunksucht. 

Die  Bezwingung  des  Alkoholismus  durch  das  Frauenstimmrecht  (Er- 
fahrungen Finnlands  und  Neuseelands.) 
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5.  Für  sozialpolitische  Vereine: 

Das  Heimarbeitsproblem  im  Lichte  ausländischer  Erfahrung. 

Die  gesetzliche  Festlegung  der  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  (Er- 
fahrungen Australiens.) 

Sozialversicherung  oder  Staatsbürger  Versorgung?  (Erfahrungen  Eng- 
lands). 

6.  Für  Volksbildungsvereine  : 

Asiens  Wiedergeburt. 
.  Indiens  Erwachen. 
Die  Entwicklungsmöglichkeiten  Chinas. 

W  egen  aller  Einzelheiten  wolle  man  sich  an  mich  wenden. 

Der  stellv.  Sekretär 
Karl  Brandl, 
59,  rue  Claude  Bernard,  Paris. 


Liste  der  Zeitschriften, 

die  im  Lesezimmer  des  Institutes  in  Paris,  59,  rue  Claude  Bernard,  aufliegen 
und  unseren  Mitgliedern  des  In-  und  Auslandes  leihweise  und  unent- 
geltlich zur  Verfügung  stehen. 

Bestellungen  wolle  man  an  den  Bibliothekar  des  Instituts,  59,  rue  Claude  Bernard, 
Paris,  richten.  Die  Versendung  erfolgt  franko.  Nach  Rücksendung  der  Zeitschrift  kann 
eine  andere  verlangt  werden  (bei  Entleihung  von  mehr  als  fünf  Heften  pro  Jahr  gegen 
Erstattung  der  überschüssigen  Portoauslagen). 

Wer  Broschürenmaterial  über  ein  Problem  zu  erhalten  wünscht,  wolle  dies  Problem 
angeben;  es  werden  ihm  Broschüren  aus  der  Sammlung  des  Lesezimmers  übermittelt. 

Die  autonomen  Ortsgruppen  des  Institutes  können  auf  Wunsch  eine 
größere  Anzahl  von  Zeitschriften  für  mehrwöchigen  Gebrauch  resp.  Umher- 
gehen unter  ihren  Mitgliedern  erhalten. 

a)  Zeitschriften  in  deutscher  Sprache. 


Kunstwart. 
Nord  - und  Süd. 
Neue  Rundschau. 
Vortrupp. 
Die  Tat. 

Der  Staatsbürger. 

Sozialistische  Monatshefte. 

Der  Kampf.  Wissenschaftliches  Or- 
gan der  österreichischen  Sozial- 
demokratie. 

Periodisches  Bulletin  des  internatio- 
nalen sozialistischen  Bureaus  in 
Brüssel. 

Das  Freie  Wort. 

Das  monistische  Jahrhundert.  Organ 
des  Deutschen  Monistenbundes. 

Organ  der  Deut- 


Ethische  Kultur. 


sehen  Gesellschaft  für  ethische 
Kultur. 

Bodenreform.  Organ  des  Bundes 
deutscher  Bodenreformer. 

Archiv  für  Rechts-  und  Wirtschafts- 
philosophie. Organ  der  Internat. 
Vereinigung  f.  Rechts-  und  Wirt- 
schaftsphilosophie. 

Blätter  für  vergleichende  Rechtswis- 
senschaft und  Volkswirtschafts- 
lehre. Organ  der  Internat.  Ver- 
einigung für  vergl.  Rechtswiss.  u. 
Volkswirtschaftsl. 

Weltwirtschaftliches  Archiv. 

Nordland.  (Deutsch-nordischer  Kul- 
turaustausch.) 

Die  Friedenswarte.  Für  zwischen- 
staatliche Verständigung. 
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Völkerfriede.    Organ  der  Deutschen  Sexualprobleme. 

Friedensgesellschäft:  Zeitschrift  für  Kinderschutz  und  Ju- 
Die  neue  Generation.  Organ  des  Bun-  gendfürsorge. 

des  für  Mutterschutz.  Akademische  Rundschau. 


b)  Zeitschriften  in  Iii 

L'Action  nationale.  Probleme  der 
staatlichen  und  sozialen  Ent- 
wicklung Frankreichs. 

L'Action  regionaliste.  Organ  der  Be- 
wegung für  Dezentralisierung  der 
französischen  Verwaltung. 

L'Alliance  spiritualiste.  Religions- 
wissenschaft und  Spiritismus. 

Les  Amities  franc,aises.  Organ  der 
Bewegung  für  Verbreitung  fran- 
zösischer Kultur  im  Ausland. 

Les  Annales  de  la  regie  directe.  Pro- 
bleme der  Verstaatlichung  und 
Verstaatlichung. 

L' Association  ouvriere.  Französische 
Genossenschaftsentwicklung. 

Bulletin  mensuel  de  la  societe  libre 
pour  l'etude  psychologique  de  l'En- 
fant.  Kinderforschung. 

Bulletin  de  Poffice  du  travail.  Über- 
sicht des  Fortgangs  der  inter- 
nationalen Arbeiterschutzgesetz- 
gebung (trocken-amtliche  Dar- 
stellung). 

Bulletin  de  la  statistique  generale  de 
France.  Wirtschaftliche  und  So- 
zialstatistik. 

Le  Christianisme  social.  Organ  der 
evangelisch -sozialen  Bewegung. 

La  Chronique  sociale  de  France.  Organ 
der  katholisch-sozialen  Bewegung. 

La  Controverse.  Kritik  der  französi- 
schen Verwaltung,  vom  Stand- 
punkte liberaler  Wirtschaftsphilo- 
sophie. 

Les  Cooperation  des  ldees.  Moralische 
und  moralpädagogische  Fragen. 

Le  Courrier  Europeen.  International»' 
Probleme. 

Demain.  Sozial-  und  Lebensphilo- 
sophie. 

L'Ecole  renovee.  Pädagogische  Re- 
form, begründet  von  Francisco 
Ferrer. 

L' Effert  libre.  Allgemeine  Kultur - 
fragen. 


nzösischer  Sprache. 

L'Enseignement  secondaire.  Fragen 
des  französischen  Mittelschul- 
wesens. 

L'Essor.  Literatur. 

L'Evolution  economique.  Übersicht 
der  industriellen  Konzentrat  in  ns- 
bewegung  (Trusts  und  Kartelle). 

Les  Feuillets.  Kultur  fragen  der  ro- 
manischen Schweiz. 

Le  Foyer  populaire.  Organ  der  belgi- 
schen Sozialdemokratie. 

La  grande  Revue.  Französische  Kul- 
turfragen. 

Hermes.  Literaturfragen. 

L'Ile  sonnante.  Novellen  und  Ge- 
dichte. 

La  Lutte  contre  le  chömage.  Organ 
der  internationalen  V ereinigung 
zur  Bekämpfung  der  Arbeits- 
losigkeit. 

Les  Marches  de  Provence.  Literarische 
Arbeiten. 

Minerva.   Pädagogische  Fragen. 

Le  Musee  social.  Sozialwissensch  ält- 
liche Studien. 

Les  Nouveaux  Horizons.  Spiritisti- 
sche Zeitschrift. 

La  Nouvelle  Revue  franc,aise.  Lite- 
ratur. 

L'  Occident.  Lebensphilosophie. 

V Oeuvre.  Nationalistische  und  anti- 
semitische Kritik  der  französi- 
schen Regierung  und  der  leitenden 
Gesellschaftskreise. 

Pages  modernes.  Literatur  und  Kunst. 

La  Paix  par  le  droit.  Organ  der  fran- 
zösischen Friedensgesellschaft. 

Pan.    Französische  Literatur. 

Pathologie  comparee.  Fragen  der  ver- 
gleichenden Pathologie. 
Questions   pratiques   de  legislation 
ouvriere.  Arbeit erschu  t  /.  bewegu  ng 
Frankreichs. 

La  Quinzaine  coloniale.  Entwick- 
lungsfragen  der  französischen  und 
anderer  Kolonialgebiet  e. 
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La  Renaissance  contemporaine.  Kul- 
turelle und  literarische  Fragt1!) 
Frankreichs. 

La  Raison.  Organ  der  französischen 
Freidenkerbewegung. 

La  Revue.  Allgemeine  Kulturpro- 
bleme Frankreichs  und  des  Aus- 
landes. 

Revue  de  Belgique.  Fragen  der  sozi- 
alen und  kulturellen  Entwicklung 
Belgiens. 

La  Revue  critique.  Royalistische 
Kritik  des  französischen  Staats- 
lebens. 

La  Revue  des  Francis.  Politische 
Zeitschrift,  nationalistischer  Ten- 
denz. 

La  revue  hebdomadaire.  Kultur- 
fragen. 

La  Revue  de  Hongrie.  Probleme  Un- 
garns. 

La  Revue  des  Idees.  Philosophische 
Probleme. 

La  Revue  independante.  Literatur 
und  Kunst. 

Revue  industrielle.  Industriefragen 
Mittelfrankreichs. 

La  Revue  du  mois.  Philosophische 
und  wissenschaftliche  Fragen. 

La  Revue  p£dagogtque.  Fragen  des 
französischen  Schulwesens. 

Revue  positiviste.  Sozial-  und  Kultur- 
entwicklung  aller   Völker,  vom 


Standpunkte  positivistischer  Phi- 
losophie aus  beurteilt. 

La  Revue  socialiste.  Wissenschaft- 
liches Organ  der  französischen  so- 
zialistischen Bewegung. 

La  Science  sociale.  Soziologische  For- 
schungen unter  dem  Gesichts- 
punkte der  französischen  societe 
de  la  science  sociale. 

Socialistne  rationel.  Bodenreform- 
fragen. 

Societe  nouvelle.  Sozial-philosophi- 
sche Fragen,  vor  allem  Probleme 
der  Bodenverstaatlichung. 

La  Solidarite  sociale.  Fragen  der  So^ 
zialreform. 

Le  Spectateur.  Philosophische  und 
soziale  Fragen. 

La  Temps  present.  Romane,  Novellen 
und  Gedichte. 

L'  Union  morale.  Organ  des  Ligue 
d'education  morale. 

L' Universite  de  Bruxelles.  W  issen- 
schaftliche Probleme. 

V Universite  de  Paris.  Organ  des  all- 
gemeinen Studentenverbandes  an 
der  Pariser  Universität. 

La  Vie  intellectuelle.  Literaturpro- 
bleme Frankreichs  und  des  Aus- 
landes. 

La  Vie  internationale.  Organ  des  Ver- 
bandes der  internationalen  Gesell- 
schaften in  Brüssel. 


c)  Zeitschriften  in  englischer  Sprache. 


Edinburgh  Review.  Soziale  und  Kul- 
turfragen Englands. 

Modern  Review.  Indische  Sozialpro- 
bleme. 

The  Outlook.  Amerikanische  Politik. 


Socialist  Review.  Wissenschaftliches 
Organ  der  englischen  Sozialdemo- 
kratie. 

Times.  Wochenausgabe. 

Survey.   Soziale  Fragen  Amerikas. 


d)  Zeitschriften  in  italienischer  Sprache. 


Coltura  Popolare.  Organ  des  Verban- 
des italienischer  Volksuniversi- 
täten. 

L'Attualitä  medica.  Medizinische 
Fragen  (herausgegeben  in  Mai- 
land). 

Cenobium.  Religionswissenschaft. 


Colonia  della  Salute.  Wissenschaft- 
liche Aufsätze. 

II  Commune  Moderno.  Munizipal- 
fragen. 

Critica  sociale.  Sozialpolitische  Stu- 
dien. 

Rivista  di  Roma.  Kultur-  und  Lite- 
raturfragen. 
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e)  Zeitschriften  in  spanischer,  rumänischer  und  schwedischer  Sprache. 

Bolletin  del  Museo  social.     Sozial-  Ratiunea.     Freigeistige  rumänische 

wissenschaftliche  Studien.  Zeitschrift. 

La  Paz  social.     Soziale  Reformen  Tiden.     Wissenschaftliches  Organ 

Spaniens.  der   sozialdemokratischen  Partei. 

Accion  social.      Spanische  Sozial-  Schwedens. 

reform. 

f)  Ferner  sämtliche  alte  und  neue  Nummern  der  Institutsorgane. 

Dokumente  des  Fortschritts  (Berlin).  Progress  (London).  1910—1913. 

1907—1913.  Szociälpolitikai  Szemle  (Budapest). 
Les  Documents  du  Progres  (Paris).         1910 — 1913. 

1907—1913.  Saprossi  Schisny  (St.  Petersburg). 
The  International  (London).    1908—  1909—1912. 

1909.  Homaro  (Madrid).  1912—1913. 


Hierzu  ein  Prospekt  der  Verlagsbuchhandlung  B.  O.  Teubner  in  Leipzig 

über  „Das  Jahr  1913". 
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DIE  GESELLSCHAFT 

SAMMLUNG  SOZIALPSYCHOLOGISCHER 
MONOGRAPHIEN  /  HERAUSGEGEBEN  VON 
Dr.  MARTIN  BUBER 

Jeder  Band  kartoniert  Mk.  1.50,  in  Leinen  gebunden  Mk.  2.— 

i     Bd.  1*  Werner  Sombart,  Das  Proletariat  /  Bd.  2*  Georg  Simmel, 
\     Die  Religion  /  Bd.  3*  Alexander  Ular,  Die  Politik  /  Bd.  4*  Eduard 
Bernstein,  Der  Streik  /  Bd.  5  J.  J.  David,  Die  Zeitung  /  Bd.  6* 
Albrecht  Wirth,  Der  Weltverkehr  /  Bd.  7*  Ernst  Schweninger, 
DerArzt/Bd.8  Richard  Calwer,  Der  Handel  /  Bd.  9  Fritz  Mauth- 
ner,  Die  Sprache  /  Bd.  10  Karl  Scheffler,  Der  Architekt  /  Bd.  1 1 
Willy  Hellpach,  Die  geistigen  Epidemien  /  Bd.  12*  Paul  Göhre, 
Das  Warenhaus  /  Bd.  13  Gustav  Landauer,  Die  Revolution  / 
Bd.  14-15*  Franz  Oppenheimer,  Der  Staat  /  Bd.  16  Ludwig  Gur- 
litt,  Die  Schule  /  Bd.  17  Hellmuth  von  Gerlach,  Das  Parlament  / 
Bd.  18  Max  Burckhard,  Das  Theater  /  Bd.  19  Paul  Rohrbach,  Die 
Kolonie  /  Bd.  20  Oscar  Bie,  Das  Kunstgewerbe  /  Bd.  21  Ludwig 
Brinkmann,  Der  Ingenieur  /  Bd.  22  Friedrich  Glaser,  Die  Börse  / 
Bd.  23  Robert  Hessen,  Der  Sport  /  Bd.  24*  Wilhelm  Ostwald, 
Erfinder  und  Entdecker  /  Bd.  25  Ferdinand  Tönnies,  Die  Sitte  / 
Bd.  26  Arthur  Bonus,  Die  Kirche  /  Bd.  27  Martin  Beradt,  Der 
Richter  /  Bd.  28-29*  Ellen  Key,  Die  Frauenbewegung  /  Bd.  30 
Karl  Jentsch,  Die  Partei  /  Bd.  31  Joseph  Kohler,  Das  Recht  / 
Bd.  32  Rudolf  Pannwitz,  Die  Erziehung  /  Bd.  33*  Lou  Andreas- 
Salome,  Die  Erotik  /  Bd.  34*  Rudolf  Kaßner,  Der  Dilettantis- 
mus /  Bd.  35-36*  Eduard  Bernstein,  Die  Arbeiterbewegung  / 
Bd.  37-38*  Karl  Bleibtreu,  Das  Heer  /  Bd.  39*  Wilhelm  Schäfer, 
Der  Schriftsteller  /  Bd.  40*  Julius  Goldstein,   Die  Technik 

Die  mit  *  bezeichneten  Bände  sind  auch  als  Geschenkband  zum 
Preise  von  2  Mark  zu  haben  /  Ausführliche  Prospekte  kostenlos  vom  Verlag 
Weitere  Bände  erscheinen  in  rascher  Folge 

VERLAG  DER  LITERARISCHEN  ANSTALT 

ROTTEN  &  LOENING 

FRANKFURT  AM  MAIN 

*3 
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Kapitalanlagen 

Praf tifd)c$  6anfcbud)  ron  2(rtl>uc  Horben 

Unter  tlTimurfting.  von  Dr.  jur,  et  phil.  iLnonng  *5of,  Dr.  jur.  5eltr 
Pinner,  Dr.  jur.  ITTartin  5rieölaent>er  uno  Dr.  phil.  Tlbolf  Xoeber 

(Bebeftct  mavf  5.—  (Sebunben  ZHarf  6  — 

Verlag  t>on  (Beorg  Weimer  in  Serltn  tt)  J  o 

(Ein  3iiperläffiger  unb  unabhängiger  Hatgeber  in  ben  fragen  ber  (5elb= 
pertpertung  ift  für  bas  publifum  pon  großem  tDerte.  Horbens  *}anb= 
bud)  gibt  fnapp  unb  aügemeinperftänblich  Belehrungen  über  alles, 
roas  mit  Börfe,  fjanbel  unb  Derfehr  in  (gufammenhang  ftefyt,  es  er* 
örtert  in  treffenber  unb  intereffanter  tDeife  bie  einzelnen  ^toeige  ber 
Polfsnnrtfdiaft.  3n  erf*er  £i™e  ip  oas  23uch  fur  ^apitaliften  beftimmt, 
für  bie  es  als  überftcfytltdjes  unb  3uperläfftges  Icad^lagetperf  r>on 
bauernbem  IDerte  tft.  Die  Stubenten  ber  Polfsroirtfd^aft  unb  biel}anbels= 
fd^üler  fönnen  ftd?  an  £janb  ber  Horbenfdjeu  Ausführungen  mit  ben 
perfd?iebenen  (Sattungen  ber  IPertpapiere  genau  pertraut  mad^en;  in 
gletd^er  IDeife  tpirb  bas  IDerf  aud?  Banfbeamten  gute  Dienfte  leiften. 

Urteile  ber  Prefie 

Das  IPerF  tft  überficfytlid?,  fefyr  belefyrenb  unb  tttcfyt  fcfywer  üerftänblicfy.  3tt  bte 
cut3elnen  gweige  unferer  DoIFswirtfcfyaft,  meiere  bei  ber  Befyanblung  ber  Dit>ibenben= 
papiere  erörtert  werben,  gemährt  es  intereffante  (EinblicFe.       Hötmfdfe  Polfsjeitun« 

<£in  meiner  Habe  in  ber  HTenge  r»on  Hatgebern  ift  bas  IPerF  r>on  21rtfmr 
Horben,  bei  beffen  2Ibfaffung  namhafte  beutfd?e  §ad?fd?rtftftellcr  mitgewirFt  tjaben. 
IPir  Fönnen  jebem  r>orftcf?tigen  Kapitaliften  biefes  IDerF,  bas  frei  von  jeber  ein* 
fettigen  Stellungnahme  ift,  beftens  empfehlen.  Peutfct?e  Sparfaffen.geitung 

Der  fefyr  fad?Funbige  Derfaffer  unb  feine  IHitarbeiter  bezaubern  unparteiifd), 
Flar  unb  ausführlich  bie  uerfd?iebenen2lnlagemöglicr/Feiten  unb  geben  einetreffenbe 
(IfyaraFteriftiF  ber  uerfdjiebenen  <2ffeFtengattungen.  Das  gemeittüerfiänblid?  ge^ 
fcfyriebene  Bucfy  wirb  nicfyt  nur  bem  £aien,  fonbern,  auefy  bem  3anFbeamten 
gute  Dienfte  leiften.  geitfd?rift  für  §anbelstt>iifmfd?aft. 

Horbens  ^anbbnd}  enthält  weit  mefjr  als  bloft  Angaben  über  bie  Der« 
trauenswürbigFeit  non  papieren  unb  über  KapitalanlagemöglicfyFeiten.  (Es 
werben  hier  bie  ftnan3ieüen  (Srunblagen  unb  bie  3inan3politlF  gan3er  Staaten, 
großer  BanF--  unb  3n<3uftrieFon3erne,  °'e  PerFnüpfung  ber  großen  Staats«  unb 
priuatwirtfcfyaften,  bie  Strebungen  bes  tüeltfyanbels,  banbels=  unb  ftnan3wiffen= 
fcf/aftlid?e  fragen,  alfo  Fur3  bas  gefamte  2Pirtfd?aftswefen  ber  (Segenwart  be< 
fprocfyen,  aber  ftets  unter  ÖerücFftcbtigung  ber  2lbficr/t  bes  Buches,  bem  £aien 
bamit  ^inger3eige  3U  geben,  wie  er  fein  Kapital  ftcfyer  anlegen  Fatm.  Da  bas 
V>udf  nicfyt  nur  fefyr  inftruFtir»,  fonbern  aud?  leicht  uerftänblicr/  unb  ftilifiifd?  gut 
getrieben  ift,  fo  Fönnte  es  fogar  für  £?anbelsfdmleu  unb  DolFsbibliotfjeFen 

empfohlen  werben.  8aYertfd?e  §an&els3ettung. 
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LA  HOMARO 


Monatliche  Esperanto-Revue  für 
fortschrittliche  Kulturbestrebungen 


Esperanto  -Ausgabe 
der  Dokumente  des  Fortschritts 


Redaktion:  Dr.  med.  Fr.  Uhlmann,  Schussenried  (Württemberg) 
Bureau:  A. Thonney,  18a  Avenue  Bergieres,  Lausanne  (Schweiz) 
Verlag  U.Administration:  Julio  Mangada,  96  S.Bernardo, Madrid 

Jahresabonnement  nach  allen  Ländern  Fr.  2.50  (Mark  2.—) 
Probenummern  gratis  durch  den  Verlag 


BRITISH  INSTITUTE  OF  SOCIAL  SERVICE 


0  b  j  e  c  t  s :  To  collect,  register  and  disseminate  Information  relating 
to  all  forms  of  Social  Service  in  order: 


1.  To  make  such  information  available  to  all  concerned 
in  the  improvement  and  elevation  of  our  national  life. 

2.  To  promote  the  initiation  and  development  in  this 
country  of  the  most  beneficial  and  successful  forms 
of  Social  Service. 

3.  To  give  assistance  to  all  organizations  that  have 
social  aims,  and  to  facilitate  co-operation  between 
them;  and,  as  far  as  possible,  to  prevent  overlapping. 


Progress  serves  as  the  medium  f or  distributing  the  information 
which  has  been  gathered  and  stored  in  the  Library.  Each 
issue  contains  articles  by  experts  on  the  subjects  with 
which  they  deal,  also  shorter  articles  which  merely  outline 
various  civic,  social  and  industrial  activities  in  order  to 
stimulate  inquiry.  It  contains  in  addition  reviews  of  the 
latest  sociological  books,  with  a  valuable  bibliography  of 
such  books  and  articles  as  have  been  published  during 
the  previous  quarter. 

Office:  4  Tavistock  Place,  London. 
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Zusammenschluß 
der  freien  Geister! 

Wer  die  Bestrebungen  des 
Deutschen  Freidenkerbundes 
fördern  helfen  will: 

unter  Beiseitelassung  der  Politik  für  Humanität, 
religiöse  Aufklärung,  wissenschaftliche  Er- 
kenntnis und  Bildung,  Wahrung  der  vollen 
Glaubens-  und  Gewissensfreiheit,  der  freien 
Selbstbestimmung  in  allen  religiösenAngelegen- 
heiten  gemäß  den  Grundsätzen  der  fortschrei- 
tenden Vernunft  und  Wissenschaft  zu  wirken : 

Der  erkläre  seinen  Beitritt! 

Mindestbeitrag  4  Mark  jährlich,  wofür  die  Zeit- 
schrift »Der  Freidenker«,  Organ  des  Deutschen 
Freidenkerblindes,  monatlich  zweimal  kosten- 
los geliefert  wird. 

Geschäftsstelle : 

München  2,  NW.  18 


Szociälpolitikai 
Szetnle 

(Sozialpolitische  Rundschau) 

Mitteilungen  aus  dem  Bereiche  der 
Sozialpolitik,  Sozialhygiene,  Sozialtech- 
nik, der  Tarifvereinbarungen  zwischen 
Arbeitgebern  und  Arbeitern,  der  Organi- 
sation der  Arbeitgeber  und  Arbeiter  und 
des  wirtschaftl.,  technischen  u.  wissen- 
schaftl.  Fortschritts  im  In-  und  Ausland 

Ungarische  Ausgabe  der  Dokumente  des 
Fortschritts 

Herausgegeben  v.Dr.  Eugen  Länczi 

in  Verbindung  mit  Dr.  Marcel  Kadosa 

Erscheint  monatl.  zweimal.  Abonnement  jahrl.  20  Kr. 

Redaktion  u.  Administration: 
Budapest  V.,   Väcistraße  4 


Ethische  Kultur 

Halbmonatsschrift 
für  ethisch -soziale  Reformen 

Begründet  von  GEORG  VON  GIZYCKI 

Mit  der  Monatsbeilage  „Kinderland",  Blätter  für 
ethische  Jugenderziehung,  u.  der  Vierteljahrsbei- 
lage :  „Weltliche  Schule".  (Mitteilungen  des  Deut- 
schen Bundes  für  weltl.Schule  u. Moralunterricht.) 

Herausgeg.  von  DR.  RUDOLF  PENZIG 

Verlag:  Verlag  für  ethische  Kultur 
Richard  Bieber,  Berlin  S0.16,Rungest.27 

Die  im  21.  Jahrgange  erscheinende  Halbmonats- 
schrift »Ethische  Kultur«  mit  ihren  wertvollen 
Beiblättern  Kinderland  und  Weltliche  Schule  ist  mit 
stetig  wachsendem  Erfolge  bemüht,  gegenüber  der 
zum  Teil  unvermeidlichen  Zersplitterung  moderner 
fortschrittlicher  Kulturentwicklung  nachdrücklich 
deren  E  i  n  h  e  i  t  zu  betonen  und  festzuhalten  und  so- 
mit eine  gemeinschaftliche  Basis  zu  schaffen,  auf  der 
alle  freiheitlichen  Gedankenrichtungen  sich  begeg- 
nen, und  alle  vorwärts  gerichteten  Elemente  sich 
zusammenfinden  können. 

Die  »Ethische  Kultur«  mit  der  Monatsbeilage 
»Kinderland«,  Blätter  für  ethische  Jugenderziehung, 
und  der  Vierteljahrsbeilage  »Weltliche  Schule«  (Mit- 
teilungen des  Deutschen  Bundes  für  weltliche  Schule 
und  Moralunterricht)  erscheint  am  1.  und  15.  jeden 
Monats.  Preis  vierteljährlich  Mk.1.60.  Man  abonniert 
bei  allen  Buchhandlungen  und  Postanstalten,  sowie 
direkt  beim  Verlage  Berlin  SO.  16,  Rungestrafie  27, 
der  auf  Verlangen  Probenummern  gratis  und  franko 
versendet. 


Im  Januar  1913  begann  der  IX.  Jahrg.  der  Zeitschrift: 

Sexual-Probleme 

Zeitschriftfür  Sexualwissenschaft 
und  Sexualpolitik 

Herausgeber  Dr.  med.  Marcuse 

Preis:  Halbjährlich  (6  Hefte)  Mark  4.— 
Einzelheft  80  Pfg. 

Mit  den  »Sexual-Problemen«  wollen  wir  ein  er- 
schöpfendes Quellen-  und  Sammelwerk  für  die  ge- 
samte Sexualwissenschaft  und  ein  großzügiges  Organ 
für  praktische  Sexualpolitik  bieten.  Eine  stattliche 
Reihe  angesehener  Fachschriftsteller  auf  allen  in 
Betracht  kommendenWissensgebieten  sind  ständige 
Mitarbeiter.  Neben  ausführlichen,  allgemein  ver- 
ständlichen Aufsätzen  aus  dem  Gebiete  der  Medizin 
und  Hygiene,  der  Naturwissenschaft  und  Völker- 
kunde, der  Rechts-  und  Sozialwissenschaft,  der 
Philosophie,  Pädagogik  und  Ethik  wird  sich  unsere 
Zeitschrift  auch  die  eingehende  Berichterstattung 
über  die  einschlägige  Literatur,  über  die  aktuellen 
Ereignisse  im  öffentlichen  Leben,  über  die  Fort- 
schritte und  Erfahrungen  auf  sexualwissenschaft- 
lichem Gebiet  angelegen  sein  lassen. 

Abonnements  nehmen  alle  Buchhandlungen  und 
Postanstalten  entgegen. 

Probeheft  mit  ausführlichem  Prospekt 
gratis  und  franko  durch 

J.  D.  Sauerländer's  Verlag 
Frankfurt  a.  M.#Finkenhofstraße  21 
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Französische  Ausgabe 

I    „Les  Documents  du  Progres" 

Revue  Internationale 
Directeur:  Dr.  R.  Broda,  Paris,  59  rue  Claude  Bernard 
  •  

Englische  Ausgabe 

„Progress" 

Published  bythe  British  Institute  of  Social  Service,  London 

i  

Ungarische  Ausgabe 

|      SZOCIÄLPOLITIKAI  SZEMLE 

Herausgegeben  von  Dr.  Eugen  Länczi 
in  Verbindung  mit  Dr.  Marcel  Kadosa,  Budapest 


Esperanto-Ausgabe 

Homaro 

Herausgeber:  M. 'Mangada,  Madrid 

Chefredakteur:  Dr.  Uhlmann,  Schussenried 

$1110$^  •"  ^fe* v  vv  ^töi> :  ■■-    - '  'tu  viMt^' 

.  ,  — 

Probenummern  alier  Ausgaben  erhältlich  durch  das 
Hauptbureau,  Paris,  59  rue  Claude  Bernard. 


mmm  m  INSTITUT  a  h  a  s 
für  internationalen  Austausch 
fortschrittlicher  Erfahrungen 


P|urch  Einsendung  eines  Jahresbetrages  von  15  Mk. 

an  das  Hauptbureau,  Paris,  59  rue  Claude  Bernard 
werden  nachstehende  Rechte  erworben. 

1.  Bezug  der  »DOKUMENTE  DES  FORTSCHRITTS* 
und  sämtlicher  anderen  im  Laufe  des  betr. 
Jahres  vom  Institut  herausgegebenen  Publi- 
kationen. 

2.  Benutzung  des  internationalen  Auskunfts- 
bureaus und  leihweise  Überlassung  der  im 
Archiv  befindlichen  ausländischen  Zeitschriften. 

3.  Freier  Zutritt  zu  den  Vorträgen  des  Instituts. 


Jede  gewünschte  Auskunft  wird  vom  Generalsekretariat 
des  Instituts,  Paris,  59  rue  Claude  Bernard  erteilt. 


I 


